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Berggeſetzgebung. 


— 


I. Berordnung, 


betreffend die Einführung des Allgemeinen Berggefeßes 
vom 24. Juni 1865 in das Gebiet des vormaligen Her— 
zogthbums Najjau. Bom 22. Februar 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Fönig von 
Preußen ıc. 
verordnnen für das mit Unferer Monarchie vereinigte Gebiet des 
vormaligen HerzogthHums Nafjau, auf den Antrag Unferes Staat$- 
minifteriums, was folgt: 
Artikel I. 

Das Allgemeine Berggejeß für die Preußifhen Staaten vom 
24. Juni 1865 (Gejeg- Sammlung für 1865 ©. 705) erlangt im Ge— 
biete des vormaligen Herzogthums Naffau unter nachfolgenden be- 
jonderen Beitimmungen mit dem 1. April diefes Jahres Geſetzeskraft. 

Artifel II. 

Den im $. 1 des Berggefebes aufgeführten Mineralien wird 
der Dachſchiefer hinzugefügt. 

Artifel ILL 

Hinfichtlich der Feldesgröße ift die Beitimmung unter 2 des 
8. 27 des Berggeſetzes maaßgebend. 

Artikel IV. 

Die im 8. 141 des Berggefeges in Bezug genommenen, den 
Eifenbahngejellihaften gegenüber geltenden Grundfäge finden nur 
infoweit Anwendung, als denfelben nicht das Nafjauijche Geſetz, 
betreffend „die behufs des Eintrags dingliher Rechte an Immo— 
bilien zu führenden öffentlichen Bücher“ vom 15. Mat 1851 (Ber- 


orduungsblatt 1851 ©. 59) entgegenfteht. 
Zeitſchr. f. Bergrecht. Band VII. 1. —1 


2 Berggefeßgebung. 


Artikel V. 

Für alle im $. 165 des Berggeſetzes genannten Arbeiter im 
Gebiete des vormaligen Herzogthums Naſſau joll ein Allgemeiner 
Knappfchaftsverein gegründet werden, welcher feinen Mitgliedern 
nach näherer Beitimmung des Statut? die im $. 171 unter 4, 5 
und 6 genannten Leiftungen zu gewähren hat. 

Diefem Vereine wird das Vermögen der Naſſauiſchen Allge- 
meinen Knappſchaftskaſſe ($. 12 des Geſetzes vom 23. November 
1861, Verordnungsblatt 1861 ©. 369) überwiefen. 

Für die Leijtungen unter 1, 2 und 3 des $. 171 follen auf 
ſämmtlichen Werfen befondere Krankenkaſſen nah $. 172 einge- 
richtet werden. 

Die bereits beftehenden Knappſchaftsvereine follen zu ſolchen 
Krankenkaſſen umgebildet werden. 

Die Krankenkaſſen erlangen durd die Beltätigung ihrer Sta— 
tuten die Eigenſchaft juriftiicher Perſonen. 

Bon der Theilnahme an dem Allgemeinen Knappſchaftsvereine, 
fowie von der ‚Umbildung zu Krankenkaſſen können diejenigen der 
bereit3 bejtehenden Knappſchaftsvereine, welche nad ihren jegigen 
Statuten den Mitgliedern alle im $. 171 unter 1 bis 6 genannten 
Leiftungen gewähren, auf ihren Antrag dur Beſchluß des Ober- 
bergamt3 befreit werden. Auf diejelben finden alsdann die Bejtim- 
mungen de3 fiebenten Titels des Berggejeßes vollftändig Anwendung. 


Artikel VI 

Zugleih mit den Strafvorfchriften des Berggeſetzes tritt das 
Geje „über die Beitrafung unbefugter Gewinnung oder Aneignung 
von Mineralien“ vom 26. März 1856 (Geje-Sammlung für 1856 
©. 203) in Kraft. 

Bis zur Aufhebung der gegenwärtig in den Naſſauiſchen Lan— 
destheilen beftehenden allgemeinen ftrafgejeglichen Beſtimmungen ift 
jedo bei Gefängnißftrafen bis zu ſechs Wochen ftatt derjelben auf 
Amtsgefängniß, bei Gefängnißftrafen von längerer Dauer dagegen 
auf Korrektionshaus zu erfennen. 

Artikel VII. 

An die Stelle der im $. 209 des Berggeſetzes erwähnten 
Staatsanwaltſchaft treten die zuftändigen Gerichte. 

Hinfihtlih der Kompetenz derjelben und des Unterſuchungs— 
verfahrens gelten die allgemeinen Vorſchriften der Geſetzgebung des 
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vormaligen Herzogthums Naffau über Polizeiübertretungen und 
forreftionelle Vergehen, insbejondere auch die Verordnung, betref- 
fend das Verfahren bei Polizeivergehen, vom 4. Januar 1855 
(Berordnungsblatt 1855 ©. 1). 


Artikel VIII. 

Die in den 88. 90 und 92 des Berggefeßes den Knappſchafts- 
fafjen zugewiefenen Forderungen und Gelditrafen fallen der Allge- 
meinen Knappſchaftskaſſe zu. 

Artikel IX. 

Muthungen und. Verleihungsgefude aus der Zeit vor dem 
Eintritt der Gejeestraft des Berggejeßes gewähren, wenn fie den 
Erforderniffen des $. 15 des Berggeſetzes entjprechen, ein Recht 
auf Verleihung eines Normalgrubenfeldes nad) $. 27 der Naſſaui— 
Ihen Bergordnung vom 18. Februar 1857, welches durch das 
Dberbergamt auf die nah 8. 28 der Bergordnung ohne Zuſtim— 
mung des Staatäminifteriums zuläffige Größe ausgedehnt wer- 
den fann. 

Das Recht auf Umwandlung und Erweiterung nad $. 215 
des Berggejeßes ſteht denjelben nicht zu. 

Artikel X. 

Den mit gevierten Feldern im Sinne der bisherigen Geſetz— 
gebung verliehenen Bergwerfen, mit Ausnahme der auf Thon und 
MWalfererde verliehenen, wird die ewige Teufe nach jenfrechten Ebe- 
nen beigelegt, ſofern nicht Rechte Dritter entgegenftehen. 


Artikel XI. 

Der im $. 232 des Berggeſetzes angenommene Zeitpunkt ift 
eingetreten, fobald die Ab- und Zufhreibung im Berggegenbuche 
gejeglih beantragt ift. 

Artikel XI. 

An Stelle der im Berggefege erwähnten Hypothekenbücher 
bleiben die Berggegenbücer beftehen und werden nah Maaßgabe 
der Beftimmungen de3 im Art. IV angeführten Naſſauiſchen Ge- 
jeße8 vom 15. Mai 1851, der dazu gehörigen Vollzugsverordnung 
vom 31. Mai 1854 (Verordnungsblatt 1854 ©. 71) und der SS. 
66 bis 74 der Bergordnung vom 18. Februar 1857 fortgeführt ; 
eine Mitwirkung der Bergbehörde bei der Führung und Beaufſich— 
tigung der Berggegenbücher findet jedoch nicht mehr ftatt. 
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Artifel XII. 

An der Stelle der gejeglihen Vorſchriften des Preußifchen 
Rechts über die Erefution und den Konfurs bleiben die in dem 
vormaligen Herzogtum Naſſau beftehenden gefeglichen Beitimmungen 
über das Hülfsvollftrefungs- und Konkursverfahren in Kraft. 

Ebenſo wird an der Naljauifchen Gejeßgebung über das Pfand— 
recht und die Rangordnung der Gläubiger im Konkurſe 2 
geändert. 

Artifel XIV. 


In den Fällen des $. 159 des Berggejeßes joll die Verfteige- 
rung nah den für das Konkursverfahren nad Naſſauiſchem Rechte 
beftehenden Regeln und mit den Wirkungen defjelben vollzogen 
werden. 

Artikel XV. 


Die in dem Berggejebe vorgejchriebenen Veröffentlichungen 
durch das Regierungsamtsblatt erfolgen, jo lange ein ſolches nicht 
befteht,. durch das Naſſauiſche Intelligenzblatt. 


Artikel XVI. 

Die Infinuation von Verfügungen der Bergbehörden kann 
rechtsgültig durch die Poftbehörde bewirkt werden. Wird die Ver— 
fügung von der Poſt als unbeftellbar zurüdgeliefert, jo erfolgt die 
Infinuation durch öffentlichen Aushang am Amtslokale des Revier 
beamten. 

Hat die Verfügung während vierzehn Tagen ausgehangen, fo 
ift die Zuftellung für bewirkt zu erachten. 


Artifel XVII. 

Mit dem 1. April diefes Jahres treten außer Kraft: das ge- 
meine deutjche Bergrecht, die bergrechtlichen Beftimmungen der für 
einzelne Zandestheile noch geltenden älteren Landrechte, das Edikt, 
betreffend die Organifation der Bergverwaltung, vom 4. Oftober 
1826, die Bergordnung vom 18. Februar 1857, ſoweit dieſelbe 
nicht nad) Art. XII diefer Verordnung beftehen bleibt, die Beſtim— 
mungen im $. 6 pos. 6 des Geſetzes, betreffend die Organifation 
der Gentralbehörden, vom 24. Juli 1854 (Verordnungsblatt 1854 
©. 155), das Gefeß über die Knappichaftsfaffen vom 23. November 
1861 (Berordnungsblatt 1861 ©. 369) und alle übrigen allge- 
meinen und befonderen Geſetze, Berordnungen und Gewohnheiten 
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über Gegenftände, auf welche das Berggejeb und die gegenwärtige 
Verordnung fich beziehen. 

Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und 
beigedrudtem Königlichen Inſiegel. | 

Gegeben Berlin, den 22. Februar 1867. 


(L. 8.) Wilhelm. 
(Gejeg- Sammlung von 1867 ©. 237.) 
Motive 


zudem Entwurfe der vorftehenden Verordnung. 


Der Bergbau in den mit der Preußiſchen Monardhie vereinig- 
ten Landestheilen des vormaligen Herzogthums Naffau hat bereits 
eine hohe Bedeutung erlangt. (Bergl. das Berg: und Hüttenwejen 
im Herzogthum Naſſau I. Band, Wiesbaden 1865.) Ein erheblicher 
BruchtHeil der Yandesbevölferung ift auf diefen Induſtriezweig an— 
gewiejen, während andererfeit3 die Eifenhüttenwerfe am Niederrhein, 
in Weltfalen, an der Saar ıc. von Jahr zu Jahr fteigende Maſſen 
von Naſſauiſchen Eifenerzen beziehen. 

Es gehört zu den danfenswertheiten Aufgaben der Breußifchen 
Regierung, die weitere Entwidelung dieſes für die Naffauische und 
Rheinische Bevölkerung ganz unentbehrlichen Erwerbszweiges mit 
Energie und. ohne Zögern zu fördern, und es herrſcht in allen ſach— 
verftändigen reifen gar fein Zweifel darüber, daB dieje Förderung 
nur durch die fehleunige und möglichft unveränderte Einführung 
des Preußiichen Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 er- 
folgen fönne, 

Während nämlid in einem großen Theile de3 Landes das 
j. g. gemeine Bergreht zur Anwendung kommt, bejteht in den 
nördlih der Lahn gelegenen, ehemals Oraniſchen Fürftenthümern 
Dillenburg, Die und Hadamar, tie bordem im Fürſtenthume 
Siegen, die Nafjau = Kagenelnbogifche Bergordnung vom Jahre 
1559 noch fort. Da indeh das Edikt vom 4. Oftober 1826 (Ber- 
ordnungsblatt für das Jahr 1826 ©. 85 ff.) allgemeine Normen 
für die Verwaltung des Bergregales aufgeftellt und im Anſchluſſe 
hieran die ohne Zuziehung der Stände auf „höchſte Entſchließung“ 
erlafjene und darum in ihrer Rechtsbeftändigfeit vielfach bezmeifelte 
Bergordnung vom 18. Februar 1857 (Verordnungsblatt für das 
Jahr 1857 ©. 15 ff.) das Bergweſen umfaffend regulirt hatte, jo 
wurde in der Praxis auf die eigentlichen Quellen de3 Naſſauiſchen 
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Bergrechtes nur jelten zurüdgegangen. Weder jene älteren Rechts— 
quellen, noch die neuerdings erlaffenen Vorjehriften genügen indeß 
den Bedürfniſſen des Bergbaues der Gegenwart, jo daß bereits im 
Jahre 1857 auf Anregung der Stände die ehemalige Naſſauiſche 
Regierung eine Reform des Bergredhtes und zwar im Anjchluffe 
an das Preußifche Bergrecht in Ausſicht ftellte. (Zeitichrift für 
Bergredt, Jahrg. III ©. 290.) Diefem Verſprechen ift die Naj= 
ſauiſche Regierung gleich nah dem Belanntwerden des definitiven 
Entwurfes eines Preußiſchen Berggejeßes injomweit nachgefommen, 
al3 diefelbe unter Mitwirkung der jonftigen Bergbehörden durch den 
DOberbergratd DOdernheimer im engiten Anjchlufle an das in- 
zwiſchen erlaſſene Preußiſche Berggeje einen Entwurf ausarbeiten, 
denfelben von dem Finanz=Gollegium prüfen und durch den Hof- 
gerichtsrath Schulz zu Dillenburg revidiren ließ. 

Die inzwifchen gänzlich veränderten politiſchen Verhältniſſe des 
Herzogthums Naſſau Tießen indeß davon abjehen, ein bejonderes 
Berggejeß auf der Grundlage des ausgearbeiteten Entwurfes für 
erftere3 zu erlaffen. Es konnte ſich mit Rüdfiht auf die Vereini— 
gung der Naſſauiſchen Landestheile mit der Preußiſchen Monarchie 
nur nod empfehlen, eine bejfondere Einführungs-Verordnung für 
das Preußische Berggejeg zu entwerfen, in welcher den eigenthüms 
lichen Berhältniffen der erfteren gebührende Rüdficht getragen wurde. 

Nahdem am 21. Dftober 1866 zu Limburg a. d. Lahn fait 
alle Naffauifhen Bergbau -ntereffenten eine Generalverfjammlung 
abgehalten und einftimmig den dringenden Wunjh auf eine 
möglichft jchleunige und unveränderte Einführung des Preußiſchen 
Berggefeges ausgeſprochen und zur Kenntniß des Handelsminifters 
gebracht Hatten, ift auf Anordnung des leßteren am 21. November 
vorigen Nahres zu Wiesbaden eine aus zwölf Mitgliedern beftehende 
Kommijlion zur Beratdung der Einführungs-Berordnung zujammen= 
getreten. Zu den Mitgliedern der Kommilfion Haben neben Preußi— 
Ihen und ehemals Naffauifchen Bergbeamten die hauptſächlichſten 
Bertreter der Berginduftrie, jodann auch der vorerwähnte Hofge— 
rihtsratd Schulz und der Oberbergrath Odernheimer gehört. Der 
von diejer Kommiſſion einftimmig bejchloffene Entwurf einer Ein— 
führung3=Verordnung hat mit Ausnahme eines einzigen Punktes, 
von welchem weiter unten die Rede jein wird, im Wejentlihen an— 
genommen werden fünnen. — 

Ausführlide amtlihe Informationen haben ergeben, daß 
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Privat-Regalinhaber, deren Rechte übrigens anderenfall3 der 8. 250 
des Allgemeinen Berggejeßes ausreichend ſchützen würde, in den 
ehemal3 Naſſauiſchen Landestheilen nicht vorhanden find. Es ift 
vielmehr ermittelt worden, daß nur zu Gunſten gewiſſer Perſonen, 
zu denen auch die Domaine für einzelne Gemeindebezirfe gehört, 
Borzugsrechte zum Selbjtbetriebe neu eröffneter Bergmwerfe beſtehen. 
Die erwähnte Bergordnung vom 18. Februar 1857, welche im 8. 2 
den Bergbau für frei erklärt, enthält eine amtliche Anmerkung zu 
jenem Paragraphen, in welchem diefe Vorzugsberechtigten, ſowie die 
in den Naſſauiſchen Landestheilen bejtehenden ſ. g. Diftriktsfelder 
im Allgemeinen angedeutet jind.. Was die Diftriftsfelder anbetrifft, 
welche bekanntlich in den älteren Preußifchen Bezirken zahlreich in 
früherer Zeit verliehen find, jo werden diejelben ſelbſtverſtändlich 
durch das Allgemeine Berggejeß in ihrem Beſtande und ihrer Gül- 
tigfeit in feiner Weife alterirt. Daſſelbe gilt indeß auch Hinfichtlich 
der zuerft erwähnten Vorzugsrechte zum Selbjtbetriebe, da nad 
$. 15 des Allgemeinen Berggejeßes die Gültigkeit einer Muthung 
dadurch bedingt ift, „daß nicht beffere Rechte Dritter auf dem Fund 
entgegenftehen,” außerdem aber die 88. 28 bis 31 und 35 des All- 
gemeinen Berggejeßes dritten Berechtigten hinlängliche Gelegenheit 
bieten, bei Inftruftion jeder Muthung ihre Rechte geltend zu maden. 
Das jus excludendi alios, welches befanntlih in der Provinz 
Schleſien nicht ſelten vorkommt und das feiner rechtlichen Bedeu— 
tung nah mit dem hier in Frage ſtehenden Vorzugsrechte ganz 
übereinftimmt, ift gleichfalls nur durch die angeführten Borjehriften 
des Berggefeges geſchützt. Demgemäß erfordern auch jene Vorzugs— 
rechte zum Selbitbetriebe feinerlei Beitimmung in der Einführungs- 
Verordnung. 

Nahrichtlih wird übrigens bemerkt, daß, abgejehen von dem 
erwähnten Vorzugsrehte der Domaine, zu deſſen fernerer belang— 
reicher Ausübung die zahlreich erfolgten Beleihungen der Domaine 
an fi wenig Aussicht gejtatten, ein VBorzugsreht zum Selbitbe- 
triebe nur nod in der Herrſchaft Schaumburg zu Öunften des 
Standesherrn, Erzherzog Stephan von Defterreih, auf alle der 
Berghoheit unterworfene Mineralien, mit Ausnahme der Eijenerze, 
auf welche eine Dijtriftsverleidung ertheilt ift, befteht. Sodann: ift 
das Vorzugsreht zu Gunſten des Grafen von Leiningen-Wefterburg 
in der Grafichaft MWefterburg und der Herrihaft Schaded vor— 
handen. Dieje Berechtigten haben indeß niemals von dem Vorzugs— 
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rechte Gebrauch gemacht, jo daß namentlich die werthvolleren Lager— 
ftätten innerhalb der Standesherrihaft der Grafen von Leiningen- 
Weſterburg faft ſämmtlich zu Gunften dritter Berfonen verliehen find. 

Ein dem Fürften zu Wied in den Nemtern Runfel und Selters 
zuftehendes Vorzugs- und Zehntrecht ift durch Vertrag vom 15. Des 
zember 1860 befeitigt. Ebenſo ift das früher dem Grafen von Wald- 
bott-Bafjenheim in den Herrſchaften Neifenberg und Cransberg zu— 
ftehende Vorzugsrecht nah Erwerb dieſer Herrichaften durch die 
Domaine Seitens de3 früheren Naffauifchen Staatsminifteriums 
ausdrüdlich für erloſchen erklärt worden. 

Was nun den Entwurf einer Allerhöchſten Einführungs - Ber- 
ordnung für das Berggejeh im Einzelnen anbetrifft, jo ergiebt das 
beigefügte Protofoll vom 21. und 24. November v. J. deſſen nähere 
Motivirung. 

Zuſätzlich bleibt zu -bemerfen, daß der Art. XVIII des von der 
Kommiſſion aufgeftellten Entwurfes, ſowie auch Art. XIX geftrichen 
werden mußten, weil die im Art. XVII vorgejehene Vereinigung 
des ehemaligen Herzogthums Nafjau mit dem Oberbergamtsbezirfe 
Bonn auf Grund des $. 188 des Allgemeinen Berggefeßes durch 
befondere Königliche Verordnung erfolgen wird, welche fih auch auf 
die ehemals Großherzoglih Heſſiſchen Landestheile beziehen fol. — 

Bei Art. VI Hat e3 nicht erforderlich gejchienen, die allge= 
meinen Grundſätze des Preußifchen Strafgeſetzbuches vom 14. April 
1851 bejonders einzuführen, da für die furze Zeit der etwaigen 
Hortdauer des Naſſauiſchen Strafgejeßbuches über den 1. April 
d. 3. hinaus die beftehenden Beftimmungen genügen werden. 

Abgejehen von diefen wenig in Betracht kommenden Aende— 
rungen des don der Kommiſſion vorgelegten Entwurfes hat eine 
wichtige Aenderung rüdfichtlih des Art. V des lekteren eintreten 
müffen. Dieſer Artikel betrifft die Einrichtung der Knappſchafts— 
fallen in dem ehemaligen Herzogthum Naſſau. 

Das Gefeh über die Knappſchaftskaſſen in den Naffauijchen 
Landestheilen vom 23. November 1861 (Berordnungsblatt vom 
Jahre 1861 S. 369; vergl. auch den Abdruck in der Zeitſchrift 
für Bergrecht Jahrg. HI ©. 26 ff.) unterfcheidet: 

1. Snappfchaftsvereine für einzelne oder mehrere Werfe, welde 
den Mitgliedern freie ärztliche Behandlung, Auszahlung eines 
Monatzlohnes bei Verletzungen eines Bergmannes in der 
Arbeit und Auszahlung eines Monatslohnes und der Bes 
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erdigungäfoften an die Hinterbliebenen eines im Dienfte ver— 
unglüdten Arbeiter zufichern. 

Abgejehen davon, daß diefe Art der Knappſchaftskaſſen, 
welche das Allgemeine Berggefeg vom 24. Juni 1865 im 
$.. 172 als Krankenkaſſen bezeichnet, in Preußen bisher regel- 
mäßig mit den Invalidenkaſſen der Bergleute verbunden war, 
Tiegt der Hauptunterfchied der Preußifchen Einrichtung gegen 
über darin, daß die Krankenkaſſen und Imvalidenkaſſen 
obligatorifch für Wertseigenthümer und Arbeiter 
find und daß ferner die Beneficien nicht blos auf Unglüds- 
fälle und Berlegungen bei der Arbeit bejchränft erjcheinen. 

2. Neben den Kranfenfaffen, deren Errichtung und Dotirung 
vom freien Willen der Werfseigenthümer und Arbeiter ab- 
hängt, ordnet das Naffauifche Gefeh vom 23. November 1861 
die Errichtung einer Allgemeinen Knappſchaftskaſſe für das 
Herzogthum an, welcher das Vermögen des ſ. g. Freikuxen— 
kaſſenfonds behufs Verwendung der Zinfen deijelben über- 
wiejen wird ($. 13). Diefes Vermögen beträgt gegenwärtig 
ungefähr 82,000 Gulden. 

Zwed der Allgemeinen Knappſchaftskaſſe ift nad $. 12, bie 
durh Beihädigungen oder Unglüdsfälle im Dienfte 
invalide gewordenen Arbeiter mit Unterftügungen zu verjehen. Reis 
hen die Zinfen des Freikuxengelderfonds hierzu nicht aus, jo müſſen 
die Werf3eigenthümer im Marimum einen glei hohen Betrag 
al3 jene Zinſen aufbringen. Die Verwaltung der Kaffe liegt in 
den Händen des Staates. 

Wenn nun auch diefe Kaffe in einer gewiſſen Weiſe rückſichtlich 
der Beitragspflicht der Werktseigenthümer obligatorisch ift, jo 
weicht diejelbe von den Preußiſchen Einrichtungen doch darin ab, 
daß leßtere auch für die Arbeiter obligatorifh find und demgemäß 
die Verwaltung der Inſtitute jelbititändig durch einen aus der 
Mitte der Betheiligten hervorgehenden Knappſchaftsvorſtand ge= 
hieht. Sodann gewähren die Preußischen Knappfchaftsvereine nicht 
blos eine Ynvaliden = Benfion für folche Arbeiter, welche durch Be— 
Ihädigungen oder Unglüdsfälle im Dienfte arbeitsunfähig geworden 
find, fondern überhaupt bei jeder ohne grobes Verſchulden einge— 
tretenen Arbeitsunfähigfeit. Außerdem erhalten die Wittwen der 
Arbeiter lebenslängliche Penfionen und die Kinder verjtorbener 
Arbeiter und Invaliden Erziehungsgelder. Dies find nad $. 171 
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des Allgemeinen Berggejeges die Minimalleiftungen eines Knapp— 
Ichaftsvereines. 

Diefe für den ganzen Staat als notwendig erfaunte und be— 
währte Einrichtung, welche gewiß zur Verbütung von Arbeiterun— 
ruhen und ungejeglichen Goalitionen wejentlich beigetragen und ein 
feftes Band zwiſchen Wrbeitgebern und Arbeitnehmern geichaffen 
hat, ift nad) 88. 210 und 213 des Allgemeinen Berggejeßes jogar . 
auf den nicht regalen Braun- und Steinfohlenbergbau und nad) 
$. 214 auf gewiſſe Steinbrüche für anwendbar erklärt worden. Es 
ericheint unthunli, die Preußiſche Knappſchaftseinrichtung bei Ein- 
führung des Allgemeinen Berggejeges in die mit Preußen vereinig- 
ten Landestheile von der Anwendbarkeit auszufchließen. An den 
ehemals Großherzoglih Heſſiſchen Yandestheilen find die Betheiligten 
einjtimmig der Anficht geweſen, daß die Einführung des über das 
Knappſchaftsweſen handelnden Titels 7 des Allgemeinen Bergge— 
ſetzes nothwendig und zwedmäßig jei. In dem Preußijchen Kreiſe 
Wetzlar, in den an das ehemalige Herzogtum Nafjau anftopenden 
Siegenſchen und Sayniſchen Bergrevieren, in dem Reviere Goblenz 
auf der linfen Rheinſeite beiteht die Preußiſche Knappſchaftsein— 
rihtung bei mejentlich gleichen Arbeitsverhältniffen wie in Nafjau, 
zum großen Segen des Bergbaues und der Bevölkerung. Es fann 
und darf daher nicht die Abjicht des Gejehgebers fein, mit Rüdficht 
auf ehemalige Yandesgrenzen den Arbeiter bald günftig, bald un 
günftig zu ftellen und den Werkseigenthümern die Wohlthaten der 
neuen Geſetzgebung zu gewähren, diefelben aber von den mit leg: 
terer verbundenen Laſten zu befreien. Demgemäß iſt es unmöglid) 
geweſen, dem Wunfche der Betheiligten, es im Wejentlichen bei der 
bisherigen Berfaffung des Knappſchaftsweſens zu belafjen, zu ent- 
jprechen, und hat der dieſerhalb proponirte Art. V gejtrichen wer— 
den müfjen. 

In einer am 7. Januar d. 3. in Wiesbaden abgehaltenen 
wiederholten Situng der Kommiſſion, worüber das Protokoll bei- 
gefügt ift, Hat fich diefelbe daher über eine neue Faſſung des Art. V 
geeinigt, welche in den Entwurf übernommen iſt. Dieje Faſſung, 
welche mit dem Allgemeinen Berggeſetze im Einklange jteht, berüd- 
fihtigt die in den Naſſauiſchen Landestheilen beftehenden thatjäch- 
lihen und rechtlichen Berhältnijfe in genügender Weije. 

Die Einführung des im Allgemeinen Berggejeße vorgejchrie- 
benen Knappſchaftsweſens macht es jelbjtverjtändlich erforderlich, 
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im Urt. XVII des Entwurfes das Naffauiihe Geſetz vom 23. No- 
vember 1861 unter die aufgehobenen Gejege jpeciell aufzunehmen. 

Schließlich wird bemerkt, daß wegen Regelung der Bergwerks— 
abgaben und Steuern in den mit der Krone Preußen vereinigten 
Pandestheifen bereit3 Anordnungen getroffen morden find. Nach 
8. 245 des Allgemeinen Berggeſetzes bildet das Bergwerks-Abgaben— 
weſen den Gegenftand einer bejonderen Gejeßgebung. 


Anlagen zu den Motiven. 


Brotofolle d. d. Wiesbaden den 21. und 24. November 1866 und 

7. Januar 1867, betreffend die Berathungen der Kommiſſion über 

die Einführung des Allgemeinen Berggejeßes im Nafjauifchen Gebiete. 
Geſchehen zu Wiesbaden am 21. November 1866. 

Die zur Begutachtung der bei Einführung des Preußiichen Berg— 
gefeßes im bormaligen Herzogtum Nafjau erforderlichen Modifika— 
tionen und Uebergangsbeſtimmungen berufene Kommiſſion, beftehend 
aus den Herren: 

1) Berghauptmann Dr. Brafjert von Bonn als Borjigender, 

2) Oberbergratd Bluhme von dort, 

3) Hof und Appellationsgerichtsrath Schulz von hier, 

4) Oberbergrath Odernheimer von hier, 

5) Bergrath Winter von Weilburg, 

6) Bergmeifter Giebeler von hier, 

7) Brocurator Raht von Weilburg, v 

8) Procurator und Bergmwerksbefiter Hilf von Limburg, 

9) Bergwerks- und Hüttenbefiger Heusler von Dillenburg, 

10) Bergwerksdireftor Born von Ems, 

11) Bergwerks- und Hüttenbefiger Wilhelm Loſſen von der Con— 
cordiahütte bei Bendorf, 

12) Bergwerks- und Hüttenbejiger R. Buderus von der Chriſtiaus⸗ 
hütte bei Schupbach, 

trat heute Vormittags 10 Uhr im hieſigen Miniſterialgebäude zu— 

ſammen. 

Bei Eröffnung der Berhanblungen brachte der Vorſitzende den in 
diejer Angelegenheit unter dem 31. v. M. ergangenen Erlaß des 
Herrn Minifters für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten — 
V. 5189 — zur Kenntniß der Verſammlung und ſprach ſich dahin 
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aus, dab e3 im Intereſſe der Konformität der Gefeßgebung Auf— 
gabe der Kommiſſion jein werde, fich bei ihren Vorfchlägen mög- 
lihit an das Berggeje vom 24. Juni 1865 anzujchließen und nur 
jolcde Abänderungen dem Einführungsgejege vorzubehalten, welche 
die Rüdfihtnahme auf Schonung beredtigter provinzieller und lo— 
faler Eigenthümlichkeiten, jowie auf Die zur Zeit noch beftehende all- 
gemeine Geſetzgebung des Landes erforderlich mache, während Ab- 
änderungen des Gefeßes zum Zwecke der Verbefferung und Fort— 
bildung defjelben der demnächſtigen weiteren Entwidelung der Berg: 
gejeggebung zu überlaſſen jein würden. 

Die Verfammlung erklärte fih mit diefen Grundfägen über die 
Behandlung des Gegenftandes vollftändig einverftanden. 

Es wurde dabei hervorgehoben, daß von demfelben Geſichtspunkte 
bereit3’in den Worarbeiten der Herren Bergbeamten und des Herrn 
Hofgerichtsraths Schulz, jowie in den Beichlüffen der Limburger 
Gemwerfenverfammlung vom 21. v. Mt3. auögegangen jei. 

Die Kommiſſion ſchritt demnach ſofort zur Berathung der einzelnen 
Abänderungs- und Zujagbeftimmungen und einigte ſich über das 
hierbei einzujchlagende Berfahren dahin, daß nur ſolche Anträge zur 
Discuffion geftellt werden jollen, welde von einem Kommilfionsmit- 
gliede eingebracht werden. ' 

Bei 8.1 entipann fi zunächſt eine Debatte darüber, ob die 
Worte: „mit Ausnahme der Raſeneiſenerze“ zu ftreihen oder uns 
verändert beizubehalten jeien. 

Die Kommiſſion entjchied ſich für die Beibehaltung, war aber zu— 
gleich darüber einverftanden, daß die im Naſſauiſchen Gebiete vor- 
fommenden jogenannten Rolllager, namentlih daS Vorkommen von 
Brauneifenftein-Gefchieben in der Dammerde, al3 Rajeneifenerze im 
Sinne de3 Berggefeges nicht anzujehen jeien. 

Die in der Limburger Gewerfenverfammlung in Anregung ges 
brachte Aufnahme des Thons unter die im $.1 aufgeführten Mine- 
ralien wurde von der Kommiffion, namentlich mit Rüdlicht auf die 
Seitens der technischen Bergbeamten gegebenen Erläuterungen, nicht 
für jahgemäß erachtet. 

nn Dagegen trat die Kommiſſion dem übereinftimmenden Antrage 
oron. der Naſſauiſchen Beamten und der Limburger Gemwerfenverfammlung: 
den Dachſchiefer unter die Mineralien des 8. 1 aufzunehmen, 
nad einer eingehenden Debatte bei. Es wurde hierbei insbeſondere 
erwogen, 
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daß der Dachſchieferbergbau im Naffauifchen Gebiete große mwirth- 
Ihaftlihe Bedeutung habe und demfelben daher der zu feiner weiteren 
Entwidelung unentbehrlihe Schuß der Berggefeßgebung nid) ——— 
werden dürfe; 

daß auf Dachſchiefer kein Tagebau, ſondern nur ler 
Betrieb geführt werde und geführt werden fünne, mithin im diefer 
Hinficht eine Verjchievdenheit von dem Bergbau auf andere Minera- 
lien nicht beftehe ; 

daß bei dem jehr getheilten Oberflächenbefike ein rationeller und 
öfonomifcher Betrieb auf Dachfehiefer von dem Grundeigenthümer 
nicht geführt werden könne; 

daß ein anjehnliher Theil der nutzbaren Dachichieferlagerftätten 
wegen der jeitherigen Unzugänglichfeit der betreffenden Gegenden, 
namentlih in den Thälern der Dörsbah, Mühlbach, Wisper und 
Weil noch nicht verliehen jei, im Falle der Ueberweifung an den 
Grundeigenthümer aber gegen das allgemeine Intereſſe des Landes 
borausfihtlih unbenugt bleiben würde ; 

daß das durch die Berggejeßgebung gewährte Erpropriationsrecht 
mit Rüdfiht auf die lokalen Verhältniſſe und namentlih auf die er- 
forderlihen Abfuhrmege, für den Dachſchieferbergbau unentbehrlich fei; 

daß jelbit die Ausbeutung der bereit3 verliehenen Dachſchiefer— 
bergwerke gefährdet jein würde, wenn eine Erweiterung der größten: 
theil3 kleinen Felder derjelben nicht mehr ftattfinden könne; 

daß derartige bejondere Verhältniffe augenfcheinlih in denjenigen 
Preußifchen Landestheilen, in welchen die frühere Regalität des Dach— 
Ichiefer3 aufgehoben worden fei, nicht beitanden haben ; 

daß endlich die zu Gunften des Dachſchiefers im Nafjauijchen Ge- 
biete beantragte Ausnahme von dem $. 1 lediglich den im zehnten 
Titel des Berggejeßes bereit3 enthaltenen Ausnahmen hinzutrete. 

Zu $. 4 war der Antrag geftellt, ven Mineralquellen einen be- 
jonderen gejeglihen Schuß zu gewähren. 

Zur Motivirung wurde auf die in einzelnen Kommentaren des 
Berggejeges ausgeiprochene Anficht, daß 8. 4 pos. 2 fein abjolutes 
Berbot enthalte und $. 196 die bergpolizeilide Beauflichtigung der 
Shürfarbeiten ausfchliege, Bezug genommen. Man war jedod) 
unter Hinweifung auf die publicirten Motive des Berggejebes allge- 
mein der Weberzeugung, daß jene Auffaffung irrig fei, worauf der 
Antrag fallen gelaffen wurde. 

Bei 8.16 jprad die Kommilfion zur Bejeitigung etwaiger Zwei— 


Art. III der 


Feldesgröße von 500,000 Quadratlahtern und hielt eine pofitive 
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fel allgemein die Anficht aus, daß diefer $, da derjelbe ausdrüdlich 
nur von verlaffenen „Bergwerfen“ rede, auf „Muthungen“ des jeit- 
herigen Naſſauiſchen Rechtes nicht angewandt werden könne. 

Bei 8.20 äußerte die Kommiffion den Wunſch, dag mit der An- 
fertigung von Muthungs-Ueberſichtskarten (Revierfarten) jo bald als 
möglich vorgegangen werden möge, da diefelben als eine mwejentliche 
Grundlage für die Ausführung des Berggejees anzufehen feien, und 
daß demgemäß die erforderlichen Fonds flüjfig gemacht würden. 

3u 8.27. Die Kommilfion erklärte fih für die Einführung der 


Beltimmung hierüber mit Rüdfiht auf die zweifache, im 8 27 des 
Geſetzes enthaltene Feldesgröße für erforderlich. 
Zu Titel IH Abſchnitt 3. (Bon den Bergleuten.) 

Bon bejonderen Normen über die Beihäftigung jugendlicher Ar— 
beiter in Bergwerken wurde abgejehen, weil ein dringendes Bebürf- 
niß hierfür nicht vorliege und es nicht geeignet erjcheine, gejeliche 
Borjriften in dieſer Beziehung blos für die Hlaffe der Bergarbeiter 
zu erlafjen. Auch die Reception der Beftimmungen in den 88. 16 bis 
19 des Geſetzes, die Aufficht der Bergbehörden über den Bergbau 
und das Verhältniß der Berg: und Hüttenarbeiter betreffend, vom 
21. Mai 1860 (8. 244 des Berggejehes) wurde nicht für geboten 
erachtet, da abgefehen davon, ob ein Bedürfniß hierzu angenommen 
werden könne, eine Reform jener gejeglichen Beftimmungen in Aus— 
ficht ſtehe. 

Ein Antrag, den Shit: und Gedinglohn der Bergarbeiter der 
Hilfsvollſtreckung und gerichtlichen Beſchlagnahme zu entziehen, wurde 
unter Hinweifung auf die ausreihenden Vorſchriften im $. 28 pos. 8 
des Nafjauifchen Geſetzes über das gerichtliche Hilfsvollſtreckungsver— 
fahren vom 16. Juli 1851 und in Betracht, daß auch die Preußi— 
Ihe Gejeßgebung dem Antrage widerftreite, abgelehnt. 

3u$. 129. Die Schlußbeftimmung diefes $, wonad das Ver— 
fahren über die dort näher bezeichneten Klagen fih nad den für 
ihleunige Sachen beftehenden Vorſchriften richten foll, gab zu der 
Bemerkung Veranlaffung, daß von diejer für raſche Erledigung von 
Streitigkeiten innerhalb der Gewerkſchaft jehr weſentlichen Vorſchrift 
zur Bert im Naſſauiſchen Gebiete fein Gebrauch zu machen jein 
werde, weil ein jchleuniges PBrozekverfahren im Sinne des $ 129 
nicht beftehe. Die Kommiffion ſprach die Weberzeugung aus, daß 
diefer Mangel fih für den Bergbau recht fühlbar machen werde, 
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und fand hierin einen Grund mehr, auch an diefer Stelle den drin— 
genden Wunjch nach einer baldigen Reform des Civilprozeßverfahrens 
auszusprechen. 

Zu 8.133. Aus Veranlaffung einer Diskuffion über den $. 133 
war die Kommiſſion einverftanden, daß die hier vorgefchriebene Ein— 
reihung der bezeichneten Urkunde nur zur Kenntnißnahme 
für die Bergbehörde erfolgen folle. 

Bei $. 141 war die Kommiffion nicht im Zweifel darüber, daß it "yper 
die Hier in Bezug genommenen Grundfäge des Preußijchen Eijenbahn= von. 
rechts auch im Naffauifchen Gebiete anzuwenden fein. Da indeß 
das Vorkaufsrecht nach der Preußiſchen Gefeggebung den Gharafter 
eines dinglihen Rechtes Habe, was mit den allgemeinen Prinzipien 
der Naffauifchen Geſetzgebung, insbefondere mit dem Stockbuchsge— 
jege vom 15. Mai 1851 unvereinbar fein würde, jo hielt die Kom- 
miſſion eine Zufagbeftimmung für erforderlich, durch welche der 
dinglihe Charakter dieſes Rechtes ausgeſchloſſen bleibt. 

Zu Titel VII. (88.165—186. Bon den Knappſchafts— 
vereinen.) 

Es ift der allgemeine, au don der Limburger Gemwerfenverfamm- 
lung ausgeſprochene Wunsch der Betheiligten, daß das Naſſauiſche 
Geſetz vom 23. November 1861 über das Knappichaftsinftitut bei— 
behalten werde. Mit Rüdficht hierauf und da die auf Grund diejes 
Geſetzes erft während der letzten Jahre getroffenen Einrichtungen 
noch in der Entwidelung begriffen find, in welche einzugreifen nicht 
rathjam jein würde, da ferner die Bergarbeiter in Nafjau zum grö- 
Beren Theile auch andere gewerbliche, ſowie landwirthſchaftliche Ar— 
beiten treiben, und mithin zur Zeit fein Bedürfniß vorliegt, das 
Knappſchaftsinſtitut nach den, einen befonderen Bergarbeiteritand 
vorausfeßenden Vorſchriften des Berggefeßes umzugeftalten, jo be— 
Ihloß die Kommiſſion, an Stelle des fiebenten Titel3 die Beibehal- 
tung des Gefeßes vom 23. November 1861 zu befürworten. | 

Der Kommiſſion ſchien' es indeß räthlich, bei diefer Gelegenheit 
einige Modifikationen des vorbezeichneten Geſetzes in Vorſchlag zu 
bringen, welche der dreifachen Zweck haben, die Verwaltung der für 
das ganze Gebiet von Nafjau beftehenden Allgemeinen Knappſchafts— 
fafje von der jeitherigen Landesregierung auf einen Seitens der 
Dergwerfsbefiger zu wählenden Ausſchuß zu übertragen, ferner eine 
nah dem Bermögensitande der Allgemeinen Knappſchaftskaſſe zus 
läffige und im Intereſſe der Bergarbeiter wünſchenswerthe Erhöhung 
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und Ausdehnung der Beneficien herbeizuführen, endlich die ftaatliche 
Beauffihtigung des Knappſchaftsinſtituts ganz nad) denjelben Grund: 
fägen zu regeln, melde im diefer Beziehung für die Knappſchafts— 
vereine der übrigen Preußiſchen Landestheile maaßgebend find. 

Zur näheren Begründung diefer Abänderungsporjehläge wurde na= 
mentlich hervorgehoben: Es entjpredhe den Grundſätzen des Bergge- 
jeße3 und der den Bergbehörden durch dafjelbe angewiejenen Stel— 
lung gegenüber dem Privatbergbau, daß die aus dem Freifurengelder- 
fonds entftandene Allgemeine Knappſchaftskaſſe ebenjo, wie dies be— 
reit3 bei den übrigen Knappjchaftsvereinen der Fall fei, von den 
Bergwerksbefigern jelbft unter der Oberauflicht der Bergbehörde ver— 
waltet werde. Ein Grund, diejes Inſtitut ausnahmsweiſe unter der 
Verwaltung der Staatsbehörde zu belafjen, liege nit vor. An 
Stelle der feitherigen, blos berathenden Ausſchüſſe werde ein Aus— 
ſchuß von den Bergwertsbefigern zu wählen jein, in deſſen Hände 
die Verwaltung übergehe. 

Die näheren Beltimmungen über die Zujammenjegung und Wahl 
dieſes Ausſchuſſes, ſowie über die Verwaltung der Kaffe feien zweck— 
mäßig einem von den Intereſſenten aufzuftellenden und der Beltä- 
tigung des Oberbergamts unterliegenden Statute vorzubehalten. 

Der günftige Stand der Allgemeinen Knappſchaftskaſſe, deren 
Vermögen ſich gegenwärtig auf ca. 82,000 Gulden belaufe, geſtatte 
nicht allein eine Erhöhung des im $.15 des Gejeßes vom 23. No- 
vember 1861 gering gegriffenen Penfionsjages, ſondern auch eine 
Ausdehnung. det Penfionen auf andere, al3 die im $. 12 dajelbft be- 
zeichneten unterftüßungsbedürftigen Arbeiter und Aufjeher der Berg— 
werte, Hütten und Aufbereitungsanftalten, namentlih auch auf 
ſolche Arbeiter und Aufjeher, welche in Folge von Alter oder Krank— 
heit invalide geworden jeien. Die näheren Yeitießungen hierüber 
werden dem Statute vorzubehalten jein, um jpäter etwa wünſchens— 
werthe Abänderungen der Beneficien im = der Statutenänderung 
bewirfen zu fünnen. 

Bemerft wurde noch, daß zwar auch die Arbeiter und Aufjeher 
der Hütten und Aufbereitungsanftalten, wie jeither, an 
den Wohlthaten des Ynflituts Theil nehmen jollen, die Verwaltung . 
des letzteren aber lediglih den Bergmwerfsbefigern überlajjen blei- 
ben müffe, weil nur diefe den Freifurengelderfonds aufgebracht haben. 

Da das ftaatliche Oberauffichtsrecht über das Knappichaftsinftitut in 
dem Geſetze vom 23. November 1861 nicht hinreichend beftimmt, 
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dagegen durch die 88. 169, 170, 177 und 183 bis 186 des Bergge- 
fees in zmwedentiprechender Weiſe geregelt ift, jo kann es nad) der 
Anficht der Kommiſſion nur erwünjcht jein, wenn in diejer Bezie— 
hung durch Vermweifung auf die vorbezeichneten VBorjchriften des Berg- 
geſetzes vollftändige Konformität herbeigeführt wird. 

Schließlich wurde noch beſchloſſen, diejenigen Forderungen und 
Geldftrafen, welche da3 Berggeſetz in den 88. 90 und 92 den Knapp 
ichaftsfaffen zumweift, mit Rüdfiht darauf, daß im Naffauijchen Ge- 
biete befondere Knappſchaftskaſſen noch nicht für alle Bergwerke be— 
ftehen, der Allgemeinen Knappſchaftskaſſe des Landes zufließen zu 
laſſen. 

Zu 8. 188 brachten die aus der Mitte der Intereſſenten des Pri— 
vatbergbaues berufenen ſechs Mitglieder der Kommiſſion, unter Be— 
zugnahme auf den bereits von der Limburger Gewerkenverſammlung 
ausgeſprochenen Wunſch, folgende Beſtimmung in Vorſchlag: 

„Das Gebiet des ehemaligen Herzogthums Naſſau wird mit dem 

Bezirke des Oberbergamts zu Bonn vereinigt,“ 
und motivirten dieſen Antrag damit, daß mit Rückſicht auf die Größe 
der Preußiſchen Oberbergamtsbezirke das vormalige Herzogthum 
Naſſau keinen Anſpruch auf Errichtung eines beſonderen Oberberg— 
amts werde machen können, die Vereinigung mit dem angrenzenden 
Bezirke des Oberbergamts zu Bonn aber in Anbetracht der Gemein— 
ſamkeit der bergbaulichen Intereſſen wünſchenswerth erſcheine. 

Die der Kommiſſion angehörigen beiderſeitigen Bergbeamten glaub— 
ten ſich der Theilnahme an der Berathung dieſes Antrages enthalten 
zu müſſen, fanden indeß im Uebrigen für den Fall der Genehmigung 
der vorgeſchlagenen Beſtimmung gegen die Faſſung derſelben nichts 
zu erinnern. 

Außerdem wurde bei dem von den Bergbehörden handelnden ach— 
ten Titel darauf hingewieſen, daß es erforderlich ſein werde, die auf 
die Organiſation der Bergbehörden, ſowie namentlich auf das Mark— 
ſcheiderweſen bezüglichen Ausführungsbeſtimmungen baldigſt zu er— 
laſſen. 

Zu 8. 91 und zum 3. Abſchnitte des Titels R. (Bon den 
Uebertretungen bergpolizeilicher Vorſchriften) wurde die Frage be— 
rathen, ob die darin angedrohten Strafen nach dem in Naſſau be— 
ſtehenden Strafſyſteme Anwendung finden könnten und ob nicht die 
Nothwendigkeit beſtehe, Strafbeſtimmungen zuzuſetzen. 

Es tam hierbei zunächſt zur Sprache, daß die in den — Pro⸗ 

Zeitſchr. f. Bergrecht. Band vll. 1, 
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binzen der Monarchie in Anwendung fommenden Beftimmungen des 
Preußiihen Strafgejegbuhs über die Verwandlung der Gelditrafen 
in Freiheitsftrafen weit milder jeien, wie die der Naffauischen Straf: 
gefeßgebung, wonach für je 1 Gulden Geldftrafe 1 ganzer Tag Frei— 
heitsftrafe eintrete, und daß die Strafarten der beiden Geſetzgebun— 
gen nicht übereinftimmten. 

Es wurde für nothwendig erachtet, die milderen Beftimmungen 
der Preußifchen Geſetzgebung über die Verwandlung der Geldftrafen 
in Freiheitäftrafen anzunehmen und die zu deren Anwendbarkeit auf 
die Nafjauijchen Strafarten des Amtögefängniffes und des Korrek— 
tionshauſes nothwendigen Ergänzungen zuzufügen. 

Bei der gebotenen Aufhebung der beitehenden Bergordnung vom 
18. Februar 1857, wodurd aud die Strafvorfchriften für das un- 
befugte Schürfen und die unbefugte Gewinnung von Bergwerks— 
Mineralien wegfallen, wurde nah Anficht der Kommiſſion ein fich 
den neuen Örundjäßen des Berggeſetzes anjshließender Erſatz noth- 
wendig. 

Um hierfür Uebereinitimmung der Gefeßgebung zu erlangen, hielt 
die Kommiljion die Reception des Preußiſchen Geſetzes über Beltra= 
fung unbefugter Gewinnung oder Aneignung von Mineralien vom 
26. März 1856 für nothwendig. 

Geftügt auf die Erwägung, daß es für die nad) dem eben er— 
wähnten Geſetze und nach dem Berggeſetze zu beftrafenden Handlun= 
gen in der Nafjauifchen Gejeggebung an allgemeinen Grundſätzen 
über die Beftrafung fehle, indem ein allgemeines Polizeigefeß nicht 
beftehe und das Strafgefegbuh vom 14. April 1849 ebenjo wie die 
übrigen Strafgejege allgemeine Beftimmungen nur für die darin 
behandelten Vergehen enthielten, daß ferner das Bedürfniß nad 
Gleichmäßigkeit des Rechts auf dem hier betrachteten Strafgebiete 
bereit anerfannt worden fei, wurde der Vorſchlag gemacht, die ein— 
Ichlagenden Titel aus dem allgemeinen Theile des Preußiſchen Straf- 
geſetzbuchs anzunehmen. 

Diefem Vorfchlage trat die Kommiſſion nach eingehender Berathung 
einſtimmig bei. 

ne Zu 8.209. Da das Inſtitut der Staatsanwaltſchaft für die nad) 

oron. dieſem Z zu verfolgenden WUebertretungen in Naffau nicht befteht, fo 

wurde der Antrag geftellt, diefen $ mit Rüdficht auf die Naſſauiſchen 
Einrihtungen abzuändern, und diefer Antrag angenommen. 

63 fam weiter in Erwägung, ob nicht eine Beftimmung aufzunehmen 
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jei, durch welche ausgejprodhen werde, daß die VBerrüdung, Verän— 
derung, Vernichtung oder Unfenntlihmahung von Grenzzeichen des 
Bergwerkseigenthums und des Geheimnifjes defjelben nad Tit. 51 
des Naſſauiſchen Strafgejegbudhs zu beurtheilen jeien. 

Die Kommilfion war indefjen einftimmig der Anſicht, daß die 
Worte des Art. 425 in diefem Titel 

„andere Gerechtfame“ 
fih auch auf das Bergwerkseigenthum erftredten und es darum für 
den beabfichtigten Zweck feiner befonderen Beftimmung bedürfe. 
3um Titel XI. (Hebergangsbeftimmungen.) Die Frage ——— 

über die künftige Behandlung der zur Zeit des Eintritts der Ge- rn. 
jeßeskraft des Berggeſetzes noch ſchwebenden Muthungen und Ver— 
leihungsgefuhe wurde einer eingehenden Crörterung unterworfen. 
Die Kommiſſion einigte ji dahin, daß eine pofitive Beitimmung 
getroffen werden müffe, wodurd eine feite Grundlage für die Er— 
ledigung der vorbezeihneten Muthungen und Berleifungsanträge 
geihaffen und ferner dieſen Muthungen und Berleihungsanträgen, 
den auf Grund des Berggeſetzes eingelegten Muthungen, Umwand— 
lungs- und Erweiterungsanträgen gegenüber, ein bejtimmtes Recht 
zugeltanden, hierdurch aber Zweifeln und Streitigfeiten über die 
Tragweite der feither gültigen Vorjchriften vorgebeugt werde. Man 
berüdfichtigte hierbei, daß die Bergordnung vom 18. Februar 1857 
nad) der herrjchenden, allerdings nicht unbeftrittenen Meinung, den 
Muthungen einen im Wege der Klage verfolgbaren Rechtsanſpruch 
auf Verleihung nicht zugeftanden, und daß ebenjomenig das Ver— 
leihungsgeſuch ein Anrecht auf ein Feld von bejtimmter Größe und 
Lage gegeben habe, daß vielmehr die Beftimmung des Feldes we— 
jentlih von dem Ermefjen der Bergbehörde abhängig geweſen jei. 

Diefen Zuftand zu bejeitigen, hielt man mit Rüdficht auf die 
abweichenden Grundfäge des Berggejehes für unerläßlich. 

Andererjeit3 war die Kommiſſion der Anficht, daß ein An— 
ſpruch auf Berleidfung überhaupt nur ſolchen älteren Muthungen 
und Berleihungsanträgen zugejtanden werden könne, welche zum 
Mindeften den im $. 15 des Preußiſchen Berggejeges aufgeltellten 
Erfordernifjen einer jeden Muthung entſprechen. 

Sofern dies der Fall jei, unterliege e8 feinem Bedenken, ein 
Recht auf ein Normalgrubenfeld von der im $. 27 der Bergord— 
nung vom 18. Februar 1857 beitimmten Größe zu gewähren. Da 
indeß dieſe Feldesgröße erfahrungsmäßig für einen wirthichaftlicen 
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Betrieb der Regel nach nicht ausreihe, jo emtipreche es ſowohl dem 
jeitherigen Verfahren als aud den Anſchauungen des Berggejeßes, 
dab das Oberbergamt die Befugniß erhalte, daS zu verleihende Feld 
bis zu den.im $. 28 der Bergordnung in Quadratlahtern ausge- 
drüdten Größen auszudehnen. Wenn dagegen nad) 8. 28 das Feld 
mit Zuftimmung des Staatsminifteriums aud noch über diejes 
Maaß hinaus ausgedehnt werden könne, jo ſei der verleihenden 
Behörde eine ſolche unbeichränfte Befugniß fernerhin nicht mehr 
beizulegen, zumal ein Bebürfniß hierzu nicht anerfannt werden könne, 

Die Kommiffion ſprach zugleih den Wunſch aus, daß ſchon von 
jegt ab eine Verleihung von Feldern, welde die im $. 28 der Berg- 
ordnung in Quadratlahtern ausgedrüdte Feldesgröße liberfteigen, 
nicht mehr erfolgen möge. 

Im Uebrigen war die Kommilfion der Anfiht, daß die Vor- 
ichriften des Berggeſetzes im $. 215 ff. über die Feldesummandlung 
und Yeldeserweiterung auf die Muthungen und Berleihungsanträge 
des jeitherigen Rechts nicht angewandt oder ausgedehnt werden 
fönnten, weil jene Mutdungen und Berleihungsanträge in diefer 
Hinficht den älteren Muthungen des Preußiſchen Rechts nicht gleich- 
zuftellen jeien. Zur Bejeitigung von Zweifeln hierüber wurde eine 
entiprechende ausdrüdliche Beſtimmung für erforderlich erachtet. 

Dagegen jah man e3 als jelbitverftändlih an, daß, wenn eine 
Muthung des jeitherigen Rechts nod zur Verleihung gelange oder 
nad dem Eintritt der Gejeesfraft des Berggeſetzes auf’3 Neue ein- 
gelegt werde, eine Umwandlung oder Erweiterung des Feldes nad 
den Grundſätzen des Berggeſetzes eintreten könne. 

Bei $. 215 fand die Kommiſſion noch bejonders hervorzu— 
heben, daß unter den dort bezeichneten „getredten“ Feldern ſowohl 
die „Längenfelder“ wie Die „Breitenfelder” im Sinne der Bergord— 
nung vom 18. Februar 1857 und unter den „gevierten“ Feldern 
de3 $. 215 die „Bertifalfelder” und die von denfelben in der Berg— 
ordnung unterjchiedenen „gevierten“ Felder begriffen jeien. 


Art. X der Bei 8. 220 wurde beichloffen, eine analoge Beftimmung auch 


für das Gebiet des dormaligen Herzogtums Naſſau vorzuſchlagen 


und durch dieſelbe den „gevierten” Feldern (im Sinne der bisheri— 
gen Gejeßgebung) ebenfalls die ewige Zeufe beizulegen, jofern nicht 
Rechte Dritter entgegenftehen. 

Bon diefer Beſtimmung find indeß nad der Anficht der Kom— 
mijfion die mit „gevierten“ Feldern verliehenen Thon= und Walfer- 
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erdegruben auszunehmen, mweil ein Bedürfnif zur Ausdehnung diefer 
Felder bis in die ewige Teufe nicht vorhanden fei und die Rechte 
derjelben mit Rüdjiht darauf, daß Thon und Walfererde künftig 
nicht mehr Gegenftand der Verleihung fein follen, nicht weiter aus— 
gedehnt werden fünnen. 

Bei 8. 240 wurde der Vorichlag, eine diefem Paragraphen 
analoge Beitimmung für das Naſſauiſche Gebiet zu treffen, aufges 
geben, indem die Kommiſſion die Ueberzeugung gewann, daß eine 
jolhe Beſtimmung zu tief in die beftehenden Rechte eingreifen würde. 

3u 8. 159. Hierzu wurde bemerft: 

In diefem Paragraphen finde ſich feine Beftimmung, wie in pe 
dem Falle, daß die Subhaftation beantragt werde, zu verfahren fei, vorn. 
Einer ſolchen Beltimmung habe es für die Lande, für welche das 
Berggejeß erlaffen worden jei, in diefem Geſetze nicht bedurft, weil 
dort die Subhaftation als eigenthümliches Verfahren bejtehe, welches 
jeine Regelung in den dafür gegebenen bejonderen Gefegen finde 
und den Zwed des Berggejeßes, Befreiung des zu beräußernden 
Bergmwerf3 von den darauf ruhenden dinglihen Belaftungen, er= 
reiche. Ein derartiges Verfahren fenne das Naſſauiſche Recht außer: 
halb des Konkurſes nidt. 

Zur Ausführung der Beltimmungen diefes Paragraphen wurde 
deshalb ein die Grundfäße des Preußiſchen Rechts über die Sub- 
baftation erjegender Zuſatz für nothmwendig erachtet und mit Rüd- 
fiht darauf, daß ſich die Preußiſche Subhaftation als ein auf das 
jubhaftirte Objekt beichränfter Specialfonfurg vom Standpunfte 
des Naſſauiſchen Rechts harakterifire, für am einfachften befunden, 
die Grundfäße des Naſſauiſchen KHonkursverfahrens mit den Wir- 
fungen defjelben für die Veräußerung eines Bergwerks nad) diefem 
Paragraphen für anwendbar zu erklären. 

Mit Ausnahme diefes einen Falles, für welchen die Gründe in Art.xırder 
den beſonderen Grundfäßen des Titel® von der Aufhebung an 
des Bergwerkseigenthums zu finden find, wurde die Mdoptirung der 
Beltimmungen der Preußiſchen Gejeggebung über Erefution und 
insbefondere über die Subhaftation für unzuläflig erachtet, weil 
dadurh die Grundlagen der Nafjauifhen Gejeggebung über das 
Bollitrefungsverfahren und das Pfandrecht zeritört werden würden. 

Es wurde deshalb für nöthig erachtet, für die Einführungs- 
berordnung eine Beftimmung vorzuſchlagen, durch melde die An— 
wendung aller Beltimmungen des Berggejeges, welche von der Boll- 
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ftredung handeln und auf die Ausführung derjelben nad Preußi- 
ſchem Nechte zielen, ausgeſchloſſen und das Fortbeitehen der Naſ— 
ſauiſchen Beftimmungen hierüber gefichert würde. 

Diefe Betrachtungen führten weiter auf die Beltimmungen des 
8. 249 Alinea 2 des Berggeſetzes, in welcher den Forderungen 
der Bergarbeiter ein dem Naſſauiſchen Rechte fremdes Vorzugsrecht 
beigelegt it. 

Diejes Vorzugsrecht ſoll nach der vorausgehenden Alinea diejes 
Paragraphen nicht blos im Konkurſe, ſondern auch bei der noth- 
wendigen Subhaftation beftehen. 

Merden diefe Beitiimmungen angenommen, jo würde eine ftill- 
ſchweigende Hypothek, deren Höhe gar nicht zu ermeſſen, eingeführt 
und das Naſſauiſche Pfandſyſtem, welches auf dem Gejehe vom 
15. Mai 1851, das Pfandredt und die Rangordnung der Gläu— 
biger im Konkurſe betreffend, beruht, umgeftoßen jein. 

Sämmtlihe Mitglieder der Kommifjion waren der Anficht, 
daß im Intereſſe der Sicherheit der im Berggegenbucdhe eingetrage- 
nen Hypotheken und um die Gleichheit des Rechts in Naffau nicht 
zu zerftören, die Anwendung diejer Beitimmung für Naſſau auszu— 
ſchließen jei. 

Es fam weiter zur Sprade, daß in der Literatur über die 
SS. 131 und 234 des Berggefeges die Anficht vertreten ſei, daß 
den Gewerkſchaften des neuen, jowie denen des früheren Rechts für 
ihre Forderungen auf Entridhtung der Beiträge gegen die Mitglieder 
der Gewerkſchaft ein Vorrecht eingeräumt fein folle. 

Die Kommiſſion war darüber einverftanden, daß ein jolches 
Vorrecht, wenn es nad) diejen $$. beftehen jollte, worüber ſich aus— 
zulafjen fie feine Veranlaſſung fand, für Naffau aus den zu $. 249 
erörterten Gründen nicht herüberzunehmen fei. 

Die Abfiht, das Naſſauiſche Pfandrecht und die dazu gehörigen 
Bellimmungen über die Rangordnung der Gläubiger im Konkurfe, 
gegenüber den Beftimmungen de3 Berggejeßes unverändert zu er— 
halten, glaubte fie durch einen dies im Allgemeinen ausfprechenden 
Saß in der Einführungsverordnung erreihen zu fünnen. 

Die Beltimmungen des $. 247 gaben zu der Erörterung Ber: 
anlafjung, ob nicht die Abſchätzung der Bergwerke und Bergiverfs- 
antheile durch die Bergbeamten bei der Beftellung von Hypothefen 
auf diefelben und im gerichtlichen Hülfsvollftrefungsverfahren ab- 
zuftellen jei. 
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Die Kommilfion war darin einverftanden, daß es bei der 
Schwierigkeit der Ermittelung des MWerthes don Bergwerken und 
der Unficherheit ſolcher Schägungen jehr wünſchenswerth fei, die 
Bergbeamten von diefem officium zu befreien. Nachdem aber er- 
wogen war, daß dad Naſſauiſche Volljtrefungsverfahren die Tare 
des zu verfteigernden Objekts zu feiner Grundlage habe und durd) 
eine Zujammenjtellung der Aenderungen, welche durch die Bejeiti- 
gung der Taxe nothiwendig werden würden, die tief eingreifenden 
Folgen der Bejeitigung der Taxe bei der BVerfteigerung der Berg- 
werfe im Zmwangsverfahren überjehen werden fönnten, ftand die 
Kommiffion von einem hierauf gerichteten Vorſchlage um jo mehr 
ab, als fie glaubte, mit Sicherheit annehmen zu können, daß die 
Erlaſſung einer allgemeinen Erelutionsordnung in Verbindung mit 
einem Givilprozepgejehe für den ganzen norddeutichen Bund oder 
doc menigftens für die ganze Preußiſche Monardie in nicht zu 
ferner Ausficht ſtehe. 

Gin zu $. 38 und $. 218 geftellter Antrag, wegen des im 
Berleihungsverfahren, jowie bei Umwandlungs- und Erweiterungs- 
anträgen zur Verwendung fommenden Stempels jpecielle Vorſchrif— 
ten in die Einführungsverordnung aufzunehmen, wurde abgelehnt, 
weil das in Wirkjamfeit verbleibende Naſſauiſche Stempeledikt mit 
genügender Beitimmtheit ergäbe, jowohl, daß nur die Muthungen 
und die Verleihungsurfunden ftempelpflichtig jeien, als aud, daß 
(eßtere bei Ummandlungs= und Crweiterungsanträgen dem Stempel- 
anfag in No. 19 pos. 3 des Tarife unterlägen. 

Zu $. 232 des Berggeſetzes wurde eine Aenderung vorge— Art.xıder 
ſchlagen, welche in den Beltimmungen des $. 8 des Naſſauiſchen in 
Geſetzes vom 15. Mai 1851, „die behufs des Eintrags dinglicher 
Nechte zu führenden öffentlichen Bücher“ betreffend, ihre Begrün- 
dung findet. 

Zu 88. 236, 237, 239 und 246 des Berggejeßes. 

Obſchon der Wunſch nad einer Reform der en leder 
Berggegenbücher allgemein fi fund gab, war die Kommiſſion doc) 
einftimmig der Meinung, dak bis auf Weiteres die Berggegenbücher 
beizubehalten und in der bisherigen Weile durch die Yandober= 
ſchultheiſen nach Maaßgabe der Vorfchriften des Naffauifchen Geſetzes 
über „die behufs Eintrags dinglicher Rechte an Jmmobilien zu füh- 
renden öffentlichen Bücher“ vom 15. Mat 1851 und der zur Aus— 
führung dieſes Geſetzes erlaffenen Vollzugsvorſchriften, joweit diefe 
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Beftimmungen bei der DVerjchiedenheit der Berhältniffe Anwendung 
finden könnten, fortzuführen feien, weshalb denn, da diefe Beſtim— 
mungen im Weſentlichen in die 88. 66 bis 74 der Bergordnung 
vom 18. Februar 1857 aufgenommen jeien, die Aufrechthaltung 
dieſes Theile der letzteren geboten erjceine. 

Als Motiv für die Beibehaltung der Berggegenbücher wurde 
geltend gemacht, daß, wenn man die Einführung des Berggejehes 
von der Reform der Berggegenbüder abhängig made, der Zeitpunft 
der Wirkſamkeit des Geſetzes weiter hinausgerüdt werden müſſe, als 
dieſes dem Bedürfniſſe des Naſſauiſchen Bergbaues entiprede. 

Die im 8. 67 der Bergordnung vom 18. Februar 1857 den 
Bergmeiftern in Bezug auf das Berggegenbuch übertragenen Funk: 
tionen glaubte man jedod als mit deren Stellung unvereinbar, 
zumal nah Wegfall des Gaducitätsverfahrens, aus dem Gejchäfts- 
freife der Bergbehörden ausscheiden und die obere Auflicht über die 
Führung des Berggegenbuches Iediglih den betreffenden Gerichten 
übertragen zu müſſen. 

Die zur näheren Ausführung der Beitimmungen in den 88. 236, 
237 und 239 des Berggefeges gebotenen Vorſchriften jollen nad 
Anſicht der Kommiffion den von den Auffichtsbehörden zu erlafjen= 
den Anftruftionen vorbehalten bleiben. 

Bei der allgemeinen Discuffion über diefen Gegenjtand wurde 
auch unter Hinweis auf den $. 17 des Naſſauiſchen Einführungs- 
gejeßes zum allgemeinen deutjchen Handelsgefegbuche vom 2. October 
1861 von der Kommiſſion anerkannt, daß für den Bezirk des vor— 
maligen Herzogthums Naſſau die Yandesoberfchultheifen die zur 
Aufnahme notarieller Acte kompetenten Behörden jeien, und es 
eines bejonderen Ausſpruches hierüber in der Einführungsverord- 
nung nicht bedürfe. 

Zone Zu 8. 242 des Berggeſetzes. 
ordn. Hier find zur Ausfüllung einer Lücke der beftehenden Naſſaui— 
ſchen Gejeßgebung Beitimmungen zu treffen, welche ſich an die aud) 
im $. 112 des Berggejeßes zur Geltung gelangten Vorschriften der 
Preußiſchen Verordnung wegen Einführung eines gleichmäßigen Ver— 
fahrens bei der Inſinuation richterlicher Erfenntniffe und bei Ein- 
legung der Rechtsmittel vom 5. Mai 1838 anjchlieken. 
— — In einer Anzahl von Fällen verknüpft das Berggeſetz mit der 
ordn. Veröffentlichung durch das Regierungsamtsblatt rechtliche Wirkungen. 
Die Kommiſſion hielt deshalb’ die gejegliche Bezeichnung eines Blattes 
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für erforderlich, durch welches die Veröffentlihungen im Naſſauiſchen 
Gebiete zu erfolgen haben, jo lange ein Regierungsamtählatt für 
dafjelbe nicht befteht, und beſchloß, das Naſſauiſche Antelligenzblatt 
al3 das geeignete Organ in Vorſchlag zu bringen. 

Die Kommiffion erflärte es jchließlich für ein dringendes Be— 
dürfniß, daß bei der Cinführung des Berggejeges eine amtliche. 
Ausgabe deſſelben, ſowie der in der Einführungs-Verordnung in 
Bezug zu nehmenden ſonſtigen Beltimmungen der Preußifchen Ge— 
jeßgebung zur Erfüllung der Förmlichfeiten der Publikation und 
zum Gebraude für das betheiligte Publikum im Gebiete des vor— 
maligen Herzogthums Nafjau veranftaltet werde. 

Es wurde bejchloffen, eine desfallfige Beſtimmung in Vorſchlag 
zu bringen. 

Nachdem hiermit die Gegenſtände erſchöpft waren, welche ſich 
nad) der Anficht der Kommilfion zur Berüdfihtigung bei der Ein— 
führung des Berggeſetzes empfehlen, bejhloß die Verſammlung, mit 
der Redaktion der in die Einführungs-Berordnung aufzunehmenden 
Beſchlüſſe einige ihrer Mitglieder zu beauftragen und mählte zu 
diefem Behufe auf den Vorſchlag des Vorfigenden die Herren Schulz, 
Raht, Hilf und Bluhme, welche in Gemeinſchaft mit dem Vorſitzen— 
den die Ausarbeitung und Borlegung eines Entwurfes zur Eins 
führung3-Verordnung übernahmen. 

(Folgen die Unterfchriften.) 


Hortgejegt am 24. November 1866. 


Die im Eingange des Protokoll der Sitzung vom 21. d. M. 
genannten Kommijfionsmitglieder, mit Ausnahme des dienftlich ab— 
wejenden Herrn Oberbergraths Bluhme, jowie des durch Unmohlfein 
verhinderten Herrn Buderus, traten zur zweiten Sitzung zuſammen. 

Zunädft wurde das Protofoll über die Sitzung vom 21. d. M. 
verlefen und mit den bei der Berlefung bejchloffenen, von der Hand 
des Borfigenden gemachten Abänderungen und Zufägen genehmigt. 

Die in derjelben erwählte Subfommiffion legte ſodann den 
von ihr ausgearbeiteten Entwurf einer Verordnung über Einfüh- 
rung des Preußijchen Berggejebes vom 24. Juni 1865 im Gebiete 
des vormaligen Herzogthums Nafjau vor. 

Diefer, im Abdrud hier beigefügte Entwurf fam zum Vortrag 
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und wurde von den anweſenden Kommiffionsmitgliedern einftimmig 
genehmigt. 

Mit Rückſicht auf die, auf eine baldige Einführung hinweiſen— 
den Intereſſen der Bergbautreibenden einerjeits, ſowie andererſeits 
darauf, daß die Vorbereitungen zur Einführung des Berggejehes 
no einige Zeit in Anſpruch nehmen werden, hielt die Kommiffion 
einjtimmig den 1. April 1867 für den zwedmäßigiten Zeitpunkt zur 
Inkraftſetzung dieſes Geſetzes, wobei übrigens der Wunjch ausge: 
drüdt wurde, daß mit der Bublifation deſſelben möglichft raſch 
borgegangen werde, damit die Intereſſenten von dem Inhalte zeitig 
Kenntniß erhalten und die erforderlich erjcheinenden Einrichtungen 
treffen fönnen. 

Nachdem ſchließlich der Vorfigende den Theil des Erlafjes des 
Herrn Minifters für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten vom 
31. v. M,, welcher fi auf die Aenderung der Abgabengejeßgebung 
bezieht, zur Kenntniß der Verſammlung gebracht hatte, beichloß die 
Kommiſſion, mit Rüdfiht auf den Inhalt deffelben von einer weis 
teren Verhandlung über diefen Gegenjtand bei der gegenwärtigen 
Beranlaffung abzujehen. 

(Folgen die Unterjchriften.) 


Gefchehen zu Wiesbaden anı 7. Januar 1867. 


Nachdem die zur Berathung des Entwurfs einer Verordnung, 
betreffend die Einführung des Allgemeinen Berggejeges vom 24. Juni 
1865 in dem Gebiet des vormaligen Herzogtums Nafjau, beftellte 
Kommiſſſon in Gemäßheit des Erlajjes des Herrn Minifters für 
Handel, Gewerbe und öffentlihe Arbeiten vom 27. v. Mts. — V. 
6102 — nochmals zufammenberufen worden war, traten die nad)= 
folgend bezeichneten Mitglieder derjelben heute Vormittags 10 Uhr 
im hiefigen Minifterialgebäude zujammen: 

1) Berghauptmann Dr. Braffert von Bonn als Borfigender, 
2) Oberbergratd Odernheimer von Wiesbaden, 

3) Bergrath Winter von Weilburg, 

4) Bergmeifter Giebeler von Wiesbaden, 

5) PBrocurator Raht von Weilburg, 

6) Procurator und Bergmwerföbefiger Hilf von Limburg, 

7) Bergmwerlsdireftor Born von Ems, 


Einführung des Preuß. Berggejeges in Naffau. 27 


8) Bergwerks- und Hüttenbefiger Heusler von Dillenburg, 
9) Bergwerks- und Hüttenbefiger Wilhelm Loſſen von der Gone 
cordiahütte bei Bendorf, jodann 
10) der an Stelle des verhinderten Hofgerichtsraths Schulz zuge: 
zogene Hofgerichtsrath Dr. Deul von Wiesbaden. 
Das Kommiffionsmitglied, Bergwerks- und Hüttenbefiger Buderus 
von der Chriftianshütte bei Schupbadh, Hatte fich bei dem Vorſitzen— 
den als dur Krankheit verhindert, ſchriftlich entſchuldigt. 
Zunächſt brachte der Vorfigende den Inhalt des oben bezeich- 
neten Grlaffes des Herrn Handelsminifters zur Kenntniß der Kom— 
million und machte derjelben nähere Mittheilung über den Stand 
der Frage, welche den Gegenſtand der heutigen Berathung bildet. 

Nah einer eingehenden Diskuſſion ſprach die Kommiſſſon in 
ihrer Mehrheit die Anficht aus, daß aus den in dem Protofolle 
vom 21. November dv. J. niedergelegten Gründen, fowie in Be: 
tradht, daß nad dem Gefeße vom 23. November 1861 fich bereits 
54 Knappſchaftsvereine gebildet haben, denen falt der geſammte 
Bergarbeiterftand angehöre, und daß Klagen der Bergarbeiter über 
die dermaligen Knappſchaftseinrichtungen jeither nicht vorgefommen 
jeien, die Beibehaltung und meitere Ausbildung der jeitherigen 
Knappiehaftseinrihtungen auf der Grundlage des Geſetzes dom 
23. November 1861 und demgemäß die Genehmigung des Artikel V 
des vorgelegten Entwurfs auch jebt noch für wünſchenswerth be- 
tradhtet werden müſſe. 

Für den Fall jedoch, daß diefem Wunſche der Kommiſſion aus 
den in dem Minijterialerlaffe vom 27. v. Mis. geltend gemachten 
Gründen nicht follte entjprochen werden können, einigte fich die 
Kommiſſion über einen eventuellen Vorjchlag, nach welchem der 
Artikel V des Entwurfs zur Cinführungsverordnung zu ftreihen 
und an defjen Stelle der in der Anlage formulirte Artikel in den 
Entwurf aufzunehmen fein würde. 

Zur Motivirung der vorgeichlagenen andermweitigen Beſtim— 
mungen wurde im MWejentlihen geltend gemadt: 

Die für das Gebiet des vormaligen Herzogtums Naffau be- gt var 
ftehende Allgemeine Knappſchaftskaſſe könne jehr zweckmäßig zur on. 
Begründung eines fi Über das ganze vorbezeichnete Gebiet er: 
ftredenden Allgemeinen Knappſchaftsvereins benußt werden, welcher 
feinen Mitgliedern die Leiftungen unter 4, 5 und 6 des $. 171 
de3 -Berggejeges zu gewähren habe und ſich demnach als Penfions- 
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inftitut charakteriſire. Rechtliche Bedenken ftänden dieſer Verwen— 
dung des Vermögens der Allgemeinen Knappſchafiskaſſe nicht ent= 
gegen. Daneben ſei nur noch Vorkehrung zu treffen, daß die 
Leiftungen unter 1, 2 und 3 des $. 171 durch bejondere Xofal- 
bereine übernommen würden. Die Form für die desfallfigen Ein- 
richtungen gebe der $. 172 des Berggejeßes an die Hand. Daß 
den auf Grund dieſes Paragraphen noch neu zu errichtenden und 
beziehungsweife umzumandelnden SKranfenfaffen die juriftiihe Per— 
jönlichkeit ausdrücklich beigelegt werde, erweiſe ſich als nothwendig, 
weil nicht nur ſonſt nach der beſtehenden Landesgeſetzgebung die 
Bewahrung des Vermögens dieſer Kaſſen und die Vertretung der— 
ſelben mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden ſein würde, ſon— 
dern auch den bereits über das ganze Land zahlreich verbreiteten 
Knappſchaftsvereinen die juriſtiſche Perſönlichkeit nach F. 5 des Ge— 
ſetzes vom 23. November 1861 zuſtehe, auch einzelne der beſtehenden 
Knappſchaftsvereine nicht unerhebliches Vermögen beſäßen. 

Für die beiden bedeutendſten Bergwerkskomplexe des Landes, 
nämlich für das Blei- und Silberwerk zu Ems und dasjenige zu 
Holzappel beſtehen bereits beſondere Knappſchaftsinſtitute, welche im 
Weſentlichen nach den Grundſätzen des ſiebenten Titels des Berg— 
geſetzes organiſirt ſeien und durch ihre Statuten die ſämmtlichen 
Leiſtungen des 8. 171 übernommen haben. Für dieſe Knappſchafts— 
vereine fönne es unter Umftänden wünjchenswerth erjcheinen, ihre 
feitherige Selbftftändigfeit und Abgefchlofienheit beizubehalten. Die 
Emjer Knappſchaft Habe bereit3 ein Vermögen von 20,000 fl., dies 
jenige zu Holzappel ein ſolches von mehr al3 80,000 fl. 

Das Kommiffionsmitglied, Direktor Born, wies als Vertreter 
der Emſer Gewerkſchaft darauf Hin, daß die Gewerkſchaft das 
Kranfenunterftügungsmwefen ſelbſtſtändig organifirt und ihren eiges 
nen Knappſchaftsarzt angeftellt Habe, und jprad) daher den Wunſch 
aus, daß der dortige Anappfchaftsverein ganz als ein folder im 
Sinne des fiebenten Titel3 des Berggefeßes behandelt werden möge. 

Die Kommiſſion hatte Grund, anzunehmen, daß wegen ganz 
gleicher Verhältniſſe derſelbe Wunſch bei der Holzappeler Gewerk— 
ſchaft beftehe. 

Aus diefen Gründen murde die Ausnahmebeitimmung am 
Schluſſe des Artikels aufgenommen. 

Die Kommiffion war nicht zweifelhaft darüber, daß, da der 
gegenwärtig beftehenden Allgemeinen Knappſchaftskaſſe aud emige 
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Hüttenwerke mit ihren Arbeitern angehören, dieje Arbeiter an dem 
mit dem Vermögen der Allgemeinen Knappihaftstaffe zu dotirenden 
Allgemeinen Knappſchaftsvereine ebenfalls beteiligt werden, jo lange 
nicht gemäß $. 166 Wlinea 2 des Berggejeßes der Austritt aus dem 
Dereine erklärt iſt. 

Schließlich hielt die Kommiſſion es für angezeigt, bei diefer 
Gelegenheit darauf hinzuweiſen, daß, wenn durch die Einführung 
der Vorſchriften des DBerggejeges über das Knappſchaftsinſtitut den 
Bergwerföbefigern eine neue Laſt auferlegt würde, ein weiterer 
Grund für die baldmögliche Gleichftellung des Naffauifchen Eifen- 
fteinbergbaues mit demjenigen in den übrigen Yandestheilen durch 
Aufhebung der Bergmwerfsabgaben hinzukomme. 


(Folgen die Unterfchriften.) 


Il. Berordnung, 


betreffend die Einführung des Allgemeinen Bergge- 
jeßes vom 24. Juni 1865 in die mit der Preußiſchen 
Monarchie vereinigten Zandestheile der Großherzog: 
ih Heffifhen Provinz Oberheſſen, jowie in das Ge— 
biet der vormaligen Landgrafidaft Heſſen-Homburg, 
einihlieglih des Oheramtsbezirfes Meifenheim. 
Dom 22. Februar 1867. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ıc., 


verordnnen auf den Antrag Unferes Staatsminifteriums, was folgt: 


Artikel I. 


Das Allgemeine Berggeſetz für die Preußiſchen Staaten vom 
24. Juni 1865 (Gejeg- Sammlung für 1865 ©. 705) erlangt in den 
mit Unferer Monarchie vereinigten Landestheilen der Großherzoglich 
Heffiichen Provinz Oberheffen und im Gebiete der vormaligen Land— 
grafihaft Heflen-Homburg, einfchlieglic des Oberamtsbezirtes Mei- 
fenheim, unter nachfolgenden bejonderen Beltimmungen mit dem 
1. April diefes Jahres Geſetzeskraft. 
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Artikel II. 
Hinftchtlih der Feldesgröße ift die Beſtimmung unter 2 des 
$. 27_de3 Berggeſetzes maaßgebend. 


Artikel III. 

Zugleih mit den Strafporfhriften des Berggeſetzes tritt das 
Geſetz „über die Beitrafung unbefugter Gewinnung oder Aneignung 
von Mineralien“ vom 26. März 1856 (Gejeg-Sammlung für 1856 
©. 203) in Kraft. 

Bis zur Aufhebung des Großherzoglih Heſſiſchen Strafgejeh- 
buches vom 17. September 1841 iſt jedod bei Gefängnißitrafen 
über drei Monate ftatt der legteren auf Korrektionshaus zu er= 
fennen. 

Artikel IV. 

Der zweite Abſatz im 8. 249 des Berggefeßes bleibt von der 
Einführung ausgenommen. 

Artikel V. 

Die in dem Berggefege vorgejchriebenen Veröffentlihungen durch 
das Regierungsamtöblatt erfolgen, jo lange ein ſolches nicht befteht, 
dur das Negierungsblatt für den Bezirk des Eivilfommiffariats 
zu Homburg vor der Höhe. 


Artifel VI. 

Die Infinuation don Verfügungen der Bergbehörden Tann 
rechtägültig durch die Poftbehörde bewirkt werden. Wird die Ver— 
fügung von der Poſt als unbejtellbar zurücdgeliefert, jo erfolgt die 
Inſinuation dur öffentlihen Aushang am Aıntslofale des Berg— 
revierbeamten. 

Hat die Verfügung während vierzehn Tagen ausgehangen, To 
ift die Zuftellung für bewirkt zu erachten. 


Artikel VII. 

- Mit dem 1. April diejes Jahres treten außer Kraft: das ge— 
meine deutſche Bergredt, die Ordnung für die Bergleute auf den 
Großherzoglich Heſſiſchen Bergwerfen in der Provinz Heſſen vom 
4. Oktober 1815, die auf den Bergbau bezüglichen Artitel 20, 21 
und 22 des Großherzoglih Heſſiſchen Gefeges über die Abtretung 
von BrivateigentHum zu öffentlihen Zweden vom 27. Mai 1821, 
das linfsrheinifche Bergwerksgeſetz vom 21. April 1810, überhaupt 
alle allgemeinen und bejonderen Gejege, Verordnungen und Ges 
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wohnheiten über Gegenftände, auf welche das Berggeſetz und die 
gegenwärtige Verordnung ſich beziehen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchlteigenhändigen Unterſchrift und 
beigedrudtem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 22. Februar 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 
(Gefeß-Sammlung von 1867 ©. 242.) 
Motive 


zu dem Entwurfe der vorftehenden Verordnung. 


In den durch Art. 14 des FFriedensvertrages vom 3. September 
1866 von dem Großherzog von Heffen und bei Rhein an die Krone 
Preußen abgetretenen Yandestheilen ift injofern eine verſchiedene 
Berggefeßgebung vorhanden, als in dem auf der linfen Rheinfeite 
belegenen Oberamte Meijenheim das franzöfiiche Berggeſetz vom 
21. April 1810 noch zu Recht befteht, während in allen Landes— 
theilen auf der rechten Rheinfeite die Grundfäge des ſ. g. gemeinen 
Bergrechtes zur Anwendung gelangen. Nah den angeftellten Er— 
mittelungen befteht indeß zur Zeit in dem Bezirke des Oberamtes 
Meijenheim fein Bergbau, au ift feitgeftellt, daß das Franzöfiiche 
Berggejeg in jenem Landestheile niemals zur praftiihen Anwendung 
gefommen iſt. Wejentliche Wenderungen dieſer thatlächlichen Ver— 
hältnifje find nicht zu erwarten, da in dem 31/, Quadratmeilen 
großen Oberamtsbezirfe die oberiten flögarmen Schichten des Stein= 
fohlengebirges und das Rothliegende mit verjchiedenen Durch— 
bredungen von Melaphyr auftreten und die im Jahre 1862 von 
der Regierung zu Homburg veranlaßten Unterfuhungen ergeben 
haben, daß bisher nicht einmal eine Gifenerzgewinnung von irgend 
welcher Bedeutung vorgefommen ift. Andererjeit3 kann es nicht 
zweifelhaft fein, dak nach Bereinigung des bezeichneten Landes— 
theiles mit Preußen das auf der Preußiſchen linken Rheinfeite durch 
$. 244 des Mllgemeinen Berggefebes aufgehobene franzöfiiche Berg- 
gefeß dom 21. April 1810 ſchon im Intereſſe einer einheitlichen 
vaterländifchen Geſetzgebung auch im Oberamtsbezirfe Meijenheim 
zur Aufhebung gelangen muß. 

Auch in dem ehemals landgräflihen Amte Homburg auf der 
rechten Rheinfeite (11/, QDuadratmeilen) ift bisher nur ein unbe- 
deutender Bergbau geführt worden, wiewohl die geognoftiichen Ver: 
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hältniffe de3 Landes zu der Annahme bereitigen, daß unter der 
Herrſchaft angemeffener Berggefege eine nicht unerheblicde Gewin— 
nung von Braunftein, Braun: und Thoneifenftein, ſowie von 
Braunfohlen ftattfinden wird. Das Regal des Landesherrn hat 
bisher in dem Umfange beftanden, wie dies in Preußen vor Ein- 
führung des Allgemeinen Berggejeßes nah dem Allgemeinen Land» 
rechte der Fall war. Specielle Berggejege find von dem Landes— 
herren niemals erlaſſen worden, jo daß bisher lediglich das gemeine 
Bergreht und bergrechtliche Gewohnheit maaßgebend geweſen find. 
Auch hier empfiehlt es ſich, das Preußische Berggejeb einzuführen 
und den gegenwärtigen ſchwankenden, der Entwidelung des Berg- 
baues ſchädlichen Rechtszuſtand mit den feiten, der Neuzeit ange- 
meffenen Normen des Preußischen Bergrechtes zu vertaufchen. 

In dem vormals zur Provinz Oberheſſen gehörenden, an 
die Krone Preußen abgetretenen Großherzoglid Helliihen Landes— 
theilen von ungefähr 14 Quadratmeilen dat dagegen, abgejehen von 
den Ortsbezirten Rödelheim und Nieder-Urſel, bereits feit alter Zeit 
ein bedeutender Bergbau ftattgefunden. Die geognoftifchen Verhält— 
niffe des Landes bilden die Fortfegung der Formationen des Kreiſes 
Wetzlar und des Dillenburger Diftriktes, und.e8 darf angenommen 
werden, daß der ReichtHum an Eifenerzen in dem mit Preußen ver— 
einigten Diftrifte der Provinz Oberheffen demjenigen von Wehlar 
und Dillenburg nit nachfteht. Auch der Bergbau auf andere 
Mineralien, als auf Eijenerze, wie 3. B. auf Braunftein, Kupfer— 
und Fahlerze, ift keineswegs unbedeutend. 

Diefe günftigen Berhältniffe Haben bereits gegenwärtig Die 
Bergbauluft in hohem Grade gefteigert, jo daß fortgeſetzt zahlreiche 
Mutdungen bei der Bergbehörde eingehen. Obwohl nun durd) 
einen gemeinichaftlihen Erlaß des Minifterd der auswärtigen An— 
gelegenheiten und des Minifters für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten vom 22. Dftober v. %. die ſämmtlichen durd) den Frie— 
densvertrag vom 3. September dv. J. an die Krone Preußen abge= 
tretenen Großherzoglih Heffiihen Landestheile vorläufig der Ver— 
waltung des Königlichen Oberbergamtes zu Bonn überwiefen find, 
und leßteres die Lokal-Bergverwaltung in den Kreijen Vöhl, Bie- 
derfopf und Rodheim laut Befanntmahung vom 12. November 
v. J. (No. 6 des Regierungsblattes für den Bezirk des Civil-Com— 
miſſariats zu Homburg vd. d. Höhe) dem Königlichen Bergrevier- 
beamten zu Wetzlar bis auf Weiteres anvertraut hat, jo befteht 
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dennoch das unabweisbare Bedürfniß, an Stelle des mehr oder 
weniger elajtifhen gemeinen Bergrechtes und feiner zum Theil rein 
willtührlihen Anwendung möglihft bald eine fefte Rechtsnorm ein- 
zuführen. 

PVartifulargefege, welche den Bergbau angehen, find in Ober- 
heſſen nur im geringer Zahl vorhanden. Eine in der Zeitjchrift 
für Bergredt (Jahrgang V ©. 43 ff.) enthaltene Abhandlung ge- 
währt über die bergredtlihen Berhältniffe einen Weberblid. Aus 
derfelben geht hervor, daß neben einer faft objoleten und jedenfalls 
gänzli veralteten Disciplinar- Ordnung für die Bergleute dom 
4. Oftober 1815 nur die Urt. 20, 21, 22 des Geſetzes über die 
Abtretung von PrivateigentHum für öffentliche Ziwede vom 27. Mai 
1821 (Regierungsblatt von 1821 ©. 187) in Betracht fommen. In 
diefen Artikeln ift nämlich von der Ziwangsabtretung zu Bergbau- 
zweden die Rede, 

Hiernach erjcheint die Einführung des Allgemeinen Berggeſetzes 
in die an Preußen abgetretenen Oberheſſiſchen Yandestheile ebenſo 
nothwendig und zwedmäßig, als leicht durchführbar. Bereits die 
Großherzoglich Heſſiſche Regierung hat fich ſeit längerer Zeit mit 
der Reform des Bergredhtes bejchäftigt und, was hervorgehoben 
werden muß, ihren NReformprojeften ganz ebenjo, wie dies von den 
Regierungen von Bayern und Braunſchweig und den früheren Re— 
gierungen von Hannover und Nafjau gejchehen ift, das Berggefeß 
vom 24. Juni 1865 zu Grunde gelegt. 

In einer am 15. Dezember v. J. zu Biedenkopf auf Veran— 
laſſung des Handelsminifters abgehaltenen Berfammlung, welcher 
außer dem Givilfommiljar eine Anzahl Bergbeamte und Nuriften, 
außerdem aber die hauptſächlichſten Vertreter der Berg- und Hütten- 
induftrie der mit Preußen vereinigten Großherzoglich Heſſiſchen 
Zandestheile beigewohnt haben, ift einftimmig der dringende Wunſch 
auf ſchleunige und möglichft unveränderte Einführung des Preußi- 
ihen Berggejeßes ausgejprochen worden. 

Eine in jener VBerfammlung vorgenommene eingehende Prüfung 
der Beftimmungen des Preußiſchen Berggefege und des im den 
mehrbezeihhneten Landestheilen beftehenden Rechtes hat zur Aufitel- 
fung der im Entwurfe beigefügten Einführungs-Verordnung ge= 
führt, zu deren Motivirung im Einzelnen nod das Nachfolgende 
zu bemerfen iſt. 

Beitihr. f. Bergreht. Band VIH. 1. 3 


34 Berggeſetzgebung. 


Zu Art. I. 

Der 1. April diefes Jahres, mit welchem die Geſetzeskraft des 
Allgemeinen Berggeſetzes beginnen foll, entjpriht dem Wunſche der 
Betheiligten und ift auch für das benachbarte ehemalige Herzogthum 
Naffau auf die dringenden Anträge der Bergbauinterefjenten in 
Ausfiht genommen. Da das Preußiſche Berggejeb die Örundlagen 
des deutjchen Bergrechtes nicht verändert, jondern lediglich den Be— 
dürfniffen der Gegenwart entjprechend weiter fortgebildet Hat, jo 
fann eine weitere Hinausfchiebung der Gejegesfraft des Allgemeinen 
Berggejeges als Bedürfniß nicht anerfannt werden. Eine folde 
Verzögerung würde nur zur Verlängerung von Rechtszuſtänden 
führen, welche längft von allen Sachkundigen al3 unzureichend und 
unhaltbar angejehen worden find. 

Zu rt. II. 

Durch diefe Vorſchrift wird die im Allgemeinen Berggefebe 
$. 27 No. 2 als Regel feſtgeſetzte Feldesgröße von 500,000 Qua— 
dratladhtern auch für die ehemals Großherzoglich Hefltichen Landes— 
theile al3 maaßgebend anerkannt. Da die Bezeihnung „in allen 
übrigen Landestheilen“ im $. 27 No. 2 nur auf die in No. 1 
nicht ausgenommenen Theile der damaligen (1865) Preußiſchen 
Monarchie zu beziehen ift, jo hat man eine folche ausdrüdliche Vor— 
ſchrift für erforderlich erachtet. Diefelbe Beitimmung ift für die 
ehemals Herzoglih Naſſauiſchen Landestheile vorgefhlagen und fteht 
jedenfall3 der Aufnahme derjelben fein Bedenken im Wege. 


Zu Art. II. 

Das Geſetz vom 26. März 1856 über die Beltrafung unbe- 
fugter Gewinnung oder Aneignung von Mineralien fommt in 
Preußen neben dem Allgemeinen Berggejege zur Anwendung. Die 
in erfterem unter Strafe gejtellten Handlungen find in dem Groß— 
herzoglich Heſſiſchen Strafgefeßbudhe vom 17. September 1841, 
welches auch in die Heſſen-Homburgiſchen Landestheile eingeführt 
ift, nicht vorgefehen; es bedarf daher der bejonderen Einführung 
jenes Geſetzes. 

Die Schlußbeftimmung des Art. III beruhet auf dem Umftande, 
dak nad dem Großherzoglich Heſſiſchen Strafgefegbudhe die Strafe 
des bürgerlichen Gefängnifjes nicht über drei Monate dauert. Ein 
Bedenken wird diefem Artikel umſoweniger entgegenftehen, al3 die 
Preußiſche Strafgefeßgebung ohne Zweifel demnächſt überhaupt in 
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die mit Preußen vereinigten Großherzoglich Heſſiſchen Landestheile 
zur Einführung gelangt. 
Zu Art. IV. 

Der Abſatz 2 des 8. 249 des Allgemeinen Berggeſetzes ift an 
fih nach feiner ganzen Faſſung nur anwendbar im Gebiete der 
Konkursordnung vom 8. Mai 1855 und des rheinifchen bürger- 
lichen Gejegbuches; gleichwohl erſcheint es angemefjen, durch Art. IV 
ausdrücklich jede Anwendbarkeit defjelben auszufchließen und e3 bei 
den bejtehenden Vorjchriften über den Konfurs und die Subhafta- 
tion zu belafjen. Nach dem Großherzoglih Heſſiſchen Geſetze dom 
15. September 1858 über die Rangordnung der Gläubiger fteht 
den Bergleuten wegen ihres Lohnes „ein ausgezeichnetes allgemeines 
Privileg am ganzen Bermögen des Schuldners“ in der zmeiten 
Klaffe der Gläubiger zu. Hierbei fann es bis zur Aenderung jener 
Gejeggebung umjomehr bewenden, al3 der $. 249 Abſatz 2 des 
Berggejebes feine eigentlich berggejegliche Vorſchrift enthält und da— 
her auf die Einheit diefer Beftimmung im ganzen Staate fein Ge- 
wicht zu legen ift. 

Zu Art. V. 

Das Allgemeine Berggeſetz bezeichnet an zahlreichen Stellen 
das Regierungsamtsblatt als Organ für die öffentlichen Bekannt— 
machungen des Oberbergamtes (vergl. 3. B. 88. 12, 35, 45, 51, 
158, 161, 197); bis zur Einführung der Regierungsamtsblätter 
muß daher durd einen legislatoriichen At da3 Organ für derar- 
tige Publikationen bezeichnet werden. 

Zu Art. VI. | 

Diefe Vorſchrift ift zur Erleichterung der Inſinuationen, welche 
bisher dur die Ortögerichte gegen Erhebung einer Gebühr von 
zwei Kreuzern erfolgen mußte, zwedmaäßig und nothwendig. 

Zu Art. VII. 

Der Inhalt des Artikels wird durch die generellen Auseinan— 
derjegungen dieſer Motive erläutert. | 

Weitere Beftimmungen haben ji in feiner Weile als erforder- 
(ich erwieſen; insbejondere ift noch zu bemerfen, daß in den bier in 
Rede ftehenden Landestheilen fein Privat- Bergregal eriftirt. Für 
den Fall des‘ Vorhandenjeind einer ſolchen Berechtigung würde 
übrigens aud) der $. 250 des Allgemeinen Berggejeßes ausreichend 
gewejen jein. 
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IN. Berordnungen, 


betr. das Reffort und die Bezirke der Bergbehörden in 
den von Preußen neu erworbenen Zandestheilen. 


1. Alerhöchſter Erlaß vom 16. Februar 1867, 
betr. das Reſſort des Handelsminifteriums. 

Auf den Beriht des Staatsminifteriums vom 14. Februar 
dv. J. will Ich hierdurch beitimmen, daß die obere Zeitung des 
Bergweſens, einſchließlich der Staats- oder Domanial-Bergwerke, 
Hütten und Salinen in den neu erworbenen Landestheilen Hanno— 
ver, Kurheſſen, Nafjau, Frankfurt a. M., ſowie in den mit der 
Preußiſchen Monarchie vereinigten Gebietstheilen von Baiern und 
dem Großherzogtum Helfen, ſchon jebt dem Miniftertum für Hans 
del, Gewerbe und öffentliche Arbeiten unmittelbar zugewieſen werde, 
jo daß die Provinzial-Bergbehörden und die Verwaltungen der 
Staat3= oder Domanialwerfe in derjelben Weile von dem Handel3- 
minifterium unmittelbar rejjortiren, wie dies in den älteren Landes— 
theilen der Fall ift. 

Diefe Meine Order ift durch die Geleßf-Sammlung zur öffent- 
fihen Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 16. Februar 1867. 


Wilhelm. 
An das Staatsminifterium. 
(Gejeg- Sammlung von 1867 ©. 228.) 


2. Königliche Verordnung vom 6. März 1867, 

betr. die Erweiterung des Bezirkes und Nefjorts des Oberbergamts zu Bonn. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Pönig von 

Preußen ꝛc., 
verordnen hierdurch in Ausführung des $. 188 des Allgemeinen 
Berggefeßes vom 24. Juni 1865 (Gejfeß-Sammlung für 1865 S 
705), jowie der Verordnung vom 22. Februar d. J. betreffend die 
Einführung des Allgemeinen Berggejeges in die ehemals Nafjaui- 
ichen und Großherzoglich Heiltichen, mit der Preußiſchen Monarchie 
vereinigten Yandestheile (Gejeß-Sammlung für 1867, ©. 237 und 
242), wa3 folgt: 
Artikel I. 

Der Bezirk des Oberbergamtes zu Bonn umfaßt vom 1. April 

d. J. an auch das mit Unferer Monarchie vereinigte Gebiet des 
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bormaligen Herzogtums Naifau, jowie die mit Unferer Monarchie 
vereinigten Yandestheile der Großherzoglich Heſſiſchen Provinz Ober: 
heilen und die vormalige Zandgrafichaft Heſſen-Homburg einſchließ— 
ih des Oberamtsbezirkes Meijenheim. 

Artikel II. 

Mit dem gedachten Tage gehen bezüglich der Verwaltung der 
Domanial-Bergwerte, Hütten und Hammerwerke, jowie der Ermit- 
telung, Feititelung und Einziehung der Bergwerfsabgaben die bis— 
herigen Funktionen des Finanzfollegiums zu Wiesbaden auf das 
Dberbergamt zu Bonn über. 

Urkundlih unter Unjerer Höchfteigenhändigen Anterfchrift und 
beigedrudtem Königlichen Anfiegel. 

Gegeben Berlin, den 6. März 1867. 

(L. S.) Wilhelm. 
(Gefeg-Sammlung von 1867 Stüd 21. No. 6572.) 


3. Verordunng des Handelsminifters vom 11. März 1867, 
betr. die Feitftellung der Reviere in den mit dem Bezirke des Oberbergamts 
zu Bonn vereinigten Yandestheilen. 

Nachdem durch Allerhöchfte Verordnung vom 6. dieſes Monats 
das mit der Preußiichen Monarchie vereinigte Gebiet des vormali— 
gen Herzogthums Naſſau, ſowie die gleichfalls mit der Preußijchen 
Monarchie vereinigten Landestheile der Großherzoglich Heſſiſchen 
Provinz Oberheffen und die vormalige Landgrafihaft Heſſen-Hom— 
burg einshlieglicd des Oberamtsbezirkes Meifenheim dem Oberberg: 
amtsbezirfe Bonn zugefchlagen worden find, beitimme ich hierdurch 
auf Grund des $. 188 des Allgemeinen Berggejeges vom 24. Juni 
1865 : 

I. der Oberamtsbezirk Meifenheim bildet vom 1. April d. J. 
an einen Theil des Bergrevieres Goblenz II; . 

II. die reife Rodheim, Biedenkopf und Vöhl gehören von 
demjelben Zeitpuntte an zu dem Bergreviere Wetzlar; 

III. die vier Bergmeiftereibezirke des vormaligen Herzogfhums 
Naſſau werden bis auf Weiteres aufreht erhalten und zerfällt dem— 
nach diefer Zandestheil auch nach dem 1. April d. J. in die folgen 
den Bergrebiere: 

1. Bergrevier Dillenburg, weldhes die feitherigen Aemter Dil- 
fenburg, Herborn, Rennerod, Marienberg, Hachenburg, Selters 
und Wallmerod umfaßt; 
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2. Bergrevier Diez mit den Aemtern Diez, Limburg, Monta- 
baur, Naffau, Braubad, Naftätten und dem nicht zum Berg— 
revier Wiesbaden gehörenden nördlichen Theile des Amtes 
Idſtein; 

3. Bergrevier Weilburg mit den Aemtern Weilburg, Hadamar, 
Runfel und Uſingen; 

4. Bergrevier Wiesbaden mit den Nemtern Eltville, Hochheim, 
Höchſt, Königftein, Langenſchwalbach, Rüdesheim, St. Goars— 
haufen, Wehen, Wiesbaden und dem ſüdlichen Theile des Amtes 
Idſtein, beftehend aus den Gemarkungen Idſtein, Bremthal, 
Königshofen, Lenzhahn, Niedernhaufen, Niederjosbad), Nieder: 
ſeelbach, Oberjosbach, Oberſeelbach, Vockenhauſen, Dasbach, 
Heftrich und Engenhahn. 

IV. Das Gebiet der vormaligen Landgrafſchaft Heſſen-Homburg 
mit Ausſchluß des Oberamtsbezirkes Meiſenheim, jedoch einſchließlich 
der ehemals Großherzoglich Heſſiſchen Gemeinden Rödelheim und 
Nieder-Urſel iſt vom 1. April d. J. an mit dem Bergreviere Wies— 
baden vereinigt. 

Das Königliche Oberbergamt zu Bonn wird mit der Ausfüh— 
rung und Belanntmahung dieſer Feſtſtellung der Bergreviere durch 
die amtlichen Blätter beauftragt. 

Berlin, den 11. März 1867. 

Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
(gez.) Graf von Itzenplitz. 


IV. Aufhebung de8 Bergregals in der Herridaft 
Wildenburg. 


Wie im fiebenten Yahrgange dieſer Zeitihrift ©. 18 ff. mit- 
getheilt worden, hörte am 1. Januar 1866 das Bergregal auf, 
welches bis dahin den Fürften zu Wied in der Standesherridhaft 
gleichen Namens zuftand; die Modififationen, unter denen das All: 
gemeine Berggefe vom 24. Juni 1865 dort in Folge diejes Privat: 
Regals in Wirkſamkeit getreten war, fielen weg; der Bergbau er— 
langte die Vortheile des Abgabengefeßes vom 20. Oktober 1862, 
und die Bergverwaltung ging auf die Königlihen Behörden über. 

Es ift erfreulich, berichten zu fönnen, daß noch vor Ablauf 
dejjelben Jahres eine gleihe Reform in einem zweiten Brivat- 
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Regalbezirke des Preußiſchen Staates zu Stande gefommen ift, in— 
dem nämlich die dem Gräflic Hatzfeldtſchen Haufe in der Herrſchaft 
Wildenburg zuftehenden Bergregalitätsrehte durh einen am 
11. September 1866 abgejchloffenen und auf Grund Königlicher 
Ermädtigung am 20. Februar 1867 beftätigten Vertrag auf den 
Staat übertragen worden find. Zur Grläuterung diene Folgendes: 

Die auf dem redhten Ufer der Sieg in den Bürgermeiftereien 
Wiſſen und Friefenhagen, im Kreiſe Altentirchen, Regierungsbezirke 
Coblenz und Oberbergamtsbezirte Bonn gelegene ehemalige Reichs— 
herrihaft Wildenburg gehörte jeit dem Ausfterben der Dynaften 
von Wildenburg im Jahre 1418 den Fürften und Grafen von 
Hasfeldt. Durch den Beitritt derjelben zur rheinischen Reichsritter- 
Ihaft erlangte die Herrihaft um die Mitte des jechszehnten Jahr: 
hunderts die Reihsunmittelbarfeit, wurde hiernächft aber durch die 
Rheinbundatte vom 12. Juli 1806 (Art. 24) dem Großherzogthum 
Berg und im Jahre 1815 auf Grund der Wiener Congreßakte 
(Art. 43) dem Preußiſchen Staate einverleibt. (Belignahme-Patent 
vom 5. April 1815, Gef.-Samml. von 1815 ©. 21.) Mittelft Aller: 
Höchster KHabinetsorder vom 9. Juni 1821 wurde die Herridaft 
MWildenburg in Verbindung mit der auf dem linfen Siegufer ge= 
genüberliegenden, ebenfalls dem Hauje Hatzfeldt gehörigen, vormals 
Churkölniſchen Unterherrſchaft Shönftein zur Standesherridaft 
unter der Bezeihnung „Wildenburg - Schönftein“ erhoben. Die 
Rechts- und Gerichtsverfaffung ift jedoch in beiden Landestheilen 
verſchieden, und dafjelbe war bis in die jüngfte Zeit mit der Berg— 
gefeßgebung und Bergverwaltung der Fall. In der Herrichaft Wil- 
denburg gilt noch jetzt das MWildenburgifche Landrecht von 1607, 
in der Herrihaft Schönftein dagegen das Churkölniſche und das 
Naſſauiſche Recht; erftere gehört zum Bezirke des Appellationsges 
richts zu Köln und Hat die unter der Großherzoglich Bergijchen 
Herrichaft eingeführte Franzöfiiche Prozengefeggebung und Gerichts— 
verfaffung, während leßtere im Bezirke des Juſtizſenats zu Ehren- 
breitftein liegt, wo der Prozeß und die Geridtsorganifation auf 
deutfchrechtlicher Grundlage durch die neuere Preußiſche Gejeggebung 
geregelt find. 

An der Herrſchaft Schönftein ftand das Bergregal nicht dem 
Standesheren, fondern ftetS dem Staate zu; die Bergverwaltung 
refjortirt von der Königlichen Bergbehörde und zwar zunädft von 
dem Revierbeamten des Bergreviers Hamm (a. d. Sieg), zu wel: 
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chem die Herrichaft gehört; bis zum Berggejege vom 24. Juni 
1865 galt dort die Churkölniſche Bergordnung von 1669. Hin— 
fichtlih der Herrihaft Wildenburg wurden dagegen der Fürſt und 
der Graf von Hapfeldt, als damalige Befiger der Standesherrichaft, 
durch Königliche Kabinetsorder vom 17. Februar 1823 wieder im 
den Befis der Ausübung des Bergregals gejebt. Ueber die Moda- 
(itäten, unter melchen diefe Ausübung des Bergregals erfolgen 
Sollte, kam zwifchen der Staatöregierung und dem Grafen Edmund 
von Haßfeldt, welcher inzwijchen in den alleinigen Beſitz der Herr— 
ſchaft Wildenburg getreten war, am 21. Januar 1833 ein Regula 
tiv zu Stande, welches unter dem 18. April 1833 auf Allerhöchften 
Befehl beftätigt und jodann publizirt wurde. (Amtsblatt der Sal. 
Regierung zu Coblenz von 1834 Nr. 14.) Nah $. 1 diejes Regu— 
lativs war den Standesherrn die Ausübung des Bergregals in- 
nerhalb der Grenzen der Herrſchaft Wildenburg „nad den Grund- 
fügen und Vorſchriften des Allg. Preußiſchen Landredts Th. II 
Tit. 16 SS. 69 fi. und den fünftig noch einzuführenden Berg: 
Staat3= und Polizeigefegen in demfelben gemeinrechtlihen Umfange 
auch ferner geftattet, in welchem fie das Bergregal bereits im Jahre 
1806 bejeflen haben.” Weiter waren die Standesherrn nad $. 4 
verpflichtet, nicht nur „die bereits beſtehenden, mit gejeglicher Gültigkeit 
für ihre Standesherrichaft Wildenburg verjehenen, auf das Berg- und. 
Hüttenweien Bezug habenden Gefege, Berordnungen und Inſtruk— 
tionen zu beobachten, fondern auch alle künftig noch zu erlaflenden 
pünktlich zu befolgen.” Ueber die Auslegung und Anwendung dies 
jer Beltimmungen des Regulativs Haben ſich im Xaufe der Zeit 
mandherlei Meinungsverjchiedenheiten herausgeitellt. Hierbei ift in= 
deß anerkannt worden, daß als Partikular-Bergrecht für die Herr- 
Ihaft Wildenburg die — einen integrirenden Theil des Wilden- 
burgiihen Landrechts von 1607 bildende — ſ. g. Holz, Hütten- 
und Bergordnung gelte. (Bergl. diefelbe in „Bergordnungen der 
Preußiſchen Lande” von Brafiert, Köln 1858, ©. 509 ff.) Troß 
ihrer großen Dürftigfeit haben die Beftimmungen dieſer Bergord- 
nung doch in einzelnen Streitfragen berüdfichtigt werden müſſen, 
bis denn auch Ddiefer Reſt veralteten Bergrechts durd das Allge- 
meine Berggejeß befeitigt worden ift. Lebteres trat am 1. Oktober 
1865 auch in der Herrichaft Wildenburg, jedoch mit demjenigen 
Modalitäten in Kraft, welche fich für die Privat=-Regalbezirte aus 
dem $. 250 des Gejehes ergaben. Hiernach blieb auch die eigene 
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tandesherrliche Bergbehörde beftehen, welche auf Grund des Regu— 

lativs- von 1833 als „Berg= und Hüttenverwaltung“ zu Frieſen— 

hagen errichtet war. Ebenſo bejtand das ausſchließliche Necht des 

Standesherrn zur Abgabenerhebung fort. In letzterer Beziehung 
beftinnmte da3 Regulativ im $. 2: 

„Die Beliger der Herrihaft Wildenburg find berechtigt, alle zum 
Bergregal gehörigen Foſſilien entweder für ihre unmittelbare 
Rehnung oder durch bergordnungsmäßige Verleihung an jeden 
Anderen zu benußen und im lebteren Falle ſowohl den Zehnten 
als jede andere künftig an deſſen Stelle tretende Bergwerfäab- 
gabe, jowie die gejeglihen Rezeß- und Quatembergelder zu er— 
heben. Sie find aber verpflichtet, fich die Erwerbung der Zehnt- 
oder ſonſtigen Bergmwerksabgaben = Erhebung von Seiten des 
Staates gegen eine dem Reinertrage  derjelben gleichfommende 
jährlihe Rente gefallen zu lafjen.“ 

Die neuere, mit dem Gejege vom 12. Mai 1851 beginnende 
Gefeßgebung über die Befteuerung des Bergbaues blieb, weil fie 
nur die Abgaben an den Staat betraf, ohne Einfluß auf die Herr- 
haft Wildenburg ; der Standesherr übte nad) wie vor das Recht 
zur Erhebung des vollen Zehnten und der Rezeßgelder aus. 

Die aus der Zehntpflichtigfeit ermachjende Belaftung des dor= 
tigen Bergbaues machte ſich bejonders fühlbar, als die Eiſenerz— 
bergmwerte der benachbarten Reviere durch das Geſetz vom 20. Ok— 
tober 1862 völlige Abgabenfreiheit erlangt hatten. Es war zu 
befürchten, daß der jehr entwidelungsfähige Eifenerzbergbau des 
MWildenburgifchen Gebietes der Konkurrenz erliegen und damit die 
ergiebigfte Nahrungsquelle des meiftens fterilen Landes verfiechen 
würde. Die Staatsregierung fnüpfte deßhalb, nachdem der Vertrag 
wegen Ablöjung des Bergregals in der Standesherrichaft Wied 
zum Abſchluſſe gelangt war, mit den Grafen von Habfeldt Ver: 
Handlungen an, um aud deren Bergregalitätsrechte zu erwerben, 
und machte hierbei von dem oben erwähnten Borbehalte im 8. 2 
des Regulativs Gebraud. Unterſtützt und gefördert wurde diejes 
Vorgehen der Regierung dur einen Beſchluß des Haujes der Ab— 
geordneten vom 31. Mai 1865, mwonad eine Petition von Berg- 
werfsbefigern des MWildenburgiichen Gebietes um Ablöfung der dem 
Standesherrn zuftehenden Bergmwerfsabgaben der Staatsregierung 
zur Berüdfihtigung übertwiefen war. Gleichzeitig fanden Inter: 
Handlungen mit den Bergbautreibenden des Revieres zu dem Zwecke 
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ftatt, um diefelben ebenjo, wie feiner Zeit in Beziehung auf das 
Wiediſche Revier mit günftigem ‚Erfolge geſchehen war, zu einer 
entfprechenden Betheiligung an der Ablöfungsfumme zu veranlaffen. 
Nah beiden Seiten hin führten die Verhandlungen zu einem be— 
friedigenden Rejultate. Am 11. September 1866 wurde der ſchon 
erwähnte Vertrag zwijchen . den Vertretern der Staatsregierung 
einerjeit3 und dem Bennllmächtigten des Grafen Edmund von Hatz— 
feldt-Wildenburg=Weisweiler und zu Trachenberg, Königlichen Kam— 
merheren zu Gavicz bei Bojanovo, ſowie des Grafen Alfred von 
Hatzfeldt-Wildenburg-Weisweiler und zu Trachenberg, Standesherrn 
zu Galcum bei Düffeldorf, andererfeitS abgeſchloſſen. Von den Be— 
ftiinmungen des Vertrages find hier hervorzuheben: 


21; 

„Die Herren Grafen Edmund und Alfred von Habfeldt über- 
tragen hierdurch für fih und für ihre Rechtsnachfolger und das 
gefammte Fürftlih und Gräflich Hatzfeldtſche Haus die ihnen und 
dem Habfeldtfchen Haufe in der Herrſchaft Wildenburg zuftchenden 
Bergregalitätsrechte nebft allen damit verfnüpften Ehren- und nutz— 
baren Rechten ohne jede Ausnahme auf den Preußiſchen Staat.“ 


8. 3. 

„Als Tag des Ueberganges der im $. 1 erwähnten Rechte auf 
den Staat wird hierdurch der 1. Oftober 1866 bezeichnet. 

Die vor diefem Tage fälligen Zehntabgaben und Gebühren 
fließen demgemäß zur ftandesherrlihen Gefällefajle, während vom 
1. Oftober 1866 ab der Staat ausjhließlih zur Erhebung der als— 
dann fällig werdenden Abgaben und Gebühren beretigt ift. 

Mit dem 1. Oktober 1866 ift die jtandesherrliche Berg- und 
Hüttenverwaltung aufgehoben, und wird von da an das Berg= und 
Hüttenwefen lediglich durch den Staat verwaltet.“ 

Der letzteren Beſtimmung entſprechend refjortiren die Bergbau: 
angelegenheiten der Herrihaft Wildenburg feit dem vorbezeichneten 
Tage ganz nad) Vorjchrift des Allgemeinen Berggejeßes von dem 
Dberbergamte zu Bonn und dem Königlichen Revierbeamten. Als 
folder fungirt der Nevierbeamte des Bergreviers Hamm (a. d. Sieg), 
indem das ftandesherrliche Gebiet, nach einer kurzen felbftftändigen 
Zmwifchenverwaltung, nunmehr mit jenem gegen Süden angrenzen= 
den Bergrediere vereinigt worden ift. Die Anwendung des Allge— 
meinen Berggejeßes unterliegt den früheren Beſchränkungen durch 
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die Regalitätsredhte des Standesherrn nicht mehr, und an die Stelle 
des feitherigen Zehnten und der Übrigen Bergwerksabgaben ift für 
den Eijenerzbergbau die Befreiung von allen Abgaben, für den 
übrigen Bergbau aber die zweiprozentige Abgabe nad Vorſchrift 
des Gefeßes vom 20. Oktober 1862 getreten. 

Auf diefe Veränderungen bezieht ſich die nachfolgende 


Belanntmahung des Oberbergamts zu Bonnvom 
| 11. März 1867. 

„Nachdem bereit3 mit dem 2. Oftober v. J. laut unferer Be— 
kanntmachung vom 3. deſſelben Monats die Bergverwaltung in der 
Gräflich Haßfeldtichen Herrihaft Wildenburg proviſoriſch von 
der unterzeichneten Behörde übernommen worden ift, bringen wir 
nunmehr zur öffentlichen Kenntniß, daß zufolge eines durch Aller- 
höchſte Order vom 30. Januar d. I. beitätigten Vertrages vom 
11. September vd. J. die dem Herrn Grafen von Hapfeldt und den 
Gräflihen Haufe in der Herrihaft Wildenburg zuftehenden Berg— 
regalitätsrechte nebſt allen damit verfnüpften Ehren- und nußbaren 
Rechten ohne jede Ausnahme auf den Staat übergegangen find. 

Als Tag des Ueberganges ift in dem vorerwähnten Bertrage 
der 1. Oftober 1866 bezeichnet, weshalb die vor diefem Zeitpunfte 
fälligen Abgaben und Gebühren noch zur Gräflih Hatzfeldtſchen 
Gefällefaffe zu entrichten find, während vom 1. Oftober 1866 an 
der Staat ausſchließlich zur Erhebung der jeitdem fällig werdenden 
Abgaben und Gebühren beredtigt ift. 

Die ftandesherrlihe Berg: und Hüttenverwaltung zu Friejen- 
Hagen ift aufgelöft. Außerdem ift die laut unferer Bekanntmachung 
von 3. Oktober v. J. durch den Königlichen Berggefhworenen Beel 
zu riefenhagen vorläufig geführte Revierverwaltung aufgehoben 
und dur Erlak des Herrn Minifters für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten vom 4. März d. Y. das Gebiet der Standes= 
herrſchaft Wildenburg dem Bergreviere Hamm zugetviejen. !) 

Alle zur Kompetenz des Revierbeamten gemäß $. 189 des All— 
gemeinen Berggejeßes vom 24. Juni 1865 gehörigen Eingaben und 


1) Durch denjelben Erlaß ift dagegen derjenige jelbfiftändige Theil des 
Bergreviers Hamm, welcher gegen Weften von dem Rhein, nad) den anderen 
Weltgegenden von der Standesherrichaft Wied und dem vormaligen Herjog- 
ıhum Naſſau begreuzt wird, zu'dem Bergreviere Wied geichlagen worden. 
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Anträge find daher von jet ab an den Königlichen Bergmeifter 
Gerlach zu Hamm a. d. Sieg zu ridten. | 

Die Annahme der Muthungen in dem bezeichneten Berg: 
rebiere erfolgt fraft oberbergamtlihen Auftrages durch den Revier— 
beamten. 

Die für den Oberbergamtsbezirt Bonn Tonzeffionirten Mark— 
jcheider find fortan, wie hierdurh in Abänderung des Nachtrages 
zur Dienftinftruftion für die fonzeffionirten Markſcheider vom 6. April 
1858 beftimmt wird, ebenjo befugt wie verpflichtet, Markticheiderar- 
beiten in der Standesherrihaft Wildenburg zu verrichten.” — 

An die jegt vollzogene Umgeftaltung des Bergwejens knüpfen 
ih gegründete Hoffnungen auf ein raſches Emporblühen des Wil- 
denburgiſchen Bergbaues und es ift mit Sicherheit anzunehmen, 
daß gerade diefe Reform wefentlich dazu beitragen wird, den Wohl- 
ftand des an fonjtigen Erwerbszweigen armen Ländchens zu heben. 

Schließlich mag nod erwähnt werden, daß die Ausdehnung 
der allgemeinen gejeglihen Vorſchriften über die Befteuerung des 
Bergbaues auf die Herrichaft Wildenburg infofern eine weiter: 
gehende Bedeutung hat, als nunmehr der Bergbau im ganzen, 
vecht3= wie linksrheiniſchen Bezirke de8 Oberbergamt3 zu Bonn 
(abgejehen von den neu Hinzugetommenen Zandestheilen) gleichen 
Grundfägen über die Beftenerung und Steuerfreiheit unterliegt und 
Ausnahmeverhältnilfe Hierbei nicht mehr beitehen. 


V. Bergordnung 
für die 
Elbingeroder Eifenfteinsgruben.!) 
Erlaffen von Sr. Majeftät dem Könige am 21. März 1847, publicirt durd) 
die 3. Abtheilung dev Geſetzſammlung vom Jahre 1847 unter Wo. 10 pag. 
259 und abgeändert nad den Beſtimmungen der Bekanntmachung des König: 
lichen Finanzminifterii vom 8. Juni 1848, publicirt durd; die 3. Abtheilung 
der Gejeßfammlung vom Jahre 1848 unter No. 29 pag. 29. 
Nahden um Erneuerung und Bejtätigung der in früheren 
Zeiten für die Eiſenſteinsgruben bei Elbingerode erlaffenen und 


1) Bei dem Gijenerzbergban in dem Hannöverſchen Amte Elbingerode 
haben ſich höchſt eigenthümliche Einrichtungen erhalten; es befteht für den- 
jelben eine eigene, in den Jahren 1847 und 1848 erneuerte Bergordnung, 
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zulegt unterm 26. Julius 1694 bejtätigten Bergordnung nachge— 
jucht, in Folge veränderter Verhältniffe aber eine Abänderung der— 
jelben in mehreren Punkten für erforderlich erachtet worden ift, jo 
wird hiermit unter Aufhebung der früheren Bergordnungen ver— 
ordnet, wie folgt: 


8. 1. 


I. Berhältniß des Elbingeroder Bergbaues im Allgemeinen. 


Der Eifenfteinsbergbau im ganzen Umfange des Amtes El— 
bingerode ift ein unter Leitung der Königlichen Bergmwerfsbehörden 
am Harze zu betreibender Eigenlöhner-Bergbau. 

Wenn an einzelnen PBunften aber der von der Hüttenverwal- 
tung angeforderte Eijenftein von den Gigenlöhnern nicht geliefert 
werden fann oder mag, oder wenn von jelbigen der Betrieb nad 
vorgängiger ausdrüdlicher Verwarnung und nad Ausweis einer 
vom Bergamte angeordneten, dur unbetheiligte Sahverftändige 
vorgenommenen Unterfuhung nicht gehörig geführt oder gar nicht 
unternommen werden jollte, und auch nad) vorgängiger Aufforde- 
rung andere befähigte, eingejeilene Bergleute den Betrieb auf eigene 
Rechnung nicht übernehmen mollen, jo jteht der Hüttenverwaltung 
zu, dort jelbjt auf eigene Rechnung Bergbau treiben und Eifenftein 
gewinnen zu lafjen. 

Es find jedoch jowohl der Bergmann als die Hüttenderwal- 
tung, welche den Betrieb des Bergbaues auf eigene Rechnung für 
den Eigenlöhner übernehmen, verpflichtet, demjelben die don ihm 
zur Förderung des Eiſenſteins bereit3 aufgewandten Koſten nad) 
borgängiger Feltitellung durch zuzuziehende Sachverſtändige inſoweit 
zu vergüten, al3 die Hergeftellten Vorrichtungen zur Gewinnung 
des Eiſenſteins erforderlich find. 


8.2. 

Zum Bergbau auf Eijenftein find vorzugsweiſe die mit Häu— 
jern in Elbingerode angejejlenen Bürger, jedoh mit Ausſchluß der 
bei der Darz-Berwaltung angeftellten Offizianten und Aufſeher be= 
welde im Zufammenhange mit der von der Preußischen Negierung bereits 
eingeleiteten Reform der Berggefetgebung im vormaligen Königreihe Han- 
nover befonderes Interefje darbietet und daher oben wörtlich mitgetheilt wird. 
Eine Abhandlung über den Elbingeroder Eifenerzbergban von Dr, Achen— 
bad wird im zweiten Hefte der Zeitjchrift ericheinen. 
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rechtigt. Jedoch find, wenn jelbige an einem gewilien Punkte den 
Grubenbau nicht unternehmen wollen, auch andere im Amte einge- 
jeffene, der Arbeiten fundige Einwohner dazu befugt. 


8. 3. 


Die Eigenlöhner haben für die von Seiten der Königlichen 
Eifenhütten unternommenen Stollen und Jonftigen Waflerhaltungs- 
anlagen diejen dasjenige zu gewähren, was die Bergrechte mit ſich 
bringen, und ift die Königliche Hüttenverwaltung in der Auswahl 
der dabei zu bejchäftigenden Arbeiter völlig unbejchräntt. 


8. 4. 
I. Vom Shürfennad Eijenfein. 


Für das zur Aufnahme eines Bergbaues im noch nicht ver- 
fiehenen Felde vorzunehmende, jedem Einwohner des Amtes Elbin- 
gerode unbenommene Schürfen nah Eiſenſtein, welches außerhalb 
der Forften und Gemeindeänger, gleichwie der eigentlihe Gruben- 
betrieb ſelbſt, zur Entihädigung der dadurch benadhtheiligten Grund- 
befißer und etwaigen ſonſtigen Betheiligten verpflichtet, ift ein Schurf— 
ſchein erforderlich, welcher von dem Königlichen Bergofficanten des 
Elbingeroder Reviers ertheilt wird, den Namen und Vornamen des 
Unternehmer, eine genaue Bezeihnung des Ortes, an welchem der 
Verſuch gemacht werden foll, jowie der Zeit, in der die Schurf- 
arbeit vorzunehmen ift, enthalten muß und, einjchliehlih einer zu— 
läjfigen einmaligen Berlängerung, über die Frift Eines Jahres ich 
nicht erſtrecken darf. : 

Wil der Schürfer nad) Ablauf diefer Friſt weiter fchürfen, ſo— 
hat er jeine Abficht ausdrüdlic dem Bergoffizianten des Reviers 
zu erklären und das Berjchreibgeld, wie von einer Grube von vier 
Bergen, für ein Jahr fofort zu berichtigen, nad) deifen Ablauf je- 
der Anjprud aus dem Schurfſchein erliſcht 

Die bereits vor Publifation der Bergordnung erworbene Bes 
fugniß zum Schürfen wird jedoch dadurch nicht auf die Dauer 
eines beitinmten Zeitraums bejchränft, und finden auf diejelbe viel- 
mehr die früheren Borfchriften Anwendung, nad) welchen der Berg— 
mann ferner zu ſchürfen berechtigt bleibt, aber zugleich verpflichtet 
ift, jährlich das Erbenzins- oder Lehngeld zu bezahlen, 
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8. 5. 


Der Schürfer hat, wenn er zum Muthen berechtigt, während 
der Dauer des Schurfiheins das Recht des erften Finder bis auf 
ein Feld von vier Bergen oder einer Fundgrube und zwei Maaßen, 
muß aber, infofern er zum Muthen nicht befugt fein follte, auf 
Berlangen feinen Schurfihein an einen hierzu fähigen Einwohner 
überlafjen, welcher die für den Verſuch aufgewendeten Koften zu 
eritatten hat. 

8. 6. 


II. Bon der Muthung. 


Um dur die Verleihung das Recht zur Bebauung einer er- 
ſchürften Eifenfteinslagerftätte zu erlangen, muß bei dem König— 
lichen Bergoffizianten für Elbingerode eine diefer Bergbauordnung 
angemefjene Muthung jehriftlich eingelegt werden, welcher darauf 
den Tag und Stunde der Einlegung bemerft. | 

Die Muthung fanır einer oder mehreren, jedoch höchſtens vier 
Perſonen zugejchrieben werden, von denen Eine als Lehnträger zu 
bezeichnen und im alle des Abganges zu erjegen ift. 


8. 7. 


Zur Muthung find nur hausbefigende Bürger von Elbingerode 
berechtigt, welche ſelbſt Grubenarbeit treiben. 


8. 8. 


IV. Berleihung, Befig und Berluft des Grubenfeldes. 


Nach zuläjfig erfannter und als ſolche bejcheinigter Muthung 
wird das gemuthete Grubenfeld vom Amte Elbingerode ungetheilt 
und im Ganzen verliehen und es fann daffelbe weder getheilt oder 
theilweife aufgegeben oder verlaffen werden. 


8.9. 

Die Verleihung gejchieht der Regel nah, nad) geviertem Felde, 
auf Berge, jeden zu vierhundert Quadratlachter, deren bier im 
einer Mutdung begriffen fein können; auch kann, wenn dabei we— 
niger als vierhundert Quadratladhter an freien Felde übrig bleiben 
jollten, diejes al3 Uebermaak zugegeben werden. 

Ausnahmsweife kann jedoch, wenn die Dertlichfeit dazu räth 
und der Muther es wünjcht, eine gangmäßige Verleihung ftattfin- 
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den, bei welcher dem erften Finder eine Fundgrube von zwei und 
vierzig Yachter Yänge und zwei Maaßen, jede zu acht und zwanzig 
Lachter Yänge, und jedem folgenden Muther vier bis ſechs Maaßen, 
jede zu acht und zwanzig Yachter Yänge, ſämmtlich mit der Vierung 
bon drei und einem halben Lachter in's Hangende und eben fo 
viel in’3 Liegende, verliehen werden fünnen. 

Hierbei kann ebenfalls ein etwa übrig bleibendes Stüd freien 
Feldes, welches ſich nicht zu einer Maaße erftredt, als Uebermaaß 
zugegeben werden. 

Das verliehene Grubenfeld erjtredt ſich ſenkrecht in die Tiefe. 


g. 10. 


Das verliehene Feld wird von den Bergoffizianten des Elbin— 
geroder Revieres im Beifein des Mutherd und der gejchworenen 
Deputirten der Bergleute und unter Zuziehung der Feldnachbarn, 
auch möthigenfall3 des Markſcheiders vermeſſen und verlochfteint, 
jodann aber von dem dazu beftimmten Bergbeamten in die Gruben- 
farten eingetragen. 

8. 11. 


Jede Muthung wird von dem Amte Elbingerode in das Ver— 
(eihbuch eingetragen, welches in Anfehung der Verleihung des Gru— 
benfeldes die Kraft eines vollen Beweiſes hat, und dem Muther 
wird darüber ein Muthſchein ausgeftellt. 

Sm Falle, daß Mehrere an einer Muthung Theil nehmen, 
wird der Muthichein dem erwählten Lehnträger zugeftellt, welcher 
alle aus dem Lehnsperhältniffe folgenden Rechte und-Pflichten wahr- 
zunehmen hat. 

Daneben werden die verliehenen Grubenfelder mit Angabe 
ihrer Größen und Grenzen in dem von der NRothehütter Admini- 
ration aud) ferner zu führenden Yagerbuche verzeichnet und da— 
rin die Antheile (Grubentheile) und die Namen der Mitbelehnten 
eingetragen, diefen auch Gewährſcheine ertheilt. Bei Beſitzverände— 
rungen werden die Grubentheile auf mündlichen oder fchriftlichen 
beglaubigten Antrag der Intereifenten umgejhrieben und denjelben 
darüber nah Rückgabe oder Mortififation der alten Gewährjcheine 
neue Gewährſcheine ausgeftellt. 


8. 12. 


Bon jedem Grubenfelde muB jährlich vor oder an dem Michae- 
listage als Verjchreibegeld das fogenannte Lehngeld von drei Gr. 
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fünf Pf. Courant von jedem Berge und bei gangmäßiger Ber- 
leihung (confr. 8. 9) von vier Gr. von einer Fundgrube und von 
zwei Gr. von einer Maaße an die Amtskaſſe zu Elbingerode ent- 
richtet werden, deſſen verhältnigmäßige Einzahlung von etwa vor— 
handenen mehreren Theilnehmern an den Lehnträger bei Berluft 
ihrer Antheile zeitig zu leiften ift. 


8. 13. 

Eine Grube fällt durch unterlaffene Entrichtung des Verfchreib- 
gelves, Tobald nad) jenem Tage vier Wochen verfloffen find, ohne 
Weiteres, durch dvierwöchentlichen, von dem Bergoffizianten nicht ge= 
nehmigten und ungeachtet feiner nohmaligen Verwarnung fortges 
ſetzten Stillftand des Betriebes oder durch verweigerten Angriff, ſo— 
bald zu ſolchem von dem Bergoffizianten aufgefordert tworden, nad 
vier Wochen, auf Erfenntniß des Amtes Elbingerode, jedoch nur 
dann, wenn e3 den herrſchaftlichen Hütten an Eijenftein fehlt, und 
endlich durch ausdrüdlich erklärte Aufgebung des Belehnten in’s 
Freie zurüd. 

Es wird ferner derjenige Inhaber einer Eifenfteinsgrube, mel- 
cher fi außer Amtes begiebt, jeiner Rechte an der Grube verluſtig, 
und kann von dem, melder fich die Grube zufchreiben läßt, nur 
die Erftattung der nachweislich gehabten Bergfoften verlangen, 


8. 14. 
V. Betrieb der Eijenfteinsgruben. 


Wenn der Bergmann im Uebrigen jeinen Verpflichtungen ge= 
nügt, fo fteht ihm die Benußung der verliehen erhaltenen Gruben 
frei, ſoweit ſolches ohne Nachtheil der herrichaftlihen Eifenhütten 
geſchehen kann und zuläſſig ift. 

Dhne Vorwiſſen des Amtes darf er nicht ein Fuder Eifenftein 
in das Wusland laden oder laden lafjen bei Vermeidung einer 
Geldbuße von zehn Thalern oder verhältnigmäßiger Gefängnißftrafe. 

Der von der Hüttenverwaltung angeforderte Eifenftein ift auf 
den von bderjelben und dem Königlichen Bergbeamten bejtimmten 
Gruben und Grubenbauen gegen ein von dem Bergamte feftzu- 
jeendes, der Arbeit angemefjenes Yangerlohn zu fürdern, bei dejlen 
Beltimmung außer den Betrieb3= und Nebenkoften ein Lehnſchafts— 
gewinn zugeftanden werden joll, welcher zehn Prozent des Betrages 


jener Koften erreichen fann. 
Zeitfchr. f. Bergredt. Band VII. 1. 4 
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Der geförderte Eifenftein wird nad Fudern, das Fuder zu 
zehn Maak auf der Halde und zu neun Maaß auf der Hütte, ab- 
genommen. Ein Maaß hat den Anhalt eines Cylinders von 20 
Zoll Durchmeffer und 13 Zoll Höhe, beides im Lichten nad) neu 
Hannoverſchem Maaße. 

MWird der auf Anforderung der Hüttenverwaltung geförderte 
und auf den Berg geitürzte Eifenftein nicht abgefahren, ſondern 
liegen gelaffen, und geht derfelbe jpäter ein und verfinft, jo bleibt 
die Hüttenverwaltung dennod verpflichtet, ſtets den Eiſenſtein, wel- 
cher auf ihre Anforderung gefördert ift, möge er nun abgefahren 
werden oder liegen bleiben, dem Bergmann ohne Einwendung zu 
bezahlen und den Schaden zu tragen. 

Werden von der Hüttenverwaltung auf den in Folge ihrer 
Anforderung gervonnenen und bei den Gruben vorhandenen Eifen- 
ftein Vorſchüſſe gegeben, jo Haftet dafür die Lehnſchaft und es 
müffen jolche in möglichft kurzer Frift durch Lieferung von Eiſen— 
ftein getilgt werden. 

In der Regel werden die Haldenvorräthe wenigſtens ein Mal 
im Jahre rein abgefahren, jo daß zwiſchen der Hüttenverwaltung 
und den Grubenbefigern vollftändig abgerechnet werden fann. 


8. 15. 
VI Berhältniffe der Betheiligten an den Gruben. 


Menn bei einer Grube mehrere Bergleute betheiligt find, fo 
wird der Lehnträger oder, falls derjelbe fi dazu nicht eignet, ein 
Anderer der Mitbelehnten zum Grubenvorfteher von den Belehnten 
erwählt. 

Derjelbe bejorgt die gemeinjshaftlichen Angelegenheiten der 
Grube und der Theilnehmer an jelbiger, empfängt die Einnahmen, 
leiftet die erforderlichen Ausgaben und vertheilt den Ertrag, wobei 
er den Mitbelehnten und dieſe ihm jelbft zu entiprechenden Leiſtungen 
verpflichtet find. Hauptſächlich hat derjelbe (der Grubenvorfteher) 
für die Zwedmäßigfeit und Regelmäßigkeit des Betriebes, für gehö- 
ige Arbeitsleiftung, für Förderung eines reinen Eiſenſteins und 
für Vermeidung von Haldendefelten zu ſorgen und darauf zu hal— 
ten, daß etwa Drdnungswidriges nicht vorfalle, Unfolgjamleit der 
Arbeiter aber und Unordnungen hat er dem Königlichen Bergoffi— 
zianten anzuzeigen, 
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Auch hat derjelbe bei etwa vorfallenden Streitigkeiten zwiſchen 
den Beligern verfchiedener Gruben dem Königlichen Bergoffizianten 
das Nöthige vorzutragen, weldher nach den Umftänden das Weitere 
wahrzunehmen hat. 


8. 16. 


Bei den jebt ſchon verliehenen Gruben bleiben die beftehenden 
Berhältniffe des EigentHums unverändert. Bei den Gruben, welche 
fünftig neu aufgenommen oder neu verliehen werden, werden nicht 
mehr Theilnehmer zugelafjen, als Berge verliehen worden find. 

Bei Erbfällen und Beräußerungen ift ebenfalls eine weitere 
Zeriplitterung der Antheile an diefen neuen Gruben nicht zuläffig, 
und e3 ijt von dein Betheiligten, nöthigen Falls unter Mitwirfung 
des Amtes Elbingerode, dafür zu jorgen, daß durch geeignete An— 
ordnungen oder Verabredungen diefer Zweck erreicht werde. 


5.17 
VI. Berhältniffe der Eigenlöhner und der Grubenarbeiter. 


Die für die Bigenlöhner bisher beftehenden Verhältniſſe ihres 
Verbandes nebjt der darauf beruhenden Einrihtung der Büchje 
bleiben bis auf Weiteres unverändert und es werden von ihnen 
erwählte und dem Amte bejtätigte und beeidigte Vorjteher auch fer= 
ner als ihre Vertreter angefehen werden, welche allein oder mit 
Zuziehung anderer Bergleute die Geſchäfte für die gefammten Ei- 
genlöhner zu beforgen und den damit verbundenen Pflichten nach- 
zufommen haben. Die dem bisherigen Berbande der Bergleute nicht 
angehörenden und aud) fünftig nicht beitretenden Eigenlöhner haben 
ihre Grubenangelegenheiten perjönlid wahrzunehmen, doch bleibt es 
ihnen unbenommen, für beitimmte Gegenftände Einzelne zu beauf- 
tragen und zu bevollmächtigen. 


8. 18. 


Damit es dem Amte und der Bergmwerföverwaltung möglich) 
werde, die nöthige Auffiht über die auf den Gruben und Verjuchen 
arbeitenden Leute zu führen und der Bergbau felbft auch fünftig 
durch eine tüchtige Mannjchaft betrieben werde, jollen bei dieſem 
Geſchäfte nur ſolche Arbeiter angenommen und zugelaffen werden, 
welche Einwohner der Stadt Elbingerode find, die Bergarbeit er- 
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fernt, das achtzehnte Jahr zurüdgelegt und weder eine Criminal: 
itrafe erlitten Haben, noch übel berüchtigt find. 

Alle Arbeiter, welche eine Beihäftigung bei dem Elbingeröder 

Bergbaue erhalten wollen, werden vorher in eine Rolle eingetragen, 

welche von dem Königlichen Bergoffizianten zu führen und nad 

Ablauf eines jeden Jahres dem Amte vorzulegen ift. 

Die Eigenlöhner, welche auf ihren Gruben andere Arbeiter zur 
Hülfe zu nehmen oder zu bejchäftigen wünjchen, wozu fie befugt 
find, da ihnen die Auswahl der von ihnen anzunehmenden Arbeiter 
überlaffen bleibt, Haben jolches dem Möniglichen Bergbeamten an= 
zuzeigen, der über die Belegung der Gruben ein befonderes Buch) 
führen wird. 

Eine gleiche Anzeige ift erforderlih, wenn die Eigenlöhner 
einen ihrer Söhne oder einen anderen Arbeiter vor dem vollendeten 
achtzehnten Jahre zur Erlernung der Bergarbeit mit auf die Gru— 
ben zu nehmen wünſchen. 


8. 19. 
VII Unterffüßungen des Bergbaues. 


Die dem Elbingeröder Eijenfteinsbergbaue bisher von der Yan- 
deöherrjchaft zugeltandenen Begünftigungen an forftzinsfreiem Holze 
aus den Elbingeröder Forften und an Beihülfen aus den Hütten- 
faffen für größere Bergbau-Anlagen werden nad den Umftänden 
auch ferner gewährt werden. 


8. 20. 
IX, Bergpolizeilihe Beftimmungen. 


Beim Abbau der Grube darf fein Bergmann dem Nahbarn 
in jein Grubenfeld fahren; indeß fann in Fällen, wo der Bau e8 
erfordert, auf vorgängige Genehmigung und nad) näherer Anleitung 
de3 Königlichen Bergoffizianten, gegen angemeffene, nöthigen Falls 
bon dem Bergamte zu bejtimmende Entſchädigung, in das Feld des 
Nachbarn eingejchlagen oder deſſen Vorrichtung benußt werden. 

Offene Schürfe und Schächte find von den Schürfenden und 
Eigenlöhnern mit genügender Befriedigung zu umgeben .und gehö- 
rig zuzuftürzen, jobald dieje Betriebspunfte verlafjen werden. Da— 
gegen jollen aber auch die Hirten von diefen und anderen zum 
Bergbau benugten Orten das Vieh abtwehren. 
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8. 21. 
X. Von den Behörden. 

Die bei dem Elbingeröder Bergbau mitwirkenden Behörden 
ſind der dortige Bergoffiziant, die Adminiſtration der Rothehütte 
und das Bergamt zu Clausthal, ſowie das Amt Elbingerode und 
die Berghauptmannſchaft. 

a) Die Handhabung der Bergwerkspolizei und die Erhaltung 
der Ordnung und Disziplin unter dem bei dem Elbingeröder Berg— 
bau beſchäftigten Perſonale iſt von dem Bergoffizianten und der 
Adminiſtration der Rothenhütte wahrzunehmen und, wenn deren 
Einwirfung nicht genügt, dieferhalb das Nöthige von dem Berg: 
amte nach den Umftänden zu bejorgen. 

b) Streitigfeiten der Grundbeſitzer und anderer Arbeiter über 
Bergmwerfsangelegenheiten, namentlich) wegen des Lohns, werden zu= 
nächft bei dem Königlichen Bergoffizianten angebradht werden, wel— 
her, allenfall3 unter Zuziehung einiger unbetheiligter Bergleute, 
einen Verſuch der Güte zu machen hat, für den Koften und Ge— 
bühren nicht berechnet werden. 

c) Nach erfolglos gebliebenem Verſuche der Güte werden folche 
Streitigkeiten von dem Amte Elbingerode, nöthigenfall® mit Zus 
ziehung des Bergoffizianten und auch anderer Sachverſtändigen — 
wenn ſolches erforderlich ſcheint — und mit Benutzung des Ver: 
feihbuches und der bei dem Amte, der Bergwerksverwaltung und 
Hüttenadminiftration vorhandenen Urkunden, Akten und Riffe, und 
zwar in der Regel in fummarifhem Wege und ohne Zuziehung 
von Rechtsbeiſtänden unterfucht und entjchieden. 

Bei dem weiteren Rechtsverfahren treten die gemeingeltenden 
Grundfäße ein. 

d) Berufungen gegen Berwaltungsmaßregeln gehören, injofern 
fie gegen Entſcheidung des Amtes gerichtet find, vor die Berghaupt- 
mannſchaft und, injofern fie Verfügungen des Bergamtes betreffen, 
vor das Königliche Finanzminifterium. = 

8. 22, 

Die Ergänzung, Verbefferung oder Aufhebung diefer Bergord- 
nung im Ganzen oder in einzelnen Theilen, injofern und infoweit 
es zum Nuben des Bergbaues und der Bergleute gereicht, bleibt 
der Allerhöchften Entſchließung Seiner Majeftät des Königs vorbe— 
halten und follen die Bergleute in den ihmen verliehenen Rechten 
geſchützt und vertreten werden. 
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Diefe Verordnung fol durch die dritte Abtheilung der Gejeß- 
fammlung zur öffentlichen Kunde gebracht werden. 

Gegeben Hannover, den 21. März 1847. 
(unterz.) Ernſt Auguft. 
(unterz.) v. Falke. 

und Hannover, den 8. Junius 1848. 

Königlich Hannoverſches Finanzminiſterium. 
(unterz.) Lehzen. 





VI Entwurf eines Berggeſetzes für Baiern. 


Ueber den gegenwärtigen Stand der Bergrehtsreform im Kö— 
nigreihe Baiern liegen amtliche Nachrichten vor. Das MWejentliche 
aus denfelben folgt hier im Anfchluffe an die Referate in den Jahr: 
gängen II ©. 7, VI ©. 369 und VII ©. 5. 

Seitens des Abgeordneten Brandenburg erfolgte in der 
Sikung der Hammer der Abgeordneten vom 30. Januar 1867 
nachitehende Anterpellation: 

„Sn der Sigung des Landtags vom 5. Mai 1865 habe ich 
bereit3 eine Anterpellation an das K. Staatsminifterium der Fi— 
nanzen über den Stand der Berggejeßgebung gerichtet und hiebei 
berührt, daß von Geite der K. Staatsregierung der Kammer der 
Abgeordneten bei verſchiedenen Landtagen Zuficherungen baldiger 
Vollendung diefer Gefeggebung gemacht worden find. So wurde 
im Jahre 1850 das Bedürfnig einer Neugeftaltung diefer Geſetz— 
gebung anerkannt, im Jahre 1855 wurden alle Vorarbeiten als 
getroffen und der Gefegentwurf dem Kollegium der General=-Berg- 
werks- und Salinenadminiftration als bereit3 vorliegend bezeichnet; 
im Jahre 1861 wurde genaue Erwägung zugelichert, ob die Aus— 
übung der Berghoheit de3 Staates von der Verwaltung der ära= 
tialiijhen Berg: und Hüttenwerfe, dem Antrage beider Kammern 
gemäß, zu trennen fei; im Jahre 1863 erklärte die K. Staats— 
regierung, daß man fich jehr angelegentlich mit diefer Geſetzesvor— 
lage beſchäftige und ſolche vielleicht bald werde vorlegen können; 
im Jahre 1865 eröffnete das K. Staat3minifterium auf meine In— 
terpellation dieſem hohen Haufe, daß der Bearbeitung eines Berg: 
gejeßes alle Sorgfalt zugewendet, der primitive Entwurf mit Aus— 
nahme weniger Punkte zur Vollendung gebracht worden ei, und 
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daß diefer 211 Artikel enthalte; daß aber die Herftellung eines das 
ganze Gebiet des Königreichs umfaſſenden Entwurfs noch nicht Jo 
weit gediehen jei, um denjelben ſchon dem damaligen Yandtage vor— 
legen zu können. Nah Ablauf von beinahe zwei Jahren erlaube 
ih mir nun heute wiederholt die Anfrage zu ftellen, ob es der an— 
gelegentlichen Sorgfalt des K. Staatsminifteriums der Finanzen 
nicht endlich gelungen ift, durch eine dem gegenwärtigen Landtage 
zu machende Gefeßesvorlage die anerfannten Bedürfniffe der Volks— 
wirthſchaft zu befriedigen.” 

Dieſe Anterpellation wurde in derjelben- Sikung von dem K. 
Staatsminister der Finanzen beantwortet, wie folgt: 

„Der im Sahre 1865 vollendete primitive Entwurf eines all- 
gemeinen Berggejeßes wurde jofort den einjchlägigen K. Staats- 
minifterien mitgetheilt, um denjelben einer eingehenden Prüfung in 
rechtlicher, volfswirthichaftlicher und polizeiliher Richtung zu unter- 
ftellen. Der in folder Weiſe vorbereitete Entwurf unterliegt der= 
malen der Berathung einer bejonderen Kommiffion, welche mit 
Rückſicht auf die verfchiedenen Hierbei berührten Intereffen aus den 
Referenten der betheiligten K. Staatsminifterien und der General- 
Bergwerks- und Salinenadminiftration, dann aus mehreren äußeren 
Bergbeamten zujammengejegt ift. Die Berathungen dieſer Kom— 
miffion finden in fortgejegten Sigungen ftatt, in Folge deren bereits 
ein erheblicher Theil de3 Entwurfes feine Erledigung gefunden hat, 
jo daß die Möglichkeit der Vorlage deifelben auf dem nächſten Yand- 
tage nicht wohl zu bezweifeln ift.“ 

Die Siungen der vorbezeihneten Kommiſſion hatten am 7. Ja= 
nuar begonnen und nahmen jeitdem ihren regelmäßigen Fortgang. 
Ueber das Ergebniß ift noch nichts Näheres befannt geworden. 


Abhandlungen. 


Bergrechtliche Zuftände 


in den mit Preußen vereinigten Gebietstheilen des 
Großherzogthums Heffen und des Königreichs Baiern, 
ſowie indem Gebiete von Franffurt.)) 
Bon Braffert. 


1. Die Oberheffifchen Gebietstheile. 


Bekanntlich find durch Art. XIV des zwiſchen Preußen und 
dem Großherzogthum Heffen abgejchloffenen Friedensvertrages vom 
3. September 1866 außer der Landgraffhaft Heſſen-Homburg fol: 
gende, bisher zur Provinz Oberhefjen gehörige Gebietstheile an 
Preußen abgetreten worden: 

1. der Kreis Biedenkopf; 

2. der Kreis Vöhl, einfchlieglih der Enklaren Cimelrod und 
Höringhaufen ; 

3. der nordmeftliche Theil des Kreifes Gießen, welder die Orte 
Frankenbach, Krumbach, Königsberg, Fellinghaufen, Bieber, 
Haina, Rodheim, Waldgirmes, Naunheim und Hermannftein 
mit ihren Gemarfungen umfaßt; 

4. der Ortsbezirk Rödelheim; 

5. der bisher unter Großherzoglih Heffiicher Souverainetät 
ftchende Theil des Ortsbezirkes Nieder-Urfel. 


1) Die Fortjegung der im vorigen Jahrgange ©. 445 fi. mit dem vor: 
maligen Herzogthfum Naffau begonnenen Schilderung der bergreditlichen Zu— 
fände in den mit Preußen neu vereinigten Landestheilen nehmen wir nun- 
mehr in die Abtheilung „Abhandlungen“ auf, weil ſich noch andere, größere 
Aufläge über denjelben Gegenftand anſchließen werden. 
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Die geognoftifchen Verhältniffe der unter 4 und 5 bezeichneten 
Enflaven gewähren feine Ausfiht auf einen erheblichen Bergbau ; 
im Kreiſe Vöhl hat nur das ſchon ſeit 1711 betriebene, dem Staate 
gehörende Kupferwerk Thal-Itter einige Bedeutung; in den übrigen 
Landestheilen find aber die Elemente für einen belebten, gewinn— 
bringenden Bergbaubetrieb vorhanden. Namentlich find die in dem 
abgetretenen Theile des Kreiſes Gießen bereits bekannten, reichen 
Eifenjtein- und ManganerzjsLagerftätten ganz dazu angethan, eine 
rege bergmännifche Thätigkeit hervorzurufen, und aud) die im Kreiſe 
Biedenkopf ſchon lange beftehende Eifeninduftrie wird der fie ums 
gebenden Konkurrenz dauernd gewachſen fein, wenn die gegenwärtig 
angeftrebte direkte Eifenbahnverbindung mit den weſtphäliſchen Stein- 
fohlenrevieren hergejtellt wird. Abgejehen von dem borgenannten 
figfaliihen Kupferwerfe zu Thal-Itter, deſſen Bergwerkseigenthum 
zum Theil im Fürſtenthum Waldeck liegt, befindet fi der Bergbau 
in den Oberheiliihen Yandestheilen nur in den Händen von Pri— 
vatperjonen, namentlich von verichiedenen Gewerkſchaften und Hütten- 
befigern. Die Zahl der verliehenen Bergwerfe belief fih im Jahre 
1866 auf 136, von melden indeß nur 26 in Betrieb und 20 in 
Förderung ftanden. Die Gefammtproduftion an Eijenerzen betrug 
in diefem Jahre c. 76,000 Tonnen und diejenige an Braunftein 
c. 6900 Gentner. 

Die Rechtsverhältniffe der bejtehenden Bergwerfe find im Gans 
zen geordnet, obwohl die Berggejeggebung bisher jehr mangelhaft 
war. Ein gejchriebenes Recht fehlte faſt gänzlih; neben einigen 
Spezialvorjhriften wurde hauptſächlich nach den Grundſätzen des 
gemeinen deutjchen Bergrecht3 und nad) Normen verfahren, welche ſich 
allmählig in der Praris der Behörden ausgebildet hatten. Die Berg 
patente und Bergordnungen früherer Jahrhunderte waren längſt 
außer Anwendung gefommen, und gerade darin, daß man fi von 
den völlig veralteten Sabungen dieſer Reglements und Ordnungen 
emancipirt hatte, mag ein mwejentliher Grund für den jeßigen leid- 
lihen Zuftand des Berechtigungsweſens liegen. Die Verleihung des 
Bergwerfseigentfums erfolgte meistens in zweckmäßig begrenzten, 
nicht auf die Kleinen Maaße der Bergordnungen bejehräntten Fel— 
dern, und jeine bergrechtlihen Verpflichtungen wurden dem Berg- 
werkseigenthümer in der Verleihungsurkunde genau vorgejchrieben, 
wie denn auch im ähnlicher Weije die Pflichten der Schürfer und 
Muther in die Schürf- und Muthicheine aufgenommen wurden. 


58 Abhandlungen, 


Gleichwohl konnte ein folches obfervanzmäßiges Verfahren, auch 
wenn mit demjelben nicht die ftete Gefahr der Willkür verbunden 
wäre, den heutigen Bedürfniffen des Bergbaues nicht genügen ; das 
Bergwerkseigenthum bedarf hinfichtlich feiner Erwerbung, Benugung 
und Erhaltung feſter gefeßlicher Beftimmungen, wenn es fih zur 
induftriellen Ausbeutung eignen joll. ine neue Berggejeggebung 
war deßhalb auch von der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung als 
nothwendig erkannt, und ſchon vor mehreren Jahren Hatte man 
mit den Vorarbeiten begonnen. Für die inzwifchen an Preußen 
abgetretenen Theile der Provinz Oberheffen wird nunmehr dem 
Bedürfniffe durch Einführung des Berggejehes vom 24. Juni 1865 
abgeholfen. Es bleibt indek noch die ebenfalls in Ausficht genom— 
mene Reform in der Belteuerung des dortigen Bergbaues durchzu— 
führen. 

Einige Bemerkungen über die zur Zeit noch beftehenden Ab: 
gaben vom Bergbau mögen fi) Hier gleich anreihen. 

Bon den älteren, in Deutichland hergebrachten Bergwerksab— 
gaben ift es, abgejehen von den Sporteln für gewijle Gejchäfte der 
Bergbehörde,. nur der auf den Zwanzigſten herabgejegte Zehnte, 
welchem die verlichenen Bergwerfe in Oberheſſen unterworfen find; 
Quatember- und Rezepgelder werden nicht erhoben. Als allgemeine 
gejegliche Abgabe fann indeß der Zehnte oder Zwanzigfte faum ans 
gejehen werden, weil auffälliger Weife feine Gefegesporjchrift beiteht, . 
welche den Bergmwerf3eigenthümern diefe Abgabe auferlegt; die Ver— 
pflihtung zur Entrihtung derjelben wird vielmehr jedesmal durch 
die Verleihungsurkunde feitgeftelt. Neu verliehene Bergwerfe ges 
nießen zehn Freijahre, nach deren Ablauf mitunter noch eine weitere 
Befreiung vom Zwanzigften durch die obere Bergbehörde (die Groß— 
herzogliche Ober-Baudirektion zu Darmſtadt) bewilligt worden ift. 
Tritt alsdann die Abgabepflichtigkeit ein, fo muß der Zwanzigſte 
von den geförderten Produkten in Natur oder in dem zu ermitteln- 
den Geldmwerthe entrichtet werden. Gänzliche Abgabenfreiheit genießen 
nur die zu dem vormals fisfalifhen Hüttenwerke Yudwigshütte bei 
Biedenkopf gehörigen Bergwerfe. Die Veranlagung und Erhebung 
der Zwanzigſtenabgabe erfolgte dur die Steuerbehörden, welche 
ſich hierbei wejentlih auf die eigenen Angaben der Bergwerksbeſitzer 
über die Quantität der geförderten Produkte und die Verkaufs— 
werthe zu fügen pflegten, unter Umftänden aber auch die Richtigkeit 
diefer Angaben durch den Bergmeifter bejcheinigen laffen konnten. 
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In Folge der ausgedehnten Freijahre war der Ertrag aus dem 
Zwanzigſten jeither nur ein geringer. 

Eine zweite Abgabe vom Bergbau beiteht in der Gewerbefteuer. 
Zu Ddiefer werden nad dem Gewerbefteuergefehe vom 4. Dezember 
1860 alle Bergmwerfe herangezogen, welche in Förderung ftehen. 
Ueber die Ermittelung des Gemwerbefteuerfapitald bei den Bergmwerfen 
enthält das Geſetz beftimmte Grundſätze. Hiernach jtuft fi die 
Gewerbefteuer nah dem Betriebsumfange ab, indem z. B. von 
einem Bergwerke mit 10 bis 15 Arbeitern jährlih 26 Gulden 
21 Kr., mit 20 bi$ 25 Arbeitern 52 Gulden 42 Kr., von einem 
Hüttenwerke mit 80 Arbeitern c. 200 Gulden ꝛc. entrichtet werden. 
Die Klagen der Bergbautreibenden über die Steuerbelaftung jtügen 
fich weſentlich auf diefe Gemwerbefteuer. 

Zu den Kommunallaften haben die Berg: und Hüttenwerke 
nad) den hierüber beftehenden befonderen Vorſchriften ebenfalls bei= 
zutragen. 

Näheres über das vorftehende Beſteuerungsſyſtem hat der — 
für die Förderung des Heſſiſchen Bergbaues leider zu früh verjtorbene — 
Daſche im fünften Bande diefer Zeitihrift ©. 52 ff. mitgetheilt. 
Sein dort (S.43 ff.) veröffentlichter Aufſatz über die bergrechtlichen 
Berhältniffe im Großherzogthum Heſſen gewährt überhaupt einen 
jo genügenden Weberblit über das feitherige Bergrecht diejes Lan— 
des, daß hierauf im Allgemeinen verwiejen werden kann und zur 
Ergänzung nur Weniges nachzutragen ift. 

Den Grundfäßen des gemeinen deutjchen Bergreht3 entiprechend, 
welches, wie ſchon erwähnt, in. den rechtörheinifchen Provinzen des 
Großherzogthums Helfen und fpeziell in den an Preußen abgetrete- 
nen Theilen der Provinz Oberheilen gilt, ruht der dortige Bergbau 
auf dem Boden des ftaatlichen Bergregal3 und der forrejpondirenden 
allgemeinen Bergbaufreiheit. Im Belige von Privatperfonen befin- 
det ji das Bergregal nicht. Dafjelbe erftredt fih auf die Mine— 
ralien, melde nad) gemeinem Bergrechte der Regalität unterworfen 
find und begreift daher u. a. den im benachbarten Naffau regalen 
Dachſchiefer nicht unter fi. Unbeftritten wird dagegen auch die 
Braunkohle al3 Gegenjtand des Bergregals behandelt. 

Die durch die Aufjuhung der Mineralien, ſowie durch die 
Ermwerbung und Benugung des Bergwerkseigenthums nach den ver— 
Ihiedenen Seiten hin entjtehenden Rechtsverhältniffe beruhen - iım 
MWejertlihen auf denjelben bergrehtlihen Grundjäßen, welche bis 
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zu der neueſten Umgeftaktung des Bergrechts in der Mehrzahl der 
deutihen Staaten galten. (Bergl. Taſche a. a. O. ©. 46 ff.) 
Belondere Vorjehriften waren indeß über das Verhältniß der Schür- 
fer und Bergwerfsbetreiber zu den Grundbefißern erlaffen und zwar 
durch das Geſetz „über die Abtretung von Privateigentfum für 
öffentliche Ziede* vom 27. Mai 1821 (Großh. Heſſiſches Regie: 
rungsblatt von 1821 ©. 187 ff.). Die Art. 20 bis 22 dieſes Ge— 
ſetzes beſtimmen nämlich wörtlich: 

Art. 20. „Wenn für den Bergbau die endlice Abtretung 
eines Grundftüdes oder eines Theiles defjelben von der Verwaltungs— 
behörde ‚oder von demjenigen, weldher von dem Staate zum Berg: 
bau ermächtigt it, verlangt wird, treten die Beftimmungen diejes 
Gefeßes ein.“ 

Art: 21. „Vorbereitungen zum Bergbau (durh Schürfen ꝛc.) 
fann Niemand auf fremdem Grund und Boden vornehmen, al mit 
Einwilligung des Eigenthümers oder mit der allgemein oder beſon— 
ders ertheilten Erlaubniß der Staatsregierung und nad den gejeh- 
lich beitehenden Vorſchriften. 

In Ermangelung freier Webereinfunft fann der Eigenthümer 
diefeg Grundes und Bodens die Vergütung desjenigen Schadens 
verlangen, melden er nachweiſen wird, erlitten zu haben. 

Ueber den Betrag dejjelben findet der Weg Rechtens bei dem 
Richter der belegenen Sade ſtatt.“ 

Art. 22. „Damit der Eigenthümer den Schadenerfat dem— 
nächſt auch wirklich erhalte, jo ift er berechtigt, vor der Beeinträd)- 
tigung feines Grundjtüdes von dem den Bergbau betreibenden oder 
vorbereitenden Privatmann die öffentliche Hinterlegung einer baaren 
- Geldfumme zu verlangen, welche dem MWerthe des Grundftüdes oder 
des in Anſpruch genommenen Theiles deffelben gleihfommt. Zur 
Beſtimmung dieſes Werthes hat der genannte Privatmann eine ge= 
rihtlihe Abſchätzung zu erwirfen.“ 

Das Erpropriationsverfahren, auf welches der vorſtehende Art. 
20 verweiſt, ift von demjenigen des Berggefeßes vom 24. Juni 1865 
8. 142 ff. infofern mwejentlich verjchieden, als nad dem Gefege vom 
27. Mai 1821 nur die Gerichte das Verfahren zu leiten und darin 
Urtheil zu fällen haben. 

Unter den noch in Kraft ftehenden Spezialvorſchriften nennt 
Taſche a. a. O. ©. 45 aud die „Ordnung für die Bergleute auf 
den Großherzoglich Heſſiſchen Bergwerfen in der Provinz Hefjen“ 
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vom 4. Dftober 1815. Dieſe Ordnung oder „Bergordnung“, deren 
Nechtsbeitändigkeit zwar nicht zu bezweifeln, die aber nach einge- 
gangenen Erfundigungen als objolet zu betrachten ift, enthält, neben 
Beitimmungen über die Privilegien und Freiheiten des Bergarbeiter- 
ftandes, zum Theil wenig zeitgemäße Disciplinarvorjchriften für die 
Bergleute und einige Feſtſetzungen bezüglich des Knappſchaftsweſens. 
Eine allgemeine Knappſchaftskaſſe befteht aber bis jegt nicht, über- 
haupt find die knappſchaftlichen Verhältniſſe noch wenig entwidelt, 
und erjt in neuerer Zeit haben einige potente Bergwerlsbefiter und 
Gewerkſchaften, ermuntert durch die günftigen Erfolge des benachbarten 
Wetzlarer Knappſchaftsvereins, für ihre Werke Krankenkaſſen gegründet, 
aus welchen freie Kur und Arznei jowie Kranfenlohn gewährt wird 
und zu denen die Werksbeſitzer die Hälfte des Beitrages der Arbeiter 
beifteuern. 

Das ftaatliche Auffichtsreht über den Bergbau wurde beim 
Mangel gejeglicher Beltimmungen wiederum wejentlih durch die 
Verleihungsurkunden geregelt. Hiernad hatte die Bergbehörde dar— 
über zu wachen, daß der Betrieb der Bergwerke nad ftaatswirth- 
ihaftlihen Regeln, nach den Grundſätzen der Bergpolizei und über- 
haupt nad den auf den Bergbau bezüglichen Verordnungen geführt 
wurde. Außer den in den Berleihungsurfunden ſich mwiederholenden 
Bergpolizeis-Borjhriften, 3. B. über die Anfertigung von Betrieb3- 
plänen und Grubentifjen, die Anftellung qualifizirter Steiger, die 
Bauhafthaltung der Grubengebäude zc., ſcheinen allgemeine berg— 
polizeiliche Verordnungen nicht ergangen zu fein ; die erforderlichen 
Mapregeln Hatte der fontrolirende Bergbeamte bei den Befahrungen 
der Gruben zu treffen. 

Die Gejhäfte der Lofalbergbehörde wurden in den Oberheſſi— 
ſchen Gebietstheilen vor der Abtretung an Preußen durch die mit 
den betreffenden Staatswert3-Berwaltungen verbundenen Großher— 
zoglihen Bergämter zu Thal-Itter und Dorheim wahrgenommen, 
nahdem das (von Taſche a. a. D. ©. 44 noch aufgeführte) Salz- 
amt zu Salzhaufen jhon vorher aufgehört hatte, als Auffichtsbe- 
börde für den Privatbergbau zu fungiren. Der Bezirk des Berg: 
amts zu Thal-Itter erjtredte fi über die reife Vöhl und Bieden— 
fopf, während der abgetretene nordweftliche Theil des Kreiſes Gie- 
pen und die beiden im Kreiſe Vilbel gelegenen Ortsbezirke Rö— 
delheim und Niederslirjel zum Bezirke des Bergamts zu Dorheim 
gehörten. Dieſes Verhältnig änderte fih nad der Preußifchen 
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Belitergreifung, indem die Bergverwaltung zunächſt fommiffarifch 
und nunmehr definitiv auf das Oberbergamt zu Bonn als Pro- 
vinzialbehörde und den Bergrevierbeamten des Revieres Wetzlar als 
Lofalbeamten übergegangen ift. Von der Bereinigung mit dem 
Reviere Wetzlar find nur die mehrerwähnten Ortsbezirfe Rödelheim 
und Nieder-Urfel ausgenommen, welche dem Bergreviere Wiesbaden 
‚zugetheilt worden find. 


2. ‚Das Heffen-Homburgifche Gebiet. 


Dur den oben erwähnten Friedensvertrag zwiihen Preußen 
und dem Großherzogthum Heilen vom 3. September 1866 wurde 
auch die vormalige Yandgrafichaft Heflen-Homburg mit dem Preußi— 
ihen Staate vereinigt. Die beiden Gebietötheile dieſer Landgraf- 
Ihaft, das Amt Homburg und das Oberamt Meijenheim, 
nehmen zwar in bergbaulicher Beziehung nur eine untergeordnete 
Stellung unter den neu erworbenen Ländern ein, verdienen aber 
gleihmwohl infofern einige Beachtung, als die feitherige Entwidelung 
des Bergrechts in dem einen Gebietstheile von derjenigen in dem 
anderen durchaus verjchieden gemejen ilt. 

In dem rechtsrheiniſchen Amte Homburg hat jih das ge- 
meine deutjche Bergredt in Geltung erhalten; ein partifulares 
Berggeſetz beſteht nicht. Die dürftigen älteren Bergrechtsvorſchriften, 
welche für das Großherzogthum Heffen ergangen waren, follen zwar 
im MWejentlihen au für das Amt Homburg verbindliche Kraft ge— 
habt haben, indeß find diefelben dort niemals zur praftiichen Gel- 
tung gelangt. Dagegen war ein finguläres, mit der allgemeinen 
Bergbaufreiheit unvereinbares Verhältniß dur den Pachtvertrag 
der „Anonymen Gejellichaft der vereinigten PBachtungen des Kur— 
haujes und der Mineralquellen zu Homburg vor der Höhe” vom 
20. Juni 1854 geichaffen worden, indem im $. 10 dieſes Vertrags 
beitimmt wurde: 

„Begenftand der Pachtung der Gefellichaft ift ferner das aus- 
Ichliegliche Recht, dur Bohren oder auf andere bergmännijche 
Weile nah Mineralquellen und Mineralien, melde zum Staats- 
bergregal gehören, in dem Amte Homburg fuchen und die hier- 
durch entdedt werdenden Mineralquellen und Mineralien, ſowie die 
bereit3 vorhandenen erfteren ausbeuten und benußen zu dürfen.“ 
Seine nähere Begrenzung erhielt diefes Verhältniß, welches nad) 
dem Bertrage bis zum 31. Mär} 1896 dauern follte, durch landes- 
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herrliche Beitimmungen, die aus Anlaß einer früheren Konzeſſion 
ſchon unter dem 13. Juli 1841 erlaſſen und dur das Yandgräf- 
lich Heflische Amtsblatt vom 18. defjelben Monats publizirt worden 
waren. Die Bekanntmachung lautet: 

„Seine Zandgräflide Durdlaudt haben unterm heutigen den 
Gebrüdern Louis und Francois Blanc aus Paris die ausschließliche 
Konzeffion zu ertheilen geruht, dur Bohren oder auf andere berg= 
männiſche Weife nah Mineralquellen und Mineralien, welche zum 
Staatöbergregal gehören, ſuchen und eventuell die hierdurch entdedt 
werdenden Mineralquellen und Mineralien während de3 Zeitraums 
bon 30 Jahren ausbeuten und benußen zu Dürfen. 

indem diejes hiermit zur öffentlihen Kenntniß gebracht wird, 
werden zugleich folgende näheren höchſten Beitimmungen Sr. Yand- 
gräflihen Durchlaucht zur Nachricht und Nachachtung befannt ge= 
madt: 

1. Die ertheilte Erlaubniß zu den bezeichneten Nachſuchungen er- 
ftredt ji), unter der Bedingung vorgängiger volljtändiger Ent- 
ihädigung und reſp. Sicherftellung des Eigenthümers der Ober- 
fläche wegen der entzogenen Nutzungen und jonftiger Beſchä— 
digungen der legteren, auf alle Grundjtüde innerhalb des Am— 
tes Homburg, mit Ausnahme der Friedhöfe, der Hausgärten 
und Höfe, jowie der Grundflächen unter Wohn und jonftigen 
Gebäuden. 

Auf diefen hier ausgenommenen Grundftüden können folche 
Nachforſchungen nur mit ausdrüdlicher Einwilligung des Ei— 
genthümers Statt haben. 

2. Zu denjenigen unterirdiſchen Naturprodulten, welche im hieſi— 
gen Amte zu den Regalien gehören und deren Ausbeutung 
und Benußung jomit unter obiger Konzeſſion begriffen ift, 
find, außer allen Metallen und metallhaltigen Foſſilien, na— 
mentlih auch noch Edelfteine, Schwefel, Stein» und Braun 
fohlen, Erdped, Salze und Salz und Mineral oder Gefund- 
brunnen zu rechnen.” 

Homburg, den 13. Juli 1841. 

Auf höchſten Befehl 
Landgräflih Heffiiher Geheimer-Rath 
(ge3.) v. Ibell. 

Vorausſichtlich wird die jetzige Staatsregierung das vorbe— 

zeichnete Ausnahmeverhältniß, zumal nah Einführung des All— 
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gemeinen Berggejeßes, in der jeitherigen Weife nicht fortbeftehen 
laffen. 

Das auf der linken Rheinſeite gelegene, von der baterijchen 
Pfalz, dem oldenburgiſchen Fürſtenthum Birkenfeld und den Streifen 
Kreuznah und St. Wendel eingejchloffene Oberamt Meijenheim 
hat in der Berggejeßgebung die Veränderungen mit durchgemadt, 
welche unter der franzöfiihen Herrichaft eintraten. Es galt dort 
bis jet das franzöſiſche Bergwerksgeſetz vom 21. April 1810 mit 
den dazu gehörigen Ausführungsgeiegen und Berordnungen, aber 
freilich ohne praftiiche Anwendung zu finden, da ſich in dem Yänd- 
hen feine Gelegenheit zum Bergbaubetriebe darbot. Irgend melde 
neueren Bergrechtsvorſchriften waren daher aud unter der vorigen 
Regierung nicht ergangen. 

Durch das Berggejeß vom 24. Juni 1865 find nunmehr beide 
Gebietstheile unter einem gemeinfamen Bergrechte vereinigt. 


3. Stadt- nnd Landgebiet von Frankfurt. 


In dem Frankfurter Gebiete, von welchem durch Art. XV des 
mehrerwähnten Friedensvertrages vom 3. September 1866 die Orts— 
bezirfe Dortelmeil und Nieder - Erlenbad an das Großherzogthum 
Heflen abgetreten wurden, hat jeither Bergwerks- und Hüttenbetrieb 
nicht ftattgefunden; auch bejtehen dort Bergbauberehtigungen eben 
jo wenig, wie bejondere bergrechtliche Vorſchriften. Vorkommenden 
Falles würde man auf die Grundſätze des gemeinen deutichen Berg— 
rechts zurüdgehen müſſen, inſoweit diejelben nicht durch entgegen- 
ftehende Beftimmungen der (ofalen Givilgefeggebung ausgejchloffen 
werden. 

Diefer an ſich wenig befriedigende, vom praftijchen Stand- 
punkte aus aber ziemlich bedeutungslofe Rechtszuſtand befteht vor— 
läufig noch fort, indem die Königliche Verordnung vom 22. Februar 
1867, durch melde das Allgemeine Berggejeg in die benachbarten 
Naſſauiſchen zc. Yandestheile eingeführt ift, fich auf das Gebiet von 
Frankfurt nicht erftredt. 


4. Die von Kaiern abgetretenen Gebiete. 


Um die „zur Wahrung ftrategifcher und Verkehrs = Intereffen“ 
als erforderlich befundene Grenzregulirung zu bewirken, trat Baiern 
in dem ?riedensvertrage vom 22. Auguſt 1866 an die Krone 
Preugen das Yandgeriht Orb (ohne Aura) und das Bezirksamt 
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Gersfeld nad der beigefügten Grenzbeſchreibung, ſowie die zwiſchen 
Saalfeld und dem Preußiſchen Kreije Ziegenrüd gelegene (drei Heine 
Zandestheile umfalfende) Enklave Kaulsdorf ab. 

Auch diefe Gebiet3erweiterung hat dem Preußifchen Bergbau 
feinen erheblihen Zuwachs gebracht; in dem Diſtrikte von Orb be- 
findet ſich bis jebt gar fein Bergbau, jondern nur die fisfalifche 
Saline Orb; im Bezirkgamte Gersfeld find lediglich einige, zur 
Zeit nicht betriebene Braunfohlengruben vorhanden, und die Enflave 
Kaulsdorf befist nur das vormals fisfalifche Kupfer-, Kobalt- und 
Fahlerzbergwerk Königszeche am rothen Berge bei Kaulsdorf. 

Die reformbedürftige Bielgeftaltigfeit der im Königreich Baiern 
noch beftehenden älteren Berggejeßgebung (vergl. Jahrg. I ©.7 ff. 
diefer Zeitfchrift) tritt auch im den vorbezeichneten Landestheilen 
recht augenscheinlich hervor. 

Im Bezirksamte Orb beiteht ein Partifular-Bergredt nicht, 
namentlich ift dajelbit die für das Herzogthum Baiern, die obere 
Pfalz und die Landgrafſchaft Leuchtenberg erlaffene Bergordnung 
nebjt freier Bergwerf3- Erklärung vom 6. Mai 1784 (Wagner: 
Corp. jur. met. ©. 331 ff.; Hake: Kommentar x. ©. 458 ff.) 
niemal3 eingeführt worden. Es gilt dort daS gemeine deutjche 
Bergreht und im Uebrigen das Mainzer Landrecht ſowie jubfidia= 
riſch gemeines Recht. 

Am Bezirksamte Gersfeld und zwar im Landgerichtsbezirke 
Weihers gilt Fuldaer, im Landgerichtsbezirke Hil ders dagegen 
Würzburger Civilrecht und hier wie dort ſubſidiariſch gemeines 
Recht. Was die bergrechtlichen Verhältniſſe betrifft, ſo gehörte der— 
jenige Theil des abgetretenen Territoriums, welcher im Landgerichts— 
bezirfe Weihers liegt, im Jahre 1804, als die Bergordrnung vom 
6. Mai 1784 in den Provinzen Ober- und Unterfranfen eingeführt 
wurde, nicht zu Baiern, weßhalb dort die genannte Bergordnung 
feine gejegliche Kraft Hat. Der übrige, an Preußen abgetretene 
Theil des Bezirsamts Gersfeld war dagegen im Jahre 1804 der 
Baierifhen Landeshoheit unterworfen. Gleichwohl wurde die An— 
wendung der Bergordnung vom 6. Mai 1784 nicht bloß in diejem 
Gebietstheile, fondern überhaupt in Unterfranken von den Verwal- 
tungs⸗ und Gerichtsbehörden aus dem Grunde beanftandet, weil 
das Sandesherrlihe Mandat vom 25. Mai 1804, welches die Gül- 
tigkeit der mehrerwähnten Bergordnung auf Franken ausdehnte, 
in dem damaligen Regierungsblatte für die BIST IR Fürſten— 
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thümer, zu Franfen nur don der Landesdirektion für Oberfranken 
zu Bamberg, nicht aber aud von der Landesdireftion für Unter- 
franfen zu Würzburg publizirt worden war. Der hödhjfte Gerichts- 
hof hat jedoch durch Erfenntnig vom 10. April 1858 ausgefprochen, 
daß die Bergordnung vom 6. Mai 1784 aud in Unterfranfen (im 
vormaligen FürftentHum Würzburg) Geltung habe. Vergl. Seuffert: 
Blätter für Rechtsanwendung, Jahrg. 1858 ©. 175. Hieran ift 
auch von der Baieriſchen General-Bergwerfsdireftion als oberfter 
Berg-Verwaltungsbehörde feitgehalten und demgemäß die Befolgung 
der Bergordnung den Beliehenen dur die Verleihungsurkunden noch 
befonders zur Pflicht gemacht worden. 

In der Enklave Kaulsdorf gilt die Marfgräflid Branden- 
burgifhe Bergordnung vom 1. Dezember 1619 (Wagner: Corp. 
jur. met. ©. 431 ff.) und al3 Subſidiarrecht der bergrechtliche Ab- 
jchnitt des Preuß. Allg. Landrechts, Th. II Tit. 16 Abſchn. 4. 

Die Befteuerung des Bergbaues ift in den abgetretenen, wie 
überhaupt in den rechtsrheiniſchen Yandestheilen von Baiern durch 
da3 Befteuerungsgejeg vom 1. Juli 1856 und die Vollzugsvor— 
Ihriften dazu vom 4. September deijelben Jahres geregelt. (Jahrg. 
II ©. 281 ff. dieſer Zeitfehrift.) 

Schließlich ift noch zu erwähnen, daß die Verwaltung der Berg- 
bauangelegenheiten in den abgetretenen Gebietätheilen von Orb und 
Gersfeld der Ober-Berg: und Salzwerks-Direktion zu Kafjel und 
in der Enflave Kaulsdorf dem Oberbergamte zu Halle vorläufig 
bis auf weitere Anordnung übertragen iſt. 


Die Berfafiung des Communion-Harzes. 
Von Dr. Heinrich Achenbach. 


Thomas Wagner jagt S. XXIX des allgemeinen Verzeichniſſes 
der Berggejege, welches dem 1791 erjchienenen corpus juris me- 
tallici dorausgehet, wol mit Recht: „An feinem deutjchen Lande 
find jo viele Landestheilungen geſchehen, als in dem Braunſchwei— 
giſchen.“ Diejelben Schwierigkeiten, welche ſich durch diefe öfteren 
Theilungen einem genügenden BVerftändniffe der Yandesgefchichte ent— 
gegenftellen, treten auch bei der Berggejeggebung insbeſondere des 
Harzes ein. Gegenwärtig hat ſich zwar theil durch rein that- 
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ſächliche Berhältniffe, wie die Conjolidation des Silberbergbaues in 
den Händen des Staates, theils durch gewohnheitsrechtliche Befeiti- 
gung älterer Vorſchriften der Rechtszuſtand vielfah vereinfacht; 
mandes Gigenthümliche ift indeß bis zur Gegenwart geblieben. 
Hierzu gehört in erfter Reihe die Berfaffung des j. g. Communion— 
Bergbaues am Rammeläberge bei Goslar. 

Ohne auf die älteren Rechtsverhältniffe diefes Bergbaues ein- 
zugehen, genügt e3 hier zu erwähnen, daß durch den Vergleih vom 
Montag nah Trinit. 1552 Herzog Heinrih don Braunfchtveig- 
Wolfenbüttel die Herrfhaft und den Zehnten am NRammelsberge 
dauernd wieder erwarb. Us am 11. Auguft 1634 mit Herzog 
Friedrich Ulrich Heinrich's Stamm ausftarb, fand eine Landesthei— 
fung gemäß Receß vom 14. December 1635 unter den drei Yürft- 
lichen Linien des Hauſes Braunſchweig-Lüneburg ftatt. Es waren 
die Dannenbergifche oder jüngere Braunſchweigiſche, jetzt Herzoglich 
Braunſchweigiſche Linie, die jüngere Lüneburgifche, jpäter Königlich 
Hannoverjche, endlih die Harburgifhe Linie. In die Theilungs- 
maſſe fiel auch der Harz und zwar ſowohl der Ober- al3 der Unter- 
harz, mit Ausichluß jedoch des |. g. „einfeitigen Harzes“ bei Klaus— 
thal, Altenau und St. Andreasberg. Der Bergbau dafelbit gehörte 
mit den genannten „einjeitigen“ Bergftädten zu dem Fürftenthum 
Grubenhagen und fiel mit der gefammten Grubenhagen’schen Erb— 
Ihaft an das Churhaus oder die jpätere Königliche Linie. Während 
nun diefer Bergbau einherriih war, wurde bezüglich des übrigen 
Bergbaues eine Kommunion verabredet. 

In dem Erbvertrage vom 14. December 1635 heißt es nämlich: 

„Bor3 8. hat man fich freunmdvetterlich vereiniget, dak die 
Fürſtl. Oberharzifche und Unterharzifche Bergwerfe des Orts, ge- 
funden und ungefunden, wie aud die Hoheit über die Bergwerfe 
und Bergftädte, nämlich Zellerfeld, Wildemann, Grund und Lauten— 
thal, ingleichen die beiden Rammelsbergiſche und Zellerfeld’iche 
Horften, das Salzwerk zu Julius-Halle, auch Eifenfac- 
torei und Hüttenwerf zu Gittelde (jedoch den Flecken Gittelde, 
welches zu der Hoheit des Haufes und Amtes Staufenburg gehört, 
ausbeichieden) noch zur Zeit bis zu fernerer gütlicher Vergleihung 
unzertheilt zu gleihem Nub und Bortheil zwiſchen den dreien 
Linien pro quotis gemein bleiben foll dergeitalt, daß das Berg- 
amt und Alles, was dahin gehörig, nomine communi adminiftrirt, 
die Bergamtsdiener und Officianten insgefammt communi consensu, 
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bei deren Annehmung aber alle drei Linien gegen einander ſich 
freundvetterlih und ſchiedlich zu bezeugen, ſich erklärt, beftellt, in 
gefammte Pflicht genommen, zu den gewöhnlichen Rifitationen, Be— 
fahrungen, Aufnahm und Rechnungen und dergleihen Nothwendig- 
feiten von allerſeits Intereſſenten gewifle friedfertige und der Sache 
fundige Perjonen jedes Mal und, wo möglid, alle Quartal ver— 
ordnet, die eingeriljenen Defect und Mängel eraminirt, abgeſchafft, 
verbejjert und die Bergwerfe aufs bejte als möglich zu gutem Stande 
wieder erhoben werden jollen. Was auch vor Saden bis da- 
her vors Bergamt gehörig gewesen, die werden billig 
bei demjelben zur Entjheidung und Bergleidung ge 
laſſen. Soviel aber betrifft die vors geijtlihe Gonfiftorium ge: 
hörige Sachen, item die appellationes in civilibus in denen Saden, 
jo vors Bergamt nicht gehören, als in welden beiden Punkten die 
Superiorität über die Bergftädte an ihm ſelbſt beruhet, iſt ein— 
müthig verabjchiedet, daß ſolche Superivrität von obgedadhten Fürft- 
licher Zellifcher respectu Galenberg und Fürftliher Dannenbergijcher 
respectu Wolffenbütteljcher Linien alternative ein Jahr umb das 
ander vom 1. Januarii des injtehenden 1636 Jahres anzufangen 
erereiret und von der Fürſtlichen Zelliichen Linie respectu Calen— 
berg das erfte Jahr der Anfang gemacht werden joll, und wenn 
aljo in eivilibus vorgedachter Maßen appellirt oder in consistoria- 
libus eine Sade introduciret, Jo werden jolde Saden an 
dem Ort und bei der Fürftl. Linie, bei der fie Zeit ge— 
führten Superiorität anhängig gemadt, billig aus: 
geübt.” 

Rathmeier, Braunſchw. Yüneburgiihe Chronik III, 1400; 

v. Selhow, Magazin der teutſchen Rechte und Geſchichte I, 5; 

Honeman, Alterthümer des Darzes IV, 10. 

Dur den Receß vom 18. Februar 1643 erhielt die jüngere 
Lüneburgiſche, ſpäter Königl. Linie 3/,, jede der anderen beiden Li— 
nien %/7 zugetheilt. 

v. Seldow I, 28. 

Nachdem bereits im Jahre vorher (1642) die Harburgijche 
Linie ausgeftorben war, wurde durd den Receß vom 17. Mai 1651 
je !/, an der Communion den beiden anderen oben erwähnten Li— 
nien zugewiejen. 

v. Selchow I, 78. 

Am 12. Mai 1649 hatte der ſ. g. Hildesheimer Vergleich ver— 
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Ihiedene Streitigkeiten entfchieden, mie auch fpäter 1736 das ſ. g. 
Burgdorfer Gonferenz-Protofoll. Die Communion mit den ange: 
gebenen Jdeal-Antheilen von +, (Churhaus) und 3%, (Fürftl.) blieb 
indeß bis zu dem Receffe vom 4. October 1788 vollftändig auf- 
recht erhalten. Durch diefen wichtigen Receß, welcher befonders im 
Drucke erichienen ift (Hannover 1792 bei H. M. Pockwitz), fehieden 
Zellerfeld, Wildemann und Lantenthal aus der Gemeinschaft und 
fielen nunmehr mit dem früheren „einfeitigen” Harz, Glausthal, 
Altenau und St. Andreasberg, ganz an das Ehurfürftliche Haus. 
Dagegen beftimmte wegen Fortdauer der Gemeinfchaft am Unter: 
harze der Receß im 

8. 1. „Zupörderft wird nad der Abficht der beiderjeitigen 
höchſten Paciscenten das Unter harziſche oder Rammelsber- 
gifhe Bergwerk, das jus metallifodinarum in der Goslar— 
hen Forft nebſt den jämmtlihen Unterharzifhen Hütten 
und übrigen Zubehörungen; ferner die Gifenhütte zu Gittelde 
und die dazu beftimmten Eifenfteins-Gruben, mie aud das 
Salzwerf Julius-Halle, jedoch letzteres nur vorerſt und bis zu 
einer wegen deſſen gänzlicher Ueberlaſſung an das Fürftlihe Braun- 
ihmweigifch-Tüneburgifche Haus zu treffenden näheren Uebereinkunft, 
bon der vorhabenden Theilung ausgeihlofjen und bleiben 
demnach diefe ſämmtlichen Werte, mit denen dazu gehöri- 
gen und bejonders verfteinten Bezirken, ingleichen die dabei an— 
geftellten Bedienten und die dafelbft befindlichen Einwohner 
zwischen den höchſten Gommunion=Herrihaften, den Receſſen und 
den weiter unten in Abſicht verſchiedener Punkte feitgejegten nähe: 
ren Beftimmungen gemäß nad mie vor in Gemeinſchaft.“ 

8. 10 des Receſſes beziehet fich insbefondere auf das gemein- 
ihaftlihe jus fodinarum in der Goslarſchen Forft. Die Hoheits- 
rechte des Fürftl. Braunſchweig-Lüneburgiſchen Hauſes über leßtere 
jollen zwar durch jenes jus fodinarum, welches von dem Commu— 
nion=Bergamte zu handhaben ift, nicht beeinträchtigt werden, indeß 
dem Churfürftl. Haufe */, Antheil an den Erbfuren, am Zehnten, 
am Vorkaufsrechte der Metalle zuftehen. 

8. 27 bewilligt für die Communion-Meſſinghütte die erforders 
lihe Blende unentgeltlih am Oberharze. 

8. 30 u. ff. laffen es bezüglich der Holz- und Kohlenlieferungen 
für die Communion und die Einwohner in derfelben bei dem Herge- 
brachten bewenden. 
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$. 42 u. ff. betreffen die gemeinjchaftliche Gittelofche Hütte. 
„Es ift die Hebereinfunft getroffen, daß die ſämmtlichen, bereits 
vorhandenen und künftig fündig werdende Eifenfteins-Gruben in 
den im Abrißbuche von 1680 bejtimmten Grenzen des Iberges und 
Gegenthals und des Schweinsrüden dazu beftimmt bleiben follen. 

Auch Toll nicht allein der Eifenftein, welcher innerhalb. jefter 
Grenzen bricht, jondern auch derjenige, welcher binnen den, ‘in ob— 
gedachtem Abrißbuche beftimmten Grenzen des Schwarzenberges und 
des Kopfs über dem Gegenthal, wie auch des Berges üiber dem 
Gegenthale rege gemacht ift und noch rege gemacht werden follte, 
Behufs der gemeinſchaftlichen Eifenhütte zu Gittelde, ohne ſolchen 
auf einjeitigen Hütten zu verblajfen, abgeliefert und verarbeitet 
werden.” 

8. 43 beftimmt, daß die Kommunion an den Eifenfteingruben 
innerhalb der im $. 42 feitgefeßten Grenzen „blos zu dem Zwecke 
der Benußung für die Gitteldihe Eifenhütte, mithin unbeſcha— 
det der dem einen oder andern Theil der höchſten Pa— 
ciscenten darüber bejonders zuftehenden Landesho— 
heit” beſtehe. 

„Snjofern aber außer dem Gijenftein auf dieſen Eifenfteins- 
Gruben oder fonft irgendwo andere Mineralien fündig werden 
jollten, jo ift der Bau von demjenigen Landesherrn einfeitig und 
zu deſſen alleinigem Nutzen zu veranftalten, in dejjen Terri— 
torio dergleiden ſich finden.“ 

$. 44 überträgt die Direction über die Eifenfteingruben „unter 
ausdrüdlihem Vorbehalte der landeshoheitlichen Rechte” den beider- 
jeitigen Berghauptmannſchaften und dem Unterharz-Gommunion- 
Bergamte, 

8. 47 beftimmt unter Nr. 1: 

„sn Abjiht der dem Communion-Unterharzifchen Bergamte 
in ceivilibus und der Berghauptmannſchaft in criminalibus zu— 
ftehenden Civil- und Criminal-Jurisdiction über die, in dem blei— 
benden GommunionsZTerritorio mwohnenden Communion-Unterthanen 
und andere unter dem Bergamte ftehende Bediente und Berfonen, 
nicht weniger in Anjehung der Appellationen behält es bei der bis— 
herigen Berfaffung fein Bewenden.“ 

$. 49 hält die bisherigen Receſſe, Prototolle zc. bezüglich des 
bleibenden Communion-Gebietes aufrecht. 

Die dur den vorftehenden Receß vom 4. October 1788 bei— 
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behaltene Communion beftehet gegenwärtig zwiſchen Preußen und 
Braunſchweig in der Art noch fort, daß erjteres zu */z, letzteres 
zu 3/7 berechtigt ift. Wie die Beftimmungen des Recefjes ergeben, 
find zweierlei Arten von Communion-Gebiet zu unterfcheiden, nämlich: 

1. Gebiete, in denen die Yandeshoheit nicht getheilt ift, welche 
vielmehr je nach ihrer Lage unter Preußiſcher oder Braunſchweigi— 
ſcher Hoheit ftehen. Dies trifft zu bei der Goslarſchen Forſt (unter 
Braunſchweigiſcher Hoheit), in welcher nur das jus fodinarum in 
die Communion fällt, und bei den Eifenfteingruben der Gittelder 
Hütte, deren Gebiet, joweit diesſeits befannt, theil3 unter Preußi— 
cher, teils unter Braunſchweigiſcher Hoheit ftehet ; 

2. Gebiete, in welchen alle Hoheitsrechte gemeinſchaftlich find. 
Diefe Gebiete beftehen jetzt, nachdem das Salzwerf Juliushalle 1850 
eingeftellt und an Braunjchweig gemäß dem recefmäßigen Borbe- 
halte gefallen ift, gemäß einem Promemoria des NRathes Neuß zu 
Zellerfeld vom 24. Auguſt 1853: 

„li. in der Stadt Goslar 
a. in dem Gommunion=Zehnten, worin der Siß des Bergamtes 
und die Dfficial- Wohnung des Zehntners ift — ein Haus 
mit drei Einwohnern — und 

b. dem alten Raths Vitriolhof mit jeinen Baulichkeiten, 

2. dor der Stadt dem Bergort am Rammelsberge: 7 Wohnge— 
bäude mit 32 Einwohnern, 

3. auf dem Stoln: 3 Häufer mit 8 Einwohnern, 

4. Juliushütte bei Aftfeld: 11 Häufer mit 61 Einwohnern, 

5. Sophienhütte und die Pottaſchenhütte bei Yangelsheim: 5 Häu— 
jer mit 31 Einwohnern, 

6. Hüttenort zur Oder mit der Frau Marien-Saiger- und Mej- 
finghütte dafelbft nebjt Kupferhammer, Goldſcheidungs-Anſtalt, 
neuen Schwefeljäurefabrif und der Kalk- und Ziegelhütte bei 
der Oder mit 67 Häufern und 554 Einwohnern, 

7. bei Gittelde die jog. Teihhütte nebft der Frifchhütte, genannt 
die Neue Hütte bei Badenhaufen mit 3 Wohngebäuden und 
17 Einwohnern. 

Die Zahl der Einwohner beträgt nicht viel über 700. 

Die vier Parzellen unter 1 bi3 3 Tiegen in Preußiſchem!), 


1) In der Stadt Goslar liegen dem Vernehmen nad auch Parcellen 
unter Braunſchweigiſcher Landeshoheit, wie das Klofter Frankenberg, die En- 
tlave in dem jog. Schlenk und vor dem Clausthor, jowie einzelne Gärten! 
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diejenigen von 4 bis 7 in Braunfchweigifchem Gebiete. Dieje we— 
nigen Parcellen von ganz,geringer Ausdehnung mit einer Einwoh— 
nerzahl von ungefähr 700 Menjchen bilden einen Staat im Staale. 
Die allgemeinen Zandesgefege von Preußen oder Braunjchweig gelten 
für diefelben nicht, eine Yandesverfaffung beftehet nicht, woher es 
denn aud kommt, daß die Gefeßgebung noch vollftändig die des 
Mittelalters iſt. 

Receßmäßig ftehet die Auffiht und Direction rüdfichtli des 
Bergbaues, jowie die Handhabung der AJurisdiction und der allge= 
meinen Berwaltung den beiderjeitigen Berghauptmannihaften und 
dem Gommunion=Bergamte in Goslar zu. Nach 8.28 der Königs 
lihen Verordnung vom 9. Auguft 1850, betreffend die Organijation 
der oberen Harz-Verwaltung, find dem Berghauptmann zu Clausthal 
die Geſchäfte der jeßt Preußischen Berghauptmannfchaft zu Goslar bis 
auf Weiteres übertragen, während die Herzoglihe Kammer-Direction 
der Bergwerke zu Braunſchweig auf Herzoglicher Seite die Berg— 
hauptmannſchaft vertritt. In den Jahren mit geraden Zahlen hat 
Preußen, mit ungeraden Zahlen Braunſchweig das oberſte Directo= 
rium. Bei dem Bergamte zu Goslar wird zwiſchen den Berg— 
werfsbedienten vom Leder und von der Feder noch unterjchieden. 
Vehtere, zu denen der Zehntner, der Bergichreiber und Bergamt3- 
Auditoren gehören, handhaben ausschlieglich die Juſtizgeſchäfte. An 
jedem Sonnabend findet altem Herfommen gemäß das fogenannte 
Haushaltungsbergamt und zwar ohne Beiſein der Berghaupt- 
leute ftatt. Angelegenheiten von Bedeutung bedürfen der Genehmi- 
gung des Non-Directoriums, und bei verjchiedenen Meinungen unter 
den beiderjeitigen Berghauptmannshaften müfjen die Minifterien ent- 
Iheiden. Die Berghauptmannschaften pflegen jährlich) zwei gemein- 
ſchaftliche Gonferenzen abzuhalten. Für das Bergamt beftehet eine 
ausführlide Geihäfts-Inftruction aus den 1830er Jahren. 

Was die Juſtiz-Verwaltung anbetrifft !), jo gilt in materieller 
Beziehung das gemeine Recht und als Strafgejeß die Peinliche 
Halsgerihtsordnung. Die älteren, meift obfoleten Berggeſetze für 
den Nammelsberg, ſowie für die Eifenfteinbergwerfe bei Gittel, am 
Iberge find bei Wagner, corpus juris metallici ©. 1022 ff. abge— 


1) Vergl. Neues Magazin für Hannoverfches Recht Bd. I Heft 1 (Jahrg. 
1860) &. 71 die Abhandlung des Oberappellationsgerichtsrathes von Düring: 
Die Gerichtsbarkeit und das Verfahren in Eriminalfahen aus dem jog. Eom- 
munion-Harze. 
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drudt. Für den Proceß kommen die Vorjchriften des gemeinen 
Rechtes ebenfalls zur Anmwendung. 

Die Yurisdiction des Communion-Bergamtes im Communion— 
gebiete ift in Eivil- und Bolicei-Sahen diejenige eines Untergerichts 
und beziehet fi) in personalibus außerdem auf die bei der Com: 
munion angeftellten Bedienten. In Bolicei-Sadhen erfennt da3 
Bergamt bis zu 10 Thlr. Geldbuße oder 14 Tage Gefängniß. In 
eigentlihen Criminal-Sachen ift nit das Bergamt, jondern Die 
Berghauptmannjchaft vi commissionis perpetuae competent. Das 
Bergamt führt indeß regelmäßig die Unterfuhung. Beim Abjchluffe 
derjelben werden die Acten an das vorgeſetzte Obergericht abgegeben, 
welches in früherer Zeit Hannoverjcherfeits die Juftiz-Ganzlei zu 
Hannover und auf Seiten Braunfchweigs die Juſtiz-Canzlei zu 
Wolfenbüttel war. Das Obergericht desjenigen Staates ift zur Ur- 
theilsfafjung competent, unter deſſen Directorium die Unterfuhung 
eingeleitet worden, wie auch diejenige Berghauptmannſchaft, unter 
deren Directorium die Unterfuhung begonnen hat, troß des einge— 
tretenen MWechjels des Directoriums für den weiteren Verlauf des 
Procefjes fortgefegt competent bleibt. Vor 1814 jollen übrigens die 
beiderfeitigen Obergerichte, wenn nicht das Urtheil direct vom Yan 
desheren oder durch Actenverſendung eingeholt wurde, fich über die 
zu erlaffende Entſcheidung verftändigt haben; jet wird das abge— 
faßte Urtheil vor der Publication und Erecution durch die compe= 
tente Berghauptmannjhaft der anderen zum Beitritt communicirt. 
Das Berfahren bei dem Obergerichte und die Art der Rechtsmittel 
gegen das Urtheil richten fich nach dem gemeinen Rechte, wie gegen= 
über einer Entjheidung des Obergerichtes zu Hildesheim durch Ur— 
theil des Oberappellationsgerichtes vom 20. Januar 1860 feſtgeſtellt ift. 

In Civilſachen, wie in Griminalfahen ging im Jahre 1817 
(Verordnung vom 7. Februar 1817) die Gompetenz der Juſtiz— 
Ganzlei zu Hannover auf die Juſtiz-Canzlei zu Göttingen über, 
nad Aufhebung der letzteren (Verordnung vom 23. December 1852) 
wurde das Obergericht zu Goslar, durch Verordnung vom 31. März 
1859 das Obergeriht zu Hildesheim competent. In Braunfchweig 
ift an Stelle der Juſtiz-Canzlei zu Wolfenbüttel zuerft das Ober- 
fandesgericht, ſpäter das Obergericht dafelbit getreten. Wichtig 
erjcheint die Frage, ob in Civilſachen an das eine oder das andere 
Obergericht zu appelliren jei. Bereits im Jahre 1727 wurde in 
Uebereinjtimmung mit den Receffen dahin erkannt, daß die Appellation 
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bei dem Obergerichte desjenigen Landes eingeführt werden müffe, 
welches tempore inchoatae litis das Directorium gehabt habe. Das 
tempus factae introductionis appellationis jollte aljo nicht ent— 
icheidend fein. In gleicher Weife erging am 28. Januar 1787 ein 
Beicheid des Tribunals zu Celle. Endlich hatte eine Berg-Rejolu- 
tion von Trinit. 1684/85 $. 12 den Erbvertrag vom Jahre 1635 
Thon dahin authentisch interpretirt: 
„Laffen wir gnädigft dabei bewenden, daß die Rechtsproceſſe bei 
Unferer Communion in dem PDirectorio darin fie angefangen, 
auszumachen, auch in den appellationibus von denen Berghaupt- 
leuten und Bergämtern entweder an Uns oder Unſere Gerichte 
tempus litis inchoatae zu attendiren.“ 
Hiernach wird noch gegenwärtig verfahren. 

Eine große Anzahl der Proceſſe betrifft Anjprüche, welche wider 
die Communion jelbft, wie bei Lieferungen, Arbeiten, Fuhren, Ent= 
Ihädigungen ꝛc. geltend gemacht werden. Nach dem Burgdorfer 
GonferenzProtofoll 8. 21 ſoll in Proceffen über jura zwiſchen der 
Communion und Privaten das Forum bei der Juſtiz-Canzlei des 
jedesmaligen Directoriums litis coeptae jein. Vor der Entjheidung 
joll das Non-Directorium von der Lage der Sache Kenntnik erhalten. 
Im Jahre 1857 hat man ſich dahin geeinigt, daß wenn der Proceß 
hiernach bei Braunſchweigiſchen Gerichten zu führen ift, das Kreis— 
gericht zu Wolfenbüttel als Gericht erfter Inſtanz fungirt. Der 
Fiscus aber ſoll activ und paſſiv vertreten werden durch die Berg— 
hauptmannſchaft zu Clausthal und die Herzogliche Kammer-Direction 
der Bergwerke zu Braunjchweig. 

Die vorſtehend geſchilderten eigenthümlichen Berhättniffe find 
bisher nicht zu ordnen geweſen. Verhandlungen, welche im Jahre 
1848 zur Löfung der Gommunion aufgenommen waren, haben nicht 
zum Ziele geführt, obſchon die Baſis derjelben, nad) der geographi— 
ſchen Lage der einzelnen Parcellen eine Auseinanderfegung der 
Landeshoheit vorzunehmen, wol die richtige war. Die Communion 
des Bergbaues könnte fortbeitehen, wenn eine einheitliche Verwaltung 
geihaffen würde; dagegen erjcheint der durch die Doppelte Landes— 
Hoheit geſchaffene Stillftand der Geſetzgebung jeit mehreren Hundert 
Jahren auf die Dauer unerträglid. Zunächſt macht diefe Communion 
in der Landeshoheit nicht nur die Einführung der Preußiſchen Berz . 
fafjung, der Preuß. Militairgefege zc., jondern auch die Einführung des 
Preuß. Allgemeinen Berggejehes in das Gommunion=Gebiet unmöglid). 
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Die Berhältnifie des Bergrechtes in dem ehemaligen 
Königreihe Hannover. 


Bon Jugler, 
Königl. Hannoverſchem Oberbergrath a. D. 


Die Berhältniffe des Bergredhtes im ehemaligen Königreiche 
Hannover weichen in fo vielfacdher Beziehung von denen der Preußi- 
ſchen Monarchie und der meiften übrigen deutſchen Länder ab, daß 
zu ihrer näheren Beurtheilung eine jehr eingehende Arbeit erfordert 
werden würde. lm diejelben wenigftens im Allgemeinen überjehen 
zu fönnen, joll hier verjucht werden, fie in einem furzen Aufſatze 
zujammenzufaflen. Es wird dabei der nächte Zweck feitzuhalten 
fein, eine Vergleihung diefer Zuftände mit den Grundfäßen zu er= 
möglihen, welche nad dem Preußifchen Berggejege vom 24. Juni 
1865 aud für die neu vereinigte Provinz binnen kurzem maßgebend 
jein werden. 

Die mannigfahen Einzelheiten des Hannoverſchen Bergrechtes 
laſſen fih ohne Schwierigkeiten nad den wichtigſten Haupttheilen 
des ehemaligen Königreihs zu einem Weberbfide aneinander reihen, 
wenn man dabei den gemeinfamen Standpunft feithält, von 
welchem ausgehend die Bergrehtsnormen in den einzelnen Landes— 
theilen ſich verjhieden ausgebildet haben. Für das gefammte ehe- 
malige Königreih giebt es nämlich nur einen Grundſatz, der für 
alle Provinzen und Gebietstheile ſich im Laufe der Zeit feftgeftellt 
hat, den der Regalität der in der goldnen Bulle ausdrüdlich be= 
nannten Metalle Alle übrigen Foffilien, insbeſondere Stein— 
fohlen, Salz und Rajeneifenftein, find in den verſchiedenen Landes— 
theilen mehr oder weniger in ungleihem Sinne behandelt worden. 

Als Haupttheile des ganzen Königreichs werden, von den nörd- 
lien Provinzen ohne jeden Bergwerksbetrieb abgejehen, das Fürften- 
thum Galenberg nebft den Grafſchaften Hoya und Diepholz, die 
Fürſtenthümer Göttingen und Grubenhagen, das Fürſtenthum Lüne— 
burg, die vormaligen Bisthümer Osnabrück und Hildesheim und 
die übrigen neuen Landestheile und Gebiete betrachtet werden 
fönnen. 

Den mejentlihen Grund der durchgreifenden Verſchiedenheiten 
in den Rechtsſätzen über die Steinfohlen, die Salzquellen und den 
Rafeneijenftein in diefen Landestheilen wird man, abgejehen von 
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den vielfachen Theilungen, Taufchen und Gebietöveränderungen, welche 
in den jpäter da3 Sönigreih Hannover bildenden Landestheilen 
jtattgefunden haben, in der Umgeftaltung der Anſichten über das 
Recht zum Bergbaue zu ſuchen haben. 

Als gemeinfam für alle Linien des MWelfenhaufes und für die 
vier Jahrhunderte ihres getheilten Beliges darf man bis zu dem 
Beginne der neuen Zeit des deutichen Reiches die Befugniß des 
Grundherrn zur Gewinnung der Mineralien und zur Ausbeu— 
tung der Salzquellen im Lande der Sachſen annehmen. Ein Regal 
der Könige oder der Kaiſer gab es bei ihnen nicht. Es beitand 
eben jo wenig unter den Karolingern, al3 unter den Königen de3 
Sächſiſchen Haufes. Alle einzelnen Angaben, aus welden man 
dafjelbe nachzumeifen fi bemühet hat, 3. B. die Stellen in den 
Bapitularien jener Könige und die Verfügungen ihrer Nachfolger, 
find mißverſtanden worden. Auch bewirkte es feinen Unterfchied, 
wem der freie Grund und Boden zuftand, ob dem Reiche oder den 
Herren und Freien, oder ob derjelbe in ungetheiltem Eigenthum der 
Marfgenofjen oder des Gaues lag oder Lehen oder Eigen der Ein- 
zelnen war. Jene Befugniß war immer eine YZubehörung des 
Grund und Bodens, wie jede andere. Sie wurde hierunter mit 
aufgezählt, al3 quaesita et inquirenda, „bejucht und unbeſucht“. 
Wenn es fih um Gründe der Marken und Gaue handelte, jo muß— 
ten die Berechtigten zuftimmen, wie es bei der Ausweiſung eines 
Bannforſtes geihah. Später fiel allerdings die Ausübung diejer 
Rechte der Genofjenichaften meistens den Markenrichtern und Haupt— 
betheiligten, den „Erferen“, wohl allein zu, ohne jedoch dem Rechte 
de3 Grund und Bodens Eintrag zu thun. 

Die Befugniß zum Bergbaue und zum Betriebe der Hütten, 
wie der Köhlerei und anderer Gewerbe ging von dem Herrn des 
Waldes aus. So murde der Bergbau im Rammelöberge auf 
Reichsgute nad) kaiſerlicher Verleihung von den beiden Reichsftiftern 
in Goslar und dem Gifterzienferklofter Walfenried betrieben, dem 
der Kaiſer Friedrich I. noch die Stadt als Theilhaber beigejellte 
wegen der in den Kriegen wider Heinrich den Löwen bemiefenen 
Treue und erlittenen Verluſte. 

Kraft des durch eine päpftliche Bulle beftätigten Beſitzes feines 
Waldes betrieb das uralte Hlofter St. Matthias zur Celle den Berg: - 
bau von der Höhe des Spiegelthaler Berges bis zum Frankenſcharren 
und von dem Innerſteſprung bis wieder zur Innerſte bei Wilde- 
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mann bin, alfo auf den Gangftrihen des Burgftätter, Rofenhöfer 
und Zellerfelder Dauptzuges. Als die oberen Erzmittel abgebauet 
waren und das Hlofter, oft von Räubern ausgeplündert, nach der 
entoölfernden Belt des jchwarzen Todes ganz einging, fand Ddiejer 
Betrieb der Waldwerken, der Silvani, bald nad Erlaſſung der 
goldnen Bulle fein Ende. 

Wie Heinrich der Löwe einem Kloſter eine Beſitzung mit allem 
Zubehör Bis zu den „Tiefen der Erde“ jchenkte, jo verpfändeten 
einzelne feiner Nachkommen dem Rathe zu Goslar anfehnliche For— 
fen mit allem Zubehör „ob und unter der Erde”. 

Noch 1407 beliehen die Grafen von Wernigerode und zu Stol- 
berg die Brüder von Schwicheldt mit dem Schloffe Harzburg — 
der alten Hartesburg — deren fi bald nachher einer der Herzoge 
bemächtigte, mit allem Zubehörigen, namentlih „mit Bergmwerfen, 
gejucht odder ungeſucht“ und mit allen Rechten. 

Unter diefen Umſtänden ift es erflärlih, daß in den früheren 
Lehnbriefen der Herzoge, felbft in den erften, bei der Verleihung 
des Zehnten von Goslar, niemals eines Bergregals als eines be— 
ftätigten oder verliehenen Vorrechtes erwähnt wird. 

Selbit die befannte Stelle des Sachſenſpiegels beweijet, daß um 
die Zeit der Errichtung des Herzogthums Braunjchweig »- Lüneburg 
von einem jolhen Regal im Lande der Sadjen durchaus nicht die 
Rede war. m entgegengejeßten Falle würde der Berfajler des 
Regal näher erwähnt haben als eines ganz ausnahmsweiſen Rechtes. 
Er beſchränkte fich vielmehr darauf, die beiden Fälle Hervorzuheben, 
in denen das Recht an dem Ermwerbe auf feinem Boden für den 
Eigenthümer ein unvollftändiges wird. Des Schatzfindens gedenft 
er, weil andere Rechtsjähe als die des Römiſchen und des Lehn— 
Rechtes gelten. Bei dem Silbergraben auf fremdem Grunde kraft 
einer Erlaubniß des Eigenthümers bemerft er dagegen, daß dieje 
das Gefammtreht am Boden nicht beeinträchtige. 

Dieje Art der Behandlung befremdete nit, da der Verfaſſer 
dasjenige. nicht ausdrüdlich anzudeuten pflegt, was ihm als jelbit- 
verftändlich erjcheint, wie die Zage der Pfalz Werle am Ginfluß des 
Wehrebaches in die Dfer oder der Heide zu Koyne neben jeinem 
heimathlihen Orte Reppihau, welche noch vor faum anderthalb 
Jahrhunderten das reichjte Jagdrevier der Fürſten zu Anhalt war. 

Um deito mehr drängt ſich die Frage auf, wie ein jo fremd— 
artiges Recht wie das Bergregal entitehen fonnte und wie e3 endlich 
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auch in dem Lande der Sachen und felbft in dem Herzogthum 
Braunfchweig-Lüneburg zur Geltung gefommen. 

Den Urjprung de3 . g. Bergregal3 wird man nur auf Stalien 
und zwar zunächſt auf die mächtigen Handelsſtädte, vornehmlich 
Venedig, zurüdzuführen haben. Sie bedurften für ihren Verkehr, 
befonder3 mit dem Morgenlande, vor Allem eines feiten, zuderläfft- 
gen Münzweſens und für diefes der Edelmetalle. Deshalb behan- 
delten fie die Gewinnung des Goldes und Silber: in ihren Pflanz— 
ftädten als ein Vorrecht ihres Staates, 

Auf der anderen Seite juchten in Italien und den anftoßenden 
Neihsländern die Bischöfe, im Gegenfage zu den Grafen, alle nutz— 
baren Hoheitsrechte in ihren Bezirken an fich zu bringen. Ein 
Rechtöftreit, welcher nad) dem Gnadenbriefe des Kaiſers Friedrich I. 
m 1183 für den Biſchof von Genf entſchieden wurde, mweifet deut- 
lich nad, wie derjelbe alle Goldgruben, Silbergruben und andere 
Bergmerfe, Salzwerfe und viele andere Rechte für ſich ausschließlich 
in Anſpruch nahın. 

Daß die Hohenitaufen ſolche Vorrechte mehreren Hlöftern und 
Biſchöfen ertheilten und daß namentlich” Heinrich VI. in diejer Hin— 
ſicht weit vorjchritt, ift nicht zu leugnen; allein ihren Urkunden 
wird mißverftändlich eine zu hohe Bedeutung beigelegt. Andere find 
geradezu nur al3 erdichtet oder verfälicht anzujehen, wenn Urſchrif— 
ten je vorhanden gewejen. 

Almälig bahnte fich jedoch das Regal den Eingang in meitere 
Kreife. Während die Klöfter fich dafjelbe für alle ihre Güter leicht 
verſchafften, mußten die Fürſten, in deren Gebieten diefe lagen, 
ähnlihe Rechte auch nachſuchen. Außerdem war es den Königen 
und Kaiſern bei ftet3 abnehmender Macht jehr erwünfcht, ein neues 
Privilegium verleihen zu fünnen, welches in den meilten Fällen un— 
verfänglih war und zuleßt von den Unterjaffen nicht leicht mehr 
beftritten werden fonnte. Auch brachten jolche Urkunden ſowohl den 
Kaiſern als ihrer dürftigen Kanzlei immer eine nicht unerhebliche 
Ginnahme. 

Selbft das Mifverftehen eines Ausdrudes in einer Stelle des 
Lehnrechtes war der Ausbreitung der Anficht von einem Fatjerlichen 
Bergregale günftig. Friedrich I. hatte nach der Unterwerfung von 
Mailand 1158 in der Reichsverſammlung auf den Roncalifchen Fel- 
dern die faiferlihen Vorrechte genau feitfegen laffen. Nah Steuern, 
Abgaben, Dienften, Ernennung von Obrigfeiten und Beamten 
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werden auch argentariae?et palatia in civitatibus consuetis auf- 
geführt. Unter diefen waren nad dem Vorgange der byzantinischen 
Kaiſer nur die Wechjel-hallen, die Geldbuden, zu verftehen. Dem 
Sprachgebrauche zumider nahm man aber jenes Wort für gleichbe= 
deutend mit argentifodina. Man folgerte ſogar aus demjelben auch 
die Regalität anderer Bergwerfe. Es dürfte dies auf ſich beruhen 
bleiben, wenn nicht ſelbſt der berühmte Geſchichtſchreiber der Hohen- 
ftaufen fi einer ſolchen Ausdehnung angejchloffen hätte. Wie 
wenig aber dieſes Regal an und für fich begründet fein mochte, 
läßt fih daraus abnehmen, daß einer der angejehenften Schrift: 
jteller über das Lehnreht, Jacobus Alvarotus (F zu Padua 1453), 
um den mit anderen Stellen unvereinbaren Text beibehalten zu 
fönnen, ihn lieber von der Auswahl der argentarii, gleich wie an— 
derer Beamten und wie der Notarien, verjtehen will. Unleugbar 
hatte. daS fkaiferlihe Bergregal in der Meinung, wie im wirklichen 
Staatsrechte des deutichen Reiches, jhon ein Jahrhundert hindurch 
beftanden, allein «3 fam faft nur in Gefuchen und Gnadenbriefen 
zur Erſcheinung. Tiefer eingreifende Bereinbarungen oder Entſchei— 
dungen wurden jelten durch dafjelbe bewirkt. Es blieb faft ohne 
jeden fihtbaren Einfluß auf die volfswirthichaftlihen Zuftände. 
Niemals ging aus demjelben ein abgejchloffenes Ganze, ein vollen- 
deter Inbegriff von Rechten und Pflichten und von mannigfadhen 
Grundfägen und Vorſchriften hervor. 

Während diefes Regal ohne innere Bedeutung blieb, hatte fich 
in Böhmen und Meißen der Bergbau jehr gehoben und die dortigen 
Rechte und Gewohnheiten waren allmälig zu großer Vollftändigfeit 
ausgebildet worden. Diefe hatten ihren Urjprung theil$ in den Ver— 
fügungen, melde die deutihen Könige und nad ihnen die Marf- 
grafen in den Ländern der unterworfenen Slaven zu treffen pfleg= 
ten, wie namentlih zu Gunſten mehrerer Gifterzienjerflöfter der 
Marken, teils in den Sabungen, welche in Mähren fi früh ent- 
widelt hatten. Sie erlangten bald in weiter Ferne ein hohes An— 
jehen, welches vornehmlich auch dadurd befördert wurde, daß Berg— 
leute und Sadverftändige aus jenen Gegenden al3 Unternehmer 
oder Rathgeber in die Fremde zogen. 

Beide Beranlafjungen wirkten am Harze zufammen, um den 
Betrieb des Rammelsberges zu verbeffern, am Oberharze aber den 
verlaſſenen oder ftodenden Bau wieder anzuregen und den fremden 
Einrihtungen und Rechten den Eingang zu erleichtern. Dieſe 
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Sagungen und Gewohnheiten traten jehr bald an die Stelle der 
nicht mehr anmendbaren Rechte des Rammeläberges und der ber- 
geffenen Gebräuche am verödeten Oberharze. 

Der Zehnten von Goslar war von den Herzogen der bethei= 
ligten Linien im Anfange des vierzehnten Jahrhunderts wiederkäuf— 
ih einem bei dem Rammelsberge betheiligten Ritter in Goslar, 
bon deſſen Nachkommen aber den Sechsmannen, „den VBormündern 
de3 Berges“, und von diejem wieder dem Nathe der Stadt Goslar 
überlaffen. Als die Herzoge diefe Uebertragung genehmigt hatten, 
errichteten der Rath und Gewerken 1369 ein neues Bergredt. 
Ein heftiger Einfturz der oberen Baue und der ftarfe Wafjerauf- 
gang in den unteren Gruben bradte indeß binnen furzer Zeit den 
Betrieb faft zum gänzlihen Erliegen. In diefer Bedrängniß boten 
der Rath, die Haupttheilhaber und die Gewerten Alles auf, um den 
Bergbau wieder in guten Stand zu jeßen. Cs wurden Kunſtver— 
ftändige aus Böhmen und anderen Bergwerfögegenden herbeigerufen 
und den Unternehmern der Wafjergewältigung Antheile am ganzen 
Berge oder gewiffe Grubenftreden oder Felder zugeftanden. Auch 
die Kaifer gewährten der Stadt jede Erleichterung. 

Bei günftigen Erfolgen gelangte die Stadt endlich zu größerem 
ReihthHume als früher. Außer dem Zehnten — dem dreizehnten 
Scherben oder Korbe Erz — bezog fie wegen der Waflerhaltung 
den Neunten. Auch hatte jie vertragsweiſe von den Hüttenherren, 
welche die Zugutemahung der Erze und den Vertrieb der Metalle 
und anderer Erzeugnijje beforgten, gegen beträchtliche Geldvorſchüſſe 
ein Vorkaufsrecht auf gewiſſe Jahre erlangt. Die Stadt hatte aljo, 
abgejehen vom Ertragsgemwinne, dreifahe Einfünfte von dem Berge. 
Außerdem gewährten die von mehreren Herzogen ihr unterpfändlich 
überlafjenen Forſten jehr bedeutende Vortheile. Am Laufe der Zeit 
waren die geliehenen Summen jo hoch angeftiegen, daß der Rath 
hoffen durfte, diefe Pfandjtüde dauernd zu erwerben. 

Dem Herzog Heinrich dem Jüngeren, der auf leßtere ebenfalls 
noch beträchtliche Darlehne empfangen hatte, war inzwiſchen durch 
die Hildesheimiſche Stiftsfehde 1523 der größere Theil des Bis— 
thums zugefallen, und es jchienen ihm genügende Geldmittel zu 
Gebote zu ftehen, um die Wiedereinlöfung vorzunehmen. Bei der 
Ausführung erhoben fi aber ernftliche Zwiftigfeiten, welche nad 
einem wunderbaren Wechjel der Ereigniffe während des Schmalfal- 
diihen Krieges den Herzog nad) dreißig Jahren in den Stand 
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jegten, den Rath gerade vor dem Abjchluffe des Paſſauer Vertrages . 
zu dem NRiechenberger Vergleiche von 1553 zu zwingen. 

Diefem Vergleiche zufolge mußte die Stadt, von vielen anderen 
Dpfern abgefehen, dem Herzoge alle feine eigenen und feiner Vor— 
fahren Schuldbriefe ohne irgend welche Zahlung zurüditellen, die 
verpfändeten Forſten wieder abtreten und für ihre eigenen ſowie die 
ihr belaffenen Forſten feine Hoheit anerkennen, ihn aud als Erb- 
ihugheren annehmen. Hinfihtlih des Rammelsberges follten fraft 
des Zchnten fammt Gericht ihm als Bergheren die Stadt, die übri- 
gen Theilhaber, Gewerfen und Hüttenherren unterworfen fein. Da— 
bei blieb der Stadt die Pflicht, die Gruben, an denen fie alle Ans 
theile der Hauptberechtigten und der meiften Gewerken angefauft 
hatte, Tortzubetreiben, die Produkte zum Verkaufe zu beftimmten 
Sätzen abzugeben und auch das Erz zu jolden zu liefern. 

So drüdend dieje Verpflichtungen an fi ſchon waren, jo wur— 
den fie doch im Laufe der Zeit bei veränderten Preijen aller Dinge 
noch ungemein erjchwert. Man vergaß jogar die Bedeutung des 
harten Bergleiches in ſolchem Maaße, daß man die Stadt mit dem 
Berlufte ihrer Forſten bedrohte, falls fie ihren Bergbau aufgeben 
würde. Auch verjagte man ihr den Kupferrauch (daS zufammen- 
gefinterte Grubenflein im Altenmann), wenn fie den übrigen Erzbau 
einftellen und nur diejes Vitriolerz gewinnen wollte. Dieſes unna- 
türlihe Verhältniß, bei dem die PVitriolfiedung nicht einmal den 
Schaden der in gewerlſchaftlicher Weiſe betriebenen Gruben ausglich, 
wurde erft im Jahre 1820 durch die Abtretung beider Gegenftände 
an die beiden Communionherrſchaften gegen eine vereinbarte Summe 
aufgelöjet. 

Am Dberharze hatte ſchon vor Beginn jener Verhandlungen 
der Herzog Heinrich d. J. fih mit großem Eifer um die Wieder- 
aufnahme der Gruben bei Wildemann bemühet, gleichwie es ſchon 
etwas früher bei dem Bergbau in der Gegend von Grund ges 
ihehen war. Insbeſondere ließ er ſich den Betrieb mehrerer Stol- 
len angelegen jein. 

Schon früher hatten die Grafen von Hohnitein in ihrer Graf: 
Ihaft Lutterberg, wo jeßt die Bergftadt St. Andreasberg liegt, 
die Aufnahme vieler alten und neuen Gruben befördert, welche rei- 
hen Ertrag lieferten. 

Auch in dem Antheile der Herzoge von Örubenhagen begann 
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wieder eine rege Thätigkeit. Vornehmlih wurde der NRofenhöfer 
Zug im Welten von Clausthal fräftig angegriffen. 

Mie für den Betrieb metteiferten alle dieſe Landesherrn auch 
in der Errihtung neuer Bergordnungen. Diefe waren im We- 
ſentlichen der kurſächſiſchen und der Joachimsthaler nachgebildet und 
ftimmten daher in ihrem Gefammtinhalte nahe überein. Gewöhnlich 
wurden neben denfelben auch Bergfreiheiten, eine Freierklä— 
rung des Bergbaues und ähnliche Anordnungen erlaffen, um dureh 
mannigfahe Vortheile wieder Unternehmer und Bewohner auf die 
öden Gebirge herbeizurufen, wie ſolches früher bei den Nieder- 
fändifchen und anderen Golonieen mit dem beiten Erfolge ge= 
ichehen war. 

Bor Allen war auch hierin der Herzog Heinrich der Jüngere 
thätig.. Wie die Grafen von Hohnftein 1526 und 1528, erließ er 
1524, 1550 und nad) einer nur für den Rammelsberg beftimmten 
von 1552 eine „erweiterte und berbejjerte Bergordnung” im Jahre 
1555. Dieſe jollte fih nicht bloß, wie gemwöhnlid, auf gewiſſe 
Bergbezirke, ſondern auf alle feine Lande, namentlih auch auf den 
Rammelsberg, den Herzberg und andere Berge bei Goslar er= 
ſtrecken. 

In dieſem Sinne erließ auch der Herzog Wolfgang von 
Grubenhagen im Jahre 1593 eine neue Bergordnung, welcher 
diejenige ſeiner Vorfahren von 1554 und die Hohenſteinſche von 
1576 zum Grunde lagen. 

Diefe Bergordnungen von 1555 und 1593 bilden die Quelle 
für die neuen Recdhtsverhältniffe der Bergmerfe in beiden Antheilen 
des Landes der Herzoge von Braunſchweig-Lüneburg. Jene, die 
Braunfchweigifche, hat erft vor Kurzem ihre Bedeutung wieder be= 
wiejen, nachdem man fie lange Zeit beinahe vergefjen Hatte, wie der 
Aufſatz von Caſtendyk (Zeitfhrift für Bergredt, Bd. VIS. 491 ff.) 
näher ergiebt. Sie galt aber auch für die nachher an die König— 
lihe Linie gefommenen Landestheile, namentlich für die Fürſten— 
thümer Göttingen und Galenberg jammt ihrem Zubehör. Auch 
wurde fie, obwohl vermuthlich nicht weiter veröffentlicht, von dem 
Herzoge Julius ſogleich nah dem Anfalle diefer Landſchaften zum 
Anhalten genommen. 

Diejer ausgezeichnete Fürft trat für den Bergbau in feines 
Daters Fußtapfen. Während aber Heinrih d. 3. feine Erwartun— 
gen von dem Rammelsberge al3 völlig verfehlte ſelbſt noch erkennen 
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mußte, brachte Herzog Julius diefen Bergbau wieder in erwünſchte 
Aufnahme. Er enterbte jelbft die Stadt Goslar dur die Heran- 
treibung des von ihr nicht fortgefegten tiefen Stollen ihres Neun- 
tel3 und ließ mehrere Gruben wieder in befjeren Stand fegen, frei— 
ih ohne ſich der Stadt günftig zu bezeigen. Auch die Bergwerke 
und der Betrieb der Hütten, wie die erjte Meflinghütte in feinem 
Harzbezirte (der nachmaligen Communion) verdanken ihm ihr rafches 
Emporfommen. In ähnlicher Weife ließ er auch dort die neu ent» 
deckte Salzquelle bei Harzburg, Juliushalle, welche erjt neuerlich 
aufgegeben ift, in Betrieb jegen. Er ließ nicht bloß im Hildes- 
heimischen nah Steintohlen ſuchen, jondern auh am Oſter— 
walde, wie in dem jebt Braunfchweigifhen Antheile der Herrſchaft 
Homburg, den Betrieb eines ſolchen Bergwerkes eröffnen. Es it 
daher nicht zu bezmeifeln, daß nad den damaligen Redhtsanfichten 
auch Salz und Steinfohlen unter das Regal fielen. 

Die Bergordnung für Grubenhagen von 1593 erſchien ſchon 
unter der Regierung des Hurfürften Ernft Auguſt als den Anfor- 
derungen der Zeit nicht mehr entipredhend. Daß fie nicht mehr 
genügte, zeigte fi vornehmlich, al3 um jene Zeit in den am Rande 
des Harzes hervortretenden Flötzgebirgen Bergbauverſuche an— 
gejtellt wurden. 

Inzwiſchen hatte das Eijenhüttenwefen in feinen allgemeinen 
Rechtszuftänden fi) während der lebten zwei Kahrhunderte gänzlich 
umgewandelt. Urſprünglich beruhte in allen Bezirken des Ober- 
harzes auch das Recht zum Betriebe der Eifenbergmwerke und Hütten 
auf den von den Grundherren der Wälder zugeitandenen Befug- 
niffen. Dieje bezogen fi entweder auf die Gewinnung der Eifen- 
erze oder auf die Benußung der Waflergefälle oder auf den Bezug 
des Holzes und der Kohlen. Somohl auf Seiten der Herren ala 
der Unternehmer konnten verſchiedene Verhältniſſe beftehen, jedoch 
ſcheinen die Bedingungen ſich meiſtens ſehr ähnlich geſtaltet zu haben. 
Die Hauptbezirke waren diejenigen von Grund und an der Oker 
und deren Nebenflüſſen im Braunſchweigiſchen Antheile, an der 
Oder und der Sieber in der Grafſchaft Lutterberg, vornehmlich die 
Gegenden zwiſchen Altenau und Oſterode an der Söſe hinab, ſowie 
an dem unteren Laufe der Sieber, im Grubenhagenſchen Gebiete. 

Die Eiſenſteingruben wurden meiſtens in ähnlicher Weiſe, wie 
früher bei dem Silberbergbaue, mit Fundgruben und Lehnen ver— 
liehen, wie es die Beſchaffenheit des Ganges oder Lagers an die 
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Hand. gab. Wehnlih wird auch nod verfahren, und jede Grube 
muß bei VBerluft des Anrechtes an dem bejtimmten Tage (St. Georg) 
wieder verfchrieben erden. 

Die Eijenjteingruben werden von Eigenlöhnern, — von Ein= 
zelnen oder in Gemeinihaft und mit Hülfsarbeitern — betrieben. 
Der Eijenftein muß den fönigliden Hütten gegen ein bedungenes 
Zangerlohn, nad Fudern zu etwa 20 Kubikfuß, verabfolgt werden. 
Da Förderung und Abfuhr fi natürlich nicht genau ausgleichen 
fönnen, jo wird von den Hütten oft ein entiprechender Vorſchuß 
geleiftet, aus weldem dann die den Gruben zur Laſt bleibenden 
„Haldenſchulden“ entitehen. Nur ausnahmsweife wird eine Grube 
auf Rechnung der Hütten ſelbſt betrieben. Dagegen wird von die— 
jen gewöhnlich für die Herantreibung der Stollen und für andere 
Anlagen ein Beitrag zu den Koſten gegeben. 

Die Anzahl der Hütten war jhon früh eine ſehr ungleiche. 
Sie ftanden zum Theil im Eigenthum einzelner Inhaber oder 
waren Zehen der Herzoge, welde auch wohl Hütten auf gemifje 
Jahre verpachteten oder unter jonjtigen Bedingungen einem Hütten- 
meifter überließen. Dieje ftanden dann zwijchen den Herzogen oder 
auch anderen Herren und den Eigenlöhnern. Sie mußten das ge- 
ſchmolzene oder geſchmiedete Eiſen gewöhnlich zu einem feſten Preife 
an die fürftlihen Faktoreien abliefern, zumeilen aud einen gewijjen 
Wochenſatz entrihten. Von den Yaktoreien wurde der Verfauf der 
Eijenwaaren nad den Abjagplägen zu feſtgeſetzten Preifen bejorgt. 
Für den Harz ftanden dieje wegen der Nähe, etwas höher, namentlich 
auch für den Bedarf des Bergbaues. Dieſe Preije blieben jedoch 
unverändert, während die der übrigen Gegenden im Laufe der Zeit 
ſich fteigerten. Allmälig wurde dieſer „Harzeifenpreis“ eine Be— 
günftigung der Empfänger, melche erjt bei der Einführung der 
Landesſteuern im Jahre 1835 für die Bewohner aufgehoben, bei 
dem Bergwerkshaushalte aber entiprechend berüdfichtigt wurde. 

Damit die Hütten der einzelner Gebiete fi den Handel nicht 
erſchweren möchten, wurden jhon früh auf gewiffe Jahre die „Hüt- 
tenvereinigungen“ geſchloſſen. 

Wegen der verringerten Holzbeftände konnten viele Hütten 
nicht mehr beftehen, ohne die Wälder zu gefährden. Es wurden 
deshalb die fürftlichen Hütten zum Theil nicht wieder verpachtet, 
andere aber den Gigenthümern abgefauft und dann eingeftellt. 

Nachdem der Beſitz des Amtes Elbingerode, in welchen die 
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Grubenhagenfche Linie gekommen war, ſich unter den Lüneburgifchen 
Fürſten mehr befeftigt hatte, wurden auch die dortigen Eifenhütten 
in den reis der Grubenhagenjchen mit hineingezogen und allmälig 
zu einem Ganzen für fürftliche Nechnung vereinigt. 

Diefer Eijenhüttenhaushalt umfaßt gegenwärtig vier Admini— 
Hrationen für die Werke zur Altenau=-Lerbader Hütte im 
eigentlichen Fürftentgum Grubenhagen, zu Königshütte bei Lau— 
terberg, zu Rothehütte nebit den anderen Elbingeroder Werfen 
und zur Sollinger Hütte bei Uslar. 

Mit der Erridtung der lebten Bergordnungen und bei der 
Entwidelung der Berafreiheiten und des frei erklärten Bergbaues 
ſchloß fih am Harze das neuere Bergredt ab. Die alte unbeftrit- 
tene Befugniß zur Benugung des eigenen oder abgefonderten Grund 
und Bodens verſchwand gänzlich aus der Erinnerung. Selbft die 
drei Holzgerichte, von denen das eine am Drte de3 eingegangenen 
Kloſters Celle noch jährlich abgehalten war, Hatten ſchon vor dem 
Bergleiche von 1553 durch die von dem Herzog verſagte Herbeijen- 
dung jeiner Förfter an ihrer Vollftändigfeit eingebüßt und hörten 
nachher von ſelbſt auf. 

Die früheren und felbft die Ichten Bergordnungen ſtimmten 
zivar unter einander nicht völlig überein, allein fie galten doch ala 
Ausdrud deffen, was „Bergwerfs:Reht und Gebrauch“ war, ge— 
mwifjermaßen de3 gemeinen Bergrechtes, wie man es fpäter zu be— 
zeichnen pflegte. Unter diefen Umftänden darf im Wejentlichen von 
einer Bergordnung auf die andere ein Schluß gezogen werden, in- 
ſofern nicht einzelne beftimmte VBorfhriften in Frage fommen. Des- 
halb kann auch eine genauere Trennung der einzelnen Fürftenthü- 
mer der Südhälfte des Landes umgangen werden. Es dürfen nicht 
bloß die alten Befigungen der 1634 auägeftorbenen Linie mit Brauns 
ſchweig (Wolfenbüttel), Göttingen und Galenberg zufammengefaßt, 
jondern felbft Grubenhagen und die Grafſchaft Hohenftein aus dem— 
jelben Standpunkte betrachtet werden, um die leitenden Rechtsan— 
fihten zu ermitteln. 

Mas nun die einzelnen Landestheile anbetrifft, jo ift in Be— 
tracht zu ziehen: 


1. Das Fürſtenthum Grubenhagen. 


Hinfichtlih der Benugung der Salzquellen find im Fürſtenthum 
Grubenhagen zwei Salziverte zu berühren. 
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Die Salzquellen bei Salzdeshelden, welche nahe am Leine- 
ufer unweit der alten Burg herbordringen, find wahrscheinlich Schon 
jehr früh benußgt worden. Unter den Inhabern werden Burgmän- 
ner genannt, denen Albrecht I., Dtto’3 des erften Herzogs Sohn, 
ausgezeichnete Privilegien ertheilt haben fol. Die Urkunden der 
noch beftehenden Genoſſenſchaft find bei einem Brande verloren ge— 
gangen, die Berhältniffe derjelben dauern aber nad) den Antheilen 
der vormaligen Kothen unter gewählten Borftehern und ohne jede 
Einwirkung der Behörden nod) fort. 

Das Salzwerk war früher für die Landesherrſchaft auf je drei— 
Big Jahre gepadhtet, die Gradirwerfe und Siedehäufer wurden auf 
Domanialgrunde neu erbaut. Bei Auflöfung der Pacht im Jahre 
1850 mwurden fie nebft einem- großen Kunſtrade an der Leine und 
anderem Zubehör der Gemerfihaft nah einer Abſchätzung eigen— 
thümlich überlaffen. An die fürftlichen Aemter wurden gemiffe Salz- 
abgaben entrichtet. 

Als um das Jahr 1695 von der Domanialverwaltung eine 
Salzquelle nahe bei dem Dorfe Sülbed aufgenommen murde, be= 
ftritt die Gewerkſchaft, geftügt auf ihr vermeintes Necht, dieſe Be— 
fugniß. Der Widerſpruch wurde aber als unbegründet zurückge— 
wiefen und das Werf auf eine äußerft ſchwache Soole mit mehreren 
Gradirhäufern und drei Siedepfannen in Betrieb geſetzt. Ein lange 
beabfichtigter Bohrverſuch wurde unter vielen Schwierigkeiten und 
ftörenden Unfällen endlich mit jo günftigem Erfolge durchgeführt, 
daß jeht eine reihe Soole aus dem Steinjalzlager verjotten wird, 


2. Das Fürftenthbum Göttingen. 


Im Fürftentfum Göttingen waren bei dem furzen Beftande 
der dortigen Linie, abgejehen von ihrem Antheile am Harze, nur 
wenige bergrechtlihe Beltimmungen erfolgt. Sie bezogen fich vor— 
nehmlich auf zwei Salzwerfe, deren Betrieb nicht von Dauer war. 

Um die Soolquelle bei Bodenfelde, deren Benugung gleich) 
anfangs dem neuen Kloſter Corvey zugeftanden war, wieder in Auf- 
nahme zu bringen, verhieß der letzte Herzog (1437) den Unterneh- 
mern, welche fi zur Wiederaufnahme entjchliegen würden, anſehn— 
fihe Vortheile und Rechte, aber ohne Erfolg. Dagegen wurde fie 
mit aflen Salzwerksfreiheiten und mit der Befugniß zum Holzbe- 
zuge von mehreren Bergen von dem Herzog Heinrich Aufius (1591) 
feinem Kanzler und acht Genoſſen gegen Entrichtung des Zehnten 
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verliehen. Ein jpäterer Beſitznachfolger jeßte das 1687 in Still: 
ſtand gerathene Wert 1764 wieder in Betrieb, und es wurde Die 
damal3 angeregte Frage, ob die neue Linie durch die Zulagen der 
erlojchenen verpflichtet jei, bejaht, weil unter dem Herzog Ernſt 
Auguft der Salzzehnten angenommen worden mar. 

Borübergehend wurde ferner ein Salzwerf bei Speele im 
Dberamte Münden, nahe an der Fulde, kraft fürftlicher Briefe von 
Gewerten betrieben, unter denen das Stift Wahlshauſen (1497) 
mit einem Zmwölftel von dem Herzog Eric in der Weiſe beliehen 
war, daß jeder neue Prior das Lehn empfangen jolle. Nach länge— 
rem Erliegen muthete 1568 ein Unternehmer die Quelle nad den 
Bodenfelder Bedingungen. Sie wurde 1575 acht angejehenen 
Genoſſen für vier Kothe ac. fo verliehen, daß der Herzog das vierte 
bauen fönne, und eine Abgabe nach den Umftänden bis zu einem 
Fünftel entrichtet jowie ein mäßiger Holzbezug geftattet werden ſollte. 

Endlich ift in neuefter Zeit nahe bei Göttingen auf Eigen- 
grunde wieder ein Salzwerk mitteljt erbohrter Soole angelegt worden. 


3. Die Grafſchaft Hohnfein. 


Bon dem anjehnliden Gebiete der Grafen von Hohnftein 
wurde dieſe Grafichaft ſelbſt von den Herzogen in Folge früherer 
Verträge den Grafen von Stolberg verliehen und nad einer Unter— 
bredung des Beſitzes wieder zurüdgegeben. Später wurde fie jo 
getheilt, daß die Linie von Wernigerode den weitlichen, diejenige von 
Stolberg den größern öftlihen Bezirk erhielt. ES ergeben fich fo 
für das Bergrecht zwei abgejonderte Antheile, welche das königliche 
Gebiet des Stiftsamts Ilfeld einschließen. Wefentlih kommen der 
Kupferichiefer, die Eijenfteine, das Mangan und die Steinfohlen in 
Betracht. 

In den Lehnbriefen waren die Grafen „mit allen und jeglichen 
Bergwerken, welcherlei Erz uud Metalle fie haben, mit allen Ge— 
rechtigkeiten“ zc. beliehen. Diefer Befugniffe wird in zwei Receſſen 
von 1733 und 1821 näher gedacht, welche vorzugsmweife auch das 
Stift3gebiet Jlfeld mit berühren. 


a) Stiftsgebiet Ilfeld. 
Der Heine Bezirt von Ilfeld umfaßt aud die St. Johan 
nishütte, welche durch einen anfangs nicht beachteten Uebergriff 
in den Beſitz der Grafen zu Stolberg gelangte, der nachher aber 
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mit den anflebenden Rechten, namentlich) mit dem des Vorfaufs- und 
Näherfaufs an den in der Grafihaft Stolberg gewonnenen Eifen- 
fteinen lehnsmweife veräußert wurde. Durch einen Echeinvertrag fam 
fie an die Herzoglih Braunfchweigifhe Kammer. Da indeh der 
Betrieb des Hochofens ſich nicht länger fortfegen ließ, jo wurde der 
Eifenftein auf der Herzogliden Hütte zu Zorge verfchmolzen. Aus 
diefem Verfahren entjtanden vielfahe Weiterungen, Berbote, be— 
Ihränfte und bedingte Zulafjungen, wie die vollswirthichaftlichen 
Rüdfihten fie an die Hand gaben, zulebt mit einer Theilnahme der 
Königshütte an dem Bezuge. 

Der Steintohlenbergbau wurde vornehmlich am Raben 
ftein zuerjt für das Stift, dann von Gewerfen, jpäter ohne Erfolg 
für Rechnung der oberharziihen Kafjen und in neuefter Zeit für 
Rechnung des Grafen zu Stolberg-Wernigerode betrieben. 

Die Gewinnung des Braunſteins kam ſchon vor vierzig 
Jahren bei einem Gejuche wegen des Schwerjpathes in Frage. 


b) Die übrigen Theile der Grafſchaft Hohnftein. 


Den Grafen von Stolberg wurde in dem Vertrage von 1733 
insbejondere zugelichert, daß fie hinfichtlich der Forſt- und Bergwerke 
mit einem etwaigen Vorkaufe des Holzes, Kohlen, Metalles noch 
Minerals nicht befchwert werden jollen, ihnen aud die Jurisdik— 
tion in Forſt-, Wildbahn, Fiſcherei- und Bergwerks-Sachen be- 
ftätigt werden jolle. 

Beide gräfliche Linien verfügten nad) dieſen Berechtigungen 
über den Bergbau in ihren Antheilen. 

Die Stolbergijche Linie hatte einem Unternehmer und Ge— 
werfen den Bergbau auf Kupferſchiefer ſowohl in der unter 
furfächfiicher Hoheit ftehenden Grafichaft Stolberg, als in der Graf— 
Ihaft Hohnftein verliehen. Dort wurden mehrere Werke, hier aber 
der einträglihe Bau von Buchholz gegen den Zehnten und gegen 
eine Entihädigung für den privilegirten Holzpreis von 1 Thaler 
für den Gentner Kupfer betrieben. Der binnen 64 Jahren auf 
960 Lachter Länge aufgefahrene Stollen wurde 1845 don einer 
Gewerkſchaft wieder angegriffen und ein neuer Bau eröffnet. Außer— 
dem wurden andere Verſuche von einzelnen Unternehmern begonnen. 
Die Behörde für diefen Antheil ift das Stolberg'ſche Gemeinjchafts- 
Bergamt zu Stolberg. Unweit des Hohnfteins ftand den Grafen 
von Stolberg-Roßla ein Privatlohlenbergbau am Baterjtein zu. 
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Im Wernigerodeſchen Antheil wird die Gewinnung von 
Braunftein und bon Steinfohlen auf Rechnung der gräflihen Kam— 
mer, welche auch als Bergamt wirkt, betrieben. 


4. Das Fürſtenthum ————— 


Um hier die Bergrechtsverhältniſſe, bei denen ſich die Anſichten 
über die Regalität weſentlich umgewandelt haben, leichter überſehen 
zu können, muß auf die Bergordnungen von 1555 und 1593 für 
die ſüdlichen Landichaften des Königreichs zurüdgegangen werden. 
Sie find, mie die meiſten Bergordnungen, nur für einen gemerf- 
&haftlihen Betrieb und zwar nur von Metallgruben auf Gänge 
und Lager berechnet. Die Steinfohlen und Salzquellen waren in 
ihnen nicht erwähnt. Beide wurden aber von den Herzogen nad) 
Umftänden in ähnlicher Weije, wie die Metallgruben, behandelt, fei 
es durch Ueberlaſſung oder Verleihung, jei es durch eigene Auf: 
nahme. 

Außer den don Herzog Julius angelegten Steinfohlengruben 
am Dfterwalde wurden aud) am Süntel und am Deifter Bergwerke 
auf Steinfohlen unternommen, welche im Anfange des dreißigjäh- 
rigen Krieges wieder in's Stoden kamen. Unter den Fürften der 
neuen Linie, namentlih unter dem Herzog Chriftian Ludwig, wurde 
die Aufnahme des Baues am Süntel wieder angeregt. Mit dem 
Herzog Ernſt Auguft aber trat mieder eine regere Thätigfeit für 
den Steintohlenbergbau ein. Wie derjelbe ſchon als Biſchof einigen 
Gutsbefigern geftattet hatte, in den benachbarten Marken Stein= 
fohlen zu gewinnen, jo ertheilte er auch dem Biſchofe Jobſt Edmund 
von Brabed zu Hildesheim (1695) die vererbliche Eonceffion, für 
feinen Bedarf, namentlich für das Salzwerk Heyerfum, Steinfohlen 
in dem — im Galenberg’schen Gebiete belegenen — Elzer und 
Mehler Holze zu graben. 

Auh am Deifter, am Bröhn, war neben der Aufnahme von 
Salzwerfen bei Wettbergen, two ſchon 1471 Salztoten als Zubehör 
eines Hofes mit verliehen wurden, und bei Eldagjen im Amte Ca 
lenberg (1639) ein Steinfohlenbergwert verpachtet worden, welche 
Betriebe indeß wegen des Krieges bald aufhörten. 

j Faſt unmittelbar nad) jener Urkunde ertheilte der Kurfürft ſei— 
nem Geheimen Nathe, dem Grafen und Edlen Herrn von Platen 
die erblihe Gonceffion, in den Foritorten des Kloſters Wennigſen, 
dem Bröhn und dem davon getrennt liegenden Hülfebrinf, nad 
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Steinlohlen zu graben (1696). Kurz zuvor war auch am Süntel 
und zwar in der Münderfchen Forſt ein Bergbau wieder begonnen 
worden. 

Die Conceſſionirung oder Verleihung dieſer Bergmwerfe läßt 
nicht zweifeln, daß big gegen die Mitte des vorigen Jahrhunderts 
die Rechtsanfiht von der Regalität der Steinkohlen (mie der Braun 
fohlen) unbeftritten blieb. Damals (1750) erhob aber der Befiker 
des bald nachher heimgefallenen Lehngutes Volkerode bei Göttingen 
Einſprache gegen ein folches Recht. Die zur Abgabe ihrer Mei- 
nung aufgeforderten Rechtsgelehrten ſtanden ſich entſchieden gegen- 
über und die Frage blieb eine unerledigte; „man ließ fie gern auf 
fih beruhen.” As fie nah falt fünfzig Jahren in Anlaß des 
Bergbaues des Freiheren Knigge unmeit eines füniglichen Berg- 
werkes am Deifter wieder angeregt wurde, zog die königliche Kam— 
mer da3 Gutachten des Juſtizkanzleidirektors von Vogt zu Eelle ein. 
Diefer beftritt die Negalität aus Gründen, welche jebt weder ge— 
Ihihtlih noch thatjächlich genügen dürften, jo einleudhtend, daß 
man den Anfprucd fallen laffen zu müfjen glaubte. In der Mit: 
theilung  de3 Gutachtens wurde die königliche Landesregierung er= 
ſucht, das Weitere in dem Sinne zu verfügen, daß der Herridaft 
das Recht zum Kohlenbaue nur in den Domanialpertinenzen, 
in den Grundftüden ihrer Gutleute und in den Gemeinheiten 
verbliebe, daß aber der Privatbergbau einer Oberaufliht unterwor- 
fen jei und der Herrſchaft, im Falle ein Privatus den Bergbau 
auf jeinem fundus nicht treiben fönne oder wolle, die Befugniß 
zuftehe, den Bergbau jelbft zu übernehmen. „Es werde hierüber 
nun eine gejebliche Verfügung erforderlich jein.“ 

Das königl. Minifterium trat nad) näherer Erwägung der An— 
fiht der fönigl. Kammer bei. Eine weitere Regelung fam aber 
wegen der Beſetzung de3 Kurfürſtenthums dur die franzöfiiche 
Armee und wegen fonftiger Hinderniffe nicht zu Stande. 

Später erhoben fi in Ermangelung einer feſten Grundlage 
und eines geficherten Beſitzes viele Weiterungen und langtierige 
Prozeffe. Unter diefen wurden einige nur durch thatſächliche Miß— 
verftändniffe in den Verfügungen herbeigeführt, welche fich auf jenen 
neuen Grundſatz bezogen, vornehmlich wegen des dv. Brabed’jchen 
Bergwerkes und de3 Süntels. 
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5. Das Fürſtenthum Lüneburg. 

Im Lande Lüneburg mwalteten ganz andere Verhältniffe ob. 
Die Bergordnungen, melde von den Herzogen von Braunfchweig 
und von Grubenhagen erlaffen wurden, waren dort niemal3 in 
Frage gefommen und die eigenen Fürften, welde das Land länger 
als vier Kahrhunderte Hindurch regierten, konnten dur die Be— 
ichaffenheit feiner Oberfläche nicht veranlagt werden, ihre Aufmerk— 
famfeit dem Bergbaue zuzumenden. Selbft die Gewinnung der 
Rafeneifeniteine, für deren Verſchmelzung die Waldſchmiede vornehm— 
fich in den Gegenden zwischen Hannover und der Aller eine Abgabe 
wegen des Holzverbrauches entrichteten, und die geringe Anzahl der 
Steinbrüdhe, wie die Ihongruben und die Erdtheerquellen werden 
nur mit einer Pacht von Seiten der Grundherren belegt gemwejen 
jein. Die |. g. Reine Siefelerde von Ober Ohe, welde durch 
Ehrenberg’3 folgenreihe Unterfuhung ſehr befannt geworden ift, 
wurde anfangs bon der Domanialverwaltung in Anſpruch genom— 
men. Maungruben wurden vor faft zwei Jahrhunderten bei Langen— 
dorf im Amte Dannenberg nahe am Elbufer lange Zeit hindurch 
betrieben. 

So weit die Geſchichte zurücgeht, waren die reihen Sool— 
quellen, melche nahe unter dem jetzt faſt abgebauten Kalkberge 
bei Lüneburg aus Muſchelkalk, Kreide und Tertiärthon herbor= 
dringen, immer bon der überwiegendften Bedeutung für das ganze 
Land. Die Einridtung von 48° ,„Häuſern“ mit je drei Pfannen 
begann mwahrjcheinlich ſchon vor achthundert Jahren; die neuere mit 
54 Häufern zu je vier Pfannen befteht ſchon ſeit fast ſechs Jahr— 
hunderten und liegt nad) der gänzlichen Umgeftaltung und einem 
völligen Neubau weſentlich noch jett den rechnungsmäßigen Ermit- 
tefungen zum Grunde. Ursprünglich weift fie nicht auf irgend ein 
Regal oder ähnliches Vorrecht, jondern auf eine Betheiligung der 
Herzoge und der übrigen Genoſſen des „Bardengaues“ bei dem 
Betriche der Pfannen und Häufer hin. Als jedoch der erfte Herzog 
der Lüneburg’shen Linie, Johann, Otto I. zweiter Sohn, eine 
neu entdedte Salzquelle in der Stadt Lüneburg in Betrieb gejeßt 
hatte, von der für die alte „Sülze“ erhebliche Nachtheile zu bejorgen 
waren, wurde 1273 diefe durch eine fefte Vereinbarung den „Salz: 
begüterten“ abgetreten, welche dagegen neben einer Zahlung bon 
1800 Mark Silber dem Herzoge für jede der vier Pfannen eine 
jährlihe Salzabgabe von je drei Chor oder Wiſpel zugeftanden. 
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Dieſes Chorusgut oder „Herzogsgut“ kam allmälig faft in allen 
Häufern an Klöſter, Kirchen und andere Erwerber und wurde in 
feiner Gefammtheit dem „Pfannengute” in ſolcher Weile gegenüber 
geftellt, daß von dem Ertrage für jenes drei, für Diejes zwei Theile 
gerechnet wurden. So wird noch jetzt verfahren. 

In jener Webereintunft war von dem Herzoge auch die Zufage 
gegeben, daß bei Strafe des Bannes weder von ihm noch feinen 
Nachfolgern ein Salzwerf im Fürſtenthum Lüneburg wieder ange- 
legt werden ſolle. Als daher im Beginne des jechszehnten Jahr— 
hundert3 das Salzwerk zu Sülze, unweit Gelle, aufgenommen 
wurde, bemühete fi der Rath zu Lüneburg, bei dem Reichskammer— 
gerichte und vor Schiedsrichtern die Niederlegung diefer neuen Sa— 
line zu erwirfen, die Klage wurde aber 1562 vertragsweiſe einſt— 
weilen wieder aufgegeben. | 

Außerdem war der erwähnten Saline (1383) von den gemein- 
Ihaftlih handelnden Herzogen gegen Zahlung von 2500 Marf Sil- 
ber3 das unbeſchränkte Vorrecht zugeftanden, im ganzen Fürften- 
thume Soole zu gewinnen und Salz zu fieden. Auf Grund diejes 
Privilegiums wurde 1837 die Erlaubniß zur Aufnahme der Sool- 
quellen bei Soltau verjagt und das Vorrecht noch 1855 gegen 
einen Unternehmer und eine Gejellihaft rechtskräftig behauptet. 
Nah dem früheren Beitande des Fürſtenthums, welcher die Um— 
gegend bon Hannover begriff, würde jenes Recht aud) gegen die 
neu angelegten Salzwerte bei Wettbergen, bei Badenſtedt und bei 
Davenjtedt in Frage geitanden haben. 

Endlih war durch mehrfache herzogliche und kaiſerliche Privi— 
legien von 1407 bis 1442 der ausschließliche Handel mit Salz oder, 
den Worten nad, diefe Begünftigung durch ein Verbot der Durch— 
führung eines jeden fremden Salzes gewahrt. 

Jene alten Verhältniffe waren zuletzt jo vermwidelt und der Be- 
trieb und der Handel des Salzwerfes jo ungünftig geworden, daß 
die fönigliche Regierung fi 1799 gezwungen jah, eine ganz neue 
Einrichtung anzusrdnen, ohne die einzelnen Betheiligten darüber 
hören zu fünnen. Das ganze Werk wurde damals neu gebaut und 
völlig umgejtaltet. Diefe Veränderung war während,des Seekrieges 
für den Handel von den günftigften Folgen. Während des franzö- 
ſiſchen Kaiferreiches wurden ſogleich durch die Oberbeamten die Rechts— 
titel der Betheiligten.2c. eingefordert, jo daß die Zahlungen der Aus— 
beute nah dem Frieden gemäß bejonderer Uebereinkunft geleiftet 
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werden fonnten. Bei der neuen Einrichtung des Salzwerkes wurden 
auch die Verwaltung und der Vertrieb neu geregelt, welchen leßteren 
ein Ausſchuß der Genofjenichaft der dazu berechtigten Sülfmeifter, 
da3 „Salzcomtoir” bejorgt hatte. Diejes hatte ein beträchtliches 
Dermögen erworben, über welche! nad langjähriger, endlich wieder 
aufgehobener Verwaltung mehrere Prozeſſe geführt wurden, bis vor 
etwa 20 Jahren die lebten Sülfmeifter einen Vergleich mit der 
Stadt Lüneburg und den anderen Betheiligten abſchloſſen. 

Der Landesherrihaft als jolcher ſtand außer dem „Wiſch— 
pfennig“ ein alter Sülzzoll, wohl eine Art von Zehnten, zu, der 
Ihon im fünfzehnten Jahrhundert zu 10'/, Thlr. Caſſ. M. für je- 
des der 54 Häuſer feitgefebt war. Die übrigen Einkünfte erfolgten 
theil3 von Pfannen: und Chorusgut der eingezogenen Klöfter, zum 
Theil von dem Salzcomtoir x. Das Domanium war daher im 
Ganzen etwa zu einem Fünftel berechtigt. 

Die Oberauffiht fand früher dem Rathe der- Stadt und hier- 
nächſt der Landesregierung, der Landdroftei zu Lüneburg, zu und 
die Verwaltung wird gegenwärtig unter Mitwirkung eines Aus— 
ſchuſſes geführt. 

Hinfihtlih der übrigen DVerhältniffe des Fürſtenthums Lüne— 
burg darf hier noch des NRafeneifenfteins und des Gypsbruchs am 
Kaltberge Erwähnung geſchehen. 

Nachdem das Verſchmelzen dieſer Eifenfteine in den ſüdweſt— 
lihen Gegenden des FürftentHums, namentlih in der Nähe des 
Dorfes Iſernhagen, deſſen Kirche aus diefem Steine erbauet ift, 
lange ganz aufgehört hatte, wurde um 1735 don der Yandesherr- 
Ihaft in der Amtsvogtei Biffendorf ein neuer Berjuh angeordnet, 
der an fi günftig ausfiel, aber wegen der anjcheinenden Schwierig- 
teiten nicht weiter verfolgt wurde. 

Gegen Ende des vorigen Jahrhunderts ergaben ähnliche Ver— 
juhe bei Radbruch unmeit Lüneburg ebenfalls feine Ausfiht, und 
die neueften Bemühungen, den Eijenftein bei Lüneburg zu verſchmel— 
zen, ſcheinen aud noch nicht den. gehegten Erwartungen zu ent- 
ſprechen. 

Gegenwärtig würde die Regalität des Raſeneiſenſteins als 
eines Eiſenerzes die hergebrachte Verwendung als eines Rohmate— 
rials für Bauten wohl nicht ausſchließen dürfen. 

Die Burg auf dem Kalkberge, an welche ſich früher die 
Schickſale des Landes oft knüpften, war in der erſten Fehde gegen 
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den Fürften der neuen Linie von den Bürgern eingenommen wor— 
den und blieb im Beſitze der Stadt, bis fie 1636 an die Schweden 
überging, welche ſchon im nächſten Jahre daraus wieder vertrieben 
wurden. Der Rath trat 1651 den Kalkberg dein Landesfürften 
ab, der nicht nur die Vertheidigung jelbjt übernahm, ſondern aud) 
den Kalkiteinbruch innerhalb der TFeitungswerfe betrieb. Der Stadt 
blieb die VBergünftigung, außerhalb der Feſtungswerke an unſchäd— 
fihen Orten Kalk zu breden. Die Auffünfte des für Rechnung 
des Staates betriebenen Bruches wurden zur Unterhaltung der 
Feſtungswerke ausgeſetzt und was dieje in einem Jahre weniger fojte- 
ten, wurde der Landſchaft an der zum Unterhalte des Militaird 
ausgefegten Summe gut getan. So wurde der Kalkbruch aud 
nad der Befeitigung der Feitungswerfe auf Rechnung der (Kriegs-) 
Zandestaffe, nicht der Domanialfafje, verpachtet und jeit 1838 
verwaltet. 


6. Das FürftenthHum Hildesheim. 


Im Umfange des Hodhftifts Hildesheim haben urfprünglich 
die alten Rechte der Sachſen aud in Beziehung auf die Bergwerke 
und Salzquellen gegolten. Namentlich tritt dies in einzelnen Graf— 
ſchaften, Schladen, Wohldenberg, Winzenburg, Daſſel zc., hervor, 
weldhe im Laufe von drei Jahrhunderten bis zu der Reformation 
angefallen waren. Später wurde den Bilhöfen durch Faiferliche 
Lehnbriefe das Negal zugeftanden. Als in Folge der Stiftsfehde 
„das große Stift“ den Braunfchweigihen Herzogen von Wolfen- 
büttel und Galenberg abgetreten wurde und dem Bilchofe nur „das 
fleine Stift” verblieb, bis jenes 1634 bis auf einzelne Aemter mie 
der zurüdfiel, galten dort die Grundſätze der Braunſchweigiſchen 
Bergordnung von 1555. Seitdem murden die Einkünfte von den 
Gifenhütten und Salzwerfen für die bifhöfliche Kammer bezogen. 
Die Erlafjung einer Bergordnung nad dem Mufter derjenigen von 
Cöln, deffen Erzbiichof auch hier Bifchof war, wurde zwar in Frage 
gezogen, aber nicht durchgeführt. 

Unter dem Herzog Julius, weldher 1588 in zwei Aemtern auf 
Steintohlen ſchürfen laſſen mollte, fcheint den Privaten ein Gleiches 
noch nicht verfagt geweien zu fein. Der Biſchof Jobſt Edmund 
(von Brabed) nahm diefe Arbeiten, wie.erwähnt, in dem Mehler 
und Elzer Holze auf Galenbergifcher Hoheit wieder auf. Auch jeßte 
derfelbe die früher von Genoffen betriebenen Salzwerfe bei Rhüden 
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und bei Heyerfum wieder in Betrieb und übereignete fie mittels 
einer bon dem Domkapitel und dem Kaiſer beftätigten Schenkung 
jeinen Brüdern, bei deren Nachkommen fie bis auf die neuefte Zeit 
geblieben find. Der Erbenzins an Salz wurde nad) der von den 
Gewerfen der Saline zu Salzdetfurt von Alters entrichteter Ab— 
gabe verhältnißmäßig beftimmt. 

In Salzgitter war ſchon vor fünf Jahrhunderten ein genoffen= 
ſchaftliches Salzwerk betrieben worden. Diejes fam allmälig in 
ſchwächeren Betrieb und Herzog Heinrih d. 3. nahm es als In— 
haber des Amtes Liebenburg fraft der Negalität den Gewerken und 
zog e3 zu der fürftlihen Sammer. Unter feinem Enkel Heinrich 
Julius wurden den vormaligen Gewerfen „gewiffe jährlihe Körbe 
Salz geſetzt,“ deren Vergütung fih noch erhalten hat. 

Dieſes Salzwerf war nad) dem Ausfterben der Linie faft der 
bedeutendfte Gegenftand ihres Erbes, welches nad) Maaßgabe eines 
Grftigfeitserfenntniffes als „Altfürſtlich Braunſchweigiſches Allodium“ 
von der Hannoverſchen und Braunſchweigiſchen Linie verwaltet wurde, 
um von den Aufkünften die darauf beſtandenen Schulden zu bezahlen. 

Bon den älteren Eijenhütten bejtand lange Zeit außer der Eifen- 
hütte Kunigunde im Amte Liebenburg nur noch die von der Fami— 
lie von Brabed angelegte und auf Grund eines von 50 zu 50 Jah— 
ren laufenden Erbpacdtfontraftes betriebene Hütte bei Dafiel. Ahr 
war die Eifenfteingewinnung bei Markoldendorf und in der Um— 
gegend überlaffen, auch wurde fie bei dem Holzbezuge begünftigt, jo 
lange die Forſtbeſtände es erlaubten. Durch den legten Pächter, 
nahmaligen Eigenthümer, ift fie neu gebaut und mit dem günftig- 
ften Erfolge betrieben. ’ 

In neuerer Zeit wurde der Aktiengefellihaft der Yljeder Hütte 
bei Peine ein umfangreiches Grubenfeld bei Groß Bülten und 
Adenftedt, jowie anderen Unternehmern Eifenfteingruben in der Um— 
gegend von Salzgitter und Alfeld verliehen, und zwar, wegen des 
Mangels eines Erpropriationsgejeßes, unter Ausſchluß der Vertre— 
tung den Grundeigenthümern gegenüber. 


7. Das Fürſtenthum Osnabrück. 

Am Fürftentypum Osnabrüd haben fi) die uralten Berg- 
rechtsverhältniffe am längſten erhalten und am jpäteften iſt dort der 
Grundjah der Regalität ausgebildet. Die großen Marken wurden 
erſt neuerlich in kleinere vertheilt. Neben den Kirchen wurde meiftens 
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nur eine geringe Anzahl von Wohnhäufern erbauet und die Höfe 
beftanden fort, von denen in unſerer Zeit noch der Name auf den 
eintretenden Befiger übergeht. Die alte Lebensweiſe der Sachſen 
wurde durch die Gebirgäzüge begünftigt, deren Schluchten wie die 
Moore den Verkehr von Weiten mit dem Norden auf gewiſſe Rich— 
tungen beſchränkten und jo der Biſchofsſtadt eine doppelte Bedeu- 
tung ficherten. 

Uralt ift in den füdlichen Bergen die Gewinnung des Eifen- 
ſteins. Sie geht jo weit zurüd, daß man vor etwa achtzig Jahren 
den Urfprung der Höhle nicht mehr zu ermitteln wußte, in deren 
Nähe jet der ausgedehnte Betrieb der Georg-Marien-Hütte ſich er— 
hoben hat. Auch die Verarbeitung der anderen Eifenerze, nament— 
lich des Rafeneijenfteing, durch die Brokſchmiede wird in den weiten 
Marten früh angefangen haben. 

Die urfundlide Geſchichte des Bergbaues beginnt 1235 mit der 
Berleifung des Ortes der Silbergruben am Hüggel und am Sterte= 
brint auf Kirchengrunde durh König Heinrich; fie ſetzt ſchon einen 
Betrieb oder einen Verſuchbau voraus. Wenn die Urkunde ädht 
iſt, jo ift fie auf das Beſtreben der Geiftlichkeit zurüdzuführen, fi) 
den ausjchließlihen Bergbau auf ihren Gütern und zwar zunädjt 
gegen ſolche Angriffe zu ſchützen, welche aus dem neu auftauchenden 
Regal abgeleitet werden fonnten. Dort am Silberberge nahm der 
Biſchof Ernft Auguft IL in feinem eifrigen Beftreben für das Wohl 
jeines Landes den Betrieb wieder auf, freilih ohne entjprechenden 
Erfolg. Neuerlih find in der Gegend außer der Gewinnung des 
Eifenfteing auch Verſuche auf andere Metalle in verliehenen Feldern 
begonnen oder beabfichtigt worden, namentlih auf Zinf. 

Der Bergbau auf Steinfohlen begann zuerft in den Gegenden 
von Borgloh und Dejede, bald nachher aber am Piesberge. An 
allen drei Orten entwidelten ſich verfchiedene Rechtsverhältniſſe, 
welche bis auf unjere Zeit fortbeftanden. 

Bei Borgloh wurde 1527 von dem Biſchof Erich die Förde— 
rung von Steinfohlen am Sohlberge fünfzehn Bürgern aus dem 
Schmiedeamte zu Osnabrüd auf vier Jahre geftattet und demnädfft, 
wie es jcheint, bis 1600 fortgefeßt. 

1603 wurde dem Erbgeſeſſenen von Gappel auf Borgloh, 
Droften mehrere Aemter, die Gewinnung der Kohlen im Amte 
Iburg von dem Bilchofe auf zwanzig Jahre und 1604 von dem 
Domkapitel noch auf fünf Jahre zugeitanden. Nachher wurde die 
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Kohlengewinnung im Amte pachtweije_von Unternehmern fortgejeßt, 
nad dem Frieden aber ihren Nachfolgern von dem Biſchofe für eine 
jährlihe Recognition von 200 Thlrn. geftattet. Sie erhielten das 
Net, in allen gemeinen Marken des ganzen Amtes Yburg, mit 
Ausnahme des Kloſters Dejede, allein und ausſchließlich „nad 
Kohlbergsreht” zu graben, in den Erbgründen und Walden aber 
nur dann, wenn fie mit den ‘Herren des rundes nad) Kohlbergs- 
recht und wie ſolches gebräuchlich, Handeln und ich vergleichen. 

Später wurde das Bergwerk auf Rechnung der bifchöfl. Kammer 
verivaltet, der Bau allınälig erweitert und an verjchiedenen Orten 
angegriffen, auch dur) mehrere Stollen erleichtert. Der Betrieb 
war immer im der Borgloher Marf am bedeutendften. Als dieſe 
getheilt wurde, wurde zur Ausgleihung der in den Einzelgründen 
durch die Bergwerfsanlagen zu erwartenden Schäden eine gewiſſe 
Fläche ausgewiefen. Die fi) außerdem für benachbarte Befiker er- 
gebenden Berlufte, 3.B. wegen Brunnenvertiefung, wurden gewöhn- 
ih nad Vereinbarung oder mittels Zuziehung von Sciedsrichtern 
vergütet. Andere Schwierigfeiten entitanden bei der Herantreibung 
der langen Stollen, welche die Dertlichfeit bedingte, aus den Ver— 
Handlungen mit den Golonen wegen der Mühlen ꝛc. Indeß hat 
da3 Werk, aller Schwierigkeiten ungeachtet, ſich neuerlich ſehr ge— 
hoben und anjehnlichen Ueberſchuß geliefert. 

Nah der ernftliden Aufnahme des Baues don Borgloh er— 
theilte der Biſchof Johann IV. dem Kloſter Dejede 1554 die Er= 
laubniß, auf feinen Gründen Kohlen zu graben, was auf der Fort— 
jegung des Trlößzuges leicht geichehen fonnte. Die Arbeiten wurden 
mit fürzern oder längern Unterbredungen betrieben, meijtens ohne 
erheblichen Gewinn. &3 wurde deshalb um 1600 von den Bifita- 
toren der weitere Betrieb unterjagt, welches zu Beichwerden der Ab- 
tiffin führte. Bei dieſer Veranlaſſung fam auch die Berechtigung des 
Klofters zur Kohlengewinnung in Frage, für melde Die ernannte 
Commiſſion fih ausſprach. Der Zweifel wurde von Neuem ange: 
regt, als die Abtijfin 1779 darum nachſuchte, daß der Steiger in 
Borgloh angewiefen werde, ihr Rath zu ertheilen. Hinfichtlich ihres 
Rechtes vermochte die AJuftiztanzlei nicht, eine beftimmte Meinung 
auszufpreden; auch von Möfer geihah dies nicht. Derſelbe 
„wußte jedoch jehr wohl, daß, wenn Jemand in der Marf darnad 
graben wollen, ſolches nur ex concessione prineipis geſchehen jei. 
Solches fei aber nur nothwendig gewejen, um einen unſchädlichen 
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und gefahrlofen Betrieb zu fichern und um Widerjprüchen eigen- 
finniger Markgenoſſen vorzubeugen.” 

Endlich überließ 1794 das Gotteshaus das Necht des Stein— 
fohlenbruches in des Kloſters Wrechten, „wo fein urbares Land,“ 
zwei Golonen gegen Abgabe des zehnten Theil des reinen Gewin— 
nes, jährlihe Lieferung von 300 Ringel Kohlen und unter der 
Verpflichtung zum Erſatz des etwaigen Grundjchadens. Dieſe Be- 
rehtigung wurde demnächſt wieder an Andere abgetreten und noch 
1827 von dem legten Erwerber in Anfpruch genommen, aber wegen 
mangelnder Beftätigung der geiftlihen Behörde nicht al3 geltend 
betrachtet. In der Nähe Hatten auch einige Golonen auf ihren 
Grundftüden Kohlen gewonnen, deren Befugnifje von demfelben 
Unternehmer erworben wurden. Dem Einen war um 1600 eine 
Sonceffion zur Kohlengewinnung ertheilt worden, deren Erneuerung 
jedoch 1674 verfagt wurde, ohne verhindern zu wollen, für den 
eigenen Bedarf Kohlen zu fördern. 

Auf ähnlichen Auffaffungen der Marfenverhältniffe beruhen 
auch die Gonceffionen des Biſchofs Ernft Auguft I. für die Befiger 
einiger Nittergüter, namentlich des bevorzugten Gutes Wulften 
(1682), in den benachbarten Marken für ihren Bedarf Kohlen zu 
graben. 

Alle diefe Baue und Berehtigungen bezogen ſich nur auf den 
jüdlihen Flößzug der Wälderbildung, auf dem allein ein wirklich 
lohnender Betrieb geführt worden if. Auf dem nördliden Zuge 
find erſt neuerlich etwas bedeutendere Arbeiten ausgeführt worden. 

Anfangs begann auch die Gewinnung der Kohlen aus der 
wahren Steinfohlenbildung am Biesberge nad demjelben Grund 
ſatze. Es wurde in einem DVertrage über die Pyer Mark 1568 von 
dem Domkapitel dem Rathe zugeftanden, am Piesberge unbeſchränkt 
Sohlen zu graben. Hier wurden die Kohlen wejentlih zum Ralf: 
brennen und erjt jpäter zur Stubenfeuerung gewonnen, aber der 
Abjak war lange Zeit nur ein jehr geringer. 

Diefen und anderen Fällen mochte e3 entjprechen, wenn noch 
im Anfange diejes Jahrhunderts, wie 1769 in einer Delin. I. P. 
Osn., in einem Handbuche der Rechte und Gewohnheiten des Hoch— 
ftift3 der Sat aufgeftellt wurde, daß das Recht, Steinfohlengruben 
anzulegen, einem Jeden auf jeinem Boden zuftehe. Aber 
Ihon 1786 war ciner Gewerkſchaft für die nördliche größere Hälfte 
eine Conceſſion zum Bergwertsbetriebe ertheilt worden. Dieje Ge— 
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werkſchaft, bei der fi Möfer und andere höhere Beamte betheiligt 
hatten, bemühte ſich mit nicht geringen Opfern, vorzugsweife in der 
nördlichen Bergfette die Kohlen oberhalb Lintorf zu gewinnen; 
die Arbeiten wurden zulegt mit Vorſchüſſen eingeftellt. Da aber 
der Fall des Erliegens nicht vorgeſehen war, jo wurde das Er— 
löſchen des Privilegiums erft um 1838 ausgejprodhen, zunächſt um 
die Wiederaufnahme zu ermöglichen, welche indeß auch ohne Er- 
folg blieb. 

Mit diefem Unternehmen begann die Anſicht von der Regalität 
unzweifelhaft vorzuwalten; fie wurde noch dadurch bekräftigt, daß 
in dem ausgedehnten Felde der Gewerkſchaft zu Gunften des Be— 
ſitzers von Oſtenwalde eine eigene Eonceffion für die Wrechten des 
Haufes ertheilt wurde, aber ohne Anſprüche an die dortige Mark. 

Seitdem befeftigte fi der Grundjag der Negalität noch mehr. 
63 wurden viele Schürfverſuche ausgeführt und Verleihungen er- 
theilt, aber ohne bejondern Erfolg. Selbjt der Bergbau der Georg- 
Marien-Hütte im meitlichiten Felde des Borgloher Zuges hat den 
gehegten Erwartungen wol nicht ganz entſprochen, gar nicht der öſt— 
lich don Borgloh bei Wellingholghaufen betriebene Kohlenbergbau. 

Ueber den Eifenhüttenbetrieb im Fürſtenthum Osnabrüd 
ift 618 auf die neuere Zeit wenig zu bemerken. Eine Heine Eifen- 
Hütte, welche bei Sandfort, nahe bei Osnabrück, betrieben wurde, 
war auf eine Conceſſion gegründet und machte den fich findenden - 
Rafeneifenftein zu Gute. 

Vor etwa vierzig Jahren faßte der durch feine Schriften und 
volfswirthichaftlichen Beftrebungen befannte Guſtav von Gülich 
den Plan, ein größeres Hüttenwerf in der Nähe des Hüggels an— 
zulegen und bewarb fich zu dieſem Zwecke um die Kohlenberech— 
tigungen bei Defede und die Anſprüche der Lintorfer Gewerkſchaft; 
auf feine näheren Vorſchläge fonnte jedoch nicht eingegangen werden. 

Etwa zehn Jahre jpäter wurde eine Eifenhütte zu Bederode, 
unweit de3 Hüggels, von einem Unternehmer angelegt, welchem 
nebft feinem Genofjen ein Eifenfteinfeld am Heidhorn verliehen 
wurde. Der Betrieb zu Bederode wurde von dem Sohne des erſten 
Unternehmers jehr erweitert und im Jahre 1857 die Hütte an 
den Verein verfauft, welcher in Anlaß auswärtiger Unternehmer 
fi zu der Ausführung eines großartigen Werkes, der Georg- 
Marien-Hütte, gebildet hatte. Jener Hütte, welche auch Rajen- 
eifenftein von den Grundbefißern anfaufte, wurde in der Nordfette 
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ein Feld bei Lintorf nach Bergmwerfsgebrauc verliehen, der neuen 
Hütte aber eine ausgedehntere Eijenjteingewinnung am Hüggel zu- 
geftanden. 

Diefer Borgang rief unzählige Anträge und manche VBerfuche 
verichiedener Art hervor, von denen indeß nur wenige Erfolg hatten. 

Schließlich ift noch des einzigen Salzwerf3 zu erwähnen, 
welches im Fürſtenthum betrieben worden ift. Als auf Rothefeld's 
Kötterei eine Salzquelle entdedt wurde, erwarb der Biſchof Ernſt 
Auguſt I. das Grundftüd von dem Haufe Palfterfamp und legte 
dort eine Saline an, welche unmittelbar vor der Münſter'ſchen 
Ebene als Badeort Rothenfelde neuerlich ſehr bekannt geworden ilt. 

Nah dem Tode des Bilchofs (1728) nahm man von Seiten 
der bijhöflihen Kammer, welche da3 Regal behauptete, don dem 
Salzwerfe Beſitz. Kraft einer 1731 gefchlofjenen Uebereinfunft blieb 
dafjelbe jedoch den fürjtlihem Erben als Allodialgut unter der Ver— 
pflihtung, den fünfzehnten Theil des gejottenen Salzes, nachher 
des Geldbetrages, an die bifhöfliche Kammer zu entrichten. Die 
Zahlung der fünfzehnten Theilsgelder wurde mit 1818/19 aufge= 
geben und feit der Kafjenvereinigung (1834) das Salziwerf als 
Domaine angejehen. 


8. Die Grafihaft Bentheim, das Herzogthum Aremberg- 
Meppen und die Niedergraffhaft Lingen. 

Die uralte Grafihaft Bentheim war zweimal wegen dringen- 
der Geldverlegenheiten der Grafen unter eine fremde Verwaltung 
gefommen. Nach der dem Biſchofe von Münfter, zugleich Kurfürften 
von Köln, übertragenen Verwaltung von 1723 bis 1739 ſah ich 
der Graf 1752 veranlaßt, die Graffhaft auf 30 Jahre an Kur— 
braunſchweig zu verpfänden. Nach dem Ablaufe der Berfagjahre 
dauerte dieſer Beſitz noch fort. 

In beide Zeiträume fallen die Verfuhe und Anordnungen, 
welche den Bergbau und ähnliche Gewerbe heben jollten. Die Gra— 
fen waren zu den Steinbrüchen, unter denen diejenigen von Gilde— 
Haus den Niederländern für ihre wichtigeren Bauten ein bortreff- 
liches Material lieferten, ausjchlieglich berechtigt, To daß neben den— 
jelben nur ein Gut wegen Erſitzung nad einem reihgerihtlichen 
Erfenntnifje das Necht zum Betriebe von Sandfteinbrüchen be— 
hauptete. 

Schon unter der furfölnifchen Regierung wurde cin Bau auf 
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Steinfohlen bei Sieringhod unternommen, den die Anficht der Re- 
galität unterftügt. Später wurden dort auf diefe ſ. g. „Englifche 
Kohle” und im „Bentheimer Walde“, einem angepflanzten Barf, 
auf „Ruſſiſche Kohlen“ von einem Unternehmer Verfuche gemacht. 
Nah vielfahen Verhandlungen der Domanialverwaltung und der 
Behörden und nad Gutachten von Sadhfundigen wurde von dem 
König Georg III. die eigene Betheiligung feiner Kammer an dem 
Kohlenbergbau nicht für rathſam erachtet. Dagegen jollten etwaige 
Unternehmer thunlichit begünftigt werden. Auch damals waltete die 
Anſicht von der NRegalität der Kohle vor. 

Gleichzeitig wurde auch erörtert, inwiefern der Ohr, Ortftein, 
al3 eine Art von Nafenerz, der als Ocher zur Bereitung von Far— 
ben dienen follte, und der PfeifenthHon unter das Regal zu rechnen 
ſeien; eine klare Entſcheidung wurde indeß nicht getroffen. 

Späterhin ließ der Graf von Bentheim noch bei diefem Orte, 
zum Theil auf dem Boden der Eingejeffenen, die Kohlen wieder in 
Angriff nehmen, aber ohne erheblichen Aufſchluß. Neuerlic ift auf 
dieſes Kohlenvorflommen von dem fönigl. Finanzminifterium eine 
Belehnung mit einem vermeflenen Felde ertheilt worden. 

Als ih um die Mitte der 50er Jahre eine regere Thätigkeit 
in der Eiſeninduſtrie geltend machte, wurde von Unternehmern eine 
Hütte bei Wietmarſchen angelegt, welche wegen der Gewinnung des 
Rafeneifenfteins mit den benadhbarten Gemeinden unter verfchiedenen 
Bedingungen Verträge jhloß. Dabei wurde den Unternehmern von 
der Bergbehörde die Erlaubniß zur Gewinnung von Rafeneifenftein 
in den umliegenden Flurmarken in Ausficht geftellt und fpäterhin 
ertheilt. 

Aehnliche Unternehmungen wurden von dem königl. Finanz— 
miniſterium unter entſprechenden Vorbehalten befördert, und es kam 
bei einer ſolchen Gelegenheit zwiſchen den Behörden auch zur Sprache, 
daß es volkswirthſchaftlich unrichtig ſei, den Raſeneiſenſtein dem Re— 
gal zu unterwerfen, da ſeine Wegſchaffung die größten Vortheile für 
den Landbau gewähre. 

Im Herzogthum Aremberg-Meppen, welches aus dem 
nördlichſten Theile des Hochſtiftes Münſter beſteht, haben ſich neuer— 
lich gerade bezüglich des Bergrechtes mehrfache Schwierigkeiten er— 
geben. Durch die königl. Verordnung vom 9. Mai 1826, welche 
nach Vernehmung der Wünſche und Anträge des Herzogs die ftan- 
desherrlihen Rechte feitjegte, waren dem Herzogliden Haufe ausge— 
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zeichnete Freiheiten und Befugniffe zugejtanden, namentlich) auch we— 
gen der Domainen und anderer nußbaren Rechte. Des Bergbaues 
und der Salzquellen war nicht gedacht, wohl weil ein VBorfommen 
nutzbarer Mineralien in der dortigen Gegend nicht bekannt war. 
Als fih aber neuerlich zeigte, daß die im Emsgebiete abgelagerten 
Raſeneiſenſteine fih zu gute machen laſſen, wurde von dem fönigl. 
Finanzminifterium mehreren Unternehmern auf ihre Geſuche um 
Verleihung einer onceffion überlaffen, fi) darüber mit den 
Grundbefigern zu vereinbaren. Auf der anderen Seite war 
aber von der herzoglichen Domaineninfpektion 1857 einer Gefell- 
ihaft die Belehnung auf Rafeneifenftein in benannten Gemeinden 
behufs Anlage einer Eifenhütte und unter der Bedingung ertheilt, 
den Eifenftein innerhalb des Herzogthums zu verhütten und den 
Zehnten zu entrihten. Auf die Beſchwerde eines der bon dem 
fönigl. Yinanzminifterium zur Rafeneijenfteingewinnung in einigen 
Gemeinden ermächtigten Unternehmer wurden die Fragen über das 
Bergregal de3 Herzogs überhaupt und über die Regalität des Ra— 
jeneifenfteins insbejondere vielfeitig erörtert. Ungeachtet jehr aus— 
führlicher und mehr oder weniger abweichender Gutachten gelangte 
die Hauptfrage nicht zum Abſchluſſe, jedoch jchien eine aus dem 
Provinzialarhiv in Münfter herbeigefchaffte Urfunde von 1580 die 
Annahme des Regals unter der biiehöflihen Herrſchaft wenigſtens 
nicht ganz ungerechtfertigt zu lafjen. ° 

Zu der Niedergrafihaft Lingen, melde 1701 an Preußen 
gefommen und 1815 an Hannover abgetreten war, wurden im 
Jahre 1826 außer den „Münfterfchen Abſpliſſen“ auf der rechten 
Seite der Ems auch der Kreis Emsbüren geihlagen, nachdem der 
Herzog von Looz und Gorswaren, Fürft von Rheina-Wolbeck, auf 
die Ausübung der Gerichtsbarkeit und jonftigen Verwaltungsrechte 
verzichtet hatte. Aus dieſer Veranlaſſung galten in der Grafichaft 
jelbit die Preußiſchen Rechte, in diefen neueren Theilen aber Mün— 
jterjches und gemeines Recht neben einander. Es trat deshalb hier, 
wie in Osnabrüd und in Meppen, die Frage über die Negalität 
des Raſeneiſenſteins hervor. 

Die vorftehenden Andeutungen gewähren ein ungefähres Bild 
der jeitherigen Zuftände des Bergrechts in Hannover. Es läßt fid) 
aus denjelben entnehmen, wie die bergrechtlichen Werhältniffe bei 
dem vielfahen Wechſel der Landesherrihaften und Behörden und 





Jugler: Bergrechtsverhältniffe in Hannover. 103 


dem Sneinandergreifen der Gränzen fi niemals übereinftimmend 
ausbilden konnten. Während man früher die Entſcheidung zweifel- 
hafter Bergrehtsfragen im ruhigen Gejchäftsgange lieber hinausge— 
Ihoben Hatte, wurden diefe Fragen ſpäter zwar vielfach erörtert 
und bon Rechtsgelehrten begutachtet, aber dadurch nur noch ver= 
widelter, daß jede feite Grundlage fehlte und die gejchihtlichen 
Hülfsmittel nicht zu Gebote fanden. 

Unter dieſen Umjtänden wird es vielen Bewohnern der Yan 
destheile, deren volfswirthichaftlihe Verhältniffe durch das Berg: 
recht berührt werden, jchwer fallen, die wahre Bedeutung des dem— 
nächſt einzuführenden. neuen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 in 
feinem ganzen Umfange richtig zu ſchätzen. Bei näherer Belannt- 
Ichaft mit jeinem Zwede und feinem wejentlihen Inhalte aber wer— 
den fie die Bortheile, welche es darbietet, fich gern aneignen. Es 
wird für Die fräftige Entwidelung eines geregelten Betriebes de3 
Hannoverjhen Bergbaues don der höchſten Wirhtigfeit fein, daß 
der Mangelhaftigfeit und Ungewißheit der bisher in manden Ge— 
genden noch obwaltenden NRechtszuftände im geſetzlichen Wege bal- 
digft abgeholfen wird. Der Uebergang wird vielleicht einige Yolgen 
mit fi führen, denen jogleih weder das Berggeſetz noch die könig— 
lihe Einführungs- Verordnung vollftändig zu begegnen vermögen, 
ſondern nur die Zeit abhelfen kann. Es wird neuen Unterneh- 
mungen ein weites Feld eröffnet, während manden Betheiligten - 
eine genügende Belanntihaft mit den Eigenthümlichkeiten des neuen 
Bergrechtes noch fehlt. Trübe Erfahrungen, welche aud in Hans 
nover aus einem ungerechtfertigten Vertrauen auf dreifte Zufiche- 
rungen erwuchlen, würden auch künftig nicht immer gegen ähnliche 
Berlufte fihern. Allein es fteht zu Hoffen, daß die Einwirkung 
einer Gentralbehörde für den gefammten Bergbau, die Leitung eines 
Dberbergamtes für die Provinz und der Einfluß ſachtundiger Be— 
amten mande Schwierigteiten bald befeitigen werden. Auch werden 
Selbfttäufhungen und argliftige Anpreifungen, wie jolche früher hier 
verjucht worden find, fünftig weniger gefährlich fein. Außerdem 
werden Grundbeſitzer und andere Beteiligte, welche durch den Berg: 
bau mit Unzuträglichfeiten bedroht werden, leicht einen ſachkundigen 
Rath einziehen können, ftatt den Rechtsweg mit Zeitverluft und 
Koften und doch ohne Erfolg wählen zu müfjen. 


Entiheidungen der Gerichtshöfe. 


— 


Erkenntniß des Appellationggeriht3 zu Arnsberg vom 
31. Mai 1865. 


Die Hinterbliebenen eines verftorbenen Knappichaftsmitgliedes, welches jeine 

Verpflichtungen dem Bereine gegenüber erfüllt hat, haben — ſofern das Knapp— 

Ichaftsftatut nicht ausdrüdlic etwas Anderes beftimmt — aud in dem Falle 

Anfprud; auf PVereinsunterffügung, wenn das Mitglied bis zu feinem Tode 
beurlaubt war. 


Die Frage, ob die Hinterbliebenen eines während der Beur— 
laubung verftorbenen Knappſchaftsmitgliedes auf Vereinsunter— 
ftüßung Anſpruch machen fünnen, ift bei mehreren Snappjchaftsver- 
einen zweifelhaft geworden und in einem den Müfener Knappicafts- 
verein betreffenden Streitfalle zur richterlihen Entſcheidung gelangt. 
Die Wittwe des Oberfteiger3 A., welcher bei feinem Tode zu den 
beurlaubten Mitgliedern diefes Vereines gehörte und jeine Beiträge 
bis zu feinem Ableben regelmäßig zur Vereinskaſſe gezahlt Hatte, 
nahm nämlich die ftatutenmäßige Wittwen= und Waijenunterftüßung 
für fih und ihre minderjährige Tochter in Anfprud; der Knapp— 
ſchaftsvorſtand beftritt dagegen die Verpflichtung des Vereins zur 
Zahlung der Unterftüßung, indem er behauptete, daß nad dem 
Statute die Wohlthaten des Vereins den Hinterbliebenen in dem 
Falle nicht gewährt werden könnten, wenn der Grblajjer während 
der Urlaubszeit geftorben ſei. Diefer Anficht traten indeß die er= 
fennenden Richter, das Kreisgericht zu Siegen und das Appella= 
tionägericht zu Arnsberg, nicht bei, verurtheilten vielmehr den Knapp— 
Ihaftsvoritand zur Zahlung. Das rechtskräftig gewordene Erfennt- 
niß zweiter Inſtanz vom 31. Mai 1865 enthält nachſtehende Aus— 
führung: 
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„Der $. 26 der Statuten (dom 19. Dezember 1856) lautet: 
Wenn ein Vereinsmitglied die Arbeit nad vorgängiger Beurlaus 
bung und Abmeldung verläßt, fo ruhen die Anſprüche auf die 
Mohlthaten des Vereins während der Urlaubszeit; daſſelbe be- 
wahrt ſich aber diefe Anſprüche für den Fall der Rückkehr und 
Miederanmeldung dadurch, daß es jeine Beiträge während der 
Urlaubszeit fortentrichtet. 1) 

Diefe Beltimmung kann dem MWortlaute nad) nur den Sinn 
haben, daß ein Vereinsmitglied während feiner etwaigen Urlaubszeit 
einen Anſpruch auf die ftatutenmäßigen Unterftüßungen für feine 
Perſon zu machen nicht berechtigt ift. Dies geht insbefondere aus 
den Morten „daflelbe bewahrt fich aber dieje Anſprüche ꝛc.“ hervor, 
indem hierbei offenbar nur an die Perfon des Mitgliedes allein 
gedacht fein Tann. Andere Perſonen, denen der Verein eintretenden 
Falls Unterftügungen zu gewähren hat, werden nicht genannt. Der 
Berein hat aber nad) $. 3 der Statuten den Zwed, ſowohl feinen 
Mitgliedern, als aud den von verjtorbenen Mitgliedern etwa hin— 
terlaffenen Wittwen und Waifen Unterftügungen zu geben. Bon 
diejen Teßteren ift im $. 26 feine Rede. Der Ausdrud jelbit läßt 
nicht zu, an dieſe zu denfen, da ein „ruhen der Anſprüche“ dieſer 
Perjonen in der im $. 26 gewählten Verbindung nicht denkbar ift. 
Die Ehefrauen und Kinder eines Mitgliedes haben nämlich während 
der Lebenszeit de3 Mitgliedes überhaupt feinen Anspruch auf Ber: 
einsunterftüBung ; fie erwerben durch den Beitritt ihres Ehemannes 
und Vaters nur ein Anrecht auf eine künftig vielleicht einmal gel= 
tend zu machende Unterftüßung des Vereins. Erſt mit dem Tode 
eines Mitgliedes werden gemäß 88. 48 ff. und 53 ff. die Anſprüche 
jeiner etwa hinterlaffenen Wittwe und Kinder eriftent, und es hängt 
die Entjtehung ſowohl wie die Geltendmachung diefer Anfprüche le— 
diglih davon ab, daß ihr Erblaffer bis zu feinem Tode dem Ber- 

1) Durch das revidirte Statut vom 14. Juni 1866 ift diefe Beſtimmung 
dahin abgeändert, daß nunmehr die obige Frage zu Ungunften der Hinter: 
bliebenen entichieden ift. Es heißt nämlich jett im $. 26: „Wenn ein Ver: 
einsmitglied die Arbeit nad vorgängiger Beurlaubung und Abmeldung ver 
läßt, alfo ein inaftives Mitglied des Bereins wird, fo ruhen die Anfprüche 
für ih und feine Familie auf die Wohltyaten des Vereins; daffelbe er- 
hält aber diefe Anfprüce für den Fall der Rückkehr und Wiederanmeldung 
dadurd; wieder, daß es feine Beiträge während der Urlaubszeit fortent- 
richtet.” 
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ein al3 Mitglied angehört hat. Verloren wird die Mitgliedfchaft 
aber nur in.den im $. 57 benannten Fällen, und erft mit dem 
Berlufte der Mitgliedfehaft hören nah $. 58 die Anfprüche ſowohl 
des bisherigen Mitgliedes als feiner betreffenden Angehörigen auf. 
Zu dieſen im $. 57 benannten Fällen gehört aber nicht die Beur— 
laubung eines Mitgliedes an und für fih. Ein beurlaubtes Mit- 
glied bleibt vielmehr, wie Verklagter jelbft einräumt, Mitglied des 
Vereins, jo lange nicht einer der im $. 57 bezeichneten Ausſchlie— 
Bungsgründe eintritt. Folgereht muß demnad) das Anrecht der Ehe: 
frau und der Kinder eines beurlaubten Mitgliedes auf zufünftige 
Unterftüßung während der Urlaubszeit des Mitgliedes erhalten 
bleiben. 

Die entgegengejeßte Behauptung des Berflagten und die dem— 
gemäß von ihm dem 8. 26 gegebene Jnterpretation würde überdies 
aud, zumal bei Beurlaubungen für ganz furze Zeit, das dem 
Zwede des Vereins widerftreitende Refultat herbeiführen, daß ein 
Mitglied, welches von feinem Arbeitsverdienfte die für feine Stellung 
oft nicht unbeträchtlichen Beiträge regelmäßig bis zu jeinem Tode 
in der wohl meiftens vorwaltenden und dem Vereinszwecke ent= 
Iprechenden Abficht zur Vereinskaſſe entrichtet Hat, um nad feinem 
Tode feinen Hinterbliebenen eine Unterftügung zu verjchaffen, alle 
Mühe und alle Beiträge nußlos für feine Familie verwenden würde. 
Eine fo erorbitante Beitimmung hätte aber mit ausdrücklichen Wor— 
ten feftgefeßt werden müfjen. 

Sonach ergiebt fih als Rejultat der Beſtimmungen des Ver: 
einsftatuts, jowohl der im $. 26 dem Wortlaute nad getroffenen, 
al3 auch der aus dem anderweitigen Inhalt des Statut3 hervor— 
gehenden, daß ein beurlaubtes Mitglied immerhin Mitglied des 
Vereins bleibt, mag es benannt fein, wie es will; daß ein foldhes 
Mitglied jedoch für feine Perſon eine Unterftüßung des Vereins 
während der Dauer feiner Urlaubszeit nicht beanſpruchen fann; 
daß Dagegen das Anrecht, welches das Mitglied durch feinen Bei— 
tritt zum Vereine feinen Angehörigen erworben hat und durd die 
regelmäßige Zahlung feiner Beiträge zur Vereinskaſſe rejp. durch 
jeine bis zu jeinem Tode dauernde Mitgliedichaft erhält, durch die 
Beurlaubung des Mitgliedes nicht zerftört, vielmehr nad) dem Tode 
defjelben exiftent wird. Folglich Tann e3 bei Entiheidung der Frage, 
ob der Berklagte verpflichtet ift, den Hinterbliebenen eines feiner 
Mitglieder die ftatutenmäßige Unterftüßung zu gewähren, nicht darauf 
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anfommen, ob das betreffende Mitglied zu den beurlaubtey oder 
nicht beurlaubten Mitgliedern gehört hat. 

Die Entiheidung richtet fich lediglich) darnad), ob der Erblaſſer 
bis zu feinem Tode Mitglied des Vereins war, ohne NRüdficht 
darauf, wie da3 Mitglied etwa in den Liften in feiner Eigenjchaft 
ala Mitglied bezeichnet wurde. Vorliegend fteht nun aber unbe— 
ftritten feit, daß der verjtorbene Oberfteiger A. bis zu feinem Tode 
dem Vereine al3 Mitglied angehört und als ſolches regelmäßig feine 
Beiträge zur Vereinskaſſe gezahlt Hat. Folglich ift der Verklagte 
verpflichtet, den Klägern die ihnen nad) den Bereinsftatuten zukom— 
mende Unterjtüßung zu gewähren ꝛc.“ 


Erfenntnig des Ober-Tribunals vom 23. April 1866. 


Umfang der gejeßlihen Vollmacht eines nad dem Gefete vom 12. Mai 1851 
gewählten Grubenrepräfentanten. 


5. 18 Nr. 1 des Gef. vom 12. Mai 1851, vergl. mit 88. 119 und 120 
des Allg. Berggefeges vom 24, Juni 1865. 


Ein auf Grund des Gejehes über die Verhältniffe der Mit- 
eigenthümer eines Bergwerks vom 12. Mai 1851 gewählter Reprä- 
jentant Hatte für das durch ihn vertretene Bergwerk einen Vertrag 
über die Benußung eines fremden Grundftüds abgejchloffen. Der 
Eigenthümer des Grundftüd3 nahm ſpäter den Beliker des Berg— 
werks auf Zahlung der vertragsmäßigen Entihädigung in Anjprud, 
worauf leßterer den Einwand erhob, dak der Repräjentant nicht 
befugt gewejen fei, einen derartigen Vertrag rechtöverbindlich für 
das Bergwerk abzujchliegen. Der Einwand wurde indeß ſowohl 
von dem zweiten Richter, dem Appellationsgeridhte zu Frankfurt, 
al3 au von dem Ober-Tribunal (dritter Senat) verworfen. Die 
Entjheidung des oberften Gerichtshofes vom 23. April 1866 ftüßt 
ih auf folgende 

Gründe: 

Der Verklagte rügt die gefchehene Verlegung der 88. 6, 18. 
Nr. 1, 8. 19 des Gefeßes vom 12. Mai 1851 und der $8. 98 
und 102 Th. J Tit. 3 A. L. R. 

Diefe Rüge erfcheint nicht begründet. Die von gewöhnlichen 
Bollmadtsaufträgen handelnden 88. 98 und 102 Th. I Tit. 13 
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A. L. R. können feine Anwendung finden, joweit die Befugniß des 
Grubenrepräfentanten J. zur Abſchließung des Vertrages vom 
2. November 1857 in dem Spezialgefeße vom 12. Mai 1851, 
betr. die Verhältniffe der Miteigenthümer eines Bergwerfs, ihre 
Begründung findet. Diejes Geſetz überweift im 8. 18, in Er— 
mangelung eines abweichenden befonderen Vollmachtsvertrages, dem 
Repräjentanten eines Bergwerks alle unter den Nummern 1 bis 17 
genannten Gejchäfte und zwar, wie es im Eingange des $. 18 heißt: 

„joweit diejelben den Bergwerksbefigern zuftehen oder von ihnen 
gefordert werden fünnen.“ 

Es zählt zu diefen Gejchäften: 

l. „Die Verhandlungen mit der Bergbehörde, mit anderen 
Gewertichaften, Bergmwerfsunternehmern und Grubenbefißern, ſowie 
die Abgabe reihtsgültiger Erklärungen über die Bewahrung, Sicher: 
ftellung, Verwaltung und Benutzung des gemeinſchaftlichen Eigen- 
thums und der Zubehörungen defjelben.“ 

Wenn von der Ermächtigung zu Verhandlungen die Rede ift, 
jo müſſen hierunter nicht bloß vorbereitende, jondern auch ob- 
ligatorijche Verhandlungen verjtanden werden, indem e3 zu jenen, 
namentlich zu bloßen ITraktaten, einer gejeglichen Anerkennung der 
Legitimation des Repräfentanten nicht erſt bedurft hätte, einer der— 
geitalt beſchränkten Auslegung auch der allgemeinere Wortbegriff 
entgegenstehen würde ($. 46 der Einleitung zum A. L. R.). 

Was insbejondere die Verhandlungen mit den Grundbeſitzern 
anlangt, jo gehören dazu weſentlich die Entſchädigungsanſprüche der 
legteren nad) Maßgabe der 88. 112 bis 116 Th. II Zit. 16 A. 
L. R., über melde entweder dur freiwillige Vereinigung oder 
durh Beltimmung der Bergbehörde oder durch richterliche Feſt— 
jegung eine Entſcheidung zu treffen tft. 

Sp wenig es den Bergwerfsbefigern ſelbſt verſchränkt ift, fich 
über die Entſchädigungsſumme zu einigen, ebenjowenig fann Die 
Befugniß hierzu dem erwählten Nepräfentanten abgeſprochen werden. 

63 folgt dies aus den Eingangsworten des $. 18 des Geſetzes 
vom 12. Mai 1851, fowie aus der allgemeinen Vorſchrift unter 
Nr. 1. Wird, wie im vorliegenden Falle, dem Grundbelißer für 
die benußte Grundfläche eine jährliche Rente zugefichert, jo ift deren 
Zahlung gewiffermaaßen zu den erforderlichen Betriebsgeldern zu 
rechnen. Sowie dem Repräſentanten das Necht gebührt, die Be— 
triebögelder auszuſchreiben (8. 18 Nr. 5), die Geldausgaben zu 
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genehmigen und anzuweifen ($. 18 Nr. 10) und die der ganzen 
Gewerkſchaft obliegenden Leiftungen zu erfüllen ($. 18 Nr. 11), mit 
gleihem Rechte gehörte es zu dem Gejchäftsfreife des Repräſentan— 
ten, die fraglicye Rente auf dem Wege vertragsmäßiger Verhandlung 
quantitativ zu firiren, während die Entihädigungspfliht ſchon aus 
dem Geſetze folgte. 

Daß die 88. 16 und 19 die Legitimation des Repräjentanten 
nicht aufheben, Hat der Appellationsrichter zutreffend ausgeführt. 
Der letztere 8. bezieht ih nur auf die im $. 18 nicht genannten 
Gefchäfte und auf Verfügungen über die Subjtanz de3 Bergwerfs. 
Der erftere $. requlirt den inneren Verkehr der Gewerfen durch ges 
werkſchaftliche Beichlüffe, und zwar unter anderen Angelegenheiten, 
auch über Ansprüche der Grundbefiger, erſtreckt ſich aber nicht auf 
die Legitimation de3 gewwählten NRepräfentanten im Berhältniffe zu 
dritten Perſonen. 

Das von dem Amploranten allegirte Präjudiz vom 11. Mai 
1857 (Striethorft’3 Archiv für Nechtsfälle Bd. 25 ©. 100 ff.) be— 
zieht fi auf die Befugnik des Lehnsträgers einer Gewerfichaft, be= 
vor das Geſetz vom 12. Mai 1851 in Gültigkeit war. Wenn darin 
des letzteren gedacht wird, jo ift doc nichts gejagt, was auf den 
hier vorliegenden Thatbeitand anwendbar wäre. 


Erkenntniß des Ober - Tribunal vom 18. Jannar 1867. 


Der nachfolgende Befiter eines Bergwerks tritt nicht ohne Weiteres in 
die Verpflichtungen aus Padtverträgen ein, welche fein Vorbeſitzer ab- 
geichloffen hat. 


Für die Gewertichaft des Bergwerks Iſenburg, deren Verhält- 
niffe nad) dem Miteigenthümer-Gejege vom 12. Mai 1851 zu be- 
urtheilen find, Hatte deren Repräjentant 8. am 13. Februar und 
20.November 1855 Pachtverträge abgeſchloſſen, worin fich der Ver— 
pächter verpflichtete, Theile ſeines Grundeigenthums gegen einen 
jährlihen Pachtzins der Gewerkſchaft zu überlaffen, und diefe da= 
gegen die Entrihtung des Pachtzinſes übernahm. Aus diefen Pacht— 
verträgen hat darauf, nachdem das Bergwerk Iſenburg im Wege 
der nothwendigen Subhaftation verfauft worden, der Verpächter 
gegen den Adjudifatar auf Erfüllung der Seitens der früheren Ge- 
wertihaft übernommenen Berpflichtungen Klage erhoben. 
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Durch Erkenntniß des Appellationsgerihts zu Hamm vom 
15. Mai 1866 ift Kläger jedoch mit feiner Klage abgewiefen wor— 
den. Die gegen diefes Erkenntniß eingelegte Nichtigfeit3befchtwerde 
hat der dritte Senat des Ober-Tribunal® am 18. Januar 1867 
zurückgewieſen und zwar aus folgenden 


Gründen: 


Dhne Grund behaupten Xmploranten, daß der Appellations- 
richter das Weſen und den rechtlichen Charakter der aus den Pacht— 
verträgen vom 13. Februar und 20. November 1855 für die Ge- 
werfichaft der Zeche Nienburg hergenommenen Berpflichtungen als 
Grubenjhulden verfenne und gegen Kap. 84 der Gleve-Märkifchen 
Bergordnung vom 29. April 1766, den 8. 343 Nr. 7 Th. I Tit. 
16 U. L. R., ſowie gegen $. 22 des Gejeßed vom 12. Mai 1851 
über die Verhältnifje der Miteigenthümer eines Bergwerks verftoße. 

Die in Rede ftehenden Pachtverträge begründen, auch wenn 
man den K. zum Abſchluß für die Gewerkichaft für befugt erachtet, 
zunächſt nur perjönliche Verpflichtungen zwiſchen der durch denſelben 
vertretenen Gewerkſchaft als Pächterin und dem Verpächter. Die 
Gewerken, d. h. die Miteigenthümer des Bergwerks, deren Verhält— 
niffe nah dem Geſetze vom 12. Mai 1851 zu beurtheilen, find die— 
jenigen, welche aus dem Pachtvertrage verpflichtet werden; der Cha— 
rakter eines einheitlichen Rechtsſubjekts ift den Gewerkſchaften erſt 
durch das neue Berggefeb vom 24. Juni 1865 88. 96 ff. beige- 
legt, welche Borjchriften aber nad 8. 227 das. auf die zur Zeit der 
Smanation des neuen Geſetzes beftehenden Gewerkſchaften feine An— 
wendung finden. Ein dingliches Recht im Sinne des $. 126 Th. J 
Tit. 2 A. L. R. liegt nicht vor, denn joldhes jeßt voraus, daß Ge— 
genftand defjelben eine Sache ift ohne Nüdficht auf die Perfon, bei 
welcher die Sache ſich befindet, während hier der Verpächter fi nur 
verpflichtet hat, Theile feines Grundeigenthums gegen einen jähr- 
lichen Pachtzins der Gewerkſchaft, d. h. den Miteigenthümern des 
Bergwerts zu überlaffen, und diefe dagegen zur Entrichtung des 
Pachtzinſes verpflichtet find. 

Man kann einräumen, daß diefe Verpflichtung zu denjenigen 
Schulden gehört, welche das Bergwerk angehen, welche aus dem 
Bergbau herrühren ($$. 335 und 338 Th. II Tit. 16 W. L. R.) 
oder, wie fich die Gleve-Märkifche Bergordnung vom 29. April 1766 
ausdrüdt, weile vom Bergwerk herrühren. Bergl. Strohn’s 
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Auffak über das Bergſchuldenweſen im Archiv Bd. 21 ©. 358 ff., 
361 und Kloſtermann's Ueberſicht ꝛc. ©. 256. Hieraus folgt 
aber noch nicht, daß jeder neue Eigenthümer eines Bergwerfs, der 
folches im Wege der nothwendigen Subhaftation erftanden hat, ohne 
Meiteres in die Verpflichtung aus Pachtverträgen eintritt, die fein 
Borbefiger als Beliger des Bergwerf3 geichloffen hat. Die Bedeu— 
tung der ſ. g. Bergichulden oder Bergwerksſchulden tritt hauptſäch— 
ih hervor bei Geltendmahung derjelben im Wege des Bergarreites, 
jomwie im Konkurſe. Die Gefeße betradhten das Bergwerkseigenthum 
al3 einen ganz bejonderen Vermögenätheil und enthalten bejondere 
Beftimmungen über die Befriedigung und Rangordnung der Gläu— 
biger, deren Anſprüche darauf gerichtet find (SS. 672 ff. Th. I 
Tit. 50 6. O. und $. 63 der SKonfursordnung dom 8. Mai 
1855). Hierauf bezieht ſich auch der von den Amploranten als 
verlegt bezeichnete $. 343 Ih. II Fit. 16 A. L. R., jowie das Kap. 
84 der Bergordnung vom 29. April 1766. Beide bejtimmen die 
Reihenfolge, in welcher die Berggläubiger zur Befriedigung gelangen 
jollen. Namentlih nennt das gedadhte Kapitel der Bergordnung, 
nachdem e3 die Löhne der Arbeiter und mehrere andere Forderuns 
gen, ſowie die Berghypotheken aufgeführt hat, in der Reihenfolge 
der zu befriedigenden Gläubiger: 
Endlich auch die gemeinen Schulden und Ereditores, jo erweiſen 
fönnen, daß ihre Forderungen vom Bergwerk herrühren und fie 
da3 Geld, darum fie mahnen, zu Erbau- und Erhaltung der 
Bergtheile vorgeftredt haben, 
und die in Bezug genommene Vorſchrift des Allg. Landrechts führt 
sub 6 die eingetragenen Hppothefen auf und dann sub 7: 
diejenigen, melde erweislih zum Bau oder zur Erhaltung des 
Bergwerkseigenthums Materialien geliefert, Arbeiten gethan oder 
Gelder vorgeihoflen haben, welche auch zu diefem Behufe ver- 
wendet find. 
Diefe Gläubiger haben Anſpruch auf Befriedigung aus dem Berg- 
werkseigenthum; erſt dasjenige, was nad Befriedigung derjelben 
übrig bleibt, foll nah $. 679 Th. I Tit. 504. ©. DO. zur Ges 
meinmafje gegeben werden. Hake in feinem Kommentar zum Berg- 
recht, 88. 509 bis 513, legt diefen Anfprüchen ein ſtillſchweigendes 
Pfandrecht bei. Rechnet man zu diefen Anſprüchen aud die Ent- 
Ihädigungsanfprüche der Grundeigenthümer, welche zu bergbaulichen 
Zweden Land abgetreten haben, fo folgt doch daraus nur, daß 
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wegen folder Ansprüche gegen den Beſitzer des Bergwerks eine vor— 
zugsweife Befriedigung aus dem Bergwerkseigenthum  ftattfindet, 
nicht aber, daß der nachfolgende Beliter des Bergwerks ohne Wei- 
teres in die Verpflichtungen aus Pachtverträgen eintritt, die fein 
Vorbeſitzer abgeſchloſſen hat. 

Wie der Appellationsrichter hervorhebt, haben die Kläger nicht 
einmal behauptet, daß der jetzige Verklagte von dem Inhalte des 
Pachtvertrages irgend welche Kenntniß erlangt habe und beſitze; erſt 
in der Appellationsbeantwortung find fie mit der Behauptung her— 
borgetreten, daß der Verklagte die in Rede ftehenden Parzellen be- 
nußt habe. Deshalb könnten fie, jagt der Appellationsrichter weiter, 
möglicher Weife ex versione in rem einen Anſpruch an den Ver— 
Hagten haben, die actio locati, die Klage aus dem Pachtvertrage, 
ftehe ihnen aber gegen denjelben nicht zu. Dies ift richtig und 
enthält nicht die gerügten rechtsgrundſätzlichen Verſtöße. 

Imploranten jcheinen, wie namentlih der von ihnen formu— 
lirte Rechtsgrundſatz ergiebt, ihren Anſpruch auf den Pachtzins 
ohne Weiteres al3 eine jeden Beliger des Bergwerks treffende Real- 
laſt anzuſehen. Dies ift aber nicht gerechtfertigt. Will man auch 
einräumen, daß unter Umftänden dur Berträge dergleichen Ber- 
pflihtungen begründet werden fönnen, fo ift doch nicht ohne Wei— 
teres jeder vertragsmäßigen Verpflichtung, die ein Bergwerksbeſitzer 
al3 folder übernimmt, diefe Wirkung beizulegen. Es muß jeden- 
fall3 etwas binzutreten, wodurch der Uebergang der Verpflichtung 
auf den neuen Beſitzer vermittelt wird. Wehnliche Verhältnifje find 
mehrfach bei der Konftituirung von Altentheilen zur Sprache ge= 
fommen. Dieſes Recht wurde feiner Natur nad) als ein dingliches 
angejehen, indem die entjprechende Verpflichtung, die al3 Reallaft 
angejehen wurde, mit dem Beige einer beftimmten Sache verbunden 
jein joll. Desungeadhtet wurde anerfannt, daß noch eine Vermit— 
telung erforderlich jei, um den Uebergang auf den neuen Befiber 
zu bewirken, und eine ſolche Vermittelung wurde namentli in der 
Eintragung in das Hppothefenbucd gefunden (Entſch. Bd. 28 ©. 
29 ff., 33) oder wie es in einer andern Sade ausgedrüdt ift: die 
Eintragung in das Hypothekenbuch ift eines von den Mitteln, um 
die Dinglichfeit einer Reallaft gegen jeden Beſitzer der Sache zu er- 
halten (Entid. Bd. 18 ©. 315). — 


Mittheilungen 
aus der Praris der Berwaltungsbehörden. 


Beiträge ans der Anwendung des Allgemeinen 
Preußischen Berggelehes. 
(Hortiegung von Jahrgang VII Seite 415.)') 


XXXIX. 


Auf das Feld einer wegen mangelnden Fundes zurückgewie— 

ſenen (blinden) Muthung ſind neue Muthungen ſofort und 

namentlih auch vor eingetretener Rechtskraft des zurückwei— 
fenden Beſchluſſes zuläfjig. 88. 15, 19 B. ©. 


Die von dem Kaufmann K. am 30. September 1865 bei dem 
Oberbergamte zu Breslau eingelegte Zinkerzmuthung Alſen wurde 
durch oberbergamtlichen Beſchluß am 2. März 1866 als von An— 
fang an ungiltig zurückgewieſen, weil feſtgeſtellt worden, daß der im 
Beſichtigungstermine vorgezeigte Fund erſt nach Einlegung der Mu— 
thung gemacht war. Gegen den Beſchluß wurde nicht rekurrirt und 
die Muthung nach Ablauf der Rekursfriſt gelöſcht. 

Auf denſelben Fund legte der Kaufmann K. am 11. September 
1866 eine neue Muthung unter dem Namen NeusAlfen ein, welche 
er ſpäter an Dr. %. cedirte. Aber auch diefe Muthung wurde durch 
Beſchluß vom 10. November 1866 als von Anfang an ungiltig zu— 
rückgewieſen, weil fi ergab, daß der Fundpunkt derjelben innerhalb 
desjenigen Feldes lag, welches der genannte K. am 26. März 1866 

1) Die Namen der Herrn Bearbeiter und Einſender, Oberbergräthe 
Lindig zu Breslau, A. Acheubach zu Dortmund, Gedife zu Breslau 
und Bergrathb von Rynſch zu Berlin, find umter den einzelnen Nummern 
der Beiträge angegeben. 

Zeitjär. f. Bergredt. Band Vılt. 1. 8 
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auf Grund des $. 215 B. ©. zur Erweiterung des Feldes feiner 
ihon früher eingelegten Zinkerzmuthung Cäſar unter gleichzeitiger 
Einreichung des vorſchriftsmäßig eingerichteten Situationsriffes be— 
gehrt Hatte. 

Gegen diefen zurückweiſenden Beſchluß hat Dr. %. rechtzeitig 
Refurs eingelegt und zur Begründung dejjelben angeführt, daß die 
Muthung Alſen zur Zeit des Eingangs des Erweiterungsantrages 
für Cäſar-Muthung noch nicht rechtskräftig zurüdgetwiefen ge- 
weſen, die Frift zur Einlegung des Refurjes vielmehr erft nad) 
dem 1. April 1866 abgelaufen jei, von welchem Zeitpunfte ab Er- 
weiterungsanträge aber überhaupt nicht mehr zuläffig gewefen feien; 
bor eingetretener Nechtöfraft des die Muthung Aljen zurückweiſenden 
Beichluffes Habe ein Ermweiterungsantrag auf das von der Muthung 
Alfen begehrte Feld mit rechtlicher Wirkung nicht eingelegt werden 
fönnen, und wenn biernah der Ermeiterungsantrag für Cäjar- 
Muthung ungiltig gewejen jei, jo müſſe der Fundpunft der Mus 
thung Neu-Alfen auch jebt noch al3 im Bergfreien liegend ange- 
iehen werden. 

Dieſe Deduftion iſt offenbar hinfällig. Die Muthung Alfen 
hatte feinen Fund, war aljo von Anfang an nichtig und nicht ge- 
eignet, das für fie begehrte und auf dem eingereichten Situations- 
riffe dargejtellte Feld anderen Muthungen (oder Ermweiterungsans 
trägen) gegenüber. zu iperren; auf das Datum oder auf den Tag 
der Behändigung des jene Nichtigkeit ausfprehenden Bejchluffes 
kann hierbei jelbjtverftändlih nichts anfommen, noch weniger dar- 
auf, daß zur Zeit des Gingangs de3 Ermweiterungsantrages für 
Cäſar-Muthung die Frift zur Einlegung des Relurſes gegen jenen 
Beſchluß noch nit abgelaufen war. Der Ermeiterungsantrag be= 
gehrte daher vollftändig bergfreies Feld, die Muthung Neu-Alfen, 
deren Fundpunkt innerhalb diejes begehrten und rechtzeitig geftred- 
ten Ermweiterungsfeldes liegt, war alſo nad SS. 15, 19, 25 und 
215 B. ©. von Anfang an ungiltig. 

Der Relurs ift nun aud als unbegründet zurüdgewiejen wor— 
den. Der Rekursbeſcheid vom 13. Februar 1867 — V 663 — 
lautet: 

In Erwägung, daß eine Muthung, welche ſich nicht auf einen 
Fund des in bderjelben bejprochenen Minerals gründet, nichtig ift 
und jeder rechtlichen Wirkung entbehrt; 

daß demnah die Muthung Aljen, welche wegen mangelnden 
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Fundes dur den Beihluk vom 2. Mär; 1866 zurückgewieſen 
wurde, ihre Wirkſamkeit nicht, wie der Refurrent annimmt, erſt 
mit dem Zeitpunft verloren hat, mit welchem jener Beſchluß durch 
den Ablauf der gejeglihen Rekursfriſt in Rechtskraft überging, daß 
diefe blinde Muthung vielmehr von Anfang an ungiltig und nicht 
geeignet war, da3 begehrte Muthungsfeld dritten Muthern gegenüber 
zu jperren; 
in Erwägung, daß hiernach die Bergfreiheit des Erweiterungs— 
feldes, welches in dem für die Muthung Cäſar geftellten Erweite— 
rungsantrage begehrt worden ift und den Fundpunft der jüngeren 
Muthung NeusAlfen einjchließt, mit Unrecht beftritten wird, 
wird hierdurch gemäß $. 191 B. G. zum Befcheide ertheilt: 
daß der Beichluß des K. Oberbergamts zu Breslau dom 10. No— 
vember 1866 unter Berwerfung der erhobenen Beſchwerde, wie 
hierdurch geſchieht, zu betätigen und die Koften des Verfahrens 
dem Refurrenten aufzuerlegen. Lindig. 


XXXX. 


In der Regel genügt die erſte amtliche Unterſuchung des Fun— 
des. Das Oberbergamt iſt aber befugt, eine Wiederholung 
derſelben anzuordnen. 88. 15, 31 B. ©. 
Nekursbejcheid des Handelsminifters vom 4. März 1867 — V 888. 


Auf Ihren Rekurs vom 31. Dezember v. J. eröffne ich Ahnen, 
daß das Berggefeß vom 24. Juni 1865 im $. 15 zur Gültigfeit 
der Muthung den Nachweis des Mineral3 am Fundpunfte auf fei- 
ner natürlichen Ablagerung verlangt. Diefer Nachweis foll bei der 
amtlichen Unterfuhung geführt werden. 

Nach vorftehenden Beftimmungen unterliegt e8 feinem Zweifel, 
daß der amtlihen Unterfuhung gegenüber nicht jeder im Schluß— 
termine bon Feldesnachbarn erhobene Proteit in Betreff der Fün— 
digkeit zu einer Wiederholung der amtlichen Unterfuhung führen 
fann. Es wird im Gegentheile al3 eine nur in den feltenften Fäl- 
len Ausnahmen gejtattende Regel feitzuhalten fein, daß die erjte 
amtlihe Unterfuhung, durch welche der Fund zmeifellog im Sinne 
des Geſetzes feftgeftellt worden ift, für das fernere Verfahren der 
Bergbehörde maßgebend bleibt. 

Andererjeit3 kann mit Rüdfiht auf die Vorfchrift des $. 31 
des Berggejeßes vom 24. Juni 1865 grundjägli dem Oberberg- 
amte nicht die Befugniß beitritten werden, eine Wiederholung 
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der amtlichen Unterfuhung anzuordnen, ſei es von Amtswegen, fei 
es, weil ein Dritter thatjählihe Momente von joldher Bedeutung 
beigebracht hat, welche an der Richtigkeit der Rejultate der erften 
amtlichen Unterfuchhung erhebliche Zweifel auffommen fallen. Inſo— 
weit daher dur Ihren Rekurs dem Oberbergamte dieſe Befugnik 
beftritten wird, erjcheint derjelbe nach Lage des Geſetzes unbe- 
gründet. — — Die Heraus. 
XXXXI. 
Angabe des Fundpunktes auf dem Muthungs-Situations— 
riſſe. 8178. ©. 
Dienad 8 33 8. ©. zuläffige jpätere Beridtigung des Si— 
tuationsrifjes ift nicht auszudehnen auf Augaben, welde 
nad $. 17 jhon von Anfang an aufdem Riſſe enthalten jein 
müjjen. 
Nekursbeicheid des Handelsminifters vom 11. Februar 1867 — V 789. 

Auf dem furz dor Ablauf der Frift des $. 18 B. ©. einge— 
gangenen, von einem Feldmeſſer angefertigten Situationsrifje der 
im März 1866 bei dem Oberbergamte zu Breslau eingelegten 
Braunfohlenmuthung Debrzno fehlte die Bezeichnung des Fund— 
punftes; ftatt defjelben war auf dem Riſſe ein Quadrat von je 
18 Lachter Seitenlänge, jedod ohne jegliche weitere Bezeichnung, 
dargeftellt. Mit Nüdfiht darauf, daß der $. 17 B. G. als ein 
wejentliches Erfordernig des Situationsriffes die Angabe des Fund— 
punttes aufftellt, ein eingezeichnetes Quadrat aber als Bezeihnung 
des Fundpunftes nicht gelten kann, und die Einreihung eines der— 
artigen unvorjehriftsmäßigen Riſſes diefelben rechtlichen Folgen her— 
beiführen muß, wie die unterbliebene Einreihung des Riſſes über- 
haupt, hätte wohl jhon damals die Muthung nad) $. 18 Abſatz 2 
als ungiltig zurücdgewiefen werden müſſen. Man ließ jedoch die 
Präjumtion Plab greifen, daß der Fundpunft auf dem Durch— 
ichnittspunfte der beiden (übrigens nicht eingezeichneten) Diagonalen 
jenes Quadrat3 liegen jolle, und gab der Inſtruktion der Muthung 
Fortgang. 

Bei diefer Inſtruktion und bei der Uebertragung des feftgeleg- 
ten Endpunftes auf den Riß ergab ſich nun mit Evidenz, daß der 
Fundpunft ganz außerhalb jenes Quadrat3 zu liegen fam. Dem: 
zufolge wurde die Muthung als von Anfang an ungiltig auf Grund 
der 88. 17 und 18 3. ©. durd) oberbergamtlihen Beſchluß zurüd- 
gewiefen, weil auf dem Riſſe nicht derjenige Punkt angegeben. fei, 
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an welchem bei der Belihtigung das gemuthete Mineral nachgewie— 
jen worden war. 

Gegen diefen Beihluß refurrirten die Muther und gründeten 
ihre Beſchwerde hauptfählic darauf, daß nach ihrer Meinung der 
Riß durch unrichtige Bezeihnung des Fundpunftes nicht ungiltig 
jei, daß vielmehr auf Grund des 8. 33 B. G. welcher lautet: 

„Bei Ausfertigung der Verleihungsurfunde werden die beiden 

Exemplare des Situationsriffes von dem Oberbergamte beglau- 
bigt, erforderlichen Falles aber vorher berichtigt und verboll- 
ſtändigt.“ 
der Riß einfach durch Auftragung des richtigen Fundpunktes zu 
vervollſtändigen, nicht aber die Muthung zurückzuweiſen geweſen ſei. 

Die Rekursbeſchwerde wurde jedoch durch Beſcheid des Handels— 
miniſters vom 11. Februar 1867 zurückgewieſen. Derſelbe lautet: 

In Erwägung, 

daß der Situationsriß, welchen der Muther nach 8. 18 des Berg— 
geſetzes bei Vermeidung der Ungültigkeit der Muthung einzureichen 
hat, nach $. 17 die Angabe des Fundpunktes, der Feldesgren— 
zen, der zur Orientirung erforderlichen Tagesgegenftände und des 
Meridians enthalten muß, und zwar deshalb, weil der Situations- 
riß dazu beftimmt ift, eine zuverläffige Grundlage für die Beftim- 
mung der Lage und Größe des begehrten Muthungsfeldes und für 
die Feitjtellung der Rechte des Muthers gegenüber dritten Muthern 
und beliehenen Bergwerfeigenthümern zu bilden ; 

(cf. Motive des Regierungsentwurfs zum Allg. Berggefeh, ©. 34.) 

da ein Situationsriß, wie ihn das Geſetz aus diefem Grunde 
fordert, nicht vorliegt, wenn der von dem Muther eingereichte Riß 
den Fundpunkt der Muthung gar nicht oder unrichtig angiebt ; 

daß diefer Mangel nicht, wie die Refurrenten annehmen, dadurd) 
befeitigt werben fann, daß das Oberbergamt gemäß der Vorſchrift 
im $. 33 B. ©. den Situationsrig „vor Ausfertigung der Ber: 
feifungsurfunde berichtige und vervollſtändige“; 

daß dies nicht gefchehen kann, weil die Vervollftändigung 
der Riffe, wovon die allegirte Vorſchrift redet, nur auf die Nach— 
tragung folder Situationsgegenftände zu beziehen ift, die nicht zu 
den im $. 17 B. ©. bezeichneten ejfentiellen Angaben des Situa- 
tionsriffes gehören, wie 3. B. Gemeindegrenzen, Marfjcheiden be- 
nahbarter Bergwerte u. dergl., und weil unter der Beridtigung 
der Riffe, deren ebendajelbft Erwähnung gejchieht, die Berihtigung 
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der Feldesgrenzen verftanden werden muß, welche zu bewirken ift, 
wenn das von dem Muther begehrte Feld nur in beſchränktem Um— 
fange verliehen werden kann; 

daß der don den Refurrenten für die Muthung Debrzno ein= 
greihte Situationsrig den Fundpunkt der Muthung nicht bezeichnet, 
jondern nur die Zeihnung eines Quadrat3 von 18 Later Seiten- 
länge enthält, welches den „Fundort“ daritellen foll; 

daß die Zeichnung eines Quadrats von folder Ausdehnung feine 
Angabe des Fundpunttes enthält, welche die fichere Feſtſtellung des— 
jelben ermöglichte; daß aber au, wenn man diefe Zeichnung als 
Angabe des Fundpunktes betrachten wollte, diefe Angabe fi als 
eine unrichtige erwiejen hat, da der Fundpunft nad) der Feftitellung 
des Protokolls vom 18. Auguſt v. 3. außerhalb der Grenzen jenes 
quadratiihen Raumes belegen ift; 

daß demnach die Zurüdweifung der Muthung wegen mangelhaf- 
ter Beichaffenheit des eingereichten Riffes mit Necht erfolgt ift, 

wird hierdurch gemäß $. 191 des U. B. ©. zum Beſcheide er- 

theilt, 
daß der Beſchluß des K. Oberbergamts zu Breslau tom 13. Ofto- 
ber 1866 unter Verwerfung der erhobenen Beichtverde, wie hier: 
durch geichicht, zu bejtätigen zc. Lindig. 


XXXXII. 


Das Vorrecht zum Muthen aus $.55 des A. B. ©, giebtdemBerg- 

werkseigenthümer nicht die Befugniß, für ſeine Muthung 

ein Feld zu verlangen, welches zwar mit dem urfprünglid) 

verliehenen Felde übereinftimmt, aber größer ift, als 8. 27 
des AU. B. ©. geftattet. 

Refursbejcheid des Handelsminiftrg vom 29. September 1866 — V 4471. 


In Saden, betr. die Verleihung des gemutheten Kupfererz- 
bergmwerf3 Emilie bei Radjen, wird auf die von dem Muther ©. 
R. zu B. eingelegte Rekursbeſchwerde auf Grund der Alten und in 
Erwägung, 

daß nad) dem Allg. Berggeſetze vom 24. Juni 1865 $. 27 Nr. 1 
im Kreiſe Altenkirchen das Marimalgrubenfeld 25,000 Quadrat— 
later umfaßt, daß dagegen das dem Muther zuftehende oder doc) 
von ihm vertretene Eifenerzbergwerf Nabor bei Radjen einen 
Flächeninhalt von 85,593 Quadratlachtern befikt ; 

daß die unter dem Namen Emilie gemutheten Kupfererze inner- 
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halb des Feldes Nabor der Art mit den verliehenen Eifenerzen im 
Zujammenhange vorfommen, daß die Hupfererze mit den Eifenerzen 
gemeinschaftlich gewonnen werden müſſen; 

daß, wenn unter einer ſolchen Vorausfegung der $. 55 des A. 
B. ©. dem bereits mit dem einen Minerale Belichenen in feinem 
Felde ein Borreht zum Muthen vor jedem Dritten bezüglich an— 
derer Mineralien beilegt, hieraus nicht auf eine geſetzliche Vorſchrift 
geichlofjen werden kann, wonad) dem bevorrechtigten Muther auch 
geftattet jei, für feine Muthung ein zwar mit dem urjprünglic) ver— 
liehenen Felde übereinftimmendes, aber größeres Feld rechtlich zu 
beanſpruchen, als das Berggeſetz im $. 27 geftattet; 

daß im Gegentheile der $. 55 feinerlei Vorſchrift über die Yel- 
desgröße enthält, vielmehr die Anwendung des $. 27 aud) für die 
auf Grund des $. 55 eingelegte Muthung vorausjeßt und nur die 
Beſtimmung trifft, daß innerhalb des ganzen, bereits verliehenen 
Feldes jedem dritten Muther gegenüber der urjprünglich Belichene 
nah Maaßgabe des Gejeßes bevorzugt jein joll (vergl. Zeitirift 
für Bergredt Bd. VI ©. 590 u. 591); 

daß jomit die Anträge des Nekurrenten, injoweit diejelben über 

dieſe gejeglihen Vorſchriften hinausgehen, unbegründet find, 
hierdurch gemäß $. 191 des U. B. ©. zum Beſcheide ertHeilt: 

daß der Beichluß des K. Oberbergamts zu Bonn vom 14. Juli 

d. J. unter Verwerfung der erhobenen Bejchwerde, wie hierdurch 

geſchieht, zu beftätigen zc. Die Herausg. 


XXXXIII. 


Das Vorzugsrecht des Bergwerkseigenthümers aus 8.55 des 

U B. G. befteht nur folhen Muthungen gegenüber, welde 

unter der Herrihaft des 4. B. G. eingelegt find, nicht aber 
älteren Muthungen gegenüber. 


Rekursbeſcheid des Handelsminiſters vom 28. Februar 1867 — V 404. 


In Sachen, betr. die Verleihung des gemutheten Eiſenerzberg— 
werfs Waldmeifter bei Mudersbad), wird auf die von dem Re— 
präjentanten des Kobalt: und HupfererzbergwertS Blaue Doro- 
thea bei Mudersbach eingelegte Rekursbeſchwerde auf Grund der 
Alten und in Erwägung, 

dag die Muthung Waldmeifter am 18. März 1865, aljo vor 
Eintritt der Rechtskraft des A. B. ©. vom 24. Juni 1865, auf 
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Gijenerze eingelegt, das Bergwerk Blaue Dorothea aber im Sep- 
tember 1829 nur auf Kobalt und Kupfererz verliehen ift; 

daß daher der Fundpunft der Eifenerz-Muthung Waldneifter, 
jelbft wenn ſich derjelbe der Meinung des Rekurrenten gemäß in- 
nerhalb der Bierung des Feldes des Kobalt: und Kupfererzberg- 
werfs Blaue Dorothea befinden jollte, dennoch im Bergfreien liegt; 

dak an diefer Rechts- und Sachlage der von dem Rekurrenten 
am 19. Dezember 1865 geftellte Ummandlungsantrag für das ge= 
ftredte Feld des Bergwerks Blaue Dorothea feine Aenderung her- 
vorrufen fann, wenngleich mit demjelben ein Antrag auf Verleihung 
der Eifenerze in dem umgemwandelten Felde verbunden ift, da e3 fich 
im vorliegenden Falle um die Kollifion mit einer auf Grund der 
Churſächſiſchen Bergordnung, nicht aber auf Grund des U. B. ©. 
(8. 218) eingelegten Muthung handelt; 

daß aus demjelben Grunde auch $. 55 des A. B. ©. unanmwend- 
bar erjcheint, indem, wie der Wortlaut deffelben ergiebt, außerdem 
aber. aus allgemeinen Rechtsgrundſätzen folgt, das Vorzugsrecht des 
Bergmwerkseigenthümers nur ſolchen Muthungen gegenüber beitehet, 
welche unter der Herrichaft des U. B. G. eingelegt worden find, 
früher eingelegte Muthungen aber bezüglih ihrer rechtlichen Wir: 
fungen lediglich nad den zur Zeit ihrer Einlegung beftehenden Ge- 
jegen zu beurtheilen find; 

3. E., daß die Churfähliiche Bergordnung, wie das gemeine Berg- 
recht das im 8. 55 des U. B. ©. geregelte Vorzugsrecht für den 
Fall nicht kennen, daß dem Bergiwerfseigentdümer auf beftimmte 
Mineralien, wie vorliegend bei dem Bergwerfe Blaue Dorothea, die 
Verleihung ertheilt ift; daß für diefen Fall vielmehr $. 56 des 1. 
B. ©. die Normen für das gegenfeitige Verhältnik bei der Gewin— 
nung vorſchreibt; 

hierdurch gemäß 8. 191 des U. B. ©. zum Befcheide ertheilt: 
daß der Beſchluß des K. Oberbergamts zu Bonn vom 27. Oftober 
1866 unter Verwerfung der erhobenen Beſchwerde, wie hierdurch 
geſchieht, zu beftätigen zc. Die Herausg. 


XXXXIV. 

Recht des Bergwerkseigenthümers zur Mitgewinnung der 
einem Dritten verliehenen Mineralien. $ 56 B. ©. 
Einige Lachter im Hangenden des 403zölligen Steintohlenflößes 

der Steintohlenzehe ver. W. ſetzt das 25zÖllige Eijenerzflöß der 
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Eiſenerzzeche €. auf. Durch den in Umgang begriffenen Abbau 
des Steinkohlenflötzes wird vorausfihtlih der ſpätere Abbau des 
Gifenerzflößes unmöglicd gemacht. Der NRevierbeamte brachte dieſes 
Berhältnik zur Kenntniß des Oberbergamts (zu Dortmund), welches 
dahin entſchied, daß die Vorausfegungen des $. 56 B. ©. hier nicht 
borlägen, daß die Befugnik der Zeche ver. W. zur Mitgewinnung des 
Eijenerzflößes daher nicht anzuerfennen, daß übrigens aus der Befug- 
niß noch nicht die Verpflichtung zur Mitgewinnung folge und daß 
endlich noch feine Veranlaffung vorhanden fei, aus den im $. 196 
B. ©. angegebenen Gefihtspunften den Abbau des Steinfohlen- 
flößes zu unterfagen oder auch nur zu befchränfen. Die desfalljige 
Verfügung ift in dieſer Zeitfhrift Bd. VII ©. 121 mitgetheilt. 
Inzwiſchen hat die Zeche ver. W. zur Vermeidung etwaiger 
jpäterer Entfhädigungsverbindlichkeiten das Recht zur Mitgewinnung 
des Gifenerzflößes auf Grund des 8. 56 B. ©. auspdrüdlich in An- 
ſpruch genommen, da auf eine freiwillige Zuftimmung der Zeche €. 
zu dem bon der Zeche ver. W. beabfichtigten Bau bei dem gejpann- 
ten Verhältniß beider Zehen nicht zu rechnen fei. Die Zeche ver. 
W. ift indeflen durch oberbergamtlihen Beſchluß vom 25. Juli 1866 
mit ihrem Anſpruche abgewiejen und bedeutet worden, 
„daß es lediglich den beiden Zechen zu überlaffen fei, durch güt- 
fihe Uebereinfunft einen gleichzeitigen Abbau ihrer Yagerftätten 
in's Werk zu ſetzen.“ A. Achenbach. 


XXXXV. 

Befugnif des Bergwerfseigenthbümers zur Berwendung von 
Mineralien, welde nidht unter den $. 1des A. B. ©. gehören. 
8.578. ©. 

Bejcheid des Oberbergamts zu Bonn vom 28. Februar 1867. 


— Mas die Frage betrifft, ob die Gewerkſchaft S. das Recht 
Habe, die zur Gewinnung von Verſatzmaterial erforderlichen Stein- 
brüche, fofern diefelben innerhalb des Grubenfeldes Tiegen, durch 
Srpropriation zu eriverben, jo ift diefelbe unbedingt zu verneinen. 
Das Recht des Bergmwerfzeigenthümers innerhalb feines Gruben 
feldes ift auf die im $. 1 des Berggefehes dem Verfügungsrechte 
de3 Grundeigenthümers entzogenen Mineralien befhräntt. Hiervon 
hat das Geſetz im $. 57 nur eine Ausnahme ftatuirt, wenn näm— 
lich durch den Betrieb des Bergwerks andere Mineralien ge= 
wonnen und zu Zweden des Betriebes verivendet werden. Durch 
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diefe Ausnahmebeitimmung ift die Befugnik des Bergwerfgeigen- 
thümers zur Verwendung der nicht unter den 8. 1 gehörigen Mine— 
ralien genau begrenzt, jo daß, wo nicht die zweifache Vorausſetzung 
hinfihtlih der Art der Gewinnung und Verwendung zus 
trifft, das Recht des Örundeigenthümers zur Anerkennung ge: 
langt. Die Herausg. 


XXXXVI. 
Coalsanlagen an den Gewinnungsorten find als Aufberei- 
tungsanftalten im Sinne der $8. 58 und 196 des A. B. G. an—⸗ 
zuſehen. $$. 58 und 196 8. ©. 


Auf vielen Zehen im Oberbergamtsbezirfe Dortmund bejteht 
ein großer Theil der Förderung aus Kohlenflein. Von der vor— 
theilhaften Verwerthung des Kohlenkleins hängt daher die Renta— 
bilität diefer Zehen mejentlih ab. Eine vortheilhafte Verwerthung 
ift aber meift nur dur Bercoafung an den Geminnungsorten 
(Förderpunkten) zu erzielen. Iſt das Kohlenklein, wie in der Regel 
der Tall, mit Bergen vermijcht, jo wird es einer borgängigen Rei— 
nigung auf Kohlenwäſchen unterworfen. Letztere ſtehen einerſeits 
mit den maſchinellen Vorrichtungen am Schachte, andererſeits mit 
den Coaksanlagen in Verbindung. Die Coaksanlagen bilden ſonach 
das Endglied in einem Syſteme zuſammengehöriger Anlagen, welche 
von den Bergwerksbeſitzern zum Zwecke der Aufbereitung ihrer 
Kohlengewinnung errichtet ſind. 

Bei dieſer Sachlage galten die Coaksanlagen an den Gewin— 
nungsorten bis zum Inkrafttreten des Allgemeinen Berggeſetzes 
unbeftritten als Bertinenzanlagen der Bergwerfe und unter- 
lagen, wie diefe, der Aufficht der Bergbehörde. Diefelben find zwar 
in dem $. 6 des Gefeßes vom 10. Juni 1861, die Kompetenz der 
Oberbergämter betreffend, nicht ausdrüdlich gertannt, fie jind aber 
ſowohl dur $. 26, 1 der Allgemeinen Gewerbeordnung vom 17. 
Januar 1845, al3 aud durch $. 1 der Gemwerbenovelle vom 1. Juli 
1861 ausdrücklich von der Gewerbepolizei ausgeſchloſſen. Man Hat 
daher al3 jelbjtverftändlich angenommen, daß durch das Gejeh vom 
10. Juni 1861 die feitherigen Verhältniffe der Coaksanlagen nicht 
abgeändert worden und daß die Coaksanlagen ald Aufbereitungs- 
anftalten im Sinne des $. 6 des Geſetzes vom 10. Juni 1861 an- 
zuſehen feien. 

Dieje Annahme erweist ſich auch gegenwärtig no injofern als 
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zutreffend, als das Allgemeine Berggefeß, wie das Geje vom 
10. Juni 1861, die Goafsanlagen nit ausdrüdlich erwähnt und 
eine Abänderung der Gewerbenovelle vom 1. Juli 1861 bis jeßt 
nicht erfolgt ift. WUndererjeits find dur den Commiſſionsbericht 
des Abgeordnetenhaufes zu $. 58 B. G. (©. 34) Zweifel angeregt 
worden, welche e3 wünſchenswerth erjcheinen ließen, die Anfichten 
der fonfurrirenden Regierungen fennen zu lernen. Daß die Regie- 
rung zu Düffeldorf jich der Anficht des Oberbergamts zu Dortmund 
angejchloffen Habe, ift bereit3 in diefer Zeitſchrift Bd. VII ©. 127 
mitgetheilt. Inzwiſchen hat aud die Regierung zu Arnsberg fid) 
in einem zur Entjeheidung vorliegenden Falle durh Schreiben vom 
15. Dftober 1866 dahin ausgeſprochen, 

daß fie auch ihrerjeit3 die Kompetenz des Oberbergamts3 in Be— 

treff aller am Gewinnungsorte der Steinkohlen jelbft errichteten 

Anftalten zur Bercoafung der Kohle anerkenne. 

Endlich ift von feiner Seite die Kompetenz des Oberbergamts 
zu der in diefer Zeitfchrift Bd. VII ©. 542 abgedrudten Bolizei- 
berordnung vom 12, Dezember 1866, betreffend die Unlage von 
Coaksanſtalten auf den Bergwerken, bejtritten worden. Man ſcheint 
daher ziemlich übereinftimmend die vorliegende Frage im Sinne der 
oberbergamtlichen Auffaffung zu beurtheilen. Jedenfalls würde die 
gegentheilige Auffaflung in ihrer praftiihen Ausführung auf große 
Schwierigkeiten ftoßen und die Antereffen des Bergbaues empfind- 
ih jchädigen, ohne irgend Jemandem zu nüßen. 

A. Achenbach. 
XXXXVII. 
Befugniß zur Anlage von Hülfsbauen im Felde anderer 
Bergwerfseigeuthümer $$. 60 bis 63 B. ©. 

Indem das Allgemeine Berggejeß die Befugniß zur Anlage 
von Hülfsbauen in fremdem Felde gewährte, entſprach daffelbe 
einem Bedürfniffe des Bergbaues. Andererſeits mußte dafjelbe im 
Intereſſe des Bergbanes diefe Befugniß miederum von gewiflen 
Vorausſetzungen abhängig machen. Ob. die Vorausſetzungen des 
$. 60 8. ©. im concreten Falle vorliegen, wird meift unſchwer zu 
entjcheiden fein; e3 giebt aber auch Fälle, welche in dieſer Be— 
ziehung zu Zweifeln Veranlaſſung geben. 

Ein dahin einjchlagender Fall ſchließt fih an eine frühere Mit- 
theilung in dieſer Zeitiehrift, Bd. VI ©. 399 ff. an. Es ift da— 
jelbjt referirt, daß die Eifenerzzehe A. bei K. die querfchlägige Aus- 
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rihtung des im Hangenden de3 Steinfohlenflößes Dreckbank auf: 
ſetzenden Eijenerzflöße® aus dem Schachte R. in der II. und IM. 
Tiefbaufohle beantragt, daR die Steinfohlenzehe ©., zu deren Be- 
rehtjame da3 Flötz Dredbanf gehört, gegen diefe Querſchlagsbetriebe 
Einipruch erhoben und daß das Dberbergamt zu Dortmund zu 
Gunften der Eifenerzzehe U. gemäß 8. 61 B. ©. entſchieden habe. 

Denjelben Antrag hat die Eiſenerzzeche A. in dem Betriebs— 
plane für 1866/67 bezüglich der IV. Tiefbaujohle wiederholt, ſowie 
gleichzeitig die weiter gehenden Anträge geftellt: 

1) die Hauptförderftrede aus dem jebt in Bau begriffenen Eifen- 
-erzflöße in das Steinfohlenflöß Dreckbank in der IL, TII. und 
IV. ZTiefbaufohle zu verlegen, 

2) einen proviforiihen Sumpf im Steinkohlenflöß Karlsbank in 
der III. und IV. ZTiefbaufohle herzuftellen, 

und diefe Anträge mit der Behauptung zu begründen gefudht, daß 
in dem Gifenerzflöße wegen des ſehr drudhaften Nebengefteins die 
Förderitrede faum aufrecht zu erhalten fei, daß das unbaumürdige 
Steintohlenflöß Dredbant ſich zu diefem Zwecke befjer eigne, daß 
die beabfichtigte Verlegung daher den vortheilhafteren Betrieb der 
Eiſenerzzeche U. bezwede, den Betrieb der Steinkohlenzehe C. aber 
nicht benadhtheilige. 

Seitens der Steinfohlenzehe C. ift die Verpflichtung zur Ges 
ftattung der fraglichen Hülfsbaue beftritten und unter andern an— 
geführt worden, daß nad $. 60 B. ©. eine Grube zur Anlage von 
Hülfsbauen in fremdem Felde nicht befugt jei, wenn der eigene 
Bergbau des Andern dadurch geftört oder gefährdet werde, daß die— 
fer Fall hier vorliege, da erfahrungsmäßig die Steinkohlenflöße 
durch Stredenbetrieb in denjelben abgetrodnet, d. h. in ihrer Qua— 
lität verfchlechtert würden, für welche Werthsverminderung eine Ent— 
Ihädigung überhaupt nicht ermittelt werden fünne. 

Diefer Tegteren Ausführung ift das Oberbergamt zu Dortmund 
dur Entſcheidung vom 20. Dezember 1866 beigetreten, während es 
andererjeit3 in Uebereinftimmung mit feinem früheren Bejchluffe der 
Zeche C. die Befugniß zu dem Querjchlagsbetriebe in der IV. Tief- 
baujohle zuerfannt hat. 

Gegen die oberbergamtliche Entſcheidung hat die Eifenerzzeche 
U. Rekurs ergriffen, welcher zur Zeit der Zee E. zur Beantwor— 
tung borliegt. 

Aehnliche Berhältniffe, wie fie Hier geſchildert worden jind, 
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gehören im Oberbergamtsbezirfe Dortmund nicht zu den Selten- 
heiten. Dabei ift die Verlegung der Sohl- und Sumpfftreden in 
fremde Flöße faft immer mit baulichen und ökonomischen Vortheilen 
verfnüpft. Es läßt jich daher erwarten, daß dahin gerichtete An— 
träge ſich noch öfter wiederholen werden und zu deren Begründung 
die Unbaumürdigfeit der fremden Flötze oder deren geringere volfs- 
wirthſchaftliche Bedeutung unter der gleichzeitigen Berufung be— 
hauptet werden wird, daß der Hülfsbauberedhtigte ja gejeßlich zur 
volljtändigen Entihädigung für allen Schaden verpflichtet ſei, wel— 
her dem belafteten Bergwerke durch feine Anlage zugefügt werde. 
Die Baumürdigfeit ift indeflen ein dem Berggejege völlig fremder 
und in der Praxis ſehr relativer Begriff, von dem die Entjcheidung 
nicht abhängig gemacht werden fanıı. Ebenfowenig madt das Ge— 
je einen Unterjchied in der volfswirthichaftlichen Bedeutung der im 
$. 1 aufgezählten Mineralien, unterwirft vielmehr deren Aufſuchung 
und Gewinnung denjelben Beftimmungen. Endlich ift die Entſchä— 
digungsverbindlichfeit des Hülfsbauberedhtigten nah $. 62 8. ©. 
nicht ſowohl für einen vorauszuſehenden Schaden, al3 vielmehr für 
einen Schaden beftimmt, welcher fih wider Erwarten nadträglich 
ergeben möchte. Wird der Schaden vorausgefehen und der eigene 
Bergbau des Andern dadurch geftört oder gefährdet, jo muß nad 
8. 60 8. ©. die Anlage des Hülfsbaues unterbleiben. Daß aber 
die Anlage von Hülfsbauen auf den Xagerftätten eines anderen 
Bergwerfsbefigers die jpäteren Betriebsdispofitionen defjelben jtörend 
durchkreuzt und nad Umſtänden unmöglid macht, kann ernftlich 
nicht beftritten werden. Abgeſehen hiervon liegt zu einer jo meit 
gehenden Befugniß ein Bedürfniß nicht vor. Auch räumt das Ge— 
jeß jeinem Wortlaute nach dieſe Befugnig den Bergwerksbeſitzern 
nit ein. Dazu kommt, daß das Allgemeine Berggejeß durch die 
Befeitigung des Direktionsprincipes jowie des Erbftollenrehtes und 
der nothwendigen Servitut der Geftattung des Mitgebrauhs der 
Grubenbaue eine möglichjt freie Benugung des Bergwerkseigenthums 
dat herbeiführen wollen und es feine Abficht nicht geweſen fein fann, 
dieje freie Benugung durch das Anftitut der ———— wieder in 
Frage zu ſtellen. 

Hiernach wird die Geſtattung zur Anlage von Hülfsbauen auf 
den Lagerſtätten anderer Bergwerkseigenthümer nicht ſowohl durch 
oberbergamtliche Entſcheidung, als vielmehr auf dem Wege der Ver— 
einbarung herbeizuführen ſein. A. Acheubach. 
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XXXXVIO. 
„Neberwiegende Gründe des öffentlihden Interejjes“ im 
Sinne des 8. 65 des A. DB ©. 
Kefursbefcheid des Handelsminifters vom 16. Februar 1867. 

Die Steinfohlengrube F., melde einer Zinfhütten-Actiengejell- 
ichaft und der Gräfin ©. zu gleichen Theilen gehört, befindet ſich 
jeit längerer Zeit außer Betrieb. Der Bertreter der Actiengejell- 
ichaft beantragte bei dem Repräfentanten die Inbetriebſetzung, der 
Vertreter der Gräfin S. widerſprach aber in der zur Beſchlußfaſ— 
jung hierüber anberaumten Gewerfenverfammlumg jenem Antrage, 
fo daß lebterer al3 abgelehnt gelten mußte. 

Unter der Behauptung, daß die in der Nähe der Grube bele- 
genen Zinkhütten der Actiengeſellſchaft zu ihrem Betriebe die Kohlen 
der Grube %. nicht entbehren fünne, beantragte der Vertreter der 
Gefellihaft bei dem Dberbergamte zu Breslau den Erlaß der Auf: 
forderung zur Inbetriebjegung der Grube nah Maßgabe des $. 65 
B. G. Das Oberbergamt wies jedoch diefen Antrag zurüd, da 
eine ſolche Aufforderung nur zuläffig fei, wenn Gründe des öffent- 
lichen Intereſſes die Inbetriebſetzung als nothwendig erjcheinen laj- 
jen, hier aber e3 ſich lediglih um das Privatinterefje einer Actien— 
geſellſchaft handele. 

Auf die von dem Vertreter der Actiengefellihaft gegen dieſe 
Verfügung eingelegte Beſchwerde erging nachſtehende Minifterialent- 
ſcheidung vom 16. Februar 1867: 

Auf die Rekursbejchwerde, betr. die Jnbetriebfegung der Stein- 
fohlengrube F. eröffne ich Ihnen, daß die in der Gewerkſchaft be— 
ftehende Meinungsverjchiedenheit über die Eröffnung des Betriebes 
diefer Grube nicht dur) die von Ahnen angerufene Intervention 
der Bergbehörde zu Gunften Ihrer Geſellſchaft entjchieden werden 
fann. Der 8. 65 8. ©. ermädtigt die Bergbehörde nur in dem 
alle, den Bergwerkgeigenthümer zum Betriebe jeines Bergwerks 
anzuhalten, wenn der Unterlafjung oder Einftellung des Betriebes 
überwiegende Gründe des öffentlichen Intereſſes entgegenftehen. 

Wenn die Hittenanlagen der Gefellichaft ihren Bedarf an 
Kleinkohlen nicht vollftändig durch die in ihrer nächſten Umgebung 
gelegenen Gruben deden können, und für den Zukauf des Reſtes 
ihres Bedarf3 auf ferner gelegene Gruben hingewieſen find, jo mag 
allerdings das Privatintereffe der Gefellfchaft die Eröffnung des 
Betriebes der günftiger gelegenen Grube %. wünſchenswerth machen. 
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Das öffentliche Intereſſe ift hierbei aber ebenſowenig betheiligt, wie 
daran, den Bewohnern der dortigen Gegend den Bezug der aM, 
an melden fein Mangel ift, zu erleichtern. 

Ihre Beichwerde gegen die oberbergamtliche Verfügung erfcheint 
demnad unbegründet und wird, wie hiermit gefchieht, zurüdge- 
wieſen. Lindig. 


IL. 
Prüfung der Betriebspläne durch die Bergbehörde rücſicht— 
lich der Sicherheitspfeiler. 8.688. ©. 
Beihlüffe des Oberbergamts zu Dortmund vom 19. Dezember 1866 und 
27. Februar 1867. 

Beim Betriebe der Steintohlenzehen im Oberbergamtsbezirke 
Dortmund ift die Beachtung der polizeilichen Vorſchriften wegen 
der Sicherheitspfeiler von bejonderer Bedeutung, weil davon fehr 
wichtige Intereſſen abhängen. Die amtliche Prüfung der Betriebs- 
pläne pflegt denn auch vorzüglich auf diefen Gegenftand gerichtet zu 
jein. Dabei wird von den Revierbeamten nicht felten gemäß $. 68 
3. ©. Einfprud erhoben und Hierdurch die ſchließliche Entſcheidung 
des Oberbergamt3 erforderlih. Einer diefer Fälle gab Peranlaf- 
fung, die veränderten Gefichtspunfte hervorzuheben, nach denen ge= 
genwärtig die Zuläffigfeit des Abbaues der Stollenficherheitspfeiler 
zu beurtheilen ift, während in einem anderen Falle das Verhältniß 
des älter berechtigten Bergmerkäbetreiberd zu dem DOberflächeneigen- 
thümer zur Erörterung gelangte. Beide Fälle find nachſtehend mit- 
getheilt: 


1. Beſchluß des Oberbergamts zu Dortmund vom 19. De- 
jember 1866. 


Nachdem von dem Nevierbeamten ꝛc. gegen den Betriebsplan 
der Steinfohlenzehe Stephanie bei Heidthaufen für 1866/67 Ein— 
ipruch erhoben und in dem Termine am 8. v. Mts. eine Verſtän— 
digung nicht erzielt worden ift, wird nad —— der Akten und 
in Erwägung, 

daß der Betriebsplan auf das Unterwerken der Stollenſohle auf 
dem Flöte Dickebank bis zu 15 Lachter flacher Teufe gerichtet ift; 

daß nach der Bergpolizei-Verordnung vom 12. April 1862 sub 2 
unter der Sohle des tiefiten Stollens ein Sicherheitspfeiler von 10 
Lachter jeigerer Mächtigfeit ftehen bleiben muß; 


128 Praris der Vermaltungsbehörden. 


daß nad) derjelben Verordnung der Abbau oder die Schwächung 
diefes Sicherheitöpfeilers durch Beihluß des Oberbergamts geftattet 
werden darf, wenn die ohne Nachtheil für die Sicherheit und Nad- 
haltigkeit des Grubenbetriebes geſchehen kann; 

daß nah dem Berggeſetze vom 24. Yuni 1865 die Rüdjicht auf 
die Nachhaltigkeit des Grubenbetriebes zu den im $. 196 feftgejeßten 
Gefihtspuntten, auf welche fih nad $. 67 die Prüfung der Be- 
triebapläne zu beichränfen hat, zwar nicht gehört, daß fich aber 
nad 8. 196 die Aufjicht der Bergbehörde unter andern auf den 
Schuß gegen gemeinſchädliche Einwirkungen des Bergbaues erftredt; 

daß auf diefen Schuß unzweifelhaft auch der Bergbau An— 
ſpruch hat; 

daß die unter den tiefiten Stollenjohlen ftehen zu Laffenden 
Sicherheitspfeiler in vielen Fällen diefen Schuß gewähren und daß 
hiernach in jedem einzelnen Falle zu prüfen fein wird, ob durch 
den Abbau oder die Schwähung de3 Sicherheitspfeilers gemein- 
Ihädlihe Einwirkungen auf den Bergbau zu befürdten ſtehen; 

daß es fih im vorliegenden Falle um den Abbau eines Flöß- 
ftüdes handelt, welches noch nicht ganz 100 Lachter Länge erreicht 
und welches im Streichen auf beiden Seiten durch mächtige, wafjer- 
reiche Verwerfungsklüfte aus allem Zujammenhange mit den Flötzen 
und den Bauen der Nahbargruben gerijjen ift; 

daß bei diefem Verhalten das Unterwerken der Stollenjohle eine 
gemeinfchädliche Einwirlung auf den Bergbau nicht haben kann und 
aud im Mebrigen bei jonft ordnungsmäßigem Betriebe gegen die 
Gefihtspunfte des $. 196 nicht verftößt; 

hierdurch gemäß der BergpolizeisVerordnung vom 12. April 
1862 sub 2 und dem $. 68 des A. B. ©. beſchloſſen: 

daß der Betriebsplan der Zeche Stephanie bei Heidthaujen für 

1866/67 unter Aufhebung des erhobenen Einſpruchs, wie hier- 

durch gejchieht, feſtzuſetzen. 


2. Beſchluß des Dberbergamts zu Dortmund vom 27. Fe- 
bruar 1867. 


Nahdem von dem Revierbeamten zc. gegen den Betriebsplan 
der Steinfohlenzehe ver. Hoffnung und Secretariusad bei Eſſen 
Einſpruch erhoben und in dem Termine am 30. Januar d. J. eine 
Verſtändigung nicht erzielt worden ift, wird nad) Einficht der Akten 
und in Erwägung, 


Beiträge zum Allgemeinen Preußischen Berggefebe. 129 


daß der Grubenvorftand in dem von ihm felbit vorgelegten und 
bon dem K. Bergamte zu Eſſen unter dem 1. Dezember 1857 ge- 
nehmigten Ziefbauplane vom 18. November 1857 befondere Be- 
ftimmungen zum Schuße der Stadt Eſſen vorgejehen und daß der- 
jelbe gegen die in der Verhandlung vom 2. Juli 1864 angeordnete 
und von dem unterzeichneten Oberbergamte unter dem 25. November 
1864 genehmigte Ausdehnung diefer Schugmaßregeln auf den Bahn- 
hof der Bergiſch-Märkiſchen Eiſenbahn Widerſpruch nicht erho— 
ben hat; | 

daß der Grubenvorftand in der Verhandlung vom 30. vd. Mts. 
nicht beftreitet, daß dieſelben Mapregefn zum Schuße des inzwijchen 
neu entjtandenen weftlihen Stadttheils, jowie zum Schube des 
übrigen Theil der Bergiſch-Märkiſchen Bahn nothiwendig find, da— 
gegen, geftüßt auf jeine ältere Berechtigung, den Einwand erhebt, 
daß die Gemeinde Eſſen vor Ausdehnung ihres Stadtgebietes fich 
genauere Kenntniß über die Lage der Bergwerke hätte verjchaffen 
müflen und daß die Bergiſch-Märkiſche Bahn ihre Sicherftellung 
mindeftens jelbft herbeizuführen habe; 

daß der Schuß der Oberflähe im Intereſſe der perjönlichen 
Sicherheit und des öffentlihen Verkehrs zu den im $. 196 3. ©. 
bezeichneten Gegenftänden gehört, daß im vorliegenden Wall unbe- 
ftritten ſowohl die perſönliche Sicherheit, als aud der öffentliche 
Verkehr im ausgedehnteften Maße gefährdet erfcheint, daß daher die 
Bergbehörde geſetzlich ebenſo befugt, wie verpflichtet ift, die nöthigen 
Scußmaßregeln anzuordnen, daß der Grubenvorftand ſich dieſen 
Anordnungen zu unterwerfen hat und ihm idediglich freifteht, die 
Entjeheidung der Gerichte darüber anzurufen, ob und welche Ent- 
ſchädigungsanſprüche er gegen die Stadt Efjen und die Bergijch- 
Märkiſche Eiſenbahn haben möchte; 

J. E. endlich, daß die bergpolizeiliche Aufſicht ſich nad $. 196 
B. 6. aud auf den Schuß gegen gemeinjhädlide Einwirkungen 
des Bergbaues erjtredt, daß es als eine gemeinſchädliche Einwirkung 
unzweifelhaft anzufehen ift, wenn eine volfreihe und in ftetem 
Wachsthum begriffene Stadt, wie Eſſen, durch den Bergbau an 
ihrer nothwendigen Erweiterung gehindert würde, daß durch Aller- 
höchfte Gabinetsordre vom 23. November 1863 der Bauplan zur 
Erweiterung der Stadt Eſſen genehmigt und der Stadt zur Aus— 
führung defjelben das Erpropriationsrecht verliehen worden ift, daß, 
nad) welcher Seite aber auch die Stadt ſich erweitern wollte, die— 
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ſelbe mit verliehenem Bergwerkseigenthum in Berührung fommen, 
der Bergbau daher in allen Fällen, vorbehaltlich des ihm etiwa zu— 
ftehenden Anſpruches auf Schadenerjah, diejenigen Einſchränkungen 
zu erleiden haben würde, welche im öffentlichen Intereſſe zur Sicher: 
heit des Baugrundes geboten erjcheinen, 

hierdurch gemäß $. 68 des U. B. ©. beichloffen: _ 
daß unter der alten Stadt und unter dem weſtlich der Linden 
allee entjtandenen neuen Stadttheil, fowie unter dem Bahnhof 
und dem übrigen Theil der Bergiſch-Märkiſchen Bahn 

1) in der 61 Lachter- oder Wetterfohle auf den Flötzen nur eın 

Drt und darüber ein Wetterort getrieben werden darf, 

2) über der 61 Lachterjohle fein Abbau ftattfinden darf, 

3) zwiichen der MWetterjohle und der 1. Tiefbaujohle der Abbau 

ſchachbrettförmig zu führen ift, 

4) unter der 1. Tiefbaufohle ein völliger Abbau eintreten darf, 
und dieſe Abänderungen des Betriebsplanes für 1867, ohne 
welche derjelbe nicht zur Ausführung gebracht werden darf, mie 
hierdurch gejchieht, Feitzufegen. 9. Adhenbad. 


L. 
Nahtragung der Grubenbilder. $. 728. ©. 

Nah 8. 72 B. ©. ift der Bergwerksbeſitzer verpflichtet, das 
Grubenbild regelmäßig nadtragen zu laffen. Die Zeitabjchnitte, 
in welchen dies gejchehen muß, beftimmt das Oberbergamt. Zu dem 
Ende genügt eine einfache Verfügung oder Befanntmadhung, wie 
jolde von dem Dberbergamte in Halle unter dem 11. September 
1865 !) erlaffen worden ift. | 

Außer der regelmäßigen Nadhtragung ift indeffen nicht felten 
eine außerordentlihe Nadtragung, wie 3. B. immer bei der 
Betriebgeinftellung einer Grube, erforderlih. Ob dieſe ebenfalls 
durch einfache Verfügung reſp. erecutorifchen Strafbefehl auf Grund 
der 88. 72 und 190 B. G. oder durch polizeiliche Anordnung ges 
mäß $. 198 3. ©. zu veranlafien fei, ift einigermaßen zmeifelhaft. 
Es muß jedod angenommen werden, daß der 8.72 B. G. aud die 
außerordentlichen Nachtragungen begreift, da die Anwendung des 
8. 198 3. ©. an beftimmte VBorausfegungen gefnüpft ift, welche 
im Fragefalle in der Regel nicht vorliegen. 


1) Bergl. Zeitfehr. Bd. VII ©. 131. 
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Don diefer Annahme ausgehend, hat da3 Oberbergamt zu 
Dortmund die fofortige Nachtragung des Grubenbildes der einges 
jtellten Zeche ver. St., deren Zubruchegehen zu befürdten jtand, 
durch executiviſche Strafverfügung vom 1. November 1866 vorge- 
Ichrieben, welcher Verfügung auch Folge geleiftet worden ift. 

N. Ahenbad. 


LI. 


Die Berufung einer Gewerfenverfammilung fann redtsgül- 
tig nur durd den Repräjentanten (Grubenvorftand) oder den 
Revierbeamten, nicht direft durch Mitglieder der Gewerk— 
jhaft erfolgen. $. 1228. ©. 
Berfügung des Oberbergamts zu Bonn vom 26. Februar 1867. 


Unter Remijfion der Berhandlungen, betr. die Neuwahl eines 
Repräjentanten für das Bergwerk Löwenftern bei Wilnsdorf, be— 
auftragen wir Sie (den Revierbeamten), der Gewerkſchaft zu eröff- 
nen, daß wir die Wahl nicht als rechtsgültig vollzogen anſehen 
fünnen, weil die Verfammlung weder von dem Repräjentanten, 
noch von dem Revierbeamten berufen ift, und daß deshalb der jeit- 
herige Repräfentant K. zu W. von uns als ſolcher noch jo lange an— 
erfannt werde, bi3 in einer anderweitigen Gewerfenverfammlung in 
rechtsgültiger Form das Mandat defjelben widerrufen und eine 
Neuwahl vorgenommen jei. 

Sind in einer Gewerfenverfammlung nicht alle Gewerken an— 
wejend, jo gehört zur Gültigkeit eines Beſchluſſes, daß diefelben 
unter Angabe des Gegenftandes der Berathung eingeladen find. 
Diefe Einladung fteht nach $. 122 des B. G. dem Repräjentanten 
oder der Bergbehörde zu, während die Gewerken nur das Recht 
haben, behufs Berufung einer Gemwerfenverfammlung Anträge 
an den Repräjentanten oder die Bergbehörde zu ftellen. Eine di— 
refte Einladung durch Mitglieder der Gewerkſchaft, jelbjt wenn fie 
die Majorität aller Hure vertreten follten, enthält aljo eine Ueber- 
Ihreitung der ihnen gejeglich eingeräumten Befugniffe, iſt daher 
unverbindlich und nicht geeignet, um auf Grund derjelben einen 
rehtsgültigen Beſchluß zu faſſen. 

Die Herausg. 
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LII. 

1. Wenn zum Betriebe des Bergbaues die Verlegung eines 
Waſſerlaufes nothwenpdig ift, fo ift das Zwangspverfahren auf 
Abtretung des dazu erforderlihen Grund und Bodens ſowohl 
gegen die Adjacenten des troden zu legenden Waſſerlaufes, 
als auch gegen die Eigenthümer des Areals zu ridhten, auf 
welchem dem Wafferlaufe fein neues Bett angewiefen wer- 

ven joll. 
2. Ueber den Einwand, daß dem Grundeigenthümer ein jpe- 
zieller Rechtstitel auf Befreiung don der geſetzlichen Ber- 
pflihtung zuftehe, den zum Bergwerfsbetriebe erforderliden 
Grund und Boden abzutreten, ift lediglid im Rechtswege zu 

entjheiden. $- 135 8. ©. 
Rekursbeſcheid der Minifter für. Handel ıc. und für die landwirthfchaftlichen 
"Angelegenheiten vom 1. September 1866 — V 3141. 


In Saden, betr. die Abtretung von Grund und Boden zu 
Betriebszweden der Mansfeldiſchen Kupferſchiefer bauenden Gewerf- 
ihaft zu Eisleben, wird auf die von der verwittweten Staat3minifter 
Freiherr von B. geb. Freyin von 9. zu Berlin eingelegte Rekurs— 
beſchwerde vom 2. Februar 1866 auf Grund der Alten und in 
Erwägung, 

daß Seitens der Refurrentin unter Berufung auf $. 135 des 
U. B. G. eingewendet wird, nur in den dort namentlih aufgeführ- 
ten bergbaulichen Anlagen und Vorrichtungen könne die Abtretung 
fremden Grund und Bodens zum Betriebe des Bergbaues verlangt 
und im Wege der Erpropriation durchgeführt werden; zu jenen 
Anlagen gehöre allerdings die Herftellung von „Kanälen“ und 
„WBafferläufen“, nicht aber die Verlegung von vorhandenen: Flüſſen 
und Bächen, die Adjacenten des Wipperfluffes feien daher nicht 
verpflichtet, die im Antereffe des Betriebes der Mansfeldiichen Kup— 
ferfchieferbergwerfe nothwendig befundene Verlegung diefes Baches 
fich gefallen zu laffen und ihre Grundftüde der Gewerkſchaft behufs 
der Abtrodnung des Bachbettes zur Benugung einzuräumen; 

daß freilich das dem Bergwerkseigenthümer verliehene Erpropria= 
tionsrecht auf diejenigen Fälle beſchränkt werden muß, für welche 
daffelbe in dem Geſetze verliehen ift, daß indefjen der $. 135 cit. 
den Grundeigenthümer verpflichtet, dasjenige Grundftüd, deffen „Be— 
nugung für den Betrieb des Bergbaues und zwar zu den Gruben- 
bauen felbft, zu Haldenplägen zc., Kanälen, Wafferläufen, 
Hülfsbauen, Zechenhäufern und anderen für Betriebs: 
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zwecke beftimmten Tagegebäuden, Anlagen und Vorrich— 
tungen nothwendig iſt,“ an den Bergwerkseigenthümer abzutreten; 

daß die Verlegung eines Waſſerlaufes, welche den Zweck verfolgt, 
das dem Bergwerksbetriebe hinderliche Einfallen der Waſſer in die 
Grubenbaue zu beſeitigen, unter den Begriff eines „Hülfsbaues“ 
zu ſubſumiren, jedenfalls aber als eine „für Betriebszwecke be— 
ſtimmte Anlage und Vorrichtung“ anzuſehen iſt, und ebenſo die zur 
Verlegung erforderliche Abtrocknung eines Waſſerbehälters unter den 
Begriff einer „Vorrichtung“ zu bergbaulichen Zwecken fällt; 

daß demnach nicht blos der Grundeigenthümer, auf deſſen Boden 
dem Waſſerlaufe ſein neues Bett angewieſen werden ſoll, zur Ab— 
tretung des dazu erforderlichen Terrains verpflichtet iſt, ſondern 
auch die Eigenthümer der Grundſtücke, auf welchen das auszutrock— 
nende Flußbett liegt, gehalten ſind, dieſe Grundſtücke behufs der 
Entwäſſerung dem Bergwerkseigenthümer zur Benutzung einzu— 
räumen, 

(ef. Kloſtermann's Kommentar zc., Anm. 247 zu 8. 135) 

daß gegen dieje dem Wortlaute des Geſetzes entjprechende Aus- 
legung des $. 135 cit. um jo weniger ein Bedenken erhoben werden 
fann, als die Abſicht des Gejeßgebers, wie aus den Motiven des 
Negierungsentwurfes zu dem A. B. G. bei Titel 5 hervorgeht, wohl 
dahin gegangen ift, das Erpropriationsrecht des Bergwerkseigen— 
thümers nach Zweck und Gegenftand feit zu begrenzen, nicht aber 
dahin, daſſelbe weiter einzufhränten, als e3 bereit$ bor der 
Emanation de3 A. B. ©. dem Bergmwerkäeigenthümer zuftand; 

daß dor dem Eintritte diefes Geſetzes ſowohl gemeinbergrechtlich, 
wie inöbefondere nach der ausdrüdlichen Vorſchrift des 8. 110 Tit. 
16 IH. II des Allg. Landrechts „jelbit Teiche und Mühlen dem 
Bergbau weichen mußten, wenn es zur Fortſetzung deſſelben noth— 
wendig war;“ 

daß nad) dem auf die Betriebsaften und die ftattgehabte örtliche 
Unterfuhung gegründeten Gutachten der Lofalfommifjarien beider 
erpropriirenden Behörden als feftgeftellt anzunehmen, dat die Waller 
des MWipperfluffes durch die zahlreichen und ausgedehnten Schlotten 
in dem Gypsgebirge, auf welchem das Bachbett liegt, bis zu dem 
Schlüſſelſtollen und dem Zabenftedter Stollen der Manzfeldijchen 
Kupferichieferbergmerke ihren Weg finden, die Grubenbaue verſchläm— 
men und nicht nur die Gewinnungsarbeiten erheblich erjchweren und 
vertHeuern, fondern.auch die Gefundheit der Arbeiter gefährden; 
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daß nad demfelben wohl motivirten Gutachten die Abtrodnung 
des vorhandenen Wipperbettes vermittelt der beabfichtigten Ver— 
legung des Fluſſes als das einzige, Erfolg verheißende Mittel zu 
betrachten ift, jenen dem regelrechten und nußbaren Betriebe diejes 
wichtigen Bergbaues entgegenjtehenden Uebelſtand in einem ausge- 
dehnten Grubenfelde zu befeitigen; — — 

J. E. daß die Refurrentin zwar aus dem vorgelegten Erbpachts— 
bertrage vom 7./30. Juni 1821 und dem Rezeffe vom 21. Juli 
und 8. September 1839 den Anſpruch auf die Erhaltung der 
Burgörner Mühle und auf die Benugung des Mühlengraben-Waj- 
jer3 zur Wiejenberiefelung und zur Speifung der im Erbpachtsver— 
trage bezeichneten Wafferbehälter des Gutes Burgörner herleitet und 
daß fie behauptet, in diefem Vertrage ſei ein jpezieller Nechtstitel 
auf Befreiung von der gejeglichen Verbindlichkeit enthalten, die frag: 
lihe Bodennußung für die bergbaulichen Betriebszwede der Mans— 
feldijchen Gewerkſchaft abzutreten ; 
daß indeß über die ftreitig gewordene Frage, ob ein ſolches Rechts— 
geihäft in dem vorgelegten Erbpadhtsvertrage enthalten it, ſowie 
auch über die gleichfalls unter den Parteien ftreitige Frage, ob die 
Mansfeldiiche Gewerkſchaft als nunmehrige Eigenthümerin der Burg: 
Örner Mühle für verbunden zu eradten, die Mühle gemäß der 
Stipulationen des Erbpachtvertrages al3 Graupen= und Mahlmühle 
zu erhalten, nicht Seiten? der erpropriirenden Behörden zu ent= 
ſcheiden war, mie dies in dem angegriffenen Erpropriationsrefolute 
gejchehen, die Entſcheidung dieſer Streitfragen vielmehr Lediglich 
zum Rechtswege zu verweilen ift, durch deſſen Beichreitung nad 
$. 146 des U. B. ©. die Befißnahme und alfo die Bollitredung 
des Grpropriationsrejolutes bis nach erfolgter richterlicher Entſchei— 
dung aufgehalten wird; — — 

‚hierdurch gemäß $. 145 des U. B. G. zum Beſcheide ertheilt: 
daß das Erpropriationsrefolut vom 23. Auguft und 12. Oftober 
1865, wie hierdurch gejchicht, mit der Maßgabe zu beftätigen, 
daß u. ſ. w. v. Rynſch. 


LIU. 


1. Bei den Erpropriationsverhandlungen ift der Grundbe 
iger zu einer ausdrüdlihen Erklärung darüber zu veran- 
lafjen, ob er mit der Abtretung des Eigenthbums ftatt der 
vorübergehenden Benußung einverftanden fei. 88. 137,142 8. ©. 
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2. Die in Erpropriationsfahen aufzunehmenden Verhand— 
lungen jind ftempelfvei. Kab.-Ord. vom 4. Mai 1833. 
Verfügung des Oberbergamts zu Bonn vom 6. Dezember 1866. 


Nah den Beltimmungen des fünften Titels des U. B. G. hat 
der Bergmwerfsbefiger nicht das Recht, eine Abtretung von Grund: 
ftüden zu Eigenthum von dem Grundbefißer zu verlangen, ſon— 
dern er fann nur die vorübergehende Benutzung der Örund- 
ftüde beanſpruchen. 

In den bisher zu unjerer Entſcheidung gelommenen Erpro- 
priationsfahhen find von den Kommiſſarien die Verhandlungen in 
der Regel direft auf eine Abtretung des Eigenthums an Grund 
“ und Boden an den Bergwerksbefiger gerichtet gewejen, ohne daß 
der Grumdbefiger zu einer Erklärung darüber, ob er mit jener Ab: 
tretung an Stelle der vorübergehenden Benugung einverjtanden jei, 
veranlagt worden ift. Wenn auch in jenen Fällen eine ſolche Ein— 
willigung ftillihweigend vorausgeſetzt werden fonnte, wird es fich 
dennoch, um jpäteren Weiterungen vorzubeugen, empfehlen, ſtets 
eine ausdrüdliche Erklärung des Grundbeſitzers hierüber in die 
Verhandlungen aufzunehmen. 

Gleichzeitig bringen wir die in der Gejeßfammlung von 1833 
©. 49 abgedrudte Allerhöchſte Kabinetsorder vom 4. Mai 1833 
zur Nachachtung in Erinnerung, wonad allen in Exrpropriationg- 
angelegenheiten aufzunehmenden Verhandlungen die Stempelfreiheit 


zufteht. Die Herausg. 
LIV. 
Kreuzung von Zehenbahnen durch öffentlihe Bahnen. 
$. 153 3. ©. 


Die Magazine und Nicderlagepläge der Steinfohlenzechen im 
Dberbergamtsbezirt Dortmund liegen oft in beträchtlicher Entfer- 
nung von den Förderpunften. In diefen Fällen pflegt die Ber: 
bindung durch Yocomotiv- oder Pferdebahnen hHergeftellt zu fein. 
Die Pferdebahnen beftehen meist ſchon feit längeren Jahren.: In— 
zwiſchen ift die Bergiſch-Märkiſche und die Rheiniſche Yocomotivbahn 
angelegt worden. Beide Bahnen durchſchneiden einige der älteren 
Pferdebahnen. Hierdurch find Konflikte entjtanden, welche in lehter 
Zeit bei der vermehrten Förderung der Zehen und dem jehr ge- 
ftiegenen Berkehr auf den Locomotivbahnen eine bejondere Ber: 
Ihärfung erhalten haben. In diefem Stadium des Konfliktes ift 
von der Zeche ver. ©. die ntervention des Oberbergamts bean= 
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tragt worden. Das Oberbergamt hat hierauf den nachſtehenden 
Beiheid vom 12. Februar 1867 erlajjen: 

In der Verhandlung vom 28. Dezember v. N und in der 
Eingabe vom 10. dv. M. haben Sie Beichwerde über die Störungen 
geführt, welche die Kohlentransporte auf der Sellerbeder Pferde— 
bahn an den Kreuzungen mit der Bergiſch-Märkiſchen und Rheini— 
chen Zocomotivbahn erleiden, und gebeten, auf Grund des $. 158 
3. ©., welder von den Gijenbahnverwaltungen ‚ganz außer Acht 
gelaflen worden jei, in geeigneter Weiſe Abhülfe zu jchaffen. 

Wir erwidern hierauf, daß die Anwendung des $..153 auf 
den vorliegenden Fall, two eine Zechenbahn außerhalb des Gruben- 
feldes durch eine Locomotivbahn gefreuzt wird, nach dem Inhalte 
und Wortlaute des dritten Abjchnittes des Berggefehes, nach den 
Motiven dazu und nah den bezüglichen Yandtagsverhandlungen 
mehr als zweifelhaft erjcheint. Abgefehen hiervon, ſpricht der 8. 153 
den Bergbautreibenden ein Widerſpruchsrecht gegen die Ausführung 
der in dem $. bezeichneten Verkehrsmittel ausdrüdlih ab und be= 
ftimmt nur, daß die Bergbautreibenden vor Feſtſtellung der folchen 
Anlagen zu gebenden Richtung Seitens der zuftändigen Behörde 
zu hören feien. Können die Bergbautreibenden mit ihren Wünfchen 
und Anträgen Berüdfihtigung nicht finden, fo fteht denfelben ledig— 
ih ein Anſpruch auf Schadenerjah in den im $. 154 B. G. vor- 
gejehenen Fällen zu. Ein Weiteres fann au von denjenigen Berg— 
bautreibenden nicht geltend gemacht werden, deren Anhörung aus 
irgend einem Grunde unterblieben iſt. Eine nachträgliche Verneh- 
mung ift daher völlig zwedlos und gejeglih unzuläffig. Auch ift im 
vorliegenden Falle die Richtung der Locomotivbahnen nicht durch das 
Oberbergamt feftgeftellt worden, das Oberbergamt daher auch nicht 
als zuftändige Behörde im Sinne des $. 153 B. ©. anzu— 
jehen. !) 


m Als zuftändige Behörde find in dem nachftehenden Erlaffe des Han— 
delsminiſters vom 2. November 1866 — V 5250 — die Königl. Eifenbahn: 
Kommifjariate bezeidnet: 

„Nach 8.153 des A. B. G. find diejenigen, über deren Bergwerke Eijen- 
bahnen und dergleichen Anlagen geführt werden follen, vor Feitftellung der 
den leßteren zu gebenden Richtung Seitens der zuftändigen Behörde darüber 
zu hören, in welcher Weiſe unter möglichft geringer Benachtheiligung des Berg- 
werfseigenthbums die Anlage auszuführen fei. 

Ih Habe Anlaß, an diefe Beftimmung zu erinnern, und weile das K. 
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Das Oberbergamt ift hiernach gefeglih und zumal auf Grund 
des 8. 153 B. ©. nicht in der Lage, zu Gunften der Zeche ver. ©. 
zu 'interveniren. Allerdings hat die Bergbehörde gemeinſchaftlich 
mit der Ort3polizeibehörde die polizeiliche Auflicht über den Betrieb 
der Sellerbeder Pferdebahn jeither ausgeilbt. Beide Behörden wer— 
den daher au in Zukunft für die Sicherheit des Verkehrs auf der 
Zehenbahn Sorge zu tragen haben. Andererſeits fann es nad 
8. 153 in Verbindung mit $. 196 B. ©. feinem Zweifel unter= 
liegen, daß, wenn die Sicherheit des Verkehrs durch den vermehrten 
Betrieb der Locomotivbahnen gefährdet erſcheinen follte, die Zechen- 
bahn diejenigen Betriebsbefchräntungen, vorbehaltlich des etwaigen 
Anſpruches auf Entihädigung, zu erleiden haben würde, welche im 
jicherheitspofizeilichen Intereſſe geboten fein möchten. 

Im Uebrigen handelt es fih im vorliegenden Falle offenbar 
nicht ſowohl um polizeiliche, als vielmehr um wirthichaftliche Anter- 
efien, und find wir der Anficht, daß der im letzterer Beziehung zwi— 
Ihen der Gewerkſchaft und den Eifenbahndireftionen entftandene 
Konflitt eine befriedigende Löjung auf dem zur Zeit betretenen 
Wege der Vereinbarung finden wird. A. Ahenbadı. 


LV. 


Bedürfen die von Knappſchaftsvorſtänden abgejhlofjenen 
Berträge über Immobilien zu ihrer ®iltigfeit noch einer be; 
fonderen Genehmigung bes Oberbergamts? 88. 165, 183, 
184 8. ©. 

Der Vorſtand eines Schlefiihen Knappſchaftsvereins hatte in 
einer feiner Sigungen in Gegenwart des oberbergamtlichen Kom— 
miffarius die Abſchließung eines Grundftüds-Taufchvertrages be— 
ihloffen und einen feiner Beamten zum Vertragsabſchluſſe bevoll- 
mädtigt. 

Nah dem Vereinsftatute joll bei Gejchäften des Vorftandes mit 
anderen Perfonen ein oberbergamtlih auszufertigender Auszug aus 
dem Sibungsprotofolle als Vollmacht für den Beauftragten des 
Vorſtandes dienen. Diejer Beltimmung entjprecdhend war aud ein 
jenes Tauſchgeſchäft betreffender Auszug aus dem Sigungsprotofolle 


Eifenbahn-Kommiffariat an, in den. betreffenden Fällen, bevor dajjelbe wegen 
Feftftellung der Richtung einer Eiſenbahn ſich gutachtlich gegen mid äußert, 
auch jämmtliche betheiligten Bergwerkseigenthümer vorjhriftsmäßig zu hören.‘ 
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oberbergamtlich ausgefertigt worden, auf Grund dejlen der Beauf: 
tragte den Bertrag demnächſt gerichtlich abgejchloffen hat. 

Der Hppothefenrichter machte jedodh unter Bezugnahme auf 
$. 83 Th. U Tit. 6 A. L. R. die Befiktitelberichtigung von Bei: 
bringung der oberbergamtlihen Genehmigung zu jenem Bertrage 
abhängig. Die Ertheilung einer foldhen befonderen Genehmigung 
ift aber von dem Oberbergamte zu Breslau abgelehnt worden, und 
wohl mit Recht. 

Der 8. 83 a. a. O. beſtimmt allerdings, daß Corporationen 
ohne beſondere Einwilligung der ihnen vorgeſetzten Behörde unbe— 
wegliche Sachen weder an ſich bringen noch veräußern dürfen, und 
es iſt ferner ſowohl nach der früheren Geſetzgebung als auch nach den 
88. 165 und 183 des B. ©. unzweifelhaft, daß die Knappſchafts— 
vereine zu den Gorporationen gehören und unter der Aufficht des 
Oberbergamts ftehen. Daraus folgt aber nicht, daß der Borftand 
zum Abſchluſſe jedes Kauf- oder Taufchvertrags über Immobilien 
noch einer bejonderen Genehmigung des Oberbergamts bedürfe. 
Die Art und Weife der Verwaltung der Vereinsgeſchäfte und der 
Ausübung des ftaatlichen Aufſichtsrechts ift durch Specialgejeh 
(Titel VII des B. ©.) und durd die Vereinsftatuten geregelt. 
Nah 8. 181 B. G. vertritt der Knappſchaftsvorſtand den Verein 
nah außen und verwaltet das Vermögen deijelben. Das Statut 
des hier in Rede ftehenden Vereins bejtimmt noch jpeziell, daß der 
Vorſtand feine Beichlüffe in regelmäßigen Situngen zu fallen hat 
und daß über diefe Beichlüffe Prototolle geführt werden jollen. 
Die Dberbergämter haben nad 88. 183 und 184 B. ©. die Be— 
obadtung der Statuten und insbefondere die ftatutenmäßige Ver— 
waltung des PVereinspermögens zu überwahen und zur Ausübung 
dieſes Auffichtsrechts Kommiſſarien zu ernennen, welche befugt find, 
den Vorftandsfigungen beizumohnen und etwaige in denjelben ge= 
faßte ftatutenwidrige Beichlüffe zu fufpendiren. Wird ein folcher 
Beihluß von dem Kommiffarius nicht fujpendirt, jo gilt derſelbe 
al3 von der Auffichtsbehörde für genehmigt, und der Borftand ift 
auf Grund des ausgefertigten Protofoll3 zur Ausführung des Be- 
ſchluſſes in jeder Beziehung legitimirt, ohne daß e3 noch einer be= 
jonderen Genehmigung des Oberbergamts bedarf. Das Gericht 
wird in Fällen der vorliegenden Art eben nur die VBorlegung einer 
Ausfertigung des den Vorſtandsbeſchluß enthaltenden Sitzungspro— 
tofoll3 zu fordern haben. Geht aus demjelben hervor, daß der 
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Kommiffar den Beichluß nicht jufpendirt hat, fo ift die Sache eben 
in Ordnung. Die generelle Vorſchrift des $. 83 Th. I Tit. 6 
A. L. R. hat ſonach in Betreff der Angelegenheiten der Knapp— 
Ichaftsvereine ihre Modifitation durch die Spezialgefeßgebung er— 
halten; der Kommiſſar ift das Organ der Auflichtsbehörde, ſuſpen— 
dirt er den Beichluß nicht, jo gilt derjelbe als von der Auflicht3= 
behörde genehmigt. 

Infofern kann freilicd die Sache anders zu liegen fommen, ala 
nad) der jegt geltenden Gejeßgebung ($. 184 B. ©.) die Anmwefen- 
heit des oberbergamtlihen Kommiſſars in den Borftandsfigungen 
nicht mehr unbedingt nöthig ift und der Borftand in jeinen Sitzun— 
gen auch in Abweſenheit des Kommiſſars Beſchlüſſe giltig Fallen 
fann, vorausgejegt, daß dem Kommiſſar mindeftens drei Tage vor— 
her von der Sigung Kenntniß gegeben worden ift. Hat der Kom— 
miflar einer Vorftandsfigung, in welcher die Abſchließung eines 
Kaufvertrages über Immobilien beſchloſſen und hierzu Vollmacht 
ertheilt worden ift, nicht beigewohnt, fo trifft dann allerdings jene 
Präfumtion des Vorhandenjeins der Genehmigung der Aufſichtsbe— 
hörde nicht zu, und e& wird in einem ſolchen Falle der Hypotheken: 
rihter wohl die befondere oberbergamtliche Genehmigung des Be— 
Ihluffes zu verlangen befugt fein. gindig. * 


LVI. 
Gehören die Beamten des Knrappſchaftsvereins zu den mittel— 
baren Staatsbeamten? $$, 165, 183 B. ©. 

Nah 8. 69 Th. U Fit. 10 A. L. R. werden die im Dienfte 
einer dem Staate untergeordneten Corporation ftehenden Beamten 
zu den mittelbaren Staatsbeamten gerechnet. Geftübt auf diefe all- 
gemeine gejeblihe Beltimmung ſowie auf Grund des 8. 5 des Ge— 
jeßes dom 14. Mai 1860 (Geſetzſammlung von 1860 ©. 238), 
monad mittelbare Staatsbeamte von Entrihtung des Einzugsgeldes 
befreit find, Hatte der Beamte eines Knappfchaftsvereins die Zah: 
lung des Einzugsgeldes verweigert. Die in diefer Veranlaffung er- 
gangene Anfrage der betreffenden Bezirkäregierung, ob Beamte der 
Knappfchaftsvereine zu den mittelbaren Staatsbeamten zu rechnen 
jeien, wurde von dem Oberbergamte zu Breslau verneint aus fol® 
genden Gründen: 

Die Knappſchaftsvereine haben allerdings Gorporationsrechte 
und ftehen unter Aufficht des Staates ($$. 165 und 183 B. ©.); 
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daraus folgt aber noch feinestwegs, daß die Beamten ſolcher Vereine 
zu den mittelbaren Staatsbeamten zu rechnen find, denn der $. 69 
Th. HI Tit. 10 A. 2. R. hat, wie jhon aus der Natur der Sadıe 
und aus dem Begriffe eines „Staat3beamten“ von felbit folgt, 
nicht die Beamten aller mit Gorporationgredhten verfehenen und 
unter ftaatliher Aufficht tehenden Vereine im Auge, jondern nur 
die Beamten derjenigen Gorporationen, welche als Behörden in ir- 
gend einer Weile in die Verwaltung des Staates organifch einzu— 
greifen haben und mit der Ausübung einer öffentlichen Gewalt be— 
traut find. Diefer Grundſatz wird aud in den Refcripten vom 
16. November 1839 (v. Kamptz, Annalen Bd. 23 ©. 460) und 
bom 8. Juni 1846 (Minift. Bl. für die innere Verwaltung von 
1846 ©. 125) wiederholt anerkannt (cf. v. Rönne, Preußiſches 
Staatsreht Bd. II ©. 273). 

Jene Vorausfegungen treffen aber bei den Beamten der Knapp— 
ihaftsvereine, deren Zmed nad 8. 165 3. ©. Iediglih in Gewäh— 
rung von Unterftüßungen an die Vereinsgenoffen befteht, nicht zu, 
diefe Beamten ftehen daher nicht in der Kategorie der Staatöbeamten, 
fondern find bloße Privatoffizianten. Lindig. 


— 


Polizeilihe Anordnung gegen die Verbreitung der Cholera 
aufden Zehen des Reviers Frohnhaujen. $. 199 3. ©. 


Der Erlaß bergpolizeilicher Vorſchriften erfolgt entweder für 
beftimmte Bezirke (8.1978. G.) oder für einzelne Gruben (88. 198 
und 199 B. G.). Es giebt indeifen Fälle, wo die Anwendung des 
$. 197 B. ©. nicht räthlich ift, weil Gefahr im Verzuge, und mo 
die 88. 198 und 199 B. G. nicht anwendbar find, weil es fih um 
einen ganzen Bezirk handelt. Es bleibt daher nichts übrig, als die 
für den ganzen Bezirk nöthig befundenen Anordnungen für jede 
einzelne Grube defjelben befonders zu treffen. Im Mllgemeinen 
werden ſolche Fälle zu den Seltenheiten gehören, und am aller= 
mwenigften wird man an einen Fall denfen, wie er ſich im Ober- 
bergamt3bezirt Dortmund ereignet hat. 

Bekanntlich graffirte im vergangenen Jahre die Cholera in 
Effen und Umgegend. Bon derfelben wurde aud die Arbeiterbe— 
völferung heimgefucht; namentlich erkrankten und ftarben viele Berg: 
arbeiter, fo da auf einer Grube der Betrieb längere Zeit Hindurd) 
gänzlich eingeftellt werden mußte und, auf anderen Gruben eine 
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Betriebseinſtellung zu befürchten ſtand. Es lag nahe, die Urſache 
der vermehrten Anſteckung in den Gruben ſelbſt und zwar in der 
mangelnden Desinfection der Entleerungen zu ſuchen, welche von 
den über, der Arbeit erkrankten Bergleuten daſelbſt zurückgelaſſen 
wurden. Nachdem die Urſache erkannt war, galt es, ſofort die geeig— 
neten polizeilichen Anordnungen zu treffen, was denn auch Seitens 
des Revierbeamten durch Verfügung an die Betriebsführer geſchehen 
iſt. Später erfolgte die Vernehmung der Repräſentanten und dem— 
nächſt die Wiederaufhebung der übrigens zweckmäßigen Anordnungen. 
Der desfallſige Beſchluß des Oberbergamts iſt nebſt der veran— 
laſſenden Verfügung des Revierbeamten nachſtehend mitgetheilt: 


1. Verfügung des Revierbeamten vom 22. September 1866. 


Es iſt zu meiner Kenntniß gekommen, daß aus den Zechen 
des mir anvertrauten Reviers während der Arbeit an der Cholera 
erkrankte Bergleute zu Tage geſchafft werden müſſen. In den 
meiſten Fällen dieſer Art wird der Kranke Entleerungen durch 
After und Mund gehabt haben und dadurch Veranlaſſung zu wei— 
teren Anſteckungen geweſen ſein, da nach ärztlichem Dafürhalten 
gerade die Miasmen derartiger Entleerungen die Verbreitung der 
Krankheit befördern ſollen. 

Wenn nun auch die Grubenverwaltungen ſchon vorſichtig über— 
wacht haben mögen, daß die Grubenbaue nicht verunreinigt werden, 
jo ordne id) doch hiermit an: 

daß, im Falle Choleratranfe aus der Grube gefhafft werben 

müſſen, die Arbeitsörter derjelben durch einen zuverläffigen Mann 
befahren und von demfelben die etwa vorhandenen Excremente 
des Erkrankten nad Desinfection durch Eifenvitriol oder Chlor— 
falf!) aus der Grube zu Tage geſchafft und dort wo möglich 
vergraben werden ; 

daß ferner in jeder Haupt-Bauabtheilung ein Ahtritt, der täg— 

(ich zu desinficiren und zu reinigen ift, angelegt werde, und 
daß die Bergleute angewiejen werden, ſich nur diefer Abtritte zu 
bedienen. 


1) Die Desinfection der Grubenräume geihah hauptſächlich durch Aus— 
freuen von Chlorfalt in den Streden. Im Wetterftrom war der Chlorgeruch 
ftets zu bemerken, doch hat fich ergeben, daß die in den chlorigen Wettern ar- 
beitenden Menſchen und Pferde ganz unbeläftigt geblieben find, nachdem fie 
fih an die Wetter gewöhnt hatten. 
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Diefe Anordnung ift jofort zu beobachten, in das Zechenbuch 
einzutragen und den Bergleuten vorzulejen. 


2. Beihluf des Oberbergamts vom 19. Dezember 1866. 


In Sachen, betr. die polizeilichen Anordnungen des Bergge- 
ihmwornen Sch. vom 22. September’ d. J. gegen die Verbreitung 
der Cholera auf den Zehen des Reviers Frohnhaujen, wird nad) 
Vernehmung der Repräfentanten auf Grund der Akten und in 
Erwägung, 

daß im September d. J. die Cholera auf einzelnen Zechen des 
Reviers Frohnhauſen bereits einen bedenklichen Grad erreicht hatte 
und eine weitere Verbreitung derſelben zu befürchten ſtand, daß ſo— 
mit eine dringende Gefahr im Sinne des 8. 199 des A. B. G. 
vorlag, und der Revierbeamte geſetzlich ebenſo befugt wie verpflichtet 
war, die zur Beſeitigung der Gefahr geeigneten polizeilichen Anord— 
nungen ſofort und ſelbſt ohne vorgängige Vernehmung der Berg— 
werksbeſitzer oder der Repräſentanten zu treffen; 

daß die getroffenen Anordnungen als zweckmäßig anzuerkennen 
ſind, daß aber kein Grund vorliegt, dieſelben über die Dauer der 
Epidemie hinaus aufrecht zu erhalten; 

daß nad der amtlichen Erklärung des Königl. Kreisphufitus 
Dr. ©. zu Eſſen die Choleraepivemie nunmehr in den meiften der 
dortigen Gemeinden gänzlich erlojhen ijt und in den Übrigen nur 
nod in vereinzelten Fällen auftritt, welche jehr bald ebenfalls ver- 
ſchwinden werden, 

hierdurch gemäß $. 199 des U. B. G. beſchloſſen: 

daß die polizeilihen Anordnungen des Berggeſchwornen Sch. vom 
22. September d. J. wie hierdurch geichieht, aufzuheben. 
A. Ahenbad. 
LVIII. 

Ein Umwandlungsantrag für Flußſpathbergwerke iſt unzu— 
läſſig. Ein Recht dazu iſt auch aus $S. 222 des B. G. nicht her— 
zuleiten. $$. 215, 222 B. ©. 

Rekursbeſcheid des Handelsminiſters vom 29. Dezember 1866 — V 5916. 


In Sachen, betr. die Feldesumwandlung des Flußſpathberg— 
werts Rübezahl bei Arnsberg, wird auf die von dem Repräfentan= 
ten 8. zu K. eingelegte Rekursbeſchwerde auf Grund der Akten und 
in Erwägung, 

daß nad $. 1 des U. B. ©. der Flußſpath nicht zu denjenigen 
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Mineralien gehört, welche vom Berfügungsredhte des Grundeigen- 
thümers ausgeſchloſſen find, daß mithin unter Herrſchaft diejes Ge— 
jeges der Flußſpath nicht mehr gemuthet und verliehen werden fann; 
daß nad $. 215 des U. 3. ©. ein Ummwandlungs-Antrag in Be— 
ziehung auf das begehrte freie Feld als Muthung gelten ſoll und 
demgemäß nur in den Fällen zuläffig ift, in welchen das Geſetz die 
Einlegung der Muthung geftattet, daß aus diefem Grunde ein Um— 
wandlungsantrag, welcher fi, wie im vorliegenden Yalle, auf ein 
Flußſpathbergwerk beziehet, geſetzlich unſtatthaft erjcheint, da bei Zu= 
laſſung defielben ein Eingriff ın die dem Grundeigenthümer zuftehen- 
den Rechte erfolgen würde; 
daß dieſe Rechtslage auch dur $. 222 des U. B. ©. feine Aen— 
derung erleidet, indem dieſe gejegliche Beſtimmung der Art inter- 
pretirt werden muß, daß diefelbe mit den angeführten Gruudprin- 
zipien des Berggejeßes übereinftimmt; daß hiernach, wie auch die 
Motive des Berggefehes ergeben, der $. 222 die auf nicht vorbe— 
haltene Mineralien verliehenen Bergwerfe zwar den Vorjehriften der 
Berggefeßgebung 3. B. hinfichtlih der Beauffihtigung, der Erpro- 
priation, des Knappſchaftsweſens, der gewerkfchaftlichen Verhältniſſe 
- fortgefeßt unterwirft, dagegen eine Erweiterung des Feldes ſolcher 
Bergwerke nicht zuläßt (Zeitichr. für Bergredt Bd. VI ©. 573), 
hierdurch gemäß $. 191 des A. B. ©. zum Beſcheide ertheilt: 
daß der Beihluß des K. Oberbergamts zu Breslau vom 22. Of- 
tober d. 3. unter. Verwerfung der erhobenen Beſchwerde, mie 
hierdurch gefchieht, zu beftätigen und die Koſten des Verfahrens 
dem Refurrenten aufzuerlegen. Gedife. 


LIX. 
Ein Ummwandlungsantrag bedarf des Einverftändnijjes der 
Eigenthbümer eines umſchloſſenen Längenfeldes nur dann, 
wenn das umzumwandelnde und das umſchloſſene fängenfeld 
zur Gewinnung eben dbefjelben Minerals verliehen find. 
$. 216 8. ©. 
Beſchluß des Dberbergamts zu Breslau vom 16. Oftober 1866. 
In Saden, betr. die Feldesummandlung des Blei- und Zink: 
erzbergwerfs Redensglüd bei O., beichließen wir in Erwägung, 
daß die Eigenthümer dieſes am 19. Oktober 1864 mit einer 
Fundgrube und 12 Maaken Längenfeld nebft Vierung zur Gewin— 
nung bon Blei- und Zinferzen verliehenen Bergwerks unter dem 
5. Mai d. 3. die Ummwandlung des Längenfeldes in ein Geviertfeld 
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beantragt und die Grenzen des letzteren auf dem rechtzeitig nachge— 
bradten, vorſchriftsmäßigen Situationsriffe mit den Buchſtaben . . 
angegeben haben; 
daß am 28. v. M. im. Termine zur Schlußverhandlung der Berg- 
werfsdireftor K. als Repräjentant des innerhalb des begehrten Um- 
wandlungsfeldes belegenen, zur Gewinnung von Flußſpath am 
25. März 1858 mit einer, Yundgrube und 12 Maaßen Längenfeld 
nebit Vierung verliehenen Bergwerks Rübezahl bei U. erklärt hat, 
er jei nicht einverjtanden mit der durch den vorbezeichneten Um— 
wandlungsantrag beabfihtigten Umſchließung des geitredten Feldes 
des Bergwerks NRübezadl; | 
daß es indeß dieſes Einverſtändniſſes troß der begehrten Um— 
ſchließung im vorliegenden Falle nicht bedarf, weil der 8. 216 des 
B. G. vorausjegt, daß das begehrte Ummandlungsfeld und das be- 
jtehende Längenfeld die Ausgewinnung eben defjelben Minerals be= 
treffen, und das Geſetz für diefen Fall nicht nur Teldesitreitigfeiten 
zwijchen den beiderjeitigen Feldeseigenthümern verhüten (vgl. nament- 
(ih auch Abſatz 2 dajelbit), Jondern zugleich dem Eigenthümer des 
vorhandenen LTängenfeldes die Möglichkeit der Umwandlung jederzeit 
offen halten will; | 
daß ſonach der 8.216 auf den vorliegenden Fall überhaupt nicht 
anwendbar ift, indem das zum Bergwerk Redensglüd begehrte Um— 
wandlungsfeld die Gewinnung von Blei- und Zinferzen, das zum 
Bergwerk Rübezahl gehörige Längenfeld die Gewinnung von Fluß— 
ipath bezwedt, die Rechte der beiderfeitigen Eigenthümer, auch wenn 
fie innerhalb eben derjelben ?Feldesgrenzen ausgeübt werben, einan= 
der nicht nur nicht beeinträchtigen können, ſondern nicht einmal be- 
rühren, und die fünftige Ummandlung des zum Bergwerk Rübezahl 
gehörigen Längenfeldes, wenn fie überhaupt gejeglich zuläjfig wäre, 
durch den vorliegenden Ummwandlungsantrag nicht behindert wird, 
daß hiernad) der Namens des Bergwerks Rübezahl erhobene Ein- 
Ipruch für unbegründet zu erachten, und fonftige Bedenken oder Ein- 
ſprüche der begehrten Umwandlung nicht entgegenftehen (8. 318. G.); 
1) daß zu dem Blei- und Zinferzbergmwerfe Nedensglüd das begehrte 
Umwandlungsfeld zc. zu verleihen, 
2) dab der gegen diefe Verleihung vom Repräfentanten des Fluß- 
ipathbergwerts Rübezahl erhobene Einjpruch zurückzuweiſen, 
3) daß dem bezeichneten Einfprechenden die Koften dieſes Bejchluffes 
zur Laſt zu legen. Gedite. 
(Fortſetzung folgt.) 


Bonn, Drud von Carl Georgi. 


Berggeſetzgebung. 


— — 


l. Verordnung, 


betreffend die Einführung des Allgemeinen Bergge— 
ſetzes vom 24. Juni 1865 in das Gebiet des vormali— 
gen Königreih3 Hannover. Bom 8. Mai 1867. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen x. 
verordnien für das mit Unferer Monarchie vereinigte Gebiet des 
vormaligen Königreihs Hannover auf den Antrag Unferes Staats- 
minifteriums, was folgt: 
Artikel I. 


Das Allgemeine Berggeſetz für die Preußiſchen Staaten vom 
24. Juni 1865 (Gefeg-Sammlung für 1865 ©. 705) erlangt im 
Gebiete des vormaligen Königreihs Hannover unter nachfolgenden 
bejonderen Beitimmungen mit dem 1. Juli 1867 Geſetzeskraft. 


Artikel Il. 


Don den im $. 1 des Allgemeinen Berggejeßes von dem Ver— 
fügungsredhte de3 Grundeigenthümers ausgejchlofienen Mineralien - 
fommen, vorbehaltlich der bejtehenden Berechtigungen, Steinjalz nebjt 
der mit demjelben auf der nämlichen Yagerftätte vorfommenden 
Salzen und die Soolquellen in Wegfall. Die 88. 135, 165, 168 
und 196 des Allgemeinen Berggejeges finden, inſoweit fich diejelben 
auf Salzbergwerfe, Salinen, Soolleitungen und Soolbehälter be- 
ziehen, feine Anwendung. 


Artikel III. 


Hinfichtlih der Feldesgröße ift die Beltimmung unter 2 des 
Zeitſchr. ſ. Bergrecht. Band VII. 2. 10 
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$. 27 des Allgemeinen Berggejeßes maaßgebend, inſoweit nicht durch 
Artitel XV 8. 1 etwas Anderes beitimmt ift. 

Unter den im Allgemeinen Berggejeße in Bezug genommenen 
Maapen find überalf die Preußiſchen Maaße zu verjtehen. 


Artikel IV. 


Anfofern aus den vor dem 1. Juli diejes Jahres ertheilten 
Schürficheinen ein ausſchließliches Schurfredt auf ein bejtimmtes 
Feld herzuleiten ift, behalten diejelben ihre bisherige Kraft für die 
Zeit, auf welche fie erteilt find. Schürfſcheine ſolcher Art, welche 
auf unbeftimmte Zeit ertheilt find, verlieren ihre Kraft mit dem 
1. Juli 1868. 

Artikel V. 

Statt des Kreiſes und Regierungsbezirfs ift bis zur Nenderung 
der gegenwärtigen Hannoverſchen VBerwaltungsorganifation in der 
BVerleihungsurfunde der obrigfeitliche und der ——— Bezirk zu 
bezeichnen, in welchem das Feld liegt. 

Ueberhaupt ſind, wo im Allgemeinen Berggeſetze die Bezirfäre- 
gierungen erwähnt werden, darunter, jo lange die gegenwärtige Dan- 
noverſche VBerwaltungsorganijation befteht, die Yanddrofteien zu ver— 
ftehen. 

° Artikel VI. 

Auf das Bergwerkseigenthum finden Hinfichtli der Veräuße— 
rung, Verpfändung und des Arreftes die allgemeinen gejeßlichen 
VBorjehriften, welche in dieſer Beziehung für das Grundeigenthum 
in den vormals Hannoverſchen Yandestheilen gelten, Anwendung. 
Ebenſo bleiben die Beltimmungen des Hannoverſchen Rechtes hin— 
ſichtlich der Exekution, des Konkurſes und der Rangordnung der 
Gläubiger unverändert, joweit nicht dieſe Verordnung abweichende 
Vorſchriften enthält. 

Artikel VII. 

Der $. 108 de3 Allgemeinen Berggejehes erhält den Zuſatz: 

Die Wirkung der erfolgten Verpfändung ift nad den in dem 
Hannoverſchen Gejege über das Pfandredt und die Befriedigung 
der Gläubiger im Konfurje vom 14. Dezember 1864 88. 42 ff. ') 
über das Fauftpfand gegebenen Vorſchriften zu beurtheilen. 


1) $. 44. Das Fauftpfand erlischt, jobald der Pfandgegenftand mit 
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Artikel VII. 

Die Erekution in den Antheil eines Gewerken ($. 109) richtet 
ih nach den in den 88. 552 und 553 der Hannoverſchen bürger- 
lichen Prozeßordnung dom 8. November 1850 enthaltenen Bor- 
ſchriften 


Aufimmung des Släubigers in den natürlichen Befit des Verpfänders zu- 
rückgelangt. 

$. 45. Das Fauftpfand haftet für die Hauptforderung und für alle 
damit verbundenen Nebenforberungen. Wegen nicht connerer Forderungen 
findet ein Zurückbehaltungsrecht am Fauftpfande nicht ftatt. 

$. 46. Der Terfauf des Fauftpfandes zum Zwed der Befriedigung des 
Gläubigers darf ftattfinden, jobald die Pfandſchuld fällig geworden ift; hat jedoch 
der Berpfänder oder ein Bevollmächtigter deijelben einen befannten Aufent- 
haltsort im Inlande, jo muß der Gläubiger den Berpfänder oder den Be- 
vollmächtigten zwei Wochen vorher davon benachrichtigen, daß zu dem Verfauf 
geichritten werden fol. 

Dieſe Benachrichtigung kann durch die Poft erfolgen und gilt dabei der 
legte Sat des $. 123 der bürgerlichen Prozefordnnung. (8.123: Die Behändi- 
gung gilt mit der Auflieferung zur Poft für vollzogen und wird im ihrer 
Wirkung dadurd nicht aufgehoben, daß der Brief als unbeftellbar zurückkommt.) 

Unterbleibt die Benahrichtigung, jo kann der trotzdem bewirkte Ver— 
fauf des Pfandes deshalb zwar nicht angefochten werden, doc ift der Gläu— 
biger dem Berpfänder zum Erſatz des durch die Unterlaffung der Benachrid- 
tigung entftandenen Schadens verpflichtet. 

$. 47. Der Berfauf des Fauftpfandes muß in öffentlicher Berfteigerung 
durch einen Gerichtsvoigt gejchehen. 

Fauftpfänder, die einen Marktpreis haben, dürfen aud unter der Hand 
durd) einen Handelsmäfler oder in Ermangelang eines foldhen durch einen 
Gerichtsvoigt zum laufenden Preife verfauft werden. 

Der Berfauf durd den Gläubiger ſelbſt ift aud im Falle einer darauf 
gerichteten bejonderen Verabredung ungültig. 

1) 8.552. 2. Verfahren hHinfihtlid der zu pfändenden Ge- 
genftände. Die zu pfändenden Gegenftände müſſen gehörig verzeichnet, ficher 
aufbewahrt und dann ordnungsmäßig verfauft werden. 

Die Berzeichnung geichieht dur ein vom Gerichtsvoigte an Ort und 
Stelle aufzunehmendes, einen Theil des Pfändungsprotofolle bildendes In— 
ventarium der dem Schuldner abgepfändeten Gegenftände und ift von diefem 
oder einem feiner Hausgenoffen, zur Aushilfe wo thunlic von einem Nachbarn, 
zu unterfchreiben. Iſt zu bejorgen, daß der Gläubiger aus dem Ertrage der 
in Beſchlag genommenen Sachen jeine vollftändige Befriedigung nicht erhalten 
werde, jo hat der Gerichtsvoigt im Pfändungsprotofolle aud diejenigen Ge— 
genftände zu verzeichnen, welche er nad Borjchrift des $. 551 als von ber 
Pfändung ganz oder noch zur Zeit frei angejehen hat. 
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Artikel IX. 
Die im $. 141 des Allgemeinen Berggejeßes in Bezug genom— 


Die gepfändeten Saden müſſen dann im fichere Berwahrung gebradit, 
Koftbarkeiten in's Gericht geliefert werden. 

Iſt das Wegbringen der Sachen aus dem Gewahrjame des Schuldners 
wegen ihres Umfanges oder aus jonftigen Gründen nicht thunlich oder mit 
uuverhältnigmäßigen Koften verbunden, jo muß dem Schuldner vom Gerichts: 
voigte aufgegeben werden, für deren umverjehrte Aufbewahrung zu jorgen. 

Sollen bewegliche Sachen, welche ſich in den Händen eines Dritten 
befinden, gepfändet werden, jo ift dieſem bei Vermeidung eigenen Haftens 
deren Berabfolgung vom Gerichtsvoigte zu unterjagen, und findet dabei das 
für die Beichlagnahme von Activforderungen vorgejchriebene Berfahren Statt. 
(88. 555, 556.) | 

8. 553. 3. Auction. Sofort bei der Auspfändung ift zur öffent» 
lichen Berfteigerung der gepfändeten Sachen vom &erichtspoigte ein Termin 
anzufegen und diefer im Pfändungsprotofolle zu bemerken. Gold- Silber- 
jadhen und Pretiojen hat der Gerichtspoigt durch einen oder mehrere Sad)- 
verftändige abjchäten, dasjenige aber, was jonft nad Gewicht oder Maaß ver- 
fauft zu werden pflegt, gehörig wägen und meſſen zu laffen. i 

Mit Einwilligung der Parteien kann erft jpäter der Berkaufstermin 
angejetst werden; auch ift bei ſolchen Gegenftänden, welche dem Berderben 
ausgeſetzt find, mit deren Verfteigerung oder Berfauf nah dem Schätzungs— 
werthe ohne Aufihub zu verfahren. 

Die Auction muß zeitig öffentlih oder auf eine Weiſe befannt ge- 
macht werden, die der mehreren oder minderen Wichtigkeit des Gegenftandes 
angemefjen ift, in welcher Hinficht dev Gerichtsvoigt den bei freiwilligen Ver— 
fäufen geltenden Ortsgebraud zu berüdfichtigen hat. Sind die ausgepfän- 
deten Sachen von vorzüglihem Werthe und an dem Orte der Auspfändung 
nicht wohl zu verkaufen, jo müſſen fie, nad) vorgängiger' Benachrichtigung des 
Schuldners, an einen anderen paſſenden Ort geichafit umd hier verfteigert 
werden. 

Ueber die Auction jelbft ift ein ordnungsmäßiges Protofoll aufzuneh- 
men. Die Sachen find dem Höchftbietenden zuzujchlagen und gegen baare 
Bezahlung auszuliefern, falls nicht mit Genehmigung der Parteien die Ein- 
zahlung des Kaufpreifes geftunder ift. 

Der Gläubiger ift befugt, Gold und Zilber, wenn nicht der Tarwerth 
geboten wird, gegen diefen, jo wie ſolche Gegenftände, auf welche gar nicht 
geboten wird, gegen den durch Sachverftändige auszumittelnden Werth anzu: 
nehmen. Gläubiger und Schuldner fünnen der Auction in Perſon oder durd) 
Bevollmächtigte beiwohnen, dod darf der Schuldner, wie der Gerichtsvoigt 
und Ausrufer, weder jelbft noch durch Andere mitbieten; der Schuldner fann 
aber die Reihenfolge, in der die Sachen zu verfteigern find, angeben. 
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menen Grundſätze der Preußiſchen Gefeßgebung über das den Ei— 
jenbahngefellihaften gegenüber bejtehende Borfaufs- und MWieder- 
faufsrecht, insbefondere die SS. 16 bis 19 des Geſetzes über die 
Eifenbahn-Unternehmungen vom 3. November 1838 (Gejeg-Samm- 
lung ‚Tür 1838 ©. 505) !) fommen für den hier bezeichneten Fall 


Zeigt ſich beim Fortgange der Auction, daß durch den Verkauf der 
Saden bereits jo viel aufgefommen ift, wie zur vollftändigen Befriedigung des 
Gläubigers und zur Beftreitung erfordert wird, jo muß mit dem meiteren 
Berfaufe eingehalten werden, 

Die gelöfeten Raufaelder find nad Abzug der Koften der Zwangsvoll- 
ſtreckung dem, welcher diejelbe ausgewirft hat, ſoweit e8 die beizutreibende 
Summe erfordert, gegen Quittung vom Gerichtspoigte auszuzahlen. 

Nach Beendigung der Auction muß der Gerichtsvoigt dem Schuldner 
eine Abrechnung zuftellen, ihm den Ueberſchuß herausgeben und beiden Theilen 
auf Verlangen Abjchrift oder Einſicht des Auctionsprotofolls gewähren. 

1) Bergl. 1. Geſetz über die Eifenbahn-Unternehmungen. 
Vom 3. November 1838. (Geſetz-Sammlung von 1838 ©. 505.) 

8. 16. Hat die Gefellihaft ein nad $.8 der Erpropriation unterwor- 
fenes Grundftüd, jei es durch Erpropriation oder durch freien Vertrag er— 
worben, fo joll für dafjelbe ein Anſpruch ſowohl auf Wiederfauf als auf Vor— 
fauf eintreten, wenn in der Folge entweder die Anlage diefer Eifenbahn auf- 
gegeben oder das Grundftüd zu ihren Zweden entbehrlich wird. 

8.17. Den Anſpruch auf Wiederfauf und Vorkauf hat der zeitige Eigen- 
thümer des durch den urjprünglichen Erwerb ($. 16) verffeinerten Grundftüds. 

$. 18. Den Wiederfauf kann diejer Eigenthümer in ſolchem er zu 
jeder Zeit geltend machen; beftreitet die Gefellichaft das Dafein der im $. 16 
beftimmten Bedingungen, jo tritt richterliche Entjcheidung ein. Die Gefeliſchaft 
kann von ihrer Seite den Eigenthümer auffordern, ſich über die Ausübung 
dieſes Rechts zu erklären, und er verliert daſſelbe, wenn er nicht binnen zwei 
Monaten dieſe Erklärung abgiebt. Bei dem Wiederkauf zahlt der Eigenthümer 
den urſprünglichen Kaufpreis, nach Abzug der durch die bisherige Benutzung 
in dem Grundſtück entſtandenen Werthsverminderung. Dagegen kann die Ge— 
ſellſchaft keine Verbeſſerungen in Anrechnung bringen, wohl aber die von ihr 
auf dieſem Boden etwa errichteten Gebäude oder andere Anlagen hinwegnehmen. 

8. 19. Der Vorkauf tritt ein, wenn die Geſellſchaft das entbehrlich ge— 
wordene Grundſtück andermweit zu verkaufen Gelegenheit findet. Sie hat diefe 
Abficht, fowie den angebotenen Kaufpreis dem nad $. 17 berechtigten Eigen: 
thümer anzuzeigen, welcher fein Vorkaufsrecht verliert, wenn er ſich nicht bin- 
nen zwei Monaten darüber erflärt. Unterläßt die Gejellichaft die Anzeige, fo 
kann der Berechtigte feinen Anſpruch gegen jeden Beſitzer geltend machen. 

2. Geſetz, betreffend die Ablöfung der Reallaften und 
die Kegulirung der gutsherrliden und bäuerliden Verhält— 
niſſe. Bom 2. Mär; .1850. (Gefeg-Sammlnng von 1850 ©. 73.) 
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auch in dem Gebiete des vormaligen Königreihs Hannover in An— 
wendung. 
Artikel X. 

Un die Stelle des erjten Abſatzes des $. 166 des Allgemeinen 
Berggeſetzes tritt die folgende Beſtimmung: 

Die bereits beftehenden Knappſchaftsvereine bleiben in Wirf- 
amfeit. Der gegenwärtige Titel findet jedoch aud auf fie Anwen— 
dung, und find ihre Statuten mit den Vorſchriften defjelben in 
Uebereinftimmung zu bringen. 

Artikel XL 

Zugleih mit den Strafporfähriften des Allgemeinen Berggejehes 
tritt auch das Geſetz über die Beftrafung unbefugter Gewinnung 
oder Aneignung von Mineralien vom 26. März 1856 (Gejeg-Samm- 
lung für 1856 ©. 203) !) in Kraft. 


8. 4. Das duch Berträge oder lettwillige Verfügungen begründete 
Borkaufsreht an Immobilien, dag Vorkaufsrecht derjenigen, die eine Sache 
gemeinschaftlich zu vollem Eigenthum befigen, an deren Antheilen, jowie das 
Retraktrecht der Miterben nach dem Rheiniſchen Eivil-Gejeßbuch, bleiben in Kraft. 

Ein geſetzliches Vorkaufsrecht findet ferner wegen aller Theile von Grund- 
ſtücken ftatt, welche in Folge des von dem Staate ausgeübten oder verliehenen 
Erpropriationsrechts zu gemeinnütigen Zweden haben veräußert werden müs— 
fen, wenn in der Folge das erpropriürte Grundſtück ganz oder theilweife zu 
dem beftimmten Zwed nidyt weiter nothwendig ift und veräußert werden joll. 

Das Borkaufsreht fteht dem zeitigen Eigenthümer des durch den ur- 
jprünglichen Erwerb verfleinerten Grundftüds zu. Wer das Erpropriations- 
recht ausgeübt hat, muß die Abficht der Veräußerung und den angebotenen 
Kaufpreis dem berechtigten Eigenthümer anzeigen, welcher fein Vorkaufsrecht 
verliert, wenn er ſich nicht binnen zwei Monaten darüber erflärt. Wird die 
Anzeige unterlaffen, jo faun der Berechtigte feinen Anſpruch gegen jeden Be- 
fitter geltend machen. 

1) Geſetz über die Beftrafung unbefugter Gewinnung 
oder Aneignung von Mineralien. Bom 26. März 1856. 

Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König vou 
Preußen zc, 
verordnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages Unferer Monarchie, 
was folgt: 

$. 1. Wer ohne Befugniß bergbauliche Anlagen zur Gewinnung von 
Mineralien macht, welche der Staat fi) vorbehalten hat, oder zu deren Ge- 
winnung es einer Werleihung, einer Konzeifion oder einer Erlaubniß der 
Behörde bedarf, wird mit Geldbuße bis zu zweihundert Thalern oder Ge- 
jängniß bis zu drei Monaten beftraft. 
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Bis zur Aufhebung der gegenwärtig im Gebiete de3 vormali— 
gen Königreih3 Hannover beftehenden allgemeinen ftrafgefeglichen 
Beitimmungen ijt jedoch bei Gefängnißjtrafen von mehr als drei 
Monaten ftatt der letzteren auf Arbeitshaus zu erfennen. 

Artifel XII. 

Die Beſitz- und Nechtöverhältniffe in Bezug auf die Stein- 
und die Braunfohlen im FürftentHum Calenberg, einſchließlich der 
Grafſchaft Spiegelberg, jollen wie bisher aufrecht erhalten werden. 

Artikel XII. 


Auf den im vorftehenden Artikel bezeichneten Bergbau auf Stein- 
und Braunfohlen fommen jedoch der dritte Titel mit Ausnahme der 
SS. 50 bis 57, 63 und 65, der erſte Abſchnitt des fünften Titels, 
injofern es fih um die Grumdabtretung behufs Anlage von Wegen, 
Eiſenbahnen, Kanälen, Wafjerläufen und Hülfsbauen handelt, der 
zweite Ubjchnitt des fünften Titels mit Ausnahme des 8.152, ferner 
der fiebente, achte und neunte Titel, $. 241 des elften und $. 242 
des I Titels des Allgemeinen Berggejebes zur Anwendung. 


Die Strafe ift Geldbuße bis zu fünfhundert Thalern oder Gefängnif 
bis zu ſechs Monaten, wenn die mittelft der Anlagen gewonnenen Mineralien 
weggenommen find. 

$. 2. Wer ohne Befugniß, jedoh ohne Errichtung bergbaulicher An— 
lagen, anftehende Mineralien, welche der Staat ſich vorbehalten hat, oder zu 
deren Gewinnung e8 einer Verleihung, einer Konzeſſion oder einer Erlaubnif 
der Behörde bedarf, in der Abſicht wegnimmt, diejelben ſich zuzueignen, wird 
mit Geldbuße bis zu fünfzig Thalern oder mit Gefängniß bis zu ſechs Wo⸗ 
chen beſtraft. 

Der Verſuch, die Theilnahme, die Hehlerei und die Begünſtigung wird 
mit gleicher Strafe beſtraft. 

$. 3. Wer bei Benutzung feines Bergeigenthums fahrläſſigerweiſe die 
Grenzen feines Grubenfeldes ütberfchreitet, hat Geldbuße bis zu fünfzig Thalern 
oder Gefängnik bis zu ſechs Wochen verwirft. 

Geſchieht eine ſolche Ueberſchreitung der Grenze vorſätzlich, ſo finden die 
in dem $. 1 angedrohten Strafen Anwendung. 

$. 4. Die rechtswidrige Zueignung ſchon gewonnener Mineralien ift nad) 
den Beftimmungen bee Strafgeſetzbuchs über Diebftahl oder Unterfchlagung zu 
beftrafen. 

Urkundlic unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrud- 
tem Königlichen Inftegel. 

Gegeben Potsdam, den 26. März 1856. 

Friedrich Wilhelm, 
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Artikel XIV. 
Rückſichtlich des Eijenfteinbergbaues in dem im 8. 42 des Kom— 
munionharz⸗-Theilungsrezeſſes vom 4. Oktober 1788 bezeichneten Be— 
zirfe behält es bei den Beftimmungen des: leßteren fein Bewenden !). 


Artikel XV. 

Für den Eifenfteinbergbau in den im Nrtifel XIV nit aus- 
genommenen Theilen des Bezirks des Berg: und Forftamtes zu Claus— 
thal, einschließlich de3 Amtes Elbingerode, wird das Folgende be— 
jtimmt: 

8. 1. In Betreff der Feldesgröße ift die Beitimmung unter 1 
des 8. 27 des Berggejeßes maaßgebend. 

$. 2. Die Eigenthümer der vom 1. Juli diefes Jahres an 
berliehenen Bergwerke find nicht berechtigt, die Lieferung von freiem 
Grubenholz aus den Königlichen Forften oder die unentgeltliche Ab- 
tretung der Benugung von Königlihem oder Gemeinde-Grund und 
Boden zu erlangen. 

Soweit dagegen den Eigenthümern der vor diefem Zeitpunfte 
verlichenen Bergmerfe ein derartiger Anſpruch zufteht, bleibt der- 
jelbe für diejenigen Bergwerke aufrecht erhalten, welche durch Eigen- 
löhner betrieben werben. 

8. 3. Die Bergmwerfabeliger find fortan Hinfichtlich des Betrie- 
bes der Bergmwerfe und der Verfügung über den gewonnenen Ei- 
jenftein nur den allgemeinen gejeglihen Beftimmungen unterworfen, 
inſoweit nicht die Rechte Dritter entgegenftehen. 

$. 4. Innerhalb des Amtes Elbingerode fteht den nad) $. 7 


der Vergordnung vom fur die Elbingeroder Eifenfteingru- 
ben ?) allein zum Muthen berechtigten Perfonen auch fernerhin die 
ausschließliche Befugniß zu, Muthungen auf Eifenftein einzulegen. 
Dagegen findet eine Beihränfung in der freien Befuguiß, erwor— 
bene Muthungsrechte oder verliehene Bergwerfe an Dritte zu ver: 
äußern, nicht ftatt. 

$. 5. Das bisher bei dem Amte zu Elbingerode geführte Ver— 
leihbuch, ſowie das von der Rothehütter Adminiftration geführte 


1) Bergl. die Motive. 4 

2) Der $. 7 lautet: 

„Zur Muthung find nur hausbefigende Fürger von Eibingerode be- 
rechtigt, welche jelbft Grubenarbeit treiben.” (Vergl. S. 44 ff. des Jahrg. VIII 
der Zeitjchrift für Bergrecht.) 
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Lagerbuch find zu fchließen und an das ordentliche Gericht des Bezir- 
kes abzugeben. | 

8. 6. In den Nechtsverhältnifien der Mitbetheifigten der am 
1. Juli diefes Jahres im Beſitze mehrerer Perſonen befindlichen 
Bergwerke wird durch diefes Geſetz nicht? geändert. Jedoch finden 
die Beftimmungen des 8. 134 des Allgemeinen Berggejeges auch auf 
diefe Vergmwerfe mit der Maaßgabe Anwendung, daß der bisherige 
Lehnträger die dafelbft bezeichneten Gejchäfte ohne Neuwahl eines 
Repräjentanten wahrzunehmen hat. 

Durch einen von einer Mehrheit von wenigſtens drei Vierthei- 
len aller Antheile gefaßten Beichluß können die Mitbetheiligten eines 
jolhen Bergwerks die im vierten Titel de3 Allgemeinen Bergge— 
ſetzes (88. 94 bis 132) enthaltene gewerkſchaftliche Verfaffung an— 
nehmen, joweit nicht vertragsmäßige Verabredungen entgegenitehen. 

Der Beſchluß ift gerichtlich oder notariell aufzunehmen. 


Artifel XVI. 


Dem Königlichen Fiskus fteht, vorbehaltlich der bereits erwor— 
benen Rechte Dritter, das ausſchließliche Recht zum Bergbau auf 
alle von dem Berfügungsrehte des Grundeigenthümers ausgejchlos- 
jenen Mineralien in dem nachfolgenden Felde zu, welches begrenzt ift: 

1) gegen Oſt durch die Dfer von der Einmündung des Lan— 
gethals in diejelbe bi8 an die Yandesgrenze oberhalb der Rhomker 
Brüde; 

2) gegen Nord, Welt und Süd durh die Landesgrenze 
zwiichen dem vormaligen Königreihe Hannover und dem Herzog— 
thume Braunſchweig in ihrer Erftrefung von der Oker bi zur In— 
nerfte, zum Lindthalskopf nördlih von Lautenthal, ſowie weiter bis 
zur Laubhütte unterhalb Grund und den Eichelbadh entlang bis zum 
Grenzftein 99 am Kalten Born und endlih bis zum Grenzſtein 
No. 56 A am Harzwege; 

3) gegen Südmeft dur die gerade Linie, welche den Grenz— 
ftein No. 56 A am Harzwege mit der Mitte der Chauffeebrüde über 
die Innerſte bei der Ziegelhütte verbindet ; 

4) gegen Südoft durch die gerade Linie zwilchen der Mitte 
der Chauffeebrüde über die Annerfte bei der Ziegelhütte bis zum 
Bereinigungspunfte des Hellerthales und Politerthales ; 

5) ferner gegen Südmweft und Südoſt durd die gerade 
Linie von der Vereinigung des Hellertdales und Polſterthales bis 
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zur Mitte des Altenauer Hütten = Teihdammes, durch die ebenfalls 
gerade Linie von hier ab bis zur Bereinigung des Großen Gerlachs— 
baches mit der Röhrenbrunnenfappe, dur die Röhrenbrunnenfappe 
thalaufwärt3 bis zum Dammgraben und durch den Lauf des Damm- 
grabens bis zu dem Bunfte, two der eritere das Schneidewaſſer trifft; 

6) gegen Oft dur die gerade Linie von diefem Punkte bis 
zur Vereinigung de3 Baches im fleinen Trogthal und der feinen 
Hume; 

7) gegen Nord durch die gerade Linie von der Vereinigung 
des Baches im fleinen Trogthal und der fleinen Hume bis zum 
Eintritt des oberen Wildſchützenthales in das Langethal, durch das 
Langethal bis zu deffen Vereinigung mit der Dfer. 

Artikel XVII. 

Die Mutdung und Berleihung ton Bergjchmiede- Gereiftigleiten 
findet nicht ferner ftatt. Die Befugniffe der Bergbehörde gegenüber 
den beftehenden Bergſchmieden bleiben aufrecht erhalten. 

Artikel XVII. 

Die künftige VBerfaffung und Berwaltung der Bergbaufaffe zu 
Glausthal ift durch ein von dem Finanzminifter und dem Minifter 
für Handel, Gewerbe und öffentlliche Arbeiten gemeinschaftlich zu 
erlaffendes Statut zu regeln. 

Artifel XIX. 

Das Hannoverfche Gejfeg vom 21. Mai 1854 über Wahrneh— 
mung der Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarfeit in Bergſachen 
auf dem Oberharze iſt aufgehoben !). 





1) Diejes Geſetz lautet: 
Georg der Fünfte, von Gottes Gnaden König von Hannover zc. 
Ueber die Wahrnehmung der freiwilligen Gerichtsbarkeit in Bergſachen 

auf dem DOberharze erlaffen Wir, unter verfaffungsmäßiger Zuftimmung der 
allgemeinen Ständeverfammlung des Königreichs, das gegenwärtige Geſetz. 

$. 1. Die freiwillige Gerichtsbarkeit bezüglich des unter der Verwal— 
tung des Berg- und Forftamtes zu Clausthal ftehenden Bergeigenthums, welche 
die Mitwirkung des dinglich zuftändigen Nichters erfordert, wird einem Berg— 
richter übertragen. 

Ton demjelben Fönnen auch fonftige, das Bergeigenthum betreffende, 
Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit wahrgenommen mwerben. 

$. 2. Etwaige Feichwerden gegen Berfügungen der Bergrichters, welche 
die demjelben überwiejene freiwillige Gerichtsbarkeit betreffen, find an das 
Obergericht zu Dfterode zu richten. 
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Die Wahrnehmung der bisher dem Bergrihter bezüglich des 
Bergeigenthumes im Bezirke des Berg- und Forjtamtes zu Clausthal 
zugeftandenen freiwilligen Gerichtsbarkeit geht auf die ordentlichen 
Gerichte über, an welche die bisher von dem Bergrichter geführten 
Bergbücher abzugeben find. 

Artikel XX. 

Den Bergarbeitern fteht in Beziehung auf die Rüdjtände an 
Lohn und anderen Emolumenten das Vorzugsrecht des 8.59 No. 4 
des Hppothefengefeßes vom 14. Dezember 1864 zu '). 


8. 3. Die Geſchäfte des VBergrichters werden durch ein vechtsverftän- 
diges Mitglied des Berg- und Forftamtes zu Clausthal und im deſſen Behin- 
derung durch einen anderen Rechtsverftändigen wahrgenommen. 

Diefe werden durch Unfere Minifterien der Juſtiz und der Rinanzen 
gemeinichaftlih ernannt. 

8. 4. Dem betreffenden Beamten find zugleich die mit der Führung 
der Berg. und Berleihbücher verbundenen Berwaltungsgefchäfte zu übertragen. 

Für feine Dienftthätigkeit in diefer Beziehung bleiben die Verordnung 
vom 9. Auguft 1850 und die beftehenden Geichäftsorbnungen für das Berg» 
und Forftamt maßgebend. 

$. 5. Dieſes Gefet bezieht ſich nicht auf die Verhältniffe des Eijen- 
fteinsbergbaues im Bezirke des Amtsgerichts Elbingerode. 

8. 6. Alle diefem Geſetze entgegenftehenden Vorſchriften, imgleihen aud) 
die Verordnung vom 5. März 1816, betreffend die Ab- und Zufchreibung der 
Bergtheile oder Kuren am Harze 2c. werden hierdurch aufgehoben. 

8. 7. Dies Gefet tritt mit dem 1. Junius diefes Jahres in Kraft, und 
werden Unſere Minifterien der Juftiz und der Finanzen mit der Ausführung 
beauftragt. 

Daffelbe joll durch die erfte Abtheilung dev Geſetzſammlung verfündigt 
werden. 

Gegeben Hannover, den 21. Mai 1854. 

(L. S.) Georg Rex. 

Mit dem vorftehenden Geſetze ftehet in Zufammenhang $. 9 des Ge- 
jeßes vom 14. December 1864 über das Pfandrecht zc., welcher wörtlich lautet: 

„Hypotheken an dem unter der Verwaltung des Berg- und Forftamtes 
zu Clausthal ftehenden Bergeigenthum, welche die Mitwirkung des Bergrichters 
erfordern, müfjen in die Bergbücher eingetragen werden.“ Dieje Eintragung 
hat in Zukunft der gewöhnliche Richter vorzunehmen. 

1) Nachdem im S. 59 unter No, 1, 2 und 3 als abfolut privile 
girte Forderungen die Beerdigungsfoften, die Koften des Arztes und 
Apothefers, der Liethlohn nach Borichriit der Verordnung vom 30. Juli 1830, 
welche ſich auf Dienftverhältniffe mit Lohn und freier Belöftigung und 
daher auf Bergleute nicht beziehet, aufgezählt find, folgen unter No. 4: 
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Artifel XXI. 

Rüdfichtlih der bisherigen Bergwerksabgaben, jomweit diejelben 
an die Staatskaſſen zu entrichten find, treten die nachfolgenden Be— 
fimmungen mit dem 1. Juli diefes Jahres in Kraft: 

$. 1. Die von den Eijenerzbergmwerfen bisher erhobenen Berg— 
werfSabgaben find aufgehoben. 

$. 2. Der Bergwerkszehnte und die fonftigen Bergmerfsab- 
gaben, wie da3 Lehn- und Verjchreibgeld find aufgehoben. An deren 
Stelle tritt eine Bergwerksſteuer von zwei Prozent von dem Werthe 
der Produkte des Bergwerks zur Zeit des Abſatzes der letzteren, aus— 
ſchließlich der Eijenerzbergiverfe. 

Hinſichtlich der Erſtattung eines verhältnißmäßigen Antheiles 
der Poch- Waſch- Hütten- und ſonſtigen Zubereitungskoſten bei Erz— 
bergwerken durch den Staat, ſowie der Ermittelung, Feſtſtellung 
und Einziehung der Bergwerksſteuer kommen die in den älteren 
Provinzen des Staates beſtehenden Vorſchriften zur Anwendung. 

Z. 3. Die auf privatrechtlichen Titeln beruhenden Befreiungen 
von den Bergwerksabgaben werden aufrecht erhalten. Ebenſo werden 
die von dem Staate über Bergwerksabgaben abgeſchloſſenen Verträge 
durch die Vorſchriften der 88. 1 und 2 nicht verändert. 

Hinfichtlih der Aufhebung oder Ermäßigung diejer Bergwerks— 
abgaben fommt das Gefe vom 17. Juni 1863, betreffend die Ab- 
änderung des $. 13 des Geſetzes über die Beiteuerung der Bergwerke 
vom 12. Mai 1851 (Gejeb- Sammlung für 1863 Seite 462) zur 
Anwendung. 

Artifel XXII. 

Mit dem 1. Juli 1867 find aufgehoben: das gemeine deutjche 
Bergrecht, die fämmtlihen in den zum vormaligen Königreich Han— 
nover gehörenden Yandestheilen geltenden Bergordnungen, insbeſon— 
dere auch die Bergordnung für den Eifenfteinbergbau bei Elbingerode 


vom 7,37, ferner alle übrigen allgemeinen und befonderen 
Gefeße, Verordnungen und Gewohnheiten über Gegenftände, auf 
welche das Berggejeg und die gegenwärtige Verordnung fich beziehen. 


„Die Forderungen der Fabrikarbeiter, Tagelöhner und Handwerksgefellen auf 
einen rüdftändigen vierwöchigen Lohn unter der Vorausjegung, daf bie 
vier Wochen, für welche der Lohn verdient ift, im die letzten ſechs Donate 
vor Eröffnung des Eoncurjes fallen und daf den genannten Berfonen wegen 
diejes Lohnes nicht das dem Viethlohne nad) der Berordnung vom 30. Zuli 1830 
gebührende Privilegium zukommt.“ 
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Urkundlich unter Unſerer Höchiteigenhändigen Unterjehrift und 
beigedrudtem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 8. Mai 1867. 
(L. S.) Wilhelm. 
(Gejeg-Sammlung von 1867 ©. 601 bis 607.) 


Motive 


der Allerhöchſten Verordnung, betreffend die Einfüh— 
rung des Allgemeinen Berggejetes vom 24. Juni 1865 
in daS Gebiet des vormaligen Königreichs Hannover. 


Die im Jahre 1865 eingetretene Reform der Berggejeßgebung 
in Preußen veranlakte befanntlih den größeren Theil der deutjchen 
Bergbauftaaten, im Anjchluffe an das Preußiſche Allgemeine Berg- 
gejeg vom 24. Juni 1865 eine Verbeſſerung und Umgeftaltung des 
einheimischen Particular-Bergrechtes anzuftreben. Auch in dem ehe- 
maligen Königreih Hannover wurden bereit3 im Juli 1865 bon 
dem Minifterium der Finanzen und des Handels dahin zielende 
Verhandlungen unter der Abjicht eingeleitet, der allgemeinen Stände— 
verjammlung in der nächſten Diät den Entwurf eines Berggejeßes 
vorzulegen. Am 21. November 1865 trat in Hannover eine Comes 
miffion zur Beratdung der angeftrebten Reformen zujammen, und 
ihon am 30. Januar 1866 fonnte das Berg: und Forſtamt zu 
Clausthal zum gutachtlichen Berichte über den aus jenen Berathungen 
hervorgegangenen vorläufigen Entwurf eines Berggeſetzes aufgefor- 
dert werden. Die Einficht in leßteren ergiebt, daß die niedergejeßte 
Commiſſion das Preußiſche Allgemeine Berggeſetz unter einzelnen, 
meiſt durch locale Verhältniſſe gerechtfertigten Modificationen faft 
durchweg angenommen Hatte. Der gutachtlihe Bericht des Berg: 
und Forftantes zu Clausthal it Ende Mai 1866 noch erjtattet, 
aber die weitere Verfolgung der Sade in Folge der großen politi= 
ichen Ereignifje des Jahres 1866 bis zu dem Zeitpuncte unterblieben, 
in welchem Seitens des Preußiſchen Minifters für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten die Beratdung einer Einführungs-Berord- 
nung für das Allgemeine Berggejeg vom 24. Juni 1865 angeordnet 
werden fonnte. Diefe Berathungen, zu welchen auch mehrere der 
früheren Gommiffionsmitglieder zugezogen worden find, haben im 
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Februar d. J. zu Hannover ftattgefunden ) und zur Aufftellung des 
Entwurfes einer Königlichen Verordnung geführt, welcher in der 
Hauptjache für annehmbar befunden worden ift. 

Die Dringlichfeit und Nothwendigfeit der Reform der Berg- 
gejeßgebung in den ehemals Hannoverſchen Landestheilen und zwar 
im Anſchluſſe an die Preußifche Gejeggebung hat die frühere Yandes- 
regierung, wie aus dem Borftehenden hervorgeht, jelbit anerfannt; 
nah Bereinigung der erfteren mit Preußen erjcheint die jchleunige 
Herbeiführung diefer Reform ſowohl im Intereſſe der Einheit des 
Rechtes, als namentlich im Intereſſe der betheiligten Induſtrie völlig 
unabmeisbar. 

In den ehemals Hannoverſchen Landestheilen beitehen nämlich) 
nicht nur, wie vor Erlaß des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 
1865 in Preußen, jehr verjchiedenartige particulare Rehtsbildungen, 
jondern in einem großen Theile des Gebietes fehlt es an allen feten 
Normen des Bergredhts, jo daß, wie bei dem Schürfen, Muthen, Ver— 
leihen, der eldesgröße, den Bergmwerfsabgaben, entweder das Er— 
mefjen der adminijtrativen Behörde maßgebend oder, wie bezüglich 
der Erpropriation, ein der Entwidelung der Induſtrie ſchädliches 
Schwanken der amtlichen Organe bisher vorhanden gewefen ift. Für 
die ſämmtlichen Landestheile exiftirt fein einziges gemeinfames Ge— 
je, wenn man nicht die in ihrer Anwendbarkeit nicht unbeftrittene 
Boriehrift der Goldenen Bulle Karls IV. vom Jahre 1356 Gap. IX 
über die Negalität der Metalle und des Steinjalzes hierher rech— 
nen will. 

I. Wird von dem Communion=Unterharze bei GoSlar, welcher 
wegen der mit Braunfchweig gemeinjamen Yandeshoheit fid) der ein= 
jeitigen Gejeßgebung entziehet, hier abgejehen, jo jind für den ehe- 
mal: Hannoverjhen Oberharz zahlreihe, wiewohl zum 
Theil objolet gewordene Berggejeße vorhanden. Auf den Silber- 
und metalliihen Bergbau dajelbit beziehen ſich namentlich 

1) Mitglieder der Commilfion waren: Geheimer Bergrath Dr. Achen— 
bad zu Berlin (Borfigender), Fabrifant Bureicd zu Pinden, Zirector 
Winter zu Georgs-Marienhütte bei Osnabrüd, Divector Wittenaner 
ebendajelbft, Bürgermeifter Miquél zu Osnabrüd, Advocat Dr. König zu 
Dfterode, Finanz-Affeffor Dr. Stüve zu Hannover, Berghauptmann von 
Yinfingen, Bergratd Ofthbaus, Bergraty Koch und Oberfactor Jahn, 
ſämmtlich zu Clausthal. Die Verhandlungen haben am 18. Februar zu Hau— 
nover begonnen und drei Tage gedauert. 
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1) rüdfichtlih Ber Grafſchaft Lauterberg die Bergfreiheit der 
Grafen Heinrih und Ernft von Sonntag nad) Viti 1521 
(Kalvör's hiſtoriſche Nachricht von den Unter- und Oberharzijchen 
Bergmwerfen And. II ©. 215). 
Die von denfelben Brüdern erlaffene Bergordnung von Montag 
nad St. Blaſius 1528 
(Thom. Wagner, corpus juris metallici ©. XXX und 1042), 
jowie die Bergordnung des Grafen Volkmar Wolf von Hohnftein 
vom 10. März 1576 (corpus juris et systema rerum metalli- 
carum ©. 238 ff.) 
wurden, nahdem 1593 mit dem Ausfterben der Grafen von Hohn— 
jtein die Grafſchaft Lauterberg an die Herzöge don Braunſchweig 
Grubenhagenjcher Linie gefallen war, durch die Bergordnung Herzog 
Wolfgangs von Braunſchweig-Lüneburg vom 18. September 1593 
erjebt. 
(corpus juris et systema rerum metallicarum ©. 202 ff.) 
Die zuerft genannte Bergfreiheit und die letztere Bergordnung find 
daher für die Bergwerfe bei Andreasberg maßgebend, joweit die— 
jelben nicht im Laufe der Zeit außer Anwendung gefommen find; 
2) rüdfichtlih des früheren Communionharzes, welder nad 
dem Erbvertrage vom 14. December 1635 (außer dem hier nicht 
in Betradht fommenden Rammelsberge, alfo dem gegenwärtig noch 
fortbeitehenden Gommunion=Unterharze bei Goslar) aus den Berg- 
werfen bei Zellerfeld, Wildemann, Grund und Yautenthal beftand 
und erjt nad dem Receſſe vom 4. October 1788 mit Zellerfeld, 
Wildemann und Lauterthal an das Churhaus allein gelangte, 
die Bergfreiheit Herzog Heinrichs des Jüngeren von Montag nad) 
Quasimodogeniti 1532, jpeciell für die Bergwerke am Iberge, 
zu Gittelde, im Grund und zu Zellerfeld 
(Galvör Anh. IV. ©. 217), 
die Bergfreiheit deilelben vom Nahr 1556 für Yellerfeld, Wilde: 
mann und Grund 
(Salvör Anh. VI. ©. 223), 
die Bergordnung deffelben vom 1. Januar 1550 für Grund, 
MWildemann, Lautenthal und Zellerfeld 
(Thom. Wagner, corpus juris metallici ©. 1057), 
die Bergordnung deſſelben vom 21. März 1555 für die Bergwerke 
im Rammelsberg, Hirſchberg, Grund, Wildenann, Zellerfeld, 
Yautenthal 
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(Thom. Wagner J. c. ©. 1066); 

3) rüdfichtlich des früher jchon einjeitigen Harzes, insbeſondere 
des Bergwerkes bei Clausthal 

die Bergfreiheit von Donnerſtag nad) Viti 1554, 
die Bergordnung vom 2. April 1554, 
beide erlaffen von Herzog Ernft von Braunfchweig-Lüneburg 

(Thom. Wagner 1. c. ©. 1062), 
die unter 1 erwähnte Bergordnung Herzog Wolfgang vom 18. Sep- 
tember 1593, welche außer auf Andreasberg auf den geſammten 
einfeitigen, im Grubenhagenſchen Belige befindlihen Harz Anwen— 
dung fand und nad) Thom. Wagner als das Hauptgefeb des Harzer 
Bergbaues zu betrachten ift, 

die Beftätigung der Clausthaler Bergfreiheit vom Jahr 1554 für 
die Bergitadt Altenau von Herzog Auguft 

(Thom. Wagner 1. c. S.XXXIV). 

Diefe theil3 den Joachimsthalſchen, theils den Churſächſiſchen Berg- 
ordnnungen faft wörtlich entnommenen Berggejege bilden die Grund- 
lage des Bergrehtes am Oberharze und find aud auf den Eiſenerz— 
bergbau in Anwendung gebradt worden. Auf letteren bezieht fich 
noch bejonders die Eiſen-Bergordnung des Herzogs Yulius von 
Braunjchmweig für die Eifenbergwerfe im Grunde am Iberge, welche 
nad 8.42 des Recejjes vom 4. October 1788 für die Communion— 
Eiſenhütte zu Gittelde beſtimmt find - 

(Thom. Wagner 1. c. ©. 1067). 

II. In dem Amte Elbingerode fommt für den Eijenerz- Berg⸗ 
bau die vom Könige erlaſſene Bergordnung vom 21. März 1847 
(Gejeg- Sammlung 1847, 3. Abtheilung No. 10. ©. 259), 
welde nad der Betanntmahung des Finanz-Minifteriums vom 8. 

Juni 1848 

(Gefeg-Sammlung 1848, 3. Abtheilung No. 29. ©. 29) 
verjchiedene Nenderungen erlitten hat, zur —— 

Dieſelbe hängt mit uralten Gewohnheitsrechten des Amtes zu— 
ſammen, welche auf Bitten der Bergleute am Tage Michaelis Ar— 
changeli 1594 der von Münchhauſenſche Amtmann Joh. Lindenberg 
zuſammenſtellte und sub reserv. der Aenderung confirmirte. Spätere, 
mit verjhiedenen Aenderungen bejtätigte Redactionen find aus den 
Jahren 1620, 1664 und 1694 befannt. 


II. In der Grafihaft Hohnſtein iſt die Anwendbarkeit der 
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früher erwähnten Bergordnung des Grafen Volkmar Wolf vom 10. 
März 1576 (corpus juris et systema rerum metallicarum ©. 238 ff.) 
beſtritten. Auf die Eiſenerz-Gewinnung in diefer Grafihaft ftand 
nad) einem Gräflich Stolbergifchen Rezeß vom 19. Juli 1704, welcher 
durch Churfürſtliche Rejolution vom 3. Dftober 1707 Beitätigung er- 
hielt, den Grafen zu Stolberg-Stolberg, ala Lehnsträger von Braun 
ſchweig-Lüneburg, das vorzugsweiſe Recht zu. Diejes Recht ift durch 
legtere an die Johannishütte in Afterlehn gegeben und mit der 
Hütte in Folge Lehnbriefs vom 18. Januar 1754 an die Familie 
Balke und demnädft an das Herzogthum Braunjchweig gelangt, 
während jpäter durch Vertrag zwiſchen Stolberg-Stolberg und Han— 
nover vom 4. Auguft 1821 $. 15 die Lehnsherrlichkeit der erfteren 
über die Johannishütte und den Gijenerj= Bergbau wiederum an 
Hannover abgetreten worden iſt. Die Fortdauer des Rechts auf 
die Eifenerz= Gewinnung wird übrigens wegen des Eingangs der 
Sohannishütte bejtritten. Berhandlungen, welche jeit ungefähr zwan— 
zig Jahren über dieje Angelegenheit mit Braunſchweig geführt wur- 
den, find jeit 1861 rejultatlos ruhen geblieben. 

In derjelben Grafſchaft Hohnitein ftehen den Grafen zu Stolberg: 
Wernigerode und Stolberg-Roßla bejondere Bergregalitätsrechte zu, 
da das Haus Stolberg „mit dem Schloſſe Hohnftein mit allen Zu— 
behörungen, mit allen... Hölzern, Wäldern... auch allen und jegli- 
hen Bergwerfen, welgerlei Erz und Metall die haben oder geben“, 
von Braunjhweig-Yünedurg nad) dem Ausfterben der Grafen von 
Hohnſtein beliehen ift. 

(Bol. auch Struben: Rechtliche Bedenfen 2. Thl. S.195 ff. 2. Aufl.) 

Nah dem Wortlaute der Yehnbriefe wird darüber gejtritien, 
ob das Stolbergifhe Regal die Steinfohlen mit umfafje, (vergl. 
übrigens Herttwig, Bergbucd sub voce Kohlen $. 10, insbejondere 
3. 14) wiewohl der Beligftand zu Gunften defjelben, wie es jcheint, 
angerufen werden kann. Soweit ji die Verhältniſſe überjehen 
laifen, beansprucht nach den Rezeſſen von 1645 und namentlich 1704 

1. der Graf Stolberg=Wernigerode das Regal im vollen Umfange 
in dem Gemeindebanne der Gemeinde Bettlershagen ; 

2. derjelbe das Baurecht auf Steinfohlen, Marmor, Alabafter, 
Braunitein, innerhalb der Hohnfteiner Forſt und fraft bejonderen 
Uebereinfommens mit Stolberg-Stolberg und Stolberg-Roßla aud) 
auf die jonftigen regalen Fojiilien innerhalb und außerhalb diejes 
Bezirkes, vorbehaltlich der Ausnahmen unter 3 bis 5; 

Seitfchr. f. Bergrecht. Band Yıill. 2. 11 
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3. der Graf zu Stolberg-Roßla das Baurecht auf Steinkohlen 
außerhalb des Hohnſteiner Forſtes und des Gebietes des Stiftes 
Ilfeld; 

4. der Graf zu Stolberg-Wernigerode und das Stift Ilfeld 
fraft eines Rezeſſes vom 15. September 1746 und 5. Auguſt 1750 
das gemeinihaftliche Abbaureht auf Steinfohlen im Stiftsgebiete. 
Alle Gonzeifionen zum Schürfen, Beftätigungen von Muthungen 
oder Ertheilung von Berleihungen über Steinfohlengruben jollen 
conjunctim gejchehen. 

5. Ueber die ehemaligen Rechte des Grafen Stolberg-Stolberg 
auf die Eifenerze in der Grafſchaft, einſchließlich des Stiftägebietes, 
nach einem nicht ratificirten Bergleiche vom Jahre 1654 ift bereit 
oben das Erforderliche bemerkt worden. 

Dieſe ſehr complicirten Regalitätsverhältnifie * bisher keine 
genügende Feſtſtellung erfahren. Soweit das Bergregal nachweisbar 
ſich in Privathänden befindet, wird daſſelbe bei Einführung „des 
Allgemeinen Berggejeßes dom 24. Juni 1865 genügenden Schuß 
durch 8.250 des erfteren erhalten, andererjeit$ aber nad) Anhalt, 
Umfang und Art der Ausübung einer genauen Feititellung und 
Regelung bedürfen. 

IV. Für alle übrigen Xandestheile von Hannover beftehet 
feine Bergordnung, wenn man davon abjehen will, daß die oben 
unter I 3 erwähnte Bergordnung von 1593 und die Bergfreiheit 
von 1554 eigentlih für das ganze Fürſtenthum Grubenhagen er: 
lafjen find. Die oberite Bergverwaltung, zulegt das Minifterium 
der Finanzen, ging daher in dieſen Provinzen nach gewiſſen Rich- 
tungen von den Grundſätzen des jogen. gemeinen Bergredhtes aus. 
Man nahm beftimmte Foſſilien als regale in Anſpruch, ohne indeß 
eine Freierflärung des Bergbaues anzuerkennen. Auf der anderen 
Seite war man nicht gewillt, den ganzen Bergbau in jenen Lan» 
deötheilen für Rechnung des Fiskus zu übernehmen, ſondern be- 
diente fich der Formen des freierflärten Bergbaues, um den Ueber— 
gang defjelben auf Private zu vermitteln. Da indeß wegen der 
nicht angenommenen Freierflärung und des demgemäß fehlenden 
Rechtes der Privaten auf Verleihung alle Acte der Verwaltung zu 
Gunſten von Bergbauluftigen die innere Natur eines Privilegiums 
haben mußten, jo war das Finanzminifterium genöthigt, fi un— 
mittelbar ſelbſt mit der Ertheilung der Schürffcheine, Muthungen 
und Berleifungen zu befallen, während am Oberharze das Berg: 
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und Forftamt zu Glausthal, im Amte Elbingerode das Amt da= 
jelbit, in der Grafſchaft Hohnftein die Vertretung der Regalherren 
Muthungen und Berleihungen bisher ertheilte. 
Bis zum Jahre 1866 waren nad) einem amtlichen Verzeichniffe 
von der oberften Bergbehörde verliehen im Bezirke 
der Yanddroftei Hannover ein Bergmwerf auf Eifenerze und 
jonftige regale Mineralien, 
der Yanddroftei Hildesheim 44 Bergmwerfe, meift auf Eifenerz, 
darunter I auf Schwefelfies, ein anderes auf Kupfer, Blei, 
Silber, 
der Landdroſtei Osnabrüd 13 Bergwerfe, meijt auf Steinfohlen 
und Eiſenerze, zum Theil auf Zint, Blei, Kupfer und Silber. 

Steine Verleihungen waren in den Landdrofteien Stade und 
Aurich gegeben; in der Landdroſtei Lüneburg ift jeit dem 13. Jahr» 
hundert die Saline zu Lüneburg verliehen. Die von dem Miniſte— 
rium gewährten Felder find theils auf Fundgrube und eine will» 
führlich gegriffene Anzahl Maapen oder auf Lehne, theil3 auf Feld» 
marfen, teils auf Bezirke „nad der Karte“ bemefjen. 

Schon aus dem Vorftehenden fann entnommen werden, daß 
die frühere Verwaltung die Regalität der Metalle in Anjpruch .ges 
nommen hat und fih im Beſitze dieſes Nechtes befindet. Die recht- 
liche Grundlage hierfür bietet die Goldene Bulle von 1356 Gap. IX, 
jomwie das jogen. gemeine Bergrecht al3 Theil des deutichen Privat: 
rechtes. Selbjt in denjenigen Yandestheilen, in welchen zur Zeit 
feine Verleihungen beftehen, it das Regal, inſoweit fich daſſelbe auf 
Metalle beziehet, wenigftens durch Ertheilung von Schürfidheinen 
gehandhabt worden. Lediglich bei dem Raſeneiſenſtein, welcher nad 
$. 1 des Allgemeinen Berggelehes vom 24. Juni 1865 der Verfü— 
gung des Grundeigenthümers unterworfen ift, pflegte unter Vorbe— 
halt der Regalrechte dem Unternehmer die Gewinnung nur in dem 
Falle geftattet zu werden, wenn ſich derjelbe vorher mit dem Grund: 
eigenthümer geeinigt haben werde. In dem Amte Meppen, jebt 
Herzogthum Aremberg-Meppen tim YanddrofteisBezirfe Osnabrüd, 
hat die von der Hannoverſchen Verwaltung behauptete Regalität 
de3 Raſeneiſenſteins jogar zu längeren Verwickelungen mit der 
itandesherrlihen Domainen=-VBerwaltung geführt, welche rüchſichtlich 
der Rajeneifenerze ein Regal des Herzogs von Aremberg in An— 
ſpruch nahm und verichiedene Verleihungen auf Rajeneifenerze er: 
tHeilt hatte. Zum Beweiſe der Regalität dieſes Minerales in dem 
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früher einen Theil des Niederitiftes Münfter bildenden Amte glaubte 
man ſich auf verjchiedene, von den Biſchöfen zu Münfter im Ober: 
ftifte Münfter ertheilte Berleihungen auf Rafeneijenerze berufen zu 
dürfen. Die von.dem Ober-Appellationsgerichte erlaffenen Urtheile, 
welche ji zum Theil allerdings widersprechen, jcheinen indeß im 
Allgemeinen diejer Auffaffung nicht günftig gewejen zu jein. 

Für diejenigen Yandestheile, in welchen gegenwärtig, abgejehen 
vom Oberharze, dem Amte Elbingerode und der Grafihaft Hohn 
ftein, Bergbau umgeht, fehlt «3 übrigens auch nicht an altherge- 
brachter Hebung in Handhabung des Bergregales, ſoweit ſich daſſelbe 
auf Metalle und Mineralien beziehet. Dies gilt namentlich von 
dem Fürſtenthum Hildesheim. Die Bergwerfs-Regiitratur enthält 
das Driginal einer am 30. Juni 1594 dem Amtmann auf dem Haufe 
Steuerwald ertheilten Inſtruction, nad) welcher derjelbe „vff allerley 
Mineral vnd Metalle” im Stifte Hildesheim Freiſchürfe, Muthungen 
und Verleihungen ertheilen, auch Erbitollen verleihen ſoll. Das 
Feld beträgt nah diefer Inſtruction eine Fundgrube und zwei 
Maaßen; dem Fürftbiichof jteht das Recht zu, eine Schicht, d. 5. 
acht Stämme mitzubauen. 

Thatſächlich beſaß die Familie der Freiherren, jpäteren Grafen 
von Brabed, eine derjenigen Yamilien, welche fich während mehrerer 
Sahrhunderte durch großartigen Bergbau im ganzen Welten Deutjch- 
lands augzeichnete und einen hervorragenden Namen in der Berg- 
baugeſchichte Deutichlands führt, im 17. und 18. Nahrhundert ver- 
ſchiedene Eijenerzbergmwerfe im Stifte Hildesheim. Bereit3 1558 war 
die Gijenhütte bei Daffel in Betrieb, welche 1696 Jobſt Edmund 
von Brabed, Biſchof von Hildesheim, neu erbaute und für die noch 
am 4. April 1783 der Biſchof Friedrih Wilhelm zu Hildesheim und 
Paderborn dem Domcantor von Brabed eine Diftrictsverleihung 
im Amte Hunnesrüf (am jogen. Steinberge bei Markoldendorf) 
auf fünfzig Jahre unter der Bedingung eines „bergordnungsmäßi- 
gen“ Betriebes ertheilte. Nachdem diefe Verleihung im Wege des 
Erbganges auf den Grafen Stolberg zu Speder übergegangen und 
durch Urkunde vom 2. Oktober 1833 auf fernere fünfzig Jahre ver- 
längert worden, fam diejelbe nebſt der Hütte in Folge eines von 
der Regierung beflätigten VBeräußerungsvertrages dom 12. November 
1842 in das Eigenthum eines Dritten. 

Sollte endlich die bei Goldaft in der collectio constitutionum 
imperialium 30.3 ©. 362 zuerjt abgedrudte Urkunde vom Jahre 
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1189, in welcher der ſpätere Kaifer Heinrich VI. noch bei Lebzeiten 
jeines Vaters den Silberbergbau den Biſchöfen von Minden, Pa— 
derborn und Osnabrück gegenüber als Kaijerliches Regal in An— 
jprud nimmt (cum omnis argenti fodina ad jura pertineat 
Imperii et inter regalia sit computata), nicht gefälfcht fein, wie 
aus mehrfadhen Gründen angenommen werden muß, jo würde eine 
der älteften Urkunden über das Regal auf Hannoveriche Zandestheile 
mit Bezug haben. 

Jedenfalls geht aus dem Dargeftellten hervor, daß die nad 
$. 1 des Allgemeinen Berggejebes vom Verfügungsrechte des Grund: 
eigenthümers ausgeſchloſſenen Erze auch für den ganzen Umfang des 
ehemaligen Königreiches Hannover fernerhin vorzubehalten ind. 

Nicht völlig gleichartig haben fich dagegen die Rechtsverhältniffe 
bezüglich der Stein= und Braunfohlen entwidelt. Gemeinrecht-— 
lich bilden dieje Foffilien befanntlich feinen Gegenftand des Regales, 
wiewohl heut zu Tage fein einziges Foſſil die volkswirthſchaftliche 
Bedeutung der Steinfohle befigt und die Feftftellung und Regelung 
des Mechtes zur Gewinnung der lehteren vornämlich eine Aufgabe 
der modernen Berggejeßgebung bilden muß, ſoweit nicht die beſte— 
henden thatfächlichen Verhältniſſe ſchwer zu befeitigende Hinderniſſe 
entgegenſtellen. 

Provinzialrechtlich hat ſich denn auch die Regalität der Stein— 
und Braunkohlen, wie aus manchen älteren Bergordnungen hervor— 
geht, ſchon frühzeitig gebildet. Dies gilt ebenfalls von einzelnen 
Hannoverſchen Provinzen. 

In dem Fürſtenthum Osnabrück wird zwar von C. G. W. 
Lodtmann: Delineatio juris publici Osnabrug. ©. 61 und ganz 
nad) ihm von Klöntrup: Wlphabetifches Handbuch der bejonderen 
Rechte und Gewohnheiten des Hochſtifts Osnabrüd sub voce Re: 
galien, das Recht des Grundeigenthümers zur Ktohlengewinnung 
angenommen; indeß ergeben die Acten der Bergverwaltung entſchieden 
das Gegentheil. Der uralte Betrieb des Steinfohlen-Bergwerfes am 
Piesberg Seitens des Magiftrat3 zu Osnabrück, von welchem es in 
dem am 24. März 1568 zwiſchen dem Domtapitel und dem Magi- 
ftrate zu Osnabrück abgeichloffenen Rezeſſe heißt: 

„tem den Herren des Raidk to Oſenbrugk dat je alleine jnn 
dem Preßberge de Steinfollen, war de to finden, brefen Taten 
vnd gewinnen, oif to eren beiten onn aller Inſperrung geneten 
mögen“, 
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ſpricht zwar nicht für die Berechtigung der Grundeigenthümer, fann 
aber andererjeit3 auch die Negalität der Steinfohlen für ſich allein 
nicht beweisen, zumal die Annahıne Zodtmann’s, vergl. acta Osnabrug. 
TH. I Stüd 4 $. 15, wonach das Recht des Magijtrates ſich aus 
der dem leßteren in der Pier Mark zugeftandenen Holzgrafſchaft 
entwickelt habe, nicht ganz ungerechtfertigt zu fein jcheint. 

Dagegen liegen jeit dem 16. Jahrhundert bis zur Gegenwart 
eine große Zahl von Berleihungen zum Steintohlenbergbau vor. 
Schon 1540 trieben die KHlöfter Jburg und Dejede auf Grund lan— 
desherrlicher Berleihungen Steintohlenbergbau. m Jahre 1604 
verlieh der Biſchof jeinem Droften Albrecht von Kappel, Erbgeſeſſe— 
nen zu Borgloh, das Recht zur Steinfohlengewinnung im Amte 
Iburg. Am 10. Dezember 1682 hatte Guft. Bernd. Moltke, Drofte 
zu Fürftenau, zu Gunften des Daufes Wulften eine Verleihung auf 
Steinfohlen erhalten. Am 1. Juli 1751 ertheilte Churfürſt Clemens 
Auguſt mehreren Unterthanen des Kirchjpiels Buer, Amt Gröneberg, 
eine Steintohlen-Goncejlion, welche ausdrüdlid als Conceſſion „dieles 
regalis“ bezeichnet wird. Am 22. September 1766 erging an die 
Hejeper Marf-ntereffenten folgende Refolution: 

„Den Hejeper Mark-Intereſſenten bfeibet auf ihre am 21. Juli 
d. J. übergebene Borftellung, den im Heſeper Berge anzulegenden 
Kohlbruch betreffend, zur ferneren Rejolution nunmehro ohnver— 
halten, wasmaßen im hieſigen Hochſtift die Steinfohlen-Brüde zu 
den Bergwerfen und mithin ad regalia zu rechnen find und mie bei 
den Bergwerfen demjenigen, der zuerjt gemuthet hat, der Vorzug 
bor anderen gebühret, nun aber die Einwohner von Bramſche ıc. 
bereit3 am 12. Juni d. %., mithin früher als supplicantes um 
die Sandesfürftlihe Goncejlion, den vermeldeten Steinfohlenbrud) 
nahjudhen und bauen zu dürfen, nachgeſucht haben, daß dahero 
den benannten Bramſchen Einwohnern der Vorzug gebühre und 
im Fall jih Steinfohlen finden, gegen Uebernehmung der Zehnt- 
Präjtation die nachgeſuchte Conceſſion ertheilt werden jolle.” 

Aus der neueren Zeit find namentlich von Bedeutung die dem 
Magiftrat zu Osnabrüd am 5. Juni 1864 und die dem Georgs— 
Marien-Bergwerfs- und Hütten-Verein am 18. Oftober 1856 und 
25. Februar 1858 ertheilten Verleihungen. 

Bei dieſer Sachlage konnte daher ein Erlaß des Finanz Mini: 
iteriums dom 15. Oftober 1852 das Kohlenregal auf Grund des 
Herkommens „unbedingt“ in Anſpruch nehmen. 
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Auh im Fürſtenthum Hildesheim ninımt ein Erlaß diejer 
Behörde vom 30. Juni 1857 das Ktohlenregal „entſchieden“ in An— 
jprud. Vielfache, im Laufe diejes Jahrhunderts ertheilte Schürf- 
Icheine auf Kohlen beweilen, daß der Staat die Regalität gehand- 
habt hat, wie denn auch am 3. Februar 1854 vorbehaltlich des 
Zehnten und der jpäteren Feldesfeſtſtellung eine Steinfohlen-Gon- 
ceifion auf den Lehberg bei Oberg, Amt Beine, ertheilt worden it. 
Die am 6. Februar 1694 von Ernſt Auguft, Herzog zu Braun— 
ihweig und Yüneburg, Biſchof zu Osnabrüd, an Jobſt Edmund 
von Brabed, Biſchof zu Hildesheim, ertheilte Conceſſion auf Stein- 
fohlen und Eijenerze im Elzer und Wehler Holze, weldhe 1831 der 
Fistus dur Kauf von dem Grafen Andreas zu Stolberg erwarb, 
fann freilich jchon deshalb für die Negalität der Steinfohle im 
Stifte Hildesheim nicht angeführt werden, weil diejer Bezirk, ob» 
gleich zeitiweile wegen der Hoheit ftreitig, doch früher. zum YFürften- 
thum Galenberg gehörte und erſt jpäter dem Hildesheimſchen Amte 
Gronau=Poppenburg einverleibt wurde. 

Dagegen enthält bereit3 die oben erwähnte Anjtruction für - 
den Amtmann auf dem Haufe Steuerwald vom 30. Juni 1594 die 
Beitimmung: 

„Ob dann Gott feinen Segen verleihen vnd Erz, Steinkohle 
oder anderes bejcheren würde, So joll er fleißig acht Haben vnd 
beitallen, da3 vnnjerm gn. Churf. ond Deren der Zehnt treulich 
verrichtet“ u. ſ. m. 

Diejer Vorſchrift geht vorher: 

„Es joll fih auch der Ambtmann erfhundigen, wie Sy es Im 
Fürſtenthumb Braunichweig mit der maßen zu belehnen vffe 
Steinihofe-Berdhwerdh verhalten, Sich darnad zu achten vnd 
vns wider zu berichten.“ 

Aus dem Jahre 1596 liegt ein Schürfgeſuch auf Steintohlen 
vor. 1696 finden im Amte Winzenburg mit Erlaubniß der Be— 
Hörde BVerjuchsarbeiten auf Steinkohlen jtatt. Am 4. Mai 1751 
wird den Gemeinden Petze, Seggefte, Almenftedt 2c. auf ihrem Erb: 
holz gejtattet, Kohlen zu ſuchen und zu gewinnen, vorbehaltlich einer 
Recognition und des Zehnten u. ſ. w. 

Wenn hiernach für die Fürftenthüner Hildesheim und Osna— 
brüd an der Regalität der Stein- und Braunfohlen nad dem bis— 
herigen Rechte nicht zu zweifeln ift, jo muß mit derjelben Entſchie— 
denheit für das Fürftentgum Galenberg, einjchließli der ehemals 
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von dem Haufe Naffau-Oranien als Calenbergiſches Lehen beſeſſenen 
Grafihaft Spiegelberg, das Recht des Grundeigenthümers zur 
Kohlengewinnung angenommen werden. In der älteren Zeit ſcheint 
freilich die Auffaflung eine abweichende, mindeftens eine ſchwankende 
gemwejen zu fein, wie verjchiedene Verleihungen aus dem 17. Jahr— 
hunderte bemweilen. Wenn auch einzelne diefer Berleihungen, wie 
die bereit3 erwähnte vom 6. Februar 1694 an Jobſt Edmund von 
Brabed, aus dem von der Herrichaft in Anſpruch genommenen Ei- 
gentgum an den jogen. Gemeinheiten ebenfalls hergeleitet werden 
fönnen, jo deutet doch der Anhalt jolcher Urkunden mit weit größe- 
rer Wahricheinlichleit an, daß der Yandesherr nicht als Grundherr 
oder bei Klofterforiten nicht als oberfter Biſchof, jondern als Regal- 
herr verliehen habe. Die Verleihung des Kohlenwerfes am Broehn, 
auf dem Eigenthum des Kloſters Wennigien, an den Statthalter 
des Stiftes Osnabrück, Ernſt Grafen von Platen, vom 17. Januar 
1696, jowie die noch früher in demjelben Jahrhundert gejchehene 
Verleihung des Statthalter Bartold von Rautenberg mit dem Stein- 
kohlen-Bergwerk im Forft der Stadt Münder am jogen. Hülfebrinte 
oder Heinen Süntel kann gleichfall® zum Beweiſe für dieſe frühere 
Auffaſſung angeführt werden. Bereits im vorigen Yahrhunderte 
fing man indeß an, die Steinfohle als Zubehör des Grund und 
Bodens zu betrachten. Gin, freilich ziemlich oberflähliches, Gut— 
achten des Vicekanzlers Struben vom 17. Januar 1755 verneinte 
die Regalität der Stein- und Braunfohle (vergl. Struben: Recht— 
(ihe Bedenken Thl. 2 ©. 289 ff. 2. Aufl.), wogegen allerdings ein 
Gutachten des Kammer-Gonjulenten Rath Steftner vom 25. Oftober 
1754 diejelbe bejahte. Ein jpäteres Gutachten des Kanzlei-Direktors 
von Boigt zu Celle vom 12. Dftober 1860 wiederholte die Anficht 
Struben’s unter dem Zujaße, daß der Herrichaft ex dominio fundi 
das Kohlengraben auf den Grundftüden ihrer Gutsleute und der 
Gemeinheiten zuftehe. Gin Beſchluß des Staatsminifteriums vom 
24. Auguft 1801 ſtimmt hiermit überein; es jollten „die näheren 
Modalitäten der Sache in Nüdjicht der landesherrlichen höchiten 
Dberauffiht und Oberlandspolizei und überhaupt alles deſſen, was 
in diejen Hinfichten entweder allgemein oder dafern Ddiejes jeine 
Schwierigkeiten oder Bedenfen haben möchte, in jedem einzelnen 
Falle zu beitimmen jein würde, vom Reſſort der Yandespolizei jein.“ 

Seitdem jtehet der Steintohlenbergbau, abgejehen von den fis- 
faliichen Bergwerfen, überall da unter dem Minifterium des Innern, 
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wo das Kohlenregal nicht vorhanden ift, und der gefammte Berg— 
bau auf Steinfohlen im Galenbergiichen wird aus dem Rechte des 
Grundeigenthümers abgeleitet. 

Die Zeitichrift des hiftoriichen Vereins für Niederfadhien, Jahr: 
gang 1866 enthält eine vom Amtsaſſeſſor A. Ebert zu Lehe ver- 
faßte, jehr ausführlide und gründliche „Geſchichtliche Darftellung 
des Kohlenbergbaues im Fürſtenthume Galenberg“, auf welche im 
Uebrigen hier verwiefen werden kann. 

Hiernad) erjiheint es klar, daß bei Einführung des Allgemeinen 
Berggejeges vom 24. Juni 1865 das gegenwärtig rechtlich wie that- 
jächlich beitehende Recht des Grundeigenthümers auf den Kohlen- 
bergbau im Fürftenthume Calenberg, einſchließlich der Grafichaft 
Spiegelberg, nicht mehr bejeitigt werden fann. Es waren daher 
ähnliche Vorjchriften, wie die in den SS. 212 und 213 des Allgemeinen 
Berggefetes für die ehemals Churſächſiſchen Yandestheile vorgejehe- 
nen Beitimmungen zu formuliven, wobei zu bemerfen it, daß die 
zur Berathung der Allerhöchiten Verordnung niedergejegte Commis— 
ſion einftimmig diefe Auffaſſung getheilt hat. 

In den anderen Landestheilen, außer den Fürjtenthümern 
Osnabrüd, Hildesheim und der früher erwähnten Grafihaft Hohn 
jtein, it zwar, wie im Fürſtenthum Galenberg eine Negalität der 
Kohlen ebenfalls nicht anzunehmen. In dieſen Landestheilen hat 
indeß ein Kohlenbergbau bisher iiberhaupt nicht jtattgefunden, wenn 
von vereinzelten, wenig gelungenen Verſuchen auf Braunfohlen im 
Fürſtenthume Göttingen abgejehen wird. Da demgemäß hier die 
Frage der Regalität bisher nur eine rein theoretijche geweſen ift und 
ein beſtimmtes Rechtsbewußtiein an der Hand thatlächlicher Verhält- 
niffe in allen jenen Landestheilen fich nicht hat bilden können, jo 
erſchien e& unbedenklich, den Borbehalt der Stein- und Braunfohlen 
für lestere ganz ebenſo auszufprechen, twie dies z. B. früher für 
Brandenburg und den größeren Theil von Pommern und nod 
neuerdings bei Einführung des Allgemeinen Berggefeßes für Hohen 
zollern, Neuvorpommern und Rügen gefchehen iſt. 

Das Preußiiche Allgemeine Berggefet hat endlich noch das 
Steinjalz nebft den mit demfelben auf der nämlichen Lagerſtätte 
vorfommenden Salzen und die Soolquellen von dem Verfügungs- 
rechte des Grundeigenthümers ausgejchloffen. Die zur Berathung 
der Allerhöchſten Einführungs-Verordnung niedergejegte Commiſſion 
war der Anſicht, daß mit Rückſicht auf die wirthſchaftliche Bedeu— 
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tung des Salzes der gleiche Vorbehalt für die jämmtlichen Hanno- 
verichen Yandestheile auszuſprechen jei. Dieje Anficht hat indeh bei 
näherer Prüfung der Sache nicht angenommen werden können. Zu— 
nächſt unterliegt es allerdings feinem Zweifel, daß die angeblich auf 
ein Privilegium Herzogs Johann von Lüneburg vom Jahre 1273: 
»Neque nos, neque heredes nostri, neque successores nostri 
unquanı alio tempore in eodem loco, ubi nova Salina fuit 
inventa, nec in alio loco intra eivitatem Luneborg vel etiam 
extra in dominio Luneborg fodi vel extrui alium puteum 
Salis sive salinam aliam faciemus«, 
und auf jpätere Privilegien begründete Berehtigung der gewerfichaft- 
lichen Saline zu Lüneburg rüdjichtlih des FürftentHums Lüneburg 
dur die neue Gejeggebung nicht berührt wird. Das Gleiche gilt 
für andere Salinen, welden auf Grund ertheilter Privilegien be- 
jondere Gerechtiame zuftehen möchten. Es hat für angemefjen er— 
achtet werden müſſen, diejerhalb eine bejondere Beitimmung in die 
Ginführungs » Verordnung aufzunehmen. Dagegen geht aus den 
amtlichen Acten andererjeits unzweifelhaft hervor, daß die frühere 
Regierung Die Regalität der Soolquellen, welche auch gemeinrechtlich 
nicht anzunehmen it, entjchieden verneint und hiernach im ganzen 
Yande, abgejehen vom FürftentHume Yüneburg und Osnabrüd, ver: 
fahren hat. Bereit3 am 5. April 1819 wurde bei Gelegenheit eines 
Geſuches um Verleihung von Soolquellen Seitens des Minifteriums 
grundſätzlich ausgeſprochen, daß das Salz nicht unter die Regalien 
falle. Am 6. Februar 1832 erhielt die Landdroftei zu Hannover 
die Ermächtigung zur Anlegung einer Saline bei Badenftädt, Amts 
Wennigjen, die polizeiliche Goncejfion zu ertheilen, nachdem das Fi— 
nanzminifterium jic) dem Polizeivepartement gegenüber am 24. Januar 
1832 wiederholt wider die Regalität des Salzes ausgeſprochen hatte. 
Auf der Grundlage diefer Rechtsanſchauung find mehrere wich— 
tige Salinen entitanden, wie namentlih Egestorfshall und Neuhall 
bei Linden, außerdem Noheshall bei Göttingen und verjchiedene Un 
ternehmungen und Verjuche bei Münder, Eldagjen und Hasperde, 
jo daß die grundfäßliche Auffafiung der oberjten Verwaltung thats 
ſächlich ins Leben getreten ift und die Baſis bedeutender Unterneh- 
mungen bildet. Selbjt bei den älteren Salinen des Landes, von 
welchen die ehemals! Gräflich Stoldergiihen Salinen Rhüden und 
Heyerfum, jowie die gewerkſchaftliche Saline Salzderhelden Privi— 
fegien und Verleihungen befigen und andere, wie Münder, Salz- 
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hemmendorf, Salzdetfurth, bejondere Abgaben bezahlt Haben oder 
bezahlen, laſſen fich ebenjowenig wie bei den aus dem 17. Jahrhun- 
dert ſtammenden fiskaliſchen Salinen Sülze und Sülbed jichere 
Schlüſſe für die Regalität des Salzes thun. So enthält der älteſte 
noch vorhandene Privilegienbrief der Saline Salzderhelden von 
Herzog Wolfgang, d. d. Herzberg den 27. Februar 1590, welcher 
im Gingange erwähnt, daß die früheren Urkunden im Jahre 1523 
jämmtlich verbrannt jeien, ungefähr die nachſtehende Angabe der jeit 
„ungedentlichen Jahren“ hergebrachten Privilegien der Saline Salta 
der Helden: die Koten und Pfannheerde jollen freies Erbe des Salz- 
greven und der Pfänner jein, leßteren ftehet eine gewiſſe Autonomie 
und die Wahl des Salzgreven zu; ein freier Markt für Holz, Korn, 
Brod, Fleisch, Fiſche, Butter, Käſe zc., jowie die Benutzung der „auf 
der Leine bei der Molen“ erbauten Salztunft wird bewilligt, dage- 
gen find die hergebradhten Abgaben an die Amtshäufer zu Ofterode, 
Rodenfirhen und Salta der Helden zu entrichten. 

Auh im Fürftentbum Osnabrüd iſt ein abweichender Rechts— 
zuftand nicht feftzuftellen. Die daſelbſt beftehende fiskaliſche Saline 
Rothenfelde ift im Jahre 1724 von Biſchof Ernft Auguft auf einem 
von demjelben angefauften Grundftüde angelegt und von deſſen 
Nachfolger an das Churhaus Braunfchweig -Füneburg als freies 
Allodium zurüdgegeben worden. Diejer Hergang wird weit mehr 
wider als für die Regalität anzurufen fein. 

Allerdings kann rüdjichtlih der Regalität des Steinjalzes die 
Goldene Bulle von 1356 Gap. IX in Bezug genommen werden, in= 
dei fteht der Anwendbarkeit derjelben in diefem Punkte infoweit 
die bejtehende Webung entgegen, als gerade bei den widtigiten 
neueren Salinen das Steinjalz erbohrt und in Geitalt von Soole 
benutzt wird. 

Schon dieje thatjächlihen Verhältniſſe machen es unmöglich, 
das Steinjalz in rechtlicher Beziehung anders zu behandeln, als die 
Soolquellen, und es hat gerade deshalb in der zur Berathung der 
Allerhöchſten Verordnung niedergejegten Commiſſion fein Zmeifel 
darüber beitanden, daß entweder Steinjalz und Soolquellen vorzu— 
behalten oder beide der Verfügung des Grundeigenthümers zu be— 
lajien jeien. Da nun dem Vorbehalte der Soolquellen die darges 
fegten Rechtszuftände und thatjächlichen Verhältnifie entgegenftehen, 
jo fonnten nur im Einklange mit dem im vormaligen Hannover: 
ſchen Finanzminifterium ausgearbeiteten Entwurfe eines Berggejebes 
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das Steinjalz und die Soolquellen, vorbehaltlich beitehender Berech— 
tigungen, dem Grundeigenthümer überlaffen und demgemäß die 
88. 1, 135, 165, 168, 196 des Allgemeinen Berggejeßes einer Mo— 

dififation unterworfen werden. | 

Nah diejer allgemeinen Charakteriſtik der bergrechtlichen Ver— 
hältnifje im ehemaligen Königreihe Hannover bleibt nur noch zu 
erwähnen, daß Privat=Bergregale, abgejehen von der bereit3 mehr: 
fach erwähnten Grafihaft Hohnftein, nicht vorhanden find. In dem 
Amte Meppen beaniprucht freilich der Herzog von Aremberg, deffen 
ſtandesherrliche Verhältniffe durch die Königliche Verordnung vom 
9. Mai 1826 (Geſ.Samml. 1826, 1. Abth. Nr. 28, ©. 155 ff.) feit- 
geitellt find, das Bergregal. Dieſer Anſpruch ift indeß von der 
früheren Regierung als berechtigt nicht anerfannt und bat um jo 
weniger Bedeutung, als die in dem Amte allein vorfommenden Ra- 
jeneifenerze wenigftens gemeinrechtlich feinen Regalgegenſtand bilden. 

Auf die ftandesherrlihen Verhältniffe des Fürften zu Bentheim 
beziehet fich die Verordnung vom 18. April 1823 (Ge).-Samml. 1823, 
1. Abth. Nr. 16 ©. 125 ff.) und die Berordnung vom 21. Juli 1848 
(Gej.-Samml. 1848, 1. Abth. Nr. 51 S. 209 ff.). Nach Art. 57 der 
erfteren Verordnung verbleibt dem FFürftlihen Haufe in der Graf— 
ihaft Bentheim „die Benugung der Steinbrüche, ſoweit fie ihm bis- 
her zuftand.” In der feßteren Berordnung heißt e& 8.15: 

„Die dem Fürftlihen Hauſe etwa bisher zugeftandenen Regale 
und ausſchließlichen Gemwerberechte gehen auf Uns über.“ Dies joll 
indeß nicht von den Steinbrüchen gelten, „ohne daß jedoch damit 
das von dem Fürftlihen Haufe in Anſpruch genommene ausjchließ: 
liche Recht zum Betriebe von Steinbrücden anerfannt wird.” 

Bon dem Amte Elbingerode wird noch weiter unten die Rede 
jein. Jedenfall3 genügt in Betreff etwaiger Privat-Bergregale die 
Vorſchrift des 3. 250 des Allgemeinen Berggeſetzes. — 

Aus dem Vorjtehenden wird die Nothiwendigfeit der Regelung 
der bergrechtlichen VBerhältniffe in den ehemals Hannoverjchen Yan 
deötheilen auf das Klarſte hervorgehen. Die Ginführung des All 
gemeinen Berggejeges, welhe von den Betheiligten lebhaft 
gewünscht wird, fann nur einen belebenden Einfluß auf die Ent- 
widelung der Bergbau-Induſtrie haben, da an die Stelle ſchwan— 
lender Berwaltungsgrundjäße feite, dem Standpuntt der modernen 
Induſtrie entiprechende Rechtsregeln geſetzt werden. 

Was die einzelnen Artikel der Allerhöchften Einführungss 
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Verordnung betrifft, jo rechtfertigen fi die Art. I und II nad 
der vorausgeſchickten Erörterung von jelbit. 

Art. III normirt die Feldesgröße, vorbehaltlich einer noch zu 
erörternden Ausnahme, im Einklange mit der Einführungs-VBerord- 
nung für die ehemals Naſſauiſchen und Großherzoglich Heſſiſchen 
Vandestheile vom 22. Februar d. %. und entipredhend den Bediürf- 
niffen des Landes. | 

Art. IV betrifft diejenigen Schürfjcheine, welche jogen. Frei— 
ihürfe begründen. Nach der Fallung des Artikels ift es der Be— 
urtheilung der Verwaltungs: und Juſtiz-Behörden überlaffen, in— 
wiereit aus einzelnen Schürficheinen eine Freiſchurfberechtigung 
gefolgert werden fann oder nicht. In der Commiſſion zur Berathung 
der Einführungs-VBerordnung war fein Zweifel darüber, dab jolche 
Schurfberehtigungen ſchon mit Rüdjiht auf die von manchen Un— 
ternehmern begonnenen Arbeiten aufrecht zu erhalten jeien, anderer- 
jeit3 aber für diejenigen Freiſchurfberechtigungen, welche auf unbe: 
ftinmte Zeit ertheilt jein möchten, eine einjährige Dauer nad 
Einführung des Allgemeinen Berggejeges genüge. Nach den ange- 
jtellten Grmittelungen werden ausſchließliche Schurfberechtigungen 
diefer Art auf unbeftimmte Zeit wahrſcheinlich gar nicht ertheilt jein. 

Art. V enthält eine feiner weiteren Begründung bedürfende 
Beltimmung. 

Art. VI ift in die EinführungssVerordnung aufgenommen, um 
der Auffafjung der zur Berathung der Einführungs-Verordnung ge= 
bildeten Commiſſion einen unzweifelhaften Ausdrud zu geben, ob— 
wohl nah den 88. 52 und 53 des Allgemeinen Berggejeßes dieje 
Beitimmung ſich von jelbft verſteht. Der Art. XIII der für die 
ehemals Naſſauiſchen Yandestheile ergangenen Allerhöchiten Verord- _ 
nung vom 22. Februar d. J. ift aus denjelben Motiven hervorge— 
gangen. 

Die Art. VII und VIII, welche ſich bereit3 in dem von dem 
Hannoverſchen Finanzminifterium aufgeftellten Berggejeß - Entwurfe 
vorfinden, jollen der Auffafjung vorbeugen, als wenn die Verpfän- 
dung von Huren nad Analogie der Berpfändung von Forderungen 
zu beurtheilen ſei. Es joll unzweifelhaft feitgeitellt werden, daß 
e3 jih um die Verpfändung einer beweglichen körperlichen Sache 
handelt. 

Art. IX rechtfertigt jih durch den Inhalt des 3. 141 des All- 
gemeinen Berggeleßes und joll die Anwendbarkeit der Preußijchen 
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Geſetze, welche an ſich aus jener Vorſchrift folgen dürfte, völlig un— 
zweifelhaft machen. | 

Art. X ändert die Vorjchrift des 8. 166 des Allgemeinen Berg: 
gejeges Hinfichtlih der beitehenden Knappſchaftsvereine: 

„Ihre Statuten find mit den Vorfchriften der 88. 170, 176 und 
181 bis 186 in Uebereinitimmung zu bringen“ 
dahin ab, daß die Statuten mit den Vorſchriften des ganzen Ti— 
tels in MWebereinftimmung zu bringen find. 
Dem $. 166 war das Preußiiche Knappſchaftsgeſetz vom 10. April 
1854 dorausgegangen, nad deſſen Inhalt die Organifation aller 
Rnappichaftsvereine jtattgefunden hatte und deſſen wefentlichiten In— 
halt das Allgemeine Berggejeg wiederholt. Dieſe Vorausjeßung fehlt 
in den Hannoverſchen Yandestheilen, woraus fich die hier getroffene 
Vorſchrift um jo mehr rechtfertigt, als die Schlußfaffung des $. 166 
im erjten Abjage überhaupt zu Zweifeln Veranlaffung geben fann. 
Bei Berathung der Einführungs-Berordnung hat übrigens die Com— 
miffion zu Protokoll die Erwartung ausgeiproden: 
„dab die Behörde bei Einrichtung der Snappichaftsvereine die 
Intereſſen der bereit3 beitehenden Vereine in jchonender Meile bes 
rüdfichtigen und insbejondere nicht verjchiedene Tebensfähige Ver— 
eine gegen deren Willen vereinigen werde.” 

Diejer Erwartung wird ohne Zweifel entiprochen werden fünnen. 

Nachrichtlich iſt zu bemerken, dap auf allen fisfaliichen Werten 
Knappſchaftsvereine beitehen. Unter ‚dem 20. Dezember 1860 find 
zwei Regulative für die oberharziiche Berg-Knappſchaftskaſſe und für 
die oberharziiche Silberhütten-Büchje ergangen. Außerdem beftehet 
eine Knappſchafts-Büchſe für die oberharziichen Gifenhütten. Bei 
den Privatwerfen gründen ſich die Knappſchaftskaſſen theils auf die 
Vorſchriften der Verleihungs- und Gonceffions = Urkunden, theils 
hängen diejelben mit den Borjchriften der Gewerbeordnung vom 
1. Auguft 1847 über die Unterſtützungskaſſen zujammen. 

Art. XI correipondirt dem Art. VI reip. III der für die Nas— 
jauifhen und ehemals Großherzoglich Heſſiſchen Yandestheile erlaſſe— 
nen Allerhöchiten Verordnungen vom 22. Februar d. J. 

Die Art. AII und XIII find bereitS oben näher motivirt 
und gründen fi) auf die Beichlüffe der zur Berathung der Einfüh- 
rungs-Verordnung niedergejegten Commiſſion. 

Art. XIV war wegen des mit Braunſchweig über die Thei— 
lung des damaligen Communion-Harzes am 4. Oktober 1788 abge— 
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ſchloſſenen Receſſes nothwendig. Nah 8. 1 des febteren bleibt die 
Cijenhütte zu Gittelde nebit den dazu beftimmten Eifenfteingruben 
ferner gemeinjchaftlih. 8. 42 des Receſſes beftimmt den Bezirf der 
Eifenfteingruben wörtlich dahin: 

„Was den fünftigen Betrieb der in Gemeinichaft bleibenden 
Eifenhütte zu Gittelde betrifft, jo ift dieferhalben die Ueberein- 
funft getroffen, daß die ſämmtlichen bereit3 vorhandenen und 
fündig werdenden Eiſenſteins-Gruben in den im Abrißbuche von 
1680 bejtimmten Grenzen des Iberges und Gegenthales und des 
Schweinsrüdens dazu bejtimmt bleiben jollen. 

Auch ſoll nicht allein der Eifenftein, welcher innerhalb jener 
Grenzen bricht, jondern auch derjenige, welcher binnen den, in 
obgedachtem Abrißbuche beftimmten Grenzen des Schwarzenberges 
und des Kopfes über dem egenthal, wie aud des Berges über 
dem Gegenthal rege gemacht iſt und noch rege gemacht werden jollte, 
behufs der gemeinichaftlihen Hütte zu Gittelde, ohne ſolchen auf 
einjeitigen Hütten zu verblajen, abgeliefert und verarbeitet werden.“ 

In dem folgenden $. 43 iſt jodann verabredet: 

„Die ſämmtlichen, in den vorbenannten Grenzen befindlichen 
und fünftig rege gemachten Eiſenſteins-Gruben bleiben demnach zu 
jenem Behuf und blos zu dem Zwecke der Benugung für die 
Gitteld'ſche Eijenhütte, mithin unbeſchadet der dem einen 
oder andern Theil der höchſten Paciscenten darüber 
beionders zuftehenden Yandeshoheit nad wie vor in 
Gemeinschaft. Inſofern aber außer dem Eiſenſtein auf diejen 
Gifenfteins-Öruben oder jonft irgendwo andere Mineralien fündig 
werben follten, jo ift der Bau von demjenigen Landesherrn ein- 
jeitig und zu deſſen alleinigen Nugen zu veranftalten, in deſſen 
Zerritorio dergleihen ſich finden.“ 

Aus diefen Beſtimmungen geht hervor, daß alle Hoheitärechte 
über die Gitteldeihen Eifenfteingruben demjenigen Landesherrn zu— 
itehen, in deſſen Gebiet die betreffenden Gruben gelegen find, daß aljo 
nicht eine Communion der Hoheitsrechte wie am Unterharze bei Goslar, 
jondern nur eine Communion der Eijenfteinbergwerte innerhalb 
eines beftimmten Bezirkes zwilchen Preußen und Braunſchweig 
beitehet. 

Dieje Gemeinichaft, welche auf einem Staatävertrage beruhet, 
ihüßt der Art. XV, indem die Vorſchriften des Receſſes ferner maß— 
gebend bleiben. 
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Urt. XV betrifft den Gijenftein-Bergbau am Harze BEE 
ih der im Art. XIV enthaltenen Bejtimmung. 

In Betreff defjelben ift das Amt Elbingerode von dem eigent- 
lihen Oberharze zu untericheiden. In dem letzteren Bezirke hat 
das Berg: und Forſtamt zu Clausthal die Verleihungen auszufer— 
tigen, und waren am Georgius-Tage 1866 (23. April) durch Zah- 
lung des jährlichen Verjchreibgeldes im Ganzen gegen 225 Eijen- 
iteinbergwerfe in ihrer Berechtigung erhalten. Wie bereits erwähnt, 
fommen die oben aufgeführten Bergordnungen vom Jahre 1555 
für den ehemaligen Communion-Harz und vom Jahre 1593 für 
den einfeitigen Harz auch rüdjichtlih des Eiſenerz-Bergbaues in 
Unmwendung, inſoweit diejelben nicht durch abweichende Gewohnheit 
objolet geworden jind. Dem erjten Finder ift hiernach regelmäßig 
ein gejtredtes Feld von einer Fundgrube (zu 42 Lachter) und drei 
Lehen (zu je l4 Lachter), jedem folgenden Muther ein Feld von drei 
oder vier Zehen verliehen worden. ' Geviertes Feld zu 400, 600 und 
800 Quadratlachter it nur in ganz vereinzelten Fällen ertheilt. 

In dem Amte Elbingerode hat das Amt dafelbft die Ver: 
leihungen zu ertheilen und waren Ende 1866 gegen 325 verliehene, 
in ihrer Berechtigung erhaltene Gruben vorhanden. Nach der map- 
gebenden, oben erwähnten Bergordnung vom 21. März 1847 und 
8. Juni 1848 $. 9 find regelmäßig gevierte Felder auf jogen. Berge 
zu gewähren, deren jeder 400 Quadratladhter beträgt und vier in 
eine Verleihung begriffen werden fünnen. Die meilten Felder haben 
biernah einen Umfang von 2 oder 4 Bergen, bisweilen auch Ye, 
1 Berg oder aud 6, 8, 9, 14 Berge; leßtere Felder find jedoch nur 
ganz vereinzelt vorhanden. 

Diefe große Parzellirung des Bergwerfseigentdums hängt in 
beiden Bezirken zwar einestheils, von den gejeglichen Beftimmungen 
ganz abgejehen, mit der Art des bisherigen Betriebes, andererjeits 
aber auch mit der Art des Vortommens des Eijenfteins zujammen, 
und e3 erjchien Daher der zur Berathung der Einführungs=-Verord- 
nung niedergejeßten Commiſſion mit Recht geboten, das zuläjlige 
Marimal-Grubenfeld nah Maßgabe des $.27 Nr. 1 des Allgemei- 
nen Berggejeges für dieſe Gebiete auf 25,000 Quadratladhter zu 
beſchränken (Art. XV 8. 1). 

Was die Betriebs- und ſonſtigen Berechtigungs-Verhältniſſe der 
Eiſenſteingruben am Oberharze betrifft, ſo ſtehet namentlich ſeit 
der vor langer Zeit erfolgten Auflöſung des gewerkſchaftlichen Eiſen— 


Einführung des Preuß. Berggejeßes in Hannover. 177 


hüttenbetriebes dem Berg und Forftamt zu Clausthal und deffen 
Organen die vollftändige Direction deffelben nach allen Richtungen 
bis zu dem Grade zu, daß die Eigenlöhner jelbft auf ihren eigenen 
Gruben an= und abgelegt werden fünnen. Nach einem unbezweifel- 
ten und ganz unjtreitigen Herkommen, welches mit dem Metallvor- 
faufsrecht der Yandesherrichaft, mit den Eifenhütten-Ordnungen und 
Hütten-Vereinigungen zujammenhängen mag, muß der jämmtliche 
auf den Gruben gewonnene Gifenftein an die fiskaliſchen Hütten 
(Altenauer, Lerbacher, Königshütte) abgeliefert werden. Der Preis, 
welcher von der fisfaliihen Verwaltung feitgefeßt wird, beftehet in 
einem jogen. Zangerlohn unter Zufchlag eines Gewinnes bon regel- 
mäßig 10 Procent. Demgemäß beftimmt fih das Quantum des 
jährlich zu fördernden Eifenfteing, ja der Punkt, wo der Eifenjtein 
gewonnen werden joll, ausjchließlich nach dem Bedürfniffe der Kö— 
niglihen Hütten. Cine naturgemäße Folge dieſes Berhältniffes der 
Eijenjteingruben zu den Königlichen Hütten bejtehet darin, daß nur 
jehr wenige, ungefähr 40 von den 225 Gruben, in Betrieb find 
und von der Verpflichtung der Bauhafthaltung der einzelnen Berg— 
werfe ganz abgejehen wird, wenn diejelben nur das jährliche Ver— 
ichreibgeld auf Georgiustag entrihten. Der gefammte Bergbau ift 
daher aud ein reiner Eigenlöhner-Bergbau, ja das Berg: und 
Forſtamt Hat Schürfgefuhe und Muthungen ſolcher Perjonen regel- 
mäßig abgewieſen, von welchen die Abjicht vorausgejegt wurde, den ' 
gewonnenen Eijenftein ſelbſtſtändig zu verwerthen. 

Diefer vollftändigen Abhängigkeit der Bergwerkseigenthümer 
gegenüber hat das Berg- und Forftamt auf der anderen Seite ge— 
wiſſe Erleichterungen eintreten laſſen. Der gejegliche Zehnte ift nicht 
erhoben, da die Eigenlöhner nur Tagelohn nebft einem fleinen Ge— 
winnantheil für den geförderten Eifenftein erhalten haben. Die Ei- 
genlöhner find ferner Mitglieder der Eijenhütten-Büchfe, zu welcher 
der Staat einen jährlichen, wenn auch ſehr geringen Beitrag von 
550 Thalern entrichtet hat. Endlih haben die Eigenlöhner freies 
Grubenholz aus den Harzforjten erhalten und für den zum Eiſen— 
fteinbergbau erforderlichen Grund und Boden an den Staat feine 
Entihädigung gezahlt. 

Fakt man alle diefe VBerhältniffe zufammen, fo find im Grunde 
genommen die Eifenfteingruben am Harze thatfählih, wenn aud 
nicht rechtlich, al3 Staatögruben und die Eigenlöhner als fisfalifche 
Arbeiter behandelt worden. 

Zeitſchr. f. Bergredt. Band VI. 2, 12 
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Verwandte, wenn aud nicht ganz dedende Zuftände find im 
Amte Elbingerode vorhanden. Nach der zuleßt erlaffenen Berg— 
ordnung dom 21. März 1847 und 8. Juni 1848 foll der gefammte 
Eifenjtein-Bergbau ein Eigenlöhner-Bergbau fein. Nah $. 14 muß 
der von der fiskaliſchen „Hüttenverwaltung angeforderte Eifenftein 
auf den von derjelben und dem Königlichen Bergbeamten beftimmten 
Gruben und Grubenbauen gegen ein von dem Bergamte feitzufegen- 
des, der Arbeit angemefjenes Langerlohn” gefördert werden, „bei 
deffen Beltimmung außer den Betriebs: und Nebenfoften ein Lehn— 
ihaftsgewinn zugejtanden werden joll, welcher zehn Procent des 
Betrages jener Koften erreihen kann.“ 

Die Benugung der verliefenen Gruben ift nur ſoweit freige— 
geben, al3 „ſolches ohne Nachtheil der herrſchaftlichen Eijenhütten 
geſchehen kann und zuläjlig iſt.“ „Ohne Vorwiſſen des Amtes darf 
der Belichene nicht ein Fuder Eijenftein in das Ausland laden oder 
laden laſſen.“ 

Nah $. 1 ftehet der Eijenftein-Bergbau im ganzen Umfange 
des Amtes Elbingerode unter „Leitung“ der Königlichen Bergwerks— 
behörde am Harze. 

Das am Michaelistage jährlich als Verſchreibgeld zu zahlende 
jogen. Lehngeld hält die Grube in ihrer Beredhtigung. Wegen 
Nichtbetriebes kann Diefelbe nur ins Freie fallen, „wenn es den 
herrſchaftlichen Hütten an &ifenftein fehlt.“ 

Wenn hiernach gleichfalls eine große Abhängigkeit des Eifenftein- 
Bergbaues don den fisfaliihen Hütten, insbejondere der im Amte 
Elbingerode belegenen Rothehütte beftehet, jo iſt der Berfauf von 
Gijenjtein an andere Hütten wenigitend nicht ausgejchloffen und 
wird derjelbe vom Amte bei Hinreichender Verſorgung der fisfalifchen 
Hütten erlaubt. So bezogen auswärtige Hütten, nämlid die Tan- 
ner, Tanger, Rottleberoder, Yüneburger, Daſſelſche, Mägdeiprunger 
und Zorger Hütte, im Jahre 1856/57 beiſpielsweiſe zufammen 
9849 Fuder Eijenftein. Gleihmwohl ift die Zahl der betriebenen 
Gruben im Berhältniß zu den beliehenen feine bedeutende zu nennen. 

Auf der anderen Seite genießen die Eijenfteingruben nad $.4 
der Bergordnung freie Benukung des Grund und Bodens der Kö— 
niglihen Forften und der Gemeindeanger. Im $.19 der Bergord- 
nung ijt weiter wörtlich beftimmt: 

„Die dem Elbingeroder Eifenftein-Bergbaue bisher don der 

Zandesherrihaft zugeltandenen Begünftigungen an forftzinsfreiem 
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Holze aus den Elbingeroder Forften und an Beihülfen aus den 
Hüttenfaffen für größere Bergbau-Anlagen werden nach den Um— 
Händen auch fernerhin gewährt werden.” 

Endlih wird der Zehnte nur von denjenigen Eifenfteinguanti= 
täten und zivar in natura erhoben, welche an nicht fisfalifche Hüt— 
ten verfauft werden. 

Sn der zur Berathung der Einführungs = Verordnung nieder- 
gejegten Commiſſſon ift von feiner Seite ein Zweifel darüber erho- 
ben worden, daß die dargeftellten Berhältnifje nicht länger fortbeftehen 
fünnen und daß insbeſondere die Fünftliche Niederhaltung der Ent- 
widelung des Gijenjtein-Bergbaues, weldem wegen der Groß— 
artigfeit und Reihhaltigteit der Lagerſtätten eine bedeu- 
tende Zufunft in Ausficht geftellt werden kann, zu befeitigen 
jei. Diefer Auffaffung der Commiſſion muß unbedingt beigetreten 
. werden. | 

Wenn dagegen die große Mehrheit der Commiſſions-Mitglieder 
den Borjchlag gemacht hat, gegenüber der volljtändigen Freigebung 
des Eifenftein-Bergbaues von Abgaben, Laften und Dispofitions- 
Beihränfungen aud die Anſprüche defjelben auf freies Holz und 
freien Grund und Boden ohne Weiteres völlig aufzuheben, fo hat 
diefem Vorſchlage nur unter erheblihen Beſchränkungen deſſelben 
beigetreten werden können. Ohne Frage werden die erwähnten An— 
Iprüche den nad) Einführung des Allgemeinen Berggejeßes verliehenen 
Gruben nicht mehr zuftehen dürfen, da diefelben ohne entfprechende 
Berbindlichfeiten unter ganz anderen Borausfegungen zur Verleihung 
fommen. Bon diejer Auffaflung ift auch das ehemalige Hannoverjche 
Finanzminifterium ausgegangen. Ebenſo liegen weder Billigfeit3- 
noch Rehtsgründe zur Rechtfertigung der Gewährung jener Bene- 
ficien an ſolche Gewerkſchaften, Unternehmer, Induſtrielle und Spe— 
kulanten vor, welche von den Eigenlöhnern die Eiſenſtein-Bergwerke 
kaufen möchten. So lange dagegen die Bergwerke ſich im Eigen— 
thume von Eigenlöhnern erhalten, dürften andere Geſichtspunkte 
maßgebend ſein müſſen. Bei der vorausſichtlich ſehr kurzen Zeit der 
Fortdauer des Eigenlöhner-Bergbaues werden bis zum Aufhören 
deſſelben und bis zum Uebergange der Bergwerke an Gewerkſchaften zc. 
die früheren Verhältniſſe ſich noch erhalten. Während dieſer Ueber— 
gangszeit bleiben die fiskaliſchen Hütten, wie vordem, die Haupt— 
abnehmer des Eiſenſteins, und ohne Zweifel wird hinſichtlich der 
Preisbeſtimmung ähnlich wie bisher verfahren werden. Für dieſe 


180 Berggeſetzgebung. 


Periode entſpricht es dem beiderſeitigen Intereſſe nicht, den Eigenlöhner— 
Bergbau durch Verſagung der althergebrachten Beneficien geradezu 
in Frage zu ſtellen, ehe auf der Grundlage der neuen Geſetzgebung 
auch eine thatſächliche Umbildung der Verhältniſſe ſtattgefunden hat. 
Dieſe Umbildung wird nicht auf ſich warten laſſen. Die Bergwerke 
werden namentlich auch mit Rückſicht auf die in Ausſicht ſtehende 
Verbeſſerung der Communication ſehr bald bedeutende Werthobjecte 
werden; ein Theil der Eigenlöhner-Geſellſchaften wird, was in hohem 
Grade wünſchenswerth erſcheint, ſich in Gewerkſchaften umwandeln 
und hierzu wegen der ſicheren Werthſteigerung der Bergwerke im 
Stande ſein; andere Eigenlöhner werden verkaufen und bei einge— 
tretener Gonfurrenz und Belebung des Bergbaues voraussichtlich weit 
höhere Löhne beziehen, als dies gegenwärtig irgendwie der Fall fein 
fann. Sp lange aber die alten Zuftände thatjächlich fortdauern, 
erfcheint e3 billig und zur Erleichterung des Ueberganges ſowie zur 
Beruhigung der Bevölferung gerathen, die auf die Bergfreiheiten 
und Bergordnungen und alte Gewohnheiten ſich gründenden Bene— 
ficien der hier in Rede ftehenden Art in bisherigem Umfange auf- 
‚recht zu erhalten. | 

Hiernach ift Art. XV 8. 2 redigirt morben. 

Mas den Art. XV 8. 3 betrifft, jo ergiebt ſich deffen Motivi- 
rung aus dem Borftehenden. Lediglih die Worte „injoweit nicht 
die Rechte Dritter entgegenftehen“, bedürfen einer furzen Grläu- 
terung. | 

63 ift befannt, daß durd Klage vom 12. Juli 1865 der Graf 
Dtto zu Stolberg-Wernigerode gegen die vormaligen Hannoverſchen 
Minifterien des Königlihen Haufes, der Finanzen und des Handels 
und gegen das Berg: und Forftamt zu Clausthal Anſprüche auf 
das vaſallitiſche Eigenthum de3 Amtes Elbingerode kraft verjchiede- 
ner, jeit dem Yahre 1427 ertheilter Lehnbriefe erhoben hat. Die 
Anſprüche des Klägers find nun zwar bisher im Einzelnen nit 
jpecificirt, möglicher Weiſe aber auch auf die fisfalifche Rothehütte 
mit gerichtet. Zur Bejeitigung aller jpäteren VBerwidelungen ift da— 
ber das Recht der freien Dispofition über den geförderten Eifenftein 
gerade wegen diejer Eventualität nur „vorbehaltlich beftehender Pri— 
vatrechte Dritter” verliehen. Seitens der zur Berathung der Aller- 
höchſten Einführungs= Verordnung niedergefegten Commiſſion ift ein 
ſolcher Vorbehalt nicht vorgejchlagen, derfelbe auch nur als eine 
äußerjte Borfichtsmaßregel aufzufailen, welche, wie aus Nachſtehendem 
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hervorgeht, practifche Bedeutung jchwerlich erlangen kann. Belannt- 
(ih wurde im Jahre 1584 das Amt Elbingerode von den damali- 
gen Bafallen, den Grafen zu Stolberg, dem Stat3 von Münchhau— 
jen zum Pfandbeſitz übergeben, welcher jpäterhin auch das Amt als 
Afterlehen erhielt. Stat3 von Mündhaufen machte auf das Amt 
eine Schuldenmafje von 241,000 Thalern, worauf eine Immiſſion 
der FKreditoren unter Braunſchweigſcher Mominiftration und ſpä— 
terhin 1653 die definitive Wiedereinziehung des Landes dur) den 
Herzog Ehriftian Ludwig erfolgte. Das Amt gehörte fortan zu den 
Kammerämtern de3 Fürſtenthumes Grubenhagen. Während des 
von Münchhauſenſchen Befiges iſt nun auf Bitten der Bergleute 
durh den Amtmann Johs Lindenberg zu Elbingerode im Jahre 
1594 die althergebradhte Ordnung aufgezeichnet und feitgeitellt wor— 
den. Dieſe Bergordnnung, welche die ſchon früher beitandene Frei— 
erflärung des Bergbaues conftatirt (Art. 1. 2. 11), enthält 
feine Beſchränkung der Bergleute in der Verfügung 
über den gewonnenen Eijenftein, indem es am Schluffe des 
Art. 2 nach Feſtſtellung der Verpflichtung zur Zahlung des jährli- 
chen Zehngeldes wörtlich weiter heißt : 

„Damit hat der Bergmann feine Berge verredhtet und hat Macht, 

uf und in dem Berge feinen Nutz zu jchaffen, als er ferner fann 

und mag, zu gelten (Preife zu ſetzen) und zu verfaufen.“ 

Noch am 10. Mai 1620 beftätigte Herzog Ehriftian zu Braun 
ſchweig und Lüneburg, Biſchof zu Minden, diefe Bergordnung 
ohne Zuſatz. Erft die fpäteren, am 18. Februar 1664 don Her— 
zog Chriftian Ludwig und am .26. Juli 1694 von Herzog Ernſt 
Auguft, Churfürft und Bischof zu Osnabrüd, erlaffenen Bergord- 
nungen enthalten ebenjo mie die neuefte Bergordnung vom 21. März 
1847 und 8. Juni 1848 immer weiter gehende Beichränfungen der 
Bergleute im Betriebe der Bergwerke und namentlih in der Verfü 
gung über den gewonnenen Eifenjtein zu Gunften der fiskaliſchen 
Hütten, nachdem der Privat-Hüttenbetrieb zu Lüderhof, Königshof, 
Mandelholz zc. durch Ankauf bejeitigt worden mar. 

In der erhobenen Klage werden die Rechte des Bafallen vor 
1653, dem Jahre, in weldem das Amt definitiv von Braunjchweig 
übernommen wurde, in Anjprucd genommen. Alle Rechte der fis— 
falifhen Hütten auf den geförderten Eijenftein verdanken den Braun: 
ſchweig⸗Lüneburgiſchen Bergordnungen von 1664 und 1694 und der 
jpäteren Hannoverfchen Bergordnung ihre Entftehung, während die 
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gegenwärtige Einführungs-Verordnung den Zuftand twiederherftellt, 
wie derjelbe aus der Bergordnung von 1594 und der Beftätigung 
derfelben von 1620 hervorgeht. Wenn e3 hiernach auch unbedent- 
lich gewejen wäre, den oben angedeuteten Vorbehalt fortzulaffen, jo 
hat andererjeit3 doch durch Aufnahme dejjelben jeder Anftand gegen 
die durch die Verhältniffe dringend gebotene Maßregel befeitigt wer- 
den ſollen. 

Im $. 4 des Urt. XV wird die ausfchließliche Befugniß ge— 
wiſſer Berfonen zur Einlegung von Muthungen innerhalb des Am- 
te3 Elbingerode aufrecht erhalten. Im 8.7 der Bergordnung vom 
21. März 1847 und 8. Nuni 1848 tft nämlich wörtlid das Fol— 
gende beftimmt: 

„zur Muthung find nur hausbefitende Bürger von Elbingerode 
berechtigt, welche ſelbſt Grubenarbeit treiben,“ 
wogegen nad $. 4 jeder Einwohner des Amtes Elbingerode ſchür— 
fen und nad) den 88. 1 und 2 unter Umftänden ſowohl die Kö— 
niglide Hütten-VBerwaltung, al3 jeder Einwohner des Amtes Elbin— 
gerode, welcher der Bergarbeit fundig, zum Bergwerfs-Betriebe 
zugelafien werden kann. 

Bereit3 die Ältefte Bergordnung vom Jahre 1594 beginnt im 
Art. 1 mit den Worten: 

„Ein Bürger in Elbingerode wohnhaft und haushaltlich geſeſſen, 
jo Bergiverf treiben und ſelbſt bearbeiten will“ u. ſ. mw. 

Es unterliegt feinem Zweifel, daß diefe Beitimmung von dem 
Gefebgeber aufgehoben werden fann, zumal unzweideutige Spuren 
über den Zuſammenhang derfelben, mit einem alten Zunftverbande 
der Bergleute, welche fich noch jet in die zur „Ordnung“ gehören- 
den und die nicht zur „Ordnung“ gehörenden eintheilen, vorliegen. 
Schon in der Bergordnung vom Jahre 1594 heißt e3 im Eingange: 

„jedoch da man über furz oder lang befinden würde, daß unter 
diejer Ordnung Mikverftändniffe einreigen follten, die dem Amte 
und Eifenhandel zumider wären, joll hiermit dem Amte per ex- 
pressum vorbehalten fein, joldde zu mindern, zu mehren oder 
ganz zu caffiren und zum Theil gar abzufchaffen.“ 

Aehnliche Clauſeln enthalten die Bergordnungen vom Jahre 1664 
und 1694, während der $. 22 der Bergordnung vom 21. März 
1847 und 8. Juni 1848 wörtlich lautet: 

„Die Ergänzung, Berbefferung oder Aufhebung dieſer Bergord- 
nung im Ganzen oder in einzelnen Theilen, infofern und inſo— 
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weit e8 zum Nutzen des Bergbaues und der Bergleute gereicht, 
bleibt der Allerhöchſten Entſchließung Seiner Majeftät des Königs 
vorbehalten und jollen die Bergleute in den ihnen verliehenen 
Rechten geihübt und vertreten werden.” 

In der That ift denn aud von dieſer Befugniß, welche an fich 
nicht zweifelhaft jein würde, in mancherlei wichtigen Punkten von 
dem Gejeßgeber bisher Gebrauch gemacht worden, wie e3 andererſeits 
nicht zweifelhaft erſcheint, daß die Bejeitigung der fünftlihen und 
gänzlich veralteten Feſſeln, welche der Entwidelung des zufunftsrei- 
hen. Elbingeroder Bergbaues angelegt jind, zum Nuben der Berg- 
leute und des Bergbaues gereiht. Zu ſolchen Maßregeln gehören 
die Wiederherftellung der freien Dispofition über den geförderten 
Eifenftein, die Aufhebung aller Betrieb3-Direction Seitens des Fis— 
fus, die Herftellung der freien Verfügung über die eingelegten Mus 
thungen und verliehenen Bergmerfe. 

Dagegen erjcheint es unter ſolchen Vorausſetzungen keineswegs 
geboten, das bisherige ausſchließliche Muthungsrecht derjenigen Berg: 
leute aufzuheben, welche Hausbefigende Bürger von Elbingerode find. 
Abgejehen davon, dak der größere Theil der nußbaren Lagerſtätten 
im Amte Elbingerode bereits verliehen iſt, fichert dieſe Vorſchrift 
eine hinreichende Goncurrenz in inlegung von Muthungen, bes 
ſchränkt nicht in der Verfügung über die eingelegte Muthung zum 
Nachtheil des allgemeinen Verkehr und ſchont beftehende Eigen- 
thümlichkeiten, welche „zum Nuben der Bergleute“ gereidhen. Die 
Vorſchrift des $.4 Art. XV dürfte daher um jo mehr gerechtfertigt 
erſcheinen, al3 in den älteren Theilen der Monarchie ausjchliegliche 
Muthungsrechte ſogar zu Gunften einzelner Perſonen und zum Nach— 
theil der allgemeinen Bergbaufreiheit fortbeitehen. Die zur Bera— 
tung der Allerhöchſten EinführungssBerordnung gebildete Commiſ— 
ion hat fi übrigens in ihrer überwiegenden Majorität gegen die 
Aufrechterhaltung des vorſtehend erörterten Rechtes ausgeſprochen. 

Die im Art. XV 8.5 erwähnten beiden Bücher, welche bisher 
nad 8. 11 der Bergordnung vom 21. März 1847 und 8. Juni 
1848 von Berwaltungsbehörden geführt jind, haben für die Zukunft 
feine Bedeutung mehr und find zu jchließen, da auch in denjenigen 
Zandestheilen der Monardie, in welchen feine Berghypothefenbücher 
beitehen, jolche Verleih: und Lagerbücher nicht ferner geführt wer— 
den. Zur Befeitigung jeden Zweifels über den Yortfall diefer Bü— 
cher, jowie zur Sicherung der Erhaltung derjelben find die angege- 
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benen Beitimmungen getroffen worden. Die fernere Aufbewahrung 
bei Gericht ift angeordnet, weil das Verleihbuch „in Anſehung der 
Verleihung des Grubenfeldes die Kraft eines vollen Beweiſes hat.“ 

Nah Art. XV S. 6 ift für das Verhältniß mehrerer Eigen- 
löhner zu einander eine dem $. 240 des Allgemeinen Berggejeßes 
verwandte Beltimmung getroffen. Die beftellten Zehnträger, welche 
ihon bisher eine dem Repräjentanten verwandte Stellung einnah- 
men, gelten als leßtere im Sinne des 8.134 des Allgemeinen Berg- 
geſetzes. Weitere Vorfchriften waren bei der Einfachheit der Ver— 
hältniſſe nicht erforderlich. 

Art. XVI betrifft den fisfalifchen Bergbau am Oberharze. 
Bereit3 oben find die am Oberharze geltenden Bergordnungen auf: 
geführt unter dem Zuſatze, daß diejelben zum Theil außer Anwen— 
dung gefommen jeien. Die Urſache hiervon liegt weſentlich in dem 
Umftande, daß der urſprünglich allein-vorhandene gemwerkichaftliche 
Silberbergbau ſich in einen fisfaliihen mehr und mehr umgewan- 
delt Hat, nachdem vorher die Direction des ganzen Betriebes auf 
die Staat3:Bergbehörde übergegangen war. 

Auf der Grundlage jener Bergordnungen Hatte ih zunächſt 
im 16. Jahrhundert ein außerordentlih blühender Bergbau unter 
regiter Theilnahme auswärtiger Städte und reicher Privaten ent— 
widelt. Magdeburger Kaufleute, die Hanfeftädte Hamburg, Bremen 
und Lübed, Grafen und Herren betheiligten fih mit großartigen 
Summen an dem Oberharzer Silberbergbau. Anders wurde. es 
indeß in Folge des dreißigjährigen Krieges. Nah der Zerftörung 
Magdeburgs traten die Magdeburger Gemwerfen zurüd. Der beim 
Kuxhandel entitandene Schwindel jchredte die auswärtigen Theilha- 
ber ab. Die größere Teufe, in welcher nunmehr der Bergbau um: 
ging, erforderte den Aufwand immer größerer Summen. Als aus 
diefen und verwandten Urjachen in der zweiten Hälfte des 17. Jahr- 
hundert3 der Silberbergbau den Erliegen nahe gefommen war, jah 
fich die Landesherrichaft zur Erhaltung deſſelben zu einem. energi- 
ſchen Eingreifen in die beitehenden Verhältniffe gezwungen, ohne 
inde& irgendwie die Abficht zu Haben, an Stelle des gewerkichaftli- 
hen Betriebes einen fisfaliichen zu ſetzen. Siehet man davon ab, 
daß die Kämmerei zu Clausthal eine Anzahl Zubußfure zum beftän- 
digen Mitbauen zugetheilt erhielt, daß fernerhin die Gewerfichaften 
der Ausbeutegruben zur Uebernahme einer Zubußgrube angehalten 
wurden, jo war es vornämlich die im Jahre 1702 errichtete Berg- 
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baufaffe, welche die Aufnahme neuer Verſuche und die ſchwunghafte 
Fortjegung des begonnenen Betriebes der auf Hoffnung bauenden 
Zehen fiherte. Eine auf Bier, Wein und Branntwein freiwillig 
eingeführte Acciſe, ſowie der jpätere bedeutende Ertrag von 30 Kuren 
an der Grube Dorothea, welche als Zubußfuren der Bergbaufafie 
überwiefen worden waren, bildeten die vorzüglichiten Einnahmequellen 
diejer Kaſſe, welche man bald al3 Hauptjtüge des Harzes erklärte. 
Bon diefer wichtigen Bergbauhülfstaffe wird meiter unten noch jpe= 
cieller die Rede fein. 

Bon bedeutendem Einfluffe auf die Umbildung der gemerf- 
Ihaftlihen Verhältniſſe war indeß eine Einrichtung, wonach man 
die Ausbeutegruben zur Anjammlung eines Rejervefonds, von Zehnt- 
borräthen, anhielt und dieſen Borrath im Zehnten zu Vorſchüſſen 
behuf3 Dedung der Betriebsgelder der Zubußgruben verwandte, 
während man von den Gewerken diefer Gruben nur eine mehr no- 
minelle Zubuße, meijt von einem Gulden für das Quartal, aus- 
ihrieb. Hierdurch wollte man die Gewerkſchaften bei den Zubuß- 
gruben erhalten, und wirklich Hatte auch dieſe Fünftlihe Maßregel 
Iheinbar den gewünſchten Erfolg. Konnten nämlich die geleifteten 
Vorſchüſſe von der Zubußgrube fpäter der Gewerkenkaſſe nicht zu= 
rüderjtattet werden, jo hielt man fi nit an die Gewerken, ſon— 
dern die Schuld wurde anfänglich meift von der Bergbaufafje, ſpä— 
ter regelmäßig von der herrjchaftlichen Kaffe übernommen. Hierdurch 
mußte naturgemäß die ganze Direction des Betriebes fo vollitändig 
in die Hände der Staatsbehörden gelangen, daß die gemwerfichaftliche 
Verfaſſung nur mehr dem Namen nad fortbeftand. Alle Opfer 
und alle Gefahr ruheten auf dem Fiskus, während die Gemerfen 
jich darauf zu beſchränken hatten, die Ausbeute zu erheben, wenn 
eine Grube auf fremde Gefahr und durch fremde Mittel in den 
Zuftand einer Ausbeutezeche gebracht worden war. Dabei joll freis 
(ich nicht verfannt werden, daß dur die Aufrechterhaltung und 
ftrenge Ausübung des fiskaliſchen Metallvorfaufsrechtes die Landes— 
herrichaft in Folge der niedrigen Metallvorfaufspreije ſelbſt bei den 
Zubußgruben ihrerfeit3 erhebliche Gewinne machte und hierdurch 
wejentlich - zum gänzlichen Berfall des gewerkſchaftlichen Bergbaues 
mit beitrug. Nachdem zu verjchiedenen Malen bedeutende Vorſchüſſe 
der herrſchaftlichen Kaffe an die Zubußgruben niedergejehlagen wor— 
den, waren Ende des Jahres 1833 abermals nicht weniger als 
4,794,447 Thle. 8 Gr. 1 Pf. an Vorſchüſſen aufgelaufen. Seht 
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entſchloß man ſich endlich mit dem ſeit mehr als hundert Jahren 
feſtgehaltenen Syſtem der Vorſchüſſe zu brechen, andererſeits aber 
die aufgelaufenen Vorſchüſſe als Einnahmereſte abzuſetzen. Mit dem 
Wegfall der Vorſchüſſe mußte ſtatt der bisherigen Schein-Zubuße 
eine Zubuße nach dem wirklichen Bedürfniſſe ausgeſchrieben werden, 
was ſofort bei allen Zubußgruben die Auflöſung der gewerkſchaftli— 
chen Verfaſſung zur Folge hatte, indem die ſämmtlichen Gewerken 
ſich caduciren ließen. Folgende zwanzig Gruben fielen damals 
(1834—35) an den Fiskus: 

1. im Clausthaler Revier: Neuer Thurm Rofenhof, Alter Segen, 
Silber-Segen, König Wilhelm, Herzog Georg Wilhelm, Anna 
Eleonora, Königin Charlotte, Englifche Treue, Juliane Sophie, 
Franz Auguft, 

2. im Andreasberger Revier: Abendröthe, Bergmannstroit, St. 
Andreaskreuz und Gnade Goites, 

3. im Zellerfelder Revier: Ring und Silberfhnur, Neuer St. 
Joachim, Regenbogen, Herzog Auguft und Johann Friedrid), 
Juliane Sophie und Yautenthalsglüd. | 

Dagegen blieben als Ausbeute oder Freibauzehen nur neun Berg— 
werfe im gemerfichaftlichen Beſitz, nämlich 

1. im Glausthaler Revier: Dorothea, Caroline, Bergmannstroft, 
Kranich, Bergwertsmohlfahrt, Gabe Gottes und Roſenbuſch, 
Margaretha, 

2. im Andreasberger Revier : Samjon und Catharina Neufang. 
Schon vor 1860 war diefe Zahl durch das fernere Ausscheiden 

von Garoline, Margaretha und Samſon auf jeh3 gewerkichaftliche 
Gruben herabgejunfen. Nachdem in diefer Weife der längft feinem 
inneren 2eben nach gänzlich verfallene gemwerkichaftliche Bergbau auch 
äußerlich nahezu bejeitigt worden war, hielt, man im Intereſſe der 
gefammten Harz-Verwaltung die Conſolidirung des geſammten ober- 
harziſchen Silberbergbaues zu einem rein herrichaftlichen Bergwerks— 
eigenthum für erforderlich. 

Durch Schreiben des Gefammt-Minifteriums vom 30. Januar 
1862 an die allgemeine Ständeverfammlung, das Büdget der Ge- 
neralfaffe fir 1862—64 betreffend, ſuchte erfteres die Ermächtigung 
zum Ankaufe alfer gewerkichaftlichen Hure durch die Mittel des Schul- 
dentilgungs- und Reſervefonds der Königlichen Zehntkaffe zu Glaus- 
thal nad. Als Motive für diefe Maßregel wurden namentlid an— 
geführt, daß die oberharzer gewerkſchaftlichen Bergwerfe 1. wegen 


Einführung des Preuß. Berggejeßes in Hannover. 187 


der Erztare nicht in der Lage feien, die in größerer Teufe vorhan— 
denen, filberärmeren Erze zu gewinnen, 2. nicht im richtigen Ver— 
hältniffe zu den Koften der allgemeinen Bergwerf3-Anlagen heran 
gezogen werden könnten, 3. die Verwaltung der Königlichen Werke 
wegen ihrer Lage erſchwerten, 4. die Aufftellung eines gleihmäßigen 
Betrieböplanes Hinderten, 5. das Rechnungsweſen und die Ueberficht 
über die Yinanzlage in ſchädlicher Weile hemmten, 6. der Requlirung 
der Holzabgaben Hinderniffe entgegen ftellten. 
Sowohl die zweite als die erſte Kammer ſchloß ſich diefer Auf: 
faffung in den Sitzungen vom 17. und 19. Mai 1862 an (vergl. 
Hannoverſches Landtagsblatt 1862 No. 51, 52) und erhoben den 
folgenden Ausichußantrag zum Beichluffe: 
„Inden Stände fi damit einverftanden erflären, daß im Privat- 
befige befindliche Bergwerkskuxe auf fernerhin bei fich darbieten= 
der Gelegenheit zu angemefjenen Preifen mittelft der verfügbaren 
Mittel des Schuldentilgungs= und Reſervefonds der Königlichen 
Zehntkaffe angelauft werden, erjuchen fie zugleich die Königliche 
Regierung, ihnen über das Ergebniß der desfallfigen Verhandlun— 
gen beim nächſten Budget Nachricht zu geben.” 

In Folge diefer Beſchlüſſe erhielt das Berg: und Forftamt zu Glaus- 

thal am 14. Juli 1862 von dem Königlichen Finanzminifterium die 

Anmweifung, ſolche Mafregeln zu ergreifen, welche 
„die Erwerbung jfämmtlicher Privatkuxe und die Konjolidirung 
des gejammten oberharziichen Silberbergbaues zu einem rein 
herrſchaftlichen Bergwerkseigenthum in thunlichft kurzer Zeit mög: 
lih machen und dem Entjtehen eines Privat-Silberbergbaues am 
Dberharze für die Zukunft vorbeugen.“ 

Bereit am 3. Februar 1864 waren die große Mehrzahl der 
Privatfure für 264,576 Thlr. 7 Gr. 2 Pf. gefauft, jo daß durd 
Schreiben de3 Gefammt-Minifteriums vom 18. Februar 1864 an 
die allgemeine Ständeverfammlung die volljftändige Auflöfung der 
gewerkichaftlihen Berhältniffe im Jahre 1868 in Ausfiht genom- 
men werden konnte. In dem Ermwiderungsichreiben der Stände vom 
15. Juli 1864 heißt es: 

„Jo haben Stände aus der Mittheilung der Königlichen Regierung 
mit Befriedigung erjehen, daß dieſer Ankauf mit Erfolg und 
zugleih mit möglichiter Billigkeit gegen die Kurinhaber durch— 
geführt wird und daß ſchon jeßt der bei weitem größte Theil in 
den Beſitz der oberharzer Zehntfaffe gelangt -jein wird, nicht min— 
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der aber jedenfalls mittelſt Caducirung des kleinen Reſtes der 
etwa noch übrig gebliebenen Kuxe am 1. Juli 1868 der geſammte, 
ſchon ſeit langer Zeit kranke und nach Zurücknahme der ihm ge— 
währten widerruflichen Begünſtigungen mit Zubuße arbeitende 
gewerkſchaftliche Betrieb am Oberharze aufhören wird.“ 

Das Schreiben des Geſammt-Miniſteriums an die allgemeine 
Ständeverfammlung vom 23. April 1866 bemerkt, daß bei Beginn 
der neuen Budget-Periode 1866—68 nur noch zwei gewerffchaftliche 
Gruben vorhanden fein werden. ES heißt fodann weiter: „da die 
Inhaber von Huren diefer Gruben nicht ermittelt werden refp. 
ih als Eigenthümer nicht legitimiren fünnen und Herauszahlungen 
auf die Antheile der einen Grube überall nicht, auf die Antheile 
der anderen Grube wegen mangelnder Legitimation der Befiger vor— 
ausfihtlich nicht vorfommen werben, jo ftellt fich die Frage, ob das 
Fortbeftehen diejer zwei Gruben als gemwerkichaftliche Zehen in dem 
Zehntbudget zur Erſcheinung kommen ſolle, als reine Form frage 
dar. Um diefer Form willen aber und da die Rechte der Kuxin— 
haber gewahrt bleiben, wird die Erreihung des vorgeſteckten Zieles 
— die überjichtlihe Darftellung des Silberbergwerfs-Haushaltes — 
nit auf unbeftimmte Zeit hinauszujchieben fein.“ 

Was die beiden in diefem Schreiben erwähnten Gruben anbe- 
trifft, deren Erwerb angeblich nicht vollftändig möglich geweſen iſt, 
jo find dies die Bergwerke Hranih und Gabe Gottes und Rofen- 
buſch. Das lehtere Bergwerk eriftirt indeß gar nicht mehr. Das— 
jelbe baute auf Gangtrümmern, zwijchen dem Burgftädter Haupt- 
gange in der Nähe der Grube Dorothea und dem Rojenbujcher 
Gange. Diefe Trümmer fallen in der Zeufe dem Burgftädter 
Hauptgange zu, und wurde daher bereit3 1818 auf Beſchwerde von 
Dorothea durch Beſchluß des Bergamtes Gabe Gottes und Rofen- 
buſch aus diefem Felde verwiefen. In oberer Teufe find aber die 
Gänge vollitändig abgebaut. Der vorhandene Zehntvorrath wurde 
benußt, um durch Verfuche außerhalb des Feldes der Grube eine 
neue Gewinnung zu ermöglichen. Dieſe Verſuche find als gänzlich 
refultatlos 1857 eingeftellt worden. Demnach eriftirt ein Bergmerf 
Gabe Gottes und Roſenbuſch nicht mehr, Jondern wegen des geringen 
Sehntoorrathes höchſtens noch eine Forderung einzelner Berfonen 
an die Zehntkaſſe, welche indeß troß wiederholt angeftrengter Ver— 
jude nicht mehr zu ermitteln geweſen find, da jeit 1819 von der 
Gewerkſchaft nicht mehr die Rede geweſen iſt. 
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Bei der Grube Kranich find 34895335 Hure nicht zu erwerben 
geweſen, weil diefelben auf den Namen von nit weniger als 56, 
feit 40 und mehr Jahren verjchollener Gewerken eingetragen ftehen. 
Der ganze Silberbergbau mit Ausnahme jener 3 Hure an dem 
Bergwerke Kranich, welche mit Rückſicht auf die wiederholten öffent- 
(ihen Bekanntmachungen in den Jahren 1859 und 1864 als her- 
renlos anzujehen find, jtehet daher nunmehr nad Verausgabung 
von im Ganzen 330,545 Thalern 22 Sgr. 9 Pf. an Kaufgeldern 
und Nebenkoften im Eigentum des Staates. Dieſes feit mehr 
al3 150 Jahren vorbereitete Nefultat hat fi in ganz natürlicher 
Entwidelung der Berhältniffe wenn aud langjam genug vollzogen, 
und es ift in der Hauptſache nicht unrichtig, wenn im Jahre 1864 
bei Berathung des oberharzer Bergwerks- und Forſthaushaltes der 
Referent der zweiten Sammer bemerkte: 

„Nur dem eigenthümlihen, man fönnte jagen patriarchaliſchen 

Gerechtigkeitsfinne, der unjeren Behörden von jeher beigewohnt, 

ift es zuzuschreiben, daß auf dem Harze ſich die Gewerkichaften 

doh noch eine Zeit lang, wenn auch mit franfender Eriftenz 

haben fortjchleppen können.” (Hann. Yandtagsbl. 1864 No. 37.) 
Die Regierung begünftigte die Gewerkſchaften, aber meift durch fal- 
ſche Mittel. Der Erlaß von Zehnten und Neunten, freies Grubenholz 
auf der einen Seite wurde compenſirt durch ftarres Feſthalten an 
dem Vorkaufsrechte der Metalle und der Erztare auf der anderen 
Seite. Das Vorſchußweſen ertödtete troß der wohlmwollendften Ab— 
ſicht jede Selbititändigkeit. Für die Gewerkſchaften würde ein Still- 
Hand des Bergbaues nicht jo vernichtend geweſen fein, wie die Fort— 
jegung defjelben duch die Mittel des Staates unter Befeitigung 
jeder Spur von Selbitverwaltung. Jedes Intereſſe der Gemerfen 
mußte endlih durch die grenzenlofe Theilung der Hure verloren 
gehen, in Folge deren die Ausbeute bei vielen Antheilen auf das 
Quartal nur Pfennige betrug. So maren im Jahre 1849 bei 
Dorothea Antheile wie iz, ip ste nv PH HER, ac. Kur vor⸗ 
handen. An 3344 Kur participirten nicht weniger als neun Perſonen. 

Wie nun aber auch die Urſachen des Zerfeßungsprocefies der 
Gewerkſchaften beurtheilt und worin diejelben gefunden werden mö— 
gen, gegenwärtig fann e3 ſich nur mehr um die völlige Klarſtellung 
und Gonjolidirung des fiskaliſchen Eigenthums handeln, was bereits 
das oben erwähnte Nefcript des vormaligen Haunoverfchen Finanz: 
minifteriums vom 14. Juli 1862 ausgeſprochen hat. Dieje Klar— 
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ftellung war bei den früheren Berhältniffen mit Nüdfiht auf die 
vermengte Lage der Königlichen und gewerkſchaftlichen Bergwerke 
faft nicht durchführbar, wiewohl alle vorliegenden Umftände dringend 
dazu auffordern mußten. Für viele älteren und zum Theil gerade 
die wichtigſten Betriebspunfte find nämlich formelle Titel nicht mehr 
vorhanden, da die Glausthaler wie die frühere Zellerfelder Berg— 
amt3-Regijtratur durch Feuersbrünfte ſtark beſchädigt und hierdurch 
namentlich die älteren Verleihbücher bis 1710, beziehungsmeije 1654 
vernichtet worden waren. Aber auch die vorhandenen Berleihungen 
beziehen jih nur auf die Gangverhältniffe am Tage oder in den 
oberen Teufen. Riſſe fehlen meiftens, während die Bezeihnungen 
der Lofalitäten gegenwärtig vielfach wegen ihrer Allgemeinheit oder 
veränderter Tagesjituation ungenügend find. Manche Fundpunkte 
find durch Halden verjtürzt, andere überbaut, die Lochſteine unkennt— 
li) geworden oder verloren gegangen. Endli wird die Identität 
der Gänge und Trümmer in der gegenwärtigen bedeutenden Teufe 
mit den früher gemutheten ſchwer zu erweiſen fein. 

Diefe und andere Umftände, wie fie bei einem jeit Jahrhun— 
derten geführten Bergbau nicht auffallen können, Hatten ſchon ſeit 
einer längeren Reihe von Jahren die Bergbehörde zu Borarbeiten 
für die neue Regulirung der Berechtigungsverhältniife veranlaßt. 
Nah Befeitigung der Gewerkſchaſten find auf Grund diefer Vorar— 
beiten Muthungen eingelegt und im vorigen Jahre durchweg beftä= 
tigt worden. Dieje Verleihungen beziehen fi auf alle regale Fos— 
jilien, da die Harzer Bergordnungen vie Verleihung der Lagerſtätten 
anordnen und bisher beim Silberbergbau conftant der Art gehand« 
habt worden find, daß nicht ein einzelnes Mineral, fondern alle im 
Felde brechenden regalen Foflilien verliehen wurden. Auf Grund 
der früheren und neueren Berleihungen find namentlich Silber, 
Blei, Kupfer, Zink, Nidel, Antimon und Schwefel gewonnen worden. 

Behufs vollftändiger Gonfolidirung des Betriebes und Her— 
jtellung eines einheitlichen und unanfechtbaren Beredhtigungstitels 
ift es nun gegenwärtig für zweckmäßig eradtet worden, das vom 
Fisfus betriebene Feld mwenigftens theilweife zu ſchließen. Da dieſe 
Maßregel fich nicht einmal auf alle fisfalifchen Bergmwerfe, 3. B. 
diejenigen de3 St. AUndreasberger Reviers beziehet, andererjeit3 das 
für den fisfaliihen Bergbau zu ſchließende Feld bereits der Berech— 
tigung des Fiskus unterworfen ift, jo kann erftere um jo weniger 
einem Anjtande unterliegen, al3 am Oberharze ein Bergbau der 
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hier vorliegenden Art ohne Benutzung der fiskaliſchen Anlagen un- 
denkbar ift. Innerhalb des geſchloſſenen Feldes liegen die Commu— 
nion=&ifenfteingruben am Iberge, von welchen Art. XIV der Aller: 
höchſten Verordnung handelt, außerdem zwei oder drei unbedeutende, 
außer Betrieb ftehende Eiſenſtein-Bergwerke. Mit Rüdfiht hierauf, 
jowie auf die bisher dem Fisfus formell nicht angefallenen 34895233 
Kure von Kranich find alle Rechte Dritter ausdrüdlich vorbehalten. 

Art. XVII betrifft das Verhältniß der Bergſchmieden am Ober— 
darze. Im Zufammenhange mit dem Sächſiſchen Rechte find näm— 
ih in früherer Zeit Schmieden gemuthet und verlichen torden, 
für welche die Berehtigung in Anſpruch genommen wird, beftimm- 
ten Gruben die Schmiedearbeiten ausihlieglih zu Tiefern. Seit 
1753 haben die Gruben durch bejondere Verleihungen auch die 
Schmiedegeredhtigfeit zugewährt erhalten. Jene älteren Schmieden 
werden aber noch gegenwärtig don Schmiedegewerkſchaften, welche 
den Bergbaugewertichaften nachgebildet find, beſeſſen. Die Schmie- 
degewerfichaften haben ihr Recht an Bergichmiedemeifter verpachtet. 

Es verfteht fid nun von jelbit, daß ſolche Schmiedeberechti- 
gungen in Zufunft von der Bergbehörde nicht mehr zu verleihen 
jind ; andererjeit$ erjcheint es nothwendig, die ſonſtigen Befugnijie 
der Behörde, welche namentlich in der einjeitigen Feſtſetzung der 
Schmiedetare beftehen, bis zur Bejeitigung jener Zwangs- und 
Banngerechtigkeiten aufrecht zu erhalten. Eine Ablöfung derjelben 
kann jchon gegenwärtig nad Maßgabe des Hannoverfchen Geſetzes 
bom 17. April 1852, die Ablöfung der Bannrechte und ausjchließ- 
lihen Gewerbeberedhtigungen betreffend, ftattfinden. 

Art. XVII Handelt von der bereit3 oben gedachten Bergbau 
fajje zu Clausthal. Die Errichtung Ddiejer Kaffe datirt aus dem 
Jahre 1702. Nach der Berg-Reſolution von Ghurfürft Georg Lud— 
wig vom 13. April 1703 Art. 23 ift der Zweck der Kaffe: „ein 
anders nicht alß die auffnahme Unferer Bergwerfe und aller der- 
jenigen, welde davon ihre Nahrung und Lebensauffenthalt haben 
müfjen, die conservation Unferer Bergftätte und aller deren Ein— 
wohner, aljo bloß und allein das gemeine bejte intendiret wirdt, 
Allermaßen dan die von vorermelten Anlagen auflommende Gelder 
zu feiner andern Behuefe alß denen Bergwerfen zu gute verwendet 
werden jollen.” Niemand in den Bergitädten und umliegenden 
Orten follte von der eingeführten Acciſe frei fein, im Uebrigen die 
legtere den Steuerprivilegien der Bergftädte und Bergleute nicht 
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präjubdiciren. Bis zum Jahre 1714—17 Hat von drei zu drei Jah- 
ren eine Befragung der Gemeinden und der Bergleute jtattgefunden, 
ob fie jich der Fortdauer der Bergbauaccije gefallen laffen wollten; 
von da an big zum Jahre 1749 haben die Behörden das Einver— 
ftändniß der Bevölkerung mit der Fortdauer bezeugt, von 1749 bi3 
zu der im Jahre 1834—35 erlaflenen anderen Steuergejeßgebung 
ift die Erhebung der Acciſe ohne Weiteres erfolgt. Die Rechnungen 
der Bergbaufafle weiſen als ordinaire Rubriken nad: auf Berg: 
baue — auf Zubußkuxe — Beifteuern für Gruben, Stollen, Knapp— 
ſchafts- und Invalidenkaſſen — auf die erworbenen Güter und Müh— 
len, Zinſen, Zuſchuß zum Kornmagazin u. ſ. w. Für den Bau 
des tiefen Georgs-Stollens, ſowie für die das ganze Glausthaler 
und Zellerfelder Grubenrevier durchörternde tiefſte Wafjerftrede (Ernit= 
Auguft Stollen) Hat die Bergbaufafie ungefähr 200,000 Thlr. ver= 
ausgabt. Dieje wichtige Kaffe, welche in Folge der ausgeliehenen 
Kapitalien auch einen großen Einfluß auf die Creditverhältniſſe des 
Oberharzes ausübt, bejigt gegenwärtig außer verjchiedenen Grund- 
ftüden ein zinsbar angelegtes Vermögen von ungefähr 370,000 
Thalern. Mit Rüdfiht auf das Aufhören des gemwerkichaftlichen 
Betriebes erjcheint es erforderlich, ein bejonderes Statut über die 
fünftige Verwaltung diejes Inftitutenfonds zu erlaffen, wie dies auch 
bei den Bergbauhülfsfaflen in den älteren Provinzen gejchehen iſt. 
(Vergl. 8. 245 des Allgemeinen Berggefehes.) 

Art. XIX. Nachdem der gewerkſchaftliche Silberbergbau auf- 
gehört hat und im Bezirke des Berg: und Forftamtes zu Clausthal 
nur igenlöhner Bergbau neben dem Staatsbergbau ftattfindet, 
liegt ein Bedürfnig nicht mehr vor, durch ein rechtäverjtändiges 
Mitglied des Berg: und Forſtamtes zu Clausthal die freiwillige 
Gerichtsbarkeit über Bergwerkseigenthum wahrnehmen zu laflen. 
Da außerdem der fünftige Juftitiar der an Stelle des Berg- und 
Forſtamtes tretenden Provinzialbehörde nicht wohl die Functionen 
eines Bergrichters unter Auffiht des betreffenden Obergerichtes 
wahrnehmen fann, jo erfcheint die Abgabe jener Functionen an die 
ordentlichen Gerichte und damit die Aufhebung des Geſetzes dom 
21. Mai 1854 über Wahrnehmung der Handlungen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit in Bergjahen am Oberharze (Hannov. Gejeß-Samme 
lung 1854, 1. WbtHlg. No. 21 ©. 99) geboten. Nach 8. 9 des 
Hannoverfchen Geſetzes vom 14. Dezember 1864 über das Pfand- 
recht ꝛc. jollen: 
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„Hypotheken an dem unter der Verwaltung des Berg und 
„Forſtamts zu Glausthal ftehenden Bergeigenthum, welche die 
„Mitwirkung des Bergrichters erfordern, in die Bergbücder ein- 
„getragen werden.“ 
Diefe Bücher, an deren Yortführung die Bergbehörde fein Intereffe 
hat, find daher an die Gerichte als Hypothekenbücher abzugeben, 
wiewohl fich annehmen läßt, dab Hypotheken an dem Bergeigenthum 
der Eigenlöhner wenig oder gar nicht bejtellt worden find, wie dies 
auch die Regierungsmotive zum Hypotheken-Geſetze conftatiren. 

Art. XX entjpricht der in den Hannoverſchen Landestheilen 
beitehenden allgemeinen Gejeßgebung, welde bei Einführung des 
Allgemeinen Berggejeßes in Najjau und die Großherzoglich Heflischen 
Zandestheile ebenfalls maßgebend geblieben ift. 

Durh Art. XXI foll eine gleichmäßige Beiteuerung des Berg— 
baues in den Hannoverſchen Yandestheilen mit den älteren Pro- 
vinzen herbeigeführt werben. 

Bisher beitand am Oberharze gejeglih der. Bruttozehnte, wäh— 
rend in den übrigen Bezirken auf Grund des Bergregales der Zehnte 
beansprucht wurde, aber wegen der Höhe der Abgabe jelten erhoben 
werden konnte. Vielfach find‘ durd die Verleihungsurkunden beſon— 
dere Abgaben, wie 3. B. nad) Analogie des Großherzoglid Sächſi— 
ihen Berggejeßes vom 22. Juni 1857 8. 159 j. g. Orubenfeld- 
Abgaben von drei Grofchen für je 1000 Quadratlachter vorgejchrie: 
ben, wozu ſich die Regierung fraft des Regales in der nicht erfolg: 
ten Sreierflärung des Bergbaues für befugt erachtet. In anderen 
Füllen ift mit Rüdfiht auf bejondere, den Bergbautreibenden gewährte 
Beneficien, wie z. B. die Verleihung größerer Felder 2c., die Berg— 
werksabgabe vertragmäßig regulirt. Alle Bergwerksabgaben zuſam— 
men genommen haben im ganzen Lande noch nicht 2500 Thlr. er— 
reicht, ſoweit diefelben nämlich zur Hebung gelangt find. 

Da nun 8.245 des Allgemeinen Berggejeßes wörtlich beftimmt: 
„Desgleihen wird an den Vorſchriften über die Entrichtung, Er- 
„mittelung und Einziehung der Bergwerksabgaben durch das ge= 
„genwärtige Geſetz nichts geändert,“ 

in dem größeren Theile der Hannoverihen Landestheile aber es an 

ſolchen Vorſchriften fehlt, jo erwies fi eine Regulirung des Abga- 

benwejens umfomehr als erforderlich, weil nad Beleitigung des _ 

Regales und Einführung der Freierklärung jelbit die bisherige 

Grundlage zur Abgabenerhebung in den Landestheilen außer dem 
Zeitjhr. f. Bergrecht. Band vi. 2. 13 
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Bezirke des Berg- und Forftamtes zu Clausthal nicht mehr fort- 
befteht. 

Diefe Regulirung hat fich den in Preußen über die Bergiverf3- 
abgaben beftehenden Vorſchriften angeſchloſſen. Durch die gänzliche 
Befreiung des Eifenerz=Bergbaues von allen Bergwerfsabgaben wird 
in3bejfondere für den Bergbau am Oberharze eine neue Garantie 
fünftiger Blüthe und kräftiger Entwidelung gejchaffen. Der Zehnte 
ift gänzlich befeitigt und wie auf der linken Rheinjeite eine wirkliche 
Bergwerksſteuer von zwei Procent eingeführt. Andererſeits hat der 
Vorbehalt, „ſoweit diefelben an die Staatskaſſen zu entrichten find,“ 
die Inhaber von Regalitäts- und Zehntrechten in ihren Berechti— 
gungen in derfelben Weife ſchützen jollen, wie dies in den älteren 
Provinzen der Fall iſt. Diefer Vorbehalt fommt eventuell auch 
bezüglich des Amtes Elbingerode zur Anwendung. 

(Vergl. 88. 2, 13 des Preuß. Gefeßes vom 12. Mai 1851; 88. 
1, 5, 6 des Gejehes vom 20. Oftober 1862 und das Gefeg vom. 
17. Juni 1863.) 
Der Schlußartitel XXII entſpricht dem $. 244 des Allgemeinen 
Berggejeßes und bedarf feiner weiteren Erläuterung. 


— — — —— 


II. Verordnungen, 


betr. die Bezirke und das Reſſort der Bergbehörden im 
Gebiete de3 vormaligen Königreichs Hannover. 


1. Königliche Verordnung vom 25. Mai 1867, 
betr. die Bezirke und das Reffort der Oberbergämter im Gebiete des vor- 
maligen Königreich8 Hannover. 


Wir Wilhelm, von Gottes Önaden König von 
Preußen x. 

verordnen hierdurch in Ausführung des 8. 188 des Allgemeinen 
Berggefepes vom 24. Juni 1865 (Gejeß - Sammlung für 1865 
Seite 705), fowie der Verordnung vom 8. Mai diefes Jahres, be- 
treffend die Einführung des Allgemeinen Berggejeges dom 24. Juni 
1865 in das Gebiet des vormaligen Königreihs Hannover (Geſetz— 
Sammlung für 1867 Seite 601), wa3 folgt: 
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Artikel I. 


Der Bezirf des Oberbergamtes zu Dortmund umfaßt vom 
1. Juli diefes Jahres an auch die LanddrofteisBezirfe Osnabrück 
und Aurich) des vormaligen Königreichs Hannover, wogegen alle 
übrigen Landestheile des Ichteren von dem bezeichneten Zeitpunfte 
an den Bezirk des Berg: und Yorftamtes zu Clausthal bilden. 
Dem Berg: und Yorftamte zu Clausthal werden in jeiner Eigen— 
Ihaft als Bergbehörde alle Befugniffe und Obliegenheiten eines 
Dberbergamtes bis auf Weiteres beigelegt. 


Artifel 1. 


Mit dem 1. Juli diefes Jahres find die Verwaltungen der 
Domanial-Bergwerfe, Steinbrüde, Hütten-, Hammerwerfe und Sa= 
linen in den durch Artikel I bezeichneten Bezirfen den für diejelben 
eingejegten Oberbergämtern unterworfen. 

Der Handelsminifter ift mit der Ausführung diefer VBerord- 
nung beauftragt. 

Urkundlid unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterjchrift und 
beigedrudtem Königlichen Jnfiegel. 

Gegeben Berlin, den: 25. Mai 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 
(Gejeg- Sammlung von 1867 Seite 735.) 


2. Verordnung des Handelsminiflers vom 1. Iuni 1867, 
betr. die Feftftellung der Reviere in dem Gebiete des vormaligen König- 
reichs Hannover. 


Auf Grund des $. 188 des Allgemeinen Berggefeßes vom 
24. Juni 1865 und der Allerhöchften Verordnung vom 25. Mai 
diefes Jahres bejtimme ich Hierdurch, daß vom 1. Juli dieſes Jah— 
red an 

I. die Landdroſteien Osnabrück und Nurih einen Theil des 

Bergreviered Hamm an der Lippe, 
II. die Landdroftei Hildesheim und die Berghauptmannjchaft 
Glausthal das Bergrevier Goslar, 
II. die Landdroſteien Hannover, Lüneburg und Stade das 
Bergrevier Hannover 
bilden ſollen. 
Das Königliche Oberbergamt zu Dortmund und das Königliche 
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Berg: und Forftamt zu Clausthal find mit der Ausführung und 
Belanntmadung diefer Feltitellung der Bergreviere durch die amtli- 
hen Blätter beauftragt. 
Berlin den 1. Juni 1867. 
Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
(ge3.) Graf von Itzenplitz. 


3. Bekanntmachung des Berg- und Forftamts zu Llausthal 
vom 7. Iuni 1867, 

betr. die Annahme der Muthungen. 

Nahdem auf Grund einer Verordnung des Herrn Minifters 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten vom 1. Juni diefes 
Jahres 

1. die Landdroftei Hildesheim und die Berghauptmannichaft Glaus- 
thal das Bergrevier Goslar, wie 
2. die Landdrofteien Hannover, Lüneburg und Stade das Berg- 
revier Hannover 
innerhalb unjeres VBerwaltungsdiftriftes vom 1. Juli diefes Jahres 
ab bilden jollen, und mit Wahrnehmung der Revierbeamtengejichäfte 
sub 1 der Bergaſſeſſor Schulz, wohnhaft zu Goslar, 

sub 2 der Bergaffejlor Jung, wohnhaft zu Hannover, 
betraut worden ift, haben wir gemäß $. 12 des Allgemeinen Berg: 
gejeßed vom 24. Juni 1865 vorgenannten beiden Revierbeamten 
die Annahme der Muthungen innerhalb der ihmen überwiejenen 
Bezirfe vom 1. Juli diefes Jahres ab übertragen. 

Zur An und Aufnahme von Muthungen find auf Grund 
Erlaſſes des Herren Minifters für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten bei den Revierbeamten die Stunden von 8 bis 12 Uhr 
Vormittags und von 3 bis 6 Uhr Nachmittags an den Wochenta- 
gen ausschließlich bejtimmt. 

Außer diefen Dienftitunden und außerhalb des Dienjtlotals 
werden Muthungen nicht präfentirt und protofollariihe Muthungen 
nit aufgenommen. 

An Sonn und Feiertagen werden protofollariihe Muthungen 
überhaupt nicht aufgenommen und die jchriftli eingehenden Mu— 
thungen nur während der Bormittagsftunden von 8 bi3 9 Uhr 
präjentirt. 

Die Mutdungsgefude find nad 8.13 des Berggejeges in zwei 
gleichlautenden Exemplaren einzulegen und jind jtempelpflictig. 
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Die Verwendung von Preußiſchem Stempelpapier oder Stem— 
pelmarfen ift zur Zeit noch unzuläffig. 
Glausthal, den 7. Juni 1867. 
Königlih Preußiſches Berg: und Forftamt. 
(gez.) v. Linfingen. 
(Staatsanzeiger von 1867 Seite 2314.) 


Il. Verordnung, 


betreffend die Einführung des Allgemeinen Berggeſetzes 

vom 24. Juni 1865 in das mit der Preußiſchen Monar— 

hie vereinigte Gebiet des vormaligen Kurfürſtenthums 

Hejjen und der vormaligen freien Stadt Frankfurt, 

jowie der vormals Königlid Baierijhen Yandestheile. 
Bom 1. Juni 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen zc. 
berordnen für das mit Unferer Monarchie vereinigte Gebiet des 
bormaligen Kurfürſtenthums Heffen und der vormaligen freien Stadt 
Frankfurt, fowie der vormals Königlich Baierifhen Yandestheile, 
auf den Antrag Unjeres Staatsminifteriums, was folgt: 
Artifel 1. 

Das Allgemeine Berggefeß für die Preupiichen Staaten vom 
24. Juni 1865 (Gefe- Sammlung für 1865 Seite 705) erlangt in 
dem mit Unferer Monarchie vereinigten Gebiete des vormaligen 
KurfürftentHums Heſſen und'der vormaligen freien Stadt Frantfurt, 
jowie der vormals Königlich Baierischen Yandestheile unter nachfol— 
genden bejonderen Beitimmungen mit dem 1. Juli 1867 Geſetzeskraft. 

Artikel II. 

Die von der Bergbehörde ertheilten Konzefjionen oder geſchehe— 
nen Verpachtungen zur Gewinnung folder Mineralien, welche nad) 
8. 1 des Berggejees dem Verfügungsrechte des Grundeigenthümers 
unterworfen find, bleiben bis zu dem durch die Konzeſſions- oder 
Pacht-Urkunde feitgefegten Endtermine in Kraft. 

Die Ertheifung neuer Konzeffionen findet nicht ferner ftatt. 
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Artikel III. 

Injofern aus den vor dem 1. Juli diejes Jahres ertheilten 
Schürfſcheinen ein ausſchließliches Schurfrecht auf ein beftimmtes 
Feld herzuleiten it, behalten diejelben ihre bisherige Kraft für Die 
Zeit, auf welche fie ertheilt find. Schürfſcheine ſolcher Art, welche 
auf unbejtimmte Zeit ertheilt find, verlieren ihre Kraft mit dem 


1. Juli 1868. 
Artifel IV. 


Hinfihtlich der Feldesgröße ift die Beſtimmung unter 2 des 
$. 27 des Berggeſetzes maaßgebend. 

Unter den im Berggeſetze in Bezug genommenen Maaßen ſind 
überall die Preußiſchen Maaße zu verſtehen. 

Artikel V. 

Auf das Bergwerkseigenthum finden hinſichtlich der Veräuße— 
rung, Verpfändung und des Arreſtes die allgemeinen geſetzlichen 
Vorſchriften, welche in dieſer Beziehung für das Grundeigenthum in 
den im Artikel I bezeichneten Landestheilen gelten, Anwendung. 
Ebenſo bleiben die Beſtimmungen der allgemeinen Geſetze jener Lan— 
destheile hinſichtlich der Exekution, des Konkurſes und der Rang: 
ordnung der Gläubiger unverändert, ſoweit nicht dieſe Verordnung 
abweichende Vorſchriften enthält. 


Artikel VI. 

Das Bergwerkseigenthum wird durch die vom Oberbergamte 
ertheilte Verleihung oder beſtätigte Konſolidation, Theilung oder 
Vertauſchung von Grubenfeldern und Feldestheilen erworben ($$.50, 
41, 51 des Berggefeßes), und bildet einen jelbftftändigen Gegenſtand 
der Eintragung in die Spezial- und General-Währjhafts- und 
HppotHefenbücher. Die Führung diefer Bücher richtet fi auch be- 
züglich des Bergwerkseigenthums nad den für das Grundeigenthum 
gegebenen allgemeinen gefeglichen Beftimmungen; jedoch genügt bei 
der Eintragung von PVerleihungen, Konfolidationen, Theilungen und 
dem Austauſch von TFeldestheilen die Vorlegung der oberbergamtli- 
hen Verleihungs- und Beftätigungssllrfunden. Erftredt ſich das 
Feld eines Bergwerks in mehrere Gerichtsbezirke, jo hat Hinfichtlich 
der Hompetenz zur Führung der Währſchafts- und Hypothefenbücher, 
jowie zur Aufnahme der das Bergwerkseigenthum oder dingliche 
Berehtigungen an demfelben betreffenden Akte der freiwilligen Ge— 
richtsbarfeit das den verjchiedenen Gerichten zunächſt gemeinjame 
höhere Gericht die erforderliche Entjheidung zu treffen. 
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Artikel VIL 

Die bisher von den Bergbehörden geführten Berggewährſchafts-, 
Berglehn- und Berggegenbücher find zu ſchließen und an die ordent- 
lichen Gerichte abzugeben. 

Artikel VII. 

Die im $. 141 des Berggejehes in Bezug genommenen Grund: 
jäße der Preußifchen Gefeggebung über das den Eifenbahngefell- 
haften gegenüber beſtehende Vorkaufs- und Wiederfaufsrecht, ins— 
befondere die 88. 16 bis 19 des Gefehes über die Eifenbahnunter- 
nehmungen vom 3. November 1838 (Gejeb- Sammlung für 1838 
Seite 505) !) fommen für den hier bezeichneten Fall gleichfalls in 
Anwendung. | 

Artifel IX. 

An die Stelle des erjten Abjabes des $. 166 des Berggeſetzes 
tritt die folgende Beſtimmung: 

- Die bereits bejtehenden Knappſchaftsvereine bleiben in Wirkſam— 
feit. Der gegenwärtige Titel findet jedoh auch auf fie Anwen— 
dung, und find ihre Statuten mit den Vorfchriften defjelben in 
Uebereinftimmung zu bringen. 


Artitel X. 

Zugleih mit den Strafvorjchriften des Berggejeßes tritt auch 
das Gefeß über die Beitrafung unbefugter Gewinnung oder Aneig= 
nung von Mineralien vom 26. März 1856 (Gefeß- Sammlung für 
1856 Seite 203) in Straft?). 


Artikel XL. 

Den Bergarbeitern fteht in den Fällen des $. 249 des Berg: 
gejeßes in Beziehung auf die Rüdjtände aus dem legten Jahre an 
Lohn und anderen Emolumenten das dem Gefinde und den vom 
Schuldner beköjtigten Dienern eingeräumte Vorzugsrecht zu. 


Artifel XI. 

Die Infinuation von Verfügungen der Bergbehörde kann rechts- 
gültig dur die Poſt bewirkt werden. Wird die Verfügung als 
unbeftellbar von der Poſt zurüdgeliefert, jo erfolgt die Infinuation. 
durch Öffentlichen Aushang am Amtslokale der betreffenden Bergbe- 
hörde. Hat die Verfügung während vierzehn Tagen ausgehangen, 
jo ift die Zuftellung für bewirkt zu erachten. 





1) Bergl. oben Seite 149 Note 1. 
2) Bergl. oben Seite 150 Note 1. 
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Artikel XI. 


Privat-Hüttenmwerke, Waſſergefälle und Aufbereitungsanftallen 
und andere Anlagen, welche nicht unter die Vorſchriften des Berg— 
gejeßes fallen, gehören fortan zum Reſſort der gewöhnlichen Ver— 
waltungsbehörden. 

Artikel XIV. 

Für das Gebiet des vormaligen Kurfürſtenthums Heffen wer- 
den die folgenden befonderen Beitimmungen getroffen: 

Z. 1. Die nad den Beitimmungen des Berggejeges eintretende 
Subhaftation eines Bergwerks oder eines Antheiles deſſelben erfolgt 
je nad den Vorausſetzungen des vorliegenden Falles entweder im 
Wege der Zwangsverfteigerung, inſoweit ſich nicht eine Modifikation 
de3 hierbei vorgejchriebenen Verfahrens aus dem Berggeſetze ergiebt, 
oder in Gemäßheit des bei jonftigen nothwendigen gerichtlichen Ver- 
jteigerungen oder freiwilligen gerichtlichen Berfteigerungen herge— 
bradten Berfahrens. 

Die gerichtliche Mobiliarverfteigerung ift, injoweit nicht in 
diefer Beziehung befondere Beftimmungen durd) das Berggeſetz (8.238) 
getroffen find, zwar nach den beflehenden VBorihriften des Kurheſſi— 
ihen Rechts, jedoch ausjchlieglich Seitens des Aftuariates zu voll— 
"ziehen ; auch fol die Beitimmung in Anfehung der Anberaumung 
des Berfaufstermines, ſowie der Art der öffentlihen Bekanntma— 
Hung dem Ermeſſen des Gerichtes überlaffen fein. 

$. 2. Das nad $. 129 des Berggefeges jtattfindende gericht: 
liche Verfahren ift unter Beobachtung der im 8.6 des Kurheſſiſchen 
Geſetzes vom 30. Dftober 1834 über die Abtretungen zu öffentli— 
hen Zmweden !) feſtgeſetzten Friſten und Termine zur jchleunigen 
Erledigung zu bringen. 





1) Der $. 6 dieſes Geſetzes (Kurheſſiſche Geſetz- Sammlung für 1834 
Seite 165) lautet: 

„Iſt die definitive Entfcheidung des Miniftertums auf Abtretung erfolgt 
oder find — bei Entjcheidung einer Dberbehörde — drei Tage, ohne Anzeige 
eines Recurfes, oder falls eine folche vorliegt, vierzehn Tage ohne eingegan- 
gene Necurs-Nusführung verfloffen, fo ift nunmehr das Untergericht der befe- 
genen Sade, unter abjchriftlicher Mittheilung der Enticheidung, anzugehen, 
durd; Sadjfundige den Werth des in Anfprud genommenen Gegenftandes, 
mit VBerücfichtigung der darauf haftenden Laften und der Nutzungs- oder ſon— 
ftigen Rechte ($. 8), ausmitteln und feitftellen zu laffen. Das gerichtliche 
Verfahren ift hierbei das gewöhnliche, jedoch möglichſt zu befchleunigen, ins— 
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$. 3. Bei der zwangsweiſen Grundabtretung findet, außer 
dem durch 8.146 des Berggejeßes vorgefehenen Falle, die gerichtliche 
Depofition au in den durch $. 11 des Kurheſſiſchen Gejeges vom 
30. Oktober 1834 über die Abtretungen zu öffentlichen Zmeden !) 
feſtgeſetzten Fällen ftatt. 

$. 4. Die Vorſchriften des $. 14 des letzteren Geſetzes *) fin- 


befondere durch Anberaumung höchſtens achttägiger Termine und Friften, durch 
Ertheilung der Verfügungen und Vorbeſcheide in vier und zwanzig Stunden, 
durch Fällung des Enderkenntniſſes ſpäteſtens binnen drei Tagen und durch 
unverzügliche Ausfertigung und Bekanutmachung jeder Verfügung und jedes 
Beſcheides. 

Es finden zwar die gewöhnlichen Rechtsmittel in dieſem gerichtlichen Ver— 
fahren ſtatt; jedoch iſt die Beſchwerdeſchrift innerhalb acht Tagen bei dem 
Untergericht einzureichen und von dieſem mit Bericht, unter Beifügung der 
Original-Akten, binnen drei Tagen an das obere Gericht einzuſenden, von 
letzterem aber die Entſcheidung binnen vierzehn Tagen zu ertheilen. Das 
Rechtsmittel der Wiedereinſetzung in den vorigen Rechtsſtand ſoll überall keine 
aufſchiebende Wirkung haben. 

Die betreffenden Gerichtsperjonen werden für jeden, durch ihre Berzöge- 
rung entftehenden Schaden perlönlid; verantwortlich gemacht.” 

1) Die 88. 10 und 11 diejes Geſetzes lauten: 

$. 10. Berweigert der zu Entichädigende die Annahme der, in einem 
nach 8. 4 aufgeftellten Protofolle oder gerichtlich feſtgeſetzten Entihädigung, 
oder ift derjelbe abmweiend und hat feinen Bevollmächtigten beftellt, jo kann 
ſolche mit der rechtlichen Wirkung der Zahlung bei dem Gerichte der belege- 
nen Sadje hinterlegt werden. 

8. 11. Gleiches findet ftatt, 

1. wenn neben dem Eigenthümer noch andere dinglich Berechtigte vorhanden 
und deren Anfprüce auf verhältuißmäßige Antheile an der Entihädigung 
nicht fofort ermittelt oder durd Bertrag abgefunden find, jowie aud), 
wenn der in Anſpruch genommene Gegenftand Lehen- und Stammgut ift; 

2. wenn der Gegenftand mit Special» Hypothek behaftet ift, infofern nicht 
eine Privat-Hebereinfunft mit dem Pfandgläubiger, durch welche ein Anu— 
deres beftimmt ift, jofort beigebradjt wird; 

3. wenu das Eigenthum beftritten ift, oder ein Dritter gegen die Auszah- 
lung Einwendungen macht. 

In allen diefen unter J bis 3 genannten Fällen finden feine Depofitions» 
gebühren ftatt, und find zugleich die hinterlegten Gelder von demjenigen, 
zu deffen Gunften die Abtretung geichieht, noch ein Bierteljahr lang mit vier 
vom Humbdert zu verzinfen. 

2) Der $. 14 beftimmt: 

Bei einer Abtretung des Eigenthums zu öffentlichen Zweden bedarf es 
feiner Dispenfation von den Vorſchriften 
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den auf die zwangsweiſe Grundabtretung zu bergbaulichen Zwecken 
gleichfalls Anwendung. 

8. 5. Die Ueberjchreibung in die Währſchafts- und Hypothe— 
fenbücher gefchieht auf Grund der Vorlage des im $. 144 des Berg- 
gejeßes erwähnten, im VBerwaltungswege rechtskräftigen Erpropria= 
tionsbeſchluſſes. 

Artikel XV. 

Den im 8. 1 des Berggeſetzes aufgeführten Mineralien wird 

für die Herrſchaft Schmalkalden der Schwerfpath hinzugefügt. 
Artikel XVI. 

Das ausschließliche Neht zur Gewinnung der Steinfohlen ir 
der Grafihaft Schaumburg bleibt den nah dem Erefutionsabjchiede 
vom 12. Dezember 1647 zum Bergbau auf Steinfohlen Berechtigten 
allein vorbehalten. 

Artikel XVII. 

Rüdjichtlich der bisherigen Bergwerksabgaben, ſoweit diejelben 
an die Staatskaſſen zu entrichten find, treten die nachfolgenden Be— 
ftimmungen mit dem 1. Juli diefes Jahres in Kraft: 

$. 1. Die von den Eiſenerzbergwerken bisher erhobenen Berg: 
. werfsabgaben find, vorbehaltlih der Beftimmungen des $. 3 dieſes 
Artikels, aufgehoben. 

$. 2. Der Bergmwerfszehnte, die Rezeß- und Quatembergelder, 
die nah dem Königlich Baierifchen Geſetze vom 1. Juli 1856 zu 
entrichtende Bergwerksabgabe von fünf Prozent der Verlagserſtat— 
tung oder Ausbeute und die jonftigen Bergmwerlsabgaben find auf: 
gehoben. An deren Stelle tritt für fämmtliche Bergwerfe, ausjchließ- 
ih der Eifenerzbergwerfe, eine Bergwerksſteuer von zwei Prozent 
von dem Werthe der Produkte des Bergwerks zur Zeit des Abjabes 
der letzteren. 

Dinfichtlih der Erſtattung eines verhältnigmäßigen Antheiles 
der Poch- Waſch- Hütten» und jonftigen Zubereitungsfoften bei Erz— 
bergmwerfen dur den Staat, fowie der Ermittelung, Feſtſtellung 





1. des öffentlichen Ausgebots bei Gericht, hinſichtlich der Grundftüde Min- 
derjähriger oder jonftiger Perſonen, bei denen ein ſolches Ausgebot er» 
forderlich ift, 

2. der Nichtveräußerung unter einem halben Ader, und 

3. der Erlaubniß zu Eutlaffjung des betreffenden Grundftüds aus einem 
Hufen» oder dergleihen Verbande. 


Einführung des Preuß. Berggeſetzes in Kurheſſen ꝛc. 203 


und Einziehung der Bergwerksſteuer kommen die in den älteren 
Provinzen des Staates beftehenden Vorſchriften zur Anwendung. 

$. 3. Die auf privatrechtlichen Titeln beruhenden Befreiungen 
von den Bergwerksabgaben werden aufrecht erhalten. 

Ebenſo merden die von dem Staate über Bergwerfsabgaben 
abgeſchloſſenen Verträge durch die Vorfchriften der 88. 1 und 2 nicht 
verändert. Daffelbe gilt rüdfichtlih der in der Herrſchaft Schmal- 
talden von einzelnen Eiſenſteinbergwerken bisher erhobenen Zug— 
und Verkauf-, Zug: und Meßgelder, der Zettelgelver, ſowie der Er- 
jaabgabe für die durch die Gewerbeordnung vom 14. Februar 1827 
aufgehobenen Abgaben. 

Hinfichtlich der gänzlichen Aufhebung oder Ermäßigung dieſer 
Bergwerfsabgaben tommt das Gefeß vom 17. Juni 1863, betreffend die 
Abänderung des 8. 13 des Gejeßes über die Beſteuerung der Bergwerke 
vom 12. Mai 1851 (Gej.-Samml. für 1863 ©. 462) zur Anwendung. 

8. 4. Die von der Bergbehörde bisher erhobenen Konzeſſions— 
gelder von Steinbrüchen, Thon- Tehm- und Sandgruben u. }. w., 
jomwie die von einzelnen Steinbrüdhen erhobenen bejonderen Abgaben 
find für die Dauer der ertheilten Berechtigung fort zu entrichten, ſo— 
weit nicht die leßteren Steinbrüdhe auf Grund des 8. 222 des Berg— 
gejebes als Bergwerfe anzujehen und demgemäß der durch $. 2 diejes 
Artikels beftimmten Bergwertsfteuer in Zufunft unterworfen find. 


Artitel XVII. 

Mit dem 1. Juli 1867 find aufgehoben: das gemeine deutjche 
Bergrecht, die ſämmtlichen in den im Artikel I bezeichneten Yandes- 
teilen geltenden Bergfreiheiten und Bergordnungen, insbejondere 
auch die Heſſiſche Bergfreiheit vom 21. März 1616, die Heſſiſche 
Bergordnung vom Yahre 1616, die Bergordnung für Schmalkalden 
bom 14. November 1726, die Hanauifche VBergordnung vom Jahre 
1542, die Markgräflich Brandenburgiiche Bergordnung vom 1. De: 
zember 1619, die bergrehtlichen Vorſchriften des Preußiſchen Allge- 
meinen Landrechts, die Baieriſche Bergordnung vom 6. Mai 1784, 
das Baierifche organische Edikt vom 14. September 1809, die Berg- 
gerichtsverfaſſung betreffend, die 88. 3 bis 10 der Vorſchriften über 
den Vollzug des Hypothekengeſetzes vom 1. Juni 1822 in Beziehung 
auf Bergbaurealitäten vom 31. Juli 1830,!) das Baieriſche Gejek 


1) Die nicht aufgehobenen 88. 1 und 2 der obigen Baierifhen Vor: 
ſchriften lauten: 
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bom 1. Yuli 1856 über die Abgaben von den Bergwerken, die ge— 
jeglichen Vorſchriften über die Verfaſſung der Bergbehörden, ferner 


Inftruftive VBorjhriften über den Vollzug des Sypothefen- 
gefeges vom 1.YJunius 1822 in Beziehung auf Bergbau— 
Realitäten. 

8. 1. Vei jedem Gerichte, in deſſen Gerichtsbezirfe Bergbau-Realitäten 
gelegen find, ift Hinfichtlich diefer Nealitäten ein eigener Band des Hypotheken: 
buches und nad Bedirfniß find zwei oder mehrere Bände anzulegen. Die 
Anlegung hat in allen Beziehungen nah Maßgabe der am 13. Mai 1823 
(Regierungs-Blatt von 1823, Stüd XVII S. 499 ff.) erlaffenen Inftruftion über 
den Bollzug des Hypothefengefeges vom 1. Junius 1822 zu geichehen. 

$. 2. Bei der erften, unverzüglich zu bewirfenden Anlegung des berg- 
werflichen Hypothekenbuches bei den Gerichten machen die bei den Bergämtern 
vorhandenen Berggegenbücdjer die vorzüglichfte Quelle aus. 

Daraus find hinfichtlich derjenigen Bergbau-Realitäten, auf welche darin 
noch nicht gelöjchte Hypotheken eingetragen find, ſowie es das Hypothefengejetz 
und die zu defjen Vollzug erlaffene Inftruftion mit fid; bringt, zu übertragen: 

1. der Name und die Page der betreffenden Bergwerfs-Realität, mit ge» 
nauer Beltimmung der Größe des zum Bergbaue verliehenen Feldes, 
der Fundgruben und Maaßen, der Anzahl der Antheile, der Kuren zc. 
weld;e der jchuldende Gewerke an diefem Bergbaue befitt; 
die Eigenſchaften und Gıundbarkeits » Verhäftniffe diefer Bergwerlks— 
Realität; 

3. die darauf etwa haftenden Reallaften; 

4. die Werthabeftimmung, joweit deren Eintragung in das Hypothekenbuch 
nothwendig ift (ſ. auch 8. 3 und 10); 
der oder die Eigenthümer; 

die Eigenthumsbeſchränkungen; 

die auf eine folche Realität bereits eingetragenen Hypotheken; 

die allenfalls eingelegten Proteftationen. 


to 
* 


ano 


Die Publikation der vorbezeichneten „inftruftiven Borjchriften‘ erfolgte auf 
Grund der nachftehenden Königlichen Verordnung: 

Verordnung, die Führung des Hypothefenamtes über 

Bergbau-Realitäten betreffend. 
Ludwig, von Gottes Gnaden König von. Bayern zc. 

Wir haben die zwifchen einigen Gerichten und Bergämtern entftandenen 
Kompetenzkonflitte iiber die Führung des Hypothekenamtes über Vergbau- 
Realitäten nad) Vernehmung Unſeres Staatsrathes dahin entſchieden, daß 
die Führung diejes Hypothekenamtes nicht den Bergämtern, fondern den im 
Hypothefengeietse benannten Gerichten zuſtäudig fei. 

Wir haben uns jedoch der dabei eintretenden eigenthümlichen Verhältniſſe 
wegen weiter bewogen gefunden, anzuordnen, daß von den Gerichten mit dem 
Bergämtern ftets ein geeignetes Benehmen zu pflegen, die Art deſſelben durch 
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alle übrigen allgemeinen und bejonderen Gefege, Verordnungen und 
Gewohnheiten über Gegenftände, auf welche das Berggeſetz und die 
gegenwärtige Verordnung jich beziehen. 

Urkundlid unter Unjerer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und 
beigedrudtem Königlichen Infiegel. 

Gegeben Berlin, den 1. Juni 1867. 

(LS) Wilhelm. 
(Gejeg-Sammlung von 1867 ©. 770.) 


Deukſchrift 
zu der Allerhöchſten Verordnung, betreffend die Einfüh— 
rung des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 in 
das mit der Preußiſchen Monarchie vereinigte Gebiet des 
vormaligen Kurfürſtenthums Heſſen und der vormaligen 
freien Stadt Frankfurt, ſowie der vormals Königlich 
Baieriſchen Landestheile. 


Nachdem durch Allerhöchſte Verordnung vom 22. Februar d. J. 
(Geſ.Samml. S. 232) das Allgemeine Berggeſetz vom 24. Juni 
1865 in das Gebiet des vormaligen Herzogtums Naffau, durch 
Allerhöchfte Verordnung von demjelben Tage (Gej.-Samml. ©. 242) 
das Allgemeine Berggefeß in die mit der Preußifchen Monarchie 
vereinigten Landestheile der Großherzoglid Heſſiſchen Provinz Ober- 





eine von Unſeren Dlinifterien zu veranlaffende Spezialvorichrift fetzufegen 
und zu eigener Maßnahme von Seite der Bergwerks-Äntereffenten das Er- 
forderliche öffentlich befannt zu machen jei. 

Zu diefem Ende haben Wir dur Unfer Juſtiz- und Finanz-Minifterium 
bejondere inftruftive Vorſchriften über den Vollzug des Hypothekengeſetzes vom 
1. Junius 1822 in Beziehung auf Bergbau-Realitäten entwerfen lajjen, und 
Wir verordnen, indem Wir dieſe inftruftiven Vorſchriften als Nachtrag zu 
der über den Vollzug des HYypothefengejeges überhaupt erlaffenen Inſtruktion 
(Regierungs-Blatt von 1823, Stüd XVII ©. 499 ff.) zur öffentlichen Kenntniß 
bringen lafjen, daß fih Unjere Hypothefenämter und Unſere Bergämter in 
denjenigen Theilen des Königreichs, in welchen Berg. und Hüttenwerke beftehen, 
hiernach richten und benehmen follen. 

Bad-Brüdenan, den 31. Juli 1830, 

(gez.) Ludwig. 
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heilen, jowie in da3 Gebiet der vormaligen Landgrafſchaft Heflen- 
Homburg, einjhließlich de$ Oberamtsbezirkes Meifenheim, endlich 
durch Allerhöchſte Verordnung vom 8. Mai d. J. (Gef.-Sammtl. 
S. 601) dafjelbe Gejeß in das Gebiet des vormaligen Königreiches 
Hannover eingeführt worden, mußte die Herſtellung einer einheit- 
lichen Berggejebgebung in den Yandestheilen des vormaligen Kur— 
ftantes Heilen, in den von dem Königreiche Baiern abgetretenen 
Bezirken, ſowie in dem Gebiete der vormaligen freien Stadt Franf- 
furt al3 eine fernere Aufgabe von hervorragender Bedeutung be— 
trachtet werden. 

I. In dem Gebiete der freien Stadt Frankfurt Hat bisher 
eine befondere Berggejeßgebung nicht beitanden. Weber die Anwend— 
barkeit der Grundfäge des fogen. gemeinen Bergrechtes fehlt e3 
gleihfalls an jedem praftiichen Anhaltspunfte, da — ſoweit befannt 
geworden — in dem bezeichneten Territorium feither Bergbau nicht 
ftattgefunden hat. Nach den eingezogenen Informationen jtehen der 
Einführung des Allgemeinen Berggejeßes indeß feinerlei Hindernifje 
und Bedenten im Wege, während andererſeits diejelbe im Intereſſe 
der Einheit der Gejebgebung geboten erjcheint. 

U. Die von der Krone Baiern abgetretenen Gebiete haben 
feine gemeinjame Berggejeggebung, abgejehen davon, daß in denſel— 
ben das Geſetz vom 1. Juli 1856, die Abgaben von den Bergwerfen 
diefjeit3 des Rheins betreffend (Gej.-Bl. 1856 Nr.19 ©. 363—374) 
und die dazu gehörigen Vollzugsvorſchriften vom 4. September 
defjelben Jahres zur Anwendung fommen. (Zeitihr. für Bergrecht 
Jahrg. II ©. 281 ff). Zufolge dieſes Geſetzes unterliegen die 
Bergwerfe einer Reinertragfteuer von fünf Brocent und find außer- 
dem zur Zahlung des Quatembergeldes verbunden (Art. 2 und 12). 
Was im Uebrigen die Berggejeßgebung in jenen Yandestheilen an— 
betrifft, jo gilt 

1. in der Enflave Kaulsdorf zwiſchen Saalfeld und dem Preußi— 
ichen Kreiſe Ziegenrüd, welche aus drei ſehr kleinen Gebiet3- 
theilen befteht und früher zu dem Baierifchen Bergamte Steben 
gehörte, die Marfgräflid Brandenburgiche Bergordnung vom 

1. Dezember 1619 (Wagner, corpus juris metallici ©. 431 ff.) 

nebſt den zugehörigen Bergpatenten und jubfidiär der berg— 

rechtliche Abjehnitt des Preuß. Allgem. Landrechts (hl. U 

Tit. 16). In der gefammten Enflave, in welcher auf der Kö— 

nigäzeche wie in dem benachbarten Kamsdorfer Reviere Kobalt— 


f 
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Kupfer- und Eifenerz-Gewinnung ftattgefunden hat, find vier 
Bergwerfe auf verjchiedene Erze und Porzellanerde und zmei 
Kalkſteinbrüche mit gevierten Feldern verliehen. 

2. Das Bezirks-Amt Hersfeld umfaßt die Landgerichtsbezirke 
Weihers und Hilders und gehörte vordem zum Bergamte His: 
fingen und zum Kreiſe Unterfranfen und Aſchaffenburg. In 
diefem Bezirke, am Nordweftabhartge des Rhöngebirges, treten 
an vielen Stellen in dem bunten Sandfteine Heine ifolirte 
Braunfohlen - Ablagerungen auf, welche den Gegenftand von 
ſechs verſchiedenen Geviertfeld-Verleihungen bilden. Außerdem 
bat früher eine Odergewinnung und der Betrieb von Thon- 
gruben ftattgefunden. 

In dem Landgerichtäbezirke Hilderd kommt nach der Praris 
der Verwaltungsbehörden und einer Enticheidung des oberiten 
Gerichtshofes vom 10. April 1858 die VBergordnung für das 
Herzogthum Baiern vom 6. Mai 1784 (Wagner, corpus juris 
metalliei ©. 342 ff.) zur Anwendung, wiewohl wegen mangeln- 
der Publikation die Anmwendbarfeit diefer Bergordnung in Un— 
terfranten lange beftritten gemejen ift (Seuffert, Blätter. für 
Rechtsanwendung Jahrg. 1858 ©. 175 ff.). 

Tür den Landgerichtäbezirt Weihers gilt dagegen nur das 
jogen. gemeine Bergredt, da bei Erlaß des Mandates vom 
25. Mai 1804, durch welches die Bergordnung vom Jahre 1784 
in Ober- und Unterfranfen eingeführt wurde, diejes Gebiet nicht 
zu Baiern gehörte. 

3. Der Landgerihtsbezirt Orb (ohne Aura), welcher vormals einen 
Theil des Bezirfsamtes Gemünden und des Bergamtsbezirkes 
Orb bildete, enthält nur die fiskaliſche Saline bei Orb, während 
fonft ein unter die Berggejege fallender Betrieb nicht ftattfindet. 
Die bergretlichen Normen beitimmen ſich nad) dem ſogen. ge= 
meinen Bergrechte. (Zeitjihr. für Bergrecht, Jahrg. VIII ©. 65.) 

Der im Wefentlihen unveränderten Einführung des Allge— 
meinen Berggejeßes in diefe ehemals Baieriſchen Landestheile dürfte 
um jo weniger irgend ein rechtliches oder thatfächliches Bedenken im 
Wege ftehen, al3 gegenwärtig der Bergbau ſowohl in der Enflave 
Kaulsdorf, als in dem Bezirks-Amte Gersfeld gänzlich ruhet, und 
fih annehmen läßt, daß die Verbejjerung der gejchilderten unhalt- 
baren und unklaren Rechtszuftände einen belebenden Einfluß auf den 
Unternehmungsgeift haben wird. Insbeſondere muß die gänzliche 
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Befreiung de3 EijenerzzBergbaues don Abgaben für die Enflave 
Kaulsdorf von Wichtigkeit fein. 

Knappſchaftsvereine find außer der Bruderſchaftskaſſe der Sa= 
(ine Orb und einem Vereine der Urbeiter der ehemals fiskaliſchen 
Gruben (Königszeche) zu Kaulsdorf nicht vorhanden. Der legtere 
Verein zählt indeß außer 9 Penjionairen nur noch 3 aftive Mit- 
glieder. 

III. Bon ungleid —— Bedeutung als für die vormals 
Baieriſchen Landestheile wird die Einführung des Allgemeinen Berg: 
gejeges von 24. Juni 1865 für das ehemalige Kurheſſen jein. 
Wenn e3 auch richtig jein mag, daß dieje Provinz im Allgemeinen 
nicht zu denjenigen gehört, welche einen hervorragenden Einfluß 
auf die weitere Entwidelung des deutjchen Bergbaues haben dürften, 
jo kann dennoch andererjeit3 nicht verfannt werden, daß die Reform 
der gegenwärtigen Berggejeßgebung ein in jenem Yandestheile bis 
jeßt nicht gefanntes Xeben auf dem Gebiete des Bergbaues hervor— 
rufen muß. Schon gegenwärtig beträgt der Werth der Kurheſſiſchen 
Bergbau: Produktion mehr al3 derjenige der meiften deutſchen Mittel- 
und Sleinjtaaten, wiewohl die Gejebgebung die Entwidelung der 
Privatbergbau-Induſtrie bisher künſtlich zurüdgehalten und auf der 
anderen Seite den Grundeigenthümer in der freien Verfügung über 
die Ausnugung de3 Grund und Bodens über Gebühr behindert hat. 

Durch die Einführung des Allgemeinen Berggejeges wird daher 
den Intereſſen des Bergbaues und des GrundeigentHümers in gleicher 
Meile genügt und auch im Uebrigen an Stelle eines zweifelhaften, 
zum Theil objolet gewordenen Rechtes ein klares, gemeinverjtändliches 
Recht geſetzt werden. 

Die Verhandlungen der Kurheſſiſchen Ständeverfammlung er— 
geben, daß man ſich der hHerrjchenden Webelftände ſchon früher be= 
wußt gewejen ift. Noch im Jahre 1865 richtete die Ständeverſamm— 
lung das Erſuchen an die Staatsregierung: 

„Die Berggejeßgebung des Kurſtaates im Allgemeinen, insbejondere 
rücjichtli der Freierkflärung des Bergbaues, des Umfanges 
des Berg-Regales, des Erwerbes und Berluftes, ſowie der Ueber— 
tragung von Bergwerkseigentdum, des Erpropriationsrechtes für 
Zwede des Bergbaues und der Belteuerung der Bergwerks-Unter— 
nehmungen, einer Neubearbeitung nah dem VBorgange anderer 
deutjcher Staaten zu unterwerfen und eine desfalliige Vorlage 
baldmöglichſt an den Landtag gelangen zu laſſen“, 
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nachdem vorher Seitens der Staatsregierung eine ausführliche und 
gründfiche Denkſchrift über die Revifion der im Kurſtaate beftehen- 
den Berggefeßgebung (Beilage 122 der Yandtagsverhandlungen) den 
Ständen vorgelegt und in derjelben hervorgehoben worden war, 
daß die Reform der Berggejeßgebung in Kurheſſen den Abſchluß 
der gleihmäßigen Beitrebungen in den hauptſächlichſten deutjchen 
Bergbauftaaten vorausgehen laſſen müſſe. (Zeitſchrift für Bergrecht 
Jahrg. VI ©. 372 ff.) 

Diejer Abſchluß fann gegenwärtig al3 gejchehen angenommen 
werden, da es nicht mehr zweifelhaft ift, daß die Neugeftaltung des 
Bergrechtes in Deutjchland auf der Grundlage des Preußiſchen All: 
gemeinen Berggejehes erfolgen wird. Selbſt vom Standpunfte der 
vormaligen Kurhejjiichen Regierung würde daher der Augenblid 
eingetreten jein, um mit energiihen Maßregeln zur Berbefferung 
des beitehenden Bergredhtes nah dem Vorbilde des Allgemeinen 
Berggejebes vorzugehen. 

Mas das beitehende Bergrecht anbetrifft, jo muß insbejondere 
zwifchen den altheſſiſchen Zandestheilen und den hauptſächlich aus 
einigen ftandesherrlichen Gebieten und dem Bistum Fulda beftehen- 
den neueren Erwerbungen, jowie der Grafichaft Hanau-Münchenberg 
unterjchieden werden. 

1. In eriteren, zu welchen die Provinzen Nieder- und Ober— 
heſſen vornämlich gehören, gilt die Bergfreiheit vom 21. März 1616 
und die Bergordnung aus demjelben Jahre (Wagner, corpus juris 
metallieci ©. 623 ff.). Die bezeichnete Bergfreiheit enthält indeß 
keineswegs eine völlige Freierflärung des Bergbaues, jondern rejer- 
virt „Salzbrunnen, Steinfohlen- und a ie ausschließlich 
dem Zandesherrn: 

„Wir wollen aber in diefer Unſerer Bergfreibeit und vorha— 
bender Ordnung die Salzbrunnen, Steintohlene und Eifenberg: 
werfe nicht mit begriffen, jondern diejelben, was deren bereits in 
Esse find und noch ferners erſchurft und fündig gemadt werden 
möchten, zu erbauen, Uns allein rejervirt und vorbehal- 
ten haben, jedod jo Jemand deren aufs Neue antreffen, er- 
Ihürfen und zu Tage bringen würde, foll derjelbe fich bei Unſerm 
Berghauptmann deswegen angeben, und von Uns einer gebürlichen 
Ergögung und Beliebniß gegen feine Mühe, Fleiß und Unkoſten 
gewärtig jein.“ 

Diejer Vorbehalt, welcher nad dem ENTER jener Zeit 
Zeitihr. f. Bergredt. Band VIIl. 2, 


210 Berggefebgebung. 


ih auch auf die Braunfohlen mitbezieht, ift in Betreff der Stein- 
und Braunfohlen dur das Geje vom 6. April 1843, über die 
Regalität der Stein- und Braunfohlen in dem gefammten Kurftaate, 
auf das ganze Gebiet des letzteren ausgedehnt worden: 

„Da die Gewinnung der Stein und Braunfohlen in dem ge— 
jammten Rurftaate zu den Hoheitsrechten gehört, jo finden die 
für Altheifen beftehenden Bergrechte Hierauf überall Anwendung.“ 

(Geſ.Samml. 1843 ©. 13). 

Bei ftrenger Befolgung der vorftehenden gejeglihen Vorſchriften 
würde nun mit Rückſicht darauf, daß die Braunfohlen und Eifen- 
erze zu den Hauptrepräjentanten der nutzharen Mineralien in Kur— 
befien gehören, der Bergbau in den altheſſiſchen Landestheilen 
faft vollitändig zu einem Staat3-Monopole geworden jein, wenn 
nicht die Bergverwaltung ſchon feit längerer Zeit auch an Private 
Berleihungen auf jene Mineralien ertheilt hätte Obſchon Diele 
Berleidungen, welche meift auf Geviertfelder von angemefjener Größe 
gerichtet find, nur unter dem Gefihtspunkte von gnadeweiſe ertheil- 
ten Privilegien beurteilt werden können, jo hat dennocd der Erwerb 
derjelben auf Grund des Findens und Muthens wie bei dem frei- 
erflärten Bergbaue ftattgefunden. 

Hierdurch ift eine wenigſtens thatjächlihe Annäherung von 
Nieder- und Oberheſſen mit den übrigen Bezirken des vormaligen 
Kurftaates bewirkt worden. 

2. In der Herrihaft Schmalkalden, welche von Alters her 
zu den gewerbreichften Gebieten Deutſchlands gehört, befteht nämlich 
jeit unvordenflicher Zeit allgemeine Bergbaufreiheit, welche insbeſon— 
dere zu einer namhaften Entwidelung des EifenerzeBergbaues und 
der mit demfelben in Verbindung ftehenden Gewerbe geführt hat. 
Seit dem 13. Jahrhundert ift der Eifenerz-Bergbau in jener Herr- 
Ihaft urkundlich nachweisbar. (Bergl. unter Anderen J. R. Häfner: 
Die ſechs Kantonen der vormaligen Herrihaft Schmalfalden Bd. I 
©.44, 62, 132; Bd. I ©. 35 ff.; Bd. II ©. 61 ff. 89, 253, 
362, 419; Bd. IV ©.104; Landau: Beihreibung des Kurfürften- 
thums Heſſen ©. 535.) 

Uralte Berggewohnheiten find in den Jahren 1474 bis 1479 
unter dem Namen „Berg-Ordnung zu Suhl und Steinbad im 
Amt Hallenberg“ in der Yorm von Schöffenweisthümern und Berg- 
Ürtheilen zufammengeftellt worden und noch jebt erhalten. In jpä- 
terer Zeit wandte man, wie aus einem Berg-Prozefje des 17. Jahr: 
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hundert3 hervorgeht, auch die Hennebergifche Bergordnung vom 
Sabre 1566 an (abgedrudt in „Bergordnungen der Preuß. Lande“ - 
von 9. Braſſert ©. 221 ff.), während von Heſſen in den Jahren 
1685, 1705, 1712, 1721 und 1726 verſchiedene, den Bergbau be- 
treffende Verordnungen erlaflen wurden. An die jogen. Schmaltal- 
difche Bergordnung vom 14. November 1726 (Wagner, corpus juris 
metallici ©. 670) jchließt fih die fogen. Reſtrictions-Verord— 
nung, die Stahl» und Eijenwerfe in der Herrihaft Schmalkalden 
betreffend, vom 13. und 24. Juni 1733 und deren Erläuterung vom 
8. Juni 1735 an, wodurd die jährliche Förderung der Eifenftein- 
gruben firirt und unter die verjchiedenen Hüttenwerke vertheilt wird, 
Beihränfungen, welche erft dur 8. 6 der Gewerbe-Ordnung vom 
14. Februar 1827 für da3 Hammer: und Hüttenwejen, jowie für 
die Eifen-, Stahl- und andere Metallhandwerke und den Berfehr 
mit deren Waaren im Kreiſe Schmalkalden aufgehoben worden Bub: 
(Gej.-Samml. 1827 ©.5 ff.) 

3. Auch in der Grafihaft Hanau hat von Alters her die 
Bergbaufreiheit beftanden !). Im Jahre 1542 erließen der Gardinal 
Albrecht, Erzbifhof zu Mainz und Magdeburg, Graf Wilhelm zu 
Naſſau-Katzenelnbogen, Graf Reinhard zu Solms al3 Vormünder 
der jungen Grafen zu Hamu, ſowie Philipp Graf zu Niened eine 
Bergordnung, wobei im Eingange des neuen Bergwerkes im Bieber- 
grund erwähnt wird. Gleichwohl und troß der Ueberſchrift „die 
Bergfwerd3-Ordnung vber das Bergkwerd jm Bibergrunde” Hat 
die Bergordnung für das ganze Territorium ihrem Inhalte nad 
Anwendung gefunden. Art. 5 ermächtigt und verpflichtet den Berg- 
meifter, auf alle Metalle Bergmwerfe zu verleihen und Muthungen 
anzunehmen, 

„doch außgeichloffen Fletz, die do Kupffer halten, wo diefelben der 
ende antroffen, -jonderlih Ordnung vnd maß wie die verliehen 
vnd gebavt werden jollen, auch vizurichten.“ 

Es ſcheint hiernach, daß für den Hupferbergbau noch eine be- 
jondere Ordnung erlaffen werden follte. Thatſächlich Hat indeß bis 
1737 gewerfihaftlicher Bergbau zu Bieber auf Silber- und Kupfer: 
erze —— von welcher —* an bis zu dem 1805 eingetre— 


1) Vergl. F. L. von Cancrin, Geſchichte und ſyſtematiſche Beſchreibung 
der in der Grafſchaft Hanau-Münzenberg, in dem Amte Bieber u. ſ. w. ge— 
legenen Bergwerke (Leipzig bei Hertel 1787). 
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tenen Erliegen der Fiskus dieſen Bergbau ebenſo wie noch gegen— 
wärtig den Eiſen--,Mangan- und Nickelerz-Bergbau ausſchließlich 
führte. Durch die Konſolidirung des Bergbau-Betriebes in der 
Hand des Fiskus iſt die, wie unter Anderen Art. 26 direkt andeutet, 
der Schneeberger Bergordnung von 1479 und namentlich der An— 
naberger Bergordnung bon 1509 entnommene Bergordnung objolet 
geworden. 


4. In den übrigen Banbestheilen, wie dem Bisthum Fulda, 
den Hurmainzifchen Aemtern Amöneburg, Friglar, Neuftadt, Naum— 
burg, dem Gebiete der Reichsſtadt und Ganerbſchaft Gelnhausen, 
des Reichsdorfes Holzhaufen und verſchiedener Standesherrn und 
Reichäritter find bisher die Normen des jogen. gemeinen deutjchen 
Bergrechtes angewandt worden. 


5. Eine ganz bejondere Stellung rückſichtlich des Steinkohlen- 
Bergbaues nimmt endlich die im 17. Jahrhunderte erworbene Kur— 
beifiiche Grafihaft Schaumburg ein. In lebterer, wie in dem 
Fürſtenthume Schaumburg-Lippe ift nämlich zufolge des Erefutions- 
Receſſes vom 12. Dezember 1647 die Nubung der Steinfohlen- 
Bergwerke zmwijchen beiden Landesherrſchaften gemeinſchaftlich, und 
wird diefer Bergbau von einer Gejammt-Bergbehörde für gemein- 
Ihaftlihde Rechnung verwaltet. 

Es Heißt in dem Exekutions-Receſſe: 

„Und demnach die Zölle auf der Weſer zu Rinteln und Olden⸗ 
dorf, ſodann alle aus den Kohlbergen fallende Kohlnutzungen 
in berührten ſieben Schaumburgiſchen Aemtern (nämlich Schaum— 
burg, Rodenberg, Sachſenhagen, Bückeburg, Stadthagen, Hagen— 
burg, Arnsburg) ſich nicht füglich theilen laſſen wollen, ſo ſind 
dieſelbigen ebenmäßig in der Gemeinſchaft gelaſſen und daher in 
vorberührte Anſchläge eben wenig gebracht, ſondern derentwegen 
abgeredet worden, daß ſowohl die Weſerzölle durch Geſammt— 
Zöllner, als die Nutzungen aus den Kohlgruben durch die hierzu 
in beider Fürſt- und Gräflichen Namen beſtellte und beeidigte 
Geſammt-Bediente und Beamten jährlich angenommen, beiden Fürſt— 
und Gräflihen Theilen treulih alle Jahr berechnet und zu gleichen 
Theilen richtig geliefert werden.“ (Ledderhofe, Kleine Schriften 
3.2 ©. 235 ff.) 

Wegen der hiernach beſtehenden vertragsmäßigen Gemeinſchaft 
des Steinfohlen-Bergbaues ift derfelbe für die beiden Landesherr- 
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Ihaften ftreng und ohne Ausnahme refervirt und bisher auch ein 
Privatbergbau auf Eifenerze nicht zugelaffen worden. 

Mit der Einführung des Allgemeinen Berggejeßes kann nun 
freilich an den Beitimmungen der Bergfreiheit vom 21. März 1616 
und des jpäteren Geſetzes vom 6. April 1843 nicht mehr feitgehalten 
werden, ausgenommen, daß für die Grafihaft Schaumburg wegen 
der dajelbft vorliegenden, eine eimjeitige Dispofition nicht geffatten- 
den Gemeinihaft die Reſervation des Steinfohlen-Bergbaues fort- 
dauern muß. Nüdfichtlic der Abgrenzung angemefjener Felder für 
die fisfalifhen Kobaltwerke zu Riechelsdorf und Bieber, das Kupfer— 
werk zu Riechelsdorf, die Braunfohlenwerfe am Habichtswalde und 
Meisner, die Eifenmwerfe zu Holzhaujen, Vederhagen, Lippoldsberg, 
Bieber, Schönftein, Rojenthal und Oberurf ift die erforderliche An— 
ordnung getroffen, ohne Hierdurch das Princip der Bergbaufreiheit 
zu erjchüttern. Aufgabe der zufünftigen Verwaltung wird es fein, 
jene Werfe aus dem Eigenthum des Staates in Privathände über- 
zuführen. Es läßt fih mit Sicherheit erwarten, daß das Aufgeben 
de3 bisherigen fisfalifchen Reſervates und die Einführung feſter Rechts— 
normen über den Erwerb des Bergwerkseigenthumes zu einer lebhaften 
Aufnahme des Privatbergbaues und zur Cröffnung neuer Erwerbs— 
quellen für die Bevölkerung führen wird. Gegenwärtig find in der 
Herrihaft Schmalkalden 55 Bergwerke auf Eijen- Mangan» Kobalt: 
erze und Flußſpath verliehen, darunter die Staatsgrube Köllchen bei 
Seligenthal; der übrige vormalige Kurſtaat zählt 50 verliehene 
Braunfohlen-, 23 Eiſen- und Braunftein-, 5 Umbra= und Dder=, 
6 Rupfer- und Silber, 6 Schwerjpath- und 3 Schwefelfies-Berg- 
werke, ſowie eine Braunftein-Örube. 

Entſpricht nach der vorftehenden Erörterung die intendirte Maß— 
nahme dem früher von der Landesvertretung erhobenen Antrage auf 
Herftellung der Bergbaufreiheit, jo ift dies rüdfichtlich der Be— 
feitigung de3 bisherigen Umfanges des Bergregales nicht weni— 
ger der Tall. 

Nah dem gegenwärtigen, in den altheſſiſchen Landestheilen, 
alfo den Provinzen Nieder und Oberheſſen, dem Kreife Hersfeld 
der Provinz Fulda, der Grafihaft Schaumburg und der Herrichaft 
Schmalkalden, außerdem aber aud in der Provinz Hanau herge- 
brachten Rechte überjchreitet nämlich der Umfang des Bergregales 
bei Weiten die durch $. 1 des Allgemeinen Berggejeges vom 24. Juni 
1865 gezogenen Grenzen. Abgeſehen von der auch jonft vielfach 
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beitandenen Regalität des Schwerfpathes, des Flußſpathes, des Mar— 
mor3 und Wlabafters (vergl. die Bergfreiheit vom 21. März 1616), 
erflärt das Edikt vom 10. März 1767, die Sand-Thon-Kalk- und 
Steinbrüche betreffend, die leßteren Brüche für Gegenftände der Ver— 
feihung, wenn Jemand diejelben betreiben wolle, „um damit das 
Publitum zu verfehen oder ein Gommercium anzufangen.“ Es ſoll 
indeß der Grundherr „immer das Vorzugsrecht“ oder aber den 
32. Theil am Bruce und Entjhädigung für „die Oberfläche erhal- 
ten, wenn derjelbe das Werk nicht jelbft übernehmen will. Endlich) 
jtehet e3 dem Eigenthümer frei, „auf feinem Eigenthum zu eige— 
nem Gebraude Sand und Thon zu graben, Ziegel und Kalk zu 
brennen, aud Steine zu brechen.“ (Wagner: corpus juris metal- 
lici p. 682.) 

Der GeheimeratHsbeichlug vom 6. Februar 1798 beftätigt die 
vorjtehende Beitimmung mit der Einſchränkung: „Jedoch verfteht es 
ih von felbft, daß in eines dritten Eigenthum feinem eine folche 
Goncefjion ertheilt werde, als wenn nad) vorgängiger Prüfung 
in der Gegend an den befragten Producten ein folder Mangel 
befunden wird, daß dadurch die Extheilung dergleihen Gonceflionen 
nothwendig gemacht wird.” Gleichlautend ift der Landtagsab— 
Ihied vom 14. März; 1798. 

Wenn Ihon nad den leßteren Beitimmungen die aus dem Berg: 
regal abgeleitete Befugniß des Staates zur Verleihung von Stein: 
brüden u. j. w. mehr al3 eine gewerblihe Goncejjion behandelt 
wird, auf deren Ertheilung fein Recht beftehet, fo tritt diefe Auffas- 
jung noch ftärker in dem Ausjchreiben des Staat3-Minifteriums vom 
20. Juni 1822, die Ertheilung der Conceſſionen betreffend, hervor, 
wo neben den Goncefjionen zum Branntweinbrennen, Tabakshandel 
u. |. w. die Sonceflionen „zum Kalk-Gyps- oder andern Stein— 
brechen“ behandelt werden. ($. 2.) Nah $. 4 Sollen Gonceflionen 
in der Regel nur auf drei Jahre ertheilt werden. (Öef.- Sammlung 
1822 ©. 26.) 

(Bergl. auch Ausſchreiben des Staats - Minifteriums vom 10. 
März 1830 über die Beftrafung der unerlaubten Ausübung eines 
dem Goncefjionsziwang unterworfenen Gewerbes. — Gej.- Sammlung 
1830 ©. 15.) 

In dem Ausjchreiben des Staat3-Minifteriums vom 1. März 
1823 ift dagegen zwar von einer Belehnung der Bergbehörde auf 
Gewinnung von Mergel und andere, zur Verbeſſerung der Lände— 
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reien beftimmte Foſſilien die Rede, welche da eintreten joll, „wo der 
Grundbefiger die Benugung derjelben in mögliher Ausdehnung 
weder jelbft vornimmt, nocd gegen eine dem Werthe de3 Grund- 
ftüdes und den übrigen Verhältniffen entfprechende billige Vergütung 
zulafien will“; indeß unterliegt e3 nad) dem Vorhergehenden und 
der herrichenden Praris feinem Zmeifel, daß unter diefem Ausdrude 
die üblihen dreijährigen Conceſſionen verftanden find, wiewohl das 
Ausſchreiben dem Grundeigenthümer audh „die nad den Bergord- 
nungen eintretenden Abgaben” zumeilt. (Gei.-Sammlung 1823 ©. 9.) 

Auf Grund der angegebenen Beitimmungen find von der Berg- 
behörde 616 periodiſche Bonceflionen zum Steinbredhen ertheilt, 
welche gegenwärtig noch fortbeitehen, außerdem 523 Eonceflionen 
zum Thon- Lehm- und Sandgraben, Halt und Ziegelbrennen gege- 
ben, jo daß die Summe der laufenden Goncefjionen die Zahl 1139 
ausmacht, wozu noch 148 Goncefjionen zur Mineralgewinnung für 
den eigenen Bedarf treten. 

Mit Einführung des Allgemeinen Berggeſetzes wird in Folge 
der Einſchränkung des Umfanges des Berghoheitärechtes ($. 1) die 
Befugniß de3 Staates zur Ertheilung diejer Gonceflionen auf frem= 
dem Grund und Boden wegfallen und hiermit das Eigenthum am 
Grund und Boden von einer läftigen und drüdenden Beſchränkung 
befreiet werden. Wie für die anderen Theile der Monardie kann 
aud für das vormalige Hurheffen angenommen werden, daß das 
perfönliche Jnterefje der Grundeigenthümer dazu führen muß, die 
auf ihrem Grund und Boden vorhandenen, ehemals dem jogen. nie= 
deren Bergregal unterworfenen Yoffilien nicht unausgebeutet zu 
lafjen. Es verjteht ſich andererjeits von jelbft, daß die bei Einfüh- 
rung des Berggeſetzes ertheilten Gonceffionen bis zum Ablaufe der 
Goncefjionszeit mit den aus denfelben fließenden Rechten und Ver— 
bindlichfeiten in Kraft bleiben. Das Gleiche ift der Fall, wo aus 
irgend einem Titel ein dauerndes Recht auf Steinbruchsbetrieb, Thon— 
gewinnung u. ſ. w. erworben jein möchte. 

So flieht dem Staate feit unvordenklicher Zeit bei Großalme— 
ode die Thongewinnung innerhalb eines beftimmten Gebietes aus— 
ſchließlich zu. Diejes in älterer Zeit insbeſondere mit Rüdficht auf 
den Betrieb der Glashütten wichtige Recht erleidet durch das Berg— 
gejeß an und für fich feine Aenderung ($. 222), es ift indeſſen an- 
dermweitig dafür Sorge getragen, den für den Staat3betrieb erfor- 
derlihen Bezirk angemeſſen zu bejchränfen. (Vergl. die Thongruben 
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zu Großalmerode von G. Landau in der Zeitſchrift des Vereins für 

Heſſiſche Geſchichte und Landesfunde 1843 Band 3. ©. 353 ff. und 

Geihichte der Glashütten in Heilen ebendafelbft S. 280 ff.) 

Ebenjo fteht den Befitern der Steinbrühe auf dem Büdeberge 

im Amte Oberntirchen, Grafſchaft Schaumburg, nad) dem der Obern= 

firhener Steinhauerzunft ertheilten legten Zunftbriefe vom 8. Mat 

1787, wie es jcheint, ein vererbliches Recht zum Steinbruchäbetriebe 

zu. Das ausſchließliche Recht der Zunftgenofien, worüber $. 14 

des Zunftbriefes mit den Worten handelt: 

„Kein Meifter, jo nicht zünftig gelernt oder in Obernfirdhen 
Bürger und Recht an Steingruben hat, Macht haben joll, daſelbſt 
zu arbeiten, weniger einen rauhen Stein da abführen zu laſſen, 
fondern da er deren verlangt, joll er ſolchen bei dem Waſſer 
erfaufen“, 

fann zwar nad Aufhebung der Erclufivrechte der Zünfte al3 fort- 

beitehend nicht mehr angejehen werden ; dagegen dürften die bon der 

Bergbehörde verliehenen Brüche unter $. 222 des Allgemeinen 

Berggejeßes fallen, indem $. 47 de3 Zunftbriefes beftimmt: 

„So ſoll hinfünftig, da Einer, wie bereit3 angeführt, Luft zu 
einem Plab hätte, fich bei Unferer Regierung zu Rintelen anmel- 
den, damit jelbige durch den Holzvoigt ihm einen Platz anweifen 
fafje, und foll hiervon nach Gelegenheit und Größe ein bis zwei 
Thaler species aufs höchſte in recognit. für Uns zahlen umd da 
er folhen nachgehends zum Steinbruch bereiteten Pla, darauf 
er und feine Erben auf angeführte Maße ein Bergredt 
erhalten, an Andere verfaufen wollte, jolhenfalls foll vom Kauf: 
geld abermals in recognit. von 20 Rthaler ein Rthlr. berechnet 
werden.“ 

Wirklich Hat bisher die Bergbehörde, obwohl eigentliche Berleihungs- 

urfunden für die Ueberweifung der ſämmtlich auf fiskaliſchem Grund 

und Boden gelegenen Brüche nicht ausgefertigt worden find, Die 

Brüche nad) bergredtlihen Vorſchriften freifahren laſſen, auch eine 

ogen. Bergwaare al3 Bergwerksabgabe von den Betrieben erhoben. 

Neue Brüche werden übrigens aud hier nad erfolgter Einſchrän— 

fung des Umfanges des VBerghoheitsrechte8 nicht mehr verliehen 

werden fünnen, wogegen der Staat als Grundeigenthümer vollkom— 

men in der Lage ift, den altberühmten und wichtigen Steinbruchs— 

betrieb am Bücdeberge wie bisher zu fördern und zu unterftüßen. 
Nah der vorftehenden Erörterung wird demgemäß die Einfüße 
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rung des Allgemeinen Berggejeßes in das vormalige Kurheſſen, 
abgejehen von den VBortheilen, welche ein klares, den Bedürfniſſen 
der Zeit entiprechendes Geſetz ftet3 mit ſich bringt, auf der einen Seite 
zum Segen der Induſtrie die allgemeine Bergbaufreiheit, gegenüber 
den bisherigen Rechten des Staates weſentlich erweitern, auf der 
andern Seite aber Benugungsarten des Grund und Bodens, welche 
naturgemäß fih aus dem Rechte des Grundeigenthümers ableiten 
müfjen, dem leßteren wiederum unbejchränft überlafjen. 

Die in Kaffel auf den 18. März d. J. von dem Handelsmi- 
nifter zur Beratdung einer Einführungs-Verordnung für das Allge- 
meine Berggejeß berufene Kommiflion !) ift bei ihren Verhandlungen 
von den herborgehobenen Gefichtspunften ebenfalls durchweg ausge: 
gangen, jo daß die Rejultate jener Berhandlungen der Einführungs- 
Verordnung in den meiften Punkten haben zu Grunde gelegt wer: 
den können. Dabei bleibt ſchließlich noch im Allgemeinen zu bemer— 
fen, daß Privat-Regalitätsrechte in den von der Krone Baiern ab» 
getretenen Landestheilen nicht vorhanden find. Als kurheſſiſche 
Standeöherrn gelten nad) $. 1 des Ediktes vom 29. Mai 1833 der 
Fürſt zu Ylenburg-Birftein wegen der beiden Aemter Birftein und 
Langenjelbold und des Antheils defjelben am Orte Rüdingen, der 
Graf zu Iſenburg-Wächtersbach wegen des Amtes Wächtersbach 
und des Antheileg am Orte Rüdingen, der Graf zu Iſenburg— 
Meerhol; wegen des Amtes Meerholz und gleichen Antheiles am Orte 
Rüdingen, ‘der Graf zu Iſenburg-Büdingen wegen feines Antheiles 
am Orte Rüdingen und endlih der Graf zu Solms » Rödelheim 
wegen des Antheiles am Orte Praunheim. Das gefammte jtandes- 
herrlihe Gebiet umfakt ungefähr 5 Quadratmeilen. Der 8.24 des 
oben erwähnten Ediktes beftimmt nun wörtlich) unter der Ueberſchrift 
„Bergregal“: 

„ven Standesherrn verbleibt das Eigenthum und das Einkommen 
der bon ihnen bereits eröffneten Bergwerke. Die Anlegung neuer 

1) Mitglieder der Commifſion waren: &eheimer Bergrath Dr. Adhen- 
bad zu Berlin (Borfigender), Baron Waitz von Eſchen zu Kajfel, Ober; 
Finanzratd Zuſchlag daſelbſt, Obergerichtsrath Wangemann, Gtadtge- 
richtsaffeffjor Gleim dajelbft, Bürgermeifter Utendörffer und Berg-In- 
fpector Danz zu Schmallalden, Oberbergdirector Fulda, Oberbergrath 
Dttiliä, Oberbergrath Dunder und Berginfpector Des Coudres, fämmt- 
ih an Kaffe. Die Verhandlungen haben am 18. März zu Kaffel ihren 
Anfang genommen und drei Tage gedauert. 
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Bergwerfe innerhalb der Standesherrichaften Hinfichtlich der Mine- 

ralien und Foſſilien, deren Benugung die Standesherrn nicht 
hergebracht haben, fommt Uns zu und kann ſolche von den Stan- 

desherern nur auf die Gonceffion Unſerer Behörden gejchehen, 

welche ihnen indejfen vor allen Anderen gegeben 

werden joll.” 
Hiernach gebührt den Standesheren nur ein jus exeludendi alios, 
ein VBorzugsreht zum Muthen, welches thatſächlich aber eine fehr 
geringe Bedeutung hat, da außer Thongetvinnungen und Gtein- 
bruchsbetrieb auf eigenem Grund und Boden nur eine untergeord= 
nete Eifenerzgewinnung in den Zerritorien Jlenburg = Birftein und 
Iſenburg-Wächtersbach jtattfindet. 

Befondere Gerechtſame ninımt endlich das ehemalige Benedictiner= 

Klofter, jegige Yandeshofpital Haina im Kreije Frankenberg in An- 
Spruch, welche ſchon 1683 zu Streitigkeiten mit der Landesherrfchaft 
führten. Es ift gewiß, daß das Kloſter jeit uralter Zeit eigenen 
Hüttenbetrieb (zu Fiſchbach) und Eijenerz-Bergbau geführt hat, mie 
dies 3.8. eineHüttenrehnung aus dem Jahre 1555 beweift; ebenjo 
beſteht vücfichtlich der im Fürſtenthume Waldeck gelegenen Armäfel- 
der Gemarkung nach einem Vergleiche von 1534 eine Gemeinſchaft 
der Eiſenerewinz-Gnung zwiſchen Walded und Haina, wiewohl ein 
jpäterer Vertrag vom 19. Junt 1787 Art. 12 wenigſtens aner- 
fennt, daß der Bergbau in jener Gemarfung „an jih ein Walded- 
ches Regale” ſei. Don den Eijenerz - Gewinnungen auf Kloſter— 
grund umd Boden ift der Zehnte vom Kloſter erhoben worden. 
Hiernach fcheint es, dak dem Klofter oder Hospital das Recht zu— 
ftehen könnte, auf eigenem Grund und Boden den Eijenftein aus— 
ſchließlich und abgabenfrei fraft des Herfommens zu gewinnen. 
Für die Eriftenz eines Privat-Bergregales liegen, ſoweit bekannt, 
feine Nachweiſe vor. Jedenfalls würden derartige Berechtigungen, 
wenn vorhanden, binlänglih dur $. 250 des Allgemeinen Berg— 
gejeges geſchützt fein. 

Wird nun nad diefen allgemeinen Auseinanderjegungen auf 
die Beftimmungen der Einführungs-Verordnung im Einzelnen ein- 
gegangen, jo ift das "Folgende zu bemerfen: 

Art. I bedarf feiner weiteren Motivirung. 

Art. II ift bereits in der vorhergehenden Grörterung ausführ- 
lich begründet. Es verdient hier noch erwähnt zu werden, daß ein- 
zelne Steinbrüche bisher jtaatsjeitig objervanzmäßig verpachtet wor— 
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den find, wiewohl ſich diefelben auf fremdem Grund und Boden’ 
befinden. In einem 1864 den Staatsbehörden von der früheren 
Kurheſſiſchen Landesregierung zur Begutachtung mitgetheilten Gejeb- 
Entwurfe war am Schluffe des Art. 55 beftimmt: 
„das ſeitherige Recht zur Ertheilung von Conceſſionen zum Stein- 
brechen, zur Gewinnung von Halt, Gyps, Thon, Lehm, Sand, 
Mergel und anderen, zur Verbefferung der Ländereien beftimmten 
Foſſilien, zum Kalk-, Ziegel- und Badjteinbrennen, Gypsſtampfen 
oder Mahlen wird aufgehoben“ u. j. mw. 
Aus diefer Vorſchrift ift erfichtlih, daß in Kurheſſen die jetzt durch— 
geführte Maßregel von der ehemaligen Regierung gleichfalls beab- 
fihtigt war. 

Art. III enthält eine Beſtimmung, welche die in Kaſſel zur 
Berathung der Einführungs-Verordnung niedergejeßte Commiſſion 
für entbehrlich erachtet hat. Die Einficht verjchiedener Schürffcheine 
hat indeß die Nothiwendigfeit einer ſolchen Vorſchrift ergeben, welche 
ih nah Fallung und Anhalt dem Art. IV der Allh. Verordnung 
bom 8. Mai d. J. anſchließt. 

Art. IV entjpricht dem Art. III der letzteren Verordnung (Geſ.⸗ 
Samml. ©.601), ſowie dem Art. III der Einführungs=Verordnung für 
das vormalige Herzogtum Naffau und Art. II der Einführ. = Ber- 
ordnung für die vormals Großherzoglich Hefliihen Yandestheile vom 
22. Febr. 1867 (Geſ.Samml. S. 237, 242). Eine Ausnahme: 
Beltimmung für die Herrihaft Schmalfalden nah Maßgabe des 
8. 27 No. 1 des Berggejebes hat die zur Berathung der Einfüh- 
rungs-Verordnung niedergejeßte Commiſſion nicht für wünſchens— 
werth und zutreffend erachtet. 

Art. V, welcher mit Art. VI der Hannoverichen Einführungs- 
Verordnung vom 8. Mai d. J. übereinftimmt, muß zwar mit Rüd- 
ficht auf $$. 52 und 53 des Berggeſetzes für entbehrlich erachtet 
werden, ift indeß auf den Wunſch der Commiſſion und mit Rück— 
ſicht auf ähnliche Vorjchriften der anderen Einführungs=-Verordnuns 
gen zur Bejeitigung aller Zweifel aufgenommen werden. 

Art. VI kann in feinem erften Theile mit Rüdjicht auf 88. 50, 
52 und 53 des Berggejeßes gleichfalls als ſelbſtverſtändlich angejehen 
werden, zumal wenn erwogen wird, daß 8. 6 der Kurheſſiſchen Ver- 
ordnung bom 26. April 1753 wegen der Givil- und Bergamts— 
Jurisdiction die Beftimmung enthält, daß beim Ab- und Zufchrei- 
ben von Berg-, Hüttenz und Hammer-Antheilen bei der Berg- 
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"obrigfeit auf gleiche Weife verfahren werden foll, wie bei den Gibil- 
Gerihtshandlungen und daß $. 1 der Baieriſchen Inſtruction über 
den Bollzug des Hypothekengeſetzes vom 1. Juni 1822 in Bezug 
auf Bergbau Realitäten vom 31. Juli 1830 vorjchreibt, daß die 
Anlegung der von den Gerichten zuführenden Berg-Hypotheken— 
bücher „in allen Beziehungen nah Maßgabe der am 13. März 
1823 erlafjenen Inſtruction über den Vollzug des Hypothekengeſetzes 
vom 1. Nunius 1822 zu gejchehen hat.” (Regierungs-Blatt 1830 
S. 990.) 

Andererjeit3 hat e8 erforderlich geſchienen, mit Rückſicht auf die 
bei Gelegenheit der Commilfionsverhandlungen erhobenen Bedenken 
darüber jeden Zweifel zu nehmen, daß das Bergwerkseigenthum bei 
der Führung der Gewährſchafts- und Hypothekenbücher, wie über: 
haupt, nicht al3 eine auf dem Grund und Boden ruhende Laft, ſon— 
dern als ein jelbitftändiges, dem Grundeigenthum gleichitehendes 
Recht aufzufaflen jei, und daß die Verleihungs- und Beſtätigungs— 
Urfunden de3 Oberbergamtes diefes Recht ſchaffen und für gewiſſe 
Fälle übertragen, ohne daß die vorherige Eintragung in die Währ- 
ſchafts- und Hypothekenbücher oder die gerichtliche Beitätigung erfor= 
derlih wäre. Da die Kurheſſiſche Geſetzgebung überall da, wo die— 
jelbe ausnahmsmweije Eintragungen in die Währſchafts- und 
Hypothekenbücher auf Grund eines Actes einer Verwaltungsbehörde 
geftattet, die Zuläffigfeit eines ſolchen Verfahrens ausdrüdlich her— 
vorhebt, jo befindet jich die nad dem Inhalte des Berggeſetzes aller- 
dings überflüffige Beitimmung im Einklang mit den bisherigen Vor— 
gängen der Kurheſſiſchen Geſetzgebung. (Vergl. 3.8. 8.15 des Ge- 
ſetzes v. 30. October 1834 über die Abtretung zu öffentlichen Zwecken 
Gej.-Samml. 1834 ©. 163 fi.) Wenn die Führung der Währ: 
ſchafts- und Hypothekenbücher nach den rüdfichtlid des Grundeigen— 
thums beftehenden allgemeinen Vorſchriften der Geſetze erfolgen ſoll, 
wie dies das Preuß. Gefeh vom 2. Februar 1864 zur Verbeſſerung 
des Gontracten= und Hypothekenweſens im Bezirfe des Juſtizſena— 
tes zu Ehrenbreitftein (Gej.-Samml. 1864. ©. 34) für den ſogen. 
Oſtrhein bereit3 vor Erlaß des Berggeſetzes angeordnet hatte, }o 
verfteht e3 fi) ganz von jelbit, daß Vorſchriften wie diejenigen der 
Kurhefliihen Verordnung vom 17. Juni 1828 (Geſ.Samml. 1828 
©. 24), betreffend die Uebergänge des Grundeigentgums und deren 
Eintragung in die gerichtlichen Währſchaftsbücher, ſowie in die 
Steuerfatajter, 88. Yff, in welden von den Steuerfataftern die Rede 
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ift, auf das Bergwerkseigenthum unanwendbar find. Im Uebrigen 
bemeift dieſe Verordnung, jomwie diejenige vom 28. Dezember 1816 
(Gej.-Samml. 1816. ©. 154 ff.), das Minifterial-Ausfchreiben vom 
9. Mai 1822 (Gej.-Samml. 1822 ©. 20) und. dasjenige vom 
12. April 1837 (Gej.-Samml. 1837 ©. 3) die Möglichkeit unmit- 
telbarer Anwendung der für das Grundeigenthum erlaffenen Vor— 
Ihriften auf das Bergwerfseigenthum. 

In dem legten Theile des Art. VI ift eine namentlich wegen 
de3 gegenwärtigen Kurheſſiſchen Rechtes nothiwendige und zweckmäßige 
Beitimmung getroffen. " 

Art. VII enthält die weitere Folge des Art. VI Die nad 
Art. 93 bis 96 der Baieriihen Bergordnung vom 6. Mai 1784 
bon der Bergbehörde geführten Berglehn- und Berggegenbücher 
haben um jo weniger Bedeutung für die Zukunft, als nad) der Kö— 
nigliden Verordnung vom 31. Juli 1830 (Regierungsblatt S. 990) 
die Gerichte bereit3 vollftändige Hypothefenbücher über das Bergwerks— 
eigenthum führen. Das von der Ober-Berg- und Salzwerfs-Di- 
rection zu Kaſſel geführte-Berggemährihaftsbuch, ſowie das Gewähr- 
ſchafts- und Berggegenbuh de3 Bergamtes zu Schmalkalden find 
ebenfalls nicht weiter fortzuführen, jondern bei Gericht aufzubewah- 
ren. Bei der geringen Ausbildung gewerkichaftlicher Verhältniſſe 
in Kurheſſen wird überhaupt nur das Schmalfaldener Gewährſchafts— 
und Berggegenbuch eine irgend erhebliche Ausdehnung und Bedeu- 
tung haben. Für die zufünftigen Verleidungen ift in Folge der 
88. 97, 98 und 101 des Berggejeßes die Führung der Währjchafts- 
und Hypothekenbücher jehr vereinfacht. 

Art. VII wiederholt eine Borjhrift der anderen Einführungs- 
Verordnungen. 

Art. IX ftimmt mwörtlih mit Art. X der Hannoverſchen Ein- 
führung3=Berordnung überein, und fann zur Motivirung auch die 
dort angegebenen Gründe verwiefen werden. Während rüdjichtlich 
der in den ehemals Baierijchen Landestheilen bejtehenden Knapp— 
ſchaftsvereine bereit3 oben das Erforderliche bemerkt ift, bleibt in 
Beziehung auf Kurheſſen noch das Folgende anzuführen: Durch Ge— 
heimerath3-Beichluß vom 18. Februar 1749 wurde als Beitrag zu 
den Knappſchaftskaſſen ein Brocent der Ausbeute von den Hupfererz- 
Bergwerken und durch General-DirectorialsBefhluß vom 9. Januar 
1784 derjelbe Beitrag von den Steinfohlen=Bergwerfen an Stelle de3 
Armentures bewilligt. Auf allen Staatswerten beftehen demgemäß 
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Knappihafts-Einrihtungen, wenn auch mit verjchiedenen Leiftungen. 
Am Schluſſe des Jahres 1866 beſaßen dieje Vereine ein Bermögen 
von 221,418 Thlr., wovon indeß 51,896 Thlr. Vermögen der Salz- 
werks⸗, Knappſchafts- und Armenkaſſe zu Nauheim in Abzug fom- 
men, jo daß das Vermögen der im Preußiſchen Gebiete gebliebenen 
Knappichaften 169,522 Thlr. beträgt. Die Bereine zählen 2658 
ftändige Mitglieder. Obſchon diejelben jährlich mit Ueberſchüſſen 
abjchließen, jo wird doch eine Erhöhung der Beiträge namentlich von 
Seiten des Staates demnächſt nicht zu umgehen jein, da die Bene- 
ficien theilweife zu niedrig gegriffen erjcheinen. Die Verwaltung der 
Vereine liegt gänzlich in den Händen des Staates, jährliche Admi— 
niftrationspläne der Knappſchaftskaſſen enthalten in dem borausge- 
ſchickten ſogen. Schlüffel die Normen für die Verwaltung, welche das 
Statut erjeßen. 

Für die gewerfichaftlihen Werke jind die Knappſchafts-Einrich— 
tungen bisher jehr mangelhaft gewejen; nur für die Herrichaft 
Schmalkalden beiteht eine am 18. Juli 1835 genehmigte Haupt- 
fnappichaftsfafle; die revidirten Statuten find am 9. März 1861 
genehmigt. Bei diefer Kaſſe beiteht eine wenn auch wenig erhebliche 
Goncurrenz der Intereffenten rüdjichtlih der Verwaltung. 

Die vorftehend angedeuteten thatjächlihen Verhältniſſe beweiſen 
die Nothwendigkeit der durch Art IX vorgefehenen Beitimmung. 

Art. X wiederholt eine Vorſchrift der anderen Einführungs- 
Verordnungen, ohne daß weitere Beftimmungen mit Rückſicht auf 
den inhalt des Hurheffiihen und Baieriichen Rechtes nothiwendig 
geweſen wären. 

Art. XI ift dem zweiten Abjabe des 8. 249 des Berggejehes 
analog. Für Kurheſſen wird hierbei $. 11 der Verordnung vom 
6. Juli 1770, für die Baierifchen Landestheile $. 12 No. 4 der 
Priorität3-Ordnung vom 1. Juni 1822 maßgebend fein. 

Art. XI entjpricht, abgejehen von einer Heinen Faſſungs-Aen— 
derung, welche auch den Aushang am Oberbergamts-Locale ermög- 
fichen joll, dem Art, XVI der Naſſauiſchen und dem Art. VI der 
für die vormals Großherzoglihd Heſſiſchen Landestheile erlaflenen 
Einführungs-Verordnung. | 

Art. XIII, welder nad) dem Inhalte des Berggeſetzes als ſelbſt— 
verftändlich angejehen werden fann, ift zur Befeitigung aller Zweifel 
mit Rüdfiht darauf aufgenommen worden, daß inäbejondere die 
Gewerbe-Drdnung vom 14. Februar 1827 für den Kreis Schmal⸗ 
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falden der Ober-Berg- und Salzwerfs-Direction eine Competenz 
rüdjichtlih der Privathüttenwerke und der Waflergefälle beilegt. 

Für die altpreußifchen Landestheile enthielt $. 12 des Geſetzes 
bom 10. Juni 1861, die Competenz der Oberbergämter betreffend, 
eine verwandte Beitimmung. 

Art. XIV betrifft mehrere, von der zur Berathung der Ein- 
führung3=Berordnung zu Kaſſel niedergejeßten Commiſſion für Kur- 
heilen als erforderlich vorgejdhlagene Beltimmungen. Die Vorſchrift 
im 8.1 über die Veräußerung von Bergwerken und unbeweglichen 
Bergwerk3-Antheilen, welche ſich namentlich an die $8.53, 159,161 
und 234 des Berggejeßes anſchließt, Joll dem Richter nad) den Voraus— 
jeßungen des concreten Falles die Entſcheidung darüber fichern, welche 
beſtimmte Art der Verfteigerung in den im Berggejege aufgeführten Fällen 
einzutreten hat, da das Kurheſſiſche Recht insbeſondere feine Berftei- 
gerungsweile kennt, welche jich der Preußiichen nothiwendigen Sub- 
haftation ſowohl in Rüdficht auf deren Zuläffigfeit, wie des dabei 
vorgejchriebenen Verfahrens ohne Weiteres von jelbit jubitituirt. 

Für die Baierifchen Landestheile hat fich eine ähnliche Vorſchrift 
als entbehrlich erwieſen, wie die Einficht des Geſetzes vom 17. No— 
vember 1837, einige Verbefferungen der Gericht3-Ordnung in bür- 
gerlichen Streitigkeiten betreffend, (Gej.-Blatt 1837 ©. 41 ff.) nä- 
her ergiebt. 

In Hinſicht der Mobiliar-Verfteigerung, welche nach den 88.109, 
131, 238 des Berggejeges eintritt, hat eine der Bedeutung des 
alles und dem MWerthe des Gegenftandes entjprechende Art und 
Weiſe des Verfaufes gejichert werden follen. 

Dabei bleibt zu bemerken, daß eine ausdrüdliche Aufhebung des 
8.247 des Berggeſetzes nicht erfolgt ift, weil dieſe Beſtimmung nad 
ihrem ganzen Inhalte jih nur auf das Rechtsgebiet der Allgemeinen 
Gerichts-Ordnung beziehet und daher von jelbft für die hier in 
Frage ftehenden Landestheile unanwendbar ift. Sn Lebteren wird 
daher eine Taration der Bergwerfe überall da erfolgen, wo die Ge- 
jege eine Taxe erfordern. 

Art. XIV $$. 2 bis 5 enthalten zwedmäßige, fih an das 
beitehende Recht anſchließende Beitimmungen, welche dem bisher für 
die Erpropriation zu Bergbauzmweden ebenfall® angewandten Kurhej- 
ſiſchen Gejeße vom 30. October 1834 entnommen find und fi auf 
die Vorſchläge der zu Kaſſel niedergejeßt gewejenen Commiſſion 
gründen. 
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In den Art. XV und XVI folgen provincialrechtliche Vorſchrif— 
ten, von welchen Art. XVI bereit oben ausführlid motivirt mor- 
den iſt. Was den Art. XV anbetrifft, jo war Seitens der Gommij- 
fion eine gleiche Bejtimmung für das ganze Kurheſſiſche Gebiet haupt- 
jählih aus dem Grunde beantragt worden, weil mande Erze, wie 
Kobalt und Nidel, auf Schwerjpathgängen brechen oder aber wichtige 
Zagerftätten, wie namentlich die Eifenerz-Lagerftätten zu Schmalfalden, 
von Schwerfpathgängen durdhjegt werden. Bei näherer Erwägung 
der Sachlage hat indeß diefer Umftand nicht für der Art erheblich 
angejehen werden können, um eine bejondere Borjhrift für das ganze 
Land zu motiviren, zumal auch außerhalb Kurheſſens diejelben that- 
ſächlichen Verhältniſſe vorliegen und andererſeits in Kurheſſen viele 
wichtige Schwerjpathlagerftätten bereit verliehen find. Mit Rüdficht 
auf die befondere Bedeutung des Eiſenerz-Bergbaues und des Schwer— 
ſpathes in Schmalkalden erſchien e3 dagegen angemejjen, für dieſen 
gewerbreichen und für die Induſtrie bedeutenden Sreis das frühere 
Recht aufrecht zu erhalten. Wenn außerdem die zu Kaſſel nieder- 
gejegte Commiſſion auch eine Aufrechterhaltung des früheren Rechtes 
rückſichtlich der Steinbrüche im Jntereffe der Herrſchaft Schmalfal- 
den beantragt hat, jo fonnte diefem Antrage aus dem doppelten 
Grunde nicht Folge gegeben werden, weil derjelbe im Widerſpruch 
mit dem Grundprincipe des Berggejehes über die Ausgleihung der 
Rechte des Staates und der Grumdeigenthümer fteht, andererjeit3 
aber auch die von der Commiſſion formulirte gejegliche Beſtimmung 
practijch feine NRejultate gehabt haben und auf das Leichtefte durch 
den Grundeigenthümer illuſoriſch gemacht worden fein würde. Dies 
ergiebt ohne weitere Motivirung der Wortlaut des Antrages: 

„Sm Kreiſe Schmalfalden kann jedod der Grungeigenthümer, 
wenn die Gewinnung ſolcher Mineralien nah dem Ausſpruche 
des Oberbergamtes im öffentlichen Intereſſe liegt und er jelbit 
weder bauen, noch einem Andern gegen angemejjene Entſchä— 
digung die Gewinnung gejtatten will, auf dem Wege der Expro— 
priation nad) den Borjhriften des 5. Titels des Berggefeßes zur 
Abtretung des erforderlichen Grundeigenthumes an Bauluftige ge— 
zwungen werden.“ 
Jeder Scheinbetrieb des Grumdeigenthümers fünnte die Anwendung 
diefer Beltimmung unmöglich machen. Es flieht zu erwarten, daß 
aud ohne gejegliche Ausnahme-Borjhriften der wichtige Steinbruchs— 
betrieb der Herrſchaft Schmalkalden ih zu einer größeren Blüthe 
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entfalten wird, ſobald durch Anlage einer Eiſenbahn eine verbefjerte 
Communication eingetreten ift. 

Art. XVII enthält in ähnlicher Faflung wie die Hannoverfche 
Einführungs-Verordnung und aus gleichen Gründen die Beftim- 
mungen über die Bergwerfsfteuern. Abgeſehen von den ehemals 
Königlich Baierifchen Landestheilen, in welchen das Baierifche Abgaben— 
gejeg vom 1. Juli 1856 Anwendung fand, wurde in Kurheſſen 
noch an den alten Bergwerfsabgaben principiell feftgehalten, jedoch 
bei Zubußzechen der Zehnte gänzlich erlafjen, bei anderen nad) Maß— 
gabe der höheren oder geringeren Erträge ermäßigt. Diefe Ermäßi- 
gung bis zu zwei Procent fand insbejondere bei den Braunfohlen- 
gruben ftatt, von denen einzelne Gruben einen: feften, durch den 
Zehnbrief oder ſonſt firirten Jahresfanon zahlten. Nach dem Durch— 
Ihnitte der leßten zehn Jahre wären jährlich 12,885 Thaler an 
Bergwerksabgaben zu erheben geweſen, wirklich erhoben find indeß 
nur 6896 Thaler. Gleihmwohl wird die Einführung der Preußifchen 
Bergwerksabgaben einen erheblichen Ausfall auch an der letzteren 
Summe zunächſt hervorrufen, da die gänzliche Befreiung der Eifenerz 
gruben die Einnahmen aus der Herrihaft Schmalkalden ſehr ver- 
mindern wird. Nach dem Etat der Bergzehntkafje zu Schmalkalden 
für das Jahr 1866 Hatten die dortigen Gruben 2393 Thlr. allein - 
an Zehnten aufzubringen und zivar fpeciell die Eifenfteingruben des 
Stahlberget und Mommeler Reviers 1931 Thlr. Letztere fallen 
demnächſt gänzlih aus. Außerdem ruhten auf den Eijenfteingruben 
der legteren Reviere ungeführ 8 bis 900 Thlr. bejondere Abgaben, 
Ein unbedeutender Theil der letzteren, welcher frühere Accidenzien der 
Beamten umfaßt und fi auf eine nad dem Berggeſetze nicht mehr 
fortbeftehende Thätigfeit derjelben bezieht, fann nicht mehr forter- 
hoben werden. Dagegen ift der Fortbezug 

1. des Zug: und Berlaufgeldes von dem im Stahlberger Revier 
verfauften Eijenftein pro Tonne 3%/, Hlr. (1866: 117 Thlr. 

6 Sgr. 2 Pf.); 

2. de3 Zug- und Mehgeldes von dem im Mommeler Revier ver— 
fauften Eifenftein pro Tonne 44% Hlr. (1866: 168 Thlr. 

13 Sgr. 4 Pf); 

3. des Zettelgeldes von dem auf jämmtlihen Nebengruben des 

Stahlberger Reviers verfauften Eijenftein pro Tonne 4*/, Thlr. 
- (1866: 10 Thlr. 10 Ser. 4 Pf.); | 

4. des Zettelgeldes von dem an ausländiſche Hüttenwerke und von 
Zeitfchr. f. Bergrecht. Band VII. 2, 15 
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den Nebengruben des Mommeler Revierd abgejegten Eifenftein 

pro Tonne 44 Hlr. (1860: 0); 

5. des Erſatzes für die durch die Gewerbeordnung aufgehobenen 
Abgaben (Rohftoffeifenzehnten, Erfaufgeld, Hammergebühr, Zet— 
telgeld) und zwar von dem am Stahlberg verkauften Eijenftein 
pro Tonne 11/, Sgr. nad Abzug von 3 pr. Ct. Erhebegebüh- 
ren für den Schichtmeifter am Stahlberge (1866: 404 Thlr. 
19 Sgr. 7 Pf.) 

vorläufig aufreht erhalten, jedoch das Preußiſche Gefeg vom 17. Juni 
1863 rüdfichtlich deren gänzlicher Aufhebung für anwendbar erklärt. 
Die betreffenden Gruben genießen nämlich nach den landesherrlichen 
Refcripten vom 28. Februar 1739 und 10. März 1739, welche nad) 
dem Staat3-Minifterial-Ausjchreiben vom 6. Auguft 1829 (Geſetz— 
Sammlung 1829 ©. 43) außerhalb Schmalfaldens überhaupt nicht 
angewandt find, forftfreie VBerabfolgung des Grubenholzes. Es wird 
zu erwägen fein, in wiefern dieſes Privilegium nicht gegen die be= 
jondern Laften demnächſt compenfirt werden kann, zumal ſchon durch 
die gegenwärtigen Vorſchriften der Eifenfteinbergbau in Schmalkal— 
den eine allerdings dringend nothwendige Crleichterung von nahezu 
2000 Zhlrn. erfahren wird. 

Zu Art. XVII 8. 4. Die Konzeſſionszinſen von Steinbrüchen 
u. ſ. w. betragen gegenwärtig 2319 Thlr. 4 Sgr. 4 Pf, ungefähr 
2!/, Thlr. für die Honzeffion. Da nad Art. II die Konzeffionen 
für die Dauer, auf welche fie ertheilt find, fortbeftehen, jo rechtfertigt 
fi auch die Forterhebung der Abgaben, welche in den nächſten 
drei Jahren gänzlich wegfallen werben. 

Der bejonderen Verhältniffe der Steinbrüche am Biüdeberge in 
der Grafihaft Schaumburg ift bereit$ gedadt. Die von denjelben 
erhobenen Abgaben, die Bergmaare (1866: 230 Thlr.), welche fich 
nad der Fuderzahl und den Steinjortimenten bemißt, ſowie das 
Recognitionsgeld werden fortdauern, wenn dieſe Brüche nit als 
wirkliche Bergwerke anzujehen find. 

Urt. XVII bedarf feiner weiteren Erörterung, da deſſen In— 
halt aus den vorhergehenden Beitimmungen von felbft folgt. 

Schließlich bleibt zu erwähnen, daß die zur Berathung der Ein- 
führungs-Verordnung gebildete Commiffion den 8.226 de3 Bergge— 
jeßes auf die Kurheſſiſchen Gewertſchaften für anwendbar erklärt 
. und e3 für genügend erachtet hat, dies zu Protokoll zu conftatiren. 
Die Richtigkeit diefer Auffaffung unterliegt feinem Zweifel, wobei 
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anzuführen iſt, daß bereits gegenwärtig die Mommeler und Stahl- 
berger Gewerkſchaft zu Schmalkalden beſondere, von der Behörde 
beſtätigte Verfaſſungs-Statuten beſitzen. 


IV. Verordnungen, 


betreffend die Bezirke und das Reſſort der Bergbehör- 

den im Gebiete des vormaligen Kurfürſtenthums Heffen 

und der vormaligen freien Stadt Frankfurt, ſowie der 
vormals Königlih Baieriſchen Landestheile. 


1. Königliche Verordnung vom 24. Iuni 1867, 
betr. die Bezirfe und das Reſſort der Oberbergämter im Gebiete des vor- 
maligen Kurfürſtenthums Heffen und der vormaligen freien Stadt Frankfurt, 
fowie der vormals Königlich Baierifhen Randestheile. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen x. 
verordnen hierdurch in Ausführung des $. 188 des Allgemeinen 
Berggeießes vom 24. Juni 1865 (Gejeg- Sammlung für 1865 ©. 705), 
jowie der Verordnung vom 1. Juni diejes Jahres, betreffend die 
Einführung des Allgemeinen Berggejeßes in das mit der Preußi- 
ihen Monarchie vereinigte Gebiet des vormaligen KurfürftentHums 
Helen und der vormaligen freien Stadt Frankfurt, ſowie der vor— 
mals Königlich Baieriichen Yandestheile (Gefeg- Sammlung für 1867 
©. 770), was folgt: 
Artikel I. 

Der Bezirf des Oberbergamtes zu Bonn umfaßt auch das 
Gebiet. der vormaligen freien Stadt Frankfurt und der Bezirk des 
Oberbergamtes zu Halle die vormals Königlich Baierifche Entlave 
Kaulsdorf. | 

Artikel II. 

Der Oberberg: und Salzwerfs-Direction zu Kaſſel werden 
bis auf Weiteres alle Befugniffe und Obliegenheiten eines Ober- 
bergamtes beigelegt. Der Bezirk derfelben umfaßt das, mit Unferer 
Monarchie. vereinigte Gebiet des vormaligen KurfürftentHums Heffen 
und der vormals Königlich Baieriichen Yandestheile, ausſchließlich der 
Enflave Kaulsdorf. 
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Artifel III. 
Die Verwaltungen der Domanial-Bergwerfe, Hütten= und Ham— 
mermwerfe, Salinen, Thongruben und Steinbrüche bleiben wie bisher 
der denjelben vorgejegten Oberbergbehörde unterftellt. 


Artikel IV. 

Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. Juli diejes 
Jahres in Kraft und ift der Minifter für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten mit der Ausführung derjelben beauftragt. 

Urkundlih unter Unjerer Höcfteigenhändigen Unterſchrift und 
beigedrudtem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 24. Juni 1867. 

(L. S.) Wilhelm. 
(Gejeg-Sammlung von 1867 Nr. 6698.) 


2. Verordnung des Handelsminifters vom 11. Iumi 1867, 
betr. die Feftftellung der Neviere für das Gebiet des vormaligen Kurfürften» 
thums Hefjen und der vormaligen freien Stadt Frankfurt, fowie der vormals 

Königlich Baierifchen Landestheile. 

Auf- Grund des 8. 188 des Allgemeinen Berggeſetzes beſtimme 

ich hierdurch, was folgt: 

J. die Enklave Kaulsdorf bildet vom 1. Juli diejes Jahres an 
einen Theil des Bergrevieres Kamsdorf; 

I. das Gebiet der vormals freien Stadt Frankfurt gehört von 
demjelben Zeitpunfte an zu dem Bergreviere Wiesbaden; 

II. 1. die Grafihaft Schaumburg und die Kreife Kaſſel, Witzen— 
Haufen, Meljungen, Hofgeismar, Friglar, Homberg, Wolfhagen, 
Marburg, Frantenberg, Kirchhain und Ziegenhain bilden vom 
1. Juli diejes Jahres an das Bergrevier Kaſſel mit dem Revier- 
fige Kaſſel; 

2. die Rreife Eſchwege, Rotenburg, Hersfeld, Hünfeld, Fulda, 
Gersfeld, Schlüchtern, Hanau und Gelnhauſen, einſchließlich des 
vormals Königlich Baieriſchen Bezirles Orb, bilden von dem 
bezeichneten Tage an das Bergrevier Fulda mit dem Revier— 
ſitze Fulda; 

3. die Herrſchaft Schmalkalden mit dem Revierſthe Schmal⸗ 
kalden wird bis auf Weiteres als ein beſonderes Bergrevier bei— 
behalten; 

4. die bisherigen Berg-, Salz- und Fabrikämter des vormali— 
gen KurfürftentHums Heſſen bleiben, injofern diefelben fiskaliſche 
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Werte verwalten, als Werfsverwaltungen fortbeftehen. Die Berg- 
ämter, welche zugleih Hüttenwerfe verwalten, führen jedoch vom 
1. Juli dieſes Jahres an die Bezeihnung „Hüttenämter“, während 
diejenigen Bergämter, welche ausfchlieglih die Verwaltung von 
Bergwerken, Steinbrücden, Thongruben und dergleichen wahrzu— 
nehmen haben, die Bezeihnung „Berg-Inſpektionen“ führen follen. 
Berlin, den 11. Juni 1867. 
Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(gez.) Itzenplitz. 


V. Verordnung, 


betreffend die Beſteuerung der Bergwerke im Gebiete des 

vormaligen Herzogthums Naſſau, der vormals Großher— 

zoglich Heſſiſchen Landestheile und der vormaligen Land— 

grafſchaft Heſſen-Homburg, einſchließlich des Oberamts— 
| bezirks Meifenheim. Bom 1. Juni 1867. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen x. 


verordnen auf den Antrag Unferes Staatsminifteriums, was folgt: 


Artikel I. 

In dem mit Unferer Monardhie vereinigten Gebiete des vor— 
maligen Herzogtums Naffau, der vormals Großherzoglich Heſſiſchen 
Zandestheile und der vormaligen Landgrafihaft Heſſen-Homburg, 
einſchließlich des Oberamtsbezirks Meifenheim, treten rückſichtlich 
der Bergwerksabgaben, ſoweit dieſelben an die Staatskaſſen zu ent— 
richten ſind, die nachfolgenden Beſtimmungen in Kraft: 

Z. 1. Die von den Eiſenerzbergwerken bisher erhobenen Ab— 
gaben ſind ohne Unterſchied aufgehoben. 

Z. 2. Der Bergwerks-Zehnte oder Zwanzigſte, die Rezeß- und 
Duatembergelder, die Grubenfeldabgaben, die von den Bergwerfen 
zu entrichtenden Gemerbefteuern, firen und proportionellen Steuern, 
die Sporteln und Gebühren in VBerwaltungsangelegenheiten der Berg- 
behörden, mit Ausnahme der baaren Auslagen und Stempel, ſowie 
alle jonftigen Bergwerfsabgaben find aufgehoben. 
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An deren Stelle tritt für ſämmtliche Bergwerke, ausſchließlich 
der Eiſenerzbergwerke, eine Bergmwerfzfteuer von zwei Prozent von 
dem Werthe der Produkte des Bergwerks zur Zeit des Abſatzes ber 
leßteren. 

Hinfichtlih der Erftattung eines verhältnigmäßigen Antheiles 
der Poch- Waſch- Hütten und fonftigen Zubereitungsfoften bei Erz— 
bergwerfen durch den Staat, ſowie der Ermittelung, Feitftellung und 
Einziehung der Bergwerksſteuer fommen die in den älteren Provinzen 
bes Staates beftehenden Vorſchriften zur Anmwendung. 

8. 3. Die auf privatrehtlihen Titeln beruhenden Befreiungen 
bon den Bergwerksabgaben werden aufrecht erhalten. Ebenſo wer— 
den die von dem Staate über Bergwerksabgaben abgeſchloſſenen Ver— 
träge durch die Vorſchriften der 88. 1 und 2 nicht verändert. 

Hinfichtlich der Aufhebung oder Ermäßigung diefer Bergwerks— 
abgaben kommt das Gejeg vom 17. Juni 1863, betreffend die Ab- 
änderung des $.13 des Gefehes über die Beſteuerung der Bergwerke 
bom 12. Mai 1851 (Gef.-Sammt. für 1863 ©. 462), zur Anwendung. 


Nrtifef IL 
Die vorftehenden Beltimmungen treten mit dem 1. Juli dieſes 
Jahres in Kraft. NRüdjihtlih der im vormaligen Herzogthume 
Naſſau gelegenen Braunfohlengruben wird jedoch eine bejondere 
Verordnung den Zeitpunft beftimmen, von welchem an diejelben die 
Bergwerksfteuer zu entrichten haben. 


Artikel II. 

Alle bisherigen, für die im Artikel I bezeichneten Landestheile 
ergangenen. Gefege und Verordnungen, die Bergwertsabgaben be— 
treffend, find aufgehoben. 

Artifel IV. 

Mit der Ausführung der gegenwärtigen Verordnung ift der 
Finanzminiſter und der Minifter für Handel, Gewerbe und öffent- 
liche Arbeiten beauftragt. 

Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und 
beigedrudtem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 1. Juni 1867. 

(L. S.) Milhelm. 
(Geje-Sammlung von 1867 ©. 802.) 
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Motive 


der Allerhöchſten Verordnung, die Befteuerung der Berg- 
werfe in dem mit der Preußiſchen Monarchie vereinigten 
Gebiete des vormaligen Herzogthums Nafjau, der vormal3 
Großherzoglih Heſſiſchen Landestheile und der vormali- 
gen Landgrafſchaft Heffen-Homburg, einfhlieklich des 
Oberamtsbezirks Meifenheim betreffend. 


Durch die Allerhöchfte Verordnung vom 11. Mai diejes Jahres 
ind in den Landestheilen des vormaligen Herzogthums Nafjau und 
in den mit Preußen vereinigten Kreiſen der Großherzoglich Heſſi— 
ſchen Provinz Oberheſſen, einfchließli der Landgrafſchaft Heffen- 
Homburg, die Preußifchen direften Steuern unter Aufhebung der 
bisherigen: direften Staatsfteuern eingeführt worden. In der durch 
den Staat3-Anzeiger (Nr. 114 ©. 1941) veröffentlichten Denkſchrift 
zu der vorftehenden Allerhöchiten Verordnung ift bereit$ ausgejprochen, 
daß auch „die Bergmerfäfteuer in Uebereinftimmung mit den in Alt 
preußen beftehenden Bergwerksabgaben neu geregelt werden jolle.“ 
Diefe in Ausficht geftellte Regelung der Bergwerksabgaben ermeijt 
fih gegenwärtig um fo dringlicher, al3 dur Art. XXI der Aller- 
höchſten Verordnung vom 8. Mai diefes Jahres (Geſ.Samml. von 
1867 ©. 601) die Preußifche Bergwerksabgaben-Geſetzgebung in das 
bormalige Königreich Hannover eingeführt ift und die gleiche Ein- 
führung in das Gebiet des bormaligen Kurſtaates Heſſen, der vor— 
mal3_freien Stadt Frankfurt und der an Preußen abgetretenen Kö— 
niglih Baierifchen Landestheile unmittelbar bevorfteht. Bei der bis 
zum 1. Juli diefes Jahres eintretenden Rechtskraft des Preußiſchen 
Allgemeinen Berggejeges in allen dieſen Landestheilen erjcheint die 
Aufredhterhaltung einer verjchiedenen Belaftung des Bergbaues über- 
dies nicht durchführbar. 

Was die einzelnen, oben bezeichneten Gebiete betrifft, jo befteht 

1. im Oberamt3bezirfe Meifenheim noch die Belteuerung des 
Bergbaues nad Mapgabe des franzöfiichen Bergwerksgeſetzes vom 
21. April 1810 und des Kaiferlihen Dekretes über die Bergwerf3- 
fteuern dom 6. Mai 1811 mit einer proportionellen Steuer von fünf 
Prozent des Reinertrages und einer firen Steuer von 10 Francs 
für den Duadratfilometer des Konzeſſionsfeldes nebft Zufchlagszehntel 
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und Hebegebühr, welche Abgaben aber bisher in Ermangelung von 
Bergwerks-Konzeſſionen niemals zur Hebung gelangt find; 

2. im Amte Homburg der Bergwerkszehnte, welcher gleichfalls 
gegenwärtig wegen fehlenden Bergbaues nicht erhoben wird; 

3. in den an Preußen abgetretenen Theilen der Großherzoglich 
Heſſiſchen Provinz Oberheſſen eine den Bergbau und Hüttenbetrieb 
nicht unweſentlich belaftende Gemwerbeiteuer nach Maßgabe des Ge- 
jeßes vom 4. Dezember 1860 (vergl. Zeitſchr. für Bergrecht, Jahrg. V 
©. 53), jodann der auf den Zwanzigften herabgejegte Zehnte unter 
Bewilligung von Freijahren. Durch die Bejeitigung des Zwanzigften 
wird allein rüdfichtli des EijenerzeBergbaues nad) den Etats des 
Jahres 1866 eine Minderbelajtung der Bergbautreibenden von jährlich) 
ungefähr 550 Thlr. eintreten und bei den übrigen Erzbergwerfen 
(Bleis Kupfer- Silber Mangan: Erze) die Erleichterung nahezu 
500 Thlr. betragen. 

Mit Rüdfiht auf die gleichfalls wegfallende Gemerbefteuer, welche 
bei den Hütten durch die Verordnung vom 11. Mai dieſes Jahres 
bejeitigt ift, läßt ji annehmen, daß der Bergbau: und Hüttenbetrieb 
fi) beleben und durd größere Ausdehnung und Steigerung der 
Produftionskraft die angegebenen Ausfälle bald erjegen wird; 

4. in dem bormaligen Herzogthume Naſſau auf Grund des 
Geſetzes vom 23. November 1861 eine Gemwerbefteuer für Berg- und 
Hüttenwerfe, jowie eine Grubenfeldabgabe (vergl. Zeitiehr. für Berg- 
recht, Jahrg. TI ©. 12). Eine Verordnung vom 14. Februar 1866 
enthält die näheren Beftimmungen über die Ermittelung des Ber- 
fauföwerthes der Bergwerfsprodufte (vergl. Zeitfchr. für Bergrecht, 
Jahrg. VII ©. 279). Nah 8.4 des Geſetzes dom 23. November 
1861, welches in Betreff der Beiteuerung der Hüttenmwerfe nad der 
Allerhöchiten Verordnung vom 11. Mai diefes Jahres mit dem 1. Juni 
diejes Jahres bereits in Wegfall kommt, joll an Gemerbefteuer von 
dem Verfaufswerthe des geförderten Bergwerksproduktes ein fünftel 
Prozent im Simpel entrichtet werden. In den Nahren 1864, 1865 
und 1866 find jedesmal fünf Steuerfimpel, alfo ein Prozent von 
dem fteuerbaren Werthe der Bergwerksprodukte erhoben worden, und 
betrug die von allen Bergwerfen, einjchließlid der Domanial-Berg- 
werfe, erhobene jährliche Gewerbefteuer im Durchſchnitte 18,300 Gul- 
den 12 Kr. die Grubenfeldabgabe 8576 Gulden 52 Kr., zufammen 
26,877 Gulden 4 Ar. Hiervon fallen auf die Eifenerze 9963 Gul- 
den 2 Kr. Gewerbeſteuer und 5662 Gulden 14 Fr. Grubenfeldab- 
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gabe. Durch Einführung der Preußischen Abgabengejebgebung werden 
daher nicht mehr erhoben 9963 Gulden 2 Kr. Gewerbefteuer der 
Eifenerze, fowie die gefammte Grubenfeldabgabe von 8576 Gulden 
52 Kr., aljo zufammen 18,539 Gulden 54 Ar. Dagegen erhöht 
fi) bei den übrigen Bergwerken die bisherige Abgabe von 1 auf 2 
Prozent, d. h. das Steuereinfommen von dem gegenwärtigen Bes 
trage der Gemwerbefteuer von 8337 Gulden 10 Kr. auf 16,674 Gul— 
den 20 Fr. Die Steuererhöhung für den übrigen Bergbau beträgt 
indeß wegen des Wegfalls der Feldesabgabe nur 5422 Gulden 32 Kr., 
wogegen der durchſchnittliche Ausfall des Staates auf 10,202 Gul— 
den 44 Sr. anzunehmen ift. . 

Bei diefer Reform fann angenommen werden, daß durch die 
Hebung eines der wichtigſten Induſtriezweige des Landes, des Eiſen— 
erzbergbaues, deſſen ſteuerbare Produktion in den letzten drei Jahren 
durchſchnittlich 996,300 Gulden jährlichen Werth hatte, die Steuer— 
fraft des ganzen Landes wejentlich gehoben wird, während anderer= 
jeit3 der Ausfall des Staates fih dur den Umſtand vermindert, 
daß der bisherigen Steuer aud die Domanial-Bergiverfe unterworfen 
waren. Die Steuererhöhung bei den anderen Zweigen des Berg- 
baues außer dem Eijenftein-Bergbau iſt an ſich unbeträdtlih und 
wird durch die geringere Beiteuerung der Hütten, jowie durch die 
Aufhebung der Feldesſteuern mwejentlich gemildert. Wenn in Betracht 
gezogen wird, daß nah dem Allgemeinen Berggeſetze Feldeserwei— 
terungen bis zu 500,000 Quadratladtern zuläſſig find, jo wiirde 
gerade dieje Abgabe erheblich geitiegen jein, da fi wohl annehmen 
läßt, daß fein Bergwerfseigenthümer die nach dem Geſetze zuläjfige 
Teldeserweiterung unterlaffen wird. Die jebt eingeführte Preußiſche 
Abgabengejebgebung gewährt erft durch den Wegfall jener läftigen 
Abgaben die volle Freiheit zur Ausdehnung. der Bergmerksfelder. 
Bei denjenigen Bergwerfen, welche ſchon jet ausgedehnte Felder 
befigen, wie bei den Thon- und Walfererdegruben, tritt daher ſchon 
jegt zum Theil eine Erleichterung ein, indem leßtere gegenwärtig 
jtatt 758 Gulden 19 Pr. nur 621 Gulden 12 Kr. zu entrichten 
haben würden. Auch bei den Dachſchiefer- und Braunftein-Berg- 
werfen, bei welchen zur Zeit die Grubenfeldabgabe 8/5; der Gewerbe— 
fteuer ausmacht, wird aus diefem Grunde eine nur unweſentliche 
Erhöhung der Abgaben eintreten. Weſentlich trifft daher die Ab- 
gabenfteigerung nur den Bleis und Silbererz.Bergbau. Da leßterer 
dur zwei großartige Unternehmungen zu Holzappel und Ems vor— 
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zugsweiſe repräfentirt ift, jo kann angenommen werden, daß die ge= 
ringfügige Erhöhung der Steuer auch Hier feinerlei nachtheiligen 
Einfluß äußern wird. 

Anders geftaltet fih nur die Beurtheilung der Reform in Rüd- 
ficht des vorzugsmeife auf dem hohen Wefterwalde vertretenen Braun- 
fohlen-Bergbaues. Der fteuerbare jährliche Werth der Braunfohlen- 
Produftion betrug in den lebten drei Jahren (1864 bis 1866) 
durhichnittlih 123,000 Gulden. Es wurden an Steuern erhoben 
180 Gulden 59 Kr. Grubenfeldabgabe und 1230 Gulden 54 Kr. 
Gewerbefteuer, zufammen 1411 Gulden 53 Hr. Troß diefer ge— 
ringen Abgabe, von welcher ungefähr ein Biertel auf Domanial- 
gruben fällt, war wegen Mangel an Transportwegen und der Kon— 
furrenz der Steinfohlen der Privat-Braunfohlenbergbau nicht in der 
Lage, diefelbe ertragen zu können. Bereit3 im Jahre 1864 ſprachen 
fih ſämmtliche Bergmeiftereien für die Ermäßigung der Abgabe bis 
auf ein zehntel Prozent des Verkaufswerthes im Simpel aus, und 
aud die Ständeverfammlung beantragte Erleichterungen für dieſes, 
dem an ſich fehr armen Landestheile unentbehrliche Gewerbe. Unter 
diefen Umftänden muß es Bedenfen haben, jchon jebt mit der Erhe— 
bung der erhöheten Steuern vorzugehen. Es ift daher der Weg 
eingejchlagen, daß einerfeit3 zwar die Brauntohlengruben, wie die 
anderen Bergwerke, ausjchlieglich der Eifenerz-Bergmerfe, dem neuen 
Geſetze unterworfen, alſo fteuerpflihtig find; der Anfangstermin 
für die Erhebung der neuen Steuer ſoll aber bis zu dem Zeitpuntte 
hinausgefchoben werden, wo durch Anlage einer Zweigbahn von ber 
Lahneifenbahn oder durch andere Umstände eine Hebung jenes In— 
duftrieziweiges eingetreten ift. Diejen Termin zu beftimmen, ift Aller- 
höchſter Enticheidung vorbehalten. In der Zwiſchenzeit wird der 
nicht belaftete Braunfohlen-Bergbau im Stande fein, jeinerjeit$ den 
Nahrungsitand der armen Bewohner des Weſterwaldes zu heben. 
Der Ausfall de3 Staates erfcheint mit Rüdficht auf die oben ange- 
gebenen Zahlen ohne Erheblichkeit. 

Sicherlich werden die Einwohner des Landes in diejer Verord— 
nung ein neues Zeichen der Fürjorge Sr. Majeität Regierung für 
alle berechtigten Intereſſen deſſelben erfennen. 


Abhandlungen. 


Das franzöfiihe Bergredt. 
Bon Dr. Heinrich Achenbach. 
(Fortjegung von Jahrgang VII S. 509—525.) 


C. Bon dem Conceſſions⸗Geſuche. (Bon Concurrenzen und Oppofitionen.) 


Das Gefuh um die Conceſſion eines Bergwerkes kann nad 
franzöfiihem Bergrechte gerade wie nad deutjchem Bergrechte von 
Inländern oder Ausländern erhoben werden (Art. 13). Nah 
franzöſiſchem Bergredte hat es inde die Staatäregierung in der 
Hand, den Ausländer dem Inländer gegenüber bei der Conceſſions— 
ertheilung zurüdzujegen, während das deutſche Bergrecht beiden, 
dem Inländer und Ausländer, feſte Rechtsanſprüche auf die Ver— 
leihung gewährt. Auch Geſellſchaften und juriftiiche Perjonen werden 
als Eonceffionsbewerber zugelaffen. Es können daher Gemeinden 
und der Staat Conceſſions-Geſuche für fi) einlegen. Das Preußi— 
ſche Gejeh vom 4. Mai 1846 (Geſ.“Samml. 1846 ©. 235) über die 
Erwerbung von Grundeigentyum für Gorporationen und andere 
juriftiihe Perfonen des Auslandes, nad) welchem bei Vermeidung 
der Nichtigkeit ausländische juriftiiche Perfonen nur mit Königlicher 
Genehmigung in Preußen Orundeigentfum erwerben dürfen, iſt 
weder auf den unmittelbaren noch mittelbaren Erwerb von Bergwerks— 
Conceſſionen jemals bezogen worden. Ebenjowenig finden die Be— 
ſchränkungen juriftiicher Perfonen des Auslandes in NRüdficht des 
Gemwerbebetriebes (Art. I $. 18 des Geſetzes vom 22. Juni 1861 — 
Geſ.Samml. 1861 S. 441) auf den Bergbau Anwendung. Dage- 
gen verſtehet es fih von jelbit, daß Gejellihaften, Gemeinden und 
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lonftige Corporationen bei dem Erwerbe von Gonceffionen an die 
Beobadtung ihrer Statuten, der Gemeinde-Ordnungen und der all 
gemeinen. gejeglichen Beitimmungen über Gejellihaften und jurifti= 
ſche Perſonen gebunden find. 

Im Zufammenhange mit dem älteren Franzöfiihen Bergrechte 
(vergl. Jahrg. I diefer Zeitihrift ©. 590, 591, Jahrg. II ©. 223) 
beihränft das Bergwerfögeje vom 21. April 1810 die allgemeine 
Fähigkeit der Perjonen und Gejellichaften, Bergwerks-Conceſſionen 
nachzuſuchen und zu erhalten, durch das Erfordernig des Nachweiſes 
der zum Beginn und zur Fortſetzung des Unternehmens erforder- 
lihen Eigenſchaften, ſowie der Mittel zur Leiftung der durch den 
Gonceffions-Act auferlegten Abgaben und Entjhädigungen, ein— 
Ihlieglih der zur Sicherftelung von Wohnhäufern und fremden 
Örubengebäuden erforderlihen Gautionen (Urt. 14 und 15). Die 
zur Ausführung des Bergwerksgeſetzes erlaffene Minifterial-Inftruction 
vom 3. Auguft 1810 $.V A $. II verlangt daher, daß der Conces— 
fionsbewerber feinem Geſuche einen Auszug aus der Steuerrofle 
über die von ihm zu zahlenden Steuern beifüge und daß Gejell- 
haften einen Notorietätsact vorlegen, gemäß weldhem die Mitglieder 
die zur Betriebsführung, Zahlung der Entihädigungen und Abgaben 
erforderlichen Mittel zujammengelegt haben. Die Feftitellung der 
Bedeutung diejer Beweisftüde ftehet indeß lediglih im freien Er- 
mefjen der Staatsregierung, welche demgemäß willkührlich den einen 
Goncejfionsbewerber gegenüber dem anderen bevorzugen kann. Selbft 
das Belgiſche Bergwerfägefe vom 2. Mai 1837 hat den dem Grund» 
eigenthümer bei Ertheilung neuer Sonceffionen gewährten Vorzug an 
die Vorausſetzung gefnüpft, daß derſelbe nachweiſe »les facultes 
necessaires pour entreprendre et conduire les travaux de la 
maniere prescrite par loi.« Man wird ohne weitere Ausführung 
die großen Mängel diefer gejeglichen Borjchriften, welche den Erwerb 
der Conceſſionen nicht von feiten Nechtsregeln, jondern von dem 
Ihmwantenden Ermeffen der Behörden abhängig machen, zugeben 
müffen und anzuerkennen haben, daß das deutſche Bergrecht auf dem 
hier fraglichen Gebiete in jeder Beziehung dor dem franzöſiſchen 
Bergrechte den Vorzug verdient. 

Wie nad deutichem Bergrechte das Eigenthum an einem oder 
mehreren Bergwerfen fein Hinderniß für die fernere Erwerbung von 
Bergwerken bildet, jo fann auch nad franzöfifhem Bergrechte der 
Conceſſionair eines Bergwerkes Conceſſions-Geſuche einlegen und auf 
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Grund derjelben neue Bergwerks-Conceſſionen erwerben, vorausge— 
jet, daß jede einzelne Conceffion in Betrieb gehalten wird (Art. 31). 
Letztere Vorſchrift, welche den Character einer Inſtruction für die 
Staatsbehörden bejitt, findet wenig Beachtung, bietet aber ihrem 
ganzen Inhalte nad) eine neue Gelegenheit, die Conceſſionsbewerber 
je nad) den Umftänden verjchieden und willführlich zu behandeln. 

Die Erforderniffe eines Conceſſions-Geſuches find im Bergwerks— 
gejeße vom 21. April 1810 nicht angegeben. Da indeß nad Art. 23 
defjelben die Bekanntmachung des Gejuches in dem Hauptorte des 
Departements und Arrondiffements, in welchem das Bergwerk ges 
legen ift, erfolgen fol, jo muß das Conceſſions-Geſuch jedenfalls 
eine Angabe über diefe Lage enthalten. Gemäß derjelben gefeglichen 
Vorſchrift fol die Befanntmahung auch in den Gemeinden gefchehen, 
über deren Bann ſich die Eoncejfion erftreden fann (peut s’etendre), 
woraus zu ſchließen jein dürfte, daß der Gejeßgeber zunächſt nur 
auf allgemeine Angaben des Feldes in dem Conceſſions-Geſuche 
Werth gelegt Hat. Endlich beitimmt zwar Art. 30 des Bergwerks— 
gejeßes, daß jedem Conceſſions-Geſuche ein Riß in drei Eremplaren 
im Maaßftabe von 1: 10,000 beigefügt werden müfje, welcher vom 
Berg-ngenieur aufgenommen oder verificirt und vom Präfecten 
beglaubigt werden foll; indeß ijt über den Anhalt diefes Riffes im 
Geſetze nichts weiter gejagt, al3 daß derjelbe die Oberfläche darzu— 
ftellen habe (un plan regulier de la surface). 

Dieſe dürftigen Beitimmungen, welche im Gegenjage zu den 
zwar furz gehaltenen, aber dennoch erichöpfenden Vorſchriften der 
SS. 14 und 17 des Preußischen Allgemeinen Berggejeges vom 24. Juni 
1865 der Ergänzung durch eine Inſtruction nothiwendig bedürfen, 
liefern den Beweis, daß der Gefeßgeber einem bejtimmten Inhalte 
des Conceſſions-Geſuches feine weſentliche Bedeutung beigelegt hat 
und dak ein Conceſſions-Geſuch nicht al3 ungültig angefehen wer— 
den foll, aus welchem nur im Allgemeinen die Abficht des Gonces- 
fionsbewerber3 erfannt werden fann. Dieſer Standpunft des Ge- 
ſetzgebers erſcheint auch infofern gerechtfertigt, als der Conceſſions— 
bewerber durch fein Geſuch niemals ein Recht auf die Konceffions- 
ErtHeilung erlangt, vielmehr ftet3 das Ermeſſen der Staatsregierung 
über leßtere entjcheidet. Nicht in dem Geſuche, wie auch immer 
dafjelbe formulixt ſei, jondern in jenem Ermefjen liegt der Schwer- 
punft der Sache, während das deutjche Bergrecht, da dafjelbe ein 
Recht des Muthers auf Verleihung anerkennt und das Ermeffen 
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der Staatöbehörden ausſchließt, ein entjcheidendes Gewicht jelbft auf 
gewiſſe formelle Erforderniffe der Muthung legen muß. 

Lediglid aus der zum Bergwerksgeſetze vom 21. April 1810 
erlaffenen Minifterial-nftruction vom 3. Auguft deijelben. Jahres 
ift genügend zu erjehen, welchen Inhalt das Conceſſions-Geſuch und 
der dafjelbe begleitende Rik haben jol. Nah $.VA $. II derfelben 
muß das Geſuch enthalten: den Namen, Vornamen, Stand und 
Wohnort des Bewerbers;. die genaue Angabe der Fundorte; Die 
Art des zu gewinnenden Minerales; den Zuftand, in welchem die 
Förderung dem Handel übergeben werden joll; die Orte, von welchen 
das erforderlihe Holz und Brennmaterial zu beziehen beabſichtigt 
wird; die Ausdehnung des in Conceſſion begehrten Feldes; das An— 
gebot einer Entihädigung für die Grundeigenthümer und gegebenen 
Falles für den Finder, endlich die Erklärung, fih dem von der 
Staatsregierung. feitgejeßten Betriebsplane unterwerfen zu wollen. 
Rüdfichtlih des Situationsriffes ift an derjelben Stelle vorgejchrie- 
ben, daß derjelbe die Ausdehnung und Grenzen des Tyeldes, ſowie 
das Verhalten der zu getwinnenden Yolfilien angeben müſſe. 

Es erjcheint um jo weniger geboten, auf dieſe Erfordernifje 
hier näher einzugehen, al3 diefelben rein adminiftrativer Natur find. 
Nur foviel bleibt zu bemerken, daß ein Theil der aufgeitellten Er- 
fordernijje einem völlig veralteten Standpunfte angehört und das 
fortdauernde Feithalten an denjelben auffallend erjcheinen muß, 
während andererfeitS die Anforderung der fogen. Submiſſions-Er— 
Härung gegenüber dem von der Staatöregierung vorzuſchreibenden 
Betriebsplane geradezu ungejeblih erjcheint und im ſchneidenden 
Widerſpruche mit den Karen Ausſprüchen Napoleons ftehet (vergl. 
Jahrg. II diefer Zeitihr. S. 239, 240). 

Jedes Conceſſions-Geſuch ift bei dem Präfecten anzubringen, an 
deſſen Stelle in Preußen das rheinifche Oberbergamt getreten war. Der 
Präfect hat zur Feftitellung des Alters des Gefuches dafjelbe in ein 
bejonderes Regifter eintragen (Art. 22) und auf Verlangen einen be= 
glaubigten Auszug aus letzterem durd den General-Secretair der 
Präfectur ertheilen zu laffen (Art. 25). Binnen zehn Tagen joll die 
Beröffentlihung des Conceſſions-Geſuches erfolgen. Diefe Veröf— 
fentlihung hat den Zweck, etwaige Dppojitionen oder Concurrenz⸗ 
Gejuche hervorzurufen, um einerſeits dur Ertheilung der Conces— 
fion feine berechtigten Intereſſen zu ſchädigen, andererfeit3 aber um 
die Conceſſion demjenigen zu Theil werden zu laſſen, welcher mit 
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Rückſicht auf das öffentlihe Wohl vorzugsweiſe bei der Eonceffions- 
Ertheilung Beachtung verdient. 

Bei der Oppofition verlangt der Opponent nicht die bon einem 
Anderen nachgeſuchte Conceſſion für ſich, jondern derjelbe mill ent- 
weder die Ertheilung der leßteren 3. B. dur Berufung auf das 
ihm bereit3 zuftehende Bergwerks-Eigenthum, dur die Behauptung, 
daß ein concedirbares Mineral überhaupt nicht vorhanden jei u. |. w. 
hindern oder aber mwenigftens dur Geltendmachung feiner Rechte 
al3 Finder, Grundeigenthümer u. ſ. w. die Teititellung gewiſſer 
Bedingungen bei der Gonceffions-Ertheilung erzielen. Durch ein 
Concurrenz-Geſuch nimmt dagegen der Goncurrent die don einem 
Anderen begehrte Eonceffion für fih ganz oder theilweile in An— 
ſpruch; das Concurrenz-Geſuch ift daher nicht3 weiter, al3 ein Con— 
ceſſions-Antrag, welcher mit dem gleichen Antrage eines Dritten 
zufammentrifft. Nach Art. 26 des Bergwerksgeſetzes vom 21. April 
1810 fönnen innerhalb vier Monaten, vom Tage des öffentlichen 
Anſchlages des Gonceffions-Gejuches an gerechnet, Oppofitionen und 
Concurrenz-Geſuche bei dem Präfecten angebracht werden, worauf 
diefelben wie die Gonceflions-Anträge in das bereit3 erwähnte Re- 
gifter einzutragen find. Obgleich nah dem Wortlaute des Gejehes 
Dppofitionen und Concurrenz-Geſuche dem Präfecten dur einen 
außergerichtlihen Act zuzuftellen find, jo ift der Präfect doch auch 
wie bei den Conceſſions-Geſuchen einfache Anträge anzunehmen be= 
rechtigt, da die Zuftellung dur einen befonderen Act nad den 
Staatsrathöverhandlungen nur die Eriftenz und das Datum der 
Dppofitionen und Goncurrenzen auf das ſicherſte im Intereſſe der 
Dpponenten und Goncurrenten feititellen joll. Was Die weitere 
Behandlung der Oppofitionen und Concurrenz-Geſuche anbetrifft, 
welche innerhalb der viermonatliden Publicationsfrift eingegangen 
find, fo herrjcht darüber fein Streit, daß diejelben feiner bejonderen 
Publication bedürfen, wie dies bereits das Girculair des Minifterd 
de3 Inneren vom 3. November 1812 (vergl. Martins: Die in der 
Rheinprovinz gültigen Franzöſiſchen Bergwerksgeſetze u. |. w. ©. 53 ff.) 
anerfannt hat. Wollte man die Nothwendigfeit der Publication der 
Concurrenz⸗Geſuche behaupten, fo würde durch ftefige Wiederholung 
der Einlegung von neuen GoncurrenzÖefuhen am Schluffe der 
Bublicationgfrift die Ertheilung einer Conceſſion fi) dauernd ver— 
hindern laffen. Wenn freilih das Concurrenz-Geſuch fi außerdem 
auf Feldestheile beziehet, weldde von dem älteren Conceſſions-Geſuche 
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nicht in Anſpruch genommen find, fo muß grundfäßlic die Publi- 
cation des erfteren ftattfinden. Um eine chikanöſe Benußung diefes 
Umftandes behufs Verzögerung der Eonceffions-Ertheilung auszu— 
ſchließen, hat Dupont, Traite etc. tom. I p. 202 verjchicdene praf- 
tijche Rathichläge ertheilt, mit welchen Richard, Legislation francaise 
sur les mines etc. tom. I p. 283 in der Hauptfadhe übereinftimmt, 
welche aber andererjeit3 von Fleckſer (Jahrg. I diefer Zeitſchr. ©. ‚180 ff.) 
befämpft worden find. 

Der Art. 26 des Bergmwerfögefeßes vom 21. April 1810 orbnet 
am Schluffe an, daß Oppofitionen den Betheiligten mitgetheilt 
werden jollen und daß das Regifter Allen, welche dies verlangen, zur 
Einficht offen gelegt werden muß. Es jind Zweifel darüber erho- 
ben worden, ob aud Concurrenz-Geſuche den Betheiligten mitzu- 
theilen find. Richard tom. I p. 265 ss. verneint dies mit Rüdficht 
auf die Verhandlungen der Commiſſion des gejebgebenden Körpers 
(Locré, Legislation sur les mines. p. 355) und den Wortlaut des 
Geſetzes. Erftere enthalten indeß Enticheidendes hierüber nicht, 
während leterer allerdings angerufen werden fünnte, wenn e3 nicht 
richtig wäre, was das Circulair des Minifterd des Inneren vom 
3. November 1812 bereit3 bemerkt, daß nämlich „ein GConcurrenz- 
Geſuch nichts Anderes al3 eine Oppofition gegen das erfte Conces— 
ſions-Geſuch“ ift, der Ausdruck opposition alfo aud die demande 
en ceoncurrence mit umfaßt. Hiermit ftimmt die ganz gleihförmige 
Praxis in Franfreih, Belgien und Preußen überein, indem Con— 
currenz⸗Geſuche wie Oppofitionen durch die ——— nicht durch die 
Partei, dem Gegner mitgetheilt werden. 

Eine ähnliche Controverſe knüpft ſich an Art. 28 des Berg— 
werksgeſetzes vom 21. April 1810. In dieſem Artikel iſt nämlich 
beſtimmt, daß Oppoſitionen auch nad) Ablauf der viermonatlichen 
Publicationsfrift bis zum Erlaſſe des Gonceffion3-Decretes bei dem 
Minifter oder dem General-Secretair des Staatsrathes angebracht 
werden fönnen und in allen Fällen den Betheiligten mitgetheilt 
werden ſollen. Diefe Oppofitionen fallen daher nicht in die regel- 
mäßige Inftruction der Conceſſions-Angelegenheit bei der Provincial- 
behörde und unterliegen lediglich der Entſcheidung der höchften Be— 
hörden, wenn auch die Minifterial-Inftruction vom 3. Auguft 1810 
eigentlid im Widerfprud mit dem Gejebe die Einholung eines 
vorherigen Berichtes der Iocalen Behörden in allen Fällen anordnet. 
Es wird nun abermals von Richard tom. I p. 265 ss. behauptet, 
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daß nur Oppoſitionen, nicht aber Concurrenz-Geſuche nach Art. 28 
des Bergwerksgeſetzes bei dem Miniſter oder dem Staatsrathe zuzu— 
laſſen ſeien. Dieſe Behauptung iſt inſoweit nicht ohne Grund, als 
die Commiſſion des geſetzgebenden Körpers am 17. März 1810 die 
im Art. 28 urſprünglich enthaltenen Worte »ou demande en con- 
currence« in Wegfall brachte und dieſe Maßnahme durch die Be— 
merkung rechtfertigte: die Streichung dieſer Worte ſei durch die Un— 
zuträglichfeiten motivirt, welche durch die Zulaſſung eines den 
Förmlichkeiten des Geſetzes nicht unterworfen gemwefenen 
Concurrenz-Geſuches nothwendig entjtehen würden (Locré p.355). 
In der Sigung vom 24. März 1810 genehmigte der Staatsrath dieje 
Streihung, nachdem der Erzfanzler die Anſicht ausgeſprochen hatte, 
daß aus der Weglaffung noch nicht unbedingt auf die Verſpätung 
des Concurrenz-Geſuches geſchloſſen werden fünne. Endlich bemerkte 
der Berichterftatter des gejeßgebenden Körpers Graf St. Girardin 
in der Sitzung dom 21. April 1810 wörtlid: 

„Dei Durchleſung diejes Titel3 wird ſich, meine Herren, Ihre 
Aufmerkfjamkeit ohne Zweifel auf die wichtigen, im Artikel 28 
enthaltenen Vorſchriften richten. Concurrenz-Geſuche können 
weder direct bei dem Minifter des Inneren, noch bei dem Staats— 
rathe angebracht werden. Der Gang der Verwaltung, jowie die 
ausdrüdliche Vorſchrift des Art. 22 bedingen, daß fie zuvor dem 
Präfecten vorgelegt find. Anders iſt es mit den Oppojitio- 
nen. Es jehien zwedmäßig, fie jo lange zuzulaffen, al3 nicht der 
Staatsrath über die Concejfion entſchieden hat.“ 

Dffenbar gehet Bury, Traite de la legislation des mines 
tom. I p. 99 zu weit, wenn derjelbe diefen Worten nur die Bedeu- 
tung einer individuellen Meinungs-Aeußerung beilegen will, da die 
vorhergehenden Berhandlungen jedenfalls joviel darthuen, daß Con: 
currenz=Gejuche, welche bei dem Minifter oder dem Staatsrathe ein- 
gebracht werden, einer vorherigen Publication wie ein Conces— 
ſions-Geſuch bedürfen, wenn diejelben berüdjichtigt werden jollen ; 
dagegen fann allerdings mit Richard und Girardin nicht angenom— 
men werden, daß ein nach Ablauf der viermonatlihen Publications- 
frift eingelegtes Concurrenz-Geſuch ſchlechthin als nicht angebracht 
anzufehen jei. Weder das Gejeg, nod ein jonftiger Umſtand hin— 
dert den Staatsrat oder den Miniiter die Entſcheidung über das 
Conceſſions-Geſuch bis zur Inftruction des Concurrenz-Geſuches zu 
vertagen, andererjeit3 find diejelben aber auch durch * Geſetz nicht 
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genöthigt, auf das Concurrenz-Geſuch Rüdficht zu nehmen. Lebteres 
fann vielmehr nad freiem Ermeſſen ohne weitere Procedur abge- 
lehnt werden. Diejer Auffafjung entſpricht die Praxis in Frank— 
reich, jowie der Staatsrathsbeihluß vom 3. Mai 1837 und das 
minifterielle Circulair vom 30. Mai 1843, während allerdings in 
Belgien ſelbſt diejenigen Concurrenz-Geſuche nicht publicirt werden, 
welche nach Ablauf der vier Monate bei dem Minifter oder dem 
Bergwerfärathe eingegangen ind. 

Der Art. 28 jchließt mit der von der Commiſſion des gejeßgebenden 
Körpers (Locré p. 355) zugefügten Beitimmung, daß, wenn die Oppoſi— 
tion auf das durch eine Eoncejfion oder jonft (ou autrement) erworbene 
Eigenthum an dem Bergwerfe gegründet jei, die Parteien an die Gerichte 
verwiejen werden jollen. Dieje Verweiſung gejchieht nach Art. 4 des Mi- 
nifterial-Bejchlufieg vom 27. October 1812 nicht durch den Präfecten, 
fondern dur den Minijter oder Staatsrath, auch fann der Rechts— 
weg vor Erlaß des Berweifungsbejchluffes ergriffen werden. Nach 
der Praris wird die Gonceffiond-Ertheilung nur bei ſolchen Oppo- 
fittionen ausgejeßt, welche von Erheblichfeit erjcheinen. Erftredt ſich 
die Oppofition nur auf einen Theil des in Conceſſion begehrten 
Feldes, jo liegt fein Hinderniß vor, den übrigen Theil des Feldes 
jofort zu concediren. Ueber die Oppofition, welche Seitens des 
Örundeigenthümers wider das Conceſſions-Geſuch unter der Be- 
hauptung erhoben werden kann, daß e3 ſich um fein concedirbares 
Mineral handele, vergl. Jahrg. V diejer Zeitihr. ©. 338 ff. 

So weit von den Oppofitionen und Concurrenz-Geſuchen. 

Das in das Regifter eingetragene Conceſſions-Geſuch ſoll nad 
den Art. 23 ff. des Bergwerksgeſetzes vom 21. April 1810 während 
der Dauer von vier Monaten am Hauptorte des Departements und 
Urrondiffements, in welchem das Bergwerk gelegen ift, in den Ge— 
meinden, über deren Bann fih das Conceſſionsfeld erftreden kann, 
endlih am Wohnorte de3 Bewerber: dur öffentlichen Anjchlag, 
außerdem aber dur die Departements- Blätter publicirt werden, 
eine Beltimmung, welche in Preußen durch Anſchlag am Site des 
Dberbergamtes (oder früher des Bergamtes) und des Revierbeamten, 
ſowie durch Publication vermittelft des Regierungs-Amtsblattes be- 
folgt worden iſt. Wenn das Bergwerksgeſetz jodann noch die Publi— 
cation des Gonceffions-Gejuches von Monat zu Monat vor den 
Gemeindehäufern und Kirchen nah Beendigung des Gottesdienites 
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vorſchreibt, ſo hat dieſer Publications-Modus in Preußen keine 
Anwendung erfahren. 

Nach Ablauf der Publicationsfriſt ſoll ſich der Präfect von der 
Erfüllung der vorgeſchriebenen Formalitäten überzeugen, demnächſt 
das Gutachten des Berg-Ingenieurs einholen und die abgeſchloſſenen 
Verhandlungen dem Miniſter mittelſt gutachtlichen Berichtes ein— 
reihen (Art. 27). Die Miniſterial-Inſtruction vom 3. Auguſt 1810 
8. VA 8. H enthält hierüber zur Ausführung des Geſetzes nähere 
Anweiſungen an die Behörden. In Preußen war durch den Berg- 
Geihmworenen nah Ablauf der Publicationsfrift auf Anweiſung des 
Oberbergamtes die jogen. Feldesbeſichtigung abzuhalten, nachdem 
vor der Publication des Geſuches die fogen. Fundesbefihtigung ftatt- 

gefunden Hatte (Yahrgang VII diejer Zeitichrift ©. 521). Bei der 
Feldesbeſichtigung erfolgte die Rikverification, die Beſchreibung der 
vorhandenen Aufichlüffe, die Aufitellung eines Betriebsplanes, Die 
Anerkennung der Baumwürdigfeit der aufgeſchloſſenen Lageritätte. 
- Bereits die zum Bergwerksgeſetze vom 28. Juli 1791 erlaffene Mi- 
nifteriale-Inftruction vom 7. Juli 1801 bejtimmte, daß das Verhalten 
ber Lagerftätte in einer Weile nachgewiefen jein müffe, aus welcher auf 
die Nützlichkeit der Ausbeutung geihloffen werden könne (Jahrg. II 
diejer Zeitſchr. S.230). Hieran ſchließt fich die ſpätere Minifterial- 
Inftruction vom 3. Auguſt 1810 unmittelbar an, wenn diejelbe 
8. VA 8.1 zur Anerkennung eines Fundes einen ſolchen Aufſchluß 
der Lagerftätte verlangt, "welcher die Möglichkeit vortheilhafter 
Geminnung darthut, und $.VA 8. II die Sicherheit eines vor— 
theilhaften Abbaues der Lagerftätte zur Vollftändigfeit des Con— 
celfions-Gejuches rechnet. Da die Gewährung einer Goncejlion vom 
Ermeſſen der Staatsregierung nad) dein Gejebe abhängt, außerdem 
auch der Geiſt der franzöfifchen Bergwerksgeſetzgebung der durch jene 
Minifterial-Inftructionen geftellten Anforderung entipricht, jo läßt ſich 
die Competenz de3 Minifters zum Exlaſſe einer jolden Vorſchrift 
nicht bezweifeln. Diejelbe bietet eine abermalige Handhabe zu 
willführlichen Enticheidungen, während andererjeit3 die Erfahrung 
(ehrt, daß zahlreiche, völlig werthloje Bergmwerfe in Goncejlion gege— 
ben find. | 

Bei einem Rüdblide auf die für die Inftruction eines Conces— 
ſions-Geſuches vorgejchriebenen Formalitäten wird fich die Ueber— 
zeugung nicht unterdrüden laffen, daß dieſe ſchleppenden, die Con— 
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ceffions-Ertheilung oft auf Jahre Hinausjchiebenden Formen ge= 
wifjermaßen einen Erſatz haben bieten jollen, für das dem Gonces- 
fionsbewerber und feinen Goncurrenten durchweg fehlende materielle 
Recht. Indeſſen die Formen erjcheinen um fo läftiger und in der 
Hauptjahe zmwedlojer, je mehr troß alledem nicht die vollftändige 
Erfüllung derjelben, jondern jchlieglih nur das Grmefjen der Be- 
hörden über den Erfolg aller diefer Publicationen, Berichte, Gut: 
achten, Schriftenwechjel u. j. w. entjcheidet. Wie einfach, tar und 
auf dem feiteften Nechtsboden ftehend ericheint dem gegenüber die 
deutjche, vom Bergmeiſter beftätigte Muthung! 


D. Bon dem Erlafie Des Eonceffions : Arted und Dem Inhalte Des 
letzteren. 


Wenn der umſtändlichen Inſtruction eines Conceſſions-Geſuches 
die Einfachheit der Inſtruction einer Muthung vortheilhaft gegen— 
über ſtehet, jo tritt dieſer Unterſchied zwiſchen dem franzöſiſchen und 
deutſchen Bergrechte noch weſentlicher bei der Ertheilung der Con— 
ceſſion oder der Verleihung hervor. Es ſcheint faſt, als habe man 
durch die Concurrenz der höchſten Staatsbehörden bei Ertheilung 
des Conceſſionsactes diejenigen Garantien ſchaffen wollen, welche in 
Wahrheit nur durch die Ausſchließung des freien Ermeſſens der be— 
theiligten Staatsbehörden gewährt werden können. Nachdem der Ge— 
neral-Inſpector der Bergwerke und der Bergwerksrath mit ihrem 
Gutachten gehört, der Minifter das Conceſſions-Decret entworfen, 
dafjelbe im Ausſchuſſe des Staatsrathes für öffentliche Arbeiten ge- 
prüft und im Plenum des Staatsrathes berathen worden, erfolgt 
endlich die Vollziehung deſſelben dur das Staatsoberhaupt, wie 
dies die Art. 5 und 28 des Bergwerksgeſetzes vorjchreiben. 

In Belgien, wo die Inftruction des Conceſſions-Geſuches der 
permanenten Provincial-Deputation zuitehet, find nad dem Berg- 
werfögejege vom 2. Mai 1837 die Functionen des Staatsrathes dem 
Bergwerksrathe (conseil des mines) übertragen (Art. 1), vor wel— 
chem durch Schriftenwechjel der Parteien eine Art contradictorijches 
Berfahren ftattfindet. Vor Allen wichtig zur Herftellung jtärferer 
Garantien ift die Vorjchrift des Art. 7 jenes Geſetzes, nach welder 
der König feine Conceſſion gegen das Gutadhten des Bergwerfs- 
rathes ertheilen fan (Aucune concession, extension ou maintenue 
de concession ne peut &tre accordee contre l’avis du conseil), 
wodurd freilich die Befugniß des Königs nicht ausgejchlojfen iſt, 
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gegen diefes Gutachten das Conceſſions-Geſuch abzuteifen oder eine 
nene Inſtruction defielben anzuordnen. 

Was Preußen anbetrifft, jo find hier die Conceſſions-Decrete 
niemals im Staatsrathe berathen, noch auch von dem Könige voll: 
zogen worden, weil man bon der Anfiht ausging, daß nad) der 
infändifchen Gefeßgebung über die Competenz der Minifterien und 
des Staatsrathes der betreffende Reffort-Minifter allein zur Aus— 
ftellung der Conceſſions-Urkunden competent fei. Es unterliegt kei— 
nem Zweifel, daß hierbei die deutſchrechtliche Auffaffung über die 
Bedeutung der Verleihung den Ausjchlag gegeben, daß aber ande- 
rerjeit3 die Handhabung des franzöfiichen Berggejeßes nach Analogie 
de3 deutjchen Bergrechtes die Conceffionsbewerber vor willführlichen 
Entiheidungen vollftändig geihüßt hat. Nocd in einem Minifterial- 
Referipte vom 12. Febr. 1859 — V 501 — ift wiederholt entichieden, 
daß dem Handels-Minifter die definitive Beichlußfaflung‘ über ein 
Conceſſions-Geſuch allein zuftehe und daß eine Berufung gegen 
diefelbe an das Staat3-Miniftertum nicht zuläflig jei. Uebrigens 
gründet fich diefes Verfahren auch auf einen Königlihen Erlak vom - 
17. Februar 1820, welcher wörtlich lautet: | 

„Ich finde ed auf Ihren Beriht vom 2. d. M. völlig angemeſſen, 
daß auch für die mit dem Staate neu vereinigten Provinzen die 
Immediatberihterftattung nur dann eintrete, wo diefelbe 
dur die allgemeinen Verordnungen über die Orga= 
nifation der Minifterien vorgejchrieben if. In allen 
anderen, namentlich in den von Ihnen jpeciell bezeichneten Fällen, 
können die Gegenftände durch Verfügungen, Genehmigungen und 
Autorifationen der Minifterien erledigt werden. Ach überlaffe 
Ihnen hiernadh zu verfahren und beauftrage Sie, den Staats: 
Minifter Freiherrn von Altenftein, zugleich diefe Beftimmung zur 
Kenntniß des Staat3-Minifterii zu bringen. 
Berlin den 17. Febr. 1820. Friedr. Wilhelm. 
Zu bemerfen bfeibt, daß der diefem an die Staats Minifter von 
Altenftein und von Schudinann gerichteten Allerhöchſten Erlaffe vor: 
ausgehende Beriht von 2. Febr. 1820 der Bergwerks-Conceſſionen 
zwar nicht jpeciell gedenkt, der Erlaß aber fih auf alle Fälle be- 
ziehet, in welchen die Immediatberichterſtattung durch die allgemeinen 
Verordnungen über die Organifation der Minifterien nicht vorge— 
jchrieben ift. Die Verordnungen und Gabinet3:Ordres vom 27. Octo= 
ber 1810, 13. Dec. 1813, 3. Juni 1814, 3. Nov. 1817, 11. Jan. 
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1819, 28. April 1834, 26. Yan. 1835, 27. März 1848 jchreiben 
eine ſolche Berichterftattung nicht vor. Durch Reſcript des Mini— 
fterö des Inneren vom 28. April 1824 wurde deßhalb unter Be— 
rufung auf den Allerhöchſten Erlak vom 17. Febr. 1820 das Ober- 
bergamt zu Bonn dahin beichieden, daß die minifterielle Ausferti- 
gung der Conceſſions-Urkunden den Preußischen Geſetzen entiprece. 
(Bergl. Martins: Diein der Preußiſchen Rheinprovinz gültigen fran— 
zöfiichen Bergwerksgeſetze u. ſ. w. ©. 55). Die jpätere Gefeßgebung ift 
befanntlich noch weiter gegangen, indem das Geſetz vom 10. Juni 
1861, die Gompetenz der. Oberbergämter betreffend, in den 88. 3ff. 
dem Oberbergamte, vorbehaltlid) eines Recurſes an den Handels— 
Minifter, die Entſcheidung über Conceſſions-Geſuche und die Aus: 
fertigung der Conceſſions-Urkunden übertrug. 

In Franfreih und Belgien, wo die Vollziehung der Conceflions- 
Decrete bis zur Gegenwart dur das Staat3oberhaupt erfolgt, wird 
nun aud bezüglich der Publication derfelben wie bei Special-Ge- 
jeßen verfahren und angenommen, daß vor der Publication im Bulle- 
tin des lois (Art. 1 des Code eivil, Ordonnanz vom 27—30.No= 
vember 1816, Richard t. I p. 291) oder in Belgien im Moniteur 
(Gef. v. 26. Febr. 1845 Bury t. Ip. 136) die Conceſſion feine 
Rechtskraft befite. Die Nothwendigfeit der Publication folgt aljo 
hier aus den allgemeinen Geſetzen, während das Bergwerksgeſetz in 
diefer Beziehung feine Beitimmungen enthält. Die Vorſchrift der 
minifteriellen Inftruction vom 3.Auguft1810 SV A 8BII, nad) mwel- 
her das Conceſſions-Decret dem Goncefjionair zugefertigt und in 
denjenigen Gemeinden, über deren Bann fi) das Conceſſionsfeld 
erftredt, durch Anjchlag publicirt werden ſoll, ift nämlich eine reine 
Verwaltungsmaßregel. 

In Preußen Hat ebenfalls eine Publication der Conceſſions— 
Urfunden und zwar durch die Regierungs = Amtsblätter von jeher 
jtattgefunden, jedoch ift nad) einem Rejcripte des Finanz = Minifters 
vom 9. December 1836 die Rublication auf diejenigen Theile der 
Urkunde beſchränkt worden, welche für Dritte ein rechtliches In— 
tereile haben. 

Die Hauptfrage beim Erlaſſe des Conceſſions-Decretes beftehet 
ohne Zweifel in der Beltimmung der Perjon des Gonceflionairs. 
Wiederholt ijt darauf hingewielen, daß das Staatsoberhaupt allein 
über die Gründe und Erwägungen entjcheidet, nad) welchen Einem der 
verjchiedenen Conceſſionsbewerber der Vorzug eingeräumt werden joll 
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(Art. 16 des Bergmerfägejeges). Weber die Stellung des Grundei— 
genthümers gegenüber der Gonceifionsertheilung find bereits Jahrg. V 
S. 221. 222, über die Stellung des Finders Jahrg. VII diejer 
Zeitſchrift ©. 522 ff. die erforderlichen Mittheilungen gemacht wor: 
den. Zur Ergänzung derjelben bleibt nur noch anzuführen, dak 
nach rt. 11 des Belgiihen Bergwerfsgejeges vom 2. Mai 1837 
auf den Antrag des Bergwerfärathe$ dem demandeur en exten- 
sion gegenüber dent Grundeigenthümer der Vorzug gegeben werden 
fann. Unter einem Erweiterungs-Geſuche verftehet man aber in 
Belgien nit nur ein Geſuch, welches zu einem bereit3 concedirten 
Felde noch ein angrenzende Terrain zum Bergbau auf dajlelbe 
Mineral in Conceſſion begehrt (vergl. $.215 des Preußiſchen Allge- 
meinen Berggejeßes vom 24. Juni 1865), jondern auch ein jolches 
Geſuch, welches in dem bereit3 comcedirten Felde die Erweiterung 
der Berehtigung auf ein anderes Mineral, als worauf urſprüng— 
ih die Conceſſions-Urkunde lautet, herbeiführen will (vergl. $. 55 
des Preußiſchen Allgemeinen Berggejeges. Bury t. Ip. 131). 

Das Eonceflions-Decret hat alfo zunächſt den Conceſſionair 
und zwar, wie es die Minifterialsnftruction vom 3. Auguft 1810 
vorichreibt, nad) Vornamen, Namen, Stand und Wohnort anzuge- 
ben. Iſt in diejer Beziehung ein Irrthum vorgefallen, jo fann nur 
das Staatsoberhaupt oder diejenige Behörde, weldhe das Conceſſions— 
Decret vollzieht, den Irrthum berichtigen. Hat das Conceſſions— 
Decret von mehreren Bewerbern irrtHümlich den einen oder an= 
deren libergangen, jo fünnen die Bewerber durch Einigung unter 
ih den Uebergangenen an der Conceſſion Theil nehmen laſſen; fehlt 
dieje Einigung, jo erjcheint nur auf dem Wege des Proceſſes für 
den Mebergangenen eine Abhülfe möglid, wiewohl in Frankreich 
auch hier die Remedur durch den Staatsrath und das Staatsober- 
haupt al3 allein zuläflig erachtet wird (Richard t. I p. 310 ss. 
Dupont t. I p. 226). it der Gonceffionsbewerber bereit3 vor Er- 
laß des Eoncefliond-Decretes gejtorben, jo haben die Erben defjelben 
auf die Conceſſion fein Recht. Lebtere muß vielmehr aufs Neue 
nachgeſucht werden. 

Der zweite Punkt, welchen das Conceſſions-Decret nad der 
Miniſterial-Inſtruction vom 3. Auguft 1810 zu regeln hat, ift die 
Angabe des in Goncellion zu gebenden Minerales und der Grenzen 
des Concefjionsfeldes. Irrthümer in diefer Beziehung fünnen nur 
auf abminijtrativem Wege durch Declaration des Conceſſions-Actes 
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bejeitigt werden. Den Umfang des Feldes beftimmt das Ermeffen 
des Staat3oberhauptes oder derjenigen Behörde, welche die Conceſſion 
ertheilt, indem Art. 29 des Bergwerfsgejeges verordnet: „Der Um— 
fang der Gonceffion wird durch den Conceſſions-Act feſtgeſtellt.“ 
Selbftverftändlih muß ſich indeß das Feld innerhalb des Bannes 
derjenigen Gemeinden halten, in welchen das Conceſſions-Geſuch oder 
das Concurrenz-Geſuch publicirt worden ift (Richard t. I p. 328, 
Dupont t. 1 p.210). Durd) das Gonceffiond-Decret wird die Ver— 
(ochfteinung des Feldes auf Koften des Conceſſionairs beftimmt. 

Drittens muß der Conceſſions-Act neh Art. 6 und 42 des 
Bergmerfögejeges die Entſchädigung der Grundeigenthümer mit Rüd- 
ficht auf die entzogenen Mineralien feitjegen, welcher Punkt bereits 
Jahrg. V ©. 213 ff. ausführlich erörtert worden ift. 

Endlich joll der Conceſſions-Act den von dem Conceſſionair 
zu befolgenden Betriebsplan gemäß der Minifterial-Inftruction vom 
3. Auguft 1810 enthalten. Hierbei ift vorzüglih auf die Grund: 
ftollen und andere große Anlagen zur Waflerhaltung, zur Wetter: 
lofung und zur Förderung der Mineralien Rüdficht zu nehmen, 
welche im Intereſſe eines möglichit vortheilhaften Betriebes auszu— 
führen jind. Dieſe Betriebsbeftimmungen bilden den Anhalt des 
jogen. Laftenheftes (cahier des charges). In dem Kaiſerlichen De- 
crete vom 18. November 1810, betreffend die Organijation des 
Bergmwerfscorps, ift es im Art. 24 dem ingenieur en chef zur 
bejonderen Pflicht gemacht, die Laftenhefte zu entwerfen und an den 
Generalbergwerf3-Director zu jenden. Nach Art. 33 haben die In— 
genieure hierzu das erforderliche Material zu liefern. in Gircular 
des General-Bergwerksdirectors vom 18. Dec. 1812 an ſämmtliche 
Präfecten bringt diefe Anordnungen in Erinnerung und bejtimmt 
jodann, daß die Yajtenhefte nach geſchehener Feſtſtellung durch den 
General-Bergwerksdirector den Eonceflionsbewerbern zur jhriftlichen 
Genehmigung (Submiffions-Erklärung) mitgetheilt werden follen, da 
es unbillig ericheine, denjelben bejehwerliche Bedingungen aufzuerles 
gen, welche bei Einlegung der Conceſſions-Geſuche nicht vorausgeſe— 
hen werden fonnten. Ein jpäteres Gircular vom 14, October 1813 
enthält weitere Borjchriften über denjelben Gegenftand. (Bergl. Mar: 
tins a. a. O. ©. 147, dietionnaire de legislation etc. en matiere 
de mines p. 59 88.). Nach lebterem und einem Gircular vom 
17. Auguſt 1812 joll das Laſtenheft jogar ganz pecielle Betriebs- 
beitimmungen treffen und wo dies mit Rückſicht auf die un 
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genügenden Auffchlüffe nicht möglich ift, on doit se réserver par 
un article du cahier des charges la faculte de prescrire le 
mode d’exploitation par la suite. In Folge diefer adminiſtrati— 
ven Anordnungen find für die Yaftenhefte eine Reihe ftehender Arti— 
fe, welche fich faft bei allen Conceſſionen wiederholen, im Laufe der 
Zeit entftanden. Man hat Formulare der Laftenhefte aufgeitellt 
und zwar in Belgien 1840 (Dictionnaire de l&gislation etc. p. 65 ss.), 
in Frankreih durch Minifterial-Erlaß vom 8. October 1843 (Dupont 
tom. I p. 474 t. Il im Anhange S. 292) und die Laftenhefte gleich- 
zeitig benußt, um auch andere wirkliche oder vermeintliche Lücken 
oder Mängel des Bergwerksgeſetzes zu bejeitigen. So legt 3. B. 
Art. 10 des Belgifchen Formulares dem Eoncefjionair Beiträge zu 
den Koſten der General-Bergwerks-Karte auf. Nach Art. 11 ſoll 
erjterer der Regierung eine volljtändige Sammlung der Producte des 
Bergwerkes zur Verfügung ftellen, Nach Art. 12 der Knappſchafts— 
fafje beitreten, nach Art. 13 das Bergwerk nicht verpadhten, nad) 
Art. 14 jede Bergwerks-Geſellſchaft einen NRepräfentanten beſtellen. 
Nah Art. 15 endlich iſt auf die Nichteröffnung des Betriebes bin— 
nen einem Jahre nad) ertheilter Gonceffion oder auf die Siitirung 
des Betriebes und die Nichterfüllung der Conceffionsbedingungen die 
Zurüdnahme. de3 Gonceffiong-Actes im Verwaltungswege angedrohet. 
Fehlt diefe letztere Beftimmung im Laftenhefte, jo ſoll nad einem 
Ausſpruche des Belgischen Bergwerks-Rathes vom 12. Januar 1838 
in den angegebnen Fallen die Entziehung der Gonceflion dennoch 
gerechtfertigt jein. 

Ganz ähnlich verhält es fich mit dem Anhalte des Franzöfifchen 
Formulares. 

Wenn man ſich dieſen Verwaltungsmaßregeln gegenüber der 
Jahrgang II dieſer Zeitſchrift S. 239 ff. mitgetheilten und bei Ab— 
faſſung des Geſetzes maßgebenden Bemerkungen Napoleons erinnert 
(Napoléon dit: Qu’il n’entend point qu'on donne aux conces- 
sionnaires des regles d’administration, ils administreront 
comme ils le jugent convenable. — Il serait absurde de 
souffrir que de petits ing&nieurs qui n’ont rien que la the£orie, 
vinssent maitriser des gens experimentes et qui exploitent leur 
propre chose — Napoleon dit que l’esprit de propriet& r&me- 
die à tout — Si les mines sont des proprietes dont on use 
comme de toutes les autres, il ne faut pas de règles particu- 
lieres — Napoleon dit que la legislation doit &tre toujours en 
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faveur du propri6taire; il faut qwil ait du benefice dans ses 
exploitations parce que sans cela il abandonnera ses entrepri- 
ses; il faut lui laisser une grande libert€ parce que tant ce 
qui gene l’us age de la propriete deplait aux cito- 
yens u. ſ. m.), jo unterliegt e8 feinem Zweifel, daß ein großer 
Theil der Beftimmungen der Zaftenhefte gegen den Geilt, ja gegen den 
Wortlaut des Bergwerksgeſetzes (Art. 7) verftößt und daß merkwür— 
dig genug dur Minifterial-nitructionen diejenigen Artikel der Ent» 
würfe ohne Weiteres in Anwendung gebradt worden find, welche 
in Folge des Widerjtandes des Kaiſers in dem Geſetze feine Auf: 
nahme finden konnten. Man jucht freilih in Frankreich, mie in 
Belgien die Legalität diejes Verfahrens dadurch zu vertheidigen, daß 
man in Folge der Xcceptation der Bedingungen der Yaftenhefte 
Seitens der Gonceflionaire eine vertragsmäßige Einigung behauptet. 
Indeß ficherlich ift die Staatsregierung bei Ertheilung einer Con— 
ceſſion nicht als Vertrags-Contrahentin aufzufaffen, da diejelbe viel= 
mehr ein twejentliches Hoheitsrecht des Staates ausübt. Aber au 
abgejehen Hiervon, dürfte es als zuläffig nicht angejehen werden kön— 
nen, im Wege von Verträgen vermeintlihe Schäden des Geſetzes, 
weiche der Geſetzgeber ſelbſt nach reiflicher Erwägung nicht ala Schä— 
den, jondern als Borzüge feines Werkes angefehen hat, auszubeifern. 

Auch Preußen hatte die Yaftenhefte auf Grund der Girculare 
aus den Nahren 1812 und 1813 als eine beftehende Einrichtung 
übernommen. In dem hier üblich gewordenen Formulare der Con— 
ceſſions-Urkunden, welches jih durch Kürze und Einfachheit den 
Franzöſiſchen und Belgiſchen Formularen gegenüber auszeichnet, bes 
findet fi) ein den Betriebsplan regulirender Artikel. Am Schluſſe 
des Formulares heißt es wörtlich: 

„Sollte der Conceſſionair den allgemeinen und befonderen Ber- 
pflihtungen, welche mit gegenmwärtiger Berechtigung verbunden find, 
nicht nachkommen, aljo daß dadurd) der Zwed derjelben für verloren 
erachtet werden müßte, jo findet Seitens der Staatsbehörde dic 
Klage auf Erpropriation ftatt.“ 

Diefer Artikel kennzeichnet den Geift der Preußiſchen Con— 
ceſſions-Urkunden, welche, -abgejehen von den Betriebsbeitimmungen, 
fi von den Ausjchreitungen der Franzöfiihen und Belgiſchen Laſten— 
hefte fern gehalten haben. Die Betriebsbeftimmungen waren übri- 
gens regelmäßia das Rejultat gemeinihaftlicer Thätigkeit des Con— 
ceflionsbewerbers und der Bergbehörde. Nicht nur das Xaftenheft, 
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londern der Entwurf der ganzen Gonceffions - Urkunde wurde von 
dem Gonceflionsbewerber bis zur Aufhebung des Franzöfifchen Berg: 
vechtes mit der ſchriftlichen Submiſſions-Erklärung verjehen. 

Nach dem Vorftehenden unterliegt es feinem Zweifel, daß durd) 
die neue Preußiſche Berggejeggebung auch auf dem hier fraglichen 
Gebiete dem feit Erlaß des Bergwerksgeſetzes vom 21. April 1810 
thatſächlich beftehenden Verfahren gegenüber ein mwejentlicher Fort— 
ſchritt erzielt worden ift. 


€. Bon dem Felde Der Bergwerks:Gonceflion. 
(Mit Bemerkungen über die Auslegung des S. 26 des Preußischen Allgemei— 
meinen Berggejeges.) 

Art. 29 des Bergwerksgeſetzes vom 21. April 1810 beftimmt 
wörtlich: 

„Das Feld der Conceſſion iſt durch den Conceſſionsact feſtzuſtellen. 

Daſſelbe ſoll durch Feſtpunkte auf der Oberfläche und durch ſenk— 

rechte, von der Oberfläche in das Erdinnere bis zur ewigen Teufe 

gehende Ebenen begrenzt werden, wenn nicht die Umſtände und 

die Oertlichkeit eine andere Art der Begrenzung erfordern.“ 
Nach Art. 5 des Bergwerksgeſetzes vom 28. Juli 1791 ſollte das 
Feld einer Conceſſion nicht über ſechs Quadrat-Meilen betragen. 
Die zu dieſem Geſetze am 7. Juli 1801 erlaſſene Inſtruction ver— 
ordnete, daß dieſes Feldes-Maximum nur ausnahmsweiſe, und in 
denjenigen Yandestheilen, in welchen ein ftarfer Bergbau umging, 
gar nicht gewährt werden jollte (Jahrg. II diejer Zeitihr. S. 223, 
230). nn den verichiedenen Entwürfen, welche dem Erlaſſe des Berg— 
werfsgejeßes dom 21. April 1810 vorauägingen,. war man mieder- 
holt darauf bedacht gewejen, ein Feldesmaximum feftzuftellen, indeß 
in Folge des entichieden ausgejprodenen Willens des Kaiſers mußte 
diefe Beihränfung des Staatsoberhauptes fallen gelaſſen und ber 
Saß angenommen werden, daß der Gonceflions-Act das Feld feft- 
zuftellen habe. (Locre p. 117.) 

Das durch die Concefjion zu gewährende Feld foll der Regel 
nad) ein Geviertfeld mit ewiger Teufe jein. In den erften Ent- 
würfen des Bergmwerfägejeges vom 21. April 1810 (Locre p. 64,240) 
war das Geviertfeld ausſchließlich zugelaffen. Bei Gelegenheit 
der Berathung des fünften Entwurfes fam jedoch ein M&moire 
der Betreiber der Hohlenbergwerfe im Departement Jemmapes durd). 
den Grafen Regnaud zum Vortrage (Locre p. 245 ss.), worin die= 
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jelben mit Nüdficht auf die Intereſſen ihres Bezirkes die Beibehal- 
tung der daſelbſt üblichen concessions par couches ou filons ver- 
langten. Hieran jchloß ſich die Berlefung eines Gutachtens des 
General:Bergmwerfsrathes (Locré p. 264 ss.), welches fih zwar gegen 
die Gonceflionen einzelner YLagerftätten, ſowie gegen die geftredte 
Vermeſſung erklärte, andererfeit3 aber vorichlug, dem Staatsoberhaupte 
die erforderliche Freiheit zur Ertheilung folder Gonceffionen in ge= 
eigneten Fällen zu belaffen. Nach einer eingehenden Discuffion, 
welde am 18. Januar und 3. Februar 1810 unter perjönlicher 
Betheiligung Napoleons ftattfand, erhielt der Art. 29 am Schluffe 
den Zujab »A moins ‚que les circonstances et les localit6s ne 
necessitent un autre mode de limitation«. ntereffant find die 
Bemerkungen des Grafen Regnaud über diejen Artikel in der Sitzung 
des gejeßgebenden Körpers vom 13. April 1810 (Jahrg. II dieſer 
Zeitſchr. S. 249) und des Grafen Girardin in der Situng vom 
21. April 1810 (Jahrg. IL diefer Zeitihr. S. 76). Erfterer, welcher 
von den bedauernswerthen Gewohnheiten de3 Departements von 
Jemmapes redet, fchließt mit den auch für andere Länder nicht 
unzutreffenden Worten: „Möchten die Steintohlenbergbau=Gefell- 
haften fih von dem Tribute, welchen Intrigue, Verdrehung und 
Advocaten von ihrem Gewerbfleiße ſchon zu lange erheben, befreien.” 

Hiernah kann alfo nah den Umſtänden, wie nad der 
Dertlichfeit eine andere Feldesart als die gevierte Vermeſſung 
mit ewwiger Teufe angewandt werden. Es find nad dem Ermeſſen 
des Stautsoberhauptes ſowohl Conceſſionen auf einzelne Yagerftätten 
innerhalb eines gevierten Feldes als geftredte Felder zuläflig (Bury 
tom. I p. 148). Nicht nur in Belgien, ſondern aud in Preußen 
beitehen jolche Gonceffionen. Es gehören dahin namentlich einzelne 
Goncejfionen auf Steinfohlen in der Nähe von Saarbrüden, das 
Peſcher Werf bei Brühl, welches nad der Conceſſions-Urkunde vom 
24. November 1824 bis zu einer beitimmten Sohle berechtigt und 
unter welchem das Bergwerk Therefia auf Braunfohlen concedirt 
ift u. ſ. w. 

Vergleiht man mit dem Art. 29 des Franzöſiſchen Berggeſetzes 
den $. 26 des Preußiſchen Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 
1865, welder im erſten Abſatze wörtlich lautet: 

„Das Bergwerks-Eigenthum wird für Felder verliehen, welche, 

joweit es die Dertlichleit geftattet, von geraden Linien an 
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der Oberfläche und von jenfrechten Ebenen in die ewige Teufe 

begrenzt werden“, 
jo unterliegt e3 feinem Zweifel, daß derjelbe bis auf den Ausdrud 
aus dem Franzöſiſchen Geſetze geichöpft ift. Nur der eine Unter: 
ſchied liegt vor, daß leßteres von den Umftänden und von der 
Dertlidfeit eine Abweihung von der Regel abhängig macht, wäh- 
rend das Preußiſche Allgemeine Berggejeb enger gefaßt ift und Ab— 
weichungen lediglich mit Rüdficht auf die Oertlichkeit geftattet. 
Es kann nun allerdings der Paſſus „joweit es die Dertlichkeit ge— 
ftattet“ ausichlieglih auf die unmittelbar folgenden Worte „von ge— 
raden Linien an der Oberfläche” bezogen werden, jo daß der Sinn 
des 8.26 dahin feitzuitellen wäre: „Nur gevierte Felder mit ewiger 
Teufe find zuläffig. Diefelben müſſen regelmäßig an der Oberfläche 
von geraden Linien begrenzt werden, außer wenn die Dertlichkeit, 
wie Landesgrenzen, Flüffe, jchon verliehene Felder, zu einer anderen 
Begrenzung auf der Oberfläche nöthigen.“ Dabei läßt jich nicht 
verabreden, daß die Negierungs-Motive zu dem vorläufigen, wie dem 
definitiven Entwurfe des Allgemeinen Berggejeßes dieſer Auslegung 
das Wort reden. Gegen diejelbe jpricht aber nicht nur der Wort- 
(aut des Geſetzes, nach welchem der Paſſus „jomweit die Oertlichkeit 
e3 geitattet“ auch auf die „jenfrechten Ebenen in die ewige Teufe“ 
bezogen werden muß, jondern aud der feite Sinn des Art. 29 des 
Franzöfiichen Bergwerksgeſetzes vom 21. April 1810, aus welchem 
8.26 des Allgemeinen Berggejeges mwörtlih entnommen ift. Nach 
der richtigen, allein mit der Faſſung des Geſetzes übereinftimmenden 
Auslegung dürften daher auch auf Grund des Preußifchen Berg: 
rechtes da, two die Dertlichkeit dies nicht anders zuläßt, andere als 
gevierte Felder mit ewiger Teufe zuläſſig jein. Ohne eine jolche 
Auslegung des Geſetzes würden in vielen Fällen Verleihungen von 
der Bergbehörde aus dem Grunde verjagt werden müfjen, weil e3 
nad der Dertlichfeit nicht möglich ift, das Feld mit jenfrechten Ebe- 
nen in die ewige Teufe zu begrenzen. Abgeſehen hiervon, ſpricht 
auch $. 55 des Allgemeinen Berggejeges für die geltend gemachte 
Interpretation. Nach diefer Beftimmung wird das Vorrecht des 
Bergwerks-Eigenthümers auf die in jeinem Felde vorfommenden, 
nicht verliehenen Mineralien, welche mit den bereit? verliehenen 
einer gemeinfchaftlihen Gewinnung bedürfen, durch Muthung gel— 
tend gemadt. Das Vorrecht dem Dritten gegenüber erjtredt ſich 
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nicht über die Grenzen des verliehenen Feldes hinaus. Iſt diejes 
Feld ein geftredtes, jo erfolgt die neue Verleihung gleihfall® auf 
geftredtes Feld, wenn 3.3. der Dritte außerhalb des erfteren jelbft- 
ftändige Fundpunkte hat (vergl. Zeitiehr. für Bergrecht Jahrg. VI 
S. 590). 

Die vorftehende Frage ericheint jomit nicht ohne erhebliche Be— 
deutung für die practiihe Anwendung des Allgemeinen Berggejees. 


B. Bom mittelbaren Ermwerbe der Bergwerks— 
Conceſſion. 


1. Napoleon hatte bei der Berathung der Entwürfe des Berg— 
werfägejeßes den für jene Zeit ebenjo neuen als großen Ausſpruch 
gethan, daß man „den Bergwerfen das Siegel des Eigenthumes 
aufdrüden” müſſe. „Sind die Bergwerte Gegenftand des Eigenthu— 
mes, jo find fie auch unverletzlich“ (Jahrg. II diefer Zeitichr. ©. 238). 
Das Refultat diefer Bemerkungen des Kaiſers ift der Art. 7 des 
Bergwerksgeſetzes vom 21. April 1810, deſſen erjter Sat wörtlich 
lautet: 

„Der Conceſſions-Act gibt das unmiderruflihe Eigenthum des 
Bergwerfes, weldes von da an ebenjo wie alle anderen Vermö— 
gensgegenftände veräußerbar und übertragbar ift und weldes nur 
in denjenigen Fällen und nad denjenigen formen, welche für 
jedes andere Eigentum vorgejchrieben find, gemäß dem Geſetz- 
buche Napoleons und der bürgerlihen Procekordnung im Wege 
der Erpropriation entzogen werden fann.“ 

Nach diejer Klaren und unzmweifelhaften Beftimmung des Ge- 
jeges fann der Beſchluß des vollziehenden Directoriums vom 3. Ni— 
voje VI (23. December 1797), nach weldem alle Uebertragungen, 
Ceſſionen, Verkäufe, Erbanfälle, Yegate von Bergwerks-Conceſſionen 
einer Beftätigung der Central-Verwaltung des betreffenden Departe- 
ments unterworfen fein jollten und die Beftätigung vom Nachweiſe 
der zum Betriebe erforderlichen Geldmittel namentlih abhängig ge— 
macht worden war (Jahrg. II dieſer Zeitihr. S. 229), als gültig 
nieht mehr angejehen werden, wiewohl die Minifterial-Initruction 
vom 3. Auguft 1810 in $. II und $.V A 8. IL ſich zu einer anderen - 
Auffafiung Hinzuneigen jcheint. E3 mag richtig fein, daß, wenn bei 
Ertheilung der Conceſſion auf die Verfönlichkeit des Conceſſionairs 
und deſſen Geldmittel wejentlih Gewicht gelegt wird, es auffallen 
fan, daß die einmal ertheilte Gonceflion der freien Verfügung des 
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Conceſſionairs unterliegt. Indeß darf dieſer Umſtand der flaren 
Beitimmung des Gefeßes gegenüber um jo weniger in Betracht 
fommen, al3 ja au dem erſten Goncejfionair die Conceſſion nicht 
entzogen wird, wenn deijen Geldmittel abnehmen. 

Der mittelbare Erwerb der Bergwerks-Conceſſionen 
unterliegt daher den Regeln des gemeinen Rechtes. Ob 
der Berfäufer einer Gonceffion den Berfauf wegen Verlegung um 
mehr als fieben Zwölftel nach Art. 1674 des C. c. anfechten fünne, ift 
jtreitig, dürfte aber zu verneinen fein, da der Werth eines Bergmwerfes 
nicht zu ermitteln und der Verkauf deſſelben ein gewagtes Geſchäft ift. 

2. Wenn ein jeit Erlaß des Bergwerksgeſetzes vom 
28. Juli 1791 eröffnetes Bergwerk überhaupt nicht concedirt 
worden ift, jo fann die Grfigung den durch das jus publicum vor— 
geſchriebenen Conceſſionsact nicht erjegen. Dagegen ift die 3Ojährige 
Erjigung zur Erlangung des Eigenthumes an einem Bergwerke, für 
welches der Staat einmal eine Conceſſion ertheilt hat, volltommen 
geeignet, wenn auch der Erjigende weder die Conceſſion erhielt, noch 
jonft irgend einen Zitel beſitzt. Dafjelbe gilt von den vor dem Er— 
lafje des Bergwerksgeſetzes vom 28. Juli 1791 eröffneten Bergwerfen, 
auf welche ſich Art. 53 ff. des Bergwerksgeſetzes vom 21. April 1810 
beziehen. Die Anwendbarkeit der zehn- und zwanzigjährigen fogen. 
translativen Verjährung bei vorhandenem justus titulus und bona 
fides rüdjichtli eines concedirten oder vor 1791 eröffneten Berg: 
werkes ijt gleichfalls unzweifelhaft. Ebenjo kann auf Grund einer 
Gonceffion bei vorhandener bona fides und zehnjährigem Befiße 
de3 Bergmwerfes das Eigenthum an demjelben erworben werden, wenn 
aud das Bergwerk auf Grund älterer Berechtigung oder eines 
früheren Gonceffions-Actes fih im Eigenthume eines Dritten ur- 
Iprünglic befand. Urtheil des Hofes zu Brüffel vom 9. Juni 1841 
(Dietionnaire etc. p. 525). Ein entgegengejeßtes Urtheil des Hofes 
zu Yüttih vom 21. Mai 1853 (Dictionnaire p. 533, 534) widerlegt 
Bury tom. II p. 317. 

3. Rüdjihtlih der Theilung eines concedirten Bergwerkes 
verordnet der bereits angeführte Art. 7 des Bergwerksgeſetzes vom 
21. April 1810: 

„In feinem Falle kann ein Bergwerk in Barcellen verfauft oder 
getheilt werden, ohne eine vorherige Autorijation des Staatäober- 
hauptes, welche in denjelben Formen wie die Conceſſion ertheilt 
werden joll.“ 
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Nah der Praris der Verwaltungsbehörden und zahlreichen 
Entſcheidungen der Gerihtshöfe, insbefondere auch des Parifer Caſſa— 
tionshofes beziehet fich diejes durch die Straf-Androhung der Art. 93 Fi. 
des Bergwerksgeſetzes geſchärfte Verbot nicht blos auf die Theilung 
des Gigenthumes an dem Conceſſionsfelde, jondern auch auf die 
ThHeilung der Benugung der Gonceffion, alfo au auf den Separat: 
betrieb, nicht dagegen auf den Berfauf ideeller Antheile an der letz— 
teren oder auf die Theilung der Berechtigung in Ideal-Antheile. 
Die Vorschrift des Art. 7 über die Form der Autorifation zur Thei- 
(ung des. Feldes wird übrigens in der Minijterial-Initruction vom 
3. Auguft 1810 $.V A $. II im Wejentlihen nur auf die Form des 
Decretes des Staat3oberhauptes bezogen, nicht aber auf die vorher— 
gehenden Publicationen. In Preußen hat die entgegengejeßte Praris 
beitanden, indem Theilungsgeſuche vollitändig dem bei der Eonces- 
ſions-Ertheilung üblihen Berfahren unterworfen worden find. 

Ueber die Wirkung der Theilung rüdfichtlih der Grundrente 
vergl. Jahrg. V ©. 219; Urtheile rheiniſcher Gerichtshöfe über die 
bei Theilung von Goncejjionen maßgebenden Rechtsgrundſätze find 
Jahrg. II ©. 369 ff., Jahrg. IV ©. 127, 263 dieſer Zeitſchr. 
enthalten. 

4. Der Theilung einer Conceſſion in Barcellen ftehet die Con— 
jolidation mehrerer Goncejfionen zu einem Ganzen gegenüber. 
Ohne Zweifel bedarf eine ſolche Eonfolidation der Autorijation des— 
jenigen, welcher die Conceſſion zu ertheilen Hat. In Preußen it 
eine Eonjolidation nur nad vollftändiger Beobachtung des für die 
Conceſſions-Ertheilung vorgejchriebenen Verfahrens ausgejprocdhen 
worden. In Frankreich und Belgien jcheint dagegen die Gon- 
jolidation, von welcher allerdings das Gejeb nicht redet und Die 
aud bei der regelmäßigen Größe der Felder meiſt entbehrlich er- 
Icheint, unbefannt zu fein. Die reunion mehrerer Goncejfionen in 
einer Hand auf Grund eines Anfaufes oder der Bildung einer Ge— 
jellihaft durch die verjchiedenen Gonceflionaire u. ſ. w. ijt in Belgien 
gemäß Art. 31 des Bergwerksgeſetzes ohne Weiteres zugelaffen (Gut— 
achten des Bergiwerfsrathes vom 28. Januar 1853. Dictionnaire etc. 
P. 625), in Franfreih nad dem Decrete vom 23. October 1852 
von einer Autorifation des Staatsoberhauptes abhängig gemadt. 
Verſtehet leßteres Decret unter r&union die Gonjolidation, d. h. die 
vollftändige rechtliche Zujammenjhlagung mehrerer Gonceffionen in 
eine Goncejfion, jo entjpricht dafjelbe dem Gejege. Iſt dies nicht 
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der Fall, jondern nur die Vereinigung mehrerer Bergwerke in einer 
Hand gemeint, jo fteht daS Decret mit Art. 7 und 31 des Berg: 
werfögejeges im Widerſpruch. Nach lekterem Artikel muß bei einer 
jolhen réunion jede einzelne Goncejfion fortgejeßt für fich betrie- 
ben werden, aber die Zuftinnmung des Staatsoberhauptes ift nicht 
verlangt. 


C. Bon dem dur den Goncejlions-Act geichaffenen 
Eigenthume am Bergmwerfe und dejjen Belaftung. 


Napoleon bemerkte in der Staatrathsfikung vom 18. November 
1809: »Avant la concession les mines ne sont pas des proprietes,. 
mais des biens« und ferner: „Man muß die Foſſilien als Sadıen 
anjehen, welche noch nicht geichaffen find, welche erft in dem Augen- 
blide exiftiren, wo diejelben aus dem Eigenthume an der Oberfläche 
ausfcheiden und welche in dem nämlichen Augenblide durch die Con— 
ceffion Gegenitand eines befonderen Gigenthumes werden. Von 
diejem Augenblide an stehen diejelben jedem anderen Gigenthume 
gleih“ (Locre p. 236. Jahrg. V dieſer Zeitihr. S. 205 und nament- 
(ih S.214). Dies jollte mit anderen Worten heißen, daß bis zur 
Ertheilung der Conceſſion die Foſſilien als Subjtanztheile des Grund 
und Bodens nicht Gegenftand eines bejonderen Cigenthumes jein 
fönnen, daß dagegen der Conceſſions-Act diefe Eigenſchaft der Foſ— 
filten Löft und einen neuen Gegenitand des Eigenthumes creirt. 

Graf Regnaud am 13. April 1510 vor dem gejeßgebenden 
Körper (Jahrg. II diefer Zeitihr. ©. 248): | 

„Soncedirt durch einen im Staatsrathe berathenen Act werden 
die Bergwerke, wie ich angeführt, ein neues unbeweglices Ei— 
genthum bilden, welches mit der ganzen Unverleglichfeit und 
Heiligkeit des älteren befleidet ijt.“ 

Graf Girardin am 21. April 1810 vor dem gejeßgebenden 
Körper (Jahrg. III diefer Zeitihr. S. 72): 

„Bon dem Augenblide an, wo das vorgeichlagene Geſetz publi= 
cirt jein wird, find alle in Frankreich fraft erlangter Titel recht: 
mäßig betriebenen Bergwerfe dauerndes, durch das bürgerliche 
Geſetzbuch geſchütztes und garantirtes Eigenthum der Bergwerks— 
Betreiber. Die in Zukunft -concedirten Bergwerke erhalten durch 
den Conceſſions-Act denjelben Character.” 

Urt. 19 des Bergwerksgeſetzes: 

Zeitfhr. f. Bergredt. Band Vill. 2. 17 
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„Bon dem Augenblide an, wo ein Bergwerk concebirt wird, 
mag der Goncejjionair jelbft der Grundeigenthümer fein, wird 
diejes Eigenthum von demjenigen an der Oberfläche unterjchie- 
den und fortan al3 ein neues Eigenthum angejehen“ u. |. w. 

Nach diefen Motiven des Gejeßes und dem Wortlaute und 
Sinne des letzteren, insbeſondere auch nad dem bereits erörterten 
Urt. 7 (NV’acte de concession donne la propriet& perpétuelle de la 
mine) unterliegt e3 feinem Zweifel, daß das aus dem Conceſſions— 
Act fließende Recht des Conceſſionairs jih als ein bejonderes, von 
dem Eigenthume an der Oberfläche gejchiedenes Eigenthum am Berg: 
werfe darftellt, welches indeß denfelben gejeglichen Vorjchriften wie 
erfteres unterworfen ift. Der Gejeßgeber bezeichnet das Recht des 
Conceſſionairs als Eigenthum am Bergwerfe. Die Theorie hat 
jich diefer Auffaffung zu bequemen, zumal die theoretijche Verwerfung 
des Eigenthumes am Bergwerfe und die Erjegung defjelben durch 
ein dingliche8 Bergbaurecht practiih ohne Bedeutung jein würde. 

Zufolge des Art. 8 gehören die Bergwerfe zu den unbeweglichen 
Sachen. Ebenjo gemäß Art. 524 des C.c. die Gebäude, Majchinen, 
Schächte, Streden und andere für die Dauer hergeftellte Borrichtungen. 
An gleicher Weile jollen fraft ihrer Beitimmung die zum Betriebe 
dienenden Pferde, Seile, Gezähe und Geräthichaften ala unbemeg- 
fihe Sachen angejehen werden, die Pferde jedoch nur, wenn diefel- 
ben ausfhlieglich zu den Arbeiten im Inneren verwendet werden. 

Als beweglich find die geförderten Producte, die Materialien 
und andere bewegliche Gegenftände anzujehen (Art. 9). 

Bei Anwendung dieſer Beltimmung wird daran feitzuhalten 
fein, daß die Feltitellung der Immobiliar- und Bertinenz-Qualität 
ih nah den allgemeinen Grundjägen des bürgerlichen Geſetz— 
buches zu richten hat, joweit nicht aus dem Bergwerksgeſetze ſelbſt 
Ausnahmen hervorgehen. 

Diefe allgemeinen Grundjäge find auch maßgebend rüdfichtlich der 
Belaftung des Bergwerkes mit Privilegien und Hypotheten (Art. 
19 und 21 des Bergwerfögejeges). Durch Art. 20 des Bergwerksgeſetzes 
wird denjenigen, welche fraft öffentlicher Urkunden Geldmittel zu den 
Schürfarbeiten oder zur Anlage und Bollendung der für den Be— 
trieb erforderlichen Maſchinen hergegeben haben, ein bejonderes Pri— 
pilegium am Bergwerfe unter der Vorausfegung eingeräumt, daß 
fie den Vorjchriften des C. c., insbefondere des Art. 2103 deſſelben 
genügt haben (vergl. Art. 2103 Nr. 4 und 5, Art. 2110). Rück— 
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fichtlihd der Belaftung des Grund und Bodens, unter welchem 
ih die Conceſſion erjtredt, vor und nah Ertheilung der Conceſſion, 
jowie über die Belaftung der Grundrente vergl. Jahrg. V S. 219 
diejer Zeitichr. 

Bei Belaftung des Bergwerks mit einem Nießbrauchsrechte 
entjcheiden über die Rechte und Berbindlichkeiten des Nießbrauchers 
gleichfalls die allgemeinen Geſetze. Die aus einem Bergwerte ge- 
förderten Mineralien werden zwar nad Franzöfiihem Nechte feines- 
wegs als Früchte amngejehen, aber der Geſetzgeber hat, wie aus 
den Urt. 598 und 1403 des C. c. hervorgehet, dem Niehbraucher 
eines Bergmwertes alle Rechte der Nutzung des Eigenthümers ge- 
währen wollen (Bury tom. II p. 386). Gin jolcher Nießbraucher 
hat daher Anſpruch auf die Ausbeute jelbft, nicht blos auf die Zin- 
jen der Ausbeute. Der Art. 598 des C. c. lautet in der Ueber— 
jeßung wie folgt: 

„Er (der Niepbraucher) genießt ferner auf eben die Weife, wie 
der Eigenthümer, der Bergmwerfe und Steinbrüche, die beim 
Anfang des Nießbrauches im Betriebe ind; handelt es ſich gleich- 
wohl um einen Betrieb, der nit ohne Goncejfion gejchehen 
darf, jo darf der Niegbrauder davon nicht eher Gebrauch maden, 
bis er dazu die Kaiſerliche Erlaubniß ausgewirft hat. Gr bat 
fein Recht auf Bergwerfe und Steinbrücde, die noch nicht eröffnet 
find, auf Torfgruben, die zu benugen man noch nicht angefangen 
hat, und auf einen Schab, der während des Niekbrauches etwa 
entdedt wird.“ 

Gehet einerſeits aus diefer Beftimmung principiell das Recht 
des Nießbrauchers auf die Ausbeute hervor, jo erjcheint andererjeits 
zum Verſtändniſſe des Artitels Die Bemerkung erforderlid, daß der: 
jelbe zur Zeit der Geltung des Bergwerfägejeßes vom 28. Juli 1791 
vedigirt worden ift. Damals hatte der Grundeigenthümer das Recht, 
die Bergwerfe bis zu einhundert Fuß Tiefe abzubauen, und ein 
vom Oberflächen-Eigenthume gejondertes Bergwerks-Eigenthum war 
nicht vorhanden (Jahrg. II diejer Zeitihr. ©. 225, 227). Einen 
jolchen Rechtszuſtand hat der Art. 598 des C. c. zur Borausjegung, 
wenn derjelbe die Frage erörtert, inwiefern der Nießbrauch an einem 
Grundftüde fih auch auf den Niekbraud des Bergwertes beziehe. 
Nachdem durch das Bergwerfägejeg vom 21. April 1810 ein bejon- 
dere Bergwerks-Eigenthum geihaffen, fanı der Niepbraud am 
Grundftücde den Niekbraud eines Bergwerkes nicht von ſelbſt mit 
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umfaflen. Gehören daher dem Gigenthümer des Grundftücdes die 
auf demjelben befindlichen Bergmerfe, jo muß bei Beurtheilung des 
Umfanges eines conjtituirten Nießbrauches allein die Frage ent- 
jcheiden, ob nad) dem Willen des Eigenthümers der Nießbrauch ſich 
auch auf die Bergwerte habe eritreden jollen. Nach dieſer Seite 
hin Hat aljo Art. 598 des C. c. feine Bedeutung mehr. Anders 
verhält es fi) mit dem Art. 1403 des C. c. Zufolge dieſer geſetz— 
lichen Beitimmung gehören die aus einem Bergwerfe geförderten 
Producte in die Gütergemeinihaft der Ehegatten, wenn der Betrieb 
dejjelben vor Eingehung der Ehe eröffnet war. 

„Sind die Steinbrüdhe und Bergwerke während der Ehe eröff- 
net, jo fällt der Ertrag derjelben nur mit Vorbehalt der Vergü— 
tung oder Entihädigung für denjenigen Ehegatten, welchem jolche 
etwa zufteht, in die Gütergemeinjchaft.“ 

Da die Rechte des Niegbrauders an einem Bergwerfe, jowie 
der Gütergemeinjhaft auf die Ausbeute, andererjeitS auch die diejen 
Rechten gegenüberftehenden Verbindlichkeiten ji) nach den Grunde 
jägen des allgemeinen Givilrechtes regeln, jo wird auch fernerhin 
troß der einheitlihen Berggeleßgebung in Ddiefem Punkte eine Ver— 
ihiedenheit in den einzelnen Yandestheilen der Preußiſchen Monarchie 
fortbeftehen (vergl. Jahrg. I diejer Zeitihr. S. 579 ff.). 


D. Bon den Antheilen an einem Bergwerfs-Unternehmen 
und den Bergmwerf3-Gejellihaften. 


(Mit Bemerkungen zu $. 240 des Preußischen Allgemeinen Berggeietes 
vom 24. Juni 1865.) 


Am Schluife des Art. 8 des Bergwerksgeſetzes vom 21. April 
1810 findet fi die Beitimmung, daß 

„Actien oder Antheile bei einer Gejellihaft oder einem Unter— 

nehmen zum Bergwerf3-Betriebe gemäß Art. 529 des Geſetzbuches 
Napoleons als beweglide Sachen angejehen werden jollen“ (les 
actions ou interets dans une societ6 ou entreprise pour 
l’exploitation des mines seront réputés meubles, conform&ment 
a l’article 529 du Code Napoleon). 

Aus diefer gejeglihen Vorſchrift gehet unzweifelhaft hervor, 
dab ohne Rückſicht darauf, ob unter mehreren Bergmwerfsbetreibern 
ein Geſellſchaftsvertrag bejtehet oder nicht, die Antheile bewegliche 
Saden find. Es genügt die thatſächlich vorhandene Gemeinschaft 
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des Betriebes, um die Antheile als beweglich erſcheinen zu laſſen. 
Hiermit iſt freilich nicht geſagt, daß wenn der Alleineigenthümer 
einen Ideal-Antheil ſeines Bergwerkes an einen Dritten verkauft, 
dieſer Verkauf als Vertrag über eine bewegliche Sache aufzufaſſen 
wäre. Im Gegentheil es iſt eine unbewegliche Sache verkauft, welche 
aber demnächſt durch den gemeinſchaftlichen Betrieb ebenſo wie der bei 
dem ehemaligen Alleineigenthümer zurüdgebliebene Antheil den Cha- 
racter einer beweglichen Sache annimmt. Aehnlich wird dieje Frage 
nad Preußiſchem Nechte zu beurtheilen fein. Nach dem Preußifchen 
Allgemeinen Berggeſetze $. 94 bilden zwei oder mehrere Mitbethei- 
figte eines Bergwerkes eine Gewerlkſchaft. Zufolge $. 101 haben 
die gewerfichaftlihen Antheile (Kure) die Eigenſchaft der beweg— 
lichen Saden. Berfauft der Alleineigenthümer einen Antheil, jo 
entftehet ziwar durch diefen Verkauf eine Gewerkſchaft mit bewegli— 
hen Kuren, aber der Kaufcontract jelbit ift noch über eine un— 
bewegliche Sache abgeichloffen und muß hiernach rechtlich beurtheilt 
werden. 

Wenn die Bergwerks-Conceſſion einer Gefellihaft zuftehet, jo 
kann legtere nach den Verhandlungen des Staatsrathes (Locre p. 
99 ss.) jede beliebige Gefellihaftsform, auch diejenige der Handels: . 
Gejellihaften, annehmen. Durch die Annahme der Form der leß: 
teren wird indeß die Bergwerks-Geſellſchaft noch feine Handel3-Ge- 
jellihaft, wenn nicht außerdem noch andere Umftände, wie der that- 
Jächliche Betrieb von Handelögefchäften u. ſ. w. hinzutreten. Gemäß 
der ausdrüdlichen Vorſchrift des Art. 32 des Bergwerksgeſetzes vom 
21. April 1810 ift nämlich der Bergbau als ſolcher nicht als Han- 
delsbetrieb aufzufaſſen und daher auch feiner Patentjteuer unterwor— 
fen. Urjprünglich lautete zwar diefer Artikel: 

»L’exploitation des mines ne sera pas consideree comme un 
commerce sujet ä patente«, 
indeß die Commiſſion des gefeßgebenden Körpers veränderte vorſte— 
hende Faſſung dahin: 
»L’exploitation des mines n’est pas consideree comme un 
commerce et n'est pas sujette à patente«. 
(Locrè p. 357, dazu Richard tom. I p. 358 ss.), und der Bericht: 
erftatter des gejeßgebenden Körpers, Graf Girardin, erläuterte den 
Artikel mit den Worten: 
„Diefe Vorſchrift erjchien erforderlich, um die Competenz der ge= 
wöhnlichen Gerichte feitzuftellen und die Bergwerls-Geſellſchaft der 
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Herrſchaft des Handels-Geſetzbuches, der Solidarhaft für Schul- 

den und der Perſonalhaft zu entziehen.” 
Der Sinn des Art. 32 fann alſo feinerlei Zweifel unterliegen. Con— 
jtituirt fich daher beiſpielsweiſe eine Bergwerksgefellichaft in der Form 
einer Gefellihaft unter einem Gejammt-Namen, jo folgt hieraus 
zwar die Solidarhaft der Gejellihafter, nicht aber im Uebrigen die 
Gleichſtellung dieſer Gefellichaft mit einer Handelsgeſellſchaft, weil 
die Bergwerksgeſellſchaft an ſich eine Givilgejellichaft ift. 

Diejelbe muß vielmehr regelmäßig nad) den allgemeinen Vor— 
ichriften des bürgerlichen Rechtes über die Geſellſchaft beurtheilt 
werden, jomweit nicht aus dem Umſtande, daß die Bergwerks-Geſell— 
haft weſentlich als eine Sachgemeinſchaft aufzufaſſen it, einzelne 
Ausnahmen ih von jelbjt ergeben. Dahin gehören die Nichtauflö- 
jung der Gejellfchaft durch den Tod eines Gejellihafters (Art. 1865 
Nr. 3 des C. e.\, die mangelnde Befugniß des einzelnen Geſell— 
ſchafters eine auf unbeftimmte Zeit errichtete Bergwert3-Gefellfchaft 
durch einfeitigen Antrag zur Auflöſung (Art. 1865 Nr. 5, 1869, 1870 
des C.c.) oder das Bergwerk theilungshalber zum Verkauf zu brin- 
gen !), die Unterwerfung der Minorität unter die Beſchlüſſe der 
. Majorität in Berwaltungs-Angelegenheiten (Bury p. 378 ss. Diction- 
naire p. 200, 327 u. ſ. w.). 

Durch $. 240 des Preußiſchen Allgemeinen Berggejeges dom 
24. Junt 1865 jind die Rechtsverhältniſſe der Mitbetheiligten ei— 
nes Bergmwerfes auf der linken Nheinfeite unverändert geblieben, 
die vorftehenden Grörterungen haben daher für erftere noch jeßt 
practifjhe Bedeutung, da die dur das Geſetz zugelaffene Um— 
bildung jener NRechtsverhältniffe in die gewerkſchaftliche Verfaſſung 
um jo langjamer und allmäliger vor fi gehen wird, als bei 
bedeutenderen Unternehmungen meist Gejellfehaftsverträge vorhan- 
den find und die Umbildung ſonach regelmäßig die Einftimmig: 
feit ſämmtlicher Betheiligten erfordern dürfte. Das Bergwerfsge- 
je legt den Mitbetheiligten nur die Verpflihtung auf, Repräſen— 
tanten zu bejtellen, welche insbejondere zu den Verhandlungen mit 
der Bergbehörde legitimirt jind (8$. 134. 124). ine ſolche Ver— 


1) Beitehet feine Bergwerksgeſellſchaft oder feine Gemeinschaft durch ftatt: 
gefundenen Betrieb, jo find die Antheile noch unbeweglich und der Verkauf 
der ganzen Koncejfion zum Zwede der Auseinanderjegung ift auf Antrag 
eines Miteigenthümers zuläſſig. 
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pfli_htung war ein dringendes Bedürfnik, indem geſetzlich dieſelbe 
bisher nicht eriftirte und die dahin gerichteten Vorfchriften der Con— 
ceſſions-Urkunden, ſowie einer durch die Amtsblätter publicirten Ver— 
ordnung des Königl. Oberbergamtes zu Bonn vom 27. Juni 1819 
das Fehlende Geſetz nicht erjegen fonnten. In Frankreich hatte bereits 
das Gejeh vom 27. April 1838 Art. 7 über die Entwäfjerung und 
den Betrieb der Bergiverfe den Mitbetheiligten eines Bergwerkes und 
den Bergmwerfögejellihaften die Beitellung einer einheitlichen Direction 
und die Benennung von Repräjentanten, auf Erfordern des Präfec- 
ten vorgefchrieben. (Richard tom. II p. 760). 

Art. 7. Lorsqu’une concession de mine appartiendra & 
plusieurs personnes ou à une societe les concessionnaires ou la 
soeiete devront, quand ils en seront requis par le prefet, justi- 
fier qu’il est pourvu par une convention speciale a ce que les 
travaux d’exploitation soient soumis à une direction unique 
et coordonnees dans un interet commun. 

Ils seront pareillement tenus de designer par une decla- 
ration authentique faite au secretariat de la prefeeture, celui 
des concessionnaires ou tout autre individu qu’ils auront pourvu 
des pouvoirs necessaires pour assister aux assemblees genera- 
les, pour recevoir toutes notifications et significa- 
tions et en general, pour les repr&senter vis-&-vis de 
administration tant en demandant qu’en defendant etc. 

Hiernach ift durch das Preußiſche Allgemeine Berggejeb $.240 
ein Mangel der Franzöſiſchen Gejeßgebung bejeitigt, welcher in Frank— 
reich ſchon feit dem erwähnten Gefeße vom 27. April 1838 nicht 
mehr fortbeitand. 


E. Bon den Redtsverhältnijjen mehrerer Bergwerte 
zu einander. 
(Mit Bemerkungen über das Preußiſche Allgemeine Berggeſetz, insbefondere 
die SS. 198 ff. 60, 205 deffelbeit.) 

Das Franzöfiiche Bergrecht hat die Rechtsverhältniffe mehrerer 
Bergwerte zu einander nicht lediglich nach dem gewöhnlichen Civil— 
rechte bejtimmt, ſondern einige ganz bejondere Vorjchriften in dieſer 
Beziehung aufgeitellt. 

1. Die wichtigjte Beſtimmung diefer Art ift in dem Art. 45 des 
Bergwerksgeſetzes vom 21. April 1810 enthalten. Der Artikel lau— 
tet in der Ueberſetzung wörtlid) : 
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„Wenn in Folge der Nahbarichaft oder aus irgend einer anderen 
Urſache die zum Zwecke des Betriebes auf dem einen Bergmerfe 
ausgeführten Arbeiten dur vermehrten Wajjerzufluß dem 
Retriebe eines anderen Bergwerfes Schaden zufügen, oder wenn 
umgefehrt diefelben Arbeiten die entgegengejegte Wirkung haben 
und das Waſſer eines anderen Bergmwerfes ganz oder theilweije 
(öfen, jo liegt der Fall der Entihädigung des einen Bergwerfes 
durch das andere dor. Diejelbe joll durch Sachverſtändige feſtge— 
jet werden.” 

Bereits die zweite Redaction des Entwurfes enthält im Art. 40 
wörtlih den fpäteren Art. 45 des Bergwerksgejeßes (Locre p. 68), 
die Verhandlungen geben aber feinen Aufſchluß über die Gefichts- 
punfte, von denen der Gejeggeber ausgegangen iſt. Es kann indek mit 
Sicherheit angenommen werden, daß es ſich im Art.45 nicht um eine 
Reproduction der allgemeinen Borfchriften über den Schadenerjag (Art. 
1382 des C. c.) handelt, da einmal eine jolhe Wiederholung voll- 
kommen überflüflig, andererjeit3 aber auch der Art.45, welder nur 
von Beihädigungen durch Waller redet, zu eng gefaßt jein würde. 
Man muß vielmehr von der Annahme ausgehen, daß wenn durch 
vertretbare culpa (par la faute) des einen Conceſſionairs dem an— 
deren Schaden zugefügt wird, hierfür die allgemeinen Geſetze aus- 
reihend fein würden. Gntjtehet dagegen ein Schaden ohne eine 
ſolche Schuld, jo würde die Lehre dom casus zur Anwendung 
fommen und eine Entjchädigungs=-Berbindlichkeit nicht vorliegen, ganz 
abgefehen von der Lehre, daß jeder Eigenthümer jeine Sache beliebig 
zu nußen berechtigt ift. 

Der Sinn des erften Theiles des Art.45 fann daher nur darin 
beitehen, daß rüdjichtlich des durch Waffer dem einen Bergwerke 
durch den Betrieb des anderen zugefügten Schadens eine Schaden- 
erjagverbindlichfeit jelbft in dem Falle vorliegen joll, wenn eine ver: 
tretbare culpa des Gigenthümers des einen Bergwerfes überhaupt 
nicht vorhanden tft, oder wenn der Eigenthümer deffelben nur das— 
jenige gethan und ausgeführt hat, wozu derjelbe an jih vollfommen 
berechtigt war. Die einzige Vorausſetzung des Art. 45 bejtehet darin, 
daß les travaux d’exploitation d’une mine die Urſache des Scha— 
dens find. In diefer Art Hat der Caſſationshof zu Brüſſel durch 
UrtHeil vom 17. Juni 1854 den Art. 45 mit Recht ausgelegt. (Dietion- 
naire p. 212.) Hiernach ift es rücdjichtlich der Frage, wer den Scha— 
denerjaß zu leijten Habe, gleihgültig, ob der gegenwärtige Betreiber 
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der Conceſſion diejenigen Arbeiten und Baue hat ausführen laffen, 
welche den Waſſerzufluß bewirken, oder ob diejelben von früheren 
Betreibern herrühren, da erjterer ſchadenserſatzpflichtig ift, wenn nur 
während jeiner Betrieb3zeit der das andere Bergwerk beichädigende 
Waſſerzufluß erfolgt. Ausgeſchloſſen wird dagegen die Schadenerfaß: 
pflicht, wenn der Betreiber des beihädigten Bergwerkes durch feine 
Schuld den Schaden verurſacht hat. 

In dem zweiten Theile des Art. 45, welcher die einem anderen 
Bergwerke vortheilhafte Wafferentziehung betrifft, iſt nicht beftimmt, 
daß die Entrichtung der Entihädigung von der Eriftenz eines Scha— 
dens abhängig fei, welcher durch den Waſſerzufluß für das die Wafler 
föfende Bergwerk bewirkt worden iſt. Es genügt zur Begründung 
einer Entihädigungsforderung, daß die Entziehung der Waller dem 
gelöften Bergwerke Bortheile bringt, einerlei auch, wer von beiden 
Betreibern durch feine Arbeiten die Waflerentziehung veranlakt hat. !) 

Während der leßtere Fall des Art. 45 in gewiſſer Beziehung 
an die Borjchriften der deutſchen Berggeſetze über Erbitollen, Waifer- 
einfallgelder u. }. w. erinnert, fehlt für die zuerft in dem Xrtifel 
behandelte Frage in den deutichen Berggejeßen jede Analogie. Zu: 
weilen ift jogar das Gegentheil ausprüdlich vorgeſchrieben, wie z. B. 
dur 8.171 des Königl. Sächſiſchen Berggefeges vom 22. Mai 1851 
und $.114 des Großherzogl. Sächſiſchen Geſetzes vom 22. Juni 1857. 
Das Preußiſche Allgemeine Berggeleb hat für die Zukunft die Ver: 
leihung von Erbitollen (8. 223) nicht mehr zugelaffen und für die 
beiden durch Art. 45 des Franzöſiſchen Berggejeßes vom 21. April 
1810 nad) befonderen Grundfägen behandelten Fragen lediglich das 
gemeine Givilreht zur Anwendung fommen lafien. Diejfer Stand- 
punft dürfte auch der allein richtige fein, da es grundfäglic nicht 
gerechtfertigt erjcheint, das Verhältniß mehrerer Bergwerke zu einan- 
der bezüglich der Schadenerfagpflicht nach befonderen Regeln zu ord— 
nen, practiſch aber die richtige Regelung der Entihädigung auf die 
größten Schwierigkeiten ftoßen muß. Dazu fommt, daß der Art. 45 
des Franzöſiſchen Berggejehes über die Schadenerjagpfliht ganz 


1) Ueber die Nichtanwendbarkeit des Art. 45 auf Steinbrüdje (carrieres) 
oder Gräbereien (minieres) im Gegenfage der Bergwerfe (mines) entjchied 
der Hof zu Brüffel am 21. März 1855. Vergl. auch in der Zeitjchrift für 
Bergr. Jahrg. II 5.402 das Urtheil des Appellationsgerichtes zu Köln vom 
7. März 1861. 
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willführlich gegriffene Umftände entſcheiden läßt, welche in fehr vielen 
Fällen jogar Verſtöße gegen die Grundjäße der Billigfeit herbeifüh- 
ven müffen. Endlich erjcheint e3 vornämlic Sache der Berg- Polizei 
den im erften Theile des Art. 45 behandelten Fall zu regeln und 
die Sicherheitsmaßregeln anzuordnen, welche die verjchiedenen Gru- 
bengebäude vor Ueberſchwemmung ſchützen. Beobachtet alsdann ein 
Theil dieje policeilihen Borjchriften nicht, baut derfelbe 3. B. die 
angeordneten Sicherheitspfeiler ab, jo iſt derjelbe nicht blos Straf: 
rechtlich, jondern auch ciwilrechtlich verfolgbar. 

Die practiiche Anwendbarkeit des Art. 45 des Bergmwerfsgejehes 
vom 21. April 1810 iſt in Frankreich dadurd eingefchränft worden, 
daß Die nenere Gejeßgebung weitere Beitimmungen zur Entwäfje: 
rung der Bergmwerke getroffen hat. Das ſchon erwähnte Gejeg vom 
27. April 1838, deſſen Entſtehungsgeſchichte Richard legislation 
frangaise sur les mines tom. II p. 747 ss. ausführlich mittheilt, 
gibt nämlih dem Staatsoberhaupte das Recht, die Goncejfionaire 
mehrerer Bergwerke, welde gemeinſchaftlich der Art durch 
Waſſer bedrohet werden, daß ihre Eriftenz, die öffentliche Sicherheit 
oder die Bedürfniffe der Abnehmer in Frage gejtellt find, zwangs— 
weile zu einer Genofjenjchaft zu vereinigen, welche entweder die 
Bergiverfe ganz oder theilweije entwällern oder dem weiteren Vor— 
dringen der Waller Einhalt gebieten ſoll. Durch Ordonnanz des 
Staat3oberhauptes wird die Verfaſſung der Genoſſenſchaft, durch 
minifteriellen Beſchluß der Betriebsplan für das Unternehmen feit- 
geftellt. Die Nichtzahlung der zur Ausführung der Arbeiten aus— 
geichriebenen Beiträge ziehet nah Art. 6 des Geſetzes die Ent: 
ziehung der Conceſſion in adminiftrativem Wege nad ſich. Sobald 
die betreffende Entiheidung durd Berufung an den Staatdrath 
nicht mehr anfehtbar ijt, wird die Boncejlion und zwar ebenfalls 
im administrativen Wege öffentlich verlauft. Derjenige Theil des 
Kaufpreiſes, welcher die vom Staate vorgejchoffenen Beiträge über: 
jteigt, Fällt an die früheren Goncejlionaire. Bleibt die Goncejfion 
unverfäuffich, jo ftehet diejelbe zur Dispofition des Staates (la 
mine restera à la disposition du domaine, libre et franche de 
toutes charges provenant du fait du concessionnaire dechu). 

Diejen tief eingreifenden Beftimmungen über die Bildung von 
Genoſſenſchaften zur Entwäflerung der Bergwerte entjprechen injofern 
analoge Borjchriften einzeiner deutſcher Berggeſetze, als bisweilen 
für die Bergbautreibenden ein Zwang beitehet, ſich an den jogen. 
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Revieranftalten, zu welchen Stöllen u. j. w. gehören können, zu 
betbeiligen ($. 157 ff. des Stönigl. Sächſiſchen Berggeſetzes vom 
22. Mai 1851). Dem Preußiſchen Allgemeinen Berggejege find 
bergbaulihe Entwäſſerungs-Genoſſenſchaften fremd, wenn daſſelbe 
auch jebftverftändfich die freiwillige Bildung ſolcher Genoflenjchaften 
nicht ausſchließt. Dagegen unterliegt es wohl feinem Zweifel, daß 
im Falle einer mehreren Bergwerken gemeinihaftlih drohenden Ge— 
fahr, welche unter $. 196 des Allgemeinen Berggeſetzes fällt, die 
Bergwerksbeſitzer im Wege policeilihen Einjchreitens nah) Maßgabe 
der 88. 198 ff. zu gemeinichaftlichen Arbeiten angehalten werden 
fönnen. Freilich redet $. 198 nur von „einem Bergwerke“, indeß 
hat hierdurch der Gegenfak zwiſchen allgemeinen Policei-Verord— 
nungen und jolchen, welche nur einzelne Bergwerfe in ihren ganz 
bejonderen concreten Berhältniffen betreffen, hervorgehoben, fei- 
neswegs aber der Erlaß ſolcher Special=Policei-Berordnungen gerade 
auf ein Bergwerk bejchränft werden jollen. Zudem würde Nichts 
hindern, die Verordnung, welche ohnedies für jedes Werft befonders 
publicirt werden muß, auch für jedes Wert zwar gleihlautend, aber 
befonders zu erlaffen. Alle derartige Bedenken würden rein for= 
meller Natur jein, materiell dürfte nicht zu bejtreiten fein, daß die 
einzelnen Beliehenen policeilih zu gemeinjamer Arbeit angehalten 
werden fönnen. | 

2. Eine zweite Vorſchrift des Franzöfiihen Bergrechtes zur 
Regelung der gegenjeitigen Rechtsverhältniſſe zweier oder mehrerer 
Bergwerke betrifft die Anlage von Hülfsbauen in fremden Berg— 
werfäfeldern. Wie der vorläufige Entwurf eines Preußifchen Allge— 
meinen Berggejeges in den 88. 60 ff. ein Recht der Bergbaubetreider 
zum Mitgebrauche fremder Grubenbaue und Bergwerks-Maſchinen 
im Anjchlufe an das ältere Bergredht noch anerfannte, ſpäter aber 
diefe Beitimmungen fallen gelaffen wurden, ebenjo enthielt Art. 31 
des zweiten Entwurfes des Franzöſiſchen Bergwerksgeſetzes noch eine 
Vorſchrift a user des galeries d’ecoulement ou autres moyens 
economiques £tablis sur des exploitations voisines en activite, 
welche indeh auf Grund eines Monitums Napoleons in der fiebenten 
Kedaction verihwand (Locre p. 65, 321, 336). Es unterliegt fei= 
nem Zweifel, dab aus rein wirthſchaftlichen Gefihtspunften dic 
Behörden den Mitgebrauh fremder Grubenbaue und Majchinen 
nicht geftatten fünnen, wogegen in Folge policeilicher Anordnungen 
ein ſolcher Mitgebrauch allerdings rechtlich möglich erſcheint. 
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Ganz allgemein, vorausgejegt daß der fremde Betrieb hierdurch 
nicht behindert wird (A la charge de ne point gener les exploitations 
y existant), darf andererjeitS die Vermaltungsbehörde die Anlage 
der zum Grubenbetriebe nothiwendigen Hülfsbaue (travaux de 
secours) in einem fremden Gonceflionsfelde geftatten. Die desfall- 
fige Vorjchrift des Art‘ 25 des Bergwerksgeſetzes vom 28. Juli 1791, 
welche weder mit dem MWortlaute, noch dem Geifte des fpäteren 
Bergwerksgeſetzes im Widerſpruche ftehet, ift bi zur Gegenwart in 
Rechtskraft geblieben (Jahrg. V diefer Zeitihr. ©. 475, 476) und 
entjpricht im Wejentlihen dem Inhalte des $. 60 des Preußiſchen 
Allgemeinen Berggejeßes vom 24. Juni 1865. Hier, wie dort iſt 
der Ausdrud „Hülfsbau” in einem jehr weiten Sinne zu verftehen, 
da das Franzöſiſche Geſetz ausdrücklich »galerie d’&coulement, 
chemins, prise d’eau ou passage des eaux et autres de ce genre« 
unter der travaux de secours aufführt und die 88. 60 und 135 
des Preußiihen Allgemeinen Berggefeßes nad ihrer Entftehung, 
ihrem Wortlaute und Sinne in gleicher Weife auszulegen find. 

3. Gemäß Art. 15 des Bergwerksgeſetzes vom 21. April 1810 
joll der Goncejfionair nicht nur, wenn feine Baue unter Häufer 
oder bewohnte Orte (Jahrg. VIT diefer Zeitihr. ©. 513), fondern 
auch unter andere Grubenbaue oder in deren unmittelbare Nähe 
gelangen (sous d’autres exploitations ou dans leur voisinage im- 
mediat) eine Gaution für vollen Erfaß einer etwaigen, jelbft zufäl- 
ligen Bejhädigung leiften. Die Klagen oder Ginfprüche der Bethei= 
ligten gehören in diefem Falle vor die Gerichte. 

. Die Anwendbarkeit diefes Artifel3 fett voraus, daß den beite- 
henden Bauen einer Gonceffion fih ein anderer Grubenbetrieb un- 
mittelbar nähert, daß derfelbe über oder unter denfelben ftattfindet. 
Für diefen Fall foll der zweite Unternehmer felbft für den zufäl— 
ligen Schaden, welcher in Folge feiner Baue ftattfindet, einjtehen 
und auf Erfordern bei drohender Gefahr und für die Dauer der- 
jelben Gaution leisten. Nur die beftehenden Baue finden daher 
einen befondern Schuß, wogegen der Artikel feine Anwendung findet, 
wenn bon beiden Seiten in weſentlich gleicher Weile der Betrieb ſich 
ausdehnt und in Folge hiervon Anlagen unter oder über einander 
oder in unmittelbarer Nähe ftattfinden. Der Art. 15 des Bergwerks— 
Geſetzes enthält demgemäß ebenjo wie der Art. 45, welcher Tebtere 
ſich ausſchließlich auf Beihädigung durch Waſſerzuflüſſe beziehet, 
eine Abweichung vom gemeinen Rechte. Unzweifelhaft erſcheint dieſe 
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Abweihung Für den hier beſprochenen Fall des Art. 15 noch weniger 
gerechtfertigt, als dies bereit3 oben vüdfichtlih des Art. 45 nachge— 
wieſen ift. Bei dem jechäten Entwurfe des Bergwerksgeſetzes ver— 
langte Napoleon einen beſondern Artikel, durch welchen der Grund— 
eigenthümer gegen den in Folge unterirdiſchen Bergbaubetriebes 
entitehenden Schaden ficher geitellt werde (Locr& p. 317). Hieraus 
entftand Art. 15 des jiebenten Entwurfes und des jpäteren Gejekes 
(Locr& p. 333). Dieſer Artikel würde dem volllommen richtigen 
Gedanten Ausdrud gegeben haben, daß der Bergbaubetreiber auch 
für zufälligen Schaden an der Oberfläche auffommen muß 
(Jahrg. IV diejer Zeitihr. S. 330 ff.), wenn nicht gleichzeitig der— 
jelbe Sa auf beitehende Grubenbaue von den Verfaſſern des 
jiebenten Entwurfes angewandt worden wäre Ohne den Zuſatz 
sous d’autres exploitations ou dans leur voisinage immediat, 
welden man bisweilen wegen feiner ganz eigenthümlichen Folgen 
nicht auf den Grubenbetrieb, jondern auf imduftrielle und lands» 
wirthichaftlihe Anlagen auf der Oberfläche hat beziehen wollen, 
würde der Art. 15 des Franzöfiihen Bergmwertsgejeßes, abgejehen 
von der Pfliht zur Cautionsleiſtung, mit $. 148 des Preußiſchen 
Berggejeges übereinjtimmen; mit dieſem Zuſatze ſchützt das Geſetz 
die zufälliger Weiſe zuerſt ausgeführten Grubenbaue des einen Gon- 
ceſſionairs zum Nachtheil des jpäteren Grubenbetriebes eines jeden 
Dritten und legt letzterem ehne jeden, irgendwie ftihhaltigen Grund 
die Haftung für den Zufall auf. Das Preußiſche Berggeſetz fennt 
eine derartige Vorſchrift nicht nur micht, jondern betrachtet jeden 
Beliehenen als gleichberechtigt, einerlei, ob der Eine früher beliehen 
ift al3 der Andere oder der Eine feine Anlagen früher als der An- 
dere geihaffen hat (vergl. $. 56 des Allgemeinen Berggejehes vom 
24. Juli 1865 und die Jnterpretation defjelben von U. Achenbach 
Jahrg. VII diejer Zeitſchr. ©. 119). 

4. Dur $. 205 des Preußiſchen Allgemeinen Berggeſetzes ift 
für den Fall von Unglüdsfällen auf Bergwerfen beftimmt: „Die 
Befiger benachbarter Bergwerfe find zur Hülfeleiftung verpflichtet”. 
Es Handelt fich bei dieſer Hülfeleiftung um die „Rettung der ver- 
unglüdten Perſonen“ oder um die „Abwendung weiterer Gefahr“. 
Nah 8. 207 ziehet die Nichtbeachtung diejer Vorſchrift Strafe nad) 
fi, während gemäß $. 206 die Koften der Hülfeleiltung der Be— 
figer des Bergwerkes zu tragen hat, auf welchem ſich der Unglüds- 
fall ereignet. 
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Eine ganz ähnliche Vorſchrift, welche offenbar dem Preußischen 
Allgemeinen Berggeiege als Mufter gedient hat, findet fich im Art. 17 
des franzöfiihen BergsPoliceisDecretes von 3. Januar 1813: 

»Les exploitants et directeurs des mines voisines de celles 
ot il serait arrive un accident fourniront tous les moyens 
de secours dont ils pourront disposer, soit en hommes soit 
en toute autre maniere, sauf le secours pour leur indemnite, 
s’il y a lieu contre qui de droit.« 

Nach den diejer Beitimmung vorausgehenden Artikeln (Art. 12) 
beziehet ſich die Pflicht der Hülfeleiftung nicht nur auf den Fall der 
Berunglüdung von Menſchen, jondern au auf die Bedrohung der 
Sicherheit der Baue, der Oberfläche u. j. w. Die Hülfeleiftung 
wird in Anſpruch genommen durch die PVolicei-Beamten oder durch 
den Beſitzer des von dem Unglücksfalle betroffenen Bergwerkes. 
Wird diefelbe gleichwohl nicht gewährt, jo entjtehet nad der Anficht 
der meiften Schriftiteller auch eine civilrechtliche Verbindlichkeit auf 
Entſchädigung (Richard tom. II p. 457, Bury tom. II p. 21). 
Diefe Entſchädigungs-Verbindlichkeit dürfte aud nad) dem Preußi- 
ichen Allgemeinen Berggejege anzunehmen jein. Wiewohl, ganz wie 
im Franzöfiihen Rechte der Ingenieur, nah Preußiſchem Bergrechte 
der Nevierbeamte die erforderlihen Mapßregeln bei dein Unglüds- 
falle anzuordnen hat, jo genügt auch nad leßterem die von dem 
Befiger des von dem Unglüdsfalle betroffenen Bergwerfes am die 
benachbarten Bergwerks-Beſitzer ergangene Aufforderung zur Hülfe— 
leiſtung, um einen Entſchädigungs-Anſpruch für den Fall der Verſa— 
gung der Hülfe zu begründen. Endlich dürften die Worte „jur Abwen— 
dung weiterer Gefahr“ im 8. 205, ſowie die allgemein gehaltene 
Ueberſchrift des Abſchnittes und die Stellung des letzteren im Syſteme 
des Berggeſetzes beweiſen, daß die Verbindlichkeit zur Hülfeleiſtung 
im Preußiſchen Berggeſetze nicht enger begrenzt iſt, als im Franzö— 
ſiſchen BergpoficeisDecrete, vielmehr bei allen Unglüdsfällen, welche 
in Bezug auf die im $. 196 bezeichneten Gegenftände eintreten, be- 
jtehen joll. 

Dieje Interpretation wird um jo mehr beredhtigt jein, als die 
Motive zu 8.173 des vorläufigen Entwurfes und diejenigen zu 8.205 
des definitiven Entwurfes ausdrücklich ausſprechen, daß „nad dem 
Vorgange des Berg-Policei: Decretes vom 3. Januar 1813 
auch dem Beſitzer benachbarter Bergwerfe die Hülfeleiftung zur Pflicht 
gemadt“ ſei. Fortſ., Schluß u. Regiſter in den beiden nächſten Heften.) 


Literatur. 


Sammlung der in dem Fürſtenthume Schwarzburg-Rudolſtadt und 
theilweile aud in dem Fürftenthume Schwarzburg-Sondershanfen er: 
ſchienenen bergredtlichen und bergbaulichen Vorſchriften, mit Beiträgen 
zur Kenntnig Schwarzburgischer Berggewohnheiten. Zujammengeftellt 
und herausgegeben von F. Herthum, Fürſtl. Schwarzb. Bergver— 
walter. (König 1866.) 


Im Yahrgange I ©. 31 ff. dieſer Zeitfchrift iſt des Geſetzes 
über den Bergbau vom 25. Februar 1860 für das Fürftenthum 
Schwarzburg-Sondershaujen gedadt, welches jeit dem 1. Juli 
1860 in dem leßteren Fürſtenthume an die Stelle aller älteren all: 
gemeinen und bejonderen Berggejeße und Gewohnheiten getreten tit. 
Dieſes Geſetz ftimmt fat ganz mit dem Berggejege für das Groß— 
herzogthum Sachſen-Weimar-Eiſenach überein, ausgenommen, daß 
die Braunkohle dem Verfügungsrechte des Grundeigenthümers über— 
wieſen iſt. Soweit daher die oben angezeigte Sammlung ſich auch 
auf das Fürſtenthum Schwarzburg-Sondershauſen beziehet, handelt 
es ſich nur um das ältere, den Schwarzburgiſchen Landestheilen ge— 
meinſame Bergrecht. 

Rückſichtlich des Fürſtenthumes Schwarzburg-Rudolſtadt 
enthält dagegen die Sammlung auch das gegenwärtig geltende Recht 
und entſpricht hier, wie auf den erſten Blick klar wird, einem in der 
That dringenden Bedürfniß. Die Zahl der in jenem Lande geltenden 
Berggejege und Berordnungen it verhältnikmäßig eine jehr große, 
wenn auch die Bergfreiheit vom 1. Auguft 1685 und die Bergord- 
nung vom 3. Januar 1686 die Hauptgrumdlagen des dajelbft beite- 
henden Bergrechtes bilden. 

Die Sammlung erjeint reih an hiftorifchen und juriftifchen 
Mittheilungen und Notizen, ohne daß in irgend einer Beziehung das 
erforderlihe Maaß überjchritten wäre. Bon befonderem Intereſſe ift 
der im Yande Schwarzburg feitgehaltene Unterſchied von Metallen 
und Mineralien, welcher befanntlich dem gemeinen deutichen Berg- 
rechte angehört. Bis zu dem am 11. Januar 1837 zwijchen den 
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Fürſtlichen Häuſern von Schwarzburg-Rudolſtadt und Schwarzburg— 
Sondershauſen abgeſchloſſenen Staatsvertrage war ſeit den älteſten 
Zeiten das Regal bezüglich des metalliſchen Bergbaues den Schwarz— 
burgiſchen Häujern gemeinſchaftlich und wurde von einem gemein= 
ihaftlihen oder metalliichen Bergamte verwaltet. Gewiß ift daher 
urfprünglid dag Regal auf den metalliihen Bergbau beſchränkt ge— 
wejen, zu welchem übrigens der Bergbau auf Eijenerze nicht gerechnet 
wurde. Das Regal an Mineralien, d. h. an allen „übrigen bau= 
würdigen Mineralien und Foſſilien“, mit Ausnahme der metalla 
nobiliora einjhlieglic) des Kupfers, jtand dagegen den einzelnen 
Landesherrn innerhalb ihrer Gebiete zu und wurde durd) das „ein- 
herriiche” oder „Mineralien-Bergamt“ eines jeden Fürften verwaltet. 
Es unterliegt wohl feinem Zweifel, dab die Regalität an den Mi— 
neralien ji erit nach der urſprünglichen Yändertheilung ausgebildet 
haben muß, da dafjelbe im andern alle ebenfalls „gemeinschaftlich“ 
und nicht „einherriich” geweſen jein würde. Die vorliegende Samm— 
fung liefert reichlihes Material über den von Jahrhundert zu Jahr: 
hundert wachſenden Umfang des NRegales an Mineralien. Es wer- 
den nicht nur Braunfohlen, jondern aud Steinbrüche, Schiefer, Kalt, 
Gyps, Thon, ja der Torf bergrechtlich verliehen. Dieſe Andeutung 
dürfte genügen, um den Nachweis zu liefern, dab die vorliegende 
Sammlung aud für weitere Kreiſe Bedeutung befit. 

Schließlich joll nocd erwähnt werden, daß nad einem Geſetze 
vom 21. Juli 1865 der Zehnte auf den Zwanzigften ermäßigt it, 
daß dagegen die Quatembergelder und einige bergamtliche Sporteln 
noch forterhoben werden, während andere Abgaben, wie Fahr— 
Revifions- Stürz: Wiege: und Zehntner-Gebühren, wie aud die fis— 
caliſchen Freikuxen aufgehoben worden find. Vergl. Jahrg. VII 
©. 431 ff. der Zeitſchrift. 

Die ganze Sammlung, welche ein ehrenvolles Zeugniß für die 
Sadfenntniß und den Fleiß des Herausgebers und Verfaſſers ab- 
(egt, wird einen dauernden Werth auch nad der Reform des 
Schwarzburg-Rudoljtädtiichen Bergrechtes behalten. Auf der anderen 
Seite bildet diejelbe einen unumftößlichen Beweis von der Nothwen— 
digfeit einer umfalfenden Reform. Möge diefelbe bald und im In— 
tereffe der deutichen Rechtseinheit im möglichſten Anſchluſſe an das 
Preußiſche Allgemeine Berggeje vom 24. Juni 1865 erfolgen. 


Bonn, Drud von Carl Georgi. 


Berggeſetzgebung. 


— — 


J. Braunſchweig. 


Am 1. Oktober 1867 tritt im Herzogthum Braunſchweig ein 
neues Berggeſetz in Kraft, welches ſich an das gerade zwei Jahre 
früher in Wirkſamkeit getretene Preußiſche Berggeſetz vom 24. Juni 
1865 auf das Engſte anſchließt. Zugleich erleidet dort die Beſteuerung 
des Bergbaues eine gänzliche Umgeſtaltung und zwar auf Grund 
eines mit dem Berggeſetze am 15. April 1867 ergangenen beſon— 
deren Geſetzes über die Bergwerksabgaben, durch welches die in 
dieſer Beziehung in Preußen geltenden Grundſätze ebenfalls für 
Braunſchweig angenommen ſind. Es iſt in hohem Grade erfreulich, 
daß das Streben nach deutſcher Rechtseinigung mehr und mehr auch 
auf dem Gebiete des Bergrechts zur Geltung gelangt und das Be— 
dürfniß des für den allgemeinen Volt3wohlitand jo wichtigen Berg— 
baues nad gemeinjamen, verbejjerten Rechtsnormen nicht länger 
verfannt wird. Seit geraumer Zeit hat der Bergbau in Deutfch- 
land ſich mit eineg Geſetzgebung behelfen müfjen, welche bis zu den 
fleinjten der vormals jelbftitändigen Territorien hinab verfchieden- 
artig geitaltet und nirgends mit der Entwidelung der Berhältniffe 
fortgejchritten war. Eine weſentliche Beflerung datirt erſt aus dem 
Anfange des vorigen Decenniums, und unter den ſeit dieſer Zeit durch— 
geführten partifularrechtlihen Reformen der Berggejeßgebung entipricht 
das Preußische Berggejeb vom 24. Juni 1865 unbeftritten am meiften 
den heutigen Bedürfniffen der Bergwerksinduſtrie. Der Geltungäbe- 
reich deſſelben erjtvedt fi gegenwärtig in Folge der Einführung in 
die don Preußen neu erworbenen Landestheile über den bei Weiten 
größten Theil von Norddeutichland. Es beweilt daher eine ganz 
richtige Würdigung der Berhältniffe, daß nun auch das Herzogthum 
Braunfchweig, welches ohnehin am Communionharze gemeinfame 
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Bergbauinterefjen mit Preußen verfolgt, jenes Berggeſetz und zugleich 
das jetzt gleihmäßig in allen Preußiſchen Yandestheilen geltende 
Syftem der Beiteuerung des Bergbaues angenommen hat. 

Dem zur Beratdung an die Braunjchweigiiche Landesverſamm— 
lung gelangten Entwurfe des Berggeießes lag bereit$ das Preußiſche 
Berggefeß in ‚allen wejentlihen Theilen zum Grunde, indeß enthielt 
derjelbe doch im Einzelnen nod manche Mopdififationen. Inzwiſchen 
blieben die Ereignijje des Jahres 1866 auch hier nicht ohne Einfluß; 
es wurde auf die Gonformität mit dem Preußiichen Berggeſetze inımer 
mehr Gewicht gelegt, und die — dur den Herzoglichen Kammer: 
rath U. von Strombed vertretene — Regierung einigte ſich mit 
der betreffenden Kommiſſion der Landesverſammlung jofort bei dem 
Beginne der Berathungen zu Anfang des Jahres 1867 dahin, daß 
man alle Abweichungen de3 Entwurfes von dem Preußiſchen Berg: 
gejege, welche nicht durch lokale Verhältniſſe dringend geboten jeien, 
fallen lafjen wolle. Demgemäß wurde der Text des Preußifchen 
Berggejeßes nach den Anträgen der Kommiſſion von der Landes— 
verfammlung wejentlidy wieder Hergeftellt. Die noch übrig gebliebe- 
nen Abweichungen beider Geſetze von einander begründen feine prin= 
ziptelle bergrechtliche Berjchiedenheit, jondern find hauptſächlich durch 
territoriale Eigenthümlichkeiten jowie dadurd bedingt morden, daß 
die Beitimmungen des Berggejeges überall mit der allgemeinen Yan 
desgejeßgebung und VBerwaltungsorganijation in Einklang zu bringen 
waren. Die Abänderungen bewegen fich in dieſer Beziehung mit 
geringen Ausnahmen in denjelben Grenzen, welche bei Einführung 
des Preupifchen Berggejeßes in den neu erworbenen Yandestheilen 
innegehalten worden jind. Weiter gehender Mopdififationen bedarf 
e3 im Intereſſe des Bergbaues auch nicht, denn die bergrechtlichen 
Grundjäße des Geſetzes dom 24. Juni 1865 find geeignet und von 
vornherein darauf berechnet, ji) den mannigfachſten Verhältniffen - 
des Bergbaues, wie ſolche bereit3 in den älteren Preußiſchen Pro— 
vinzen entwidelt waren, anzupajjen. 

Um das vergleichende Studium beider Gejeße zu erleichtern, 
find in dem nachfolgenden Abdrude des Braunſchweigiſchen Berg— 
gejeßes die Abweichungen defjelben von dem Preußiſchen dadurch 
erfichtlich gemacht, daß einerjeits die Zufäge und Abänderungen, 
welche der Tert des Preußiſchen Geſetzes erfahren hat, in dem Texte 
jelbit mit lateiniſchen Typen gedrudt und andererfeits die Aus— 
laffungen einzelner Worte, Süße und Paragraphen unter dem 
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Terte durch Hinweiſungen auf das Preußiſche Geſetz marfirt find. 
Nur die Abweihungen in den Paragraphenzahlen find nicht Hier, 
fondern der beſſeren Ueberfiht wegen in einer tabellarifchen Ver— 
gleihung am Schluſſe des Gejeges angegeben. Das Braunjchweigi- 
ſche Berggefeb hat 28 Paragraphen weniger al3 das Preußiſche und 
in Folge Ausfall des zehnten Titels (Provinzialrehtliche Beftim- 
mungen) im Ganzen nur elf Titel. 

Das — wie jhon erwähnt — gleichzeitig mit dem Bergge- 
jege erlafjene, die Veranlagung und Erhebung der Bergwertsabgaben 
betreffende Geſetz dom 15. April 1867 ftimmt nicht nur mit den 
Grundfäßen, welche gegenwärtig in Preußen für die Befteuerung 
der Bergwerfsprodufte maßgebend find, jondern größtentheils auch 
mit dem Wortlaute der desfallfigen Vorſchriften, namentlich der 
Inſtruktion, betreffend die Veranlagung und Erhebung der Berg: 
werfsabgaben in den rehtsrheinischen Yandestheilen, vom 29. Januar 
1866 überein. Es iſt nämlih für zwedmäßig erachtet worden, die 
zum Theil prinzipiellen und ergänzenden Beſtimmungen diefer In— 
ftruftion in das Geſetz jelbit mit aufzunehmen und leßteres hierdurch 
zu einem abgejchlofjenen Ganzen abzurunden — ein Borzug, welchen 
die Preußiſche Gejeßgebung über die Beiteuerung des Bergbaues zur 
Zeit noch entbehrt. Der Tert des Bergwerksabgaben-Geſetzes folgt 
weiter unten. Außerdem laſſen wir einen das Wefentliche enthaltenden 
Auszug aus den Motiven zu den Negierungsvorlagen und aus den 
Kommiſſionsberichten nachfolgen, wobei insbefondere auf die Motivi- 
rung der Abweihungen von dem Preußiſchen Berggefege Rüdficht 
genommen ift. 


1. Berggeſeh für das Herzogthum Braunſchweig. 
Dom 15. April 1867. 
(Geſetz- und Berordnungs-Sammlung für 1867 Nr. 23 ©. 109 ff.) 
Von Gottes Gnaden, Wir, Wilhelm, Herzog zu Braun- 
schweig und Lüneburg etc. etc. etc. 
erlassen mit Zustimmung der Landes -Versammlung das fol- 
gende Gesetz: 


Erfter Titel. 
Allgemeine Befimmungen. 


8.1. Die nachſtehend bezeichneten Mineralien find von dem 
Berfügungsrechte des Grundeigenthümers ausgeſchloſſen. 
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Die Auffuhung und Gewinnung derjelben unterliegt den Vor- 
ichriften des gegenwärtigen Geſetzes. 

Diefe Mineralien jind: 

Gold, Silber, Quedfilber, Eifen mit Ausnahme der Rajen- 
eijenerze, Blei, Kupfer, Zinn, Zint, Kobalt, Nidel, Arjenit, 
Mangan, Antimon und Schwefel, gediegen und als Erze, 

Alaun- und Bitriolerze, letztere mit Ausnahme des Vor- 
kommens im Torf; 

Steinkohle, Braunkohle und Graphit, 

Steinjalz nebjt den mit demjelben auf der nämlichen Zager- 
ftätte vorfommenden Salzen und die Soolquellen. 

$. 2. Der Erwerb und Betrieb von Bergwerfen für Rechnung 
des Staates ift den Beitimmungen des gegenwärtigen Geſetzes eben= 
falls unterworfen. 

Bei der Erwerbung von Bergwerkseigenthum und bei Ver- 
fügungen über dasselbe durch Consolidation, Austausch und 
Theilung wird der Staat sowohl dem Grundeigenthümer und 
dritten Betheiligten, als der Bergbehörde gegenüber durch die 
geeignete Verwaltungsbehörde (Bergbau- resp. Salinen-Admini- 
stration, Ober-Hütteninspeetion u. s. w.) vertreten. 

Un den Rechten des Staates bezüglich des Salzhandels wird 
durch dieſes Geſetz nichts geändert. 


Zweiter Titel. 
Von der Erwerbung des Bergwerkseigenthums. 
Erſter Abſchnitt. 
Vom Schürfeu. 

8. 3. Die Aufſuchung der im $. 1 bezeichneten Mineralien 
auf ihren natürlichen Ablagerungen — das Schürfen — ift unter 
Befolgung der nachſtehenden Vorjhriften einem Jeden geftattet. 

$. 4. Auf öffentlichen Pläßen, Straßen und Eijenbahnen, 
jowie auf Friedhöfen ift dag Schürfen unbedingt unterjagt. 

Auf anderen Grundftüden ift das Schürfen unftatthaft, wenn 
nad der Entſcheidung der Bergbehörde überwiegende Gründe des 
öffentlichen Intereſſes entgegenftehen. 

Unter Gebäuden und in einer Entfernung um diejelben bis zu 
zweihundert Fuß, in Gärten und eingefriedigten Hofräumen darf 
nicht gefehürft werden, es jei denn, daß der Grundbefiger feine aus— 
drüdlihe Einwilligung hierzu ertheilt hat. 
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$. 5. Wer zur Ausführung von Schürfarbeiten fremden Grund 
und Boden benußen will, hat hierzu die Erlaubnik des u 
nachzuſuchen. 

Mit Ausnahme der im 8.4 bezeichneten "Fälle muß der Srund- 
befiger, er jei Eigenthümer oder Nugungsberedtigter, das Schürfen 
auf feinem Grund und Boden geftatten. 

$. 6. Der Schürfer ift verpflichtet, dem Grumdbefiter für die 
entzogene Nutzung jährlich im Voraus volljtändige Entihädigung zu 
leiften und das Grundftüd nad beendigter Benußung zurüdzugeben, 
auch für den Fall, daß durch die Benugung eine Werthsverminderung 
des Grundftüds eintritt, bei der Rüdgabe den Minderwerth zu er: 
ſetzen. 

Für die Erfüllung dieſer letzteren Verpflichtung kann der Grund— 
beſitzer ſchon bei der Abtretung des Grundſtücks die Beſtellung einer 
angemeſſenen Kaution von dem Schürfer verlangen. 

Z. 7. Die dem Grundeigenthümer im letzten Satze des 8. 140 
und in den 88. 141, 142 und 144 eingeräumten Rechte ſtehen dem— 
ſelben auch gegen den Schürfer zu. 

$. 8. Kann der Schürfer ſich mit dem Grundbeſitzer über die 
Geſtattung der Schürfarbeiten nicht gütlich einigen, ſo entſcheidet die 
Bergbehörde durch einen Beſchluß darüber, ob und unter welchen 
Bedingungen die Schürfarbeiten unternommen werden dürfen. 

Die Bergbehörde darf die Ermächtigung nur in den Fällen des 
8. 4 verſagen. 

Gegen deren Beschluss ist nur in den Fällen des ersten 
und dritten Absatzes des $. 4 der Rechtsweg statthaft. 

Die Bergbehörde jett beim Mangel einer Einigung unter den 
Betheiligten die Entihädigung und die Kaution ($. 6) in Gelde feit. 
Gegen diefe Feitfegung findet der Refurs nicht ftatt. 

Wegen der Koſten fommt der $. 151 zur Anwendung. 

8. 9. Durch Beichreitung des Rechtsweges wird, wenn diejelbe 
nur wegen der Feſtſetzung der Entfchädigung oder der Kaution erfolgt, 
der Beginn der Schürfarbeiten nicht aufgehalten, vorausgeſetzt, daß 
die Entihädigung an den Berechtigten gezahlt oder bei bermeigerter 
Annahme gerichtlich deponirt, desgleihen die gerichtliche Depofition 
der Kaution gejchehen ift. 

$. 10. In den Feldern fremder Bergwerfe darf nad) denjenigen 
Mineralien gejehürft werden, auf welche der Bergwerkseigenthümer 
Rechte noch nicht erworben hat. 
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Bedrohen jedoch ſolche Schürfarbeiten die Sicherheit der Baue 
oder den ungeſtörten Betrieb des Bergwerks, ſo hat die Bergbehörde 
dieſelben zu unterſagen. 

Der Bergwerksbeſitzer kann verlangen, daß der Schürfer ihm 
vor Beginn der Schürfarbeiten eine angemeſſene Kaution für die 
etwa zu leiſtende Entſchädigung beſtellt. 

Auf dieſe Kaution finden die 88. 8 und 9 Anwendung. 

$. 11. Der Schürfer ift befugt, über die bei feinen Schürfar- 
beiten geförderten Mineralien (8.1) zu verfügen, injofern nicht be= 
reit3 Dritte Rechte auf diefelben erworben haben. 

Hinfichtlich der Entrichtung der Bergwerf3abgaben kommen die 
für die Bergwerke maßgebenden Vorſchriften zur Anwendung. 

$. 12. Beim Schürfen für Rechnung des Staates findet 
eine Cautionsleistung ($$. 6 und 10) nicht Statt. Wider den 
Beschluss der Bergbehörde über die dem Grundbesitzer für 
Schürfen auf Rechnung des Staates zu leistende a 
(8.8 Abs. 4) kann Recurs verfolgt werden. 


Zweiter Abfchnitt. 
dom Muthen. 
$. 13. Das Gefuh um Verleihung des Bergmwertseigenthums 
in einem gewiſſen Felde — die Muthung — muß bei der Berg- 
behörde angebradt werben !), 
$. 14. Die Muthung iſt ſchriftlich in zwei gleichlautenden 
Exemplaren einzulegen. 
Jedes Exemplar wird mit Tag und Stunde der Präjentation 
verjehen und jodann ein Eremplar dem Muther zurüdgegeben. 
Es iſt jtatthaft, die Muthung?) zu Protokoll zu erklären. 
$. 15. Jede Muthung muß enthalten: 
1) den Namen und Wohnort des Muthers, 
2) die Bezeihnung des Minerals, auf welches die Verleihung 
de3 Bergwerkseigenthums verlangt wird, 
3) die Bezeichnung des Fundpunftes, 
4) den dem Bergwerfe beizulegenden Namen. 
Wird eine Muthung auf das Mineralvorflommen eines ver= 





1) Alinea 2 und 3 des 8.12 des Pr. B.-G. find ausgefallen. 
2) „bei der zur Aunahme derjelben befugten Behörde‘ (5. 13 des 
Pr. B.G.) 
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lafjenen Bergwerks eingelegt, jo muß diejelbe ftatt des Erfordernifjes 
unter 3 eine Angabe über die Yage diejes Bergwerks enthalten. 

Fehlt der Muthung die eine oder andere diefer Angaben, fo 
hat der Muther dem Mangel auf die Aufforderung der Bergbehörde 
innerhalb Einer Woche abzuhelfen. Geſchieht dies nicht, fo ift die 
Muthung von Anfang an ungültig. 

$. 16. Die Gültigkeit einer Muthung ift dadurd bedingt, 
daß das in derjelben bezeichnete Mineral an dem angegebenen Fund: 
punfte (8. 15) auf jeiner natürlichen Ablagerung vor Einlegung der 
Muthung entdedt worden iſt und bei der amtlichen Unterfuchung 
nachgewiejen wird, und daß außerdem nicht beifere Rechte Dritter 
auf den Fund entgegenitehen. 

$. 17. Wird eine Muthung auf das Mineralporfommen eines 
verlaffenen Bergwerks eingelegt ($. 15), jo bedarf es zur Gültigkeit 
derjelben feiner vorherigen neuen Aufſchlüſſe. 

War jedoch das Mineral erwiefenermaßen bereit3 bei dem Ver— 
lafjen de3 Bergwerks gänzlich abgebaut, jo ift eine ſolche Muthung 
von Anfang an ungültig. 

$. 18. Der Muther Hat die Lage und Größe des begehrten 
Feldes (8. 28), leßtere nach Quadratladhtern, anzugeben und einen 
von einem Sachverständigen angefertigten Situationsriß in zwei 
Gremplaren einzureihen, auf welchem der Yundpunft, die Feldes— 
grenzen, die zur Orientirung erforderlichen Tagesgegenjtände und 
der Meridian angegeben fein müſſen. 

Der bei Anfertigung diefes Situationsriffes anzumwendende Maaß— 
ftab kann durch die Bergbehörde festgestellt werden und ist dann 
durch die Braunschweigischen Anzeigen bekannt zu machen. 

$. 19. Die Angabe der Lage und Größe des Feldes, jowie die 
Einreihung des Situationsriffes ($. 18) müflen binnen ſechs Wochen 
nah Präſentation der Muthung bei der!) Bergbehörde erfolgen. 

Geſchieht dies nicht, jo ift die Muthung von Anfang an ungültig. 

Unterläßt der Muther die Einreihung eines zweiten Eremplars 
des Situationsriffes, jo kann die Bergbehörde dafjelbe auf Koſten 
des Muthers anfertigen laſſen. 

8. 20. Die Lage und Größe des begehrten Feldes fünnen nur 
innerhalb der auf dem Situationsriffe (8. 18) angegebenen Grenzen 
abgeändert werden. 


1) „zur Annahme der Letzteren befugten” (8.18 des Pr. B.G.) 
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Gegen Muthungen Dritter ift das gefeglich begehrte, auf dem 
Situationgrifje angegebene Feld einer Muthung für die Dauer ihrer 
Gültigkeit gefchloffen. 

Dieſe Wirkung tritt mit dem Zeitpunfte der Präfentation der 
Muthung ein und wird auf diejen Zeitpunkt au dann zurüdbezogen, 
wenn der Situationsriß erjt fpäter innerhalb der im $. 19 vorge— 
ſchriebenen Frift eingereicht worden ift. 

$. 21. Das Feld einer jeden Mutdung wird gleich nad) Ein— 
reihung des Situationsriffes ($. 18) von der Bergbehörde auf die 
Muthungsslleberfihtsfarte aufgetragen oder in dem Muthungs- 
register bezeichnet. 

Die Einfiht diefer Karte oder un Muthungsregisters iſt 
einem Jeden gejtattet. 

8. 22. Verſuchsarbeiten, welche der Muther etwa noch vor der 
Verleihung ausführt, unterliegen denſelben Vorſchriften, wie die Ar— 
beiten des Schürfers (38. 3 bis 11). 


Dritter Abfchnitt. 


Yom Verleihen. 


8. 23. Die den geſetzlichen Erforderniffen entſprechende Muthung 
begründet einen Anſpruch auf Verleihung des Bergmwerkzeigenthums 
in dem im $. 28 bejtimmten Felde. 

$. 24. Diejer Anjprud kann jedoch auf dem Rechtswege nicht 
gegen die!) Bergbehörde, jondern nur gegen diejenigen Perſonen ver— 
folgt werden, welche dem Muther die Behauptung eines befjeren 
Rechts entgegenjegen. 

$. 25. Wer auf eigenem Grund und Boden oder in feinem 
eigenen Grubengebäude oder durch Schürfarbeiten, welche nad) Vor— 
ichrift der SS. 3 bis 10 unternommen worden jind, ein Mineral 
($. 1) auf jeiner natürlichen Ablagerung entdedt, hat als Finder 
das Vorrecht vor anderen, nad dem Zeitpunkte feines Fundes ein— 
gelegten Muthungen. 

Der Finder muß jedoch innerhalb Einer Woche nad) Ablauf des 
Tages der Entdedung Muthung einlegen, widrigenfalls fein Vorrecht 
erliſcht. 

$. 26. In allen übrigen Fällen geht die ältere Muthung der 


1) „verleihende” ($.23 des Pr. B.G.) 
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jüngeren vor. Das Alter wird durch das Präjentatum der!) Berg: 
behörde ($. 13) bejtimmt. 

$. 27. Das Bergwerkseigenthum wird für Felder verliehen, 
welche, joweit die Dertlichteit es gejtattet, von geraden Linien an der 
Oberflähe und von jenfrechten Ebenen in die ewige Teufe begrenzt 
werden. 

Dir Fläheninhalt der Felder ift nad) der horizontalen Projekt: 
tion in Quadratladhtern feſtzuſtellen. 

$. 28. Der Muther hat das Redt?), ein Feld bis zu 500,000 
Quadratlachtern zu verlangen. 

In diejer Ausdehnung kann dem Felde jede beliebige, den Be— 
dingungen des $. 27 entiprechende Form gegeben werden. Jedoch 
muß der Fundpunft ($. 16), beziehungsweije der frühere Aufſchluß 
des Mineralvorfommens eines verlaſſenen Bergwerks ($. 17) ftets 
in diefes Feld der Art eingefcdhlojen werden, dass der Abstand 
von den Grenzen mindestens fünf Lachter beträgt. Auc dürfen 
je zwei Punkte der Begrenzung ?) bei 500,000 Quadratladhtern nicht 
über 2000 Lachter von einander entfernt liegen. 

$. 29. Der Muther hat der Bergbehörde jeine Schlußerflä- 
rung über die Größe und Begrenzung des Feldes, ſowie über 
etwaige Einſprüche und kollidirende Anſprüche Dritter abzugeben. 

Zur Abgabe der Schlusserklärung bestimmt die Bergbe- 
hörde unter Verweisung auf diesen Paragraphen eine Frist auf 
mindestens 14 Tage hinaus. Auf Antrag des Muthers kann 
jedoch die Frist verlängert werden. 

Giebt der Muther die Schlusserklärung nicht binnen der 
ihm gesetzten Frist ab, so verliert er den Anspruch auf Ver- 
leihung des Bergwerkseigenthums in dem auf dem Situations- 
plane $. 18 angegebenen Felde und wird die Löschung der Mu- 
thung von der Bergbehörde verfügt. 

$. 30. Ist die Schlusserklärung rechtzeitig erfolgt, so 
setzt die Bergbehörde zum weiteren Verfahren. einen Termin 
an, der dem Muther mindestens 14 Tage vorher bekannt zu 
machen ist. 





1) „zur Annahme befugten‘ ($. 25 des Pr. B.G.) 

2) Hier ift die Ausnahmebeftimmung des $. 27 des Pr. 8.:G. bezüglich 
der geringeren Feldesgröße bis zu 25,000 Quadratlachtern weggeblieben. 

3) Der $. 27 des Pr. B.-©. beftimmt hier auch die — bei der 
Feldesgröße bis zu 25,000 Duadratladhtern. 
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$. 31. Zu dem Termine ($. 30) werden ausser dem Muther 

1) diejenigen Muther, deren Rechte vermöge der Lage ihrer 
Fundpunkte oder Felder mit dem begehrten Felde bereits 
follidiren oder doch in Kollifion gerathen fünnen, 

2) die Vertreter der durch das begehrte Feld ganz oder theil- 

weiſe überdedten und der benachbarten Bergwerke 
zur Wahrnehmung ihrer Rechte mit dem Eröffnen vorgeladen, daß 
im Falle ihres Ausbleibens die Bergbehörde lediglich nad) Lage der 
Verhandlungen entjcheiden werde. 

$. 32. Liegen Einſprüche und Kollifionen mit den Rechten 
Dritter nicht vor und findet ſich auch ſonſt gegen die Anträge des 
Muthers geſetzlich nichts zu erinnern, jo fertigt die Bergbehörde 
ohne Weiteres die Berleidungsurfunde aus. 

8. 33. Liegen Einſprüche oder Kollifionen mit den Rechten 
Dritter vor oder fann aus anderen gejeßlichen Gründen den Anträgen 
des Muthers gar nicht oder nicht in ihrem ganzen Umfange entjprochen 
werden, jo entjcheidet die Bergbehörde über die Ertheilung oder 
Verfagung der Verleihung durch einen Beichluß, welcher dem Mus 
ther und den betheiligten Dritten in Ausfertigung zugeftellt wird. 

Einſprüche und Anſprüche, welche durch den Beſchluß der Berg- 
behörde abgewiefen werden, müſſen, injfofern wegen derjelben der 
Rechtsweg zuläffig ift, binnen drei Monaten, vom Ablaufe des Ta- 
ges, an weldhem der Beichluß, beziehungsweife der Rekursbeſcheid 
(8. 193) zugeftellt ift, durch gerichtliche Klage verfolgt werden. 

Wer von diejer Frift feinen Gebrauch macht, ift feines etwaigen 
Rechts verluftig. 

Die indem Verleihungsverfahren durch unbegründete Einſprüche 
entjtehenden Koſten hat der Widerjprechende zu tragen. 

8. 34. Sind die der Verleihung entgegenftehenden Hinderniffe 
($. 33) dur die Entjheidung der Bergbehörde oder durch Richter: 
ſpruch bejeitigt, jo fertigt die Bergbehörde die Berleihungsur- 
funde aus. 1 

$. 35. Bei Ausfertigung der Verleihungsurfunde werden die 
beiden Gremplare des Situationsriffes ($. 18) von der Bergbe- 
hörde beglaubigt, erforderlichen Falles aber vorher berichtigt und ver- 
vollftändigt. 

Das eine Exemplar des Riſſes wird der Verleihungsurkunde 
beigefügt, das andere bei der Bergbehörde aufbewahrt. 

3. 36. Die Verleihungsurfunde muß enthalten : 
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1) den Namen, Stand und Wohnort des Berechtigten, 

2) den Namen des Bergwerks, 

3) den Flächeninhalt und die Begrenzung des Feldes unter 
Verweiſung auf den Situationsriß ($. 35), 

4) den Namen der. Gemeinde und des Kreiſes!), in welchem 
das Feld liegt, 

5) die Benennung des Mineral oder der Mineralien, auf 
welde das Bergwerkseigenthum verliehen wird, 

6) Datum der Urkunde, 

7) Siegel und Unterjchrift der verleihenden Bergbehörde. 

8. 37. Die Verleihungsurfunde ift binnen ſechs Wochen nad) der 
Ausfertigung unter Verweiſung auf diefen und den folgenden Paragra— 
phen durch die Braunschweigischen Anzeigen bekannt zu machen. 

Muther, welde auf das in der Bekanntmachung bezeichnete Feld 
oder auf Theile deijelben ein Vorzugsrecht zu haben glauben, können 
diejes Recht, injofern über dafjelbe nicht bereit3 in dem Verleihungs— 
verfahren verhandelt und in dem Beichluffe der Bergbehörde ($. 33) 
entjhieden worden tft, noch binnen drei Monaten vom Ablaufe des 
Tages, an welchem das die Bekanntmachung enthaltende Anzeige- 
blatt ausgegeben ift, durch gerichtliche Klage gegen den Bergwerks— 
eigenthümer verfolgen. 

Wer von diejer Friſt keinen Gebraud macht, ift jeines etwaigen 
Vorzugsrechts verluftig. 

Wird das Vorzugsrecht des Widerfprechenden dur Richterſpruch 
anerfannt, jo hat die Bergbehörde die Verleidungsurfunde je nad) 
Lage de3 alles gänzlich aufzuheben oder abzuändern. 

8. 38. Der 8.37 findet au) auf ſolche Bergwerkseigenthümer 
Anwendung, welche nad $. 57 ein Vorzugsrecht auf die in der 
publizirten Verleihungsurkunde bezeichneten Mineralien zu Haben 
glauben, infofern dieſes Necht nach $. 57 nicht Schon erlojchen, aud) 
über dafjelbe nicht bereits in dem Verleihungsverfahren verhandelt 
und in dem Beichluffe der Bergbehörde ($. 33) entjchieden wor— 
den iſt. 

Im Uebrigen werden die Rechte des verliehenen Bergwerks— 
eigenthums durch die Aufforderung und Präflufion des $. 37 nicht 
betroffen. 

8. 39. Während der dreimonatlichen Frift des 8. 37 ift die 


1) „des Regierungs- und Oberbergamts-Bezirfs” (8. 34 des Pr. B.G.) 
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Einfiht des Situationsriffes (8. 35) bei der Bergbehörde einem 
Jeden geftattet. 

$. 40. Die Koften des Verleihungsverfahrens hat mit Aus— 
Ihluß der durch unbegründete Einfprüche entftandenen (8. 33) der 
Muther zu tragen. 


Vierter Abſchnitt. 
Dom vermeſſen. 


$. 41. Der Bergwerkgeigenthümer ijt befugt, Die amtliche 
Bermeffung und Verlochſteinung de3 durch die Verleihungsurlunde 
beftimmten Feldes zu verlangen. 

Diejelbe Befugniß fteht den Eigenthümern angrenzender Berg: 
werfe zu: 

Dieſes Geſchäft wird unter Leitung der Bergbehörde durch 
einen Sachverständigen ausgeführt. 

Die Koften hat der Antragfteller zu tragen. 

$. 42. Zu der Bermeffung und Verlochfteinung werden außer 
dem Bergwerkseigenthümer die Vertreter der angrenzenden Bergwerke 
und die Beſitzer derjenigen Grunpdftüde, auf weldden Lochſteine zu 
jegen find, zugezogen. 

Die Grundbefiger find verpflichtet, das Betreten ihrer Grund» 
ftüde und das Seben der Lochfteine gegen vollftändigen Erſatz des 
Schadens zu geitatten. 


Fünfter Abfchnitt. 
Von der Konfolidation. 


$. 43. Die Vereinigung zweier oder mehrerer Bergwerke zu 
einem einheitlihen Ganzen — Konfolidation — unterliegt der Be— 
jtätigung der Bergbehörde ($. 51). 
$. 44. Zur Konfolidation ift erforderlid: 
1) ein notariell oder gerichtlich beglaubigter Konſolidationsakt 
— je nad Beichaffenheit des alles ein Vertrag oder 
Beſchluß der Mitbetheiligten oder eine Erklärung des 
Alleineigenthümers, 
2) ein von einem Sachverständigen in zwei Exemplaren 
angefertigter Situationsriß des ganzen Feldes, 
3) die Angabe des dem fonjolidirten Bergwerfe beigelegten 
Namens. 
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$. 45. Kann das durch die Konfolidation entftehende (konſoli— 
dirte) Werf nur als Ganzes mit Hypotheken und dinglichen Laſten 
beſchwert werden (vergl. $. 101), jo muß für den Fall, daß auf den 
einzelnen Bergwerfen eingetragene Hypothefen oder andere Neal- 
rechte) haften, außer dem Konſolidationsakte eine mit den Berech— 
tigten vereinbarte Beftimmung darüber beigebracht werden, daß und 
in welcher Rangordnung die Rechte derjelben auf das fonfolidirte 
Werk als Ganzes übergehen jollen. 

$. 46. In allen übrigen Fällen muß in dem Konfolidationg- 
afte eine Beitimmung des Antheilsverhältniffes, nach welchem jedes 
einzelne Bergwerf in das fonjolidirte Bergwerk eintreten ſoll, ent- 
halten fein. Auf diefe Fälle finden alsdann die?) Vorfchriften der 
88. 47 bis 50 Anmwendung. 

8. 47. Der weſentliche Inhalt des Konſolidationsaktes, insbe- 
jondere die Beftimmung des Antheilsverhältniffes (8.46) wird durd) 
die Bergbehörde den aus dem Hypothekenbuche erfichtlichen Hypo— 
thefengläubigern und anderen Realberechtigten, injofern deren aus— 
drückliches Einverftändniß mit dem Untheilsverhältniffe nicht beige 
bracht ift, unter Verweifung auf dieſen und die beiden folgenden 
Paragraphen befannt gemacht. 

Außerdem erfolgt diefe Belanntmahung dur die Braun- 
schweigischen Anzeigen. 

8. 48. Hypothefengläubiger, deren Hypotheken eingetragen 
sind, und andere Realberechtigte 3), welche durch die Beitimmung des 
Antheilsverhältniffes (8.46) an ihren Rechten verfürzt zu fein glaus 
ben, find befugt, gegen diefe Beftimmung Einſpruch zu erheben. 

Diejes Einſpruchsrecht muß binnen drei Monaten nad Ablauf 
des Tages, an welchem die Bekanntmachung zugeftellt, beziehungs- 
weije das die Bekanntmachung enthaltende Blatt der Braunschweigi- 
schen Anzeigen ausgegeben worden ift ($. 47), durch gerichtliche 
Klage geltend gemacht werden. 

Wer von diefer Frift feinen Gebrauch macht, ijt feines Ein— 
ſpruchsrechts verluftig. 
$. 49. Statt dieje Klage zu erheben, können die vorbezeichneten 


1) „oder daß auf denjelben Privilegien des rheinischen Rechts‘ ($. 43 
des Pr. B.-©.) 

2) „bejonderen‘ ($. 44 des Pr. B.-G.) 

3) „ſowie privilegirte Gläubiger des rheiniſchen Rechts“ (S. 46 des Pr. B.-G.) 
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Gläubiger und anderen Realberechtigten ihre Befriedigung vor der 
Berfallzeit verlangen, Joweit dies die Natur des verficherten Anfpruches 
geitattet ). 

$. 50. Mit der Beftätigung der KHonjolidation ($. 51) geht 
da3 Realrecht ohne Weiteres auf den entjprechenden, nah Maßgabe 
der vorftehenden Beitimmungen (88. 46 bis 48) feitgeftellten Antheil 
an dem fonjolidirten Werke über. 

Ss. 51. Sind Hppothefengläubiger, deren Hypotheken ein- 
getragen, und andere Realberechtigte?) nicht vorhanden, oder ift in 
den Fällen des 8. 45 die dort bezeichnete Vereinbarung beigebracht, 
oder find in den Fällen des 8.46 Einjprüche nicht erhoben oder die 
erhobenen Einſprüche (58. 48 und 49) erledigt, jo entjcheidet die 
Bergbehörde über die Betätigung der Konjolidation. 

Die Beitätigung darf nur verfagt werden, wenn die Felder der 
einzelnen Bergmwerfe nicht aneinander grenzen oder wenn Gründe 
des öffentlichen Intereſſes entgegenitehen. 

Der Beltätigungsurfunde werden die Verleihungsurfunden der 
einzelnen Bergwerke beigefügt. 

Hinfichtlich der Beglaubigung, Aushändigung und Aufbewahrung 
der Riſſe finden die Beftimmungen des $. 35 Anwendung. 


Dritter Titel. 
Don dem Bergwerkseigenthume. 


Erfter Abfchnitt. 
Von dem Bergwerkseigenthume im Allgemeinen. 


$. 52. Das durch die Verleihungsurfunde begründete Berg- 
werfseigenthun gehört zu den unbeiveglichen Saden. 

$. 53. Die reale Theilung des Teldes eines Bergwerfs in 
jelbitftändige Felder, jowie der Austaufc von Feldestheilen zwijchen 
angrenzenden Bergwerfen unterliegt der Beltätigung der Berg- 
behörde. 

Diejelbe darf nur verjagt werden, wenn überiwiegende Gründe 
des öffentlichen Intereſſes entgegenftehen. 





1) Alinea 2 des $.47 des Pr. B.-©. fehlt. 
2) „ſowie privilegirte Gläubiger des rheinifchen Rechts“ ($. 49 des 
Pr. B.-©.) 
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Hypothefengläubiger, deren Hypotheken eingetragen sind, 
und andere Realberechtigte !), welche durch die Feldestheilung oder 
durd den Feldaustaufh an ihren Rechten verkürzt zu fein glauben, 
fönnen ihre Befriedigung dor der Verfallzeit verlangen, joweit dies 
die Natur des verficherten Anſpruches geitattet. Diejes Recht muß 
bei Verlust dejjelben innerhalb der im $.48 bejtimmten Friſt geltend 
gemacht werden. Die Beltätigung wird unter Beobachtung des 
Berfahrens ertheilt, welches ji aus der Anmwendung der 88. 44, 
47 und 51 auf die vorjtehenden Fälle ergiebt. 

Bei dem Austauſche von Feldestheilen geht das Recht der er— 
wähnten Gläubiger und anderen Realberechtigten mit der Betätigung 
der Bergbehörde ohne Weiteres auf den zu dem belafteten Bergwerke 
Hinzugekommenen eldestheil über, wogegen der abgetretene Fel— 
destheil von der dinglichen Belaftung befreit wird. 

$. 54. Auf das Bergwerkseigenthum finden hinſichtlich der 
Beräußerung, der VBerpfändung, des Arreſtes und der Vollstreckung 
die allgemeinen gejeglihen Vorſchriften Anwendung, welde in diejer 
Beziehung für das Grundeigenthum gelten. 

Wegen übermäßiger Verlegung, insbejondere wegen Berlegung 
über die Hälfte fünnen Verträge über Veräußerung von Bergwerten 
oder Kuren nicht angefochten werden. 

$. 55. Jedes Bergwerkseigenthum erhält auf Antrag des 
Eigenthümers sein Folium im betreffenden Hypothekenbuche. 
Die allgemeinen gejeglichen Bestimmungen über die Führung der 
Dypothetenbücher ?), den Konkurs und dieRangordnung der Gläubiger 
find_auc für das Bergwerkseigenthum maßgebend ®). 

$. 56. Der Bergwerkseigenthümer hat die ausschließliche Be— 
fugniß, nad) den Beftimmungen des gegenwärtigen Gejehes das in 
der Verleihungsurfunde benannte Mineral in feinem Felde aufzu- 
ſuchen und zu gewinnen, ſowie alle hierzu erforderlichen Vorrichtungen 
unter und über Tage zu treffen. 

Diefe Befugniß erftredt ih auch auf die innerhalb des Fel— 
des befindlichen Halden eines früheren Bergbaues. 








1) „lowie privilegirte Gläubiger des rheinischen Rechts“ (5. 51 des 
Br. B.G.) 

2) „und rheiniſchen Hypothefenregifter, die Subhaftation” ($. 53 des 
Pr. B.-©.) 2 

3) „ſoweit nicht im. gegemvärtigen Gejege etwas Anderes beftimmt if. 
(88. 246 bis 249.,“ (8. 53 des Fr. B.-G.) 
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8. 57, Auf Mineralien, welche mit dem in der Verleihungsur— 
funde benannten Mineral innerhalb der Grenzen des Feldes in einem 
jolden Zujanmenhange vorfommen, daß diejelben nach der Ent- 
jcheidung der Bergbehörde aus bergtechnifchen oder bergpolizeilichen 
Gründen gemeinschaftlich gewonnen werden müffen, hat der Berg- 
werfgeigenthümer in feinem Felde vor jedem Dritten ein Vorrecht 
zum Muthen. 

Legt ein Dritter auf ſolche Mineralien Muthung ein, jo wird 
diefelbe dem Bergwerfseigenthümer mitgetheilt. Lebterer muß als— 
dann binnen vier Wochen nad Ablauf des Tages diejer Mittheilung 
Muthung einlegen, widrigenfalls jein Vorrecht erlischt. 

Auf andere Mineralien, welche nicht in dem vorbezeichneten 
Zufammenhange vorfommen, hat der Bergierk3eigenthümer fein 
Borredt. | 

8. 58. Steht das Recht zur Gewinnung verfchiedener Mine: 
ralien innerhalb derjelben Feldesgrenzen verjchiedenen Bergwerkseigen— 
thümern zu, jo hat jeder Theil das Recht, bei einer planmäßigen 
Gewinnung feines Mineral auch dasjenige des anderen Theils in— 
ſoweit mit zu gewinnen, al3 diefe Mineralien nach der Entjeheidung 
der Bergbehörde aus den im $. 57 angegebenen Gründen nicht 
getrennt gewonnen werden können. 

Die mitgewonnenen, dem anderen Theile zuftehenden Mineralien 
müffen jedoch dem Lehteren auf jein Verlangen gegen Erjtattung 
der Gewinnungs- uud Förderungsfoften herausgegeben werben. 


$. 59. Der Bergwerfseigenthümer ift befugt, die durch den 
Betrieb des Bergwerls gewonnen, nit unter den $. 1 gehörigen 
Mineralien zu Zwecken jeines Betriebes ohne Entſchädigung des 
Grundeigenthümers zu verwenden. 

Soweit diefe Verwendung nicht erfolgt, it der Bergwerkseigen— 
thümer verpflichtet, die bezeichneten Mineralien dem Grundeigenthümer 
auf fein Verlangen gegen Erftattung der Getwinnungs= und Förderungss- 
foften herauszugeben. 

$. 60. Dem Bergwerf3eigenthümer fteht die Befugnik zu, die 
zur Aufbereitung jeiner Bergwerkserzeugnifje erforderlichen Anftalten 
zu errichten und zu betreiben. 

$. 61.* Hinsichtlich der Einrichtung und des Betriebes der 
auf den Bergwerken und auf den Aufbereitungsanstalten ($.60) 
dienenden Dampfkessel kommen die $$. 157 bis 160 des Polizei- 


Das Braunfchweigifche Berggejeg vom 15. April 1867. 289 


Straf-Gesetzbuchs vom 18. August 1855 und die betreffenden 
Ausführungsverordnungen zur Anwendung. 

Ueber die Zulässigkeit und den Betrieb von Wassertrieb- 
werken bleiben das Gesetz vom 19. Dezember 1851 und $.271 
des Polizei-Straf-Gesetzbuchs massgebend. 

Sofern zur Errihtung oder Veränderung Folcher Anlagen !) eine 
bejondere polizeiliche Genehmigung erforderlich it, tritt, was die 
Dampfkessel betrifft, an die Stelle der Herzoglichen Kreisdirec- 
tion die Bergbehörde. 

Ueber die Zuläjligfeit der Waſſertriebwerke entjcheiden die 
Bergbehörde und die Herzogliche Kreisdirection durch einen ge= 
meinſchaftlichen Beſchluß. 

8. 62. Der Bergwerkseigenthümer iſt befugt, im freien Felde 
Hülfsbaue anzulegen. 

Dieſelbe Befugniß ſteht ihm im Felde anderer Bergwerkseigen— 
thümer zu, ſofern die Hülfsbaue die Waſſer- und Wetterlöſung oder 
den vortheilhafteren Betrieb des Bergwerks, für welches die Anlage 
gemacht werden ſoll, bezwecken und der eigene Bergbau des Anderen 
dadurch weder geſtört noch gefährdet wird. 

Der Hülfsbau iſt Zubehör des berechtigten Bergwerks, beziehung3- 
weiſe der berechtigten Bergwerke, wenn die Eigenthümer zweier oder 
mehrerer Bergwerke ſich zur gemeinſchaftlichen Anlage eines Hülfs— 
baues vereinigt und keine anderweitige Vereinbarung getroffen haben. 

83. 63. Beſtreitet der Bergwerkseigenthümer, in deſſen Felde 
ein Hülfsbau angelegt werden ſoll, ſeine Verpflichtung zur Geſtattung 
deſſelben, jo entſcheidet hierüber die Bergbehörde mit Ausſchluß des 
Rechtsweges. 

Z. 64. Wird ein Hülfsbau in dem Felde eines anderen Berg— 
werfseigenthümers angelegt, jo muß der Hülfsbauberedhtigte für allen 
Schaden, welder dem belafteten Bergwerfe durch feine Anlage zuge: 
fügt wird, vollitändige Entihädigung leiften. 

8. 65. Die bei Ausführung eines Hülfsbaues im freien Felde 
gervonnenen Mineralien ($. 1) werden als Theil der Förderung des 
durd) den Hülfsbau zu löjenden Bergmwerfs behandelt. 

Werden bei Ausführung eines Hülfsbaues im Felde eines an- 
deren Bergwerfseigenthümers Mineralien gewonnen, auf welche der 


1) „mad; den Vorſchriften der Gewerbegejege‘ ($. 59 des Pr. B.-&.) 
Zeitichr. f. Bergredt. Band VIII. 3, 19 
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Letztere berechtigt iſt, ſo müſſen dieſe Mineralien demſelben auf ſein 
Verlangen unentgeltlich herausgegeben werden. 

8. 66. Der Bergwerkseigenthümer hat die Befugniß, die Ab— 
tretung des zu feinen bergbaufichen Zweden ($$. 56 bis 62) erforder: 
lichen Grund und Bodens nad näherer Vorschrift des fünften Titels 
zu verlangen. 


Zweiter Abjchnitt. 
don dem Betriebe und der Verwaltung. 

8. 67. Der Bergwerfsbefiger ift verpflichtet, das Bergwerk 
zu betreiben, wenn der Unterlafjung oder Einftellung des Betriebes 
nad) der Entjheidung der Bergbehörde überwiegende Gründe des 
öffentlichen Intereffes entgegenftehen. 

Die Bergbehörde hat in diefem alle die Befugniß, den 
Eigenthümer, nad Vernehmung defjelben, zur Jnbetriebjegung des 
Bergwerks oder zur Fortjegung des unterbrochenen Betriebes binnen 
einer Frift von ſechs Monaten aufzufordern und für den Yall der 
Nichtbefolgung diefer Aufforderung die Entziehung des Bergwerks— 
eigenthums nach Maßgabe des ſechſten Titels anzudrohen. 

8. 68. Der Bergwerksbeſitzer iſt verpflichtet, der Bergbehörde 
von der beabſichtigten Inbetriebſetzung des Bergwerks!) vorher An— 
zeige zu machen. 

8. 69. Auf Erfordern der Bergbehörde hat der Bergwerks- 
besitzer derselben einen Betriebsplan zur. Prüfung vorzulegen. 

Die Prüfung hat fih auf die im 5.198 feſtgeſtellten polizeili= 
chen Gefichtspunfte zu beſchränken. 

8. 70. Exhebt die Bergbehörde nicht binnen vierzehn Tagen 
nach Vorlegung des Betriebsplans Einſpruch gegen denjelben, jo ift 
der Vergmwerfsbefiger zur Ausführung befugt. 

MWird dagegen innerhalb diefer Frift von der Bergbehörde Ein- 
ſpruch gegen den Betriebsplan erhoben, jo hat sich der Berg- 
werksbesitzer darüber binnen einer ihm zu setzenden Frist zu 
erklären. 

Anfoweit auf dieſem Wege feine Berftändigung erzielt wird, 
hat die Bergbehörde diejenigen Abänderungen des Betriebsplans, 
ohne welche derjelbe nicht zur Ausführung gebradpt werden darf, 
durch einen Beſchluß feſtzuſetzen. 








1) „minbeftens vier Wochen“ ($. 66 des Pr. B.-G.) 
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$. 71. Die in den $$. 69 und 70 erwähnte Prüfung der 
Bergbehörde ist auch bei ———— Abänderungen der Betriebs- 
pläne erforderlich. 

Der Bergwerksbesitzer hat die beabsichtigte Abänder ung 
der Bergbehörde anzuzeigen und ist zur Ausführung befugt, 
wenn die Bergbehörde nicht binnen vierzehn Tagen nach Em- 
pfang der Anzeige Einspruch erhebt. 

Werden jedoch im Folge unvorhergejehener Ereigniſſe fofortige 
Abänderungen eines vorgelegten Betriebsplans erforderlich, fo ge— 
nügt e3, wenn diejelben binnen der nächſten vierzehn Tage der 
Bergbehörde durch den Betriebsführer angezeigt werden. 

$. 72. Wird ein Betrieb den VBorjchriften der 88. 69 bis 71 
zumider geführt, To ift die Bergbehörde befugt, nöthigenfalls einen 
ſolchen Betrieb einzuitellen. 

8. 73. Will der Bergwerksbeſitzer den Betrieb des Bergwerk 
einftellen, jo hat derjelbe der Bergbehörde hiervon mindeftens vier 
Wochen vorher Anzeige zu machen. 

Muß der Betrieb in Folge unvorhergejehener Ereigniffe ſchon 
in fürzerer Friſt oder jofort eingeftellt werden, jo ift die Anzeige 
binnen längjtens vierzehn Tagen nad) erfolgter Betriebseinftellung 
nachzuholen. 

8. 74. Der Bergwerksbeſitzer hat auf ſeine Koſten ein Gru— 
benbild ') durch einen Sachverständigen anfertigen und regelmäßig 
nachtragen zu laſſen. 

In welchen Zeitabjhnitten die Nachtragung ftattfinden muß, 
wird durch die Bergbehörde vorgejchrieben. 

Ein Duplicat des Grubenbildes ift an die Bergbehörde auf 
deren Erfordern abzuliefern, da3 andere Exemplar auf dem Berg- 
werfe oder, falls es dajelbit an einem geeigneten Orte fehlt, bei 
dem Betriebsführer aufzubewahren. 

8. 75. Der Betrieb darf nur unter Leitung, Auffiht und 
Berantwortlichkeit von Perjonen geführt werden, deren Befähigung 
hierzu anerkannt ift. 

8. 76. Der Bergwerfsbefiger Hat die zur Yeitung und Beauf- 
fihtigung des Betriebes angenommenen Perſonen, wie Betriebsführer, 
Steiger, technische Auffeher 2c. der Bergbehörde namhaft zu machen. 

Diefe Perfonen find verpflichtet, ihre Befähigung zu den ihnen 





1) „in zwei Exemplaren‘ ($. 72 des Pr. B.G.) 
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zu übertragenden Geſchäften nachzuweiſen und ſich zu diefem Zwecke 
auf Erfordern einer durch die Bergbehörde anzuordnenden Prüfung 
zu unterwerfen. 

Erft nachdem legtere die Befähigung anerkannt hat, dürfen die 
genannten Perjonen die ihnen übertragenen Gejchäfte übernehmen. 

8. 77. Wird der Betrieb von einer Perſon geleitet oder be- 
auffichtigt, welche das erforderliche Anerfenntniß ihrer Befähigung 
(8.76) nicht beſitzt, oder welche dieſe Befähigung wieder verloren hat, 
jo ift die Bergbehörde befugt, die jofortige Entfernung derjelben 
zu verlangen und nöthigenfall3 den in Betracht fommenden Betrieb 
jo lange einzuftellen, bis eine al3 befähigt anerfannte Perjon ans 
genommen it. | 

$. 78. Die Perfonen, welche die Leitung oder Beauflichtigung 
des Betriebes übernommen haben, jind für die Innehaltung der 
vorgelegten oder abgeänderten Betriebspläne, jowie für die Be— 
folgung aller im Gejege enthaltenen oder auf Grund defjelben ergan— 
genen Vorſchriften und Anordnungen verantwortlich. 

8. 79. Diefelben find verpflichtet, die Bergbeamten, welche im 
Dienfte das Bergwerk befahren, zu begleiten und denjelben auf Er- 
fordern Auskunft über den Betrieb zu geben. 

$. 80. Der Bergmwerfsbefiger muß den mit Fahrjcheinen der 
Bergbehörde verjehenen Perſonen, welche ſich dem Bergfache ge— 
widmet haben, zum Zwede ihrer Ausbildung die Befahrung und 
Belihtigung des Werkes geftatten. 

$. 81. Der Bergwerksbeſitzer ift verpflichtet, in den dafür 
feftgejegten Zeiträumen und Formen der Bergbehörde die von dieser 
vorgejchriebenen ftatiftiichen Nachrichten einzureichen. 


Dritter Abfchnitt. 
Von den Berglenten. 


8. 82. Das Vertragsverhältniß zwiſchen den Bergwerfäbefigern 
und den Bergleuten wird nad den allgemeinen gejeßlichen Vorſchriften 
beurtheilt, joweit nicht nachſtehend etwas Anderes beitimmt it. 

Erlaſſen die Bergwerfsbejiger Arbeitsordnungen für ihre Werke, 
jo müſſen dieſelben gleichzeitig mit der Bekanntmachung auf dem 
Werke zur Kenntniß der Bergbehörde gebracht werden. 

$. 83. Das Vertragsverhältnig kann, wenn nicht ein Anderes 
verabredet ijt, Durch eine jedem Theile Freiftehende, vierzehn Tage 
vorher zu erflärende Kündigung aufgelöft werden. 
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8. 84. Bor Ablauf der vertragsmäßigen Arbeitszeit und ohne 
vorhergegangene Auffündigung können Bergleute entlaffen werden: 
1) wenn fie eines Diebſtahls, einer Veruntreuung, eines lie- 
derlichen Lebenswandels, groben Ungehorfams oder beharr- 

licher Widerfpenftigkeit ſich ſchuldig machen; 

2) wenn ſie eine ſicherheitspolizeiliche Strafvorſchrift bei der 
Bergarbeit übertreten; 

3) wenn ſie ſich Thätlichkeiten oder Schmähungen gegen den 
Bergwerksbeſitzer, deſſen Stellvertreter oder die ihnen vor— 
geſetzten Beamten erlauben; 

4) wenn ſie zur Fortſetzung der Arbeit unfähig geworden oder 
mit einer ekelhaften Krankheit behaftet ſind. 

5. 85. Bor Ablauf der vertragsmäßigen Arbeitszeit und ohne 
borhergegangene Auftündigung können Bergleute die Arbeit ver: 
laſſen: 

1) wenn ſie zur Fortſetzung der Arbeit unfähig werden, 

2) wenn der Bergwerksbeſitzer oder deſſen Stellvertreter ſich 

thätlih an ihnen vergreift; 

3) wenn er ihnen den verſprochenen Lohn oder die jonftigen 
Gegenleiftungen ohne genügende Veranlaffung vorenthält. 

Z. 86. Der Bergmwerkäbeliger oder deſſen Stellvertreter iſt 
verpflichtet, dem abfehrenden Bergmanne ein Zeugniß über die Art 
und Dauer feiner Beihäftigung und auf Verlangen auch über feine 
Führung auszuftellen, deijen Unterjchrift nöthigenfalls die Ortspoli= 
zeibehörde foften- und jtempelfrei zu beglaubigen hat. 

Wird die Ausftellung des Zeugniffes verweigert, jo fertigt die 
DOrtspolizeibehörde dafjelbe auf Koften des Verpflichteten aus. 

Werden dem abfehrenden Bergmanne in dem Zeugniffe Beſchul— 
digungen zur Laft gelegt, welche feine fernere Beichäftigung hindern 
würden, jo fann er auf Unterfuhung bei der Ortspolizeibehörde 
antragen, welde, wenn die Beſchuldigung unbegründet befunden wird, 
unter dem Zeugniffe den Befund ihrer Unterfuhung zu vermer— 
fen hat. 

8. 87. Bergwerfsbefiger oder deren Stellvertreter Dürfen Ar— 
beiter, von denen ihnen befannt ift, daß fie ſchon früher beim Berg— 
bau bejchäftigt waren, nicht eher zur Bergarbeit annehmen, bis ihnen 
von denfelben das Zeugniß des Bergwerksbeſitzers oder Stellvertreters, 
bei dem fie zufeßt in Arbeit geftanden, beziehungsweiſe das Zeugniß 
der Ortspolizeibehörde ($. 86) vorgelegt ift. 
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8. 88. Bergwerksbeſitzer ſind verpflichtet, die für ſie beſchäftig— 
ten Bergleute in baarem Gelde auszulohnen. Sie dürfen denſelben 
keine Waaren kreditiren. 

Dagegen können den Bergleuten Wohnung, Feuerungsbedarf, 
Landnutzung, regelmäßige Beköſtigung, ſowie die zur Bergwerksarbeit 
erforderlichen Werkzeuge und Betriebsmaterialien unter Anrechnung 
bei der Lohnzahlung verabfolgt werden. 

Im Falle eines Nothſtandes iſt die betreffende Herzogliche 
Kreisdireetion befugt, durch einen Beſchluß zu beftimmen, daß und 
welche Lebensmittel und Saatfrüchte den Bergleuten von den Berg: 
werfsbefigern unter Anrechnung bei der Lohnzahlung verabfolgt wer- 
den dürfen. 

Bei Werken, die für Rechnung des Staates betrieben wer- 
den, dürfen Fruchtböden bestehen. 

$. 89. Die Beltimmungen des $. 88 finden auch Anwendung 
auf Yamilienglieder, Gehülfen, Beauftragte, Gejchäftsführer, Fat: 
toren und Aufjeher der Bergwerksbeſitzer, jowie auf Gewerbetreibende, 
bei deren Geſchäft eine der erwähnten Perſonen unmittelbar oder 
mittelbar betheiligt ift. 

8. 90. Bergleute, deren Forderungen den Borjchriften der 
SS. 88 und 89 zumider anders als dur Baarzahlung berichtigt 
find, fünnen zu jeder Zeit die Bezahlung ihrer Forderungen in baarem 
Gelde verlangen. 

8. 91. Verträge, welche den 88. 88 bis 90 zumiderlaufen, find 
nichtig. Dasjelbe gilt von Verabredungen zwiſchen Bergmwerfsbe- 
ſitzern oder ihnen gleichgeftellten Perjonen einerjeits und Bergleuten 
andererjeit3 über die Entnehmung der Bedürfniffe dieſer Letzteren 
aus gewillen Verkaufsſtellen, ſowie überhaupt über die Verwendung 
des DVerdienites derjelben zu einem anderen Zwede, als zur Bethei— 
ligung an Einrichtungen zur Verbefferung der Lage der Bergleute 
oder ihrer Familien ($. 88). 

$. 92. Forderungen für Waaren, welche ungeachtet de3 Ver— 
bot3 den Arbeitern freditirt worden find, können von den Bergwerks— 
befigern und von denen ihnen gleichgeftellten Perſonen weder einges 
flagt noch durch Anrechnung oder jonft geltend gemacht werden, ohne 
Unterjchied, ob fie zwiſchen den Betheiligten unmittelbar entitanden 
oder mittelbar erworben jind; vielmehr fallen dergleichen Forderungen 
der Knappſchaftskaſſe zu, welcher das betreffende Werk angehört. 

$. 93. Zuwiderdandlungen gegen die 88. 88 und 89 werden 
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mit einer Geldbuße bis zu fünfhundert Thalern und im Unvermögens— 
falle mit verhältnikmäßiger Gefängnißitrafe beftrafl. Im Rück- 
falle wird die Strafe verdoppelt. 

Jede rechtäfräftige Verurtheilung wird auf Koften des Verur— 
theilten durch) die Braunschweigischen Anzeigen befannt gemadt. 

8. 94. Die auf Grund des $. 93, desgleichen die wegen 
Uebertretungen de3 $. 87 feitgejeßten Geldftrafen fließen zu der im 
8. 92 bezeichneten Knappſchaftskaſſe. Wenn für ein einzelnes 
Bergwerk keine Knappschaftskasse besteht, so fliessen die vor- 
erwähnten Geldstrafen. so weit sie von den Herzoglichen Kreis- 
gerichten erkannt sind, in die Staatskasse, die von den Her- 
zoglichen Amts- und Stadtgerichten erkannten aber in die 
Amts-, beziehungsweise Stadt-Armenkasse. 

$. 95. Den Bergarbeitern wird in Beziehung auf die Rück- 
stände aus dem letzten Jahre an Lohn und anderen Emolu- 
menten das gesetzliche Vorrecht des Gesindelohns beigelegt 
(Verordnung vom 12. October 1756 und $. 38 der Gesindeord- 
nung vom 15. October 1832) !). 

$. 96. Auf jedem Bergwerke ift über die daſelbſt beichäftigten 
Arbeiter eine Lifte zu führen, welche die Vor- und Zunamen, das 
Geburtsjahr, den Wohnort, den Tag des DienftantrittS und der 
Entlaffung, jowie das Datum des legten Arbeitszeugniffes enthält. 

Die Lifte muß der Bergbehörde auf Verlangen vorgelegt 
werden. 


Vierter Titel. 
Don den Rechtsverhältniffen der Mitbetheiligten eines —— 


Z. 97. Zwei oder mehrere Mitbetheiligte eines Bergwerks bilden 
eine Gewerkſchaft. 

Die Gewerkſchaft fann ihre bejondere Verfaffung durch ein no— 
tariell oder gerichtlich zu errichtendes Statut regeln, welches der Zus 
ftimmung von wenigſtens drei Viertheilen aller Antheile und der 
Beitätigung der Bergbehörde bedarf. 

Die Beſtimmungen der 88. 98 bis 113, 117 Abſatz 2 und 126 
bi3 131 dürfen durch das Statut nicht abgeändert werden. 

Z. 98. Die Gemwerfichaft führt den Namen des Bergwerks, 
fofern fie nicht in dem Statut einen anderen Namen gewählt hat. 


1) Vergl. 8. 249 Alinea 2 des Pr. B.G. 
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$. 99. Die Gewerkſchaft fann unter ihrem Namen Rechte er: 
werben und Verbindlichkeiten eingehen, Eigentum und andere ding— 
lihe Rechte an Bergwerken und Grundjtüden erwerben, vor Gericht 
Hagen und verklagt werben. 

Ihr ordentlicher Gerichtöftand ift bei dem Gerichte, in deſſen 
Bezirk das Bergwerk liegt. 

$. 100. Das Bergwerk wird!) auf den Namen der Gewerf- 
Ihaft in das Hypothekenbuch eingetragen. (Vergl. $. 55.) . 

8.101. Das Bergwerk fann nur von der Gewertichaft und nur 
als Ganzes mit Hypotheken und dinglichen Laſten beſchwert werden. 

$. 102. Für die Verbindlichkeiten der Gewerkſchaft haftet nur 
das Vermögen derjelben. 

$. 103. Durch das Ausjcheiden einzelner Mitglieder — Ge— 
werfen — wird die Gemwerkjchaft nicht aufgelöft. Auch können ein- 
zelne Gewerfen nicht auf Theilung Klagen. 

$. 104. Die Zahl der gewerkichaftlihen Antheile — Hure — 
beträgt hundert. 

Durch das Statut fann die Zahl auf taufend beftimmt werden. 

Die Hure find untheilbar. Sie haben die Eigenſchaft der be= 
weglihen Saden. 

8. 105. Die Gewerfen nehmen nad dem Berhältnik ihrer Hure 
an dem Gewinne und Berlufte Theil. 

Sie find verpflichtet, die Beiträge, welche zur Erfüllung der 
Schuldverbindlichfeiten der Gewerfihaft und zum Betriebe erfor- 
derlich find, nah Verhältniß ihrer Kure zu zahlen ($$. 132, 133). 

$. 106. Ueber ſämmtliche Mitglieder der Gewerkſchaft und deren 
Kure wird von der Gewerkſchaft ein Verzeichniß — das Gewerfen- 
buch — geführt. Auf Grund defjelben wird einem jeden Gewerken?) 
ein Antheilſchein — Kurfchein — ausgefertigt. 

Die Kuricheine find nad) der Wahl des Gewerken über die ein— 
zelnen Kuxe oder über eine Mehrheit derfelben auszuftellen. 

Die Hurjcheine dürfen nur auf einen beftimmten Namen, nie: 
mal3 auf den Inhaber lauten. | 

Die Erneuerung eines Kurfheins ift nur gegen Rüdgabe oder 
nach erfolgter Mortification deſſelben zuläfiig. 





1) „ioweit die Einrihtung des Hypothefenwejens dies geftattet,“ ($. 97 
des Pr. B.G.) 
2) „welcher es verlangt” (8. 103 des Pr. B.G.) 
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$. 107. Die Hure können ohne Einwilligung der Mitgewerfen 
auf andere Perfonen übertragen werden. 

Ein geſetzliches Vorkaufsrecht fteht den Mitgewerfen nicht zu. 

$. 108. Zur lebertragung der Hure ijt die jchriftliche Form 
erforderlich. 

Der Uebertragende ift zur Aushändigung des Kuxſcheins und, 
wenn dieſer verloren ift, zur Beichaffung der Mortificationserflärung 
auf jeine Koſten verpflichtet. 

Die Umschreibung im Gewerfenbuche darf nur auf Grund der 
Hebertragungsurfunde und gegen Borlegung des Hurjcheins oder der 
Mortificationserflärung erfolgen. 

$. 109. Wer im Gemwerfenbuche al3 Eigenthümer der Kuxe ver— 
zeichnet ift, wird der Gewerfichaft gegenüber bei Ausübung feiner 
Rechte als ſolcher angejehen. 

8. 110. Bei freiwilligen Beräußerungen von Kuren bleibt der 
jeitherige Eigenthümer derjelben der Gewerkichaft für die Beiträge 
(8. 105) verpflichtet, deren Erhebung die Gewerkſchaft beichloffen Hat, 
bevor die Umschreibung der Hure im Gewerkenbuche geſetzlich ($. 108) 
beantragt ift. 

$. 111. Die Verpfändung der Hure gejhieht durch Uebergabe 
des Kuricheins auf Grund eines jchriftlihen Vertrages. 

$. 112. Die Erekution in den Antheil eines Gemerfen wird 
durch Abpfändung feines Kuxſcheins und Verkauf deſſelben im Wege 
der Mobiliarverfteigerung vollitredt. 

$. 113. Die Mortification eine3 verloren gegangenen Kux— 
ſcheins ijt bei dem ordentlichen Gerichte, in deſſen Bezirk das Berg: 
werk liegt, zu beantragen. 

Der Antragfteller muß den Beſitz und Berluft des Kurfcheins 
glaubhaft maden. 

Das Gericht erläßt eine öffentliche Aufforderung an den unbe— 
fannten Inhaber des Huricheins, binnen drei Monaten den Kur: 
Ichein dem Gerichte vorzulegen, mit der Verwarnung, daß jonft der 
Rurfchein werde für fraftlos erklärt werden. 

Für das auf solchen Antrag einzuleitende Verfahren gelten 
die Bestimmungen der Civil-Process-Ordnung vom 19. März 
1850, Theil IV. Titel 5. 

Wird von einem Inhaber der Kurjchein vorgelegt, jo ift dem 
Antragfteller hiervon Kenntniß zu geben und ihm zu überlalfen, jein 
Recht gegen den Inhaber geltend zu machen. 
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Meldet fih Niemand, jo erflärt das Gericht den Kurfchein für 
fraftlos. 

$. 114. Die Gewerfen fallen ihre Bejchlüffe in Gemwerfenver- 
fammlungen. 

Das Stimmreht wird nad Kuren, nicht nad Perſonen aus— 
geübt. 

$. 115. Zur Gültigkeit eines Beichluffes ift erforderlich, daß 
alle Gewerfen anmwejend oder unter Angabe des zu verhandelnden 
Gegenjtandes zu einer Verſammlung eingeladen werden. 

Einladungen an auswärtige Gewerken sind recommandirt 
gegen Rückschein durch die Post zu befördern. 

Gewerken, welche weder im Inlande noch in einem deutjchen 
Bundesftaate wohnen, haben zur Empfangnahme der Einladungen 
einen Bevollmächtigten im Inlande zu beftellen. Iſt dies nicht ge= 
ſchehen, jo reicht eine Bekanntmachung durch die Braunschwei- 
gischen Anzeigen aus. 

Dafjelbe gilt bei Gewerfen, deren Wohnort unbekannt ift. 

8.116. Die Beſchlüſſe werden in der beſchlußfähigen Gewerken— 
verfammlung mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. 

Beihlupfähig it die erſte Verſammlung, wenn die Mehrheit 
aller Hure vertreten ift. 

Iſt die Mehrheit aller Hure nicht vertreten, jo find fämmtliche 
Gewerfen zu einer zweiten VBerfammlung einzuladen. 

Die zweite VBerfammlung tft ohne Rüdfiht auf die Zahl der 
vertretenen Hure beſchlußfähig. Diefe Folge muß indeß, wenn fie 
eintreten joll, in der Einladung angegeben werden. 

Ueber jede Gewerfenverfjammlung ift ein Protokoll aufzunchmen. 

$. 117. Eine Mehrheit von wenigſtens drei Viertheilen aller 
Kuxe iſt erforderlich zu Beſchlüſſen, durch welche über den Gegen— 
ftand der Verleihung — Subſtanz des Bergwerks — ganz oder 
theilweife verfügt werden joll. Dies gilt insbeſondere von den Fällen 
des Verkaufes, der CGonsolidation, der Theilung, de3 Tauſches, 
der Berpfändung oder der ſonſtigen dinglichen Belaftung des Berg- 
werfs, jowie der Leberlafjung der Ausbeutung gegen Entgelt (Ver: 
padtung). 

Zu Verfügungen über das verliehene Bergwerkseigenthum durch 
Berziht oder Schenkung iſt Einftimmigfeit erforderlich. 

$. 118. Binnen einer Bräflufivfrift von vier Wochen vom Ab- 
laufe des Tages, an weldem ein Gewerkſchaftsbeſchluß gefaßt ift, 
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fann jeder Gewerke die Entjcheidung des ordentlichen Richters, in 
deffen Bezirt da3 Bergwerk liegt, darüber, ob der Beſchluß zum 
Beiten der Gewerkſchaft gereihe, anrufen und gegen die Gewerkſchaft 
auf Aufhebung des Beſchluſſes klagen. 

Durch das Statut fann beftimmt werden, daß die Entiheidung 
diefer Frage in Streitfällen durch ein Schiedsgericht erfolgen, wie 
das Schiedsgericht gebildet und unter welchen Formen von demjelben 
verfahren werden foll. 

Dieje Beftimmungen finden auf einen in Gemäßheit des $. 97 
gefakten Beichluß Feine Anwendung. 

8.119. Durch die Anftellung der Klage auf Aufhebung des Ge— 
wertichaftsbejchluifes wird die Ausführung defjelben nicht aufgehalten. 

Wird der Beihluß aufgehoben, jo verliert derjelbe erjt von der 
Rechtskraft der richterlichen Entſcheidung an feine rechtliche Wirkſamkeit. 

Diefe Beftimmungen finden feine Anwendung, wenn der Beſchluß 
die im 8.123 bezeichneten Gegenftände betrifft. - 

$. 120. Jede Gewerfichaft ift verpflichtet, einen!) Repräſen— 
tanten zu bejtellen und der Bergbehörde namhaft zu maden. 

Statt eines einzelnen Repräjentanten kann die Gewerkichaft 
jedod) einen aus zwei oder mehreren Perſonen beftehenden Gruben— 
vorjtand beitellen. 

Als Repräfentanten oder Mitglieder des Grubenvorftandes kön— 
nen auch Perjonen bejtellt werden, welche nicht Gewerken find. 

Im Auslande wohnende Personen können nur mit Geneh- 
migung der Bergbehörde -dazu bestellt werden. 

8.121. Die Wahl erfolgt in einer nad) $. 116 beſchlußfähigen 
Berjammlung dur abjolute Stimmenmehrheit. Iſt eine jolche bei 
der erſten Abjtimmung nicht vorhanden, jo werden diejenigen beiden 
Perjonen, weldye die meilten Stimmen erhalten haben, in die engere 
Wahl gebradt. Bei Stimmengleihheit entjcheidet das Loos. 

Bei Ausmittelung der in die engere Wahl zu bringenden zwei 
Perſonen entjcheidet im Falle der Stimmengleichheit ebenfalls das Loos. 

Das Protokoll über die Wahlverhandlung ift notariell oder 
gerichtlih aufzunehmen. ine Ausfertigung deſſelben wird dem 
Repräfentanten oder dem Grubenvorftande zu jeiner Legitimation 
ertheilt. 

$. 122. Der Repräjentant oder Grubenvorftand vertritt die 


1) „im Inlande wohnende“ ($. 117 des Pr. B.G.) 
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Gewerkſchaft in allen ihren Angelegenheiten gerichtlich und außer— 
gerichtlich. 

Eine Spezialvollmacht iſt nur in den im $. 123 bezeichneten 
Fällen erforderlich. 

Eide Namens der Gewerkſchaft werden durch ihn geleiſtet. 

Beſchränkt oder erweitert die Gewerkenverſammlung die Befug— 
niſſe des Repräſentanten oder Grubenvorſtandes, ſo müſſen die be— 
treffenden Feſtſetzungen in die Legitimation ($. 121) aufgenommen 
werden. 

8. 123. Der Repräfentant oder Grubenvorftand bedarf eines 
bejonderen Auftrages der Gewerfenverfammlung, 

1) wenn es ſich um Gegenftände handelt, welche nur von einer 
Mehrheit von wenigſtens drei Viertheilen aller Hure oder 
nur mit Einjtimmigfeit bejchloffen werden fünnen ; 

2) wenn Beiträge von den Gewerfen erhoben werden follen. 

8. 124. Der Repräfentant oder Grubenvorftand führt das 
Gewerkenbuch und fertigt die Kuxſcheine aus ($. 106). 

Er iſt verpflichtet, für die Führung der übrigen erforderlichen 
Bücher der Gewerkſchaft Sorge zu tragen und jedem Gewerken auf 
Berlangen die Bücher zur Einficht offen zu legen. 

$. 125. Der Repräjentant oder Grubenvorftand beruft Die 
Gewerfenverfammlungen. 

Er muß, wenn das Bergwerk im Betriebe ift, alljährlid eine 
Gewerfenverfammlung berufen und derjelben eine vollftändig belegte 
Berwaltungsrehnung vorlegen. 

Der Repräjentant oder Grubenvorstand ift zur Berufung einer 
Gewerfenverfammlung verpflichtet, wenn dies die Cigenthümer von 
wenigſtens einem Biertheil aller Hure verlangen. Unterläßt er die 
Berufung, jo erfolgt diefelbe durch die Vergbehörde auf den an fie 
gerichteten Antrag. 

Zur Vornahme der Wahl eines Repräfentanten oder Gruben- 
vorjtandes oder zur Beſchlußfaſſung über den Widerruf der erfolgten 
Beitellung kann die Bergbehörde auf den an fie gerichteten Antrag 
eine Gewerfenverfammlung berufen. 

$. 126. Der Repräfentant ift berechtigt und verpflichtet, alle 
VBorladungen und andere Zuftellungen an die Gewerkſchaft mit voller 
rechtlicher Wirkung in Empfang zu nehmen. 

Beftellt die Gemwerkichaft einen Grubenvorftand, jo muß ein 
Mitglied dejjelben mit diefer Empfangnahme beauftragt und in der 
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Legitimation des Grubenvorftandes bezeichnet werden. Wenn dies 
nicht geichehen ift, jo fann die Zuftellung an jedes Mitglied des 
Grubenvorftandes erfolgen. 

8. 127. Die Beitimmungen der 88. 123, 124 und 125 dürfen 
nur durch ein förmliches Statut ($. 97), diejenigen des 8.126 aber 
gar nicht abgeändert werden. 

In feinem Falle darf dem Repräjentanten oder Grubenvorftande 
die Vertretung der Gewerkſchaft bei den Verhandlungen mit der Berg: 
behörde, mit dein Knappjchaftsvereine und mit anderen auf den Berg- 
bau bezüglichen Inftituten, ſowie in den gegen fie angeftellten Pro— 
zeffen und die Eidesleiſtung im leßteren entzogen werden. 

8. 128. Die Gewerfihaft wird durch die von dem NRepräfen- 
tanten oder Grubenvorftande in ihrem Namen gejchloffenen Rechts— 
gejchäfte berechtigt und verpflichtet. 

Es iſt gleihgültig, ob das Geſchäft ausdrüdlicd im Namen der 
Gewerkſchaft geſchloſſen worden ift, oder ob die Umſtände ergeben, 
daß es nad dem Willen der Kontrahenten für die Gewerkſchaft ge— 
ſchloſſen werden follte. 


$. 129. Der Repräjentant oder die Mitglieder des Gruben 
borjtandes find aus den von ihnen im Namen der Gewerkſchaft vor— 
genommenen Rehtshandlungen Dritten gegenüber für die Verbind— 
lichkeiten der Gewerkſchaft perſönlich nicht verpflichtet. 

Handeln diefelben außer den Grenzen ihres Auftrages oder den 
Vorſchriften dieſes Titels entgegen, jo haften fie perjönlich, beziehungs— 
weiſe jolidarifch für den dadurd entjtandenen Schaden. 

$. 130. Die Bergbehörde ijt befugt, eine Gewerkſchaft aufzu— 
fordern, innerhalb drei Monaten einen Repräjentanten oder einen 
Grubenvorſtand zu beftellen. 

Wird diefer Aufforderung nicht entjprochen, jo fann die Berg: 
behörde bis dahin, daß dies geſchieht, einen Repräfentanten bejtellen 
und demjelben eine angemefjene, von der Gewerkſchaft aufzubringende 
und nöthigenfall® durch die betreffende Herzogliche Kreisdi- 
rection exekutiviſch einzuziehende Belohnung zufichern. 

Diejer interimiftiiche Repräjentant hat die in den 88. 122 bis 
126 beitimmten Rechte und Pflichten, infofern die Bergbehörde feine 
Beichränfungen eintreten läßt. 

$. 131. Soweit der gegenwärtige Titel nichts Anderes beftimmt, 
find die durch die Beftellung eines Repräjentanten oder Grubenvor- 
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ſtandes entſtehenden Rechtsverhältniſſe nach den allgemeinen Vor— 
ſchriften über den Vollmachtsvertrag zu beurtheilen. 

$. 132. Die lage. gegen einen Gewerken auf Zahlung feines 
durch Gewerkſchaftsbeſchluß beftimmten Beitrages kann nicht vor Ab— 
lauf der in dem $. 118 beftimmten PBräftufivfrift von vier Wochen 
erhoben werden. Iſt innerhalb diefer Frift von dem Gemwerfen auf 
Aufhebung des Beſchluſſes Klage erhoben worden ($. 118), fo findet 
vor rechtsfräftiger Enticheidung über Ddiefelbe die Klage gegen den 
Gewerken nicht ſtatt. 

Die Klage gegen den Gewerken kann nur bei dem ordentlichen 
Richter angeſtellt werden, in deſſen Bezirk das Bergwerk liegt. 

Das Verfahren über beide Klagen ist bei den Herzoglichen 
Kreisgerichten das abgekürzte (summarische). 

8. 133. Der Gewerke fann feine Verurtheilung und die Exe— 
fution dadurch abwenden, daß er unter Leberreihung des Kurfcheins 
den Verkauf feines Antheils behufs Befriedigung der Gewerkſchaft 
anheimitellt. 

$. 134. Der Verkauf des Antheil3 erfolgt im Wege der Mo- 
bilarverfteigerung nad Vorſchrift des 8. 112. 

Aus dem gelöjten Haufpreije werden zunächſt die Berfaufstoften 
und jodann die jehuldigen Beiträge gezahlt. 

Iſt der Antheil unverfäufli, jo wird derjelbe den andern Ge- 
werfen nad) Verhältniß ihrer Antheile in ganzen Huren, joweit dies 
aber nicht möglich iſt, der Gewerkſchaft al3 ſolcher im Gewerken— 
buche Laftenfrei zugejchrieben. 

8. 135. Jeder Gewerke iſt befugt, auf feinen Antheil freiwillig 
zu verzichten, wenn auf dem Antheile weder ſchuldige Beiträge noch 
ſonſtige Schuldverbindlichkeiten haften oder die ausdrüdliche Ein- 
willigung der Gläubiger beigebracht wird, und außerdem die Nüdgabe 
des Kuxſcheins an die Gemwerfichaft erfolgt. 

Der Antheil ſoll alsdann, fofern die Gewerkſchaft nicht ander— 
weitig über denjelben verfügt, durch den Nepäjentanten zu Gunften 
der Gewerkſchaft verlauft werden. 

Iſt der Antheil unverfäuflich, jo findet die für diefen Fall im . 
$. 134 getroffene Beitimmung Anwendung. 

$. 136. Die Beltimmungen der 88. 97 bis 135 kommen nicht 
zur Anwendung, wenn die Rechtsverhältnifie der Mitbetheiligten eines 
Bergwerks durch Vertrag oder jonjtige Willenserklärung anderweitig 
geregelt find. Ein folches Rechtsgeſchäft bedarf zu feiner Gültigkeit 
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der notariellen oder gerichtlihen Yorm. Die Urkunde über dafjelbe 
ift der Bergbehörde einzureichen. 

Mitbetheiligte eines Bergwerfs im Sinne des $. 97 find nicht 
‚die Theilhaber an einer ungeiheilten Erbſchaft oder an einer fonfti- 
gen gemeinjchaftlihen Maffe, zu welcher ein Bergwerk gehört. 

$. 137. In den Fällen des $. 136 muß, wenn die Mitbethei- 
ligten eines Bergwerks nicht eine Gejellichaft bilden, deren Vertre— 
tung durch die allgemeinen Gefege geordnet ift, ein!) Repräjentant 
($. 120) bejtellt und der Bergbehörde namhaft gemacht werden, 
widrigenfalls Teßtere nad) $. 130 zu verfahren befugt ift. 

Daffelbe gilt, wenn der Alleineigenthümer eines Bergwerks im 
Auslande wohnt. 

Diefer Repräfentant hat diejenigen Geſchäfte zu bejorgen, welche 
im $. 127 als jolche bezeichnet find, die dem NRepräfentanten oder 
Grubenvorftande einer Gewerkſchaft niemals entzogen werden dürfen. 
Eine Abänderung ift auch hier unzuläflig. 


Fünfter Titel. 
Don den Redhtsverhältniffen zwiſchen den Bergbantreibenden 
und den Grundbeſihern. 


Erfter Abfchnitt. 
Von der Grumdabiretung. 

$. 138. Iſt für den Betrieb de$ Bergbaues und zwar zu den 
Grubenbauen jelbft, zu Halden= Ablade- und Niederlageplägen, Wegen, 
Gifenbahnen, Kanälen, Mafchinenanlagen, Wailerläufen, Zeichen, 
Hülfsbauen, Zehenhäufern und anderen für Betriebszwede beftimm- 
ten Tagegebäuden, Anlagen und Borrichtungen, zu den im $. 60 
bezeichneten Aufbereitungsanftalten, jowie zu Soolleitungen und Sool— 
behältern die Benugung eines fremden Grundftüds nothwendig, jo 
muß der Grundbefiger, er jei Eigenthümer oder Nubungsberechtigter 
daffelbe an den Bergwerksbeſitzer abtreten. 

8.139. Die Abtretung darf nur aus überwiegenden Gründen 
des öffentlichen Intereſſes verfagt werden. 

Zur Abtretung des mit Wohn: Wirthſchafts- oder Fabrik— 
gebäuden bebauten Grund und Bodens und der damit in Verbindung 
ftehenden eingefriedigten Hofräume fann der Grundbeliger gegen feinen 
Willen niemals angehalten werden. 


1) „im Inlande wohnender‘ ($. 134 des Pr. B.-G.) 
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8. 140. Der Bergmwerfsbefiger ift verpflichtet, dem Grundbe— 
figer für die entzogene Nutzung jährlih im Voraus vollftändige Ent- 
Ihädigung zu leiften und das Grundftüd nach beendigter Benugung 
zurüdzugeben. 

Tritt durch die Benugung eine Werthsverminderung des Grund 
tüds ein, jo muß der Bergwerfsbelißer bei der Rüdgabe den Min- 
derwerth erjegen. Für die Erfüllung diefer Verpflichtung fann der 
Grundbefiger ſchon bei der Abtretung des Grundftüds die Beitellung 
einer angemefjenen Kaution von dem Bergwerksbeſitzer mit Aus- 
nahme des Fiscus verlangen. Auch ift der Eigenthümer des Grund: 
ſtücks in diefem Falle zu fordern berechtigt, daß der Bergmerfäbe- 
fißer, ftatt den Minderwerth zu erjegen, das Eigenthum des Grund: 
jtüd3 erwirbt. 

8.141. Wenn feftfteht, daß die Benugung des Grundftüds länger 
al3 drei Jahre dauern wird, oder wenn die Benutzung nad) Ablauf von 
. drei Jahren noch fortdauert, jo fann der Grundeigenthümer verlangen, 
daß der Bergwerksbeſitzer das Eigenthum des Grumdjtüds erwirbt, 

8. 142. Wenn ein Grundftüd durch die Abtretung einzelner 
Theile jo zerjtüdelt werden würde, daß die übrig bleibenden Theile 
nicht mehr zwedmäßig benußt werden fünnen, jo muß aud für letz— 
tere die jährliche Entſchädigung ($. 140) auf Verlangen des Grund- 
befißer3 don dem Bergwerksbeſitzer geleiftet werden. 

Unter derjelben Borausfegung fann der Eigenthümer eines jol- 
chen Grundftüds verlangen, daß der Bergwerfsbefiger das Eigenthum 
des ganzen Grundftüds erwirbt. 

$. 143. Bei der zwangsweifen Abtretung oder Erwerbung 
eines Grundftüds zu einer bergbaulichen Anlage fommen diejenigen 
MWerthserhöhungen, welche das Grundſtück erſt in Folge diejer Anlage 
erhält, bei der Entſchädigung nicht in Anjchlag. 

8. 144. Wegen aller zu Zwecken de3 Bergbaubetriebes ver— 
äußerten Theile von Grundftüden findet ein Vorfaufs- und Wieder: 
taufsrecht ftatt, wern in der Yolge das Grundftüd zu den Zweden 
des Bergbaues entbehrlich wird. 

Das Vorfaufs- und Wiederlaufsrecht fteht dem zeitigen Eigen 
thümer des durch die urjprüngliche Veräußerung verkleinerten Grund: 
jtüd3 !) zu. 


1) „nach denjelben gejeßlihen Grundſätzen zu, welche in diefer Beziehung 
den Eifenbahngefellichaften gegenüber gelten”. ($.141 des Pr. B.G.) 
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Den Wiederkauf kann dieser Eigenthümer in solchem Falle 
zu jeder Zeit geltend machen; bestreitet der Bergwerksbesitzer 
das Dasein der obigen Bedingung, so tritt richterliche Ent- 
scheidung ein. 

Der Bergwerksbesitzer kann den Eigenthümer auffordern, 
sich über die Ausübung dieses Rechts zu erklären; giebt er 
diese Erklärung nicht binnen 2 Monaten ab, so verliert er 
dasselbe. 

Bei dem Wiederkauf zahlt der Eigenthümer den ursprüng- 
lichen Kaufpreis nach Abzug der durch die bisherige Benutzung 
entstandenen Werthsverminderung des Grundstücks. Dagegen 
kann der Bergwerksbesitzer keine Verbesserung in Anrechnung 
bringen, wohl aber die von ihm auf dem Grundstücke errich- 
teten Gebäude oder andere Anlagen hinwegnehmen. 

Der Vorkauf tritt ein, wenn der Bergwerksbesitzer das 
entbehrlich gewordene Grundstück zu verkaufen Gelegenheit 
findet. Er hat diese Absicht, sowie den angebotenen Kaufpreis 
dem zum Vorkauf berechtigten Eigenthümer anzuzeigen, wel- 
cher sein Vorkaufsrecht verliert, wenn er sich nicht binnen 
2 Monaten darüber erklärt. 

Unterlässt der Bergwerksbesitzer die Anzeige, so kann 
der Berechtigte seinen Anspruch gegen jeden Besitzer geltend 
machen. | 

$. 145. Können die Betheiligten fih in den Fällen der $$. 138 
bis 142 über die Grundabtretung nicht gütlich einigen, jo erfolgt 
‚die Entſcheidung darüber, ob, in welchem Umfange und unter welchen 
Bedingungen der Grundbeſitzer zur Abtretung des Grundftüds oder 
der Bergwerksbefiger zum Erwerbe des Eigentums verpflichtet ift, 
durch einen gemeinſchaftlichen Beſchluß der Bergbehörde und der 
betreffenden Herzoglichen Kreisdirection, bei Grundabtretungen 
für den Betrieb des fiscalischen Bergbaues aber durch einen 
alleinigen Beschluss der betreffenden Herzoglichen Kreisdirection. 

$. 146. Bor der Entiheidung müfjen beide Theile gehört und 
die Verhältniffe durch Kommifjarien der beiden entjcheidenden Be— 
hörden an Ort und Stelle unterfucht werden. 

Die Ermittelung der für die vorübergehende Benutzung des 
Grundftüds oder für die Abtretung des Eigenthums zu leiftenden 
vollftändigen Entſchädigung, jowie der im $.140 erwähnten Staution 
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liegt beim Mangel einer gütliden Einigung der Betheiligten eben- 
fall® den Kommiſſarien ob. 

Zu diefer Ermittelung find Sachverſtändige zuzuziehen, welche 
die Commissarien zu ernennen haben. 

8. 147. Der Beichluß, durch welchen die zwangsweiſe Abtretung 
oder Erwerbung eines Grundftüds ausgejproden wird, muß das 
Grundſtück genau bezeichnen, die dem Grundbeſitzer zu leiftende Ent- 
ihädigung, beziehungsweiſe Kaution feitjegen und die jonjtigen Be- 
dingungen der Abtretung oder Erwerbung enthalten. 

$. 148. Gegen den Beichluß der Bergbehörde und der be- 
treffenden Herzoglichen Kreisdireetion fteht beiden Theilen der 
Refur3 an das Herzogliche Staatsministerium zu. Detielbe muß 
nad näherer Borjchrift der SS. 194 und 195 bei der Bergbehörde 
eingelegt werden. Gegen die Yeltfegung der Entſchädigung und der 
Kaution findet der Rekurs nicht ftatt. 

Ueber die Verpflichtung zur Abtretung eines Grundftüds ift der 
Rechtsweg nur in dem Falle zuläjlig, wenn die Befreiung bon diefer 
Berpflihtung auf Grund des zweiten Abſatzes des 8.139 oder eines 
ipeziellen Rechtstitels behauptet wird. 

$. 149. Durch Bejchreitung des Rechtsweges wird, wenn dies 
jelbe nur wegen der Feſtſetzung der Entjchädigung oder Kaution er— 
folgt, die Befignahme des Grundftüds nit aufgehalten, vorausge- 
jest, daß die feſtgeſetzte Entihädigung an den Berechtigten gezahlt 
oder bei vermweigerter Annahme gerichtlich deponirt, desgleichen die 
gerichtliche Depolition der feitgefegten Kaution geſchehen ift. 

$. 150. Auf die Abfindung der Realberechtigten an dem 
einem Bergwerksbesitzer abzutretenden Grundstücke findet das 
Gesetz vom 17. September 1841 Nr. 13, über das Verfahren 
bei Abfindung der Realberechtigten bei Chaussee- und Eisenbahn- 
Anlagen, Anwendung. 

$.151. Die Koſten des Erpropriationsverfahrens hat für die erfte 
Inſtanz der Bergwerksbeſitzer, für die Rekursinſtanz der unterliegende 
Theil zu tragen. 


Zweiter Abfchnitt. 
Yon dem Schadenserſahe für Sefhädigungen des Grundeigenthums. 
8. 152. Der Bergwerksbefiger iſt verpflichtet, für allen Scha- 
den, welcher dem Grundeigentdume oder deſſen Zubehörungen durch 
den unterirdijch oder mitteljt Tagebaues geführten Betrieb des Berg- 
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werks zugefügt wird, vollftändige Entſchädigung zu leiften, ohne 
Unterjchied, ob der Betrieb unter dem beihädigten Grundftüde ſtatt— 
gefunden hat oder nicht, ob die Beſchädigung von dem Bergwerks— 
befiger verjchuldet ift, und ob fie vorausgejehen werden fonnte oder 
nicht. 
r $. 153. Iſt der Schaden durch den Betrieb zweier oder meh- 
rerer Bergwerke verurjacht, jo find die Beſitzer dieſer Bergwerke ge— 
meinjchaftlih und zwar zu gleichen Theilen zur Entſchädigung ver— 
pflichtet. 

Im Verhältniß der Bergmwerfsbeliger unter fich ift der Nach— 
weis eines anderen Theilnahmeverhältniſſes und der Anſpruch auf 
Erſtattung des Zupielgezahlten nicht ausgejchloffen. 

$. 154. Der Bergmwerksbefiger ift nicht zum Erſatze des Scha— 
dens verpflichtet, welcher an Gebäuden oder anderen Anlagen durch 
den Betrieb des Bergwerks entiteht, wenn jolche Anlagen zu einer 
Zeit errichtet worden find, wo die denfelben dur den Bergbau dro= 
hende Gefahr dem Grumdbeliger bei Anwendung gewöhnlicher Auf- 
merfjamteit nicht unbefannt bleiben konnte. 

Muß wegen einer derartigen Gefahr die Errichtung ſolcher An- 
lagen unterbleiben, jo hat der Grundbefiger auf die Vergütung der 
MWerthsverminderung, welche jein Grundſtück dadurch etwa erleidet, 
feinen Anſpruch, wenn fid aus den Umſtänden ergiebt, daß die Ab- 
ficht, jolde Anlagen zu errichten, nur fund gegeben wird, um jene 
Vergütung zu erzielen. 

8. 155. Anſprüche auf Erfaß eines dureh den Bergbau ver— 
urſachten Schadens (88. 152, 153), welde fi nicht auf Vertrag 
gründen, müſſen von dem Beſchädigten innerhalb drei Jahren, nach— 
dem das Dafein und der Urheber des Schadens zu feiner Wiflen- 
ſchaft gelangt find, durch gerichtliche Klage geltend gemacht werden, 
widrigenfalls fie verjährt find. 

$. 156. Auf Beſchädigungen des Grundeigenthums oder der Zus 
behörungen defjelben durch die von Schürfern und Muthern ausge- 
führten Arbeiten finden die $$. 152 bis 155 ebenfalls Anwendung. 


Dritter Abjchnitt. 
Don dem Verhältniffe des Bergbanes zu öffentlihen Verkehrsanfalten. 
$. 157. Gegen die Ausführung von Chauffeen, Eifenbahnen, 
Kanälen und anderen öffentlichen Verkehrsmitteln, zu deren Anlegung 
dem Unternehmer durch Gejeg oder befondere landesherrliche Ver— 
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ordnung das Erpropriationsrecht beigelegt ift, jteht dem Bergbautrei- 
benden ein Widerſpruchsrecht nicht zu. 

Bor Feititelung der ſolchen Anlagen zu gebenden Richtung 
ſind diejenigen, über deren Bergwerfe diejelben geführt werden jollen, 
jeitens der zujtändigen Behörde darüber zu hören, in welcher Weife 
unter möglichft geringer Benachtheiligung des Bergwerkseigenthums 
die Anlage auszuführen ſei. 

8. 158. War der Bergbautreibende zu dem Bergwerksbe— 
triebe früher berechtigt, als die Genehmigung der Anlage ($. 157) 
ertheilt ift, jo hat derjelbe gegen den Unternehmer der Anlage einen 
Anſpruch auf Schadenserſatz. Ein Schadenserjaß findet nur injoweit 
ftatt, al3 entweder die Herftellung ſonſt nicht erforderlicher Anlagen 
in dem Bergwerke oder die jonjt nicht erforderliche Befeitigung oder 
Beränderung bereit3 in dem Bergwerke vorhandener Anlagen noth= 
wendig wird. 

Können die Betheiligten ſich über die zu leiftende Entjchädigung 
nicht gütlich einigen, fo erfolgt die Feſtſetzung derjelben nad An— 
hörung beider Theile und mit Vorbehalt des Rechtswegs, durch 
einen Beſchluß der Bergbehörde, und bei Concurrenz fiscalischen 
Bergbaues durch einen Beschluss der betreffenden Herzoglichen 
Kreisdiretion, welche vorläufig vollitrefbar sind. !) 


Sechster Titel. 
Don der Aufhebung des Bergwerkseigenthums. 


$. 159. Wird amtlich fejtgeftellt, daß ein Bergwerfseigenthümer 
die nad Vorſchrift des 8. 67 an ihn erlaflene Aufforderung zur 
Inbetriebjegung des Bergwerks oder zur Fortſetzung de unterbro= 
henen Betriebes nicht befolgt hat, jo fann die Bergbehörde die 
Einleitung des Berfahrens wegen Entziehung des Bergwerkseigen— 
thums durch einen Beſchluß ausfpreden. 

$. 160. Der Bergwerkseigenthümer iſt befugt, binnen vier Wo— 
hen vom Ablaufe des Tages, an welchem ihm der Beichluß, bezie- 
hungsweiſe der Refursbeicheid ($. 193) zugeftellt ift, bei dem Gerichte, 
in deſſen Bezirk das Bergwerk liegt, gegen die Bergbehörde auf 
Aufpebung des Beſchluſſes zu Hagen. Gefchieht dies nicht, jo iſt 
das Einſpruchsrecht erloſchen. 


1) 8.155 des Pr. B.G. ift ausgefallen. 
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Das Gericht hat jedoch nur über rechtliche Einwendungen 
gegen den Beschluss der Bergbehörde, nicht aber darüber zu 
entscheiden, ob durch den Beschluss das öffentliche Interesse 
verletzt sei. 


8. 161. Erhebt der Bergwerfzeigenthümer feinen Einſpruch, oder 
ift derſelbe rechtskräftig verworfen, fo wird der Beſchluß von der 
Bergbehörde den aus dem Hppothefenbuche!) erfichtlichen Gläu- 
bigern und anderen Realberehtigten zugeftellt und außerdem durch 
die Braunschweigischen Anzeigen, unter Berweifung auf diefen und 
den folgenden Paragraphen, zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

$. 162. Jeder Inhaber einer eingetragenen oder ohne Ein- 
tragung mit vollkommen dinglichen Rechten versehenen Hypo- 
thek ($. 1 der Verordnung Nr. 14 vom 26. März 1823) oder fonftige 
Realberechtigte?), ift befugt, binnen drei Monaten vom Ablaufe des 
Tages, an welchem der Beichluß zugejtellt, beziehungsweiſe an welchem 
da3 die Bekanntmachung enthaltende Anzeigenblatt ausgegeben wor— 
den ift, behufs feiner Befriedigung die nothwendige Subhaftation 
des Bergmwerfs bei dem zuftändigen Herzoglichen Amts- oder Stadt- 
gerichte auf feine Koſten zu beantragen, vorbehaltlich der Erjtattung 
derjelben aus den Slaufgeldern. Die Subhastation ist von dem 
Gerichte wie eine nothwendige zu behandeln. 

Mer von diefem Rechte binnen der angegebenen Friſt feinen 
Gebrauch madt, hat bei der demnächitigen Aufhebung des Berg— 
werfseigenthHums das Erlöfchen feines Realanſpruchs zu erleiden 
(8. 163). 

Auch der jeitherige Eigenthümer des Bergwerks fann innerhalb 
jener Präflufivfrift von drei Monaten die Subhajtation auf feine 
Koſten beantragen. 

8. 163. Wird die Subhaftation nicht beantragt, oder führt 
diejelbe nicht zu dem Verkaufe des Bergwerfs, jo ſpricht die Berg- 
behörde dur einen Beihluß die Aufhebung des Bergwerkseigen- 
thums aus. 

Mit diefer Aufhebung erlöſchen alle Anſprüche auf das Berg: 
werk, von welcher Art fie auch fein mögen. 


1) „oder den rheiniichen Hypothekenregiſtern“ ($. 158 des Pr. B.-G.) 
2) „lowie jeder privilegirte Gläubiger des rheiniſchen Rechts‘ (S. 159 des 
Pr. B.G.) 
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$. 164. Grflärt der Eigenthümer eine Bergwerks vor der 
Bergbehörde feinen freiwilligen Verzicht auf dafjelbe, jo wird mit 
diefer Erflärung nad $. 161 ebenjo verfahren, wie mit dem dort 
bezeichneten Beſchluſſe. 

Die den Hypothefengläubigern und anderen Realberedhtigten !) 
im $. 162 eingeräumte Befugnis fteht denjelben aud in dieſem 
Falle zu, und Hinfichtlih der Aufgebung des Bergwerkseigenthums 
finden die Beflimmungen des $. 163 ebenfall3 Anwendung. 

$. 165. Nah $. 164 ift auch dann zu verfahren, wenn der 
freiwillige Verzicht auf das Bergwerkseigenthum nur einzelne Theile 
eines Feldes betrifft. 

S. 166. Bei jeder Aufhebung eines Bergmwerfgeigentbums muss 
der bisherige Eigenthümer das Grubengebäude in solchen Zu- 
stande zurücklassen, dass daraus der öffentlichen Sicherheit 
keine Gefahr droht, und darf derselbe insbesondere die Zimme— 
rung und Mauerung des Grubengebäudes nur injfoweit wegnehmen, 
als nad) der Entfcheidung der Bergbehörde nicht polizeiliche Gründe 
entgegenftehen. 

$. 167. Die Koften, welche durch das im gegenwärtigen Titel 
angeordnete Verfahren bei der Bergbehörde erwachfen, hat der Berg- 
werkseigenthümer zu tragen. 


Siebenter Titel. 
Don den Knappfchaftsvereinen. 


$. 168. Für alle Arbeiter der dem gegenwärtigen Geſetze un— 
tervorfenen Bergwerfe und Aufbereitungsanftalten, desgleichen für 
die Arbeiter der Salinen jollen Knappſchaftsverbände beitehen. 

Die Bergbehörde ist berechtigt, Werke, die zur Bildung 
selbstständiger Knappschaftsvereine befähigt und so gelegen 
sind, dass sie bei der Vereinigung kleinerer Werke zu einem 
Knappschaftsvereine nicht herangezogen werden müssen, zur 
Constituirung eines isolirten Knappschaftsvereines — demnächsti- 
gen etwa erforderlichen Beitritt neuer Werke zu diesem Vereine 
nach Beschluss der Bergbehörde vorbehältlich — zu autorisi- 
ren, auch Werke, die zufolge der zu geringen Zahl ihrer Ar- 





1) „ſowie den privilegirten Gläubigern des rheinischen Rechts“ ($. 161 
des Pr. B.G.) 
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beiter und ihrer Lage weder einen selbstständigen Knappschafts- 
verein bilden, noch einem anderen Vereine eingefügt werden 
können, von der aus diesem Paragraphen originirenden Ver- 
pflichtung zu entbinden. Die Knappschaftsvereine haben den 
Zwed, ihren ITheilnehmern und deren Angehörigen nad näherer 
Beltimmung des Gejeges Unterftüßungen zu gewähren. 

Sind mit den vorbezeichneten Werken zugleih Gewerbsanlagen 
verbunden, welche nicht unter der Auflicht der Bergbehörde ftehen, 
jo können die bei diefen Gewerbsanlagen bejchäftigten Arbeiter auf 
den gemeinjchaftlihen Antrag der Lebteren und der Werksbeſitzer 
dur den Knappſchaftsvorſtand in den Knappſchaftsverein aufge— 
nommen merden. 

Die Knappichaftsvereine erlangen durch die Beltätigung ihrer 
Statuten die Eigenſchaft juriftiicher Perſonen. 

$. 169. Die bereit3 beftehenden Knappſchaftsvereine bleiben 
in Wirkfamfeit. Der gegenwärtige Titel findet jedoch auch auf fie 
Anwendung. Ihre Statuten find mit den Vorjchriften der 88. 172 
bis 175, 177 bis 179 und 184 bis 189 binnen drei Jahren nach 
Publication dieses Gesetzes in Webereinftimmung zu bringen. 

Die Beſitzer und Arbeiter der Hüttenwerfe und der dem gegen 
wärtigen Geſetze nicht unterworfenen Aufbereitungsanftalten, welche 
bereit3 einem Knappſchaftsvereine angehören, jcheiden auf ihren ge— 
meinschaftlichen Antrag aus dem Vereine aus. 

8.170. Die Beftimmung der Bezirke, für welche neue Knapp— 
Ihaftsvereine gegründet werden follen, hängt zunächft von dem Be- 
ihluffe der Betheiligten ab. Kann hierüber eine Einigung nicht 
erzielt werden, jo entjcheivet die Bergbehörde nad Anhörung der 
Werksbeſitzer und eines von den Arbeitern zu wählenden Ausſchuſſes. 

8. 171. Alle in dem Bezirke eines bereit3 beftehenden oder 
neu gegründeten Sinappichaftsvereing befegenen Bergwerfe, Aufberei= 
tungsanftalten und Salinen ($. 168) und die auf denjelben bejchäf- 
tigten Arbeiter find dem Vereine nach näherer Beftimmung des 
Statut3 beizutreten berechtigt und verpflichtet. 

Berehtigt zum Beitritt find auch die Werksbeamten, ſowie die 
Berwaltungsbeamten des Knappſchaftsvereins. 

$. 172. Für jeden neu gegründeten Knappſchaftsverein haben 
die MWerfsbefiger unter Mitwirkung eine® von den Arbeitern zu 
wählenden Ausſchuſſes ein mit dem Gejege in Uebereinſtimmung 
jtehendes Statut aufzuftelen. Daſſelbe unterliegt der Beftätigung 
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der Bergbehörde, welche nur verjagt werden darf, wenn das Statut 
den gejeglichen Beltimmungen zumiderläuft. 

Wird das Statut nad vorgängiger Aufforderung nicht inner= 
halb Yahresfrift vorgelegt, jo hat die Bergbehörde dafjelbe aufzu— 
ſtellen. 

8. 173. Zu allen Abänderungen von Knappſchaftsſtatuten iſt 
erforderlich, daß diefelben von den Betheiligten nach den hierüber in 
das Statut aufzunehmenden näheren Beſtimmungen beſchloſſen wer— 
den und fodann die Beftätigung der Bergbehörde nad Maßgabe 
des 8. 172 erlangen. 

$. 174. Die Leiftungen, welche jeder Knappſchaftsverein nach 
näherer Beftimmung de3 Statut3 feinen vollberechtigten Mitgliedern 
mindeſtens zu gewähren hat, find: 

1) in Sranfheitsfällen eines Knappſchaftsgenoſſen freie Kur 
und Arznei für feine Perſon, 

2) ein entiprechender Kranfenlohn bei einer ohne eigenes grobes 
Verſchulden entitandenen Krankheit, 

3) ein Beitrag zu den Begräbnißkoſten der Mitglieder und 
Invaliden, 

4) eine lebenslängliche Invalidenunterſtützung bei einer ohne 
grobes Verſchulden eingetretenen Arbeitsunfähigteit, 

5) eine Unterſtützung der Wittmen auf Lebenszeit, beziehungs- 
weiſe bis zur etwaigen Wiederverheirathung, 

6) eine Unterftüßung zur Erziehung der Kinder verftorbener. 
Mitglieder und Invaliden bis nach zurüdgelegtem vierzehnten 
Lebensjahre. 

Für die Mitglieder der am wenigſten begünftigten Klaſſe find 
mindeſtens die unter 1 und 2 genannten 2eiftungen und, wenn fie 
bei der Arbeit verunglüden, aud) die unter 3 und 4 genannten zu 
gewähren. 

$. 175. Für die Leiftungen unter 1, 2 und 3 des 8.174 oder 
für einzelne derjelben können nad) dem gemeinſchaftlichen Beichluffe 
der Werfsbefiger, der Knappichaftsälteften und des Knappſchaftsvor— 
ftandes bejondere Krankenkaſſen auf ſämmtlichen zu einem Knapp— 
ihaftsvereine gehörigen Werfen und zwar auf jedem einzelnen Werke 
oder gruppenmweije auf mehreren eingerichtet werden. 

Die für die Krankenkaſſen nad Vorſchrift des $. 172 aufzu— 
jtellenden Statuten unterliegen der daſelbſt erwähnten Beltätigung. 

Die Beaufjihtigung der Sranlenfaffen gehört zu den Obliegen- 
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heiten des Knappſchaftsvorſtandes. In den Statuten des Knapp— 
ichaftsvereins find die näheren Beftimmungen hierüber, ſowie über 
die bei der Abzweigung der Krankenkaſſen eintretende Herabſetzung 
der Beiträge zur Hauptkaſſe zu treffen. 


8. 176. Die Anſprüche der Berechtigten auf die Leiftungen 
der Knappſchafts- und der Krankenkaſſen können weder an Dritte 
übertragen, noch auch mit Arreſt belegt und zum Gegenstande der 
Vollstreckung benutzt werben. | 


8. 177. Sowohl die Arbeiter al3 auch die Werksbeſitzer haben 
zu den Knappſchafts- und den Krankenkaſſen Beiträge zu leiften. 


$. 178. Die Beiträge der Arbeiter jollen in einem gewiſſen 
Prozentfage ihres Arbeitslohns oder in einem entjprechenden Fixum 
beitehen. 

Die Beiträge der Werksbefiger jollen mindeitens die Hälfte des 
Beitrags der Arbeiter ausmachen. 


$. 179. Die Werksbeſitzer find bei Vermeidung des gegen fie. 
jelbft zu richtenden Zwangsverfahrens verpflichtet, für die Einziehung 
und Abführung der Beiträge ihrer Arbeiter aufzulommen. 

Auch Haben die Werksbefiger ihre Arbeiter regelmäßig an den 
durch das Statut feſtzuſetzenden Zeitpunkten bei dem Knappſchafts— 
vorſtande anzumelden. 

Unterbleibt die Anmeldung, jo ift der Vorftand befugt, die Zahl 
der Arbeiter, für welche die Beiträge zur Knappſchaftskaſſe eingezogen 
werden jollen, nad jeinem Ermeſſen zu beftimmen oder bei der 
betreffenden Herzoglichen Kreisdirection den Erlaß eines Straf: 
befehl3 gegen den jäumigen Werfsbeliger in Antrag zu bringen. 

8. 180. Alle Beiträge zur Knappſchaftskaſſe wie zu den Kran— 
kenkaſſen können, auf vorgängige Feſtſetzung durch die” betreffende 
Herzogliche Kreisdirection, im Wege der Verwaltungsexekution 
eingezogen werden. 

Durch Beihreitung des Rechtsweges wird die Erefution nicht 
aufgehalten. 

8181. Die Verwaltung eines jeden Knappſchaftsvereins er— 
folgt unter Betheiligung von Knappſchaftsälteſten il einen Knapp⸗ 
Ihaftsvorftand. 

$. 182. Die Knappfhaftzälteften werden von den zum Vereine 
gehörigen Arbeitern und Beamten in einer dur das Statut be- 
ſtimmten Zahl aus ihrer Mitte gewählt. 
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Auch den invaliden Arbeitern und Beamten kann die Wähl- 
barfeit dur das Statut beigelegt werben. 

Die Knappichaftsälteften vertreten die Knappſchaftsmitglieder 
bei der Wahl des Borftandes und haben im Allgemeinen das Recht 
und die Pflicht, einerjeits3 die Befolgung des Statut3 durd die 
Knappſchaftsmitglieder zu überwachen und andererfeit3 die Rechte der 
Legteren gegenüber dem Borftande wahrzunehmen. 

Das Statut oder eine bejondere Inſtruktion ($. 184) regelt 
ihre Dienftobliegenheiten. | 

$. 183. Die Mitglieder de3 Knappſchaftsvorſtandes werden 
nad) näherer Beitimmung des Statuts zur einen Hälfte von den 
Werksbeſitzern, beziehungsmeife von den Repräfentanten, und zur 
anderen Hälfte von den Knappſchaftsälteſten je aus ihrer Mitte oder 
aus der Zahl der Herzoglichen oder Privatbergbeamten gewählt. 

$. 184. Der Knappichaftsporftand vertritt den Verein nad 
außen, leitet die Wahlen der Knnappichaftsälteften, erwählt die Beam— 
ten und Aerzte des Vereins, jchließt die Verträge mit denfelben, jo- 
wie mit den Apothefern ab, erläßt die erforderlichen Anftruftionen, 
verwaltet das Vermögen des Vereins und bejorgt alle übrigen, ihm 
dur das Statut übertragenen Gejchäfte. 

8. 185. Die jährlich zu legenden Rechnungen müſſen nad) 
borgängiger Prüfung dur) den Vorſtand den Knappfchaftsälteften und 
den Werlsbefigern zur Einſicht und etwaigen Erklärung offen gelegt 
werden, bevor der VBorftand dem Kaſſenbeamten die Entlaftung ertheilt. 

$. 186. Die Bergbehörde hat die Beobachtung der Statuten 
und insbeſondere die ftatutenmäßige Verwaltung des Vermögens zu 
überwachen. 

8. 187. Zur Ausübung diefes Auffihtsrehts kann die Berg- 
behörde für jeden nappfchaftsverein einen Kommiſſar ernennen. 

Derjelbe ift befugt, allen Situngen des Knappſchaftsvorſtandes, 
welche ihm zu diefem Zwecke!) vorher anzuzeigen find, beizumohnen 
und jeden ftatutenwidrigen Beichluß zu fuspendiren. Von einer 
jolden Suspenfion muß er der Bergbehörde fofort Anzeige 
machen. 

8. 188. Der Knappſchaftsvorſtand ift jederzeit verpflichtet, 
der Bergbehörde und deſſen Kommiſſar auf Verlangen die Einficht 
der über feine Verhandlungen zu führenden Protokolle, der Kaſſen— 





1) „mindeftens drei Lage” ($.184 des Pr. B.G.) 
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bücher und der gelegten Rechnungen, fowie die Reviſion der Kaffe 
zu geftatten. 

Auch Hat derjelbe der Bergbehörde die zur Statiftit des 
Knappſchaftsweſens erforderlichen Nachrichten zu geben. 

8. 189. Beſchwerden über die Verwaltung des Vorftandes find 
bei der Bergbehörde und in der weiteren Inſtanz bei dem Her- 
zoglichen Staatsministerium anzubringen, 


Achter Titel. 
Don der Bergbehörde. 


$. 190'). Alle Geschäfte, welche nach gegenwärtigem Ge- 
setze der Bergbehörde obliegen, gehören zum Wirkungskreise 
-der Herzoglichen Cammer, Direction der Bergwerke. 

$. 191. Mit Genehmigung des Herzoglichen Staatsmini- 
steriums ist Herzogliche Cammer, Direction der Bergwerke be- 
fugt, Hülfsbeamte für bestimmte Bezirke zu ernennen und den 
Umfang der von ihnen zu besorgenden Geschäfte zu bestimmen. 

Die desfallsigen Ernennungen und Bestimmungen sind durch 
die Braunschweigischen Anzeigen bekannt zu machen. 

Die Hülfsbeamten sind der Herzoglichen Cammer, Direction 
der Bergwerke untergeordnet. 

Sie bilden keine abgesonderte Instanz. 

$. 192, Innerhalb ihres Geschäftskreises hat die Berg- 
behörde die gesetzlichen Befugnisse und Verpflichtungen der 
Kreisdirectionen (88.17 bis 19 des Gesetzes Nr.26 vom 19. März 
1850) ; die Zwangsmittel, durch welche sie ihren speciellen An- 
ordnungen den erforderlichen Nachdruck zu ertheilen befugt 
ist, können indessen bis zur Androhung einer Geldstrafe von 
50 Thalern oder von Gefängnissstrafe bis zu 14 Tagen steigen. 

Die Vollstreckung solcher Zwangsmassregeln liegt auf Re- 
quisition der Herzoglichen Cammer, Direction der Bergwerke, 
den Herzoglichen Kreisdirectionen ob ($. 3 des Gesetzes Nr. 26 
vom 19. März 1850). 

$. 193. Gegen Verfügungen und Beichlüffe der Bergbehörde 
ift der Refur3 an das Herzogliche Staatsministerium zuläffig, 
infofern das Geſetz denjelben nicht ausprüdlich ausſchließt. 





3) $. 190, 191 und 192 ftatt der SS. 187 bis 190 des Pr. B.-©. 
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8. 194. Der Rekurs muß binnen vier Wochen vom Ablaufe 
de3 Tages, an welchem die Verfügung oder der Beſchluß zugeftellt 
oder jonft befannt gemacht worden ift, eingelegt werden, widrigen- 
fall3 das Rekursrecht erliſcht. 

8. 195. In den Fällen, wo nach dem gegenwärtigen Geſetze 
ein Beſchluß der Bergbehörde erforderlich iſt, desgleichen gegen 
Verfügungen, welche eine Entſcheidung zwiſchen ſtreitenden Par— 
teien enthalten, muß der Rekurs innerhalb der im 8. 194 beſtimm— 
ten Friſt bei derjenigen Behörde eingelegt werden, von welcher die 
beſchwerende Entſcheidung getroffen worden iſt. Durch Einlegung 
bei einer anderen Behörde wird das Rekursrecht nicht gewahrt. 

An den Fällen, wo eine Gegenpartei vorhanden ift, wird der— 
jelben die Rekursjchrift zur Beantwortung binnen einer vierwöchent— 
lihen, vom Ablaufe des Tages der Behändigung beginnenden Frift 
mitgetheilt. Geht innerhalb diefer Frift die Beantwortung nicht ein, 
jo werden die Verhandlungen ohne Weiteres zur Rekursenticheidung 
eingefendet. 

8. 196. Die bei der Bergbehörde in Bergbauangelegenheiten 
erwachlenden Koſten fünnen von denjenigen Perſonen, welchen die— 
jelben nad dem gegenmärtigen Gefege zur Laft fallen, im Wege der 
Berwaltungserefution eingezogen werden. 

8. 197. Die Bergbeamten des Staates, deren Frauen und 
unter väterliher Gewalt ftehenden Kinder können im VBertwaltungs- 
bezirfe der Erfteren durch Muthung feine Bergmwerfe oder Antheile 
daran erwerben. 

Zu folden Erwerbungen dur andere Rechtsgeſchäfte unter Le— 
benden ift die Genehmigung des Herzoglichen Staatsministeriums 
erforderlid). 


Neunter Titel. 
Don der Kergpolizei. 


Erfter Abjchnitt. 
don dem Erlaffe bergpolizeiliher vorſchriften. 


8. 198. Der Bergbau fteht unter der polizeilichen Auflicht der 
Bergbehörde. 
Diefelbe erftredt fih auf 
die Sicherheit der Baue, 
‚die Sicherheit des Lebens und der Gejundheit der Arbeiter, 
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den Schuß der Oberfläche im Intereſſe der perjönlichen 
Sicherheit und des öffentlichen Verkehrs, 

den Schuß gegen gemeinjhädliche Einwirkungen des Berg— 
baues. 

Dieſer Aufſicht unterliegen auch die in den 88. 60 und 61 er— 
wähnten Aufbereitungsanftalten, Dampfkeſſel und Triebwerle, jowie 
die Salinen. !) 

$. 199. Tritt auf einem Bergwerke in Beziehung auf die im 
$. 198 bezeichneten Gegenftände eine Gefahr ein, jo hat die Berg- 
behörde die geeigneten polizeilihen Anordnungen nad VBernehmung 
des Bergwerksbeſitzers oder des Repräjentanten durch einen Beſchluß 
zu treffen. 

$. 200. Iſt die Gefahr eine dringende, jo hat die Bergbehörde 
jofort und felbjt ohne vorgängige Vernehmung des Bergwerksbeſitzers 
oder des Repräjentanten die zur Befeitigung der Gefahr erforderlichen 
polizeilihen Anoronungen zu treffen, hiernächst die Vernehmung 
der genannten Personen nachzuholen und die getroffene An- 
ordnung durch einen Beschluss zu bestätigen oder wieder auf- 
zuheben. 

$. 201. Die Belanntmahung der auf Grund der 88. 199 
und 200 getroffenen polizeiliden Anordnungen an den Bergwerks— 
befiger oder den Kepräjentanten erfolgt dur Zuftellung der An- 
ordnung und des Beichluffes der Bergbehörde. 

Die Bekanntmachung an den Betriebsführer und die Gruben- 
beamten wird bon der Bergbehörde oder auf deren Anweiſung 
dur Eintragung in das Zechenbuch bewirkt, welches zu dieſem 

Zwecke auf jedem Bergwerke gehalten werden muß. 
Soweit eine Befanntmahung an die Arbeiter erforderlich ift, 
geſchieht diefelbe auf Anmeilung der Bergbehörde durch Berlejen 
und dur Aushang auf dem Werke. 

$. 202. In den Fällen des 8.200 muß mit der Ausführung 
der polizeilichen Anordnungen der Bergbehörde ohne Rüdfiht auf 
die vorbehaltene?) Beftätigung oder Wiederaufhebung ſofort begon- 
nen werden. 

Die Ausführung diefer Anordnungen wird durch Einlegung des 
Rekurſes nicht aufgehalten. 


1) 8.197 des Pr. B.-©. ift ausgefallen. 
2) „oberbergamtliche‘ (8.201 des Pr. B.-©.) 
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8. 203. Werden die auf Grund der 88. 199 und 200 getroffe- 
nen polizeilihen Anordnungen nicht in der beftimmten Frift durch 
den Bergmwerfsbefiger ausgeführt, jo wird die Ausführung durch die 
Bergbehörde auf Koften des Bergwerksbeſitzers bewirkt. 

$. 204. Sobald auf einem Bergwerte eine Gefahr in Bezie— 
dung auf die im 8. 198 bezeichneten Gegenftände eintritt, hat der 
Betriebsführer und im DVerhinderungsfalle der denjelben vertretende 
Örubenbeamte der Bergbehörde beziehungsweise dem Hülfsbe- 
amten Anzeige hiervon zu machen. 


Zweiter Abfchnitt. 
Yon dem Verfahren bei Unglücksfällen. 


$. 205. Greignet fi auf einem Bergwerfe unter oder über 
Tage ein Unglüdsfall, weldder den Tod oder die ſchwere Verlegung 
einer oder mehrerer Perſonen herbeigeführt hat, jo find die im 8. 204 
genannten Berfonen zur jofortigen Anzeige an die Bergbehörde 
beziehungsweise an den Hülfsbeamten und an die nächite Polizei— 
behörde verpflichtet. 

$. 206. Die Bergbehörde beziehungsweise deren Hülfs- 
beamte und bis zum Eingreifen derselben die Polizeibehörde 
ordnet den Umständen nach die zur Rettung der verunglüdten Perſo— 
nen oder zur Abwendung weiterer Gefahr erforderlichen Maßregeln an. 

Die zur Ausführung solcher Maßregeln nothwendigen Arbeiter 
und Hülfsmittel hat der Beſitzer des Bergwerks zur Berfügung 
zu ftellen. 

Die Befiger benachbarter Bergwerke find zur Hülfeleiftung ver= 
pflichtet. 

8. 207. Sämmtliche Koften für die Ausführung der im $. 206 
bezeichneten Maßregeln trägt der Beſitzer des betreffenden Bergwerfg, 
vorbehaltlich des Regreßanſpruchs gegen Dritte, welche den Unglüds- 
fall verjchuldet haben. 


Dritter Abfchnitt, 


Yon den Hebertretungen bergpolizelliher vorſchriften. 


8. 208. MWebertretungen der generellen Borjchriften in den 
SS. 4, 68, 69, 71, 73 bis 76, 82, 87, 96, 166, 201, 204 und 205 
werden mit Geldbuße bis zu fünfzig Thalern beftraft. 
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In den Fällen der 88. 69 und 71, jowie 75 und 76 tritt 
diefe Strafe auch dann ein, wenn auf Grund der 88.72 und 77 
der Betrieb von der Bergbehörde eingeftellt wird. 9 

$.209. Die Uebertretungen der bergpolizeilichen Vorschriften 
($. 208) sind der Staatsanwaltschaft zur Verfolgung anzuzeigen. 

Die Entſcheidung fteht den ordentlichen Gerichten zu. Diefelben 
haben hierbei nicht die Nothwendigfeit und Zweckmäßigkeit, ſondern 
nur die gejegliche Gültigfeit der von der Bergbehörde erlafjenen 
polizeiliden Vorſchriften zu prüfen. 

$. 210. Die in diesem Gesetze angedrohten Strafen sind 
als Polizeistrafen im Sinne des Polizei-Straf-Gesetzbuchs anzu- 
sehen, dessen Bestimmungen auf dieselben Anwendung finden, 


Zehnter Titel?) 
Uebergangsbeſtimmungen. 


8. 211. Die Felder der bei dem Eintritt der Geſetzeskraft des 
gegenwärtigen Gefeges eingelegten Muthungen und beftehenden Berg- 
werfe find nad) Maßgabe deffelben ($. 27 ff.) auf den Antrag des 
Berechtigten?) bis zu der zuläfligen Ausdehnung ($. 28) zu erweitern. 

Ein folder Antrag gilt in Beziehung auf das begehrte freie 
Feld als Muthung. 

Bei fonfolidirten Bergwerken fann der Antrag für jedes einzelne 
Feld geftellt werden. 

Ein Erweiterungsantrag ift nicht mehr zuläffig, wenn er nicht 
binnen ſechs Monaten nad) Eintritt der Geſetzeskraft diejes Geſetzes 
bei dert) Bergbehörde ($. 13) gejtellt worden ift. °) 

8. 212. Mehrere Erweiterungsanträge, welche auf das näm— 
liche Feld gerichtet find, begründen für jeden der Antragiteller ein 
gleiches Recht. 

Bei einer ſolchen Kollifion bildet, inſoweit eine vertragsmäßige 








1) 8.208 des Pr. B.-©. ift ausgefallen. 
2) Der zehnte Titel des Pr. B.-G. — Provinzialrehtliche Beftimmungen — 
ift ausgefallen. 

3) Hier wie im $. 212 find die auf die Umwandlung geftredter Fel- 
der bezüglihen Beſtimmungen der 88. 215 u. 217 des Pr. B.-©. weggeblieben. 
4) „zur Annahme von Muthungen befugten‘ (8. 215 des Pr. B.G.) 

5) 8.216 des Pr. B.G. fehlt. 
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Einigung nit zu erzielen ift, die Theilung im gleiche Theile die 
Regel. 

Die Bergbehörde ijt jedoch befugt, bei der Verleihung von 
diefem Theilungsverhältniffe abzumeichen, infoweit ſich dies für einen 
zwedmäßigen Betrieb als erforderlich darftellt. 1) 

$. 213. Auf denjenigen früheren herrschaftlichen Eisen- 
steinsbergbau, der mit dem Verkaufe von Eisenhütten in Pri- 
vatbesitz übergegangen ist, findet der Tit. VI des gegenwärti- 
gen Gesetzes nicht ohne Weiteres Anwendung. 

Sind die Grubenfelder noch unbestimmt, so haben die Be- 
theiligten binnen 3 Monaten von dem Eintritte der Gesetzes- 
kraft des gegenwärtigen Gesetzes an, bei der Bergbehörde auf 
Begrenzung anzutragen. Die Anträge sollen als Muthungen 
mit Vorrecht vor Anderen betrachtet werden und für jeden 
Aufschluss und jedes verlassene Bergwerk das Recht auf ein 
Feld von der $. 28 bestimmten Grösse begründen. 

Erfolgen die Anträge nicht rechtzeitig, so hat die Berg- 
behörde die Feldesgrenze nach Massgabe der contractlichen 
Bestimmungen festzustellen. Gegen diese Feststellung bleibt 
den Betheiligten der Rechtsweg auf 6 Monate, vom Tage der 
Eröffnung an, wider die Bergbehörde vorbehalten. 

Nach eingetretener Begrenzung wird Tit. VI massgebend. 

$. 214. Für den dermaligen herrschaftlichen Bergbau und - 
die Saline Schöningen werden die Felder von der Bergbehörde 
festgestellt und binnen 3 Monaten, vom Eintritt der Gesetzes- 
kraft des gegenwärtigen Gesetzes an, durch die Braunschweigi- 
schen Anzeigen bekannt gemacht. Bis zur Bekanntmachung 
sind darauf eingelegte Muthungen ungültig. 

$. 215. Ein auf Grund der Pos. 3 des Art. 68 des Land- 
tagsabschieds vom 11. Juni 1823 für Braun- oder Steinkohlen 
ertheilter Schurfschein deckt das Schurffeld bis zum Ablauf 
von einem Jahre nach Eintritt der Gesetzeskraft des gegen- 
wärtigen Gesetzes. 

Dem Inhaber eines sonstigen Schurfscheines steht inner- 
halb des Schurffeldes das Vorrecht zum Muthen vor Anderen 
bis zum Ablauf von 3 Monaten, von demselben Zeitpunkte an 
gerechnet, zu. 

1) Die 88. 218 bis 226 des Pr. B.-©., desgleichen die $$. 228 bis 240 
dajelbft find gänzlich ausgefallen. 
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$S. 216. Die 88. 97 bis 101, 106, 108, 109, 111, 112 und 
113 finden auf die beftehenden Bergwerke feine Anwendung. 

$. 217. Die Mitbetheiligten der bei dem Eintritt der Ge- 
setzeskraft des gegenwärtigen Gesetzes bestehenden Bergwerke 
haben ihre Rechtsverhältnisse, soweit dies nicht schon geschehen 
ist, notariell oder gerichtlich zu regeln. Die Urkunden darüber 
sind an die Bergbehörde einzusenden. 

Dieselben haben binnen 3 Monaten von dem obigen Zeit- 
punkte an den Repräsentanten oder Grubenvorstand in Ge- 
mässheit der $$. 120 bis 130 und 137 zu ernennen und der Berg- 
behörde namhaft zu machen N). 

Binnen gleicher Zeit sind derselben diejenigen Personen 
(8.78) zu bezeichnen, welche die Leitung oder Beaufsichtigung 
des Betriebes übernommen haben. 

$. 218. Auf Fälle, in welchen vor Eintritt der Geſetzeskraft 
de3 gegenwärtigen Gejeßes für den Betrich des Bergbaues Grund 
und Boden eigenthünmlich oder zur Benußung abgetreten ift, fommen 
nicht die SS. 140 bis 144, jondern die bisherigen Geſetze zur Ans 
wendung. 


Elfter Titel. 
Schlußbeſtimmungen. 


8. 219. Wo in dieſem Geſetze eine Friſt nah Monaten be-⸗ 
ſtimmt ift, fällt der Ablauf der Frift auf denjenigen Tag des lebten 
Monats, welcher dur jeine Zahl dem Tage des Anfangs der Frift 
entjpridht. Fehlt diefer Tag in dem letzten Monate, jo läuft die 
Friſt mit dem lebten Tage dieſes Monats ab. 

$. 220. Auf den Umfang der Goslarschen Stadtforst findet 
dies Gesetz keine Anwendung. 

$. 221: Das gegenwärtige Berggeje tritt mit dem 1. Octo- 
ber 1867?) in Kraft. 

$. 222. Mit diefem Zeitpunfte treten außer Kraft: 

Herzogs Heinrich d. J. Ordnung des Bergwerks im Grunde bei 
Gittelde gelegen und anderen umliegenden Landen, Don- 
nerstag nach Viti 1524; 

1) Vergl. 88. 226 und 233 des Pr. B.-©. 

2) „im ganzen Umfange der Monardie mit dem 1. Dftober 1865’ 
($. 243 des Pr. B.G.) 

Zeitfchr. f. Bergredt. Band VIII. 3. 21 
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desselben Ordnung der fürstlichen Bergwerke im Grund u. s. w. 
vom 1. Januar 1550; | 

desselben Bergordnung vom 21. März 1555; 

Art. 37 des Landtags-Abschieds vom 27. Januar 1619; 

Verordnung vom 13. November 1620; 

Patent, was die Gewerken auf dem Harze künftig vor Vortheile 
und Freiheiten zu geniessen, vom 15. März 1623; 

Herzogs Ludwig Rudolph Verordnungen vom 10. Juni 1716 
und 13. September 1718, die den fürstlich Blankenburg’schen 
Bergwerken ertheilte Bergfreiheit betr.; 

Verordnung vom 29. Juli 1743; | 

Ordnung für die Eisensteinsgewerke und Arbeiter in dem Stifts- 
amte Walkenried vom 20. Mai 1751; 

Art. 68 des Landtags-Abschieds vom 11. Juli 1823, 
und alle übrigen allgemeinen und befonderen Gejete, Verordnungen 

und Gewohnheiten über Gegenftände, auf welche das gegenwärtige 

Geſetz ſich bezieht. 1) 

Alle, die es angeht, haben sich hiernach zu richten. 
Urkundlich Unserer Unterschrift und beigedruckten Her- 
zoglichen Geheime-Canzlei-Siegels. 


Braunschweig, am 15. April 1867. 
(L. 8.) 
Auf Höchsten Special-Befehl. 
von Campe. W. Schulz. Zimmermann. 


. 1) Die $$. 245 bis 250 des Pr. B.G. find ausgefallen. 
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2. Motive zu dem Bergaefehe vom 15. April 1867. 
(Im Auszuge.) 


Ullgemeine Bemerfungen. 


1. Die Motive zu der Regierungsporlage vom 10. De- 
zember 1867 enthalten über das Bedürfniß einer Bergrechtsreform 
und die Art ihrer Ausführung wörtlich Folgendes: 

„Ber der Beratdung des Etats der Herzoglihen Kammerkaſſe 
für die Yinanzperiode 1864/66 iſt wiederholt das Bedürfniß einer 
neuen, den jebigen Verhältniſſen entiprechenden Bergordnung zur 
Sprache gelommen. Die Herzoglihe Landesregierung hatte jchon 
derzeit diefem Gegenftande der Gejeßgebung ihre Aufmerkſamkeit zu— 
gewendet und ift nunmehr in der Lage, der geehrten Landesver— 
Jammlung den „Entwurf zu einem Berggejeße für das Herzogthum“ 
zu gefälliger verfallungsmäßiger Mitwirfung vorzulegen. Diefer 
Entwurf bezwedt eine neue Regelung des gejammten bejtehenden 
Bergredht3. Das lebtere, welches im Weſentlichen auf der Bergord- 
nung Herzog Heinrihs de Jüngeren vom 21. März 1555 und 
ſonſt (cf. $. 218 des Entwurfs) auf verjchiedenen, hauptſächlich für 
einzelne Zandestheile erlaffenen Gefegen des 16., 17. und 18. Yahr- 
hunderts beruhet, ift veraltet, ungewiß und mangelhaft. Die Noth- 
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wendigkeit von Reformen auf dieſem Gebiete iſt längſt erkannt, und 
hat man ſich den Mängeln des vorhandenen Rechtszuſtandes gegen— 
über bisher mit Contracten zu helfen geſucht. Die Schwierigkeiten 
für die Legislative waren aber um ſo größer, je weniger entwickelt 
die Materie und je ſchwieriger das Bedürfniß zu überſehen und zu 
neuen Grundprincipien zu gelangen war, die dem Bedürfniſſe ent— 
ſprachen und in der Erfahrung eine Gewähr fanden. Die Herzog— 
liche Landesregierung hat es unter dieſen Umſtänden für das Räth— 
lichſte gehalten, den hieſigen Reformen das allgemeine Berggeſetz für 
die Preußiſchen Staaten vom 24. Juni 1865 zu Grunde zu legen, 
welches ſich auf lange Erfahrungen und genaue Vorarbeiten ſtützt. 
Eine Gemeinſamkeit in dieſer Beziehung iſt überdies ſchon deshalb 
wünſchenswerth, damit ſich eine gemeinſchaftliche Jurisprudenz bilden 
kann. 

Das neue Preußiſche Berggeſetz beſeitigt das Bergwerksregal, 
entzieht aber beſtimmte Mineralien von volkswirthſchaftlicher Bedeu— 
tung dem Verfügungsrechte des Grundeigenthümers und macht ihre 
Aufſuchung und Gewinnung ſowohl für den Staat als für Private 
von denſelben Vorſchriften abhängig. An den in dem Geſetze be— 
zeichneten Mineralien kann (durch ſtaatsſeitige Verleihung) ein be— 
ſonderes Bergwerkseigenthum erworben werden. Der Erwerb dieſes 
Bergwerkseigenthums, das zu den unbeweglichen Sachen gehören ſoll, 
ift Speciell vegulirt durch Beftimmungen über Schürfen, Muthen und 
Berleihen. Die Berechtigungen der Bergwerkseigenthümer (nament- 
ih in Betreff der Vereinigung mehrerer Bergwerfe [Eonfolidation] 
und Theilung des Grubenfeldes, ferner das Recht zur Selbitbewirth- 
Ihaftung) ſowie deren Verpflichtungen find feftgeftellt — insbeſondere 
die Verpflichtung zum Betriebe, die nur dann eintritt, wenn nad 
der Entſcheidung der Staatsbehörde der Interlaffung oder Einftel- 
lung des Betriebes Gründe des öffentlihen Wohles entgegenftehen. 
Nichterfüllung diefer Verpflichtung hat Entziehung des Bergwerf3- 
eigenthHums zur Folge, der aber durch öffentlichen Verkauf des Berg- 
werfs ausgewichen werden fann. Das desfalliige Verfahren ift vor= 
geichrieben. Die polizeiliche Ueberwahung des Betriebes durch die 
Bergbehörden, fo wie das Dienftverhältnig der Bergleute iſt geordnet. 
Die Rechtsverhältniffe der Gewerkſchaften (Mitbetheiligung an einem 
Bergwerke durch gewerkſchaftliche Antheile — Kuren) haben in dem 
Gejege eine umfaſſende Regelung gefunden. Kerner ftellt daſſelbe 
die Verhältniſſe zwijchen den Bergbautreibenden und den Grundbefigern 
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durch Beltimmungen über Grundabtretungen, Erfaß für Beihädigun- 
gen ac. feſt, und trifft zugleich Vorſorge Hinfichtlich des Verhältniffes des 
Bergbaues zu den öffentlichen Verkehrsanſtalten, deren Anlage durch fein 
Widerſpruchsrecht der Bergbautreibenden joll gehindert werden können. 
Endlich folgen Vorſchriften über Knappſchaftsvereine zu Unterftügungs- 
zwecken und über die Handhabung der Bergpolizei. 

Dies ift der wejentliche Inhalt des Geſetzes. Eine burchgreifende 
principielle Abweichung desjelben von dem gemeinrechtlichen ſowohl, 
al3 von dem durch das allgemeine Preußiſche Landrecht begründeten 
und dem im hiefigen Herzogthume beftehenden Bergredhte liegt in 
der gänzlichen Befeitigung der Regalität der Bergproducte. Das 
Bergregal bejteht gegenwärtig im SHerzogthume neben Freierklärung 
des Bergbaues. Für den Bergherrn, den Staat, hat jenes Regal, 
abgejehen von den anfänglich daraus hergeleiteten Bergwerfsabgaben, 
einichließlich des Metallvorfaufsreht3 wenig Werth, da daffelbe durch 
die Freierklärung ſchon in enge Grenzen gebradt it. Das völlige 
Aufgeben der überdies nicht mehr zeitgemäßen Negalität ijt für das 
hiefige Land daher um jo unbedenklicher, als es nit in der Abficht 
liegt, den herrichaftlichen Bergbau auszudehnen. Die bisher Fraft 
Regals erhobenen Bergwerksabgaben laſſen fid auf das allgemeine 
Beiteuerungsreht des Staates zurüdführen. Vom Metallvorfaufs- 
rechte ift neuerdings feine Anwendung mehr gemadt. Das Preußi- 
Ihe Gejeß, indem -e3 beftimmte Mineralien dem Berfügungsrechte 
des Grundeigenthümers entzieht und nach gegebenen Vorjchriften der 
allgemeinen Bergbaufreiheit überläßt, ftellt den Staat hinſichtlich der 
Erwerbung des Bergwerkseigenthums mit den Privaten ganz gleich). 
Das Berleihungsrecht des Staates ift auf die im Gejege namhaft 
gemachten Mineralien beihränft, und es fünnen nur noch gevierte 
Felder, mit ſenkrechten Begrenzungsebenen verliehen werden. Im 
Uebrigen ift namentlich die Selbftbewirthichaftung der Bergwerks— 
eigenthümer und das Maaß der eintretenden polizeilichen Ueberwadhung, 
das Verhältniß der Bergbautreibenden zu den entihädigungsbered)- 
tigten Grundeigenthümern, der Betriebszwang und die Entziehung 
des Bergwerfseigenthbums unter Bejeitigung der früheren Gaducitäts- 
fälle dem modernen Bergbaubetriebe entjprechend geregelt, wie das 
Geſetz in feinen jonftigen Beltimmungen dem Bedürfniffe der Jetzt— 
zeit, namentlich durch Klärung und Ordnung der einſchlägigen Rechts— 
verhältniffe Rechnung trägt. 

Der der geehrten Landesverjammlung vorgelegte Entwurf 
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Ihließt fih im Allgemeinen an das Preußiiche Gefeß , jomeit fich 
dasjelbe auf die Berhältniffe des hiefigen Landes übertragen ließ, 
wörtlih an.“ 

2. Der Bericht der Juſtizkommiſſion der Sandesper- 
jammlung vom 2. März 1867 ſpricht fi) über das bisherige 
Bergredt in Braunschweig und die a Erneuerung des— 
jelben in nachftehender Weile aus: 

„Bevor die Kommilfion in die einzelnen Beflimmungen des Ent- 
wurfes übergeht, erlaubt fie fih, einige allgemeine Bemerkungen über 
den bisherigen Nechtszuftand auf dem in Rede jtehenden Gebiete, 
das danach vorliegende dringende Bedürfniß, denjelben geſetzlich zu 
regeln, jo mwie über das Preußische Berggejeb vom 24. Juni 1865, 
welches dem gegenwärtigen Entwurfe zum Grunde liegt, und die 
Gründe, welche e3 ebenjo wünjchenswerth als zweckmäßig erſcheinen 
laffen, ſich demſelben möglichft anzufchließen, vorauszufdiden. 

Unfer jeßiges Bergrecht ift, wie auch Herzogliches Staatsminiſte— 
rium in dem Begleitichreiben vom 10. December v. J. herborhebt, 
veraltet, ungewiß und mangelhaft. Der gegenwärtige Redhtszuftand 
des Bergweſens ift ein wahrhaft chaotiſcher Zuftand zu nennen, die 
veralteten Beftimmungen des Bergrechts paffen nicht mehr für die 
jegigen Berhältniffe, find für das Bedürfniß der heutigen Anduftrie 
völlig ungenügend. Die Quellen des bisherigen Bergrechtes, infonder- 
heit die Bergordnungen aus dem 16. Nahrhundert, find für den 
Gebrauch ſchwer zugänglich, und auf diefem verdunfelten Nechtsge- 
biete dürfte für viele wichtige Fragen des Bergrechts außerordent- 
ih ſchwierig fein, dem Gejege gemäß mit Sicherheit das Recht zu 
finden und dasſelbe jachgemäß auf die jegigen Verhältniffe der Ge- 
werbe und Induſtrie anzuwenden. 

Unjer Bergbau ijt jetzt Regal, ſteht aber gleichwohl unter ver— 
ſchiedenen Gefegen, je nachdem er auf Metalle oder auf Stein- und 
DBraunfohlen oder in diefem oder jenem Landestheile betrieben wird. 

In Betreff der Metalle zerfällt das Herzogtfum nad den 
Unterfudhungen des verftorbenen Ober-Bergmeifters Weichſel im Braun— 
Ihweigiihen Magazine vom 23. Februar und 2. März 1861 in 
drei verjchiedene Bergrechtsgebiete. 

1) In den Nemtern Seejen, Lutter a./B. und Harzburg, ſowie 
in der ganzen Ausdehnung de3 Herzogthums unter Heinrich dem 
Jüngern gilt, „joweit Silber=, Blei, Eiſen- oder Kupferbergwerke 
entjtehen könnten,“ die Bergordnung Heinrich des Jüngern vom 
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21. März; 1555 als Hauptgrundlage unferes Bergrechtes. Diejelbe 
ift unjeres Wiſſens gedrudt nur in Einem, im Landes-Haupt-Archive 
niedergelegten Exemplare vorhanden. Ihre, mitunter wegen der Art 
de3 Zuftandefommens und der PBublifation angefochtene Gültigkeit 
wird vornehmlich darauf geftüßt, daß fie in Drud gegeben und im 
Landes3-Haupt-Archive niedergelegt worden, indem in der Einleitung 
zur Hofgerihtsordnung vom 17. Junius 1663 Abi. 2 der öffentliche 
Drud der Constitutiones, Ordnungen ac. zc. als der bisherige modus 
publicationis angeführt wird. i 

2) Das Stiftsamt Walfenried befigt für Eiſenſteinsgewerke und 
Arbeiter die vom Herzoge Carl am 20. Mai 1751 erlaffene Ordnung. 

3) Das Fürftentdum Blankenburg Hat zwei auf den Bergbau 
bezügliche Gefete vom 10. Juni 1716 und 13. September 1718 
über Bergfreiheit, und ſoll außerdem der im leßteren Geſetze er- 
mwähnten, übrigens nad Dafein und Inhalt unbefannten Bergord- 
nung unterjtehen. 

In Betreff der Stein= und Braunfohlen, deren Bau erft 
im Jahre 1823 zum Regal erhoben ift, theilt fich das Yand wieder 
in zwei gejonderte Rechtägebiete. Dem Landtagsabſchiede vom 11. 
Suni 1823 Art. 68 gemäß, ſoll der Bergbau auf diefe Foſſilien in 
demjenigen Theile des Harzes, in welchem der Bergbau auf Metalle 
betrieben wird, völlig nad gleihen Grundfäßen, wie in Anjehung 
der übrigen zum Bergwerks-Regal gehörigen Gegenftände beurtheilt 
werben, in demjenigen Theile der Hiefigen Lande aber, welcher nicht 
zu dem Metall führenden Harze gehört, einer andern, dem Grund- 
eigenthümer weit günftigeren Ordnung folgen, die in dem citirten 
Landtagsabichiede näher angegeben, jedoch nichts weniger als klar 
und erichöpfend ilt. 

Neben jolchen großentheils veralteten und innerlich wie äußer- 
(ih zweifelhaften Barticular = Gejegen würde, wenn und in fo weit 
fih nicht hie und da beſondere Gebräuche und Gewohnheiten ge= 
bildet Haben jollten, das gemeine Bergrecht mit jeinen ſchwankenden 
und meiſtens ausreichender Entwidlungsfähigfeit ernangelnden Sätzen 
zur Anwendung fommen. 

Es iſt hiernach einleuchtend, daß der vorliegende Geſetz-Ent— 
wurf einem lange gefühlten, dringenden Bedürfniffe entgegen kommt, 
und nicht nur deilen Vorlage, jondern auch den Umſtand Haben 
wir mit Freude begrüßt, daß don der Herzoglichen Yandesregierung, 
ftatt in diejer wenig entwidelten Materie etwas Neues, noch nicht 
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Erprobtes ſchaffen zu wollen und dadurch vielleicht ein nachtheiliges 
Experimentiren herbeizuführen, dem Entwurfe das Preußiſche Berg— 
geſetz vom 24. Junius 1865 im Weſentlichen und faſt durchgängig 
zum Grunde gelegt worden iſt. 

Das Preußiſche Berggeſetz iſt nach langen Vorarbeiten und 
unter Benutzung vieler Erfahrungen und ausgezeichneter Arbeits- 
fräfte zu Stande gefommen.“ 

(Hier folgt eine den Motiven zum Entwurfe des Preußifchen Bergge- 
ſetzes entlehnte, gedrängte Darftellung der Entftehungsgeichichte diejes Geſetzes.) 

„Da3 auf dieje gründliche Weiſe, den Herborgetretenen Bedürf- 
nifjen ſich anschließend und ihnen entiprechend, allmälig auf Grund 
lage einzelner Novellen aufgebauete , auf bereitS gewonnene Erfah: 
rungen und eingegangene Gutachten Sachverſtändiger fundirte, unter 
Benutzung des fo reichlich angefammelten Materials durch die tüch- 
tigjten Arbeitskräfte ausgearbeitete Preußiſche Berggeſetz Hat fich denn 
auch in feiner Anwendung vortrefflich bewährt, ift jüngjthin einer 
abermaligen gründlichen Brüfung durch Sadverftändige in dem dem 
Königreihe Preußen einverleibten, früheren Herzogthume Naffau 
unterzogen und wird dort vom 1. Aprild. J. an Geſetzeskraft erhalten. 

Schon aus dem inneren Grunde feiner bewährten Züchtigfeit 
mußte deshalb al3 der zweckmäßigſte Weg ſich empfehlen, ſolches er- 
probte Berggefeß unjerm Entwurfe zum Grunde zu legen, und hiezu 
fommt noch al3 äußerer Grund die geographifche Lage unjeres vom 
Königreiche Preußen jet rings umſchloſſenen Landes. 

Sicherem Vernehmen nad ift bereit3 von der Königl. Preuß. 
Megierung in dem ehemaligen, durch den glorreichen Feldzug Preu— 
ßens im vorigen Jahre zu einer Preußifchen Provinz gewordenen 
Königreihe Hannover eine Kommiffion ernannt, um die Einführung 
der Preußiſchen Berggefeßgebung in demfelben zu prüfen, und es 
dürfte faum einem Zweifel unterliegen können, daß diejelbe jehr bald 
in der Provinz Hannover eingeführt werden, dort Geſetzeskraft erlan- 
gen wird. !) 

Den Hauptſitz unferes Berg: und Hüttenweſens bildet befannt- 
(ih der Harz; dort liegen unjere Berg- und Hüttenwerke unmittel 
bar neben den Preufifchen, ja unjere St. Johannishütte bei Ylefeld 
auf Preußifchem ZTerritorio, und wir befigen jetzt mit Preußen 


1) Bergl. die inzwifchen ergangene Einführungsverordnung vom 8. Mai 
1867 — ©. 145 fi. diejes Jahrganges der Zeitjchrift. 
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Communion-Berg- und Hüttenwerfe auf dem Oberharze. Auch 
unjere andern Berg: und Hüttenmwerfe, z. B. die in Privathänden 
befindliche Carlshütte und Wilhelmshütte, die Glashütte zu Grünen- 
plan, die Braunfohlenbergwerte bei Schöningen und die Ealine in 
jolher Stadt find hart an der Preußifchen Grenze belegen. 

In Folge diefer geographiſchen Lage wird vorausfichtlich ftet3 
ein reger Berfehr zwifchen unjern Berg: und Hüttenwerfen und den 
Staatsangehörigen Preußens, fo tie umgefehrt zwiſchen unfern 
Staatsangehörigen und den Preußifhen Berg: und Hüttenmwerfen 
fattfinden ; die Bergleute und Hüttenarbeiter werden namentlich, ſo— 
bald die erjehnte Freizügigkeit zwilchen den Angehörigen ſämmtlicher 
Staaten des Norddeutihen Bundes eingetreten fein wird, auf den 
hiefigen und den Preußiſchen Werken wechjeln, und in diejen nach— 
barlihen Verfehrsverhältniffen findet Ihre Kommiſſion eine fernere 
dringende Veranlaffung des möglichſten Anfchluffes unferes Bergge— 
jeßes an das Preußiſche. 

Hiervon ausgehend und im ntereffe der Rechtzeinheit unter 
benadhbarten Staaten in diefer für Induſtrie und Verkehr gleich 
‚ wichtigen Materie, hat fich die Kommiſſion nad) reiflicher Erwägung 
dafür beftimmen müſſen, unfern Gejegentwurf da, wo jolcher ſich 
wejentlih von dem Preußifchen Berggeſetze entfernt, insbejondere in 
den Vorſchriften „vom Berleihen“ 88. 29 bis 37 in Verbindung 
mit $. 54 unferes Entwurfes, und 88. 28 bis 36 in Verbindung 
mit $. 55 des Preußiſchen Berggejeßes, und „über die Konjolidation, 
Theilung de3 Feldes eines Bergwerfs, und Austauſch von Feldes— 
thellen” SS. 45 bi3 52 unferes Entiourf3 und 88. 41 bis 49 und 
51 de3 Preußiſchen Berggefeges, dem letzteren möglichit conform her— 
zuftellen. Die meiften der von ung erhobenen Anträge find auf diefes 
Ziel gerichtet, und wir fünnen eine Abweichung von dem Preußi- 
hen Gejeße nur da empfehlen, wo unfere bejonderen Eigenthüms 
lichkeiten, insbefondere das Reſſortverhältniß unferer Behörden, die 
Vorſchriften unjerer Givil-Procekordnung, unſeres Polizeiftrafgefeß- 
buches oder unferes Hypothekenweſens eine ſolche unabweislich machen. 

Das Herzoglihe Staatsminifterium hat fih auf unſere desfall: 
fige Mittgeilung in dem Rüdichreiben vom 28. v. Mts. mit unferer 
Tendenz und der möglichſten Gonformität mit dem Preußiſchen 
Berggelege einveritanden erklärt, und werden wir bei den einzelnen 
Anträgen, welchen Herzoglihes Staatsminifterium hienach zugeitimmt 
hat, um Wiederholungen zu bermeiden, dieje nicht erwähnen, ſondern 
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nur jedesmal hervorheben , wo noch eine Divergenz zwilchen den 
Anfichten des Herzogl. Staat3minifterii und den unfrigen ftattfindet.” 
Zu $. 1 (des Geſetzes). 

Diefer Paragraph ift ganz aus dem Preußiſchen Geſetze ent= 
nommen, obgleich einzelne der aufgeführten Mineralien vielleicht im 
Lande nicht vorfommen. Durch den Zufaß, wonach Vitriolerze 
in Torf dem Grundbefißer gehören, entiteht feine Abweichung, da 
in Preußen dasjelbe Verhältnig herkömmlich ift, und eine Aende— 
rung hierin, die außer der Abficht gelegen, durch den Wortlaut 
des Geſetzes nicht befürchtet wird. Der vitriolifche Torf wird im 
hiefigen Lande zur Darftellung von PVitriol benußt und ift bisher 
als Zubehör des Grundeigenthums behandelt. Es liegt fein Grund 
vor, hieran zu ändern, und empfiehlt ſich daher der Zufaß zur Be— 
jeitigung von Zweifeln. 

Stein und Braunfohlen werden ihrer vollkswirthſchaftlichen Be— 
deutung wegen nothwendig vom Verfügungsredhte des Grundeigen- 
thümers auszuschließen fein. Es ließe ſich dabei in Frage ziehen, ob 
nicht mit Nüdlicht auf den Art. 68 des Yandtagsabidieds vom 11. 
Juli 1823 Privatrechte verlegt werden, alfo Entſchädigungsanſprüche 
zu berüdfichtigen fein würden. Mllein abgejehen davon , daß den 
angeftellten Ermittelungen zufolge größere Grundbefiger mit freiem 
Felde, die auf Grund des gedadhten Artikels ein Vorrecht zum Koh— 
fenbergbau geltend machen fünnten, nicht vorhanden find, alfo de 
facto jedenfalls eine Verlegung nicht eintreten wird, indem nur große 
zujammenhängende Pläne einen jelbftitändigen Bergbaubetrieb ge= 
ftatten, jo wird die Aufhebung des Art. 68 eit. (cf. $. 222 des 
Berggejeßes) ohne weiteren Vorbehalt einem Bedenken deshalb nicht 
unterliegen können, weil durch die Beitimmungen diejes Artikels die 
Kohlen feineswegs zu einem Zubehör des Grundeigenthums gemacht 
‚find, die Regalität derjelben vielmehr ausdrücklich allgemein vorbe— 
halten ift. Cs handelt ſich dabei alfo höchſtens um eventuelle Be— 
fugniffe der Grundeigenthümer, die durch Ausübung zum Erwerbe 
bon Privatrechten führen fönnen, deren Beleitigung durch An— 
nahme eines neuen gejeglichen Princips aber feinen Eingriff in er= 
worbene Rechte involvirt. (Motive zur Negierungs-Vorlage.) 


Zu S. 2. 
Der zu diefem Paragraphen als Abſatz 2 gemachte Zuſatz em= 
pfiehlt fi wegen der Doppeljtellung der Herzoglichen Kammer, Die 
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rection der Bergwerfe, als Wahrnehmerin der Berghoheitsrechte und 
Derwaltungsbehörde, und als fiscaliiche Behörde. (Motive zur Re— 
gierung3-Borlage.) 

Zu $. 12. 

Diefer Paragraph ift eingefchoben, da es ebenfo wünſchenswerth 
als unbedenklich ift, den Fiskus der überflüjfigen Weitläuftigfeit der 
Gautionsbeftellung zu entheben, die Zulaffung des Recurjes in dem 
Abſatz 2 hervorgehobenen Falle aber wohlgeboten erjcheint. (Motive 
zur Regierungs-Vorlage.) 

Zu $. 29. 

Der das Verfahren veranlaffende Muther N. N. wird zum 
Termin vorgeladen unter der Drohung, daß durch Verſäumniß der 
Anſpruch auf Verleihung verloren gehen werde. ($. 29.) Diefe 
Itrengere Beurtheilung des Muthers in unjerm Entwurfe erjcheint 
aber faum gerechtfertigt, weil jein Antrag auf Verleifung bereits 
Ichriftlich geitellt und begründet ijt und jeine Gegenwart im Ter— 
mine eher al3 die der anderen Muther entbehrlich jein möchte, mweil 
ferner das Berfahren, welches nicht bei der Muthung ftehen bleiben 
fann, jondern die Nechte des Muthers entweder zu Bergwerkseigen— 
thum jteigern oder gänzlich vereiteln muß, an ſich ſchon von wenig 
ernjt gemeinten Muthungen zurüdhält und insbejondere die Annahme 
ausjchliekt, daß Muther häufig zwiſchen Ladung und Termin ihren 
Willen ändern und die eingetretene Aenderung lieber unter Gefahr 
de3 Koſtenerſatzes ($. 30) ftillfehweigend durch Verſäumung des Ter- 
mins, al3 ohne jene Gefahr zeitig durch ausdrüdliche Worte erklären 
jollten. Warum aljo dem Muther N. N. mit dem Preußiſchen Ge— 
jeße nicht bloß durch die Annahme, derjelbe beharre bei jeinem Ans 
ſpruche und erwarte über denſelben, gleichwie über die Einjprüche 
und Anſprüche Dritter die Entſcheidung der Bergbehörde, den Ver— 
luſt feiner Replic in der Ladung androhen? — 

Das Herzoglihe Staatsminifterium hält jedoch laut Rüdjchrei- 
bens vom 18. v. Mt3. für bedenklich, im Schluffe des $. 29 unjres 
Entwurfes zum $. 28 des Preußiſchen Gejeges zurüdzufehren, wo— 
nah beim Nichterjcheinen des Muther3 angenommen wird, derjelbe 
beharre bei feinem Anſpruche auf Verleihung. Oft erfenne nämlich 
der Muther, der gleich nad dem Funde Muthung einlegen müjle, 
daß der Fund feine Hoffnung auf Erfolg Habe und ziehe vor, die 
Sade liegen zu laffen, wie dies die Erfahrung beweiſe. In Preußen 
jeien nad officiellen Angaben in ven 6 Jahren von 1860 bis 1865 
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14511 Muthungen vorgenommen und nur 2472 PVerleifungen er- 
folgt. Nah dem jebigen Preußiſchen Geſetze würden jene 14511 
Mutdungen mit Ausnahme der geringen Zahl, die nach 88. 31, 32, 
35 des Preußiſchen Berggeſetzes ($$. 32, 33 und 36 unjeres Ent- 
wurfes) bejeitigt würden, Bergwerfgeigenthum erlangen. Die Be- 
fimmung im $. 28 bewirke jomit eine vermehrte Feldesiperrung, 
die zum Nachtheile des DBergbaubetriebes nach Titel VI erft ſpät 
zu bejeitigen jet. In Preußen, wo der Privatbergbau lange beitehe 
und two die günftigiten Localitäten lange erfannt ſeien, möge das 
minder nachtheilig jein, bei ung dagegen werde die Feldesiperre jehr 
nachtheilig wirken. — 

Wenn nun aud anzunehmen jein dürfte, daß bei dem jeßt 
durch das Geſetz geregelten Muthungs- und BVerleihungsverfahren 
die Fälle jeltener vorfommen möchten, in welchen Muther ſtillſchwei— 
gend von der Muthung zurüdtreten und im Falle ihres Nichter- 
ſcheinens im Termine die Ausfertigung von Berleihungsurfunden, 
auf welche fie nad) ihrer Intention zu verzichten beabfidhtigen, und 
damit eine der Förderung des Bergbaues nadhtheilige Feldesſperre 
auf längere Zeit herbeiführen, jo muß Ihre Kommiſſion nad) noch— 
maliger jorgfältiger Prüfung dennod das Bedenken der Herzoglichen 
Landesregierung gegen das Zurüdgehen auf den $. 28 des Preu— 
ßiſchen Berggeſetzes theilen, und dieß um fo mehr, als nad den 
hierüber angeftellten Erfundigungen bislang im Herzogthume von 
den eingelegten Muthungen fpäterhin etwa 50 Brocent, weil die Muther 
bei genauer Unterfuhung des Fundpunftes ſich dann überzeugten, 
daß ein Betrieb nicht lohnend fein werde, nicht weiter verfolgt find. 
Nimmt man nun an, daß nah Publikation des Berggejehes das 
Intereſſe am Bergbaubetriebe ſich fteigern, die Zahl der einzulegen- 
den Muthungen im Berhältniffe zur Vergangenheit nicht unerheb- 
lich fich vermehren wird, und daß bei der. bisher noch geringen 
Kenntniß der günftigen Zocalitäten viele Muthungen nicht verfolgt 
werden dürften, jo fann allerdings durd die Ausfertigung völlig 
werthlos gewordener Verleihungsurkunden und die damit auf län— 
gere Zeit eintretende Feldesſperrung ein großer Nachtheil für den 
Bergbaubetrieb eintreten. (Kommiſſionsbericht.) 

Zu 8. 69. 


In den 88. 69 ff. find die Beitimmungen de3 Preußiſchen Ge- 
jeßes etwas gemildert. Die proponirten Vorſchriften genügen, um 
die nothwendige bergpolizeiliche Ueberwahung der Bergwerkseigen- 
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thümer zu ermöglichen, während eine überflüjfige Beläftigung der— 
jelben vermieden wird. Es iſt dabei hervorzuheben, daß im hiefigen 
Lande insbejondere die Vorlage von Betriebsplänen bisher nicht ges 
fordert ift; in Preußen dagegen beruhet folches ſchon auf älteren 
Beltimmungen und ift zur Gewohnheit geworden. (Motive zur 
Regierungs-Vorlage.) 

Zu Titel V. 

Die Frage, ob der Grundeigenthümer geſetzlich verpflichtet ſei, 
ſein Grundeigenthum, ſo weit ſolches zum Bergbaubetriebe erforder— 
lich, abzutreten, ob er hiezu gegen ſeinen Willen zwangsweiſe ange— 
halten werden könne, unterliegt nach gemeinem Deutſchen Bergrecht 
uud unſerer Particular-Geſetzgebung feinem Zweifel. Als mit der 
Ausbildung der Bergregalität in Deutſchland gleichzeitig das Princip 
des Bergbaufreiheit zur Geltung fam, hiermit aber das Recht des 
Grundeigenthümers auf die unter der Oberfläche feines Grundftüdes 
auf ihren natürlichen Yagerjtätten vorfommenden Mineralien bejei= 
tigt wurde, war es eine lediglich aus jenem Principe hervorgehende 
Sonjequenz, daß die Freiheit de3 Eigentums gegen das Recht des 
mit dem Betriebe zum Bergbau Belichenen zurüdtreten und dadurch 
die Möglichkeit zur Ausübung diejes Rechtes gewährt werden mußte. 
Ye größer der öffentliche Nugen mar, welcher aus der Betreibung des 
Bergbaues erwuchs, um jo mehr ſchwand die Rüdficht auf die Rechte 
des Grundbefigers, um fo ſtärker wurde die Verpflichtung deijelben 
betont, nit nur das Schürfen auf feinem Grundeigenthum zu ge- 
ftatten, jondern aud die zum wirklichen Betriebe des Bergbaues, zum 
Grubenbau, zu Halden, Ablade- und Niederlagepläßgen, zu Wegen, 
Waſſerläufen, Hülfsbauen, Zechenhäuſern zc. nöthigen Räume dem 
Beliehenen abzutreten, und es ergibt ſich diefe Verpflichtung klar aus 
faft allen jeit der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts erlaflenen 
Bergordnungen. 

Haeberlin im Civ.-Archive, Band 39 ©. 14; Karften, Grundriß 
der deutſchen Bergrechtslehre 8. 329. 

Diefelben ftimmen fait ſämmtlich darin überein, daß der Grund- 
befiter al3 Entihädigung für die Abtretung des Grundeigenthums 
das Recht erhielt, entweder vier Erbkuxen in jeder Zeche mit zu 
bauen oder fih eine Kure frei von dem Gewerfen bauen zu laflen. 

Menn nun auch im Laufe der Zeit mit dem fteigenden Werthe 
des Grundeigentbums die Grundfäge über die Entſchädigung des 
Grundeigentgümers fich geändert haben, jo ift doch die Verpflichtung 
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de3 2ebteren, den zum Bergbau nöthigen Grund und Boden abzu- 
treten, beitehen geblieben. 

Mittermaier, Grundjäße des Deutſchen Privatsrehts I. Sie— 
bente Auflage ©. 675 ; Weisfe, Rechtslericon I. ©. 949, 960; 
Scholz, Bauredt, S. 282, 294; Seuffert, Ardiv X Nr. 195. 

Dieje gemeinrechtlihe Doctrin liegt auch unſerer Particular- 
Gejegebung zum Grunde, insbejondere der Bergordnung Herzog 
Heinrich des Jüngeren vom 21. März 1555, deren Artikel 76 dem 
Grundherrn, auf deilen Grund und Boden der Bergbau betrieben 
werden ſoll, die freie Wahl beläßt, entweder die vier Erbfuren, „mie 
vor Alters“, zu behalten oder eine Freifure anzunehmen, mogegen 
„Die Gewerken oder Lehenträger feinen Raum zu bezahlen, aud) 
feine Schurff einzufüllen ſchuldig jein ſollen“, damit aljo implicite 
die Verpflichtung des Grundeigentdümers zur Abtretung des zum 
Bergbau erforderlichen Areals ftatuirt. 

Auch die Beltimmungen in den 88. 32 und 33 der neuen 
Landſchafts-Ordnung vom 12. October 1832 ftehen der obigen Doc— 
trin nicht entgegen, bejtätigen diejelbe vielmehr, indem danach Pri— 
bateigenthum für wejentliche Zwecke des Staates oder einer Gemeine 
gegen volle Entihädigung in Anſpruch genommen werben fann, der 
Bergbau aber wejentlih im öffentlichen, volkswirthſchaftlichen In— 
terefje betrieben wird. 

Die Vorſchriften dieſes Abjchnittes über die dem Grundeigen— 
thümer für pflidtmäßige Abtretungen gebührende Entihädigung 
entjprehen durchgängig den vorerwähnten Beitimmungen und ver— 
beſſern jogar die Lage des Grundeigenthümers durch die Durchfüh— 
rung des Grundſatzes vollftändiger Entſchädigung jehr erheblich, 
da 3. B. die Bergordnung vom -21. März 1555, Art. 76, dem 
Örundeigenthümer an Entjehädigung eines für alles nach feiner Wahl 
nur vier Erbfuren oder eine Freiture gewährt. 

Noch könnte angeregt werden, ob diefes Verfahren nicht eigent- 
(ih hieher, jondern jahgemäß in ein allgemeines Erpropriationg= 
gejeß gehöre; allein da nicht verfannt werden fann, daß die Berg- 
bauverhältniffe nach ihrer eigentHümlihen Natur auch bezüglich des 
Srpropriationsverfahrens, 3. B. in Betreff der jachverftändigen Feſt— 
ftellung, ob und in welchem Umfange eine Grundabtretung ftattfin= 
den mülje, ob die Benugung länger al3 drei Jahre dauern werde zc., 
eine abgejonderte, an das materielle Bergrecht ſich anſchließende Be— 
handlung erfordert, jo war es geboten und jedenfalls jehr zweckmä— 
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Big, die Beſtimmungen über die Erpropriation des Grundeigenthums 
mit in das Berggejeg aufzunehmen. (Kommiſſionsbericht.) 
Zu $. 146. 


Der $. 143 des Entwurfes ($. 146 des Geſetzes) weicht injo- 
fern von dem Preußifchen Gejege ab, als danach die zur Ermitte- 
lung der vollftändigen Entſchädigung zuzuziehenden Sadverftändigen 
von den Commiſſarien zu ernennen find, wogegen nad Preußiſchem 
Geſetze jeder Theil befugt ift, einen Sachverſtändigen zu bezeichnen 
und die Commiſſarien einen dritten Sachverftändigen zuziehen können. 
Dieſe Abweidung unjeres Entwurfes hat wohl hauptfächlich darin 
ihren Grund, dak nad den gemadten Erfahrungen es ſich nicht be- 
währt Hat, wenn die Sadverftändigen von den Parteien erwählt 
werden, und daneben, um in dieſer Dinficht eine Uebereinftimmung 
zwijchen dem $. 143 des Entwurfes, und der Beitimmung im $. 2 
des don der Herzoglichen Yandesregierung vorgelegten Geſetz-Ent— 
wurfes iiber die Ausinittelung der Entihädigungen bei Expropria— 
tionen herbeizuführen. (Kommiſſionsbericht.) 

3u $. 160. 

Der Abja 2 gemachte Zuſatz ſchließt jeden Zweifel darüber aus, 
daß im Falle der Entziehung des Bergwerkseigenthums eine gericht: 
lihe Gognition nicht jtattfindet über die Frage, ob das öffentliche 
Intereſſe verlegt worden — was auch der Abjicht des Preußiſchen 
Geſetzes gemäß ift. (Motive zur Regierungs-Vorlage.) 

Zu 8. 162. 

Wir haben zum $. 159 (8.162 des Gejches) folgende beiden 
Anträge zu ftellen: Damit der Eingang im $. 159 aud nad) der 
hoffentlich nicht mehr in großer Ferne liegenden Aufhebung der 
Verordnung vom 26. März 1823, Nr. 14, die ſtillſchweigenden und 
gejeglihen Hypotheken betreffend, Bedeutung behalte, tragen wir dar- 
auf an, dem Eingange des $. 159 folgende Fallung zu geben: 

Jeder Inhaber einer eingetragenen oder ohne Eintragung mit 
vollkommenem dinglihen Rechte ‚verjehenen Hypothek ($. 14 der Ver— 
ordnung vom 26. März 1823 Nr. 14) oder ſonſtige Realberedhtigte 
iſt befugt zc. 

Damit ferner fein Zweifel darüber entſtehen fann, bei weldem 
Richter ſowohl die nothwendige Subhaftation (Abjab 1 des $. 159) 
als auch die freiwillige Subhaftation auf Antrag des Bergwerkseigen— 
thümers (Schlußſatz des $. 159) zu beantragen jei, tragen wir dar- 
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auf an, im erſten Abſatze des 8. 159 anſtatt „bei dem zuſtändigen 
Richter“ zu ſagen: 
„bei dem Herzoglichen Amts- oder Stadtgerichte“. 
| (Kommiſſionsbericht.) 
Bu $. 206. 

Die in Braunfchweig ihren Sitz habende Bergbehörde wird ſchon 
örtlicher Entfernung halber nur in den jeltenjten Füllen im Stande 
jein, die zur Rettung verunglüdter Bergarbeiter und zur Abwen— 
dung weiterer Gefahr jehleunig erforderlichen Anordnungen zu treffen ; 
die allgemeinen Polizeibehörden werden vielmehr thätig werden müflen, 
bi3 der Bergbehörde das Eingreifen möglich wird. Um über Diele 
Rechte und Verpflichtungen der Polizeibehörden feinen Zweifel zu 
laffen, beantragen wir folgende Faſſung: 

„Die Bergbehörde beziehungsmweije deren Hülfsbeamte und bis 

zum Eingreifen derjelben die Polizeibehörde ordnet zc. 

(Kommiffionsbericht.) 
Zu Titel X. 

Die Uebergangsbeftimmungen ließen ſich gegen das Preußiſche 
Geſetz weſentlich vereinfahen. Der Titel X ift den localen Zujtän- 
den angepaßt und die darin enthaltenen Beitimmungen tragen den 
bejonderen Berhältniffen des vorhandenen Privatbergbaues Rechnung, 
der theil3 auf Verkauf vorhandener herrſchaftlicher Werke, theils auf 
BVerleihungsperträgen bafirt. Namentlich machte der Umftand Ueber- 
gangäbeitimmungen erforderlid), daß, weil bisher fein Intereſſe da= 
zu vorlag, die dem Staate gehörenden und zum großen Theile auch 
die Privat-Grubenfelder auf der Oberfläche gar nicht begrenzt find. 
Ferner mußte auf die bei Erlaß des Gefeges eingelegten Muthun— 
gen und die vorhandenen Schurfiheininhaber Rüdjiht genommen 
werden, und endlich bedurfte die Regelung des Verhältniſſes Mitbe- 
theiligter bei einen beitehenden Bergwerfe den Borjchriften des neuen 
Gejeßes gegenüber der Beftimmung. (Motive zur Reg. Vorlage.) 


3. Geſeh, die Veranlagung und Erhebung der Bergwerksabgaben 
betreffend. Vom 15. April 1867. 
(Gejet- und Berordnungs-Sammlung für 1867 Nr. 24 ©. 173 ff.) 
Bon Gottes Gnaden, Wir, Wilhelm, Herzog zu Braunschweig 
und Lüneburg ꝛc. ıc. ꝛ⁊c. 
erlaffen mit Zuftimmung der Landes-Verſammlung das nachitehende 
Geſetz: | 
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8. 1. Bon den Mineralien, deren Aufſuchung und Gewinnung 
nah 8. 1 des Berggejeges deſſen Vorſchriften unterliegt, ift eine 
Bergwerks-Abgabe von einem Fünfzigitel des Werthes der abge- 
jegten Produkte zu entrichten. 

Eijenerze unterliegen jedoch diefer Abgabe nicht’). 

Befreit von Entrihtung der Abgabe find alle auf Rechnung 
der Regierung betriebenen Bergwerke. 

8. 2. Als abgejegt werden behandelt die verfauften, ſowie die 
zum eigengn Gebrauche der Werke oder Werfsbefiger abgegebenen 
und ebenfo die in die Berfaufsmagazine abgefahrenen Bergwerks— 
produfte. 

Merden bei Erzbergwerten die Produkte für eigene Rechnung 
des Bergwerks aufbereitet, jo iſt der Abſatz in aufbereitetem Zu— 
ftande maßgebend. Die auf Steine und Braunfohlen-Bergwerfen 
zum eigenen Gebrauche für die Betriebgeinrichtungen des Bergwerk 
abgegebenen Sohlen unterliegen der Abgabe nicht; hierzu werden 
jedoch diejenigen Kohlen, welche al3 Theil des Lohns an Bergar- 
beiter oder Grubenbeamte verabfolgt find, nicht gerechnet ?). 

8. 3. Die Feititellung der abgabepflichtigen Produften-Quan: 
titäten erfolgt nah Maaß, Gewicht oder Stüdzahl auf Grund von 
Abſatzregiſtern 3). 

8. 4. Die Bergiverksbefiger find verpflichtet, diejenigen Perſo— 
nen, welche fie mit dem Vermeſſen, Verwiegen oder Abzählen der 
Produkte und mit der Führung der Abfagregifter beauftragen, der 
Bergbehörde namhaft zu machen, deren etwaigen Ausftellungen gegen 
diefelben Folge zu geben und fie auf Verlangen der Bergbehörde auf 
genaue Erfüllung ihrer Verpflichtungen gerichtlich beeidigen zu Laffen 9). 

8. 5. Abgabepflichtige Produfte dürfen von den Bergwerfen 
oder Aufbereitungsanftalten nicht eher abgefahren werden, als bis 
fie von den vorbezeichneten Perſonen vermeſſen, vertvogen oder ab- 
gezählt ſind >). 

$. 6. Bergwerksbeſitzer, welche: 
1. die Abjagregifter gar nicht oder durch andere, al3 die dazu 
beitellten Perſonen führen laſſen, 


1) Berg. 8. 1 ff. des Pr. Gejeges vom 20. Dftober 1862. 
2) $. 2 der Pr. Anftruftion vom 29. Januar 1866, 

3) 8. 3 daſ. 

4) $. 3 daſ. 

5) $. 5 dai. 
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2. die Borlegung der Abjakregifter auf Erfordern der Bergbe- 
Hörde verweigern, oder 

3. Produkte von den Bergwerfen oder Aufbereitungsanitalten 
abfahren laſſen, ehe diejelben vermejlen, verwogen oder abge- 
zählt und in die Abjatregifter eingetragen find; ferner 

4. Produftenauffcher, welche da3 Vermeſſen, Verwiegen oder Ab- 
zählen der Produkte oder die Eintragung in die Abjaßregifter 
unterlaffen oder unrichtig vornehmen, 

fönnen durch erefutiviiche Strafbefehle zur Erfüllung ihrer Ver— 
pflihtungen angehalten werden ($. 192 des Berggejeges). 

Die unrihtige Führung oder Fälfhung der Abjagregifter in 
betrügerifher Abficht unterliegt den kriminalrechtlichen Strafen !). 

8. 7. Den Bergwerksbeſitzern wird geftattet, den Werth der 
abgabepflichtigen Produkte durch Vorlegung der Verfaufsbücher, der 
abgejchlofienen Lieferungsverträge oder ähnlicher Beweismittel nach— 
zuweifen 2). 

8.8. Wird eine ſolche Nachweiſung nicht erbracht oder von 
der Bergbehörde für nicht genügend erfannt, jo verfügt Diejelbe 
eine Abihägung der Produkte, wobei die durchſchnittlich am Hal— 
denplaße zu erzielenden Preife und bei Erzen der Gehalt derjelben 
nebjt den marktgängigen Metallpreifen zu berüdjichtigen jind. 

Für diefe Werthermittelung find in Abjag zu bringen: 

1. bei Bergwerfen, deren Produkte zur Erlangung höherer Preiſe 
oder größeren Abjages nah einem zum Verkauf geeigneten 
Punkte gebradht werden, die Transportfoiten ; 

2. bei Bergmwerfen, deren Produkte für Rechnung der Bergwerfe 
erft durch Aufbereitung oder durch Verhüttung verkäuflich ge- 
macht werden, die hierfür nach wirthichaftlichen Grundjägen 
in Anjag zu dringenden Koften (Poch-, Waſch-, Hütten- und 
jonftige Zubereitungsfoften) 3). 

8. 9. Der feitgeftellte Produktenmwerth gilt für das laufende 
Kalenderjahr und bleibt auch für diejenigen darauf folgenden Jahre 
gültig, in welchen nicht bis Ende Sanuar eine Abänderung entwe— 
der von der Bergbehörde verfügt oder von dem Bergwerksbeſitzer 
beantragt iftt). 

1) 8. 6 der pr. Inftruftion vom 29. Jannar 1866. 

2) Vergl. $. 9 daſ. 

3) 8. 7 und 8 dal. 

4) 8. 9 daſ. 
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$. 10. Die Bergwerfsbefiger Haben für jede8 Quartal eine 
Nachweiſung über die zu entrichtende Bergwerfsabgabe aufzuftellen 
und nebſt dem Abjagregifter binnen 14 Tagen nad) dem Quartal- 
Ichluffe der Bergbehörde einzureichen. 

Die Nahweifung muß das abgabepflihtige Produftenquantum, 
mit welchem das Nbiasregifter abjchließt, und den Abgabebetrag für 
die Einheiten nad) Maßgabe des feitgeftellten Produktenwerthes ent— 
halten. 

Erfolgt die Sinreihung nicht rechtzeitig, jo kann die Bergbe- 
hörde Zwangsmaßregeln ergreifen ($. 192 des Berggejehes) oder 
die Nachweiſung auf Koften der Säumigen anfertigen laffen?). 

$. 11. Die Bergwerfsabgabe ift zu dem der Nachweiſung 
($. 10) entjprechenden Betrage als feftgeftellt anzujehen, wenn binnen 
4 Wochen nah Einreihung der Nachweiſung von der Bergbehörde 
feine YAusftellungen dagegen gemacht fein werden. Erfolgen der: 
gleihen Ausftellungen binnen der vierwöchigen Frift, jo find fie für 
den Betrag der Bergwerfsabgabe maßgebend. 

$. 12. Die Bergwerksabgabe wird vierteljährlid postnume- 
rando entrichtet und muß bis zum Schluffe des folgenden Quartals 
an die von der Bergbehörde zu bezeichnende Kaffe gezahlt werden ?). 

8. 13. Für Reklamationen gegen die Verfügungen der Berg— 
behörde in Betreff der Bergwerksabgabe gelten die Beitimmungen ber 
88.193 und 194 des Berggejehes >). 

814. Etwa rüdftändige Bergwerksabgaben werden gleich den 
übrigen rüdjtändigen öffentlichen Abgaben im Wege ——— 
Exekution eingezogen ($. 192 des Berggeſetzes) 9. 

$. 15. Bei eintretenden Concurſen der Bergwerksbeſitzer follen 
die rüdftändigen Bergwerfsabgaben dafjelbe Vorrecht haben, wie 
folches den übrigen an den Staat zu entrichtenden öffentlichen Ab— 
gaben zuiteht. 

8. 16. Erlaſſe von Bergwerksabgaben, welche Bergwerksbe— 
figern vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes für eine gewiſſe Reihe 
bon Jahren ertHeilt find, bleiben rechtägültig. 

$. 17. Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. Oftober 1867 


1) 8. 15 der Pr. Inftruftion vom 29. Januar 1866. 
2) 88. 1 und 17 daſ. 

3) Bergl. $. 18 dal. 

4) $. 20 dal. 
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in Kraft und treten mit diefem Zeitpunkte alle demjelben entgegen- 
ftehenden älteren Gelege, Verordnungen und Gewohnheiten außer 
Wirkſamkeit. 

Z. 18. Auf den Umfang der Goslarſchen Stadtforſt findet 
dieſes Geſetz keine Anwendung. 

Alle, die es angeht, haben ſich hiernach zu achten. 

Urkundlich Unſerer Unterſchrift und beigedruckten Herzoglichen 
Geheime-Canzlei-Siegels. 

Braunſchweig, den 15. April 1867. 

(L. S.) 
Auf Höchſten Special-Befehl. 
von Gampe W. Schulz. Zimmermann. 


4. Motive zn dem Bergwerksabgaben-Gefehe vom 15. April 1867. 


1. Die Regierungsvporlage wurde mit folgenden Motiven 
begleitet: 

Zur Ergänzung des der geehrten Landes-VBerfammlung mittelft 
Unſers Schreibens vom heutigen Tage im Entwurfe vorgelegten 
Berggejeßes für das Herzogthun, welches die ſämmtlichen bejtehen- 
den berggejeglihen Beltimmungen, auch in Betreff der bisherigen 
fiskaliſchen Bezüge von Privatbergwerfen aufzuheben beabfichtigt, be— 
darf es einer: andermweiten Regulirung jener Abgaben und dieje be- 
ziwedt der „Entwurf zu einem Geſetze, die Veranlagung und Erhe- 
bung der Bergwerfsabgaben betreffend“. 

Die gegenwärtig geſetzlich beftehenden Bergwerfsabgaben, na— 
mentlih der Bergzehnten, laffen ſich nicht aufrecht erhalten, und 
haben bereits in den bisher abgejchloffenen Berleihverträgen geringere 
Abgaben bedungen werden müſſen. Mit Rüdficht auf die volfswirth- 
Ihaftlihe Bedeutung des Privatbergbaues wird bei der künftigen 
Abgabe überhaupt den finanziellen Standpunkte fein ausſchließendes 
Gewicht beizulegen und die Abgabe jo zu beftimmen fein, daß da= 
durch einem nachhaltigen Gedeihen des Privatbergbaues ein Hin— 
derniß nicht in den Weg gelegt twird. 

Bei Erwägung der anderer Orten gemachten Erfahrungen ift 
zugleih eine Bruttoabgabe für räthlicher erachtet, al3 eine Abgabe 
vom Reinertrage, deffen Ermittelung zu diefem Zwede bei in Selbit- 
verwaltung befindlichen Privatwerken erheblihen Schwierigkeiten un— 
terliegt. Die Bruttoabgabe bejteht jegt im ganzen Umfange der 
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früheren Preußiſchen Staaten, in Nafjau und im Großherzogtgume 
Sadjen. 

Schon in den jeither abgejchloffenen Verleihverträgen find die 
Abgaben nicht in natura, jondern in Geld bedungen. Der $. 1 
des vorgelegten Entwurfes proponirt daher deren Erhebung von 
dem Werthe der abgejegten Produfte und zwar, mit Ausnahme 
der gänzlich befreiten Eifenerze, in der Höhe von zwei Prozent. Da 
e3 fich bei diejer Abgabe für den Fisfus überhaupt nur um geringe 
Beträge handelt, jo wird ein Derabgehen auf dieſes geringe Maaf;, 
welches den in Preußen jfeit dem 1. Januar 1865 zur Erhebung 
fommenden Abgaben entjpricht, feinem Bedenfen unterliegen. Die 
übrigen Beftimmungen des Entwurfes, dem die Preußijchen Geſetze 
über die Bergwerf3abgaben vom 12. Mai 1851 und 20. Oftober 
1862, jowie die dortige Miniſterial-Inſtruktion vom 29. Januar 
1866!) zu Grunde liegen, find den hiefigen Verhältniffen angepaft 
und werden einer befonderen Erläuterung nicht bedürfen. 

2. Der Beriht der Kommiffion der Landesverſamm— 
lung vom 6. März 1867 äußerte fi über den Gejegentwurf, 
wie folgt: 

Mit vollem Rechte nennt das den Gefegentwurf begleitende 
Schreiben Herzoglichen Staatsminifterii dieſes Geje eine nothwen— 
dige Folge des zugleich vorgelegten Berggejebes, und müſſen wir bei 
Prüfung deifelben von denſelben Geſichtspunkten ausgehen, welche wir 
in dem Berichte über das Berggeſetz bereits näher bezeichnet haben. 

Mie das neue Berggeſetz die Schranken fallen laßt, welche fich 
der Entwidelung des Bergbaues durch Jahrhunderte alte Gejege und 
Beitimmungen entgegenftellten und als Grundprincip den Bergbau 
frei erklärt, jo ift es auch dringend geboten, die Bergwerksabgaben 
jo weit zu. ermäßigen vefp. ganz aufzuheben, daß diejelben fein Hin— 
derniß mehr für die Bergwerks- und die damit zujammenhängende 
Induſtrie bilden. 

Bis jebt wird im Herzogthume der Zehnte von der Brutto- 
Produktion nebjt andern verjchiedenen Abgaben gejeglih erhoben. 
Wir erjehen jedod aus dem Begleitihreiben Herzogl. Staatsminifterii, 
daß bei Verleihverträgen feit einer gewiffen Reihe von Jahren eine 


1) Vergl. diefe Inftruftion im Jahrg. VII &.6 ff. diefer Zeitichrift, 
ferner das Geje vom 20. Dftober 1862 Jahrg. UI ©. 402, auch Jahrg. V 
©. 439 ff. 
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geringere Abgabe, als die gejegliche, Feitgeftellt ift. Aus diefer Maß— 
regel geht zur Evidenz hervor, wie unhaltbar die alten Abgabe- 
Beltimmungen jind und daß ich diefelben nur aus dem Grunde jo 
lange einer neuen gejeglihen Regelung entziehen fonnten, weil in 
unferm Yande bis vor wenigen Jahren der Privat-Bergbau ein jehr 
unbedeutender war. 

Der Gejegentwurf ermäßigt nun ohne Zwiſchenſtadien die Berg- 
werfsabgaben von Mineralien, deren Auffuhung nah 8. 1 des Berg: 
geſetzes deſſen Vorſchriften unterliegt, auf denjelben Steuerbetrag, 
welcher im Königreiche Preußen nad verjchiedenen früheren Herab— 
jeßungen und Uebergangsbeftimmungen in Folge des Gejeges vom 
20. Oktober 1862 feit dem 1. Januar 1865 erhoben wird, und be= 
freit, wie das Preußiiche Geſetz, Eifenerze von jeder Abgabe. 

Der Modus der Veranlagung und Erhebung der Steuer, wie 
derjelbe in dem vorgelegten Gejegentwurfe feftgeitellt iſt, gleicht im 
Weſentlichen der Inſtruktion, welche den Oberbergämtern im König: 
veih Preußen dur Refkript des Handelsminifters vom 29. Januar 
1866 ertheilt wurde, und begrüßen wir auch in dieſer Beziehung 
die Gonformität des vorgelegten Geſetzentwurfes mit der Preußifchen 
Geſetzgebung. 

Aber auch abgeſehen von der erwünſchten Conformität erſcheint 
die Erhebung einer Brutto-Steuer für den Bergbau als die zweck— 
mäßigfte, ja eigentlich) als die allein zuläffige. 

Die Erhebung einer Steuer vom Netto-Ertrage, wie diefebe in 
Frankreich und Belgien ftattfindet und früher am linken Preußi— 
ſchen Rheinufer und in Naſſau ftattfand, ift jehr ſchwierig. Die 
Steuerzahlenden werden jedes erlaubte und oft auch unerlaubte 
Mittel anwenden, um dem Staate gegenüber den Ertrag geringer 
hinzuſtellen, fie werden bei Ermittelung des Reinertrages fo wenig 
hülfreihe Hand leiften, daß häufig die Erhebungstoften ſich höher 
belaufen, al3 der ganze Steuerbetrag. So betrugen 3. B. in Naffau 
vor 1861, in welchem Jahre dajelbjt die Brutto-Belteuerung, ver— 
bunden mit eldesiteuer, eingeführt wurde, die Erhebungstoften in 
einem Jahre 30,000 Gulden, der ganze Steuerbetrag nur 16,534 
Gulden. 

Wichtiger wäre es, zu prüfen, ob der Bergbau nach Aufhebung 
des Negalitätsrechtes nicht ebenfo der Gewerbefteuer zu unterwerfen 
wäre, wie jedes andere Gewerbe; aber auch hiergegen glauben wir 
ung ausjprehen zu müſſen. Iſt es jchon bei den der Gewerbejteuer 
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unterworfenen, der Abtheilung 7 des 8. 5 des Gewerbefteuergefehes 
angehörenden Gewerben höchſt ſchwierig, durch Schätzung des Ge— 
ſchäftsumfanges ein richtiges Steuerverhältniß feſtzuſtellen, ſo dürfte 
es beim Bergbau eine Unmöglichkeit ſein. Die Ausbeute beim Berg— 
bau auf edle Metalle entzieht ſich überhaupt jeder Schätzung und 
iſt eine Werthbeſtimmung nur durch eine ſachverſtändige Behörde 
möglich. Der Werth der gewonnenen Produkte kann häufig bei 
kleinen Einrichtungen und geringem Arbeiter-Perſonal bedeutend 
höher ſein, als bei großen Bergwerksanlagen, durch welche ein ge— 
ringwerthiges Mineral gefördert wird. Auch würde der höchſte 
Steuerſatz, welchen unſer Gewerbegeſetz zuläßt, für den Bergbau 
keineswegs zureichen. Nehmen wir an, daß aus einem Bergwerke 
für 100,000 Thaler Silber- und Blei-Erze gefördert werden, was 
doch auch bei unſern Verhältniſſen recht gut denkbar iſt, ſo würde 
nach dem vorgelegten Geſetzentwurfe eine Abgabe von zwei Prozent, 
alſo die Summe von 2000 Thalern zu zahlen ſein, während bei 
Anwendung des Gewerbegeſetzes nur der höchſte Steuerfaß von 
200 Thalern erhoben werden könnte, 

Die in einigen deutſchen Staaten noch bejtehende Feldesiteuer 
bedarf faum mehr der Erwähnung, da die Unzwedmäßigfeit diefer 
Steuer allgemein anerfannt ift und alle neuen Gejeßgebungen die— 
jelbe ganz abgeihafft oder doch bedeutend ermäßigt haben. 


Il. Preußen. 


1. Abänderung der provinzialredhtlichen Kefimmungen über den 
dem Verfügungsrechte des Grundeigenthümers unterworfenen 
Stein- und Braunkohlenbergban. 


(Titel X 88.211 und 212 des Allgemeinen Berggefeges vom 24. Juni 1865.) 


In den vormals zum Königreihe Sachſen gehörigen Yandes- 
theilen der Provinzen Sachſen, Brandenburg und Schleſien fteht 
befanntlic das Recht zur Gewinnung der Stein und Braunfohlen 
unter gewiſſen gejeglichen Einſchränkungen dem Grundeigenthümer zu. 
Die für die Rechtsverhältniffe diefes Bergbaues noch maßgebenden 
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Provinzialgefege, namentlich das Kurfürſtlich Sächſiſche jogen. Stein- 
fohlen-Mandat vom 19. Auguft 1743 und das WRegulativ vom 
19. Oktober 1843 entjprehen nah Inhalt und Faſſung den jehigen 
Anfhauungen und Bedürfniffen nicht mehr. Es wurde deßhalb 
ihon bei den Vorarbeiten für das Berggejeg vom 24. Yuni 1865 
eine Revifion jener älteren Vorſchriften mehrjeitig angeregt und der 
Vorſchlag gemacht, die wenigen, für den erwähnten Stein- und 
Braunfohlenbergbau noch beizubehaltenden provinzialrechtlichen Be— 
ftimmungen in das Berggejeb ſelbſt mit aufzunehmen. (Vergl. u. a. 
Kloftermann: Bemerkungen über den Entwurf eines Allgemeinen 
Berggejeßes 2c., Berlin 1863 ©. 129 ff.; ferner Bd. IV ©. 284 
diefer Zeitihr.) Man ſah jedoch damal3 von der gleichzeitigen Er- 
ledigung dieſes Gegenftandes wejentlih aus dem Grunde ab, um 
durch die für erforderlich eradhtete bejondere Prüfung defjelben bie 
deinglihe Reform der allgemeinen Berggejeßgebung nicht länger auf- 
zubalten. Nach den 88. 212 und 213 des Berggeſetzes blieb daher 
der Stein und Braunfohlendergbau in den dort genannten Landes— 
theifen den feitherigen Rechtsgrundfägen im Weſentlichen unterworfen, 
und nur einige Abjchnitte des neuen Berggejeßes wurden ſchon da= 
mal3 im öffentlichen Intereſſe auch auf diefen Bergbau ausgedehnt. 
Der beftehende Rechtszuftand ift in Folge deifen ein mangelhafter 
und foll nunmehr dur ein bejonderes Geſetz verbefjert werben. 
Der im Königlihen Handelsminifterium ausgearbeitete Entwurf zu 
einem ſolchen Gejege wird zunächſt den Yandtagen der betheiligten 
Provinzen zur Begutachtung vorgelegt werden. Außerdem ift jeitens 
des Königlichen Staatsminifteriums die Veröffentlihung dieſes Ent: 
wurfes durch die Zeitjchrift für Bergredht genehmigt worden, damit 
die betheiligten Kreiſe zeitig Gelegenheit erhalten, ſich über denjelben 
zu äußern. Der Entwurf folgt hier nebft den eingehenden Motiven !). 


1) Beiprehungen der Borlage werden in diefe Zeitfchrift bereitwilligft 
aufgenommen werden. Ueber den Gegenftand jelbft find zu vergleichen Bd. I 
&.437, 88.115. 127, 128, 285, Bd.V ©. 241, Bd.VI S.423, 610 der Zeitſchr.; 
ferner die Abhandlungen über die Bergrechtsverhältniffe der König. Sächſiſchen 
Oberlanfiß und über die rechtliche Verfaſſung bei dem Stein» und Braun- 
fohfenbergbau im Königreihd Sadhjen von P. M. Kreßner im Bb. II 
S. 31 ff. und Bd. III S. 184 ff.; defgleichen die verfchiedenen Mittheilungen 
der Zeitichrift über den neueften Sächſiſchen Berggefeß- Entwurf. 
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Entwurf eines Geſetzes, 


betreffend die Redhtsverhältnijje des Stein= und Braun: 

tohlenbergbaues in denjenigen Landestheilen, in welchen 

das Kurfürſtlich Sähjifhe Mandat vom 19. Auguft 1743 
Gejeßestraft hat. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Hönig von 
Preußen ıc. 


verordnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages, was folgt: 


8. 1. In den nadhbenannten Yandestheilen, nämlich: 

1. in den vormal3 zum Königreihe Sachſen gehörigen Yandes- 
theilen der Provinz Sachſen mit Ausschluß der Grafichaften 
Mansfeld und Barby und der jtandesherrlichen Gebiete der 
Grafen von Stolberg-Stolberg und Stolberg-Roßla, 

2. in den vormals zum Königreihe Sachſen gehörigen Landes— 
theilen der Provinz Brandenburg, insbejondere in der Stan- 
desherrihaft Barutd und den Aemtern Jüterbogk, Dahme, 
Belzig und Rabenftein nebſt enclavirten ritterfchaftlichen Orten, 
jowie in den vormals zum Kreiſe Wittenberg gehörigen Orten 
Blanfenfee und Stangenhagen, 

3. in dem Markgrafenthume Oberlaufih, 

4. in dem Marfgrafenthume Niederlaufig mit Einjchluß der Herr: 
ſchaft Sonnenwalde, fowie der Aemter Dobrilugf, Finfterwalde 
und Senftenberg, 

unterliegen die Stein und Braunfohlen fernerhin lediglich) dem Ver— 
fügungsrechte des Grundeigenthümers. 

Die beftehenden Berechtigungen zum Betriebe des Stein= und 
Braunfohlenbergbaues bleiben jedoch aufrecht erhalten. Gründet 
ih die Berechtigung auf eine zur Geminnung der Stein= oder 
Braunkohlen auf fremdem Grund und Boden ertheilte Gonceffion 
de3 Staates, fo fommen Hinfichtlic der Verbindlichkeit zum Betriebe 
und der Aufhebung der Conceſſion die Vorſchriften der SS. 65 und 
156 bis 164 des Allgemeinen Berggejeges dom 24. Juni 1865 in 
- Anwendung. 

8.2. Das Recht zum Steine oder Brauntohlenbergbau fann 
von dem Eigenthume an dem Grundftüde, in welchem die Stein: 
oder Braunkohlen anjtehen, abgetrennt und als eine jelbititändige 
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Gerechtigkeit jorwohl dem Grundeigenthümer jelbft als aud dritten 
Perſonen zuftehen. 
Die Eigenſchaft einer jelbitjtändigen Gerechtigkeit erlangt daffelbe 
entweder 
1. durch die gerichtliche oder notarielle Erklärung des Grundeigen- 
thümers, daß das Abbaureht von dem Cigenthume an dem 
Grundftüde oder einem Theile deffelben in Zukunft abgetrennt 
ſein folle, oder 
2. durch die in gleicher Form bewirkte gefonderte Veräußerung 
des Abbaurechtes an dritte Perſonen. 

Einer derartigen gerichtlichen oder notariellen Erklärung oder 
dem in gleicher Form abgejchloffenen VBeräußerungspertrage muß ein 
Situationsrik beigefügt fein, auf welchen die Vorfchriften des $. 17 
des Allgemeinen Berggejeßes vom 24. Juni 1865, mit Ausſchluß jedoch 
der Beitimmung über die Angabe des Fundpunftes, zur Anwendung 
fommen. | 

8. 3. Die bei Erlaß diefes Geſetzes nad $. 1 beitehenden 
Kohlenabbaugerehtigkeiten, ſowie diejenigen Kohlenabbaugeredtigfei- 
ten, welche gemäß $.2 von dem Grundeigenthume abgetrennt wor— 
den find, Haben die Eigenfchaft unbeweglicher Sachen und gehören zu 
denjenigen Gerechtigfeiten, welche in Gemäßheit des $. 14 Titel I 
der Hppothefenordnung vom 20. Dezember 1783 unter einer beſon— 
deren Nummer in das Hppothefenbud eingetragen werden können. 

Ss. 4. Es finden auf diejelben Hinfichtlich der Veräußerung, der 
Verpfändung und des Arreftes, ſowie in Beziehung auf die Sub- 
Haftation, den Concurs und die Nangordnung der Gläubiger die 
gejeglihen Beftimmungen Anwendung, welche in diefer Beziehung 
für verlichenes Bergwerkseigenthum gelten. (88. 52, 53, 247 und 
249 des Allgemeinen Berggeſetzes.) 

8.5. Für die Führung des Hypothekenbuches find die allge 
meinen gejeßlichen Vorjchriften maßgebend, joweit nicht in den nach— 
folgenden 88. 6 bis 9 einjchlieglich etwas Anderes beftimmt ift. 

8.6. Iſt das Grundftüd, von welchem das Recht zum Stein: 
und Braunfohlenbergbau abgetrennt worden ift, mit Xaften oder 
Hppothefen behaftet, welche fih auf die anjtehenden Kohlen mit 
erftreden, jo kann gleihwohl auf Antrag des Berechtigten die Ab- 
Ichreibung der Kohlenabbaugerechtigkeit und deren Eintragung auf 
ein bejonderes Folium des Hypothekenbuches erfolgen. Es find aber 
alsdann die eingetragenen Laften und Hypotheken mit ihren vollen 
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Beträgen auf diejes neue Folium mit zu übertragen, wenn nicht 
nachgewiejen wird, daß die eingetragenen Realintereflenten die Ktohlen- 
abbaugeredhtigfeit aus der Haftbarfeit gänzlich entlaffen haben, oder 
da eine Vertheilung der bezüglichen Yalten und Forderungen unter 
Aufhebung der jolidarifhen Verpflichtung des Grundjtüdes und der 
Kohlenbaugerechtigkeit vereinbart worden ift. 

Auf dem Folium des Grundſtückes iſt bei jeder bezügliden Poſt 
zu vermerfen, daß und auf welchem Folium die-Uebertragung ge— 
ſchehen ift. 

Der Mebertragung der eingetragenen Laſten und Hypotheken 
bedarf es nicht, wenn der Kohlenabbauberechtigte ein Unjchädlichkeits- 
atteft nach Maßgabe des Gejeßes vom 3. März 1850 (Gejeß-Samm- 
lung ©. 145) beibringt. 
$. 7. Mehrere Kohlenabbaugerechtigkeiten, welche fich im Allein- 

eigenthume einer Berfon befinden oder demſelben Berechtigten zu— 
ftehen, können auf einem Folium des Hppothefenbuches eingetragen 
werden. 

$. 8. Die zwangsweiſe Berichtigung des Befigtitels nad Map- 
gabe der Allerhöchſten Gabinetsordres vom 3. Oftober 1831 und vom 
6. Oftober 1833 findet bei allen jelbitftändigen Kohlenabbaugerech⸗ 
tigkeiten Statt. 

8.9. Iſt ein Kohlenfeld vollſtändig abgebaut, jo kann die Koh— 
lenabbaugerechtigkeit auf Antrag eines betheiligten Grundeigenthümers 
oder Realintereſſenten im Hypothekenbuche wieder gelöſcht werden. 

Zur Begründung eines ſolchen-Antrages iſt ein von der Berg— 
behörde zu ertheilendes Atteft beizubringen, daß das bezügliche Koh— 
lenfeld gänzlich) abgebaut und auf demjelben Gebäude oder jonjtige, 
zur Grube gehörige unbewegliche Pertinenzien nicht mehr vorhan— 
den find, 

Der Hypothekenrichter jchließt auf Grund diejes Atteſtes das 
Folium und löfcht die auf demjelben eingetragenen Forderungen, ohne 
daß es dazu der Beibringung der Schuldurfunden bedarf. 

Die Realintereffenten werden von der Schließung des Foliums 
und der Löſchung der Forderungen mit der Aufforderung benad- 
tichtigt, behufs des auf diefelben zu jegenden Löſchungsvermerkes 
die Schuldurfunden einzureichen, widrigenfall3 fie für jeden Miß— 
brauch, der mit den Letzteren geſchehen fünne, verantwortlich bleiben. 

8. 10. Auf den Betrieb des Stein= oder Braunfohlenbergbaues 
im Bereiche dieſes Geſetzes, einerlei ob eine vom Grund und Boden 
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abgetrennte, ſelbſtſtändige Kohlenabbaugerechtigkeit beſtehet oder nicht, 
kommen die nachfolgenden Vorſchriften des Allgemeinen Berggeſetzes 
vom 24. Juni 1865 zur Anwendung: 
a. Titel III Abſchnitt 1 (von dem Bergwerkseigenthume im All— 
gemeinen) die 88. 58 und 59, jowie die 88. 60 bis 63 ein- 
ſchließlich Hinfihtlih der Anlage von Hülfsbauen im Felde 
eines anderen Kohlenabbauberedhtigten ; 
b. Titel III Abſchnitt 2 (von dem Betriebe und der Verwaltung) 
die 88. 66 bis 79 einjchlieglih und ferner Abjchnitt 3 dieſes 
Titels (von den Bergleuten); 
c. Titel V Abſchnitt 1 nebſt der zugehörigen Uebergangsbeſtim— 
mung des $. 241 Titel XI (von der Grundabtretung) mit 
der Maßgabe, daß die Grundabtretung nur injoweit gefordert 
werden kann, al3 die Benutzung eines fremden Grundjtüds 
zur Anlage von Wegen, Eifenbahnen, Kanälen, Wafjerläufen 
und Hülfsbauen zum Zwecke des Grubenbetriebes und des 
Abſatzes der Kohlen nothwendig ift; 
d. Titel V Abſchnitt 2 (vom Schadenserjage für Beihädigungen 
des GrundeigentHumes) mit Ausnahme des $. 152, joweit da— 
jelbjt von „Arbeiten der Muther“ die Rede ift, und Abjchnitt 3 
(von dem Verhältnifje des Bergbaues zu den öffentlichen Ver— 
fehrsanftalten); ferner 
e. Titel VII (von den Snappfchaftsvereinen), Titel VIII (von 
den Bergbehörden), Titel IX (von der Bergpolizei) und die 
SS. 242 und 244 des Titels XII (Schlußbeftinimungen). 
$. 11. Wird der Stein= oder Braunfohlenbergbau von mehre- 
ven Perſonen betrieben, jo ſind diejelben, jofern deren Vertretung 
nicht durch die allgemeinen Geſetze geordnet ijt, verpflichtet, mittelſt 
notarieller oder gerichtlicher Urkunde einen im Inlande wohnenden 
Repräjentanten zu beitellen, welchem die Befugniß zuftehet, alle Vor— 
(adungen und andere Zuftellungen an die Betheiligten mit voller 
rechtlicher Wirkung in Empfang zu nehmen und Xebtere bei den 
Berhandlungen mit der Bergbehörde, mit dem Knappjehaftsvereine 
und mit anderen auf den Bergbau bezüglichen Inftituten zu vertreten. 

Dafjelbe gilt, wenn der Alleineigenthümer einer Stein= oder 
Braunfohlengrube im Auslande wohnt. 

Wird ein Repräjentant auf die Aufforderung der Bergbehörde 
innerhalb einer Friſt von drei Monaten nicht beftellt und unter 
Einreihung der Beftallungsurfunde namhaft gemacht, jo ift die 
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Bergbehörde befugt, bis dahin, daß dies gejchieht, einen Repräfen- 
tanten zu beitellen und diefem eine angemejlene, von den Betheiligten 
aufzubringende und nöthigenfalls im Berwaltungswege exekutiviſch 
einzuziehende Belohnung zuzufichern. 

Diefer interimiftifche Repräfentant hat die vorher angegebenen 
Befugniffe des gewählten Repräjentanten, infofern die Bergbehörde 
feine Beſchränkungen eintreten läßt. 

Bei Anwendung diefer Beitimmungen macht e3 feinen Unter— 
ſchied, ob eine bejondere Kohlenabbaugerechtigkeit beitehet oder nicht. 

8.12. Das Kurfürſtlich Sächſiſche Mandat vom 19. Auguft 
1743, da3 Regulativ vom 19. Oftober und 13. November 1843, 
das Gejeß vom 1. Juni 1861 (Gejeg- Sammlung ©. 353 ff.) und 
die 88. 212 und 213 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 
1865 find aufgehoben. 

8. 13. Diejes Gefeß tritt mit dem . . . . . in Kraft. 


Motive 


zu dem vorftehenden Gejeg-Entwurfe, 


In den vormals Königlih Sächſiſchen, mit Preußen vereinig- 
ten Landestheilen gehören die Stein und Braunfohlen nicht zu den 
Gegenftänden der Bergbaufreiheit. Die Berechtigung zur Gewin— 
nung dieſer Foſſilien ift vielmehr mit dem Grundeigenthum ver— 
bunden und der Staat nur unter gewiſſen Vorausfegungen, wenn 
nämlich der Grundeigenthümer die Gewinnung unterläßt, dazu be- 
fugt, dritten Perjonen die Eoncejfion zum Abbau zu ertheilen. 

Die gejeglihe Grundlage für dieſe NRechtsmaterie bildet das 
Kurfürſtlich Sächſiſche Mandat vom 19. Auguft 1743, das ſ. g, 
SteintohlenMandat, welches nah einer conftanten und durch die 
neuere Gejeßgebung janctionirten Praxis aud) auf Braunfohlen an- 
gewendet wird. (Braſſert's Bergordnungen Seite 473 ff.) 

In den bezüglihen, zur Provinz Sachſen gehörigen Landes— 
theilen gilt neben diefem Mandate das Regulativ für den Betrieb 
und die Beauflihtigung der Stein- und Braunfohlengruben zc. vom 
19. Oktober und 13. November 1843 (Gejeg-Sammlung 1861 
Seite 356). Das Mandat vom Jahre 1743 ift in leßterem zwar 
nicht augdrüdlich aufgehoben, das Regulativ wird aber in der Pra- 
ris an defjen Stelle ausschließlich angewendet, weil jeine Beſtimmun— 
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gen in allen den Punkten, über welche das Mandat Handelt, voll- 
ftändig erjchöpfend und dabei grundfäßlicd von den Vorſchriften des 
Letzteren verfchieden jind. 

Neben diejen beiden Grundgejegen finden in dem ganzen hier= 
her gehörigen Rechtsgebiete Anwendung: 

1. Das Geſetz vom 1. Juni 1861, betreffend die Anlegung von 
Hypothefenfolien für Gerechtigfeiten zur Gewinnung von Stein= 
und Braunfohlen zc., welches die Abzweigung der Kohlenabbau— 
gerechtigfeit von dem Grundeigenthume und die Möglichkeit der 
Gonftituirung Dderjelben zu einer jelbititändigen, des Real— 
creditsfähigen Gerechtigleit bezweckte; 

2. gemäß der Beltimmungen im $. 213 des Allgemeinen Berg- 
gejebes vom 24. Juni 1865, (Geſetz-Sammlung Seite 715 ff.) 
die Vorjchriften des Titels III Abſchnitt 3, Tit. VII und Tit. IX 
dieſes Gefeßes, worin von dem „Verhältniffe der Bergwerks— 
betreiber zu den Bergleuten“, beziehungsweife von den „Knapp— 
Ichaftsvereinen“ und von der „Bergpolizei” gehandelt wird; 

3. die Gefege vom 21. Mai 1860, betreffend die Beaufjichtigung 
des Bergbaues und das Verhältniß der Berg: und Hütten- 
arbeiter (Geje =» Sammlung Seite 291) und vom 10. Juni 
1861, betreffend die Kompetenz der Oberbergämter (Gejeb- 
Sammlung ©. 425), joweit denjelben nit durch Die zuvor 
ad 2 angegebenen Vorſchriften des Allgemeinen Berggejehes 
derogirt worden it. 

Das Mandat vom 19. Auguſt 1743 und das Regulativ vom 
19. Oktober und 13. November 1843 find durch diefe neueren Ge— 
jege vielfach modificirt und größtentheil3 objolet geworden. Die 
no in Geltung verbliebenen Fragmente laſſen ſchon in ihrer ur— 
ſprünglichen Fafjung die nötige Klarheit und Präcifion des Aus— 
drudes vermiflen. Sie entbehren gegenwärtig gänzlich des inneren 
Zujammenhanges unter einander und mit den abändernd hinzuge- 
tretenen neueren Geſetzen. Sie widerftreiten dabei in den wichtigſten 
Punkten den Grundprincipien über die Stellung des Staates zu 
dem Privatbergbau, welche inzwijchen in dem Allgemeinen Bergge: 
jege zur Geltung gefommen find. 

Unverfennbar entjpriht ein folder Zuftand des gejchriebenen 
Rechtes nicht den Anforderungen , welche der zu großer Blüthe ge- 
fangte Kohlenbergbau in den hier fraglichen Landestheilen an die 
Gejeggebung zu machen bereshtigt iſt. Es ift erforderlich, daß die 
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bezügliche Provinzial-Geſetzgebung einer umfaffenden Revifion unter- 
worfen wird, damit das geltende Recht mit den Grundfäßen des 
neueren Bergrechtes in Uebereinftimmung gebracht und die nothwen— 
digen provinzialrechtlichen Abweichungen in innerlihem Zuſammen— 
hange klar und überjichtlich feitgeftellt werden. 

Außer Frage iſt es, dab die Reform feftzubalten hat an dem 
Fundamentaljage des beitehenden Rechtes, demzufolge die Berechti— 
gung zur Gewinnung der Stein und Braunfohlen in diefem Rechts— 
gebiete accefforiih mit dem Grundeigenthbume verbunden ift; das 
Allgemeine Berggejeg, deſſen Grundgedanken die Rihtjehnur für die 
Revifion des provinziellen Bergredhtes zu bilden haben, hat bereits 
dahin entihieden, daß die particularrehtlihen Ausnahmen von der 
Bergbaufreiheit der Mineralien, welche im $. 1 defjelben aus dem 
Rechtsbereiche des Örundeigenthümers ausgeſchieden find, feine Verän- 
derungen erleiden jollen (cf. die Motive des Regierungsentwurfes, Ein- 
leitung zum Titel X), und es ift in diefem Sinne im $. 212 beftimmt, 

„daB die Beſitz- und Rechtsverhältniſſe bei Stein» und Braun 

fohlen in den vormals zum Königreiche Sachſen gehörigen Lan— 

destheilen ꝛc, wie bisher aufrecht erhalten werden jollen.” 

Zu unterjuchen bleibt demnach nur, 

I. ob die gejeglihen Einſchränkungen, welchen der Grundeigen- 
thümer gegenwärtig in Beziehung auf die Benugung feines 
Rechtes zur Gewinnung der Stein oder Braunfohle unterwor- 
fen ift, bejtehen bleiben müfjen und in wieweit diejelben befei- 
tigt werden fünnen. 

Daran anfchließend ift zu erwägen, 

II. in wieweit zur Regelung der Rechtsverhältnife dieſes Kohlen— 
bergbaues die allgemeinen Beitimmungen des Civilrechtes aus— 
reihend find, oder zur Beibehaltung und Einführung fpeciell 
bergrechtlicher Inſtitutionen ein Bedürfniß vorliegt. 

3ul. 
ift vorauszujchiden, daß die Einſchränkungen, denen das Recht des 
Grundeigenthümers nad) dem geltenden Rechte unterliegt, fi in 
ihrem Umfange ſehr abweichend gejtalten einerjeit$ in dem weiteren 
Bezirke, in welhem nur das Mandat vom 19. Auguſt 1743 Gel- 
tung hat, ſowie andererjeit3 in dem engeren Gebiete, wojelbft das 
Regulativ vom 19. Oktober und 13. November 1843 eingeführt iſt. 

Die beftehenden Unterjchiede find jo dDurchgreifend, daR Die ge— 
meinjame Rechtsgrundlage faum ertennbar geblieben ift und gegen= 
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wärtig in Wirklichkeit zwei verfchiedene provinzielle Rechtsgebiete hier 
vorliegen. 

Es ift nämlih in dem engeren Bezirke, dem ſ. g. Regulativ- 
bezirfe, welcher die Hierher gehörigen Xandestheile der Provinz 
Sachſen in ſich begreift, der zum Kohlenabbau berechtigte Grund- 
eigenthümer gehalten, der Bergbehörde den Nachweis zu liefern, daß 
jein Baufeld zum zwedmäßigen Abbau der Kohlen Hinreichenden 
Umfang bejißt, und er hat dur Verſuchsarbeiten, welche die Be— 
hörde nad ihrem Ermeſſen auf jeine Koften ausführen laffen darf, 
darzuthun, daß 

„die Lagerungsverhältnifie der Kohlen e3 geftatten, darauf einen 
nahhaltigen Bau auf eine zwedmäßige Weile mit Nutzen für die 
Eigentümer zu führen.“ ($. 7 des Regulativs.) 

Wird dies anerfannt, jo ift von der Bergbehörde die Erlaub: 
niß zum Bau zu ertheilen, und erſt dur den „Bauerlaubnißſchein“ 
erlangt der Grundeigenthümer, beziehungsweife der dritte Unter— 
nehmer, der in deſſen Rechte eingetreten it, die Berechtigung zur 
Eröffnung des Betriebes. 

Die Bergbehörde joll aber bei der Unterfuhung des Baufeldes 
nicht „den Vortheil einzelner Gruben allein berüdfichtigen, jondern 
aller Gruben, welche auf derfjelben Zagerjtätte bauen.“ ($.2.a.a. DO). 
Deshalb verpflichten die SS. 8 bis 10 des Negulativs den zum Koh— 
lenbau Berechtigten ferner, fi die Zujammenlegung jeine® Baus 
feldes mit den Feldern benachbarter Grundeigenthümer gefallen zu 
faflen, wenn die Bergbehörde ſolche im Intereſſe einer angemeſſenen 
Teldesbildung, zur Ermöglichung eines zwedmäßigen Abbaues oder 
auch nur deshalb für erforderlid erachtet, weil ein gemeinfamer 
Bau nah ihrem Ermefjen für die Betheiligten „vortheilhafter“ 
eriheint. Die Bergbehörde ift befugt, auf Koſten der betheiligten 
Intereſſenten Unterfuhungsarbeiten anzuordnen, wenn fie ſolche für 
nothwendig eradtet, um die Entſcheidung darüber vorzubereiten, 
welches Feld in einen gemeinfamen Bau gefaßt werden foll. Jeder 
Snterefjent ift in ſolchem Falle gehalten, die Ausführung von Schurf: 
arbeiten auf jeinem Grund und Boden zu gejtatten, und die Berg- 
behörde hat zu diefem Zwede Schurficheine zu ertheilen. 

In dem weiteren Bezirke, welcher der Mandatsbezirk genannt 
zu werden pflegt und die beiden MarfgrafentHümer Ober- und Nie- 
derlaufiß, jo wie die hierher gehörigen Zandestheile in der Provinz 
Brandenburg umfaßt, beftehen alle dieſe Einſchränkungen nicht. 
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Meder der Grundeigenthümer ſelbſt noch dritte Perſonen, die 
im Wege des Bertrages das Auskohlungsreht auf fremdem Grund 
und Boden erworben haben, bedürfen hier einer Gonceffion oder 
Erlaubniß der Bergbehörde, um den Betrieb von Kohlengewinnungs- 
arbeiten zu eröffnen. Sie find nur dazu verbunden, eine Anzeige 
von dem beabfihtigten Unternehmen zu maden und der Bergbe- 
hörde die Dertlichkeit des Grubenbaues, den Namen der Grube und 
die Grenzen des Baufeldes anzugeben. 

(cf. $.1 der von den Oberbergämtern zu Breslau und Halle 
gemeinſchaftlich erlaffenen BergpolizeisBerordnung vom 8. und 11. 
Auguft 1866. (Zeitichrift für Bergrecht Band VII ©. 304 ff.) 

Dagegen ift der Grundeigenthümer in diefem Bezirfe dem ab- 
foluten Betriebszwange unterworfen. Sobald fi ein dritter 
Bauluftiger zur Aufnahme des Betriebes bereit erklärt, muß der 
Grundeigenthümer innerhalb Jahresfrift feinerjeit3 die Gewinnung 
der Kohlen in Angriff nehmen. Unterläßt er dies, fo ift ex feines 
Rechtes verluftig, und es erhält nun der dritte Bewerber von der 
Bergbehörde eine Bauconceffion, welde die Wirkung einer Verlei— 
hung beim freierflärten Bergbau hat. . Vielfah) wird angenommen, 
daß der Goncejjionair dem Grundeigenthümer in einem Antheile 
an der KHohlenförderung eine Abfindung für das Gewinnungsrecht 
zu gewähren habe; indeljen iſt die dafür angezogene Beitimmung 
des $. 3 des Mundats vom 19. Auguſt 1743 jehr unflar gefaßt, 
und die Praxis ift ſchwankend in Beantwortung der Frage, ob eine 
Abfindung für das Kohlengewinnungsrecht überhaupt gefordert werden 
fann und wie Diejelbe zu bemefjen. 

In dem Negulativbezirfe tritt im Gegenſatze zu diejen Beſtim— 
mungen die Betriebspfliht nur dann ein, wenn die Bergbehörde 
die Eröffnung des Betriebes wegen Mangels an Kohlen oder wegen 
unverhältnigmäßiger Theuerung derfelben im öffentlichen Jnterefje für 
geboten hält, und die Bergbehörde ift nur in folgenden beiden Fällen 
befugt, das Kohlengewinnungsreht im Wege einer Bauconceffion 
auf dritte Unternehmer zu übertragen: 

a) wenn die Zujanmenlegung mehrerer Baufelder zu einer ge— 
meinfamen Grube erfolgt ift und der Eigenthümer eines 
diefer vereinigten Baufelvder fich weigert, an dem gemeinjchaft- 
lihen Betriebe Theil zu nehmen ; 

b) wenn Kohlenmangel vorhanden ift und der Kohlenabbaube- 
rechtigte auf die an ihn erlaſſene Aufforderung der Behörde 
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in diefem Falle es unterläßt, innerhalb Jahresfrift den Betrieb 

zu eröffnen. 

In jedem diefer Fälle ift aber der dritte Conceſſionair verbun— 
den, dem Eigenthümer des Kohlenfeldes, an deilen Stelle er getre= 
ten ift, den zehnten Theil des Neinertrages von der Kohlenförderung 
aus diefem Felde zu gewähren. ($. 23 a. a. ©.) 

Auch in Beziehung auf die Stellung der Bergbehörde zu dem 
Betriebe der Kohlengruben beftehen wejentliche Unterſchiede in den 
beiden Bezirken. 

In dem Regulative vom 19. Oftober und 13. November 1843 
war der Betrieb der Ktohlengruben nad den Grundjäßen des älte- 
ren Bergrechtes unter die jpezielle Leitung der Bergbehörde geftellt 
und es war der Lebteren dabei die Fürſorge für die Nachhaltigkeit 
des Bergbaues, ſowie für die techniſch regelrechte, zweckmäßige und 
möglichjt haushälterifche Ausführung der Betriebsdispofitionen zuge= 
wiefen. (SS. 1 und 2 a. a. DO.) Inzwiſchen ift zwar die Thätig— 
feit der Bergbehörde bereit durch den 8. 1 des Geſetzes vom 21. 
Mai 1860 (Gejeß- Sammlung ©. 291) auf die polizeiliche Ueber- 
wadhung der Kohlengewinnungsarbeiten befchränft worden und die— 
jelbe gegenwärtig nur nah Maßgabe der jicherheit3polizeilichen Ge— 
jihtspunfte auszuüben, welche der im dieſem Rechtsgebiete einge- 
führte Titel IX ($. 196) des Allgemeinen Berggefeßes angiebt. Der 
Bergbehörde ift jedoch inſoweit noch eine über die polizeiliche Be— 
auflichtigung hinausgreifende unmittelbare Mitwirkung bei der Ver— 
waltung der Stohlengruben verblieben, als zufolge der noch nicht 
aufgehobenen Beltimmungen der 88. 26 und 27 des Regulatives die 
Aufſtellung der Betriebspläne nicht den Intereſſenten überlaffen, 
vielmehr nah Anhörung der Borichläge derjelben und deren vor: 
gängiger Erörterung in den Generalbefahrungs- Terminen durd) das 
Dberbergamt zu bewirfen ift. Dagegen unterliegt der Betrieb des 
Ktohlenbergbaues in dem Mandatsgebiete, nachdem hier durch die 
oben erwähnte Bergpolizei = Berordnung vom 8. und 11. Auguft 
1866 die älteren Bergpolizeisfteglements vom 20. Dezember 1854 
und vom 8. Juni 1857 aufgehoben und an deren Stelle die Vor— 
ſchriften der SS. 66 bis 76 Titel III Abjchnitt 2 des Allgemeinen 
Berggejebes eingeführt jind, denſelben Bejtimmungen, welche für die 
polizeilihe Beauflichtigung des verliehenen Bergbaues gegenwärtig 
maßgebend find. 

Bei der Beantwortung der Frage, in wieweit dieje, in dem 
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Vorftehenden angegebenen Einſchränkungen beizubehalten find, ift im 
Geiſte des Allgemeinen Berggeſetzes von dem Gefichtspunfte auszu— 
gehen, daß der Eigenthümer in der freien Verfügung über die feiner 
Dispofition untertvorfenen Mineralſchätze nicht weiter einzufchränfen 
it, als es das concurrirende öffentliche Intereffe erheifcht, daß dage- 
gen alle diejenigen beſchränkenden Beſtimmungen aufzuheben find, 
welche, fußend auf den dem älteren Bergrechte zum Grunde Tiegen- 
den ftaatswirthichaftlichen Theorien, die Fürforge für die Nachhal— 
tigkeit des Bergbaues im Allgemeinen und fpeciell die Beförderung 
eines möglichit kunſtgerechten und haushälterischen Betriebes im finan- 
ziellen Intereffe des Eigenthümers besweden. 

Hinſichtlich der Einſchränkungen, deren Beibehaltung ſich hier— 
nach als nothwendig ergeben wird, hat die Reform ihr Augenmerk 
dahin zu richten, die urſprüngliche Rechtseinheit in allen hierher ge— 
hörigen Landestheilen wieder herzuſtellen und gleiche Grundſätze in 
dem Geſammtgebiete des gemeinſamen Fundamentalgeſetzes, des Man— 
dates vom 19. Auguſt 1743, zur Geltung zu bringen. 

Von dieſen Geſichtspunkten aus erſcheint es zunächſt unab— 
weisbar nothwendig, die Mitwirkung der Bergbehörde bei der Re— 
gulirung der Abbaufelder, wie fie in dem Regulativbezirke ſtattfindet, 
gänzlich zu bejeitigen und das damit zufammenhängende Inſtitut 
der „Bauerlaubnißſcheine“ ſowohl, wie auch die zwangsweiſe Vereini— 
gung mehrerer Baufelder zu einem gemeinfamen Grubenbane aufzugeben. 

Ob ein Baufeld zur Etablirung eines felbititändigen Gruben— 
baues nad) feiner Größe und Geftalt geeignet ift, ob dasjelbe nad 
der muthmaßlichen Beichaffenheit der darin vorfommenden Kohlen- 
fagerftätten einen nachhaltigen und ökonomiſch vortheilhaften Be— 
trieb in Ausficht Stellt, ob fich die Vereinigung mit angrenzenden 
Baufeldern empfiehlt — dies Alles find Fragen, deren richtige Be— 
antwortung in dem einzelnen concreten Falle nur die finan- 
ziellen Privat Intereffen des Unternehmers, nicht das öffentliche In— 
tereffe berührt. 

Im Hinblide auf die Hervorragende Bedeutung, welche die 
Blüthe des Kohlenbergbaues für die gefammte Induftrie und folge- 
weile für den Nationalwohlitand hat, ließen ſich gejegliche Einſchrän— 
fungen in Beziehung auf die Bildung der Abbaufelder nur redht- 
fertigen, wenn fich ergäbe, daß wegen mangelnder Einfiht der Berg— 
bautreibenden (abgejehen von Fehlgriffen in einzelnen Fällen) im 
Großen und Ganzen bei beftehender Freiheit der Dispofition des 
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° Verluft des Auskohlungsrechtes auf der anderen 
othmwendigfeit des Betriebes unzeitiger und deshalb 
v Gewinnungsarbeiten, wenn irgend ein Spefulant 
r Abficht zum Betriebe drängt, um das Gemwinnungs- 
tliche Conceſſion an ſich zu bringen. 
Jauernde Gefährdung des Eigenthumes an dem Koh: 
:chte ift mit dem öffentlichen Intereſſe unvereinbar, 
ovjeit$ bei der gegenwärtigen Ausdehnung des Kohlen— 
das Gemeinwohl gar fein Nachtheil daraus entfteht, 
3 Gigenfinn oder Unverftand eines einzelnen Grund- 
die Kohlenlagerftätten unter deſſen Grundftüden zeit- 
ıtt bleiben. 
e Nothiwendigfeit des Betriebszwanges Tieße fich vielleicht 
‚en, daß es geboten jei, den Eigentümern größerer Bau- 
Erwerb des Ausfohlungsrechtes für ſolche Grundftüde zu 
1, welche die einzelnen Theile des Baufeldes don einander 
id folgeweile dem techniſch regelrechten Betriebe Hinder— 
on Weg legen. Allein hier würde das Mittel über das 
„usgreifen; es genügt, wenn die Durcdörterung des frem= 
3 geftattet wird, um die Verbindung der Grubenbaue in 
unten Feldesſtücken herzuftellen. Dies iſt zu erreichen, wenn 
‚hriften des Allgemeinen Berggejeges über die Gejtattung 
fsbauen im fremden Felde (SS. 60 bis 63) hier in Anwen— 
‚jet werden. Auch diefe techniſchen Rüdfichten zwingen mit- 
ht zur Beibehaltung des Betriebszwanges. 

Senn derfelbe bedingungsweife, nämlih für den Fall, daß 

de des öffentlichen Intereſſes dem Nichtbetriebe entgegenftehen, 

65 des Allgemeinen Berggejeßes bei dem freierflärten Berg- 

beibehalten ift, jo war diefe Beitimmung dort als theoretijches 

lat der Bergbaufreiheit geboten. Zu einer praftiihen Hand— 

ıng dieſes bedingten Zwanges wird es ſchwerlich kommen, da 
cht wahrſcheinlich erjcheint, daß der Spefulationsgeift jemals 
ſehr erlahmen jollte, wie dies gejchehen fein müßte, wenn ſich 
Bergbehörde veranlaßt jehen könnte, im öffentlichen Intereſſe die 

= fnahme neuer Kohlengruben zu betreiben. 

Der angeführte Grund kann bei dem auf dem Grundeigentdume 
eruhenden Bergbau nicht für die Feithaltung an der bedingten 
Betriebspflicht entjcheiden. Der Begriff des Eigenthums führt e3 

Bu! fih, daß der Eigenthümer nad feiner Willfür die in dem #i- 
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Eigenthümers eine zwedtwidrige, der natürlichen Entmwidelungsfähig- 
feit und Profperität des Bergbaues hinderliche Feldesbildung er- 
folgt jei, oder wenn fi annehmen ließe, daß bei dem auf dem 
Grundeigentdume beruhenden Bergbau wegen der vorhandenen Zer- 
fplitterung de3 Oberflächen-Eigenthumes eine zwedentiprechende Fels 
desregulirung fih nicht ohne Vermittelung der Bergbehörde und ohne 
den gejeglihen Zwang zur Conſolidation ermöglichen laſſe. Die ver— 
anlakten Ermittelungen haben aber ergeben, daß bei dem zu be= 
deutender Entwidelung und zu großer Blüthe gelangten Braunfoh- 
fenbergbau in dem Regulativbezirfe die Feldesbildung troß der vor— 
handenen Parcellirung des Grundeigentgumes fat ausſchließlich im 
Mege der freien Vereinbarung unter den betheiligten Grundeigen- 
thümern und dritten Bergbaurfuftigen fih vollzogen hat, und daß 
während des 23jährigen Beſtehens des Negulativs vom 19. Oktober 
und 13. November 1843 inägefammt nur in fünf vereinzelten Fällen 
eine zwangsmweile Zuſammenlegung mehrerer, zum Kohlenbau be= 
rechtigter Grundftüde zu einem gemeinfamen Baufelde vorgefommen 
it. Es hat fih ferner thatſächlich conftatiren laſſen, daß die In— 
tereffenten ihre Baufelder aus eigener Einficht zweckentſprechend ab— 
zugrenzen wiffen. Das eigene Intereſſe des Eigenthümers bietet in 
der That die beſte Garantie dafür, daß nicht in ungeeigneten Fel— 
dern ausfichtslofe Gewinnungsarbeiten begonnen werden. Der Berg- 
bautreibende, den Gewinn und Berluft feines Unternehmens treffen, 
weiß auch jelbit am ‘beiten die Wege zu finden, ſich durch PVerein- 
barung mit anderen Kohlenbauberechtigten ein zweckmäßig geftaltetes 
Baufeld zu verjchaffen oder mit diefen in eine vertragsmäßig ge= 
ordnete Gemeinschaft zum gemeinfamen Betriebe von Gewinnungs— 
arbeiten zu treten. Die freie Concurrenz unter den zum Kohlen— 
bau berechtigten Grundeigenthümern gewährt ihm dabei eine beſſere 
Unterftüßung, als fie die vermittelnde Intervention der Behörde zu 
bieten vermag. Die Mitwirkung der Behörden in joldhen rein wirth— 
Ihaftlihen Angelegenheiten wird don den Privaten als eine läftige 
Bevormundung empfunden, und fie belaftet andererjeit3 die Staats— 
behörden mit einer Menge von Gejchäften, die oft den Antereffen, 
zuderen Förderung fie dienen jollen, mehr hemmend wie nüßlich find. 

Es ift daher unbedenklich, von jeder controlirenden Mitwirkung 
der Bergbehörde bei der Bildung der Abbaufelder und von allen 
Zwangabeftimmungen über die Zufammenlegung mehrerer Baufel- 
der abzujehen. 
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Smeifelhafter möchte es erfcheinen, ob es thunlich ift, auch den 
gegenwärtig beitehenden Betriebszwang aufzuheben und dem Be- 
rehtigten volle Freiheit zu gewähren, ob er die Kohlen zur Förde— 
rung bringen oder unbenußt laſſen will. 

Sollen, wie es oben als leitender Gefichtspunft für die Re— 
. form Hingeftellt ift, gleiche Grundſätze für das gefammte Rechtsge- 
biet des Mandate vom Jahre 1743 wieder hergeftellt werden, und 
jollen dabei die Prinzipien des Allgemeinen Berggefeges zur Norm 
dienen, jo würde e3 unter allen Umſtänden zum Mindeften geboten 
jein, den abjoluten Betriebszwang überall aufzuheben. Zum Mindeften 
wäre der Betriebszwang in Uebereinſtimmung mit $. 65 des Allgemeinen 
Berggejeges auf den Fall zu beſchränken, wenn dem Nichtbetriebe nach 
der Entſcheidung der Bergbehörde Gründe des öffentlichen Intereſſes 
entgegenftehen. 

Die Uebertragung des abfoluten Zwanges, wie er in dem ſo— 
genannten Mandatsbezirte befteht, auf den Requlativbezirf wäre 
unthunlid) ; denn das Kohlengewinnungsreht würde Hiermit Dort 
einer tief eingreifenden, neuen gefeglichen Einfchränfung unterworfen, 
und esmwürde dies nothwendig eine Verlegung der Rechte zur Folge haben, 
welche auf der Grundlage der beftehendeu Geſetzgebung erworben find. 

Unverfennbar wäre es auch eine nicht zu rechtfertigende Anomalie, 
den Betriebözwang bei diefem Kohlenbergbau, der auf dem Grund» 
eigentdume beruht, weiter auszudehnen, während das Allgemeine 
Berggeieh es für ftatthaft erachtet Hat, denjelben bei dem verliehenen 
Bergwerkgeigentdume in der angegebenen Weiſe einzufchränfen. 

Die Lage des Bergbaues in den hier fraglichen Landestheilen 
giebt zu einer ſolchen anomalen Satzung feine Veranlaffung ; fie be- 
rechtigt im Gegentheil zu der Annahme, daß zu dem abjoluten Be— 
triebszwange fein Bedürfniß vorliegt. So lange der Kohlenberg— 
bau dort noch in den eriten Stadien feiner Entwidelung ſich befand, 
twie zur Zeit der Emanirung des Mandates vom 19. Auguit 1743, 
war e3 im öffentlichen Intereſſe geboten, die Willfür des Eigenthü- 
mer3 einzufchränfen und Fürforge zu treffen, daß die Kohle zur 
Gewinnung gebracht wurde. Gegenwärtig fteht aber, wie ſchon oben 
angedeutet ift, der Kohlenbergbau hier in voller Blüthe und ift in 
fortfchreitender Entwidelung begriffen. 

Im Jahre 1865 befanden jich im Betriebe 

a) zwei Steinfohlenbergwerfe mit einer Yahresförderung 
BON ee 4100,740 Tonnen 
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Steinkohlen zum Geldwerthe von. . . . 52,197 Thalern. 
b) 241 Braunfohlengruben mit einer Ge— 

fammtförderung von . . . . .  . 13,212,123 Tonnen 

Braunfohlen zum Geldiwerthe von . . .  1,662,436 Thalern. 

Es waren bei diefem Bergbau insgefammt 6146 Arbeiter be= 
Ichäftigt, welche 14,567 Angehörige ernährten. 

Ein Blid auf diefe Zahlen ermweift, daß e3 nicht erforderlich 
jein kann, dur) anomale Redtsinftitutionen auf die Träftigere Ent- 
widelung dieſes Bergbaues Hinzumirken. 

Wenn angenommen werden möchte, daß die Fortdauer des Be— 
triebszwanges gleihmwohl deshalb nothmwendig ſei, um bei der in 
einzelnen Territorien vorhandenen großen Parzellirung des Grund: 
eigenthums eine angemefjene Feldesbildung zu ermöglichen, fo ift 
dagegen zu bemerken, daß fih in dem Mandatsbezirfe unter der 
Herrihaft des abjoluten Betrichszwanges gleichfalls die Feldesre— 
gulirung meiltens im Wege freier Vereinbarung zwijchen den Grund— 
eigenthümern unter einander und mit dritten Unternehmern voll- 
zogen hat. Der Betriebszmang ift zwar von dritten Bauluftigen 
mehrfach gegen die zum Kohlenbau berechtigten Grundeigenthümer 
angeregt worden, der Regel nah ift e8 aber alsdann zur Einis 
gung über die Abtretung des Ausfohlungsrechtes gefommen. 

In dem Markgrafenthume Oberlaufiß, in welchem im Jahre 
1865 20 nicht unbedeutende Braunfohlengruben betrieben wurden, 
hat fih nur ein Fall ermitteln Laffen, in welchem für einzelne Grund- 
ftüde von geringem Umfange der Betriebszwang durchgeführt wor— 
den ift und zur Ertheilung der Bauconceffion an den dritten Be— 
werber geführt hat. 

In der That läßt es fih aud don der wirthichaftlichen Ein— 
fiht der Grumdeigenthümer erwarten, daß diefelben ohne den Be— 
triebszwang und ohne die im Hintergrunde drohende Conceſſionsbe— 
fugniß des Staates darauf bedacht fein werden, den werthvollen 
Schatz, den fie an den anftehenden Kohlen befigen, zu heben, daß fie 
entweder ſelbſt zur Gewinnung ſchreiten oder ihr Necht gegen Ent: 
geld an dritte Unternehmer abtreten werden. 

Mag der Betriebszwang auch eine Erleihterung für den Er- 
werb de3 Austohlungsrechtes im Wege freiwilliger Vereinbarung 
geboten haben, jo ift er doch erfahrungsmäßig der Regel nach nicht 
nothwendig, um eine jolche überhaupt möglich zu machen. Der 
Erleichterung des Erwerbes auf der einen Seite fteht aber gegen- 
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über der drohende Verluft des Auskohlungsrechtes auf der anderen 
Seite und die Nothwendigfeit de3 Betriebes unzeitiger und deshalb 
unmirthichaftlicher Gewinnungsarbeiten, wenn irgend ein Spefulant 
in gewinnfüchtiger Abficht zum Betriebe drängt, um das Gewinnung3- 
recht durch ftaatlihe Conceſſion an ſich zu bringen. 

Dieſe fortdauernde Gefährdung des Eigenthumes an dem Koh 
lengewinnungsrechte ift mit dem öffentlichen Intereſſe unvereinbar, 
während andererjeit3 bei der gegenwärtigen Ausdehnung des Kohlen- 
bergbaues für dag Gemeinwohl gar fein Nachtheil daraus entfteht, 
wenn etwa aus Gigenfinn oder Unverſtand eines einzelnen Grund: 
eigenthümers die Kohlenlagerftätten unter deifen Grundftüden zeit 
weile unbenußt bleiben. 

Für die Nothivendigfeit des Betriebszwanges ließe fich vielleicht 
noch anführen, daß es geboten ei, den Eigenthümern größerer Baus 
felder den Erwerb des Austohlungsrechtes für ſolche Grundftüde zu 
ermöglichen, welche die einzelnen Theile des Baufeldes don einander 
trennen und folgeweife dem techniſch regelrechten Betriebe Hinder— 
niffe in den Weg legen. Allein hier würde das Mittel über das 
Ziel Hinausgreifen; es genügt, wenn die Durdörterung des frem— 
den Feldes geftattet wird, um die Verbindung der Grubenbaue in 
den getrennten Feldesſtücken herzuftellen. Dies ift zu erreichen, wenn 
die Vorſchriften des Allgemeinen Berggefeges über die Gejtattung 
von Hülfsbauen im fremden Felde (SS. 60 bis 63) hier in Anwen— 
dung gejeßt werden. Auch dieſe techniichen Nüdfichten zwingen mit- 
Hin nicht zur Beibehaltung des Betriebszwanges. 

Wenn derſelbe bedingungsweiſe, nämlich für den Fall, daß 
Gründe des öffentlichen Intereſſes dem Nichtbetriebe entgegenſtehen, 
im $. 65 des Allgemeinen Berggeſetzes bei dem freierklärten Berg- 
bau beibehalten ift, jo war diefe Beitimmung dort als theoretiſches 
Gorrelat der Bergbaufreiheit geboten. Zu einer praftiichen Hand» 
habung diejes bedingten Zwanges wird es ſchwerlich kommen, da 
es nicht waährſcheinlich erſcheint, daR der Spekulationsgeift jemals 
jo ſehr erlahmen jollte, wie dies gefchehen fein müßte, wenn fi 
die Bergbehörde veranlaßt jehen könnte, im öffentlichen Intereſſe die 
Aufnahme neuer Kohlengruben zu betreiben. 

Der angeführte Grund kann bei dem auf dem Grundeigenthume 
beruhenden Bergbau nicht für die Feithaltung an der bedingten 
Betriebspflicht entjcheiden. Der Begriff des Eigenthums führt es 
mit ji), daß der Eigenthümer nach) feiner Willkür die in dem Ei» 
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genthume enthaltenen Befugniffe ausüben oder unbenugt laſſen fann. 
Theoretijch ift daher hier die Befeitigung des Zwanges zur Benußung 
gerechtfertigt, und die Gefeßgebung hat vor diefem Schritte um fo 
weniger zurüdzufchreden, als die Erfahrung, welche in Schleſien bei 
dem dort den Grundeigenthümern zuftändigen Eifenerzbergbau ge— 
macht ift, gelehrt hat, daß ohne ſolche Beſchränkung der Dispofition 
des Eigenthümers ein blühender Bergbau fich zu entwideln vermag. 
Zu bemerfen ift, daß auch in dem Königreih Sachen die gänzliche 
Aufhebung des Betriebszwanges in Ausfiht genommen ift. 

(Bergl. den neueften Entwurf eines Allgemeinen Berggejeßes 
für das Königreih Sachen $. 5 und Motive deffelben ©. 82 ff.) 

Die Königlich Sächſiſche Negierung erklärt in den Motiven des 
Entwurfes ausdrücklich, 

„Daß ſich zeither fait in allen Fällen die zwangsweiſe Conceſſioni— 
rung als eine erfolglofe Maßregel dargeftellt habe.“ 

Mit der Befeitigung des Betriebszwanges fallen alle Beſtim— 
mungen der bisherigen Gefeßgebung über die Ertheilung ftaatlicher 
Bauconceffionen und über die Vergütung, welche der Goncejlionair 
dem Örundeigenthümer für das Kohlengewinnungsrecht zu gewähren 
hat, hinweg. | 

Bon den hervorgehobenen Einſchränkungen bleibt demnach nur 
noch die Unterwerfung des Betriebes unter die polizeiliche Auf— 
ficht der Bergbehörde in Betracht zu ziehen. ES bedarf feiner Aus- 
führung, daß diefe Einichränfung aufrecht erhalten bleiben muß. 
Die bergpolizeiliche Beauffihtigung des Betriebes der Steinfohlen- 
und Braunfohlenbergwerfe findet ihre Begründung in den natür- 
fihen Verhältniffen diefes Grubenbetriebes, in der damit verbundenen 
Gefahr für Leben und Gefundheit der Arbeiter zc., nicht in dem 
Rechtstitel, auf dem die Berechtfame de3 Unternehmers beruht. Es 
liegt daher gar fein Grund vor, den Kohlenbergbau des Grund: 
eigenthümers in polizeiliher Hinficht anders zu ftellen, als den auf 
ftaatliher Verleihung beruhenden Bergbau. Das Allgemeine Berg: 
geſetz hat fich in diefem Sinne auch bereits entichieden, indem das— 
jelbe den von der „Bergpolizei” handelnden neunten Titel in dieſem 
Rechtsgebiete in Kraft jehte. Es erübrigt daher nur noch, auch im 
„Regulativbezirfe”, wie e& in dem „Mandatsbezirke“ ſchon durch die 
erwähnte Bolizeiverordnung vom 8./11. Auguſt 1866 gejchehen ift, 
diejenigen Beftimmungen des zweiten Abſchnitts Tit. III des Allge- 
meinen Berggejeßes Hier einzuführen, welche in den Vorſchriften über 
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die Feſtſtellung der Betriebspläne, die Prüfung der Qualifikation des 
Auffihtsperfonals, die Anfertigung der Grubenbilder, die Zechen— 
büder u. j. w. von der materiellen Grundlage für die Ausübung 
der polizeilichen Beauffichtigung des Betriebes handeln. 


3u II 


Bisher find auf den KHohlenbergbau in den fraglichen Landes— 
theilen, ungeachtet des abweichenden Fundamentes feiner Berechtfame, 
dennod manche Rechtänormen zur Anwendung gefommen, die dem 
berliehenen Bergbau eigenthümlich und dem allgemeinen Givilrechte 
fremd find. Insbeſondere ift dieſes die Rechtslage in dem wichtigsten 
Theile diefes Rechtsgebietes, in dem Nequlativbezirfe. Es findet dies 
feine Erflärung darin, daß das Regulativ vom 19. Oktober und 
13. November 1843 von der Tendenz ausgegangen ift, die Rechts— 
verhältniffe des Sächſiſchen Kohlenbergbaues möglichſt gleichartig zu 
geitalten, wie bei dem Negalbergbau. Daraus ift hervorgegangen: 

1. die gleihmäkige Regelung de3 Verhältniſſes der Bergwerks— 
eigenthümer zu den Bergarbeitern (SS. 25 und 31 d. Reg.); 

2. die Einführung der Rnappichaftsinftitute (8.31 a. a. D.); 

3. da3 Erpropriationsrecht, welches dem Grubenbeſitzer Hinfichtlich 
des zu den bergbaufichen Anlagen erforderlihen Grund und 
Bodens (zu Abraum- Berg: und Kohlenhalden, zu Maſchinen— 
gebäuden, Zechenhäufern, Abfuhrwegen) und Hinfichtli des 
zum Betriebe der Künſte nöthigen Waſſers beigelegt ift 
(8.20 a. a. DJ); 

4. die Berechtigung zur Anlage von Hülfsbauen in fremden Fel— 
dern (Durchtrieb don Stollen und Röſchen, Abteufung von 
Lichtlöchern) gegen unentgeltliche Herausgabe der gewonnenen 
Kohlen und Erſatz des etwa entjtehenden Schadens ($. 16 
a. 0. O.); 

5. die Berehtigung zur Mitbenugung der Röſchen und Stollen 
anderer Bergwerkseigenthümer behuf3 der Waſſerabführung 
(SS. 18 und 19); 

6. die Verbindlichkeit, den Grundeigenthümer „nach denjelben Be- 
fimmungen, wie fie für andere Bergwerfe gelten“, für allen 
dur den Grubenbetrieb verurjahten Schaden zu entjchädigen 
($. 22 a. a. O.); 

7. die Verpflichtung bergbaulicher Geſellſchaften, einen Gruben— 


* 
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vorſtand zu beſtellen, der die Theilhaber der Geſellſchaft bei 
den Verhandlungen mit der Bergbehörde zu vertreten befugt 

it (SS. 9 und 24). 

Gleihartige Beſtimmungen laffen fih in dem „Mandatsbezirke“ 
ad 3 Hinfichtlich des Erpropriationsrechtes und 
ad 4 hinſichtlich der Verpflichtung des Bergbaubetreibers zur Ver: 

gütung des Grundichadeng, 
aus den Borjchriften der SS. 2 und 3 des Mandates vom 19. Auguft 
1743 herleiten, wenn ſchon die Praris bei der unflaren Wortfaffung 
dieſes Gejeßes in beiden Beziehungen ſchwankend gewefen ift. 

Zu 1 und 2 find inzwilchen die Vorſchriften des Allgemeinen 
Berggeſetzes Titel III Abſchnitt 3 (von den Bergleuten) und Titel VII 
(von den Knappjchaftsvereinen) in dem ganzen Gebiete des Mandates 
in Kraft getreten, und e3 kann feinem Zweifel unterliegen, daß dieſe 
Vorſchriften Hier aufrecht zu erhalten find. 

Es bleibt demnach nur in Erwägung zu ziehen, ob die beab- 
fihtigte Reform die ad 3 bis 7 angegebenen bergrestlichen Beſtim— 
mungen mit den erforderlichen Modififationen des Allgemeinen Berg— 
geſetzes beizubehalten hat. 


Zu 3. „Der bergredtlihe Grundſatz, daß der Bergbautreibende 
bon dem Grundeigenthümer die Abtretung des zum Betriebe des Berg— 
baues nothiwendigen Grund und Bodens zu fordern beredhtigt ift, 
bafirt befanntlich zunächſt auf der Gollifion, welche da, wo die Mi— 
neralien gefeglih aus dem Rechtsbereiche des Grundeigenthümers 
ausgeihhieden find und den Gegenftand der Bergbaufreiheit bilden, 
zwijchen den Rechten de3 Grundeigenthümers und des dom Staate 
beliehenen Bergwerfseigenthümers eintritt und dadurch herbeigeführt 
wird, daß beider Rechte fich in demjelben Theile des Erdförpers be— 
gegnen und das OberfläheneigentHum den Zugang zu den unterit= 
diſchen Mineralſchätzen vermitteln muß. 

Diefe Eollifion der Rechte macht e3 nothwendig, daß dem Berg- 
werfgeigenthümer im Wege der Erpropriation der Erwerb desjeni- 
gen Grund und Bodens ermöglicht wird, deſſen er zu Schadt- 
Mafchinen: Zehengebäuden, zu Halden, Ablade- und Niederlageplägen 
und ſonſtigen Betriebsvorrichtungen innerhalb der Grenzen 
feines Baufeldes bedarf. Andererſeits beruht die Abtretung3- 
pflicht des Grundeigenthümers darauf, daß bergbauliche Etabliffements 
nicht an jedem Orte eröffnet werden fünnen, jondern der Natur der 
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Sade nad) an den Ort des VBorfommens der zu gewinnenden Mi- 
neralien gebunden find, daß die Lagerungsverhältniffe und andere 
für den rationellen Betrieb maßgebende techniſche Nüdjichten die 
Freiheit in der Wahl der Betriebsitätte beſchränken. 

Mit Rückſicht hierauf rechtfertigt ſich das gejegliche Expropria— 
tionsrecht des Bergwerkseigenthümers theils aus dem Gefichtspunfte 
der civilrechtlihen „nothwendigen Servitut”, theils von dem Stand— 
punfte des öffentlichen Jnterefje und zwar von dieſem lebteren Ge— 
fihtspunfte aus, weil die vorwiegende nationalöfonomijche Bedeutung 
der Bergmwerfsinduftrie es erheijcht, die Herfiellung der Betriebsan- 
lagen zu ermöglichen, deren diejelbe zu ihrer gedeihlihen Entwide- 
lung bedarf. 

In die Kategorie diefer Anlagen fallen Wege, welche bejtimmt 
find, eine bergbauliche Anlage mit den nächſten Communications— 
wegen in Verbindung zu bringen, fie zugänglid zu maden, ſowie 
Stanäle und Waſſerläufe zur Abführung der Grubenwaſſer, Hülfs— 
baue (Stollen, Waſſerröſchen) und insbejondere von dem Stand 
punkte des öffentlichen Intereſſe aus Wege und Eifenbahnen, welche 
die VBermittelung des Anjchluffes der Förderpunfte an die Haupt: 
verfehräftragen bezweden, um einen regelmäßigen Produftenabjaß zu 
ermöglichen. 

Die bejtehende Provinzialgejeßgebung gewährt dem Sächſiſchen 
Kohlenbergbau für die beiden Kategorien von Betrichsanlagen, wie 
fie hier nach der VBerjchiedenheit ihres Nechtsgrundes unterfchieden 
find, das Expropriationsrecht, und es mußte dies gejchehen, da ſo— 
wohl das Regulativ, wie das Mandat vom Jahre 1743 den Yall 
einer auf ſtaatlicher Goncejlion beruhenden Kohlengewinnung auf 
fremdem Grund und Boden borausgejehen hatten. 

Wird die ftaatliche Conceſſionsbefugniß aufgegeben und fann 
demnad) fernerhin der Stohlenbergbau nur nod im Ausfluſſe des 
Verfügungsrechtes des Grundeigenthümers betrieben werden, jo fällt 
damit aud die Gollifion zmwilchen den Rechten des Grundeigenthü- 
mer und des Bergbautreibenden bei diefem Bergbau fort und fol- 
geweile auch die Nothwendigfeit der gejehlichen Regelung des Ver— 
hältniffes des Bergbautreibenden zu dem Grundeigenthume, joweit 
dazu diefe Eollifion der Rechte Veranlafjung gab. Ebenſo wie es 
in Zufunft dritten Bergbauluftigen überlaflen bleibt, im Wege ver= 
tragsmäßiger Vereinbarung das Kohlengewinnungsrecht de3 Grund 
eigenthümers an jich zu bringen, muß und fann e3 fernerhin den 
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Sintereffenten überlafen werden, ji unter einander über die Be— 
nugung des Grund und Bodens, welcher behufs der: Ausbeutung 
des Kohlengewinnungsredhtes zu Schächten, zu Majchinene und 
Zechengebäuden, Halden, Niederlageplägen und zu anderen Betriebs— 
anlagen innerhalb der Grenzen des zum Kohlenbau berechtigten 
Grundftüdes verwendet werden muß, zu verftändigen und Die dafür 
zu leiftende Vergütung unter fich zu vereinbaren. 

Nah den ftattgehabten Ermittelungen ift dies auch gegenwärtig 
ihon in allen den Fällen geichehen, in welchen der Bergbauunter- 
nehmer das Kohlengewinnungsrecht des Grundeigenthümers im Wege 
des Vertrages an ſich brachte; in den jogen. Ausfohlungsverträgen 
wird regelmäßig ftipulirt, daß der Bergbautreibende gegen Zahlung 
einer beftimmten Entihädigung, die entweder in einem Pauſchquan— 
tum ein für allemal oder in einem jährlichen Pachtzins feſtgeſetzt 
zu werden pflegt, berechtigt jein joll, die Oberfläche de3 Grundjtüdes, 
in welchem die Kohlen anftehen, nad Bedürfniß zu bergbaulichen 
Zweden in Benubung zu nehmen. Es bedarf deshalb auch nicht 
etwa zu Gunften derjenigen, welche bei dem Inkrafttreten des zu 
erlafjenden neuen Gejeges den Kohlenbergbau auf fremdem Grund 
und Boden betreiben, der Beibehaltung des Erpropriationsrechtes 
für die bezeichneten Zwede des Grubenbetriebes. 

Anders iſt aber die Sachlage bei ſolchen Betriebsanlagen, welche 
nicht innerhalb der Grenzen des dem Grumdeigenthümer oder 
dem Gejtionar defjelben zuftändigen Baufeldes ausgeführt werden 
fönnen, vielmehr nach ihrer Natur der Regel nad die Inanſpruch— 
nahme fremden Grund und Bodens erfordern; dies find die Anla= 
gen der oben aufgeltellten zweiten Kategorie, nämlich „Wege, Eiſen— 
bahnen, Kanäle, Wafferläufe und Hülfsbaue (Stollen, Waſſerröſchen)“. 
Für diefe Zwede fommen derzeitig jehr Häufig Erpropriationen vor. 
Das Bedürfnig dazu wird ohne Zweifel fortdauern, da der Kohlen 
bergbau in den hier fraglichen Yandestheilen fich immer weiter aus— 
breitet und bei dem ortichreiten deſſelben in größere Tiefen die 
Schwierigkeit der Wafferbewältigung und der Abführung der Gruben— 
waſſer wählt. Namentlich wird diejer letztere Umftand häufig die An— 
lage von Waflerableitungsgräben nothwendig machen, die über die 
Grenzen de3 betreffenden Grubenfeldes hinausgeführt werden müfjen. 

Die Motive, welche Veranlaffung gaben, den Betreibern der 
Kohlengruben für die bezeichneten Anlagen das Erpropriationsrecht 
zuzugejtehen, treffen aud dann zu, wenn die Berechtigung zum 
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Kohlenbergbau ohne jtaatlihen Einfluß auf die Feldesbildung lediglich 
in dem Örundeigenthume beruht. Freilich bejteht in anderen Lan— 
destheilen das Erpropriationsreht nicht zu Gunften des Bergbaues 
auf Mineralien, welche dem Verfügungsrechte des Grundeigenthümers 
unterliegen, jo 3. B. nit zu Gunſten des Cijenerzbergbanes in 
Schlefien. Allein daraus fann nicht Veranlafung genommen wer— 
den, das in dem hier in Rede jtehenden Rechtägebiete einmal beſte— 
hende Privilegium aufzuheben. Es genügt, daſſelbe einzuſchränken 
auf diejenigen Betriebszwede, für welche daſſelbe dem Kohlenbergbau 
nicht füglich entbehrlich ift. 

Die Fortdauer des Privilegiums für das zum Betriebe von 
Künſten erforderlihe Waſſer tft Hier ebenſowenig Bedürfnig mehr, 
wie im Bereiche des verliehenen Bergbaues. In Uebereinftimmung 
mit dem Allgemeinen Berggejeg muß «3 dem Bergwerföbetreiber 
überlafjen bleiben, nad Maßgabe der allgemeinen Gefege fi das 
Recht zur Benutzung von Waflergefällen zu verjchaffen. 

Es könnte in Frage geitellt werden, ob es nicht geboten jein 
möchte, das Erpropriationsrecht für Wege, Eifenbahnen zc. abhängig 
zu machen von einem gewiſſen räumlichen Umfange des Baufeldes, 
wie dies im Königlich Sächſiſchen Entwurfe ($.5) geichehen ift. Bei 
der Verjchiedenheit der Verhältniſſe ließe fich indeffen eine Minimal» 
größe, die ein Orubenfeld zur Erlangung der Grpropriationgbe- 
fugniß befigen müſſe, nicht für alle Fälle paffend im Geſetze firiren. 
Eine bejhränfende Beſtimmung diefer Art ift auch füglich entbehrlich, 
da in jedem concreten Falle die Erpropriation nur dann von den 
zujtändigen Behörden ausgejprochen werden wird, wenn die Noth- 
wendigfeit der beabjichtigten bergbaulichen Anlage für die Zwecke 
des Betriebes der betreffenden Kohlengrube nachgewieſen ift. Steht 
die projektirte Anlage nicht in richtigem VBerhältniffe zu dem Gruben— 
betriebe, dem fie dienen ſoll, jo wird ihre Nothwendigkeit nicht ans 
erfannt und die Abtretung des dazu in Anſpruch genommenen 
Grund und Bodens dem Grundeigenthümer nicht auferlegt werden. 


Zu4 und 5. „Es würde bedenklich fein, das Recht zur Anlage 
bon Hülfsbauen im fremden Felde, wie es derzeitig im Regulativbezirke 
befteht, gänzlich aufzuheben, wennſchon dafjelbe bisher nicht häufig, 
hauptjählich nur zur Vermittelung des Waflerabfluffes in Anwendung 
gefommen ift. ES wird dalfelbe in Zukunft häufiger wirkſam wer- 
den, wenn nad) der gegenwärtig beabfichtigten Neform der Betriebs— 
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zwang und die ftaatlihe Befugniß zur Ertheilung von Bauconeeffio- 
nen aufgegeben wird. Alsdann wird es, wie oben angedeutet worden 
it, ein zweckentſprechendes Mittel fein, die einzelnen Theile eines 
Baufeldes, welche durch fremde, zum Nohlenbau beredhtigte Grund- 
ftüde von einander getrennt werden, mit einander in Verbindung 
zu fegen und übermäßige Preisforderungen, die der betreffende 
Eigenthümer für die Abtretung feines Abbaurechtes jtellt, zu pa— 
raliſiren. 

Kein Bedürfniß liegt dagegen vor, die Beſtimmung beizubehalten, 
daß der Grubenbeſitzer die bergbaulichen Anlagen (Stollen und 
Röſchen) anderer Gruben gegen Eniſchädigung mitzubenutzen be— 
rechtigt iſt. Dieſes Mitbenutzungsrecht der Betriebsvorrichtungen 
anderer Gruben führt zu Differenzen und Streitigkeiten unter den 
Intereſſenten. Es iſt deshalb hier ebenſowohl zu beſeitigen, wie es 
bei dem verliehenen Bergbau, wo es in weit ausgedehnterem Um— 
fange beſtand, ohne Nachtheil bereits durch das Allgemeine Berg— 
geſetz geſchehen iſt. 


Zu6. Iſt dem Kohlenbergbau einerſeits durch die Einräumung 
des Expropriationsrechtes für die wichtigſten Betriebszwecke die bis— 
herige bevorzugte Stellung gegenüber dem Grundeigenthümer con— 
ſervirt, ſo iſt es andererſeits ebenſowohl geboten, auch dem Grundei— 
genthume den vollen Schutz zu erhalten, deſſen ſich daſſelbe nach dem 
geltenden Rechte gegenüber den ſchädigenden Einwirkungen des Koh— 
lenbergbaues zu erfreuen hat. Es muß deshalb der Bergwerksbe— 
treiber auch fernerhin verpflichtet bleiben, für alle Beſchädigungen, 
die ſein Betrieb fremdem Grundeigenthume zufügt, volle Entſchädi— 
gung zu leiſten. 

Soweit die Beſchädigungen das Grundſtück betreffen, für welches 
dem Bergbautreibenden die Berechtigung zum Kohlenbau zuſtändig 
iſt, würde es keiner beſonderen geſetzlichen Beſtimmungen über die 
Entſchädigungspflicht bedürfen; denn in dem Falle, wenn ein Dritter 
auf Grund vertragsmäßiger Einigung mit dem Grundeigenthümer 
den Betrieb führt, fann unter den Intereſſenten das Nöthige wegen 
etwa eintretender Beihädigung des Oberflächen-Eigenthums verab- 
redet werden, wie dies denn auch in den jogen. Ausfohlungsver- 
trägen gegenwärtig ftet3 zu gejchehen pflegt. Die jchädigende Ein- 
wirkung des Bergbaues erftredt fih aber befanntlich oft weit über 
die Grenzen des Bereiches hinaus, in welchem der Bergbau umgeht. 
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Tagebrühe und Wailerentziehungen zeigen fi oft in großer Ent- 
fernung von den Grubenbauen, welche fie verurjadhen. In folden 
- Fällen würden die allgemeinen Givilgejege dem beſchädigten Grund— 
eigenthümer feinen Anfprud auf Schadenserfak gegen den Gruben- 
befier gewähren. Hier bedarf es daher nothwendig ſpecieller Vor— 
Ichriften über die Feſtſtellung der Entichädigungspflicht, mie fie fich 
für den verliehenen Bergbau im zweiten Abjchnitte Titel V des 
Allgemeinen Berggejeßes finden. 

Anſchließend an die dort vorfindlihen Beftimmungen hat bei 
dem verliehenen Bergbaue gegenwärtig in dem dritten Abſchnitte 
dejjelben Titel3 auch das Verhältnig des Bergiwerfsbetriebes zu den 
öffentlichen Verfehrsanftalten jeine befondere, von dem allgemeinen 
Eivilrechte abweichende Regelung gefunden. Es ift fein Grund vor— 
handen, den auf dem Grundeigenthume bafirenden Kohlenbergbau 
nad diefer Seite hin günftiger zu ftellen, wie das verliehene Berg 
merf3eigentbum. Die bezüglihen Beftimmungen des Allgemeinen 
Berggefeges werden daher auch hier in Kraft zu jegen fein. 

Zu 7. Abgeſehen von der im Regulative vom Jahre 1843 eventuell 
borgejehenen Mitwirlung der Bergbehörde bei der Teititellung der 
Theilnahmerehte an einem durch zwangsweiſe Zujammenlegung 
mehrerer Baufelder gebildeten gemeinjchaftlihen Bergbauunternehmen 
ift e8 den Intereſſenten bisher überlafjen geblieben, fi) auf der Grund- 
lage der allgemeinen Givilgefeggebung zum gejellichaftlichen Bergbau 
zu bereinigen. 

Bei den zahlreihen bergbaulihen Geſellſchaften, die ſich auf 
diefer Grundlage zum Betriebe von Kohlengruben gebildet haben, 
ift der Regel nad) das Gejellfehaftäverhältnig unter Anlehnung an 
die Organifation der bergrehtlihen „Gewerkſchaft“ geordnet. Bei 
dem Kleinbetriebe, welcher vielfah noch von den zum Kohlenbau 
berechtigten Grundeigenthümern für eigene Rechnung geführt wird, 
beſchränken fich die Beftimmungen über die Regelung eines gemein- 
ihaftlichen Unternehmens mehrerer Örundeigenthümer auf die noth- 
wendigſten Vorſchriften Über das Antheilverhältnig am Gewinn und 
Berluft und über die Verwaltung des Betriebes und Haushaltes 
der gemeinjamen Grube. Größere Unternehmungen, wie foldhe im 
fetten Decennium zu dem Zwede in's Leben gerufen wurden, um 
die Braunfohlenlagerftätten zur Darftellung von Leuchtſtoffen aus— 
zubeuten, werden meiltens in der Form bon Aktiengefellichaften 
betrieben. 

Zeitfehr. f. Bergredt. Band VI. 3. 24 
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Zur Einführung der auf der Perfonificirung der Gewerkſchaft 
und der Mobilifirung der gewerkſchaftlichen Antheile beruhenden ge— 
werkſchaftlichen Verfaſſung de3 Allgemeinen Berggejeges Liegt ein 
Bedürfniß nicht vor. Abgeſehen von den bejtehenden Aftiengejell- 
haften ift die Zahl der Gejellihafter hier meiftens nicht ſehr groß, 
und es läßt ſich deshalb, wie die Erfahrung gezeigt hat, eine zweck— 
entiprechende Regelung des Gejellichaftsverhältnifjes, welche eine ener- 
giſche einheitliche Leitung des gemeinfamen Unternehmens ermöglicht, 
Rechte und VBerbindlichkeiten der THeilhaber gehörig feititellt und dem 
Intereſſe des öffentlichen Verkehrs mit ſolchen Geſellſchaften genügt, 
ohne Schwierigkeit durch vertragsmäßige Vereinbarung erreichen. 

Die Einführung der gewerkſchaftlichen Verfaſſung würde auch 
bei den beftehenden Gejellihaften Schwierigkeit finden — theils in 
der bon der gejeglichen Kureintheilung abweichenden Beftimmung 
der Gefellichaftsantheile, theil3 und vorzugsweiſe darin, dab das 
Kohlengewinnungsreht meiſtens noch nicht durch Ablöfung von dem 
Grundeigentdume und Eintragung auf bejonderen Folien des Hy— 
pothefenbuches zu der jelbititändigen Eriftenz gelangt ift, welche die 
nothwendige Grundlage der gewerkſchaftlichen Verfaſſung des Allge- 
meinen Berggejeßes bildet. E3 fommt außerdem in Betracht, daß 
fein Grund dazu vorliegt, dem für die Gewerkſchaften geltenden 
Sape des $. 99 des Allgemeinen Berggejehes, demzufolge für die 
Berbindlichkeiten der Gemerkichaften feine perjönliche Verhaftung . 
der Gemwerfen eintritt, eine Ausdehnung auf Gejellichaften zu geben, 
bei welchen dieje eingreifende Abmweihung von den Grundjäßen des 
allgemeinen Civilrechtes nicht in der Hiftorischen Entwidelung und 
in bejonderen Eigenthümlichkeiten jeine Begründung findet, wie bei 
den Gewerkſchaften im Gebiete des verliehenen Bergmwerfseigenthumes. 

Die Kohlenbau-Geſellſchaften im Negulativbezirke waren ver- 
pflichtet, einen Vorſtand zu ihrer Bertretung bei den Verhandlungen 
mit der Bergbehörde zu beitellen (SS. 9 und 24 des Regulativs). 
Unerläßlich ift es, hieran feitzuhalten und diejelbe Beftimmung aud 
auf den „Mandatsbezirk“ auszudehnen. Es entipricht dies der Vor— 
ſchrift, weldde im $. 133 des Allgemeinen Berggejeßes für den gleichen 
Hall getroffen ift, wenn bei dem verlicehenen Bergbau eine don der 
gewerkjchaftlichen Verfaſſung abweichende Geſellſchaftsform angenom- 
men ijt. 
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Auf den im Vorftehenden erläuterten allgemeinen Geſichtspunk— 
ten beruht der anliegende Geſetz« Entwurf. Derjelbe beichränkt ſich 
thunlihit auf unveränderte Einführung der bezüglichen Vorſchriften 
de3 Allgemeinen Berggejeges, da eine Modification des allgemeinen 
Landrechts nur da gerehtfertigt erjcheint, wo dazu abweichende pro= 
vinzielle Inſtitutionen die Nothwendigkeit ergeben. 

Zu den einzelnen Paragraphen des Entwurfes ift noch zu bes 
merfen: 

Zu $. 1. 

Hier ift der Fundamentalſatz ausgefproden, daß die Stein- 
und Braunfohlen in den hierher gehörigen Zandestheilen Tediglich 
dem Berfügungsrechte des Grundeigenthümers unterliegen. 

Dat die Rechte der Perjonen , welche bereit? nah Maßgabe 
der bisherigen Gejeßgebung Goncefjionen zur Kohlengewinnung auf 
fremdem Grund und Boden erlangt haben, aufrecht erhalten bleiben 
müffen, iſt an und für jich ſelbſtverſtändlich, da dieſes Geſetz nicht 
rüdwirfend bejtehende Rechte aufheben darf. Es empfiehlt fich je- 
doch mit Rückſicht auf die dem erften Alinea gegebene Fallung, dies 
ausdrüdfich im Geſetze zu bemerfen. 

Der Gonceffionair unterlag nad der bisherigen Gejeßgebung 
($. 1 des Mandates vom Jahre 1743 und $. 13 des Regulatives 
von 1843) dem unbedingten Betriebözwange.. Da die Eonceffion 
jahlid einer Verleihung im Gebiete des freierklärten Bergbaues 
gleihtommt, fo iſt es folgerichtig, Hier hinſichtlich der Betriebspflicht 
und der eventuellen Wiederauffebung der Eoncejfion gleiche Vorſchrif— 
ten eintreten zu laſſen, wie fie das Allgemeine Berggejeb dort für 
nothwendig erachtet hat. 

Zu 88. 2 bie 9. 

Hier find die Beftimmungen des Gefeges vom 1. Juni 1861, 
betreffend die Anlegung von Hypothefenfolien ꝛc. mit denjenigen 
Mopdificationen aufgenommen, welche ji aus dem Wegfall des In— 
ftitut8 der „Bauerlaubnißicheine”, der zwangsweiſen Bereinigung 
mehrerer Grundftüde zu einem gemeinfamen Baufelde und der ftaat- 
lihen Bauconcejjion als nothwendig ergeben. 

Zu 8. 6. 

Durch dieſe Beitimmung hat der 8. 6 des Geſetzes vom 1. 
Juni 1861 eine weſentliche Nenderung erlitten. Dort ift nämlich die 
Zuläffigfeit der Abjchreibung des Kohlenförderungsredhtes von dem 
Holium des Grundftüdes, in welchem die Kohlen anftehen, für den 
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Fall der Belaftung dieſes Grundftüdes mit Hypotheken ꝛc. davon 
abhängig gemacht, daß entweder ein Unjchädfichkeitsatteft nad 
Maßgabe des Gejehes vom 3. März 1850 (Gefeb-Sammlung ©. 
145) beigebracht oder zuvor die Erneruation ſeitens der Realinter- 
eſſenten, beziehungsweije eine YAuseinanderjegung mit denfelben be- 
wirkt iſt. Dieje Bedingung hat die Bildung von bejonderen Hypo— 
thefenfolien Für Kohlenbaugerechtigleiten fo jehr erfchwert, daß im 
Ganzen bisher nur in fünf vereinzelten Fällen die Eintragung in 
das Hypothekenbuch zu Stande gebracht werden konnte. 

Nah den Motiven zu dem allegirten Geſetze (cf. Verhandlun— 
gen des Hauſes der Abgeordneten, Seflion 1860—61, Anlagen Nr. 
36 Seite 254) hatte man angenommen , daß die Beichaffung des 
Unjchädlichkeitsatteftes oder der Einwilligung der Hypothekengläu— 
biger zur Vertheilung ihrer Forderungen auf Grundftüde und 
Kohlenbaugeredhtigfeit feine befonderen Schwierigkeiten finden würde. 
Dieſe Vorausjegung Hat fih in feiner Weife beftätigt. Die Er— 
theilung des Unjchädlichkeitsatteftes wird von den Auseinander— 
jegungsbehörden verweigert, weil die unter einem Grundftüde an- 
ftehenden Kohlen der Regel nad einen höheren Werth haben, als 
die Oberfläche, und die Bedingung des $. 2 des Geſetzes vom 3. 
März 1850, unter welcher die Ertheilung jenes Atteftes allein ftatt- 
finden darf, nicht zutrifft. Die Hhpothefengläubiger, denen Ober- 
fläche und Kohlen verpfändet find, haben fein Intereſſe daran, ſich 
die Vertheilung ihrer Forderungen auf eines diejer Objecte gefallen 
zu lafjen, und es bleiben deshalb die dieferhalb angelnüpften Ver— 
handlungen regelmäßig rejultatios. Da der Yall der Belaftung 
eines oder des anderen der zu einem Grubenfelde vereinigten Grund 
ſtücke der gewöhnliche ift, jo folgt daraus, das nad) der Beftimmung 
des $. 6 die Abjchreibung der Kohlenbaugerehtigfeit der Regel nad) 
nicht zu erlangen iſt. 

Die hervorgetretene Schwierigkeit läßt ſich ohne einen Eingriff 
in die Rechte der Realinterefjenten nicht anders befeitigen, als da= 
durch, daß die im $. 6 des Geſetzes geitellte Bedingung fallen ge= 
laffen, und daß die Abfchreibung der Kohlenbaugerechtigkeit für den 
Fall der Belaftung des zum Kohlenbau berechtigten Grundftüdes 
fediglih mit der Maßgabe geftattet wird, daß Die eingetragenen 
Laſten und Hypotheken auf das anzulegende neue Yolium mit ihren 
vollen Beträgen zu übernehmen find. Dabei bleiben die Rechte der 
Realinterefjenten gewahrt, da ihnen die abgejchriebene Kohlenbauge— 
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rechtigkeit folidarifh mit dem Grundftüde, zu deſſen Subftanz fie 
gehörte, verhaftet bleibt. 

Freilih ift dann, wie in den Motiven des Geſetzes dom 
1. Juni 1861 hervorgehoben ift, der Nealcredit um den vollen 
Betrag der übernommenen Laften und Hypotheken geſchwächt, da 
jeder nachfolgende Gläubiger fich zu vergegenwärtigen hat, daß dieje 
nad der Wahl des Gläubigerd nicht aus dem Grundftüde, worauf 
fie haften, fondern aus der Kohlenbaugerechtigfeit zur Realifirung 
gebracht werden. Indeſſen kann es der Erwägung der Intereſſen— 
ten überlaffen bleiben, ob fie unter ſolchen Umſtänden die Abjchrei- 
bung der SKohlenbaugerechtigfeit herbeiführen wollen. Sind die 
Hypotheken und Laften im PVerhältniffe zu dem Werthe diefer Ge- 
rechtigkeit und ihrer Zubehörungen unbedeutend, jo werden fie feinen 
Anftand darin finden, die zur Sicherftellung ihres Eigentums und 
zur Grmöglihung der Benugung des Realcredits dienliche Eintra- 
gung derjelben zu beantragen. Das Geſetz vom 1. Juni 1861 
ging zu weit, wenn e3 zur Vermeidung eines vermeintlichen Uebel: 
ftandes Bedingungen ftellte, die e8 der Regel nad) unmöglich machen, 
die Eintragung des Kohlenförderungsrechtes zu erlangen. 

63 ift dafür in den Motiven des Geſetzes aud) das Bedenken 
geltend gemacht, die Uebernahme der Laften und Hypotheken auf 
das Folium der Kohlenbaugerechtigkeit könne zu einer Verdunkelung 
der Rechte der Realintereffenten führen, indem es überjehen werden 
möchte, die nach der Uebertragung auf dem Folium de3 Grund: 
ftüdes vorlommenden Gejfionen und Subinferiptionen ꝛc. auf dem 
Folium der Kohlenbaugeredhtigkeit nachzutragen; es werde ferner 
auch die Herbeiſchaffung der erforderlichen Documente, um die über— 
nommenen Poſten zur Löſchung zu bringen, vielfach zu Weiterun— 
gen führen. Der Verdunkelung der Rechte der Realintereſſenten 
läßt ſich jedoch leicht vorbeugen, wenn bei jeder übernommenen Poſt 
vermerkt wird, daß dieſelbe auf das Folium der Kohlenbaugerechtig— 
keit übertragen iſt, und das Bedenken wegen der eventuellen Legiti— 
mationsführung behufs der Löſchung der übernommenen Poſten iſt 
nicht jo erheblich, daß blos dieſerhalb die vorgängige Exnexuation 
oder Auseinanderſetzung mit den Realintereſſenten gefordert werden 


müßte. 
Zu 8. 7. 


Dak die Kohlenbaugeredhtigfeiten für verjchiedene Grundjtüde, 
welche zu einem bergbaulichen Unternehmen vereinigt.jind, auf einem 
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gemeinfamen Folium in das Hypothekenbuch eingetragen werben, 
erleichtert mejentlih die Dispofition über diefelben zu Zwecken des 
Realcredits. 

Es ift nicht erforderlih, die Cintragung auf einem Folium 
davor abhängig zu machen, daß diejelben zuvörderſt in der Meife, wie 
dies bei dem verliehenen Bergwerkseigenthum durd die Gonjolida= 
tionsakte geſchehen muß, unter Errichtung notarieller oder gericht: 
licher Urkunden förmlich zu einem rechtlichen Ganzen vereinigt wer— 
den. Die Feldesbildung joll nach dem Grundprinzipe dieſes Geſetzes 
lediglih Sache der Antereffenten bleiben; daher ift auch die Zuſam— 
menlegung und Trennung von Baufeldern feinen anderen Förm— 
fichfeiten zu unterwerfen, wie jolde nad dem Charakter des im 
concreto vorliegenden Rechtsgeſchäftes nach den allgemeinen Geſetzen 
beobachtet werden müffen. 

Ehenfo wie nach der Allerhöchſten Kabinetsordre vom 9. Mat 
1839 (Gefeg-Sammlung ©. 163) die Eintragung mehrerer einem 
Gigenthümer gehöriger Grundftüde auf einem Folium des Hypothe— 
fenbuches lediglich auf den Antrag des Beſitzers erfolgen muß, ift 
auch die Eintragung mehrerer Kohlenbaugereshtigkeiten nur von 
dem Antrage des Berechtigten abhängig zu mahen. Die Verſchie— 
denheit in der Belaftung kann fein Hindernik für die Eintragung 
auf einem Folium bilden, da fi durch die Aufführung unter 
getrennten Nummern die PVerfchiedenheit des Realzuftandes und 
die rechtliche Individualität der einzelnen Gerechtigkeiten confer= 
viren läßt. 


Zu $. 10 lit. a. 


Da der Kohlenbergbau in den hier fraglichen Landestheilen in 
Beziehung auf die polizeiliche Beauffichtigung denjelben Geſetzen un— 
terjtellt ift, melche für den verliehenen Bergbau gelten, fo erjcheint 
es nothwendig, auch Hinfichtlich der Aufbereitungsanftalten und hin= 
fichtlih der zum Betriebe des Bergbaues dienenden Dampfteflelan- 
lagen, jowie der Triebwerke die darauf bezüglihen Beltimmungen 
der 88. 58 und 59 des Allgemeinen Berggejeges in Anwendung 
zu ſetzen. Underenfall® würden hier bei der Ausübung der polizei= 
lichen Funktionen zwei Behörde auf ein und derjelben Betriebsftätte 
in Thätigfeit zu treten haben, was zur Vermeidung von Kompe— 
tenzitreitigfeiten unter den Behörden und zur Vereinfachung des Ge— 
Ihäftsganges vermieden werden muß. 
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Zu $. 10 lit. b, c. und d 
ift die Nothwendigfeit der Einführung der hier bezeichneten Vorſchrif— 
ten de3 Allgemeinen Berggeſetzes bereits oben nachgewieſen. 
Zu 8. 10 lit. e 
bleibt nur zu erwähnen, daß der Titel VIII des Allgemeinen Berg— 
gejeßes, betreffend die Organijation der Bergbehörden, in dieſem 
Rechtsgebiete noch nicht eingeführt war, weshalb hier noch auf das 
Gejeß über die Kompetenz der Oberbergämter vom 10. Juni 1861 
zurüdgegangen werden mußte. Ebenfo waren noch nicht in Anwen— 
dung gejeßt die SS. 242 und 244, welde von der Berechnung der 
Friften handeln reſp. die älteren Geſetze außer Kraft ſetzen. 


Zu $. 11. 
Diefe Vorſchrift ift dem $. 133 des Allgemeinen Berggeſetzes 
nachgebildet. 
Zu 88. 12 und 13. 


Diejelben finden ihre Rechtfertigung durch fich jelbft. 


2. Aufhebung der Berg-Hypothekenkommiffion zu Siegen. 
(Zit. XII $. 246 des Allgemeinen Berggefetses v. 24. Juni 1865.) 


Der $. 246 des Berggeſetzes dom 24. Juni 1865 bejtimmt: 
„Die bisher von bejonderen Berg-Hypothekenkommiſſionen ge= 
führten Berg-Hypothekenbücher jollen an die ordentlichen Gerichte 
abgegeben werden. 
Der Zeitpunkt diefer Abgabe und die Auflöfung der Berg-Hypo— 
thefenfommiflfionen wird dur Königliche Verordnung beitimmt.“ 
Für den Bezirf des Oberbergamtes zu Bonn, joweit in dem- 
jelben die Allgemeine Hypothefen-Drdnung vom 20. Dezember 1783 
gilt, alfo für den zur Provinz Weftphalen gehörigen Theil diejes Be- 
zirkes wurde bei Aufhebung des Bergamtes zu Siegen durch das Geſetz, 
betreffend die Hlompetenz der Dberbergämter, vom 10. Juni 1861 
eine bejondere Berg-Hypothekenkommiſſion errichtet, welche zufolge 
des Königlichen Erlafjes vom 29. defjelben Monats (Jahrg. II Seite 
189 der Zeitſchr.) ihren Sit in Siegen erhielt. Diejelbe Hatte jeit- 
ber das Berg-Hypothekenbuch zu führen und war außerdem befugt, 
nah Maßgabe des Geſetzes dom 18. April 1855 Handlungen der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit aufzunehmen. Die Wirkjamfeit dieſer 
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Behörde hat ſich als eine für den Bergbau erfprießliche erwie— 
fen, jedoch feit Durchführung der Prinzipien des neuen Bergge- 
jeßes infofern ihre frühere Bedeutung verloren, als die Zahl der 
Fälle, in welchen die Bergverwaltungsbehörde von dem Inhalte des 
Berg-Hypothekenbuches und den darin borgehenden Veränderungen 
Kenntniß zu nehmen veranlaßt fein fann, fich erheblich vermindert 
hat, und es andererjeit3 feine Schwierigkeit findet, in ſolchen Fällen 
die erforderliche Auskunft raſch und zuverläffig durch das betreffende 
ordentliche Gericht zu erlangen. Es fam deßhalb im Laufe diefes 
Jahres zwifchen den betheiligten Neflortbehörden die Frage zur Ver- 
handlung, ob es an der Zeit fei, zur Ausführung des obigen $. 246 
des Berggeſetzes mit der Auflöjung der Berg-Hypothekenkommiſſion 
zu Siegen vorzugehen. Das Ergebniß diefer Verhandlungen ift der 
Erlaß der unten folgenden Königlichen Verordnung vom 9. Auguft 
1867 gewejen, durch melde die Berg-HHpthefenfommiffion mit dem 
1. Oftover d. 3. für aufgehoben erklärt und von da ab die Fort— 
führung der Berg-Hypothekenbücher den ordentlichen Gerichten über- 
tragen ift. 

Bei der Erörterung diefer Mafregel erſchien es zunächſt nicht 
zweifelhaft, daß das Berggejeß im $. 246 nicht die gleichzeitige 
Auflöjung aller vier im Staate beitehenden Berg-Hypothekenkommis— 
fionen verlange, fondern daß je nad den Verhältniffen mit einer 
Auflöfung derjelben von Fall zu Fall vorgegangen werden fönne. 
Auch mußte anerfannt werden, daß in der That in den einzelnen 
Zandestheilen derartig verjchiedene Verhältniffe vorliegen, daß die 
Möglichkeit der Aufhebung einer Berg-Hypothekenkommiſſion ſchon jetzt 
eingetreten jein kann, während bei einer anderen das Bedürfniß der 
Fortdauer noch für längere Jahre fortbeiteht. Die erftere Voraus: 
ſetzung wurde für die Siegener Hypothekenkommiſſion al3 zutreffend 
angenommen. Es erſchien, wie jchon erwähnt, mit den Intereſſen 
der Bergverwaltung vereinbar, die Führung der dortigen Berg— 
Hypothetenbücher den ordentlichen Gerichten zu überlaffen, wie an— 
dererjeit3 auch das bergbautreibende Bublitum, namentlich in den 
vom Site der Berg-Hypothekenkommiſſion entfernteren Revieren feine 
Veranlaſſung mehr hat, auf die Verwaltung des Berg-Hypotheken— 
weſens durch eine einzige, von dem ordentlichen Richter verjchiedene 
Behörde bejonderen Werth zu legen. 

Wie aus den Motiven zum Berggefeß-Entwurfe (8. 245) her- 
vorgeht, Hat uriprünglich die Abficht vorgelegen, die Abgabe der 
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Berg-Hppothefenbücher an die ordentlichen Gerichte bis dahin aus- 
zufegen, daß ſowohl die durch das neue Berggeſetz veranlaßte Feldes- 
Umwandlung und Erweiterung ($S. 215 ff.), als auch die Ueberlei— 
tung der alten Gewerkichaftsform in die neue (88. 235 und 239) 
nnd hiermit die Ausscheidung der immobilen Hure aus dem Berg 
Hypothekenbuche im Wejentlihen ausgeführt jein werde. Diejes 
Ziel ift, wa3 die Umänderung der Felder betrifft, allerdings ſchon 
jeßt injomweit erreicht, als die während der erjten ſechs Monate nad 
Einführung des Berggefeßes jehr zahlreich eingegangenen Anträge auf 
TFeldesummandlung und Feldesermeiterung größtentheil3 erledigt find. 
Dagegen wird die im Gejege den ntereffenten freigeftellte, nicht 
zwangsweiſe angeordnete jogen. Mobilifirung der Hure gerade im 
Bereihe des Siegener Berg-Hypothekenbuches vorausſichtlich noch 
längere Zeit erfordern, weil die Verhältniffe des dortigen Bergbaues 
weniger, wie in anderen Bezirken, auf die Annahme der neuen Ge— 
werfihaftsform hindrängen. Es würde aber nicht richtig geweſen 
fein, die Auflöfung der Berg-Hypothekenkommiſſion bis zu jenem 
noch fern liegenden Zeitpunfte Hinauszujchieben, da im Uebrigen die 
Verwaltung des Siegener Berg-Hypothekenbuches ungleich einfacher 
ift, al3 namentlich in den Steinfohlenrevieren des Oberbergamts— 
bezirtes Dortmund, und insbefondere der auf Rubrica II und III 
bezüglihe Geſchäftsverkehr nur untergeordnete Bedeutung hat. 

Endlih durfte bei der vorliegenden Frage nicht unermogen 
bleiben, daß die Vortheile, welche durd die Verbindung der Berg— 
Hypothekenkommiſſionen mit den Oberbergämtern beabfichtigt worden 
find, in Folge der örtlichen Trennung der Siegener Hypothekenkom— 
mijfion don dem Site des Oberbergamts nur zum Theil zu erreichen 
waren und eine etwaige Weberfiedelung der erfteren Behörde nad 
Bonn wiederum andere Uebeljtände zur Kolge gehabt haben würde. 
Es wurde demnach die Auflöfung der genannten Berg-Hypotheken— 
fommijfion als eine Maßregel beſchloſſen, welche dem berechtigten 
Streben nad Vereinfahung der Verwaltung nachkommt und zugleich 
zu dem der Abſicht des Berggeſetzes entiprechenden Ziele führt, daß 
fortan im ganzen Bezirfe des Oberbergamts zu Bonn, einjchließlich 
der mit demjelben neu vereinigten Yandestheile, das Hypothekenweſen 
auch Hinfichtlih de3 Bergmwerf3eigenthums von den für das 
Grundeigenthum zuftändigen Gerichtsbehörden verwaltet wird. 

In Bezug auf die Ausführung der bejchloffenen Maßregel mußte 
e3 zwar nad) $.9 der Verordnung über die anderweitige Organijation 


378 Berggeiehgebung. 


der Gerichte zc. vom 2. Januar 1849 (Gefeß-Sammlung für 1849 
©. 3) als unzuläffig angejehen werden, einem Sreiögerichte die 
die Gejchäfte der Berg-Hypothekenkommiſſion für deren ganzen Be— 
zirk zu übertragen, dagegen fonnten nad $. 20 und $. 22 Nr. 8 
dajelbit und nad Analogie des $. 18 des Gejchäftäregulativs dom 
18. Juli 1850 (Yuftizminift.-Blatt für 1850 ©. 233 ff.) die Gerichts- 
deputationen und Gerichtsfommifjionen recht wohl von der Bearbei- 
tung der Berg-Hypothekenſachen ausgeſchloſſen werden, falls ein 
Dedürfnig hierzu vorlag. Es fragte fi) daher, ob das Bedürfniß 
zu einer ſolchen Einrichtung, wonad in jedem SKreisgerichtsbezirke 
nur das Kreisgericht jelbft in Berg-Hypothekenſachen fompetent fein 
würde, anzuerkennen jei. Bei den Erörterungen hierüber hat indeß 
alljeitig die Ueberzeugung Platz gegriffen, daß die Fortführung der 
Berg-Hypothekenbücher ſämmtlichen betheiligten Gerichtsbehörden, mit 
Einfluß der Gerichtsdeputationen und Gerichtskommiſſionen, je nad 
der Lage der Bergwerke übertragen werden müſſe, wenn das berg: 
bautreibende Publikum wirklihen Vortheil aus der neuen Einrich- 
tung ziehen folle. Wenn der Nuten der jeitherigen Vereinigung 
des gefammten Berg-Hypothekenweſens unter einer bejonderen Be- 
hörde für das Publikum hauptſächlich darin beitanden habe, daß 
das Hypothekenbuch über das Bergwerkseigenthum des ganzen Be— 
zirkes bei ein und derjelben Stelle geführt wurde, jo müſſe das 
Aufgeben dieſes Vortheiles dadurch aufgewogen werden, daß daS 
Berg-Hypothekenbuch fih fünftig bei demſelben Richter befinde, bei 
welchem das Hypothefenbucd über das Grundeigenthum beruhe und 
an den das Publikum fich bei Akten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
fowie in jeinen fonjtigen Rechtsangelegenheiten zunächſt zu wenden 
habe. Dies weiſe darauf Hin, die Deputationen und Kommiſſionen 
der Kreisgerichte bei der Fortführung des Berg-Hypothekenbuches zu 
betheiligen, zumal hierdurch auch der Bergrevierbeamte in die Lage 
berjeßt werde, fich nöthigenfalls auf dem kürzeſten Wege Auskunft 
aus dem Berg-Hypothekenbuche zu verjchaffen. 

Demgemäß ift denn auch durch den Handels- und den Juſtiz— 
Minifter gemeinjchaftlich beftimmt worden, daß die Berg-Hypotheken— 
bücher bei Auflöjung der Berg-Hypothekenkommiſſion zu Siegen behufs 
Fortführung derjelben an die einzelnen Kreisgerichte, Kreisgerichts— 
Deputationen und Kommilfionen direkt abzugeben jeien. Die weite: 
ren Ausführungsmaßregeln find mit Ermädtigung der genannten 
Herin Minijter von dem Appellationsgerichte zu Arnsberg und dem 
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Dberbergamte zu Bonn getroffen worden.” Das Appellationsgeridht 
zu Hamm fonfurrirte nur in Beziehung auf 14 im Sreisgericht3= 
bezirke Iſerlohn und 12 im Kreisgerichtsbezirke Soeft gelegene Berg— 
werke. Die Folien der übrigen, die Zahl don 1700 überfteigenden 
Bergmwerfe waren dagegen dem Kreisgerichte Siegen mit der Depu— 
tation Zaasphe und den Kommiſſionen Burbach, Hilchenbach, Berle— 
burg I und II, dem SKreisgerichte Olpe mit den Kommiſſionen At— 
tendorn, Bilftein, Fredeburg und Kirchhundem, dem Streisgerichte 
Arnsberg mit den Kommiſſionen Balve, Meſchede I und II und 
dem Sreisgerichte Brilon mit der Deputation zu Medebach und der 
Kommilfion zu Stadtberge zu übergeben. Die Zahl der Bände 
des aufgelöften Berg-Hypothekenbuches belief ſich auf acht und ſechszig. 

Diefen einleitenden Bemerkungen lafjen wir den Tert der Ver— 
ordnung vom 9. Auguft 1867 folgen. 


Verordnung, 


betreffend die Auflöſung der Berg-Hypothekenkommiſſion 
zu Siegen und die Abgabe des dortigen Berg-Hypotheken— 
buchs an die ordentliden Geridte. Vom 9. Auguft 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen zc. 


verordnen hierdurch in Ausführung des $. 246 des Allgemeinen 
Berggejeges vom 24. Juni 1865 (Gefe-Sammlung für 1865 ©. 705), 
was folgt: 

Artikel 1. 

Die auf Grund des Gejekes, betreffend die Kompetenz der 
Dberbergämter vom 10. Juni 1861 (Gejeg-Sammlung für 1861 
©. 425) für den Bezirk des Oberbergamtes zu Bonn errichtete Berg- 
Hypothekenkommiſſion zu Siegen ift mit dem 1. Oftober d. Y. 
aufgehoben. Die bisher von diefer Behörde geführten Berg-Hypothe— 
fenbücher werden von dem gedachten Tage ab durch die ordentlichen 
Gerichte fortgeführt. 


Artikel II. 


Mit der Ausführung der gegenwärtigen Verordnung find der - 
Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten und der 
Yuftizminifter beauftragt. 
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Urfundlid unter Unjerer Höchfteigenhändigen Unterjchrift und 
beigedrudtem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Ems, den 9. Auguft 1867. 
(L. S.) ®ilhelm. 
Gr. von Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 
(Geſetz- Sammlung für 1867 Seite 1425.) 


3. Aufhebung des Salzmonopols und der Bergwerksabgaben 
von Steinfalz u. ſ. w. 


(88. 2 und 245 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865.) 


Dur $. 1 des Berggeſetzes dom 24. Juni 1865 wurde die 
allgemeine Bergbaufreiheit auf „Steinfalz nebſt den mit demfelben 
auf der nämlichen Zagerftätte vorkommenden Salzen und die Sool- 
quellen“ ausgedehnt und hiermit ſowohl die entgegenftehende Vor- 
jchrift der drei revidirten Bergordnungen (ap. I reſp. II 8.5), 
wonach „gute Salz. Adern und Quellen“ ausdrüdlih dem Staate 
vorbehalten waren, aufgehoben, als auch die Controverje des fran- 
zöfifchen Bergrechts, ob Steinfalz und Soolquellen dem Grundeigen- 
thümer zuftehen oder nicht, zu Gunften der Bergbaufreiheit entſchie— 
den. Die praftiichen Vortheile der Lehteren mußten indeß jo lange 
zurüdtreten, al3 no das Staat3monopol de3 Salzhandels fortbe- 
ftand, deifen Aufhebung nicht in der Aufgabe des Berggeſetzes lag, 
vielmehr durd die Beitimmung im $. 2 dajelbft: 

„An den Rechten des Staates bezüglich des Salzhandel3 wird 

durch diefes Geſetz nichts geändert“, 
der bejonderen gejeglichen Erledigung vorbehalten blieb. Die Auf: 
hebung des Salzmonopol3 fteht nunmehr bevor. Am 1. Januar 1868, 
mit welchem Tage im ganzen Gebiete des deutjchen Zoll- und Han- 
delsvereins auf Grund der Uebereinkunft vom 8. Mai 1867 (Gefeß- 
Sammlung ©. 1313) der freie Verkehr mit Salz in’3 Leben tritt, 
hört zugleich das Recht des Staates, den Großhandel mit Salz 
allein zu betreiben, auf, wogegen eine Salzabgabe von zwei Thalern 
für den Zentner Nettogewicht zur Erhebung fommt. Die Ausfüh- 
rung dieſer für die Freiheit der Induſtrie und des Verkehrs Außerft 
wichtigen Maßregel, welche, ſchon jeit Jahren angeftrebt, nunmehr 
in Folge der Erweiterung des Preußiſchen Staatsgebiete zur un— 
abweislichen Nothwendigkeit gewworden war, beruht auf dem Gejehe, 
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betreffend die Aufhebung des Salzmonopols und Einführung einer 
Salzabgabe, vom 9. Auguft 1867 und den dazu gehörigen beiden 
Königlien Verordnungen von demjelden Tage (Geje-Sammlung 
©.1317, 1320 und 1327). Den Wortlaut des Gejeges ſelbſt laſſen 
wir mit Rüdficht auf die allgemeine Wichtigkeit und den oben be- 
rührten Zufammenhang dejjelben mit der Berggejeßgebung hier folgen. 
Auf Grund des $. 3 daſelbſt hören mit dem 1. Januar 1868 zu— 
gleih alle aus allgemeinen Gefegen fließenden Bergmwerfsabgaben von 
Steinfalz, von den mit Steinjalz auf derjelben Lagerftätte vorkom— 
menden Salzen und von den Soolquellen auf. Es ift hiermit die 
nicht zweifelloje Frage erledigt, ob die auf Grund des Berggeſetzes 
neu verliehenen Salzbergwerle der zweiprozentigen Bergwerksabgabe 
unterliegen oder nicht. Das Berggeſetz jelbit beſtimmt befanntlich hier— 
über nichts, ſondern hat im $. 245 nur ausgejprodhen, daß es bei den 
über die Entrichtung zc. der Bergwerfsabgaben beftehenden Vorſchrif⸗ 
ten ſein Bewenden behalte. Soviel war indeß ſchon jetzt durch einen 
Miniſterial-Erlaß vom 14. Juni 1866 (Jahrg. VII ©. 414 der Zeit- 
ſchrift) feitgeftellt, daß ältere, jeither von Bergwerksabgaben befreite 
Berechtigungen zur Soolgewinnung nicht dadurch abgabepflichtig 
geworden find, daß lediglih zur Sicherſtellung der bereit beftehen- 
den Rechte eine nachträgliche DBerleihung beſtimmter Felder auf 
Grund des Berggejeges ftattgefunden hat. 


Gele, 


betreffend die Aufhebung des Salzmonopol3 und Ein- 
führung einer Salzabgabe. Bom 9. Auguft 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen x. 


verordnnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages der Monardjie, 
was folgt: 


8. 1. Die Staatsregierung wird ermächtigt, das zur Zeit be= 
ftehende Recht des Staates, den Großhandel mit Salz allein zu 
betreiben (das Staat3-Salzmonopol), aufzuheben, dagegen das zum 
inländiihen Verbraude beitimmte Salz einer, joweit jolches im 
Inlande produzirt wird, von den Produzenten, jomweit ſolches aus 
dem Auslande eingeführt wird, von den Einbringern zu entrichtenden 
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Abgabe bis zum Betrage von höchſtens zwei Ihalern für den 
Zentner Nettogewicht zu unterwerfen !). 
8. 2. Bereit von der Abgabe ($. 1) ift: 

1. das zur Ausfuhr, zu Unterjftügungen bei Nothftänden und für 
die Natronjulphat- und Sodafabrifation -beftimmte Salz; 

2. überhaupt alles Salz, welches zu landwirthichaftlichen und ge= 
werblichen Zweden, insbejondere auch zum Cinfalzen von He— 
ringen und ähnlichen Fiſchen, jomwie zum Einfalzen, Einpö- 
fein ꝛc. von auszuführenden Gegenftänden, veriwendet wird — 
jedoch mit Ausnahme des Salzes für joldhe Gewerbe, welche 
Nahrungs- und Genußmittel für Menfchen bereiten, namentlich) 
auch für die Fabrifation von Tabaf, Schnupftabat und Ci— 
garren, für Bäder und Konditoreien, ſowie für die Heritellung 
bon Mineralwäflern. 

Ueberall ift die fteuerfreie Verabfolgung von der Beobadtung 
der vom Yinanzminifter angeordneten Kontrole-Mapregeln abhängig. 
Die duch die Kontrole erwachlenden Koften können in den 


1) Berordnung, betreffend die Erhebung einer Abgabe von Sa. Vom 
9. Auguft 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc. 
verordnnen, auf Grund des Geſetzes vom 9. Auguft d. 3., was folgt: 


Aufhebung des Salzmonopole. 


$. 1. Das ausſchließliche Net des Staates, den Handel mit Salz zu 
betreiben, ſoweit ſolches zur Zeit befteht, wird aufgehoben. 


Einführung einer Salzabgabe. 


$. 2. Das zum inländifhen Verbrauche beftimmte Salz unterliegt einer 
Abgabe von zwei Thalern für den Zentner Nettogewicht, welche, infoweit das 
Salz im Inlande gewonnen wird, von den Produzenten oder Steinjalz-Berg- 
werfsbefigern, inſoweit ſolches aus anderen als den zum Zollvereine gehörigen 
Ländern eingeführt wird, von den Einbringern zu entrichten ift, 

Unter Salz (Kochſalz) find zwar außer dem Siede-, Stein- und Seeſalz 
alle Stoffe begriffen, aus welden Salz ausgejchieden zu werden pflegt, der 
Sinanzminifter ift jedoch ermächtigt, ſolche Stoffe von der Abgabe frei zu 
lafjen, wenn ein Mißbrauch nidyt zu befürchten fteht. 

$. 21. Unfer Sinanzminifter wird mit Ausführung diefer Verordnung, 
welche am 1. Januar 1868 in Wirkſamkeit tritt, beauftragt und hat die zu 
diefem Zwede erforderlichen Anordnungen zu treffen. 
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Befreiungsfällen sub 2 mit einem Marimalbetrage von 2 Sgr. pro 
Zentner von den Salzempfängern erhoben werben. 

$. 3. Mit dem Tage der Aufhebung des Salzmonopols und 
der Einführung der Salzjteuer find alle aus allgemeinen Gejegen 
fliegenden Bergwertsabgaben, welche von Steinjalz, jowie von den 
mit Steinjalz auf derjelben Lagerſtätte vorlommenden Salzen und 
von den Soolquellen erhoben werden, aufgehoben. 

$. 4. Der Zeitpunft, mit welchem bei Aufhebung des Salz: 
monopol3 die Erhebung der Abgabe beginnt, ift durch Königliche 
Verordnung feilzujegen. In diejer find zugleihd auf Grund der 
mit den ZollvereinssRegierungen inmittelft zu treffenden Bereinba- 
rungen die zum Schuße der Abgabe erforderlihen Ausführungs- 
und Strafbeftimmungen unter den nachfolgenden Maßgaben (88. 5 
bis 7) zu erlaſſen. 

$. 5. Die Strafe der Umgehung der Salzabgabe darf neben 
der Honfisfation der Gegenftände, in Bezug auf welche, jowie der 
Geräthe, mitteljt deren das Vergehen verübt ift, für den erften Fall 
den vierfachen, für den zweiten Fall den achtfachen, für jeden ferne- 
ren Fall den jehszehnfahen Betrag der umgangenen Abgabe nicht 
überfteigen. Kann das Gewicht der Gegenftände, in Bezug auf 
welche eine Salziteuer-Defraudation verübt ift, nicht ermittelt, und 
demgemäß der Betrag der vorenthaltenen, beziehungsweile der von 
einer gleichen Quantität inländischen Salzes zu entrichtenden Abgabe, 
jowie die danad) zu bemeſſende Geldftrafe nicht berechnet werden, 
jo ift jtatt der Ktonfisfation und der Geldftrafe auf Zahlung einer 
Geldjumme von 20 bis zu 2000 Thalern zu erfennen. 

Die rechtsträftige Berurtheilung des Beſitzers eines Salzwertes 
im Rüdfalle zieht für den Verurtheilten den Berluft der Befugniß 
zur eigenen Verwaltung eines Salzwerkes, jede Berurtheilung wegen 
mißbräuchlicher Verwendung fteuerfrei empfangenen Salzes den Ver— 
luft des Anſpruches auf fteuerfreien Salzbezug nad) ich. 

$. 6. MUebertretungen von Stontrole-Borjchriften find nad) $. 18 
des Zollſtrafgeſetzes zu ahnden. 

8. 7. Hinſichtlich der Verwandlung der Geld» in Freiheits— 
ſtrafe und der ſubſidiären Haftung dritter Perſonen finden die Be— 
ſtimmungen in den 883 und 19 des Zollſtrafgeſetzes und hinſichtlich 
der Anbietungen von Geſchenken an die mit der Kontrolirung der 
Salzabgabe betrauten Beamten und deren Angehörigen, ſowie wegen 
MWiderjeglichkeit gegen erftere, die Beftimmungen in den 88. 25 und 
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26 ebendajelbft Anwendung, ſoweit nicht nach den allgemeinen Straf: 
geſetzen eine härtere Strafe Plab greift. 

Auf die Feſtſtellung, Unterfudung und Entſcheidung der Salz- 
fteuer-Defraudation fommen die in den $$.28 ff. des Zollftrafgejebes 
enthaltenen und die ſolche abändernden, erläuternden oder ergänzen- 
den gejeglichen Beitimmungen zur Anwendung. 

8. 8. Die Genehmigung des Landtages zu allen der gejeglichen 
Beltftellung bedürfenden Beftimmungen der Ausführungs=-Verordnung 
(8. 4), über melche gegenmwärtiges Geſetz feine Entſcheidung trifft, 
bleibt vorbehalten. 

8. 9. Die der Königlichen Staatsregierung ertheilte Ermäch— 
tigung (8.1) erlifcht, wenn von derjelben bis zum 1. Januar 1868 
fein Gebrauch gemadt ift. 

$. 10. Der Finanzminifter wird mit der Ausführung diejes 
Geſetzes beauftragt. 

Urkundlih, unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und 
beigedrudtem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Ems, den 9. Auguft 1867. 

(L. S.) Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. IKenplig. Gr. zur Lippe. Gr. zu Eulenburg. 


4. Allerhöchſter Erlaß vom 24. Juni 1867, 


betreffend die Aufhebung des Konſenſes der Bergbehör- 
den zu den Heirathen der Berg: Bodh- Hütten- und Sa— 
linenarbeiter in den neu erworbenen Randestheilen?). 


Auf Ihren gemeinschaftlihen Bericht vom 11. Juni d. J. will 
Ich hierdurch beftimmen, daß es zu den Heirathen der Berg: Poch— 
Hütten und Salinenarbeiter auch in den neu erworbenen Landes— 
theilen, insbejondere im Gebiete de3 vormaligen Königreihs Han— 
nober und des bormaligen Kurfürſtenthums Heflen, eines vorherigen 
Konſenſes der Bergbehörden nicht mehr bedarf. 


1) Für die alten Provinzen erging unter dem 23. Juni 1862 (Gejeß- 
Sammlung von 1862 ©. 220) ein ähnlicher Allerhöchiter Erlaf. Der Hei- 
rathstonjens der Bergbehörde war am Harze durch Tandesherrliche Verord— 
nung vom 29. Juni 1750, für die altheffiichen Yandestheile durch Verordnung 
vom 26. April 1753 vorgejchrieben (Wagner, corpus juris metallici &. 1109 
und 681). 
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Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gejeg-Sammlung zur 
allgemeinen Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 24. Juni 1867. 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. vd. Mühler. Gr. zur Lippe. 

An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, 
den Minifter der geiftlichen, Unterrichts: und Medizinal-Angele- 
genheiten und den Yujtizininifter. 

(Sejeg-Sammlung von 1867 ©. 1111.) 


9. Beſtimmungen Königlicher Verordnungen, welche auf den 
Bergbau in den nen erworbenen Landestheilen mit Bezug haben. 


A. Enklave Kaulsdorf. 


In Folge der Allerhöchſten Verordnung vom 22. Mai 1867, 
betreffend die Einführung der Preußiſchen Geſetze und die Juſtiz— 
verwaltung in der vormals Bayeriſchen Enklave Kaulsdorf (Ge— 
ſetz Sammlung 1867 ©. 729), muß zwar das Allgemeine Berggeſetz 
vom 24. Juni 1865 als bereit mit dem 1. Juni 1867 in der En- 
flave Kaulsdorf eingeführt gelten, da von diefem Tage an alle 
Preußiichen Gejege, Verordnungen und Beltimmungen, welde in 
dem Kreiſe Ziegenrüd des Regierungsbezirtes Erfurt Geſetzeskraft 
haben, aud in der Entlave Kaulsdorf gelten follen. Die näheren 
Modalitäten der Einführung enthält indeß erit die Allerhöchite Ver— 
ordnung vom 1. Juni 1867 (Gejeß- Sammlung 1867 S. 770), und 
e3 fann überhaupt nur leßtere als die jüngere Berordnung rüdjichtlich 
der Anwendbarfeit des Allgemeinen Berggejeßes maßgebend jein. 


B. Kurheſſen. 

Die Allerhöchfte Verordnung vom 13. Mai 1867, welche unter 
Anderem auch die Konjolidation der Grundftüde in Kurheſſen be- 
trifft (Gejeß- Sammlung 1867 ©. 716), enthält im $. 22 folgende 
Beltimmung: 

„Gebäude, Hofraithen, Hausgärten, Parkanlagen und folche 
Anlagen, deren Hauptbeitimmung die Gewinnung von Obſt, 
Hopfen oder die Gartenkultur ift, Weinberge, foritmäßig bewirth- 
ichaftete Waldgrundftüde, jowie ſolche Lehm-, Sands, KHalt- 
und Mergelgruben, Kalf= und andere Steinbrüde, 
welche einer gemeinſchaftlichen Benutzung nicht unterliegen, fer— 

Zeitſchr. f. Bergredt, Band VIII. 3. 25 
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ner fonftige zur Gewinnung don Foffilien oder zu 
gewerblichen Anlagen dienende Grundftüde, ingleidem Grund: 
ftüde, auf welden Mineralquellen jih befinden, 
fönnen nur mit Einwilligung aller Betheiligten in die Zuſam— 
menlegung gezogen werden.“ 
Dieje der Großherzoglih Heſſiſchen Konjolidations-Gejeßgebung 
im MWefentlihen entnommene Vorſchrift enthält, infoweit fich diejelbe 
auf ſolche Bergwerke deziehen jollte, welche den Berggejegen und 
dem Berghoheitärechte des Staates unterliegen, eine fih ganz von 
jelbjt verftehende Beitimmung, da dem Bergbau gegenüber dem 
Oberflächen-Eigenthume Erpropriationsrechte zufommen. 


Ü. Hannover. 


Die Allerhöchſte Verordnung vom 28. April 1867, betreffend 
die Einführung der Preußiſchen Gejeßgebung in Betreff der direften 
Steuern in dem Gebiete des vormaligen KHönigreihes Hannover 
(Gejeg-Sammlung 1867 ©. 533), bejtimmt im $. 16: 

„Die den Bewohnern, insbejondere den Bergarbeitern von und 
mit dem Steiger abwärts, in dem zum vormaligen Königreiche 
Hannover ausſchließlich gehörigen Theile des Harzes und der 
dem Staate gehörigen Hüttenwerfe bei Elbingerode nach den Han— 
noverſchen Gejegen zuftehenden Befreiungen von der Häufer- be— 
ziehungsmweile Perſonen- und Gemerbefteuer bleiben noch bis zum 
1. Januar 1868 in Kraft, und find die gedachten Klaſſen von 
Einwohnern bi3 dahin auch von der Entrichtung der veranlagten 
Gebäude» Klaſſen- und Gemwerbefteuer frei zu laffen. 

Bon dem bezeichneten Zeitpunfte ab unterliegen die Erfteren 
jedoch der Steuerpflicht ebenjo, wie die übrigen Einwohner des 
ehemaligen Königreih3 Hannover.“ 

Hierzu ijt unter Anderem zu bemerfen, daß vom 1. Juli 1867 

an bei den Bergleuten und Werfsbeamten am Harze bereits eine 
namhafte Lohnserhöhung eingetreten ift. 


Abhandlungen. 


— — 


Ueber Diftrict3:Berleihungen :). 
Von Dr. Heinrih Achenbach. 


Durch das Berggefeg vom 24. Juni 1865 iſt für das König— 
reih Preußen im $.1 bejtimmt, daß die Auffuhung und Gemwin- 
nung der daſelbſt aufgeführten Mineralien den Borjchriften des 
Berggefeßes unterliegt. Durch $. 2 wird diefer Beftimmung noch 
die fernere hinzugefügt, daß der Erwerb und Betrieb von Bergwer— 
fen für Rechnung des Staates den Beftimmungen deſſelben Geſetzes 
unterworfen ſei. Nach diefen Vorfchriften unterliegt e3 feinem Zweifel, 
daß jeit dem Tage der Rechtskraft des Berggejehes, dem 1. October 
1865, weder eine jogen. Diftrict3-Verleihung, noch aud der einfache 
Vorbehalt eines gewiſſen Diftrictes für den Staat3bergbau rechtlich 
zuläjlig if. Dieſer Sag gilt in Betreff der Diſtricts-Verlei— 
Hung, jowie überhaupt rüdjichtlich jeder von dem Gejehe abweichenden 
Verleihung eines Bergwerkes auch für diejenigen Gebiete, in welden 
einem ehemals reihgunmittelbaren Standesherrn oder einem Privaten 
das Bergregal zuftehet. Der $. 250 des Berggejeßes unterwirft 
nämlich den Bergbau in jenen Bezirken den Beitimmungen des erfte- 
ren, vorbehaltlih der bisherigen Rechte der Regal-Inhaber. An 
diefen Rechten wird aber Nichts geändert, wenn die Verleihungen 
von Bergwerken an Dritte lediglih nah Maßgabe des Berggeſetzes 
ftattfindet, ganz abgejehen davon, daß eine Entſcheidung des Königl. 
Dber-Tribunales (Entſch. Bd.20 S. 402; Präj. 2225) vom 2. Juli 
1850 auch ſchon vor Erlaß des Berggejehes vom 24. Juni 1865 
die Privat-Regal-Inhaber bei ihren Bergwerks-Verleihungen an die 


1) Bergl. die Schrift: Die Rechtsgültigkeit der Diftricts-Berleihungen in 
Preußen von Dr. H. Achenbach. Köln 1859. 
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gejeglichen Beftimmungen über die Feldesgröße für gebunden erflärte. 
Anders dürfte dagegen die Frage in Betreff der Zuläffigfeit der 
Rejervirung eines beitimmten Diftrictes für den eigenen Bergbau 
des Regal-Inhabers jtehen. Wo dieſes Recht dem Privat-Regal— 
Inhaber vor dem 1. October 1865 zugeitanden hat, da ijt dafielbe 
durch das Berggeſetz nicht für aufgehoben zu eradhten. Die meiften 
Privat-Regal-Inhaber haben mit dem Staate über die Ausübung 
ihres Rechtes jogen. Regulative abgejchloffen, in welchem fich vielfach 
auch Beitimmungen über den eigenen Bergbau der erfteren vorfin= 
den. Nach letteren wird ſich beurtheilen lajjen, ob die Rejervation 
von Diftricten für den eigenen Bergbau dem Regal-Inhaber vor 
dem 1. October 1865 zugeltanden hat. Fehlen ſolche Regulative, 
jo wird es ebenfall® auf eine Unterfuhung des concreten Falles an= 
fommen, da aus den Befugniffen des Staates zur Rejervation nicht 
eine gleichartige Regel für die Befugniffe der Privat-Regal-Jnhaber 
ohne Weiteres abgeleitet werden Tann. 

Im Allgemeinen ergibt fih aus der vorftehenden Grörterung, 
daß die Frage über die Nechtsgültigfeit der Diftrict3-Verleihung mit 
der Mechtsfraft des Allgemeinen Berggejeßes vom 24. Juni 1865 
an Bedeutung verloren Hat. Neue Dijtrict-VBerleihungen kann der 
Staat nit mehr ertheilen, das Privat- Regal ift der Staat, wie 
in der Standesherrihaft Wied, der Herrihaft Wildenburg, dem 
Stolbergiihen Amte Queftenberg zu erwerben eifrig bemühet, jo daß 
bald nur wenige und meilt rüdlichtlih des Bergbaues unerhebliche 
Gebiete dem Privat-Regale noch unterworfen fein werden. 

Die Redtsgültigfeit der Diftrict3-Verleidungen fommt daher faft 
ausſchließlich nur rüdlichtlich der bereits ertheilten Verleihungen 
diejer Art in Betradt. In der umftehend angeführten Schrift: Die 
Rechtsgültigkeit der Diſtricts-Verleihungen in Preußen, ift die Gültig: 
feit derjelben nachzuweiſen verjucht und jeitvem troß mehrfacher Anfech— 
tungen im Proceßwege kein Fall befannt geworden, in welchem durch 
richterliches Urtheil das Gegentheil jelbit in erſter Inſtanz ausge- 
ſprochen wäre. Cine direct die Frage behandelnde Entiheidung Hat 
das Königlihe Ober » Tribunal inzwiihen am 23. März; 1866 
erlajfen, welche am Schlujfe diefer Bemerkungen mitgetheilt ift. 

Gegenüber der oben erwähnten Schrift hat man von anderer 
Seite freilih angeführt, daß diejelbe troß der geringen Anzahl der 
dajelbit angeführten Beiſpiele eine volljtändige Sammlung- der vor- 
gefommenen Diſtricts-Verleihungen enthalte, um hierdurch darzuthun, 
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daß aus den wenigen Berleihungen auf die rechtliche Natur derſel— 
ben überhaupt nicht gejchlofjen werden könne. Beides ift indeß irrig. 
Die Beijpiele von Difirict3-VBerleihungen laſſen fih aus den ver= 
ſchiedenſten Landestheilen auf das Erheblichfte vermehren und die 
außerordentlih große Zahl der erjteren drängt mit Nothmwendigfeit 
die Ueberzeugung auf, daß es ſich bei denjelben um eine hergebradte, 
altübliche, aus der Natur des Regales folgende Cinrihtung han— 
delt. Einige weitere Beilpiele werden genügen, um dies zu beweifen. 

Im Jahre 1301 erwirbt Eberhard von Katzenelnbogen durch 
Verleihung des Kaiſers Albrecht die Freiheit, „eine Meile und um 
die Stadt” auf Silber und andere Metalle bauen zu dürfen. (Bergl. 
Hiſtoriſche Topographie des Herzogthumes Naſſau. Herborn 1836. 
©. 91.) 

Anno dom. millesimo quingentesimo decimo nad trium 
Regum ertheilt Anna, Landgräfin von Helfen „Johan Weiſſpe 
Paftor zu Burken“ und dreien Bürgern zu Butzbach eine Diftricts- 
Verleihung auf das Bergwerk Münfterberg „und thun das hiemit 
gegenmwertiglih In crafft vnd macht des Brief3 Soli -obgemelt 
Berdwerkg und Berdh mit feinem Begirth Begriff als der 
jeßo durch angefangen vnd nod) angefangen und gebauett werden 
mag, mit welder hanndt Ertzt vnd Metal das erfunden oder ges 
wunnen wirdet nichts außgeicheiden.“ (Klipſtein's Mineral. Briefe, 
2. Band Gießen 1782.) 

Am 19. November 1751 ertheilt Victor Amadeus Adolph, Fürft 
zu Anhalt ꝛc. ꝛc. Graf zu Holzappel feinem Sohne Garl Ludwig 
eine Berleihung auf „allerhand Erz und Mineralien“ „auf dem in 
Unferer Grafſchaft Holzappel untig der Stadt Holzappel zwijchen 
dem nah Laurenburg und dem Bergerhof gehenden Weg rechter 
Hand der Bach gelegenen Diftrict Waldes, die Johannishede ge— 
nannt“ „ingleihen bei denen ohnweit darob befindlichen und von 
der 1743 damit beliehenen Gewerffchaft der Yeopoldinen Grube bis- 
hero ungebaut erliegen gebiiebenen Eifentauten.“ 

Am 29. November 1752 wird diefe Diftrict3-Verleihung ausge— 
dehnt „annoch bis an die Grenzen der Louiſen Grube, ingleichen 
den ganzen Scheidter Forſt nebit feiner völligen Gerechtigkeit nebit 
dem nach denen Hahner Birken zu gelegenen Holzappeler Feld.“ 

Am 24. Januar 1792 dehnt Fürft Carl Ludwig die Grenzen 
der Diftricts-Verleihung weiter aus „auf Unfere ganze Grafichaft 
Holzappel nicht? davon ausgeſchloſſen, andurch alfo, daß die Holz: 
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appeler Gewerkſchaft von nun an unter den in der Beleihung von 
1751 enthaltenen Bedingungen innerhalb der Grenzen ſolcher ganzen 
Graffhaft Holzappel allein und mit Ausſchließung eines jeden 
Dritten nad Gefallen jolle auf Erze einjhlagen und bauen mögen.” 

Diefe Beleidung findet durch Urkunde der Yürftin Hermine 
vom 12. Juni 1816 eine nochmalige Ausdehnung auf die Herrichaft 
Schaumburg „mit Ausſchließung eines jeden Dritten auf Silber- 
Dleis Kupfer» und übrigen Erze und Mineralien, jedoch mit Aus— 
nahme der Eijenfteine, womit bereit3 früherhin Unfere Frau Mutter 
Gnaden »beliehen worden find.” 

Borftehende Diftrict3-Verleihungen dürften ein um ſo ‚höheres 
Intereſſe darbieten, als diejelben die Titel der Berehtigung für den 
bedeutenden Bergbau der Silber und Bleiberggewerkſchaft zu Holz- 
appel im ehemaligen Herzogthum Naſſau bilden. Die Berleidung 
v. %. 1816 erjcheint als ein Beiſpiel einer Diftrict3-Verleihung, 
melde Seitens eines Privatregal-Inhabers ertheilt worden ift. 

Dur Urkunde d. d. Schloß Blankenheim ‚den 14. Mai 1687 
gibt Graf Salentin Ernft von Manderſcheid und Blankenheim, 
Freiherr zu Junderath die Conceffion zur Anlage eines Eijenhüt- 
tenwerkes „auf der Kyll in der Neichsfreien Herrſchaft Junckerath 
mit einer Diftrict3-Verleihung auf den Gifenfteinbergbau in der 
Graf: und Herrſchaft.“ 

(Annalen des hiſtoriſchen Vereines für den Niederrhein 1862. 

©. 135 11. 12. Heft.) 

Der Gräfenbadher Eifenhütte (Regierungsbezirt Coblenz) war 
bereit3 durch Urkunde des Pfalzgrafen Johann Wilhelm bei Rhein 
d. d. Heidelberg den 2. Juni 1712 und dur Urkunde des Pfalz— 
grafen Philipp bei Rhein d. d. Mannheim den 5. September 1720 
eine Diſtricts-Verleihung auf Eifenerze ertheilt. In der Urfunde 
des Pialzgrafen Carl Theodor bei Rhein d. d. Mannheim den 
11. Februar 1762 über das „Eijen- Berg: Hammer- und Hütten- 
werf im Soonwald, Oberamt Kreutznach“ heißt es: 

„Soll in Zufunft Niemand als Ahnen Erbbeftändern verwil— 
figt und erlaubt fein, nad Bergwerfsreht und Gewohnheit in jo- 
thanem Soonwald, Kreutznacher Diftricet und ganzer Oberamts aller 
Orten einzufchlagen, Eifenftein und Erz nad) deren Gefallen zu 
Ihürfen, zu juchen, zu graben und das bereit erfundene oder noch 
erfindende ‚Eifenbergwerf mit nöthigen Hammer: und Hüttenwerfen 
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jedod dermaßen zu bauen und dauerhaft einzurichten, damit fie 
Ehre davon haben.“ 

Ein ausſchließliches Recht zur Eifenerz. Gewinnung war dur 
die Pfalzgrafen bei Rhein der Rheinböller-Hütte (Regierungsbezirk 
Trier) im Oberamte Simmern dur Urkunden vom 16. November 
1740 und 7. November 1762 ertheilt. 

“ Das gleihe Recht beſaß laut Belehnungen vom 14. December 
1740 und 29. Augujt 1769 im ganzen Oberamt Stromberg die 
Stromberger Eijenhütte (Regierungsbezirk Coblenz). 
| Die Rheingrafen Salm hatten durch Urkunden v. J. 1752, 
1753, 1758, 1772, 1773 die Asbacher Eiſenhütte (Regierungsbezirk 
Trier) mit dem ausſchließlichen Rechte zur EiſenerzGewinnung im 
Amte Wildenburg belieben. 

Am 7. Auguft 1741 ertheilt Ehurfürft Ernft Auguft von Köln, 
Fürſtbiſchof zu Münfter einer Societät der Münſterſchen Salzwerke 
zu Bentlage, Rodenberg und Bevergern das ausjchliekliche Recht 
zur Auffuchung und Ausbeutung von Soolquellen im ganzen Münfter- 
ſchen Gebiete. 

Dur Urkunde vom 1. Mai 1783 gewährt Maria Anna Gräfin 
bon der Leyen ala Wormünderin ihres Sohnes eine Diſtricts-Ver— 
leihung in dem Bezirke Rildingen (bei Saarbrüden) „auf Salze, 
Salzquellen und alle Mineralien“, ebenfo in der Baronie Wülfer- 
ding „auf Salze, Salzquellen und alle Mineralien“. 

Das Gräfl. Wied-Runfelihe Berg: und Forſt-Amt zu Dierdorf 
(Bezirk der Naſſau-Katzenelnb. Berg-Ordnung vd. 9. 1559) belchnt 
dur Urkunde vom 8. März 1773 das Eijenwerf zu Raubach und 
Reichenftein mit dem Diſtricte auf den Reichenfteiner Berg. 

„Und vorgedadyt Ihre hochgräfl. Gnaden diefem Gefuche derges 
ftalt in Gnaden deferirt haben, daß die Erbbelehnung vorberegter- 
maßen auf alle Mineralien und Metalle, edle und unedle Gänge, 
Pläge und Geichiebe Ihnen ertheilt und ausgefertigt, mithin Ihnen 
und ſonſt Niemand erlaubt fein jolle, hierauf Schächte zu ſenken, 
Röſchen, Verſuch- und tiefe Erbftollen zu treiben und was es nad) 
Bergwerks-Brauch erfinnen und erdenten kann, die Erze und Mi— 
neralien zu eröffnen und an den Tag zu bringen.“ 

Daſſelbe Bergamt ertheilt am 15. September 1793 an die Be— 
figer der Raubacher Eijenhütte die Diſtricts-Verleihung Prangen- 
berg in allen den Bezirken, in melden die Gemeinden Elgert, Haus 
roth und Woldert holzungsberedtigt find. 
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Eine ähnliche Diftrict3-Verleihung gewährte am 1. November 
1808 das Fürftl. Wiedſche Berg: und Forſt-Amt zu Neumied auf 
die Gegend von Girmſcheid. 

Durch Urkunde d. d. Eoblenz den 23. Januar 1791 verlieh 
Maria Kunigunde, Fürftin und Abtiffin zu Effen, zur Anlegung 
einer Eiſenhütte in der Bauerſchaft Yippern „den in Unferem Hoch— 
ftifte und feinen Zubehörungen bereitS entdedten oder noch zu ent= 
dedenden Gifenerz zu juchen, zu gewinnen und nah Wohlgefallen 
mit Schmelz und Hammer zu benuzen.“ " 

Am 27. Mai 1803 verlieh Friedrih Auguft, Fürft zu Naffau, 
das Eifenerz-Diftrictöfeld Werner bei Bendorf (Regierungsbezirk 
Coblenz). 

Dur Urkunde vom 12. Juni 1809 wurde Seitens der Her— 
zoglich Naſſauiſchen Adminiſtrations-Commiſſion zu Wiesbaden die 
Anxbacher-Gruben-Revier-Belehnung auf Silber: Blei Kupfer: 
erze u. ſ. m. ertheilt (Bezirk der Churkölniſchen Bergordnung). 

Bon befonderem Intereſſe ericheint die nachfolgend wörtlich mit- 
getheilte Diftrict3- Verleihung im Gebiete der Churſächſiſchen 
Bergordnung auf wichtige Eifenerzgänge, durch welche von dem 
bergordnung3mäßigen Yängenfelde ganz abgejehen und ein das ge= 
meinrechtliche Geviertfeld erheblich überfchreitendes, ungemeffenes Feld, 
(d. h. ein Feld ohne Fundgrube und Maßen) gewährt wird. 

„Die Gemwerkfchaften der beiden Eifenhütten im Amt Friedewald, 
namentlich der Biersdorfer und Niederndreisbadher, beſitzen zwar 
nun jeit 30 Jahren iure emtionis die vorzüglichiten vier Eijen- 
jteingruben, als Dligsfaute, Meiersberg, Baſſel und Xeihe, wovon 
nachhero die drei erjten in Oberſte und Unterſte, die legte aber in 
Alte und Neue eingetheilet worden. Da ſich aber öftere Zwiſtig— 
feiten wegen der Markſcheiden und dem Streidhen dann der Vierung 
folder Gänge ereignen und diejelben nicht jelten den Gewerkichaften 
viele Umftände und Koften verurſacht haben, jo ftunden diefe am 
24. Nanuar a. p. darum beim Bergamt an, daß man ihnen ein 
geviertes Feld, worinnen obige Gruben eingeſchloſſen lägen verleihen 
möge, und dad zwar um jo eher, weil gegenwärtig fein Jüngerer 
im Felde, auch ſonſt kein bekanntes Hindernig im Wege, vorbenannte 
Gruben aber alle in einer Gegend und beifammen gelegen jeien. 

Bon Bergamtswegen hat man diefes Angeben für wahr, und 
das gewerkſchaftliche Geſuch für billig und zwedmäßig erfunden, da- 
hero aud ohne Anftand Serenissimi Nostri Hochfürſtlichen Durd)- 
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(aucht, nachdem vorher durd) den Markicheider Stein in Gegenwart 
des Bergbeamten vorbenannte Gruben nebſt der dafigen Gegend 
aufgenommen und in einem recdhtwinklichten Riß gebracht worden, 
die unterthänigite Anzeige davon gemadt, und hierauf die gnädigſte 
landesherrliche Conceifion sub dato Ouolzbach 14 mens. praet. 
dazu erhalten. 
Diefer gemäß wird denn hiermit Eingangs bemeldeten beiden 
Gewerkſchaften die Belehnung auf das vom Marficheider Stein auf: 
—gemeſſene und aufgezeichnete vieredigte Feld 340 Lachter lang und 
85 Lachter breit, jowie auf alle darin gelegene alte und neue Gru— 
ben, Schädhte, Halden, Pingen, Stollen, unverjchürfte Gänge und 
Trümmer aljo und dergeftalten ertheifet, daß 

1. fie diejes große Feld, jo viel möglich und mit Nußen geſchehen 
fann, belegen, die Gruben jederzeit in gutem Stand und bau= 
lichen Wejen erhalten, auch bergmännifch betreiben ; 

2. den berrichaftlihen Verordnungen in allen Stüden nadleben, 
und den Anmeifungen des Bergamts die Tchuldige Folge leilten ; 

3. den landesherrlichen Zehnten von allen gewinnenden Mine: 
ralien getreulich angeben und entrichten, auch feine dergleichen 
ohne höchſte Konceffion außer Yandes verführen oder abgehen 
laſſen; 

4. zu mehrerer Sicherheit ohne bergamtliche Erlaubniß keine 
andere als inländiſche Steiger und Arbeiter beſtellen; 

5. insbeſondere jedermann, der ihnen dazu tauglich ſcheint, in 
dem verliehenen Feld Eiſenſtein zu ſuchen, frei geben, alsdann 
aber, wenn deſſen gefunden wird, dem Finder, im Fall es im 
alten Mann wäre, ihn nach Billigkeit bezahlen, und ſofern es 
ein neuer Gang oder Trumm ſein ſollte, für deſſen nothwen— 
dige Abtretung 1 oder 2 Thaler Fundgeld geben, auch zu 
dem Endzweck alljährlich ein gewiſſes geringes Quantum aus— 
ſetzen und dieſes zum Suchen beſtimmen; 

6. alle außer dem viereckigten Feld liegenden Stollen, als beſon— 
ders den Oberſten- und Unterſten- Baſſels- den Ohligkauter— 
und Leiher- auch den bei der Niederndreisbacher Hütte aus— 
gehenden tiefen Stolln nicht nur nach wie vor inne behalten 
und nad Gutfinden, doch bergmännischer Weile gebrauchen, 
jondern aud jo oft und jo viel, ala es ihnen nöthig und 
dienlich jcheinen wird, außer joldem Feld andere Stollen zu 
holen, und Richtſchächte einzufchlagen befugt fein; 
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7. alle dergleihen Stollen nah den Bergrechten anflebende Ge: 
rechtſam und Vortheile jederzeit genießen und überhaupt die 
Gewerten zuftehende Befugniffe und Vorrechte zu exerciren un= 
gehindert jein, dagegen aber 

8. alle vorbejchriebenen Bedingungen und Auflagen genaueſt 
erfüllen ; 

9. ſich das verliehene vieredigte Feld demnächftens gehörig ver- 
lochſteinigen, und darnad alljährlich durch den Refiergefchwor- 
nen, die beiden zeitlichen Hüttenjchulzen und den gewerkſchaft— 
lichen Redhnungsführer, welche dazu vermög ihrer Pflichten 
und ohnentgeltlich verbunden jind, vifitiren laſſen, endlich und 

10. aber überhaupt und in allen vorfommenden Fällen fich fo, wie 
es redlihen und ehrliebenden Gewerken eignet und geziemet, 
verhalten follen. 

Diefem allem zu mehrerer Urkund ift jolches dem Beftätigungs- 
buch injeriret und ein völlig gleichlautender Lehnbrief in forma 
ausgefertigt, auch mittelft des beigedrudten biefigen Bergamtsinſie— 
gel3 gewöhnlichermaſen confirmiret, ſonach aber den Gewerkſchaften 
eingehändigt worden.“ 

So gefchehen Kirchen, den 9. Februar 1792. 

Hochfürfilih Brandenburg Sainiſches Bergamt. 
(ge3.) 2. W. Cramer, Bergrath. 

Dem vorjtehenden Verfahren entipricht es ganz, wenn dem alt= 
berühmten, bereit3 1313 erwähnten Bergwerke Stahlberg bei Siegen 
in Folge Königl. Kabinet3-Ordre ein Geviertfeld ohne Yundgrube 
und Maßen von mehr ala 250,000 Quadratlachtern nachträglich 
verliehen wurde. 

An Stelle von acht gejtredten Feldern erhält auf Grund König. 
Kabinet3-Ordre vom 7. Juni 1843 der gleichfalls altberühmte Wild- 
berg und Heidberg ein erhebliches Geviertfeld ohne Fundgrube und 
Maßen mit ewiger Teufe verliehen. 

Das alte Bleis und Kupfererz-Bergwerk Gonderbadh wurde in 
Folge Königl. Kabinet3-Ordre vom 29. Dutober 1855 ſtatt mehrerer 
geftredter Felder mit einen Gevierifelde von mehr als 1 Million 
Quadratlachter ohne Fundgrube und Maßen verliehen. 

Dur Urkunde vom 6. October 1841 verlieh Friedrih Günther 
Fürſt zu Schwarzburg J. Meyer’3 Grubenrevier bei Könitz, das 
jogen. öftliche Revier und den jogen. Higrig zum Bergbau auf 
„ale Metalle und Mineralien“ u. ſ. mw. 
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Weitere Beifpiele würden fich zahlreich beibringen laſſen). Der 
freierflärte Bergbau hat fih nad) dem Borftehenden als ein recht- 
fies Hinderniß zur Ertheilung von Diftrict3-Verleihungen nicht 
erwieſen. Es ift auch aus den Beifpielen, welche jih zum Theil 
gerade auf die bedeutenditen Erzgänge in Deutihland und Preußen 
beziehen, erfichtlich, daß die Art des Mineral-Vorkommens, alfo die 
Natur der Lagerftätte als Gang, Yager, Net, bei der Grtheilung 
von Diftrictö-Verleihbungen und Berleifung ungemefjener Felder 
ohne Fundgrube und Maßen eine vollfommen gleihgültige ift. Voll: 
ſtändig dedend mit der Frage über die Rechtsgültigkeit der Diſtricts— 
Berleihungen ift übrigens diejenige über die Rechtsgültigkeit ſolcher 
Verleihungen, bei welchen der Verleibende die im Bergrecht vorge: 
ihriebene Vermeſſungsart dur eine andere erjeßt, alſo beiſpiels- 
weife ein gepiertes Feld verleiht, wo das Geſetz für die regelmäßige 
Verleihung ein gejtredtes Feld vorgeſchrieben hat. In dem einen 
Tall ift die bergordnungsmäßige Größe des Feldes überjchritten, in 
dem anderen die bergordnungsmäßig vorgejchriebene Feldes-Ver— 
meſſung nicht beadhtet. Hervorragende Beiſpiele für das letztere, 
ebenfalla rechtsgültige Verfahren des Regal-Inhabers find oben 
angeführt. 

Daß in Preußen das Geſetz vom 1. Juli 1821 feine Entſchei— 
dung der vorliegenden Rechtsfrage enthält, dürfte ohne Weiteres klar 
fein. Die Vorſchriften jenes Geſetzes ftehen mit den Vorſchriften 
der Bergordnungen über die yeldesgrößen ganz auf gleicher Linie. 
Hat der Regal-Inhaber das Recht gehabt, bei nicht entgegenftehenden 
Rechten Dritter im Wege der Gnade oder des Privilegiums Ichtere 
außer Betracht zu laſſen, jo ift dies auch bei erfteren der Fall. 
Ueber die Rechtsauffaſſung des Regal-Inhabers gerade in dieſer 
Beziehung laffen einzelne der obigen Beifpiele feinen Zweifel übrig. 

Nah den Bergordnungen war der Negal-nhaber unter be= 
fimmten Borausfegungen verpflichtet, die Verleihung nad 
Maßgabe der Bergordnung zu ertheilen, nicht aber anderer- 
ſeits behindert, über jene Vorjchriften hinaus oder auch ohne Be— 
achtung derfelben beim Mangel entgegenftehender Rechte Dritter im 
Wege des Privilegiums zu verfügen (vergl. ©. 11 ff. der oben er- 
wähnten Schrift über die Rechtsgültigkeit der Diftrict3-Berleihungen). 

Das neue Berggeſetz hat in diefem Punkte, wie in jo vielen 


1) Bergl. Hafe, Kommentar ©. 429 zu $. 85. 
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anderen, durch die SS. 1 und 2 eine den Rechtsanſchauungen der 
Gegenwart entiprechende, alle Willtühr ausichliegende Aenderung 
des früheren Rechtözuftandes zum Segen des Bergbaue3 vorgenom— 
men. Die Reform war möglich, weil das Berggeſetz einen Rechts— 
anfprud auf Felder von angemeffener Größe fihert, To dak nicht 
wie vordem das Privilegium und die Gnadenverleihung den durch 
die Berggefeße gewährten, für viele Fälle ungenügenden Rechtsan— 
ſpruch zu ergänzen und zu erjeßen hat. Das Recht iſt auch hier 
an die Stelle der Billigfeit und Gnade getreten. 


Das oben erwähnte Urtheil des Ober-Tribunal3 vom 23. März 
1866 lautet, joweit die Entſcheidungs-Gründe hier intereffiren: 

I. „Implorant ift der Meinung, die Annahme, daß die Urkunde 
vom 14. November 1810 eine Diftrict3-Verleihung enthalte, habe 
nothwendig dahin führen müffen, nah dem Slageantrage zu erken— 
nen, indem da3 Document al3 Diftrict3-BVerleihung in jeder Be— 
ziehung ungültig ſei. Cr rügt hierbei nicht nur Verſtöße gegen 
verfchiedene Vorſchriften der Hülich-Vergiihen VBergordnung vom 
21. März 1719, jowie der beiden General-Edicte vom 10. März und 
16. November 1752 und gegen drei formulirte Rechtsgrundjäße, ſon— 
dern aud eine Actenmwidrigfeit nad $. 10b der Verordnung bom 
14. December 1833, eine Verlegung des $. 28 TH. I Tit. 13 der 
Ulg. Gericht3ordnung, ein Verfennen der Natur und des mejent- 
lihen Characters der Special- und Diftrict3-Verleihungen und einen 
Verſtoß gegen die Grundſätze von der Freierflärung des Bergbaues. 

Diefe Vorwürfe find nicht begründet. 

Was zubörderjt das behauptete Verfennen der Natur und des 
weſentlichen Characters der Special und Diſtricts-Verleihungen be— 
trifft, ſo enthalten die Geſetze keine Begriffsbeſtimmung derſelben. 
Die Bergordnung vom 21. März 1719 ſpricht davon nicht und das 
Allgemeine Landrecht handelt in den 88. 106 ff. Th. II Tit. 16 nur 
von dem Falle, wenn das Bergregal in einem gewiſſen Diſtricte oder 
auf ein beſtimmtes Object von Privatperſonen und Communen be— 
ſeſſen wird. In der Achenbach'ſchen Schrift über die Rechtsgültigkeit 
der Diſtricts-Verleihungen in Preußen, welche vom Kläger vielfach 
in Bezug genommen worden, wird ausgeführt, daß bei der Frei— 
erklärung des Bergbaues neben den durch Fund und Muthung 
begründeten Rechten auf eine Fundgrube und beſtimmte Maßen dem 
Staate auch das Recht zuſtehe, in einem bisher bergfreien Diſtricte 
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einen Privaten mit dem Rechte zur Mineralgewinnung ohne Rüd- 
ficht auf die ſonſt für die Bergbauberedhtigung vorgeſchriebenen 
räumlihen Grenzen zu beleihen. Er betrachtet dieſes als einen 
Ausfluß des dem Staate zuftchenden Occupationsrechts, vermöge 
defjen er derartige Berleihungen ebenjo ertheilen könne, wie es ihn 
freiftehe, in einem bisher freien Diftricte eigenen Bergbau zu treiben, 
und führt aus, daß diefe aus dem Weſen des Bergregals entwidelte 
Zuläffigfeit der Diftrict3-Verleihung neben der Freierklärung des 
Bergbaues auch mit den Meinungen der Rechtölehrer übereinftimme, 
Seite 13 ff. der gedachten Schrift. Das MWefen einer Diftrict3-Ver- 
(eihung befteht hiernach hauptjählih darin, daß das dadurch ver- 
liehene Recht ohne Rückſicht auf die gejeßlihen Beitimmungen über 
die Größe der zu verleihenden Felder einen beftimmten Diſtrict oder 
ein bejtimmtes Revier umfaßt. In Uebereinjtimmung hiermit ver- 
ordnet das Generaledict, betreffend die Entrichtung der Quatember- 
und Friſtgelder vom 10. März 1752 (Braffert’3 Bergordnung 
©. 103 ff.): 

Imo. jollen diejenigen alten Gewerkſchaften und Eigenlöhner, welche 
dato wirflih auf Quedjilber über das ganze Bergifche Land, 
oder auf alle andere Metalle und Mineralien 
über einen Bezirk von etliden Stunden, oder 
jonft mit einem fleinern oder größeren Diftrict 
und Revier bejtätigt jind oder darüber landes— 
herrliche Belehnung yanen, joviel Reichsorth ent— 
richten ꝛc. ꝛc. 

Vergleicht man hiermit dasjenige, was über den Inhalt der in 
Rede ſtehenden Conceſſion feſtgeſtellt iſt und was namentlich der Ap- 
pellationsrichter darüber ſagt, daß darin eine Diſtricts-Verleihung 
enthalten ſei, ſo ergiebt ſich die gerügte Verlennung des Weſens 
und des rechtlichen Characters einer Diſtricts-Verleihung als völlig 
grundlos. Die gedachte Urkunde, beſtehend aus dem Belehnungs— 
geſuch und der auf demſelben ertheilten Belehnung, befindet ſich in 
beglaubigter Abſchrift Fol. 4 der Berechtſamsacten von C.; fie iſt 
ferner aufgenommen in die bergamtliche Verhandlung vom 17. Fe— 
bruar 1841, und der Richter erſter Inſtanz hat ihren weſentlichen 
Inhalt feſtgeſtellt. Hiernach bezieht ſich die nachgeſuchte und ertheilte 
Belehnung eines Theils auf die Huſtedter Werke, welche in dem 
Geſuch als vor 60 reſp. vor 30 Jahren als verlaſſen bezeichnet 
werden, andern Theils auf die nach Oſten bis zur Eſſender Grenze 
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fi) vorfindenden Flöße, und wenn der Appellationsrichter hierin 
eine ohne Angabe von Maapen ertheilte Belehnung mit einem ums 
fangreihen nur den Grenzen nach bezeichneten Felde, eine jogen. 
Diſtricts-Verleihung, findet, jo verjtößt diejes weder gegen das Weſen 
und den rehtlihen Character einer Diftrict3-Verleihung und die 
Grundſätze von der Freierflärung des Bergbaued, noch gegen den 
wörtlihen Anhalt der gedadhten Urkunde. 

Implorant hebt hervor: 
in Anjehung der öftlih von der Huſtadt bis zur Efjender Grenze 
zu entdedenden Flötze fehle jede Bezeihnung der Nord- und Süd— 
grenze des Dijtricts. 

Allein eine jolhe mangelhafte Begrenzung des Diſtricts jchliept 
den Begriff einer Dijtrict3-Verleihung, wie er oben entwickelt ift, 
nicht aus, characterifirt vielmehr nur die in Rede jtehende Verleihung 
als eine in Beziehung auf die Angabe ihrer Grenzen mangelhafte 
und kann niemal3 Veranlaſſung jein, daS Recht des Beliehenen in— 
nerhalb der aus der Belehnung erfennbaren Grenzen einem Muther 
gegenüber, der fih auf einen eine lange Reihe von Jahren nachher 
gemachten Fund gründet, für rechtsungültig zu erachten. Der vom 
Imploranten sub 8 formulirte Rechtsgrundſatz: 

Beim Verlangen und beim Grtheilen einer Diſtricts-Verleihung 
müſſen deren jämmtliche Grenzen nad allen Seiten Hin deutlich 
durch Bezeihnung beftimmter fejter Punkte auf der Erdoberfläche 
angegeben werden, 

fann injofern nicht für richtig erachtet werden, al3 au3 der mangel= 
haften Bezeihnung einer oder einiger Grenzen auch die Ungültigfeit, 
deſſen hergeleitet wird, was aus der Urfunde deutlich erfenubar ift. 

Die als verlegt bezeichneten Vorſchriften der Jülich-Bergiſchen 
Bergordnung $$.4, 5, 6, 11 und 22 enthalten iur VBorjchriften über 
gewöhnliche bergrehtliche Verleihungen und es ergiebt ſich daraus 
nichts über die Befugniß zu Diſtricts-Verleihungen und die Art 
ihrer Ertheilung, weshalb auch nicht angenommen werden fann, daß 
der Appellationsrichter gegen diejelben verſtoßen habe. Daſſelbe gilt 
von den als verlegt bezeichneten Art. 1 und 2 des Generaledicts 
vom 10. März 1752 und 'Art. 2 und 3 des Generaledictd dom 
16. Noveritber 1752 (Braffert’3 Bergordnungen ©. 804 und 811). 
Das letztgedachte Edict enthält im Eingang die Beltimmung: 

Gleich wie Wir in reifliche Erwägung gezogen, dab die Belehn- 
oder vielmehr Beftätigungen deren auf Fundgruben und Maapen 
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eingelegten Muthungen actus iustitiae jeind, mithin zur erfterer 

berggerihtlihen Inſtanz gehören, 
und giebt damit deutlich zu ertennen, daß es ſich nicht auf Diftrict3- 
Verleidungen in dem oben entwidelten Sinne beziehe. Man kann 
dem Imploranten einräumen, daß die Diftrict3-Berleihung eine höchſt 
außergewöhnliche Art der Ausübung des Bergregals und eine Gna— 
denjache des Bergherrn jei, daß daher die Befugniß zur Ertheilung 
einer ſolchen nicht ohne Weiteres den gewöhnlichen Bergbehörden 
zugefchrieben werden könne. Ob aber in einem gegebenen Falle ein 
Beamter, der eine ſolche Beleihung ertheilt hat, dazu für befugt zu 
erachten, ijt nad) den bejondern Umſtänden dieſes Falles zu beur— 
theilen.. Im vorliegenden Falle handelt e3 ſich um eine in der 
Herrihaft Broich ertheilte Belehnung, in welcher nad) der Ausfüh- 
rung des Appellationsrichter damals der Yandgräfin von Heilen 
das Bergmwerksregal zuitand. Die Urkunde ift ausgeitellt von einem 
Hofratd Müller, der damals Borftand der Bergverwaltung war und, 
wie der Appellationsrichter ferner als feititehend annimmt, zugleich 
al3 Bergrichter fungirte. Der Appellationsrichter jagt demnächſt: 

„Es iſt nun, wie auch das Ober-Tribunal in dem Erfenntnifje 
vom 8. Juli 1853 ausführt, anzunehmen, daß Müller in der ange— 
gebenen amtlihen Stellung zur Ertheilung von Belehnungen und 
Ausjtellung der BelehnungssUrfunden berufen war, welche Annahme 
nit nur durch den Zuſatz „von Bergverwaltungswegen“, jondern 
auch durd das Atteſt des Berggericht3-Secretairs, wonad eine Ab- 
ichrift der Goncejfion in das Bergverhörs-Protocoll gelegt worden, 
unterftüßt wird, mas gewiß nicht gejchehen wäre, wenn ein Unbe— 
rufener die Gonceifion ausgeftellt hätte. Bei diefer Sachlage hätte 
Kläger Umftände angeben und beweijen müſſen, aus welchen jid) die 
Nichtberechtigung des Müller zur Ausftellung der Conceſſions-Urkunde 
folgern ließe.“ 

Meiterhin jagt der Appellationsrihter: 

„Die weitere Frage, ob eine Urkunde über eine Diſtricts-Ver— 
feihung vom Inhaber des Regals perjönlich unterzeichnet fein müſſe, 
ift zu verneinen, da nicht einzufehen ift, warum die für Ertheilung 
der Belehnungen überhaupt beitellten Beamten und Behörden hierzu 
nicht befugt jein jollten, jo lange feine Specialvorſchrift fie für dazu 
nicht berechtigt erklärt. Eine jolche Vorſchrift it aber vom Kläger 
nicht bewiejen. Die Diſtricts-Verleihung ift immer nur ein Ausfluß 
der Ausübung des Bergregald. Wer mit dieſer Ausübung — mit 
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der Bergverwaltung — überhaupt betraut ift, der muß auch zur 
Srtheilung von Diftriet3-Verleihungen für ermächtigt erachtet werden.“ 

Der legte Ausspruch — ganz allgemein aufgefaßt — ift bedenklich, 
indeß muß derjelbe mit dem Vorhergehenden in Verbindung gebracht 
und dahin aufgefaßt werden, dak nad) den vorliegenden thatjächlichen 
Umftänden fein Grund vorhanden fei, die Befugniß des Müller zur 
Ausstellung der in Rede ftehenden Urkunde zu bezweifeln. Sp auf- 
gefaßt find die behaupteten rechtägrundjäglichen Verſtöße nicht be— 
gründet. 

Die Ermädtigung der mit der Bergverwaltung betrauten Be— 
hörde zur Ertheilung von Bezirksverleihungen braucht nicht gerade 
dur Gejeß ausgeiproden zu ſein; es muß für genügend erachtet 
werden, wenn nur nachgewieſen oder doch anzunehmen iſt, daß eine 
derartige Beleihung mit Bewilligung de3 Inhabers des Bergregals 
erlafjen iſt. Hiermit jtimmt die Ausführung in der jchon gedachten 
Achenbach'ſchen Schrift überein, worin mit Bezug auf zwei Habinets- 
Ordres vom 1. September 1842 und 12. Auguſt 1854, welche nicht 
durd) die Geſetzſammlung publicirt find, ausgeführt wird, daß nad 
denjelben die Prüfung von Geſuchen um Diftrict3-Verleihung, ſowie 
die Verleifung von Diftrictsfeldern derjenigen Behörde übertragen 
ift, welche ſonſt Verleihungen nach der beftehenden Verfafjung extheilt; 
Seite 29 und 30 der gedachten Schrift. Am vorliegenden. Falle ift 
die in Rede ftehende Goncejfion von dem Vorſtande der Bergverwal— 
tung ertheilt worden. Es conjtirt nicht, daß damals die Befugniß 
des Ausſtellers zur Ertheilung folder Verleihungen in Zmeifel ge= 
zogen worden und, wie Kläger jelbft in der lage anführt und wie 
aud) der Appellationsrichter fejtitellt, ijt die Eintragung der Berecht— 
jame von ©. im Jahre 1819 in das Berggegenbud erfolgt. Die 
ihon oben erwähnte Stelle im Art. 1 des Generaledict3 vom 10. März 
1752 ſpricht von alten Gewerkjchaften, die über einen Bezirk von 
etlichen Stunden oder jonften mit einem kleinern oder größern Di- 
jtricte und Revier beftätigt jind oder landesherrliche Belehnung er— 
halten haben, deutet aljo darauf hin, daß wenigſtens in früherer 
Zeit auch ohne landesherrliche Belehnung dergleichen Diftricte oder 
Reviere verliehen worden. Auch muß man nad den eigenen Anfüh- 
rungen des Klägers, die freilich der Appellationsrichter nicht bejon- 
ders feititellt, annehmen, dag Müller in Bergwerfangelegenheiten 
unter der Landgräfin faſt allmächtig geweſen, und daß, wenn er 
auf die Belehnungsgejude feinen Entſchluß notirt gehabt, es ohne 


Achenbach: Ueber Diftrict3-Verleihungen. 401 


Beiſpiel geweſen, daß die Landgräfin die Belehnung verjagt habe. 
“ Wenn nah allem diefem der Appellationsrichter der Meinung ift: 
Kläger hätte Umftände angeben und beweifen müſſen, aus melchen 
ih die Nichtberehtigung des Müller zur Ausftellung der Con— 
ceſſionsurkunde folgern ließe, 
jo beruht dies in einer Würdigung thatſächlicher Verhältniffe, die 
weder einen Berjtoß gegen $.28 Th. I Tit. 13 'der Allg. Gericht3- 
ordnung, noch gegen die als verlegt bezeichneten Vorſchriften und 
formulirten Rechtsgrundjäße enthält. Was namentlich die formu— 
lirten Rechtsgrundjäge betrifft, jo ift der sub A ſchon oben gewürdigt. 
Der sub «: 

Jede Diſtrictsbelehnung jebt einen ausdrücklich auf ſolche 
Belehnung gerichteten Antrag voraus und muß in der Verleihungs- 
urfunde jpeciell al3 ſolche Verleihung bezeichnet jein, 

fann nur injofern als rihtig anerfannt werden, als ſowohl aus 
dem Verleihungsgeſuche als auch aus der Verleihung hervorgehen 
muß, daß ſie ohne Rüdficht auf die gejeglichen Beftimmungen über 
die Größe der zu derleihenden Felder nad) Yundgruben und Maaßen 
_ ein ausgedehnteres Revier zum Gegenitande Habe, was aber, tie 
oben dargethan worden, hier auch der Fall ift. 

Der sub y formulirte Rehtsgrundjag : 

Nur der Landesherr (Bergherr) kann Diſtricts-Verleihungen 
vornehmen. Diejelben gehören nit zur Gompetenz der Berg- 
behörden als jolchen, | 

fann nad der obigen Ausführung in feiner Allgemeinheit nicht für 
richtig erachtet werden, vielmehr muß es der Beurtheilung in jedem 
einzelnen alle überlaffen bleiben, ob nad) Maßgabe der vorliegen- 
den Thatjahen anzunehmen jei, daß ji die Ermächtigung der 
Bergverwaltungsbehörde auch auf Diftrict3-Verleihungen erftrede. 
Im vorliegenden Falle fommt, wie ſchon oben angedeutet wor— 
den, noch bejonders in Betracht, daß e3 ih um eine bereits im 
Jahre 1810 zur Zeit der Fremdherrſchaft ertheilte Conceſſion han— 
delt, daß, wie in der Natur der Sadıe liegt, es jehr ſchwierig iſt, 
den Umfang der amtlichen Befugniſſe des Beamten, der die Con— 
cejfion erteilt Hat, jegt noch genau feitzuftellen, daß, nachdem die 
Herrſchaft Broich unter Preußische Landeshoheit gefommen, die durch 
die Conceſſion verliehenen Rechte in das Berggegenbudh eingetragen 
worden, und daß diefe Nechte jet auf Grund einer Muthung an— 
gefochten werden, die erft im Jahre 1859, alfo 49 Jahre nad) er- 
Zeitihr. f. Bergrecht. Band VIII, 3. 26 
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theilter Conceſſion, eingelegt worden. Wenn unter dieſen Umſtän— 
den der Appellationsrichter vom Kläger den Nachweis von Umſtänden 
fordert, aus denen ſich die Nichtberechtigung des Müller zur Aus— 
ſtellung der Conceſſions-Urkunde folgern ließe, ſo enthält dieſes, wie 
wiederholt bemerkt wird, nicht die gerügten rechtsgrundſätzlichen 
Verſtöße. 

Hiernach find die sub I enthaltenen Angriffe unbegründet. 

Es folgt daraus aber auch der Ungrund der sub II enthalte- 
nen Rüge einer unrichtigen Anwendung des Grundſatzes: legalia 
praesumuntur und eine3 Verſtoßes gegen 8.28 Ih. I Tit. 13 der 
Allg. Gerihtsordnung. Implorant hebt hier, um die Nichtanwendung 
jenes Grundſatzes zu zeigen, noch bejonders hervor: 

dab die Conceſſion in mwejentlihen Punkten Züden enthalte, offen- 
bar leihtjinnig und oberflählid verfaßt jei und daß derjelben 
nicht einmal ein Amtsſiegel beigedrüdt jei. 

Allein die mangelhafte Faſſung derjelben, worunter anjcheinend 
hauptſächlich die nicht vollftändige Bezeihnung der Örenzen des ver- 
liehenen Diſtricts gemeint ift, fann nad der. obigen Ausführung 
fein Grund fein, die ganze Goncejfion und zwar auch hinſichtlich 
der darin enthaltenen klaren Beitimmungen für ungültig zu erachten, 
und der nicht erfolgten Beidrüdung eines Amtsſiegels fann um jo 
weniger entjcheidendes Gewicht beigelegt werden, als es ſich um die 
Ausübung von amtlichen Functionen in einer Herrichaft handelt, 
deren Seelenzahl auf 12,036 angegeben iſt und in welder die 
amtlihen Befugniffe und die Unterjehrift des Vorſtandes der Berg: 
verwaltung wohl hinlänglid bekannt gemwejen jein mögen.“ — 


Bergrechtliche Zuftände 
im Fürftenthum Waldek und Pyrmont. 
Bon Braffert. 


Nach dem zwiichen Preußen und Walded-Pyrmont abgeſchloſſe— 
nen jogenannten Acceſſions-Vertrage vom 18. Juli 1867, welcher 
diefem fleinen Fürſtenthume eine ganz eigenthümfiche Stellung in 
der neuelten Entwidelungsgeihichte des deutichen Einigungswerkes 
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angerwiejen hat, wird Preußen, vorausgejeßt, daß der Vertrag die 
vorbehaltene Zuftimmung der beiderjeitigen Qandesvertretungen erhält, 
vom 1. Januar 1868 ab die gefammte innere Verwaltung des Fürften- 
thums übernehmen. ine natürliche Folge hiervon wird die fein, daß 
auch die Gejehgebung in Walded eine den Preußiſchen Verhältniffen 
möglihft entſprechende Entwidelung nimmt und jich an die in Preußen 
beftehenden Rechtsvorſchriften namentlih da anjchliekt, wo lebtere 
wirklich Tegislative Fortſchritte erkennen laffen. Es dürfte demnach 
au der Zeitpunkt nicht mehr fern liegen, wo das Preußiſche Berg— 
gejeg vom 24. Juni 1865 zum Landesgejege für Waldeck gemacht 
wird; denn dort ift das zur Zeit noch geltende Bergrecht nicht min— 
der mangelhaft, wie in den übrigen deutjchen Staaten, welche ſich 
mit einer neuen Berggejeggebung noch im Rückſtande befinden. 

63 lohnt daher wohl der Mühe, in dem gegenwärtigen Augen- 
blide, in welchem das Fürſtenthum Waldeck die politifchen Kreiſe 
mehr als gewöhnlich beichäftigt, auch einen Blick auf die bergrecht- 
fihen Zuftände dieſes Ländchens zu werfen und zuzuſehen, ob der 
dortige Bergbau ſich von der bevorjtehenden engen Verbindung mit 
Preußen ebenfalld Vortheile verſprechen darf!). 

Don großem Belange ift freilich diefer Zweig der induftrielfen 
Thätigkeit nicht; der Bergwerks- Hütten- und Salinenbetrieb, welcher 
auf den 22 QDuadratmeilen des Fürſtenthums Waldeck und der da— 
bon getrennt liegenden Grafſchaft Pyrmont umgeht, nimmt nad) 
feiner Gefjammtproduftion und deren Geldwerth nur eine der legten 
Stellen unter den Zollvereinsftaaten ein. Soweit e3 fi um Ge— 
genftände de3 Bergregals handelt, bejchränft der Bergbau fi) auf 
Eifen- und Kupfererze und außerdem auf Dachſchiefer und Gyps, 
welche ebenfalls zu den regalen Mineralien gerechnet werden, wie 
ſolches befanntlih auch in dein benachbarten Geſetzesbereiche der 
Churkölnischen Bergordnung von 1669 der Fall war. An Eifen- 
ftein befteht fein Mangel, von den größeren Lägerftätten bei Adorf 
(Martenberg, Semmet, Winfenberg) herab bis zu den neſterweiſen 
Borlommen in der Südſpitze des Yandes in der Gegend von Neubau. 
Die auf Eijenftein ertheilten 13. Gonceffionen find indeß größten- 
theild nicht in Betrieb; auch ruht der Bergbau auf Kupfererze 





1) Bei der obigen Darftellung find namentlich die gefälligen Mittheilun: 
gen des Vorftandes des FFürftlichen Bergamts zu Arolfen, Herrn Finanzrath 
Dreves, benugt. 
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(RKupferichiefer) zur Zeit gänzlih. Die nicht betriebenen Felder — 
die jogenannten Rezeßfelder — Icheinen zum Theil nur erworben zu 
jein, um al3 Gegenjtand der Spekulation bei günftiger Gelegenheit 
zum Verkaufe gebracht zu werden. Kine bedeutendere Zukunft fteht 
wohl der Scieferinduftrie bevor, welche ſchon jetzt, beſonders am 
Hahnberge bei Wildungen, viele Arbeiter bejchäftigt und auch bei 
Willingen einen größeren Aufihwung zu nehmen jcheint. Die 
Zahl der Dachſchiefer-Conceſſionen beläuft ſich gegenmärtig auf 17. 
Gewinnung von Gyps findet auf 8 Gruben ftatt. — Die Hüt- 
tenprodufte, welche ſich auf einige kleinere Werke vertheilen, be— 
ſtehen in Roheiſen, Eiſengußwaaren, Stabeiſen und Eiſendraht. 
Auf der Saline Pyrmont wird ein geringes Quantum Kochſalz 
dargeftellt. 

AS allgemeine Grundlage für die Rechtsverhältniife des Berg- 
baues in Walded it das gemeine deutjche Bergrecht anzufehen. Der 
Erlaß eines Berggejeßes wurde jeither nicht für dringlich gehalten, 
weil die hauptſächlichen Erzlagerftätten ſich bereits in feften Händen 
befinden; e& ergingen in neuerer Zeit nur zwei Spezialgefeße bezüglich 
des Bergbaues, nämlich ein Exrpropriationg-Gejeh vom 30. März 1859 
und ein Bergwerfsabgaben-Gejeg dom 30. Dezember 1864, welche 
weiter unten mitgetheilt werden. Aus dem an Bergordnungen 
reichen jechszehnten Jahrhundert befteht zwar noch eine vom 1. Juni 
1580 datirte Bergordnung, diejelbe jeheint indeß niemals allgemeine 
Gültigkeit erlangt zu haben und dient jedenfall3 der neueren Praxis 
nicht mehr zum Anhalten, indem dieſe es vorgezogen hat, ſich nad) 
den anderwärts ausgebildeten Bergredtsgrundjäßen und Bergwerks— 
gebräuchen zu richten. Die Bergordnung ift, joviel befannt, nicht 
im Drude erſchienen; die Dauptausfertigung derſelben, welche ſich 
in der Regiftratur des damaligen Bergamts zu Adorf befand, wurde 
im Nahre 1802 bei einer den ganzen Ort zeritörenden Feuersbrunft 
zugleich mit anderen wichtigen Nachrichten über den Bergbau des 
Landes ein Raub der Flammen. Es jind nur noch zwei jchadhafte 
Handjhriften der Bergordnung vorhanden, welchen Titel und Uns 
terichrift Fehlt, jo daß daraus nicht erjehen werden fann, für welche 
Landestheile und von melden Grafen die Bergordnung erlaflen 
worden iſt. Aus anderweitigen Nachrichten ergiebt ſich indeß, daß 
die Grafen Jofias und Wolrad zu Waldeck diejelbe und zwar für 
die Yandestheile der Wildunger und Eifenberger Linie erlaſſen haben. 

Um den gewohndeitsrechtlihen Normen, nach welchen die Berg: 
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bauangelegenheiten behandelt werden, eine mehr greifbare Geſtalt 
und zugleich einen verbindlichen Charakter für die Betheiligten zu 
geben, pflegen die hauptſächlichſten Rechte und Verbindlichkeiten der 
Bergbauunternehmer in die Schürf- und Muthfcheine, ſowie in die 
Conceſſions-(Verleihungs-Urkunden aufgenommen zu werden. Auf 
diejem Wege läßt fich aber immerhin nur ein bejcheidener Theil der 
den Bergbau betreffenden Rechtsverhältniſſe genügend feititellen, und 
es dürfte daher wohl angezeigt jein, durch ein Berggefeß die ge— 
jammten rechtlichen Beziehungen des Bergbaues zu ordnen und zus 
gleich zeitgemäß fortzubilden. 

Zur Verwaltung des Bergweſens beitand früher ein Bergamt 
in Adorf, zujammengejegt aus einem Berginjpeftor und einem Ge— 
genjchreiber. Diejes Bergamt hatte hauptſächlich die obere Leitung 
des in gewerkichaftlichem Beſitze befindlichen Adorfer Eijenfteinberg- 
werf3 und außerdem aud die Ertheilung der Schürf: und Muth- 
Icheine zu bejorgen und wurde fait ausjchließlid von der dortigen 
Gewerkſchaft jalarirt. Seit dem Jahre 1834 befindet ſich das 
Bergamt in Aroljen und nimmt von dort aus die Gejchäfte der 
Bergbehörde erfter Inſtanz wahr, wozu namentlich die Bearbeitung 
der Schürf- und Muthungsſachen, die Friftungen, die Vornahme 
von Lofalbefihtigungen, die Führung des Gegenbuches, jowie be= 
züglich des Adorfer Bergwerks die Abhaltung der Generalbefahrungen, 
die Feltitellung und Ueberwachung des Betriebsplans und die Revi— 
fion des gewerkſchaftlichen Bergrechnungsweſens gehören. Bejondere 
Revierbeamten find nicht vorhanden. Die Funftionen der oberften 
Bergbehörde, insbejondere auch die Grtheilung der Bergbau-Conces— 
fionen, lagen bi3 zum Jahre 1849 der damaligen Domänen= Yorft- 
und Bergfammer ob und gingen jodann, als damals dieje Behörde 
mit der Regierung vereinigt wurde, auf leßtere und zwar auf deren 
Abteilung für Finanzen über. 

Den neueren Anſchauungen über das Verhältniß der Staats- 
verwaltung zu dem Privatbergbau entiprechend, übt die Bergbehörde 
neuerdings im Weſentlichen nur noch eine polizeiliche Einwirkung 
auf leßteren aus. Fiskalifches Bergwerkseigenthum hat diefelbe nicht 
zu verwalten, da der Staat feine Bergwerke oder Bergwerf3antheile 
mehr befibt. 

Dem Bergregal ift injofern eine ausnahmsmweile Ausdehnung 
gegeben, als daſſelbe, wie ſchon erwähnt, ſich auch auf Dach— 
ihiefer und Gyps erftredt. Die regalen Mineralien fünnen ver— 
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möge der allgemeinen Bergbaufreiheit von Jedermann aufgeſucht 
und unter den bergredhtlihen Bedingungen erworben und ausge— 
beutet werben. 

Don Alters her ift das Schürfweien in Walde ziemlich aus— 
gedehnt gemweien. Bei dem Mangel anderer hinlänglicer Hülfsquellen 
iheint man ſich ſchon frühzeitig nah unterirdiihen Schäßen umge— 
jehen zu haben. Es dürfte wenige Punlte im Lande geben, wo im 
Laufe der Jahrhunderte nicht wiederholt geihürft wäre, felbit an 
jolden Stellen, wo e3 heute niemandem mehr einfallen würde, ein= 
zuſchlagen. Der Glimmer des bunten Sandfteins, der Bafalt, der 
grüne Beichlag, mit weldhem hin und wieder die Abſonderungsflächen 
des Thonſchiefers mehr oder weniger überzogen find, haben mande 
Scürfarbeiten veranlaßt. Ebenſo ift vielfah nach Eifenftein und 
Kohlen gefhürft worden, wo die rothe oder ſchwarze Farbe des 
Zerrains lodte. Selbjt bis auf die neuefte Zeit hat es an desfallſi— 
gen, zum Theil auf das leichtgläubige Publitum berechneten Ber- 
ſuchen nicht gefehlt. Das Schürfen ift in Folge deſſen unter ziemlich 
ausführlide Vorſchriften geitellt worden. 

Wer auf fremdem Grund und Boden Schürfarbeiten ausführen 
will, muß ſich vorher mit einem bergamtlichen Schürficheine verjehen. 
Die Frage, ob der Grundeigenthümer auf eigenem Grund und Bo- 
den ohne Schürfihein ſchürfen darf, ift in Walde noch nicht praf= 
tifch geworden, wird aber vorfommenden Falles bejahend zu beant- 
worten jein. Der Schürfichein wird auf beftimmte Diftrifte oder 
Gemarkungen ertheilt und berechtigt zur Aufſuchung der in demſel— 
ben namhaft gemachten Mineralien, foweit das Feld noch im Freien 
liegt. Ein ausſchließliches Schürfrecht gewährt jedoch der Schürf- 
Ihein nicht, vielmehr können auf eine und diejelbe Gemarkung auch 
anderen Unternehmern Schürfjcheine ertheilt werden; die Unterneh- 
mer find al3dann aber verpflichtet, mit ihren Schürfarbeiten fünfzig 
Lachter von den bereit3 in Angriff genommenen Stellen entfernt zu 
bleiben. Die Gültigkeit des Schürfſcheins dauert ein Jahr. Bor 
Beginn der Arbeiten muß der Unternehmer dem betreffenden Grund— 
befiger Anzeige hiervon machen und fich wegen der Zeit der Aus— 
führung mit demjelben verftändigen. Sollen die Arbeiten in einem 
Walde vorgenommen merden, jo ift die Anzeige dem betreffenden 
Revierförfter zu machen, um die Entfernung des Hinderlichen Ge— 
Hölzes zu veranlaffen. Dem Grundbefiger gebührt volljtändige Ver— 
gütung für allen durh die Schürfarbeiten entftehenden Schaden. 
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Findet eine gütliche Einigung hierüber nicht ftatt, fo ift der Unter— 
nehmer zur Beitellung einer von dem Bergamte zu beftimmenden 
Kaution verpflichtet, worauf alsdann die amtliche Ermittelung und 
Feftitellung der Entihädigungsjumme felbft erfolgt. Die hierauf be- 
züglichen näheren Vorſchriften finden fich in dem — weiter unten im 
Zufammenhange abgedrudten — Gejeße vom 30. März 1859, na— 
mentlih in den 88.1, 4 und 7 dejjelben. Wie fih aus Vorſtehen— 
dem ergiebt, ftimmen die Grundſätze über das Schürfen im Wefent- 
lihen mit den Vorjchriften überein, welche früher auch in Preußen 
galten und namentli in der die Ausfertigung von Schürfſcheinen 
und Muthungen betreffenden Gircular-Berfügung des Handelsmi- 
nifter8 vom 31. März 1852 enthalten waren. 

Wird der Schürfer fündig, jo hat er dem Bergamte alsbald 
mit Beifügung von Fundituffen und unter genauer Bezeichnung der 
Lage des Fundpunktes desfallfige Anzeige zu machen und damit den 
Antrag auf Ertheilung eines Muthſcheins zu verbinden, mit ande= 
ren Worten Muthung einzulegen. Die Muthung, auf melde im 
Allgemeinen die Grundfäße des gemeinen Bergrechts Anwendung 
finden, gewährt einen Rechtsanſpruch auf ein beftimmtes Grubenfeld. 
Die Größe und Begrenzung des begehrten Feldes joll in der Mu— 
thung (dem Muthungsgefuche) jelbit angegeben werden; gejchieht 
dies nicht, jo Hat der Muther nur Anſpruch auf eine Fundgrube 
von 42 Yadhtern in's Quadrat und zwei Maaßen, jede von 28 Lach— 
tern in’3 Quadrat, alſo aufein nad) älterem Bergrechte gebräudhliches 
Feldesmaaß. Der Muther ift aber befugt, ein in der Mutdung 
nach feinen Grenzen genau zu bezeichnendes, größeres Revier und 
zwar bis zur Größe von einer Fundgrube und 1200 Maaßen, jede 
Maaße ebenjo, wie nad) dem Preußiſchen Geſetze vom 1. Juli 1821, 
zu 14 Qachter in’3 Gevierte, zu muthen. Größere als die vorbe- 
zeichneten Reviere jollen nur aus bejonderen Gründen zugeftanden 
werden; eine Marimalgröße ift hierbei nicht vorgejchrieben, jo daß 
derartige Nevierconceffionen wohl als Diſtriktsverleihungen angejehen 
werden müffen, auf deren Gewährung der Muther einen rechtlichen 
Anſpruch nicht erheben kann. Die Begrenzung der Grubenfelder 
erfolgt allgemein durch ſenkrechte Ebenen bis zur ewigen Teufe; 
eine Verleihung nah geftredter oder Längen-Vermeſſung findet 
nicht ftatt. 

Das Alter der Muthung richtet ſich nach dem Zeitpuntte der 
nad) Tag und Stunde erfolgenden bergamtlichen Präſentation; dem 
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erften Finder fteht indeß ein Vorrecht zu, auf welches die gemein- 
rehtlihen Grundjäße zur Anmendung fommen. Liegt der Fund 
im Freien und ift die Muthung auch im Uebrigen rechtsgültig, fo 
wird diejelbe, vorbehaltlich etwaiger Rechte Dritter, von dem Berg— 
amte angenommen und hierüber ein Muthichein ertheilt, welcher 
dem Muther die Befugniß giebt, die gemuthete Zagerftätte belehnungs— 
fähig auszurichten. Zu diefem Behufe wird demjelben eine jech3- 
monatliche Friſt bewilligt, deren Berlängerung nur dann zuläffig 
ift, wenn dad Bergamt fich überzeugt hat, daß die Aufſchlußarbeiten 
zwar gehörig betrieben worden find, die Lagerftätte jedoch wegen 
eingetretener unverjchuldeter Hinderniffe noch nicht belehnungsfähig 
hat ausgerichtet werden fönnen. Das Recht aus der Muthung er— 
liſcht von jelbft, wenn bei Ablauf der bewilligten Aufſchlußfriſt der 
Muther nicht auf Belehnung angetragen Hat. Dem Belehnungsan= 
trage muß, jofern das begehrte Grubenfeld die Größe von einer 
Fundgrube und zwei Maaßen überfteigt, eine bon einem verpflich— 
teten Geometer angefertigte, die Größe und Grenzen des angeſproche— 
nen. Reviere genau nachweifende Harte beigefügt werden. 

Es ift hiernach nicht zu verfennen, dak in Walded, wie für 
das Schürfen, jo auch für die Behandlung der Muthungen in der 
Hauptſache diefelben Grundſätze maßgebend find, melche vor Erlaß 
des Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 auch in Preußen auf Grund 
der ſchon erwähnten Gircular-Verfügung vom 31. März 1852 An— 
wendung fanden. 

Zur unmittelbaren Erwerbung des Bergwerkseigenthums ift 
die Verleihung oder — nad) der in Waldeck üblichen Bezeihnung — 
die Conceſſion erforderlih. Diejelbe wird dem gemeinrechtlichen 
Grundfage gemäß nur unter Vorbehalt der etwaigen Rechte Dritter 
erteilt und gewährt dem Belichenen und deſſen Rechtsnachfolgern 
die Berehtigung, in dem verliehenen Reviere Bergbau auf die in 
der Conceſſionsurkunde namhaft gemachten Mineralien zu treiben 
und die zu diefem Zwecke erforderlichen bergbaulichen Anlagen aus— 
zuführen. Der Conceffionär ift hierbei den bejtehenden oder noch 
ergehenden berggejeglichen Vorſchriften und den bergpolizeilichen An— 
ordnungen unterworfen. Es ergeben fi Hieraus für denjelben 
hauptſächlich die nachſtehenden bergrechtlichen Verpflichtungen: 

Das Bergwerk muß in Betrieb geſetzt und erhalten werden, es 
ſei denn, daß die Bergbehörde wegen eingetretener Betriebshinderniſſe 
Friſtung ertheilt. Als Betriebshinderniſſe, welche eine ſolche Friſtung 
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rechtfertigen fünnen, werden bezeichnet „ungewöhnlicher Wafferzu- 
drang, böje Wetter, zeitraubende Vorkehrungen zur Bejeitigung ein= 
getretener Betriebsftörungen, Mangel an Arbeitern oder Auffichtern, 
Stodung im Abjage der Bergprodufte oder unverhältnigmäßiges 
Sinken der Preiſe derjelben.“ Ueberfteigt das verliehene Gruben 
feld die Größe von einer Fundgrube und zwei Maaken, jo ift der 
Bergwerksbeſitzer verpflichtet, auf den Betrieb jährlich eine gewiſſe 
Summe zu veriwenden, deren Betrag durch die Gonceffionsurfunde 
fejtgejeßt wird und bei einer Feldesgröße von einer Fundgrube und 
1200 Maaßen in der Regel mindejtens 150 Thaler betragen foll. 
Diefe Verwendung hat der Bergwerksbeſitzer am Jahresſchluſſe dem 
Bergamte nachzuweiſen. Wenn fich ergiebt, daß die concejfiongmäßige 
Summe in dem abgelaufenen Jahre nicht vollftändig verwendet ift, 
jo erlifcht die Conceſſion vor jelbft und die Behörde ift ermächtigt, 
über das verliehene Revier zu Gunften Dritter zu verfügen. Zur 
Abwendung diejes jtrengen Präjudizes kann indeß, wenn die oben 
bezeichneten Betriebshinderniffe vorliegen, dem Bergwerksbeſitzer nad): 
gelaffen werden, in dem betreffenden Jahre eine geringere Summe 
auf den Grubenbetrieb zu verwenden. Daß einem ſolchen Betriebs- 
zwange gemwichtige wirthichaftliche Gründe entgegenftehen, bedarf der 
weiteren Darlegung nicht. 

Was den Betrieb jelbft betrifft, jo muß derſelbe, wie die Con— 
ceffionsurfunden vorfchreiben, nad den bei den Generalbefahrungen 
gefaßten Beſchlüſſen nahhaltig, bergmwirthihaftlid und jo geführt 
werden, daß das Grubengebäude in gutem Stande erhalten und 
für gehörige Sicherheit der Arbeiter gejorgt wird. Daß der Betrieb 
nur unter Leitung und Aufficht eines qualifizirten techniſchen Gru— 
benbeamten geführt werden dürfe, ſcheint wenigſtens als generelle 
Verpflichtung nicht ausgefprochen zu jein. Dagegen muß jeder Berg: 
werksbeſitzer Markjcheiderriffe von feinen Grubenbauen auf eigene 
Koften anfertigen und nad den Fortichritten des Baues nachtragen 
laſſen, aud eine Kopie derjelben der Bergbehörde zuitellen. 

Den Mitbetheiligten eines Bergwerks ift die Wahl ihrer Ge— 
ſellſchaftsform überlaffen. Errichten diefelben eine Gewerfſchaft, jo 
hat diefe im Wejentlichen die den Grundjäßen des gemeinen Berg: 
rechts entſprechende Berfaffung mit 128 immobilen Kuren. Durch 
die Gonceffionsurfunden wird indeß ausdrücklich vorgeichrieben, daß 
die Mitglieder der Gewerkſchaft ihre Beſchlüſſe über „die einſchlagen— 
den Angelegenheiten“ nad Stimmenmehrheit zu fallen haben, wobei 
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die Mehrheit nah Kuren beftimmt wird. Zu diefer fpeziellen Vor- 
Ihrift, nad) deren Wortlaut übrigens zwiſchen Beichlüffen über die Ver— 
mwaltung und über die Subftanz nicht unterichieden ift, Scheint die auch 
in Preußen erft durch das jogen. Miteigenthümer-Geſetz vom 12. Mai 
1851 erledigte Zweifelsfrage, was zur Redhtsgültigkeit eines gemerf- 
Ihaftlihen Beichluffes gehöre, Veranlaffung gegeben zu haben. 

In Uebereinftimmung mit dem vorbezeichneten Geſetze ift auch in 
Waldeck den Gewerkſchaften zur Pflicht gemacht, fich der Behörde ge- 
genüber dur einen im Infande „anjäjligen“ Repräfentanten vertreten 
zu lafjen, welcher gehörig bevollmädhtigt und der Behörde namhaft 
gemacht werden muß. 

Jede Uebertragung von Antheilen an einem Bergmwerfe und 
jeder andere Beſitzwechſel ift binnen der nädjiten vier Wochen dem 
Bergamte zum Zwecke der Eintragung oder Umschreibung im Ge— 
genbuche anzuzeigen, widrigenfall3 die Befißveränderung als nicht 
eingetreten betrachtet wird. Das Gegenbud, deſſen Führung dem 
Bergamte obliegt, Hat die Bedeutung eines Bergfatafters, in welchem 
die verliehenen Bergmwerfe mit den jedesmaligen Beligern aufgezeichnet 
werden ; al3 Hypothekenbuch dient dafjelbe nicht, vielmehr erfolgt die 
Eintragung von Hypotheken auf Bergwerkseigenthum bei den Kreis- 
gerichten. | Ä 

Der Berluft des Bergwerkseigenthums tritt, abgejehen von dem 
bereit erwähnten Falle der vorſchriftswidrigen Unterlaſſung des 
Betriebes, aud) dann ein, wenn das — dur $.4 des Geſetzes vom 
30. Dezember 1864 (}. unten) auf Einen Thaler pro Jahr ermäßigte — 
Rezeßgeld für ein Jahr nicht bezahlt worden ift. Der Eigenthums- 
verluft erfolgt in diefen beiden Hauptfällen ipso iure, ohne daß die 
Bergbehörde darauf zu erfennen hat. 

Wird der Betrieb eines Bergmwerfs von dem Unternehmer auf- 
gegeben, jo ift leßterer nad $. 8 des Geſetzes vom 30. März 1859 
(1. unten) verpflichtet, die aus Veranlafjung des Betriebes auf der 
Oberfläche gemadten Anlagen und herbeigeführten Zuftände, ſoweit 
dies polizeilich erforderlich erjcheint, wieder zu befeitigen. 

Das Knappſchaftsweſen ijt bis jetzt geieglich nicht geordnet ; 
auch enthalten die Goncejfionsurfunden nur die Beitimmung, daß 
der Bergmwerf3beliger, wenn nad wiedererftattetem Verlage Ausbeute 
gejchloifen werde, 1/4 als Armenſtamm zur General-Armenfafje zu 
entrichten habe. Für die Arbeiter der Schieferbrühe am Hahnberge 
bei Wildungen beſteht indeß ſeit einigen Jahren ein knappſchaftlicher 
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Privatverein, und das Adorfer Eifenfteinbergwert Martenberg Hat 
feine „Bergbruderbüchfe*, in welche Lohnabzüge („Büchſenpfennige“) 
der Bergleute fließen und woraus Begräbnik- und Kurkoſten für 
beſchädigte Bergleute bezahlt werden. 

Es erübrigen für diefen furzen Abrik des Bergrechts nur noch 
diejenigen beiden Gegenftände, mit melden die ſchon erwähnten 
neueren Spezialgejehe vom 30. März 1859 und 30. Dezember 1864 
ih befaffen, nämlich das Rechtsverhältniß zwijchen den Bergbau— 
treibenden und den Grundbeligern und die Beiteuerung des Bergbaues. 

Was den erfteren Gegenftand betrifft, jo ift von den Verpflich- 
tungen des Schürfers gegen den Grundbefiger ſchon oben die Rede 
gemejen. Das Gejet vom 30. März 1859 ftellt in diefer Beziehung 
den Inhaber eines bergamtlihen Muthicheines dem Schürfjchein- 
inhaber gleich, indem auch jener verpflichtet ift, dem Grundbeſitzer 
für den durch die Auffchlußarbeiten entitehenden Schaden vollitän= 
digen Erſatz zu leiften und beim Mangel einer gütlichen Einigung 
vorher eine entſprechende Kaution zu beitellen. 

Dem Bergwerksbeſitzer fteht das Recht zu, die Abtretung des 
zu Zmeden jeines Bergbaues erforderliden Grund und Bodens und 
zwar des Eigentums an demfelben von dem Grundeigenthümer zu 
verlangen, auch die Aufhebung hinderlicher Serpituten oder ſonſti— 
ger Berechtigungen gegen vollftändige Entihädigung in Anſpruch zu 
nehmen. Nur umgehende Werke mit ihren Gefällen und Gebäu— 
den unterliegen diefem Grpropriationsrehte nicht. Können die 
Parteien fid) über die Abtretung und deren Bedingungen nicht 
einigen, jo tritt das Zwangsverfahren ein, welches in zwei, auch 
Hinfichtlih der Kompetenz der Behörden getrennte Abjchnitte zerfällt. 
Zunächſt wird nämlid über die Nothwendigkeitsfrage von der Fürft- 
lichen Regierung, Abtheilung des Innern, entjchieden und hierauf, 
wenn die Nothmendigfeit der Enteignung von diejer Behörde aner— 
fannt worden ift, die eigentliche Erpropriation bei dem Kreisgerichte, 
in deſſen Jurisdiktionsbezirke das betreffende Grundeigenthum liegt, 
eingeleitet. Diefer Theil des Verfahrens bezwedt die Sicheritellung 
der Anfprüche dritter, an dem Grundftüde dinglich berechtigter ‘Per: 
ſonen, ſowie die Ermittelung und Feititellung der dem Grundeigen— 
thümer zu gewährenden Entihädigung und endigt mit der förmlichen 
Zujprehung des erpropriirten Grundftüdes an den Provocanten, 
welcher die Koften des Verfahrens zu tragen hat. Die näheren Be: 
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ftimmungen ergeben fih aus dem Geſetze vom 30. Mär; 1859, 
welches hier wörtlich folgt: 


Gejeß 
über die Feltftellung der Entjhädigungen bei Enteig- 
nungen zc im Intereſſe des Bergbaues. Bom 30. März 
1859. 
(Fürſtlich Waldeckiſches Kegierungsblatt für 1859 Seite 11.) 


Wir, Georg Victor, von Gottes Gnaden regierender Fürft zu 
Waldet und Pyrmont, Graf zu Rappoltftein, Herr zu Hohenad 
und Geroldsed am Waßiegen ꝛc., 

verordnen mit jtändiicher Zuftimmung, was folgt: 

8. 1. - Wenn Bergwerfäunternehmer auf Grund eines ermwirt- 
ten bergamtlichen Schürf- oder Muthicheins in den Grundftüden 
Dritter Foffilien, welche unter das Bergregal fallen, aufſuchen, be= 
ziehungsweiſe desfallfige Aufichlup-Arbeiten vornehmen wollen, jo 
find fie verbunden, infofern nicht etwa vorher mit dem betreffenden 
Grundeigenthümer eine Einigung getroffen und darüber Bejcheinis 
gung beigebracht worden, der Entihädigung wegen bei dem Berg- 
amte eine entjprechende, nad) dem Ermeſſen des letzteren zu beftim- 
mende Saution, deren Erhöhung jederzeit vorbehalten bleibt, zu 
beitellen. 

Die definitive Feititellung des Schadens erfolgt demnächſt auf 
Antrag eines Betheiligten mittelſt Abſchätzung durch die Güterſchätzer 
derjenigen Gemeinde, in deren Gemarkung die betreffenden Arbeiten 
vorgenommen worden find. In Vacanz- oder Verhinderungsfällen 
werden die Güterfchäger durch Mitglieder des Gemeinderats, welche 
der Bürgermeifter zu beitimmen hat, vertreten. 

Sit der Unternehmer oder der Grundbeſitzer mit dem Ergebniß 
diefer Abſchätzung micht zufrieden, jo kann er Berufung an bie 
Kreistaratoren (8. 4) einlegen, deren Tarat dann endgültig ent— 
Icheidend iſt. 

Der Unternehmer iſt verpflichtet, den Entſchädigungsbetrag nad) 
deifen endgültiger Feititellung jofort zu zahlen. 

Z. 2. Wird zum Zweck des Bergbaues, 3. B. zur Anlegung 
von Halden-, Sturz: und Erziheideplägen, von Pläßen zum Zus 
richten und Aufbereiten der gewonnenen Foffilien, zur Zurichtung 
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des Grubenbaumaterials, zu Abbauvorrihtungen, Stollen= und Rö- 
ihen-Anlagen, zu Kauen, Zedenhäufern, Pochwerken, Erzwäſchen, 
Abfuhrwegen und dergleichen, oder zur Anlegung von Salze und 
Hüttenmwerken behufs der Zugutemahung inländiicher Bergprodufte 
die bleibende Abtretung von Grundeigenthum, bezw. die Aufhebung 
hinderlicher Servituten oder jonftiger Berechtigungen verlangt, jo ift, 
wenn eine desfallfige gütliche Einigung nicht zu Stande fommt, der 
Antrag auf Enteignung mit Beifügung eines erläuternden Situa- 
tionsplans bei der Regierung, Abtheilung des Innern, einzubringen, 
welche darüber, ob und wie weit die Gnteignung nad Yage der 
Sache erforderlich ericheint, nad) Anhörung des Bergamts und des 
Grundbefigers zu entjeheiden hat. 

Umgehende Werfe mit ihren Gefällen und Gebäude bleiben von 
der zwangsweiſen Enteignung ausgejchlofjen. 

Z. 3. Auf diefe Entjcheidung geftüßt, ift von dem Unternehmer 
bei dem einjchlägigen Kreisgerichte die Erpropriation zu beantragen. 
Das Kreisgeriht hat zunächſt dinglich berechtigte Perſonen, jeien 
e3 Pfandgläubiger, Serpitutenberedhtigte, Lehensherren zc., unter 
Androhung des Verluft3 ihrer Rechte an den zu exrpropriirenden 
Gegenftänden zu einem auf wenigitens 4 Wochen hinauszurüdenden 
Termine vorzuladen und zwar die actenmäßig befannten bejonders, 
die unbefannten aber durch die Beilage zum Regierungsblatte. Die 
in diefem Termine angemeldeten dinglichen Anſprüche find, jomweit 
ſie eine Entihädigung oder Sicherſtellung erfordern, in dem ferneren 
Verfahren entſprechend zu berüdfichtigen. Die nicht angemeldeten 
werden, jofern es zur Erpropriation fommt, dem Provocanten ge— 
genüber ausgejchlofien. 

8. 4. Nah Ablauf des Anmeldungstermins hat das Kreis— 
gericht die angejtellten drei Hreistaratoren zur Abſchätzung der zu 
enteignenden Gegenftände und der durch die Enteignung für bie 
Betheiligten ſonſt entftehenden Nachtheile entiprechend, beziehungs- 
weile dahin anzumweilen, daß die Nealberechtigungen bejonders ge- 
ihäßt werden. 

Die Taration geihieht an Ort und Stelle und find die Inter— 
efjenten zu derjelben monitorifch vorzuladen. 

Der Abſchätzungsbericht ift hiernädft an das Kreisgericht ein- 
zureichen und von legterem den Betheiligten befannt zu machen. 

Will der eine oder der andere Theil bei diefer Taration ſich 
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nicht beruhigen, jo hat derjelbe binnen 10 Tagen bei dem Kreis— 
gerichte auf eine andere Abſchätzung zu provociren. 

Die weitere Abſchätzung geihieht durch die beftellten drei Tara- 
toren eines anderen Sreifes, — im Fürftentfum Pyrmont dur 
drei andere vom Sreisgericht zu ernennende und zu verpflichtende 
Schätzer — oder, falld der Provocant bei der Einbringung der 
Brovocation hierauf anträgt, dur drei in Pflichten zu nehmende 
Taratoren, von denen jede der Parteien Cinen und das Kreisgericht 
den Dritten zu ernennen hat. 

Bei der zweiten Abſchätzung ift wie bei der erften zu verfahren, 
das hiernächſt erfolgende Tarat mit dem zuerft erfündigten zufam- 
menzurechnen und die Durchſchnittsſumme als der für beide Theile 
unabänderlich feititehende Entihädigungsbetrag zu betradten. 

8. 5. Nach endgültiger Feſtſtellung der Tarationsfumme hat 
das Gericht den Intereffenten eine die zu zahlende Entſchädigungs— 
jumme ausfprechende Verfügung zugehen zu laſſen, worin zugleich 
zu beſtimmen ift, binnen welcher Friſt und an wen die Zahlung zu 
leiſten ſei. 

Sind wegen erhobener dinglicher Anſprüche hinſichtlich der Ent— 
ſchädigungsſumme ſichernde Maßregeln erforderlich, jo hat das Ge— 
richt die Betheiligten dieſerhalb gleichzeitig in Kenntniß zu ſetzen 
und ſie zu einer Einigung wegen verzinslicher Anlegung des Geldes 
aufzufordern. Erfolgt eine ſolche Einigung nicht, ſo iſt der Provo— 
cant zur Zahlung an das Gericht aufzufordern und die Entſchädi— 
gungsſumme wo möglich an einer inländiſchen Sparkaſſe verzinslich 
anzulegen, eventuell aber ad depositum zu nehmen, bis die Aus— 
zahlung an die Betheiligten erfolgen fann. 

8. 6. Nach geleifteter Zahlung Hat das Gericht die Expro— 
priation förmlich aus= und dem Provocanten den Befit kurzer Hand 
zuzufpredhen, auch die auf dem erpropriirten Grund und Boden haf- 
tenden Hypotheken von Amtswegen löſchen zu laſſen, jowie das Ab— 
und Zujchreiben der Laſten zu veranlajfen. 

$. 7. Der Unternehmer hat jämmtliche, durh das im $.1 
reſp. $. 2 und folg. vorgefchriebene Verfahren veranlaßten Koften, 
z. B. Sporteln für den Provocationsprozeß, gerichtliche Depofition zc., 
mit Ausnahme derjenigen de3 Ungehorjams, zu tragen. 

8.8. Der Unternehmer ift verpflichtet, bei etwaigem Nufgeben 
des Betriebs die aus PVeranlafjung des legteren gemachten Anlagen 
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und durch denjelben herbeigeführten Zuftände, foweit dies polizeilich 
erforderlich erjcheint. wieder zu bejeitigen. 

Gegeben Neuwied, am 30. März 1859. 

Georg Victor. 
Winterberg. 8. Klapp. Varnhagen. 

Für die Bergwerfsabgaben ift in Waldeck gegenwärtig das 
Gejeß von 30. Dezember 1864 maßgebend. Bis zum Erlaß deſſel— 
ben hatten die Bergbautreibenden den Zehnten von den geförderten 
Rohproduften entweder in natura oder auf Verlangen in billigem, 
vorher zu vereinbarendem Geldanjchlage an die Staatskaffe zu ent— 
richten, jedoch twurde ein bergübliches Freijahr nach der Verleihung 
bemwilligt. Außerdem mußte ein dur die Conceſſionsurkunde be- 
jtimmtes Quatembergeld bezahlt werden, deſſen Nidhtzahlung für 
ein ganzes Jahr den Eigenthumsverluft zur Folge hatte, Das obige 
Gejeb Hat hierin eine mejentliche Erleichterung für den Bergbau 
herbeigeführt; der Zehnte und das Quatembergeld find jeit dem 
1. Januar 1865 aufgehoben. An die Stelle des Zehnten ift der 
Fünfzigſte, eine zweiprozentige Bruttoabgabe getreten, welche über— 
einjtimmend mit dem Preußiſchen Bergwertsfteuer-Gejeße vom 20. Ok— 
tober 1862, von dem Erlöſe reſp. Werthe der abgejegten Rohpro- 
dufte entrichtet und wobei der Betrag derjenigen Koften in Anrech— 
nung gebracht wird, welche behufs VBerwerthung der Bergwerksprodukte 
auf eine weitere Bearbeitung verwendet werden. Gänzlich befreit 
bon dieſer Abgabe find indeß, wie in Preußen, die Eifenerze. An 
Rezepgeld ift nur noch Ein Thaler jährlih zu bezahlen und zwar 
aud don den Eifenerzbergwerfen. Ob das im Gejege nicht aus— 
drüdlich aufgehobene Freijahr noch fernerhin bewilligt werden wird, 
iheint bis jetzt nicht entjchieden zu jein. 

Das Gejeb lautet, wie folgt: 


Geſetz, 
die Abgaben vom Bergbau betreffend. 
Vom 30. Dezember 1864. 
(Fürſtlich Waldeckiſches Regierungsblatt fir 1865 Seite 1.) 

Wir Georg Victor, von Gottes Gnaden regierender Fürſt zu 
Waldeck und Pyrmont, Graf zu Rappoltſtein, Herr zu Hohenack 
und Geroldseck am Waßiegen ꝛc., 

verordnen mit ſtändiſcher Zuſtimmung, was folgt: 

$. 1. Die bisher von Bergwerken an den Staat entrichtete 
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Abgabe des Zehntens und Quatembergeldes ift vom 1. Januar 1865 
an aufgehoben. 

$. 2. Von dem vorbemerkten Zeitpunfte an wird mit Aus— 
ihluß der Eijenfteinbergwerfe von dem Erlöſe der Rohprodufte im 
Tralle der Veräußerung, von deren Werthe aber im Falle der eigenen 
Verwendung eine Abgabe von 2 Procent anftatt der obigen Abga— 
ben erhoben. 

Werden die Bergprodufte behufs ihrer Verwerthung noch einer 
weiteren Bearbeitung unterzogen, jo wird der Werth der Rohpro- 
dufte dadurch feitgeftellt, dak die Kojten diefer weiteren Bearbeitung 
an dem Berfauföpreife in Abzug kommen, jo dat die Abgabe der 
2 Procent nur von dem verbleibenden Reſte erhoben wird. 

8. 3. Die Bergbauunternehmer find jehuldig, der Behörde am 
Jahresſchluß behufs Feſtſtellung der Proözentabgabe ihre Betriebs: 
nachweije vorzulegen. 

$. 4. Das behufs Erhaltung des Rechts an Bergwerfen wäh- 
rend des Nichtbetriebs derjelben zu entrichtende jogenannte Receßgeld 
wird vom 1. Januar 1865 an für jedes vom Staate verliehene 
Bergwert auf 1 Thlr. pro Jahr feſtgeſetzt. 

$. 5. Auf die Gewinnung von Steinen und fonjtigen Foſſilien, 
welche nicht Gegenitand des Bergregals find, ſowie auf die Gewin— 
nung von GEyps erleiden die dorftehenden Beltimmungen diejes 
Geſetzes feine Anwendung. 

$. 6. Die bisherige unentgeltliche Abgabe des Grubenbauholzes 
fällt von dem im $. 1 angegebenen Zeitpunfte an hinweg. 

Gegeben Aroljer, am 30. Dezember 1864. 

Georg Pictor. 
Winterberg. °. Klapp. Varnhagen. 

Die vorjtehende Darftellung hat nur einen allgemeinen Ueberblid 
über die gegenwärtig im Fürſtenthum Waldeck beftehenden wichtigeren 
Rechtsverhältniffe des Bergbaues gewähren wollen, ohne auf Boll: 
Nändigfeit Anipruch zu machen. Wo Herfommen und Praris, wie 
e3 Hier der Fall ift, die hauptſächlichſte Erfenntnigquelle des in 
einem Lande geltenden Bergrechts bilden, läßt fich der zu bearbei- 
tende Stoff in genügender Weife faum anders, al3 an Ort und 
Stelle, inmitten der praftifchen Verhältniſſe, einjammeln, wozu vor— 
liegend die Gelegenheit fehlte. 


Entiheidungen der Gerichtshöfe. 


Erkenntniß des Ober:Tribunald vom 22. Februar 1867. 


Die Beltimmung im $. 129 des Berggejeßes vom 24. Juni 1865: 
„Das Berfahren über beide Klagen vichtet fich nach den für ſchleu— 
nige Sachen beftehenden Borjchriften.‘ 

ift nicht dahin zu verftehen, daß in Gemäßheit des $.27 der Verordnung über 
das Verfahren in Civilprozeſſen vom 21. Juli 1846 (Gej.-Samml. 1846 5. 291) 
die Rechtsmittel der Appellation, Reviſion und Nichtigkeitsbefchwerde binnen 
drei Tagen bei dem Richter erfter Inftanz angebracht und gerechtfertigt wer- - 
den müſſen. 


Den vorftehenden wichtigen Rechtsgrundſatz, welcher mit der 
Intention des Gejeßgebers bei Abfaffung des $. 129 des Bergge— 
jeßes vom 24. Juni 1865 unzweifelhaft übereinftimmt und unter 
andern auch bereit3 von Strohn!) anerfannt worden ift, hat der 
dritte Senat des Ober-Tribunals in einem Erfenntniffe vom 22. Fe— 
bruar 1867 angenommen. Der Repräjentant des Braunfohlenberg- 
werks Vereinigte Eintracht bei Uellnitz hatte den Mitbetheiligten P. 
auf Zahlung feiner rüdftändigen, durch gewerkſchaftlichen Beſchluß 
ausgejchriebenen Beiträge eingeflagt. P., welcher in erfter Anftanz 
verurtheilt wurde, appellirte, und es entjtand nun die Frage, ob 
das Rechtsmittel in Folge des 8. 129 des Berggejeßes binnen 
drei Tagen bei dem Richter erjter Inſtanz eingelegt und gerecht— 
fertigt werden müfle. Das Appellationsgericht zu Magdeburg ließ 
die Frage unerörtert, weil das Rechtsmittel ſowohl binnen der drei- 
tägigen Frift bei dem erſten Richter, al3 auch binnen der zehnwöchent— 





1) „Bemerkungen zum Allgemeinen Berggefege für die Preußischen Staa» 
ten vom 24. Juni 1865” — der Zeitjchrift für Bergredt Bd. VII ©. 59. 


Zeitfhr | Bergrecht. Band VIII. 3. 27 
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lichen Frift bei dem zweiten Richter in gleichlautenden Schriften ge— 
rechtfertigt worden war. In der Nichtigkeitsinitang fam aber jene 
prozeffualifche Frage nohmal3 zur Sprade und wurde num, wie 
oben angegeben, entſchieden aus folgenden 


Gründen: 


Zuvörderſt entjteht die formelle Frage, 
ob der vorliegende Prozeß unter diejenigen gehört, in denen nach 
8. 27 der Verordnung vom 21. Juli 1846 das Rechtsmittel bin- 
nen drei Tagen bei dem Richter erjter Inftanz eingelegt und ge— 
rechtfertigt werden muß. 

Man tönnte vielleicht, wie der Appellationsrichter gethan, hier: 
über mweggehen, weil das Rechtsmittel ſowohl binnen der dreitägigen 
Friſt bei dem Richter erfter Inſtanz, als auch binnen zehn Wochen 
hier eingeführt iſt; allein obgleich beide Schriften im Wefentlichen 
übereinftimmen, jo ift doc eine Verſchiedenheit infofern vorhanden, 
als in der fpäteren Schrift noch zwei Geſetze als verlegt bezeichnet 
worden, welde in der früheren Schrift nicht hervorgehoben find. 
Es mußte daher auf die gedachte formelle Frage eingegangen wer— 
den, deren Beurtheilung dahin führt, daß auf den vorliegenden Fall 
der 8.27 der Verordnung vom 21. Juli 1846 nit Anwendung 
findet. 

Das Berggejeß vom 24. Juni 1865 geftattet jedem Gewerken, 
gegen einen Gewerkſchaftsbeſchluß die Entiheidung des ordentlichen 
Richters darüber anzurufen, ob derjelbe zum Beften der Gewerkſchaft 
gereihe (8. 115). Die Klage gegen einen Gewerken auf Zahlung 
jeines durch einen Gewerkſchaftsbeſchluß bejtimmten Beitrages fann 
nicht vor Ablauf der im $. 115 beftimmten vierwöcentlicden Prä— 
cluſivfriſt erfolgen ($.129), und demnädjft beſtimmt das dritte Alinea 
des 8. 129: 

Das Verfahren über beide Klagen richtet ſich nad den für 

ichleunige Sachen beſtehenden Vorſchriften. 

In dem dem Landtage vorgelegten Entwurfe war die Faſſung 
des 8.129 eine etwas andere. Das lebte Alinea lautete: 

Auf beiderlei vorjtehend bezeichnete Prozeſſe finden in den Lan— 
destheilen des Allgemeinen Landrechts und des gemeinen Rechts 
die für jchleunige und einfache Sachen und in den Yandestheilen 
des franzöfiichen Rechts die für ſummariſche Sachen gegebenen 
Vorſchriften Anwendung, 
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und in den Motiven dazu wird in Bezug auf das angeordnete ab— 
gekürzte Verfahren nit nur auf den $. 13 der Verordnung vom 
21. Quli 1846, jondern aud auf den $. 27 derjelben vermiejen. 
cf. Braſſert's Zeitjehrift, Band VI ©. 29 und 162. 

Bei den Berathungen im Herrenhauje hat der $. 129 diejenige 
Faſſung erhalten, welche er im Geſetze hat und mit Bezug hierauf 
heißt e3 in dem Berichte der Kommiſſion des Abgeordnetenhaufes: 

„Das Herrenhaus hat diejen Paragraphen, ohne den Grund: 

gedanfen, welcher für die Regierungsporlage maßgebend war, zu 
verlafjen oder zu modifiziren, in eine forreftere Form gebracht. 
Die Kommiſſion, welche dies anerkannte, ertheilte namentlich auch 
der Alinea 3 ihren Beifall, wonad) jowohl die Klage des Gewer— 
fen gegen den auf Erhebung von Beiträgen gefaßten Beſchluß 
der Gewerkſchaft, als auch die Klage der Gewerkſchaft auf Zah- 
lung des Beitrages nah den für jchleunige Sachen beftehenden 
Borjhriften behandelt werden joll. Ausdrüdli wurde darauf 
aufmerfiam gemacht, daß demnad bei diejem Prozefje die Ver— 
ordnungen vom 21. Juli 1846 S.13, vom 21. Juli 1849 88. 37, 
38 und Art. 404 ff. des Code de procedure eivile zur Anwen— 
dung fommen, aber nicht das im. $. 27 der Verordnung vom 
21. Juli 1846 und $. 77 der Verordnung vom 21. Juli 1849 für 
gewiſſe Spezielle Prozeßarten vorgejchriebene Verfahren.” 

ef. Brajjert’s Zeitihrift a. a. DO. ©. 334. 

Bon einem dagegen von Seiten der Regierungsfommilfarien 
erhobenen Widerſpruche fonftirt nichts. 

cf. Kloftermann’s Gommentar zum Berggefeße ©. 254. 

Der Bericht der Kommiſſion des Daujes der Abgeordneten, aus 
dem das Vorftehende entnommen iſt, enthielt den Antrag an das 
Haus, 

dem Geſetzentwurfe in der vom Herrenhaufe angenommenen Faſſung 
zuzuftimmen, 
und diefem Antrage entjprechend erfolgte in der Plenarfiung vom 
31. Mai 1865 die Annahme des Entwurfes. 

Hiernah muß man annehmen, daß zwar bei dem Regierungs— 
entwurfe die Abjicht zum Grunde gelegen, den $. 27 der Verord- 
nung vom 21. Juli 1846 auch auf Prozeſſe der vorliegenden Art 
für anwendbar zu erflären, daß aber das Abgeordnetenhaus bei 
jeiner Berathung und Beſchlußfaſſung die entgegengeſetzte Anficht 
gehabt habe. Will man aber auch hierauf nicht das entjcheidende 
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Gewicht legen und die vorliegende Frage allein nach den Worten 
des Gefeges entjcheiden, jo ſprechen doch aud dann überwiegende 
Gründe dafür, daß der $. 27 der SUN vom 21: Juli 1846 
nicht Anwendung finde. 

e Diejes Geſetz kennt zweierlei Arten vom abgefürzten reſp. ſchleu— 
nigen Berfahren, daS des $. 13 und des 8.27. Das Verfahren 
des $. 13 findet ftatt in NRechtsftreitigfeiten, für welche in der Pro- 
zehordnung ein abgefürztes Verfahren ausdrücklich angeordnet ift, 
bezeichnet unter acht verjchiedenen Nummern die dazu gehörigen 
Saden und geltattet dem Richter, auch in anderen jehleunigen und 
einfachen Saden diejes abgefürzte Verfahren, welches in der Verbin— 
dung der lagebeantwortung mit der mündlichen Verhandlung be- 
iteht, eintreten zu laſſen. Der $. 27 des gedachten Geſetzes führt 
dagegen vier von den im $. 13 genannten acht Kategorien von 
Saden auf, in denen für die zweite und dritte Inſtanz noch eine 
bejondere Beichleunigung in der Art ftattfinden joll, daß das Rechts— 
mittel binnen drei Tagen bei dem Richter erjter Inſtanz angebracht 
und gerechtfertigt werden muß. Später ift diejes Verfahren aud) 
auf die gegen Zujchlagserfenntniffe zuläſſige Nichtigkeitsbeſchwerden 
ausgedehnt worden — cf. $.13 des Geſetzes vom 20. März 1854 — 
alfo auf eine Art von Rectsftreitigfeiten, auf welche der Natur der 
Sade nah das abgefürzte Verfahren des 8.13 der Verordnung 
vom 21. Juli 1846 nicht paßt. Man fieht, beide Verfahren haben 
ganz verjchiedene Sachen zum Gegenftande, und es ijt daher bedenf- 
(ic), aus der Vorſchrift des 8. 129 des Berggejeges, welcher die Vor: 
Ichrift für ſchleunige Sachen für anwendbar erklärt, zu folgern, daß 
auch das ganz befondere Verfahren des 8.27 der Verordnung vom 
21. Juli 1846 anwendbar jei. Die darin angeordnete Friſt von 
drei Tagen fann nur in ganz einfahen Saden für zwedmäßig er: 
achtet werden ; jo einfach find aber die Sachen, von denen der $. 129 
des Berggefehes ſpricht, nicht immer, vielmehr find Streitigkeiten 
über die Aufhebung eines Gewerfenbejchluffes, in denen die Frage 
zu entjcheiden ift, 

ob der von der Mehrheit gefakte Beihluß zum Beften der Ge- 
werkſchaft gereiche, 
oft jehr complicirter Art. 
Hiernah und mit Rüdfiht auf dasjenige, was bei der Be— 
rathung des Gejeßes von der Kommiſſion des Abgenrdnetenhaufes 
zur Sprache gebracht worden, fann der 8.27 der Verordnung vom 
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21. Juli 1846 im vorliegenden Falle nicht für anwendbar erachtet 
werden. 
Die Nichtigkeitsbeſchwerde ſelbſt war zurückzuweiſen ꝛc. — 


Erkenntuiß des Landgerichts zu Köln vom 2. März 1867. 


Iſt der Einwand der formellen Ungültigkeit eines Gewerfichaftsbeichluffes der 
Kognition des ordentlichen Richters entzogen? ') 
88.115 und 129 des Berggejeges vom 24. Juni 1865. 


Die Wittwe und Erben Schoen hatten gegen einen Beſchluß 
der Generalverfammlung der Gewerkſchaft der Grube Marienberg, 
wodurd zur jofortigen nbetriebjegung der Grube eine Summe 
bon 600 Thlrn. ausgefchrieben worden, Einſpruch erhoben und, 
gejtügt auf die SS. 112 und 115 des Allgemeinen Berggejeges vom 
24. Juni 1865, die formelle Ungültigfeit diejes Bejchluffes wegen 
mangelhafter und verfpäteter Einladung und unbefugter Ein- 
berufung der Generalverſammlung behauptet, eventuell auch dieſen 
Beſchluß, weil er nicht zum Beſten der Geſellſchaft gereiche, angegriffen. 

Der Repräfentant der Gewerkſchaft hatte dem Einſpruche, in= 
jofern er die Unterfuhung der Form der Einladungen rejp. des 
Beichlufies zum Gegenftande richterlicher Kognition machen wollte, 
die Einrede der Unftatthaftigfeit entgegengejeßt und ausgeführt, daß 
der $. 115 des bezogenen Berggejeges den Rechtsweg hierüber aus: 
ſchließe. 

1) Der Bejahung dieſer Frage in dem obigen Urtheile kann nicht beige— 
treten werden. Die in Bezug genommenen 88. 115 und 129 des Berggeſetzes 
haben einen formell gültigen Gewerkſchaftsbeſchluß zur Vorausſetzung 
und beftimmen, auf was die gegen einen ſolchen Beichluß angerufene Ent- 
ſcheidung des ordentlichen Richters gerichtet reip. beſchränkt jein fol. Nirgends 
ift aber der richterlihen Prüfung und Entjcheidung die Borfrage entzogen, 
ob überhaupt ein gültiger, den gejetlichen Erforderniffen entfprechender 
Gewerkſchaftsbeſchluß zu Stande gefommen ift. Die Ausfchliefung des Rechts— 
weges hierüber liegt nicht in der Abſicht und dem Geifte des Berggeſetzes und 
würde der gewerfichaftlichen Minorität den nothwendigiten Schub entziehen. 
Auch fteht das Geſetz vom 12. Mai 1851 in feinem Zufammenhange mit den 
SS. 111 ff. des Berggeſetzes der obigen Anficht nicht zur Seite. Die Herausg. 
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Das Hönigl. Landgericht zu Köln Hat diefer Anfiht in 
feinem Urtheile vom 2. März 1867 beigepflichtet, indem es ausführte: 

„In Erwägung, daß gegenüber der Beftimmung des $. 115 
des Allgemeinen Berggeſetzes, durch welche jedem Gewerken die Be- 
fugniß gegeben wird, die Entſcheidung des ordentlichen Richters dar- 
über anzurufen, ob ein Gewerkſchaftsbeſchluß zum Beften der Ge: 
werfichaft gereihe, angenommen werden muß, daß aus anderen 
Gründen eine Beihreitung des Rechtäweges und eine Klage auf 
Aufhebung eines Gewerkſchaftsbeſchluſſes nicht ſtatthaft ift; 

daß diejer Auffaffung zunächſt das bis zur Ginführung des 
Allgemeinen Berggejeges geltende Gejeh vom 12. Mai 1851, betref: 
fend die VBerhältnijfe der MiteigentHümer eines Bergwerks, das Wort 
redet, indem dieſes Geſetz, aus dem die Beltimmungen über die Ge— 
werkſchaftsbeſchlüſſe zum Theil wörtlih in die 88. 111 ff. des All— 
gemeinen Berggefeße3 aufgenommen worden find, in feinem $. 8 
ganz allgemein verfügt: 

„Segen die gemwerfjchaftlihen Beihlüffe findet cine Berufung auf 
den Rechtsweg nicht jtatt” 

und im Anjchluß an dieje Verfügung darüber, ob ein Beſchluß zum 
Beten der Gewerkſchaft gereihe, nur die Anrufung eines Schieds— 
gerichts geftattet; 

daß zwar das Allgemeine Berggeſetz dieſe allgemeine Verfügung 
nicht ausdrüdlich aufgenommen Hat, daß aber die mit dem Entwurfe 
defjelben den Kammern mitgetheilten Motive unzweifelhaft ergeben, 
daß durch den in Rede ftehenden $. 115 nur das in der Praxis 
nicht bervährt gefundene Schiedsgeriht als Zwangsinſtitut befeitigt 
und über die vorgedadhte Frage die Entjcheidung der ordentlichen 
Gerichte zugelaffen werden jollte; 

daß ſodann aber auch 8.129 des Allgemeinen Berggejeßes jelbit 
ein weiteres Argument für die Eingangs aufgeitellte Interpretation 
des 8. 115 an die Hand giebt, indem jener Paragraph neben der 
Klage gegen einen Gewerfen auf Zahlung feines nad Gewerkſchafts— 
beſchluß bejtimmten Beitrages nur noch von der Klage auf Aufhe- 
bung eines Gewertihaftsbejchluffes auf Grund des $. 115 ſpricht 
und beitimmt, daß bei beiden Klagen das Verfahren ſich nad den 
für ſchleunige Sachen beftehenden Vorſchriften richten joll, eine Be— 
ftimmung, die unverkennbar darin ihren Grund hat, jede Verzö— 
gerung in der Ausführung der Gewerlihaftsbeichlüffe jo viel als 
möglich zu vermeiden ; 
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dat diefes Motiv aber eben fo zutreffen würde, wenn ein Ge: 
werfichaftsbejchluß wegen formeller Mängel als ungültig und nicht 
zu Recht beitehend angegeiffen würde, und daher nicht abzujehen ift, 
warum das Geſetz, wenn auch in diefem Falle eine Klage vor dem 
ordentlihen Richter zuläjfig wäre, nicht auch diejer Klage in dem 
5. 129 Erwähnung gethan und für diejelbe gleichfalls das fumma- 
riſche Prozekverfahren vorgejchrieben hätte; 

In Erwägung, dak ſonach der untergebene Einſpruch nur in= 
joweit vor der Hiefigen Stelle zuläflig erjcheint, al3 ex in zweiter 
Reihe aud) auf die Behauptung gejtügt wird, daß der angegriffene 
Beſchluß nicht zum Beſten der Gewerkſchaft gereiche, und daher auch 
nur diefe Frage hier Gegenftand der Erörterung fein kann; 

daß im Diejer Beziehung — — 

Aus diefen Gründen 
berwirft das Hönigl. Landgericht den gegen den im der zweiten Ge— 
neralverfammlung der Gewerkichaft der Grube Marienberg gefakten 
Beſchluß erhobenen Einspruch unter Berurtheilung der Opponenten 
in die Koſten. 


— nn — 


Erkenntniß des Ober-Tribunals vom 4. Februar 1867. 


Recht des Mitbaues zur Hälfte. 
5. 3 Kap. I der Schleſiſchen Bergordnung vom 5. Juni 1769, Reſkript vom 
4. Auguft 1770, Deklaration vom 1. Februar 1790. 


Mie der dritte Senat des Königl. Ober-Tribunals in diefem in 
Sachen des Zimmermeifters K. und des Banquiers F. zu Beuthen 
wider den Grafen H. dv. D. auf ©. ergangenen Erfenntnifje ausge: 
Iprochen Hat, ftehen die vorbezeichneten Geſetze nicht entgegen, daß 
die bäuerlichen Wirthe mit ihrer Gutsherrſchaft ein gütliches Ueber: 
einfommen darüber treffen, daß nicht ihnen, jondern der Gutsherr- 
haft das Mitbaurecht zuftehen folle. Wenn daher aud) jeit länge: 
ver Zeit das Ober-Tribunal in feiner Rechtſprechung angenommen 
habe, daß gejeglih das Mitbaurecht nicht dem Gutsherrn, jondern 
dem Gigenthümer des Grundes und Bodens zuftehe, jo könne doc) 
daraus nicht die Ungültigfeit eines zwiſchen der Gutsherrſchaft und 
den bäuerlichen Wirthen getroffenen Abkommens hergeleitet werden, 
worin jene als die Berechtigte anerfannt wird. 


Mittheilungen 


aus der Praris der Berwaltungsbehörden. 


1. Erlaſſe des Handelsminifters, 
betreffend das Berfabren bei Ausführung der Borjdriften 
des Berggejeges über dag Berhältniß des Bergbaues zu öf 
fentlihen ®erfehrsanftalten. 
88. 153 und 154 des Berggejeßes vom 24. Juni 1865. 


1. Erlaß vom 13. Juli 1867 — V 4492. 


Mehrfache, in neuerer Zeit bei Projeftirung von Eiſenbahn— 
anlagen in Bergwerfsbezirken gemachte Erfahrungen geben mir Ver: 
anfaffung, in Betreff des zur Erfüllung der Vorſchriften des $. 153 
des Allgemeinen Berggejeßes vom 24. Juni 1865 einzufchlagenden 
Berfahrens mit Bezug auf meinen Erlaß vom 2. November v. 3.) 
Folgendes zu bejtimmen: | 

1. Die Königliden Oberbergämter haben den zur Ausführung 
von Vorarbeiten ermächtigten und gehörig legitimirten Eiſen— 
bahnverwaltungen, beziehungsweife Comités, Technifern zc. auf 
desfallfigen Antrag diejenigen Materialien an die Hand zu 
geben, eventuell gegen Erjtattung der Koften Auszüge oder 

Gopien aus Plänen und Akten zur Dispofition zu jtellen, aus 

welchen die bei Projektirung der Bahnlinie in Betracht tom 

menden bergbauliden Verhältniffe, insbefondere die bei der 

Bahnanlage berührten Bergwerfe und deren Eigenthümer reip. 

Bertreter derjelben zu entnehmen find. 


1) Abgedrudt Seite 136 Note 1 diejes Jahrganges der Zeitjchrift. 
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2. Die Wünfhe der Bergmwerfseigenthümer find ſchon bei der 
Wahl der Bahnlinie Seitens der leitenden Ingenieure durch 
Benehmen mit den Intereſſenten feitzuftellen und, ſoweit thun— 
ih, zu berüdjichtigen. 

3. Die Bergmwerkäeigenthümer find zu den von den Regierungen 
in Gemeinfchaft mit den Königlichen Eifenbahndirektionen refp. 
Eijenbahnfommifjariaten vorzunehmenden landespolizeilichen und 
eiſenbahntechniſchen Prüfungen der Projekte vorzuladen, auch 
find zu den bezüglichen Terminen Kommiſſarien der betreffen- 
den Oberbergämter zuzuziehen, welche nicht nur die aufzuftel: 
lenden PVerzeichniffe der vorgeladenen Bergwerkseigenthümer 
Hinfichtlih deren Richtigkeit und Vollftändigfeit zu prüfen, 
jondern auch etwaige Einwendungen der Bergwerfsintereffenten 
zu begutachten haben. 

4. Die bei diefer lofalen Prüfung (ad 3) aufgenommenen Ber- 
handlungen find demnächſt den DOberbergämtern in Abjchrift 
zuzufertigen, damit diefelben ſich darüber, ob durch die ſtatt— 
gehabten Berhandlungen den Anforderungen des $. 153 des 
Allgemeinen Berggefeßes genügt, eventuell welche Bedenken 
etwa noch zu erledigen, gegen die betreffenden Königlichen Ei— 
jenbahndireftionen rejp. Eifenbahnlommiffariate ausſprechen. 
Letztere haben dieje Aeußerungen ebenjo wie diejenigen der 
Regierungen bei den Anträgen auf definitive Feititellung der 
Bahnlinie mir mit vorzulegen. 

Berlin, den 13. Juli 1867. 
Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


2. Erlaf vom 24. September 1867 — V 5686. 


Die 88.153 und 154 des Allgemeinen Berggejebes vom 24. Juni 
1865 bejtimmen, daß den Bergbautreibenden gegen die Ausführung 
von Ghauffeen, Eifenbahnen, Kanälen und anderen öffentlichen Ver— 
fehrsmitteln, zu deren Anlegung dem Unternehmer das Erpropria= 
tionsrecht beigelegt ijt, ein Widerſpruchsrecht nicht zufteht, daß dem 
Bergbautreibenden aber dann, wenn feine Gerechtiame älter ift als 
die Conceſſion der betreffenden Verfehrsanftalt, in Zukunft — vor— 
behaltlich der bereit3 nach der bisherigen Gejeggebung etwa erwor— 
benen weiter gehenden Entihädigungsanjprüde (8. 155 a.a.D.) — 
inſoweit Schadengerjaß zu leiften ift, als 
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„entweder die Herftellung ſonſt nicht erforderlicher Anlagen in dem 
Bergwerke oder die ſonſt nicht erforderliche Bejeitigung oder Ver: 
änderung bereit3 in dem Bergwerfe vorhandener Anlagen noth- 
wendig wird.“ | 

Der Gejetgeber hat durch dieſe Beltimmung für die Zufunft 
eine billige Ausgleihung der follidirenden Intereſſen des Bergbaues 
und der Verfehrsanftalten herbeiführen wollen, und zwar, wie die 
Motive des Regierungsentwurfes zu dem Allgemeinen Berggejehe 
und die Verhandlungen beider Häufer des Yandtages über diejes 
Geſetz ergeben, antnüpfend an die bis dahin im der Theorie und 
in der Praxis der Gerichtshöfe herrſchend gebliebene Rechtsanſicht, 

daß dem Bergmwerkzeigenthümer nad der früheren Geſetzgebung 

ein Anſpruch auf Entſchädigung für die zum Schuße von Ber: 

fchrsanftalten erfolgende Einſchränkung feines Ausbeuterechtes nicht 
zuſtändig war. 

In Uebereinftimmung mit dieſer Nechtsmeinung Jollte dem 
Bergbautreibenden auch für die Zukunft ein Anſpruch auf Vergü— 
tung des Werthes der Mineralien, die er in feinem Grubenfelde 
zum Schube öffentlicher Berfehrsanftalten ungewormen laffen müſſe, 
— ein Anſpruch auf die Vergütung des ihm dur die Einſchrän— 
fung ſeines Gewinnungsrechtes entgehenden Gewinnes — verlagt 
bleiben; dahingegen Jollte ihm Schadenserſatz gewährt werden für 
den Koftenaufwand, den die zum Schuße einer Verkehrsanitalt von 
ihm verlangte Herſtellung, Veränderung oder Befeitigung bergbau— 
licher Anlagen in feinem Grubengebäude veranlaffen möchte. 

ef. Zeitirift für Bergredt Band VI ©. 174 ff.; Verhandlungen 

des Herrenhauſes Seſſion 1865 Anlage Nr. 36 ©. 58 ff.; 
Verhandlungen des Hauſes der Abgeordneten Selfion 1865 
Anlage Nr. 183 ©. 83 ff. 

Neuerdings ift ein Fall zu meiner Kenntniß gefommen, in 
welchem die Gewerkichaft eines Steintohlenbergwerfes, deſſen Gru— 
benfeld von einer Eifenbahn durchſchnitten wurde, den zum Schutze 
des Bahnkörpers diefer Eiſenbahn abgegrenzten Sicherheitspfeiler 
zum Verhau zu bringen beichloß und Hierzu die bergpolizeiliche 
Genehmigung erhielt unter der Anordnung, zur Bermeidung einer 
Beihädigung des Bahnkörpers einen jehachbrettartigen Abbau zu 
führen und die ausgefohlten Räume mitteljt Bergeverſatzes troden 
bis dicht unter das Hangende zu vermauern. Die Koften für Die 
auf jolde Weiſe bewirkte Herftellung eines Surrogates für den zu 


Verhältniß des Bergbaues zu öffentlichen Verkehrsanſtalten. 427 


verhauenden Sicherheitäpfeiler überftiegen den Betrag des Gewinnes, 
den die Gewerkſchaft durch die Berwertdung der zu getwinnenden 
Kohlen zu maden im Staude war. 

Die Gewerfichaft verlangte auf Grund des $. 154 des Allge— 
meinen Berggejeßes die Vergütung diejer Koſten von der betreffen- 
den Eiſenbahngeſellſchaft. Letztere betritt die Verpflichtung zur Er: 
ftattung derjelben. — Sofern die Eifenbahngejellihaft im Rechts: 
wege zum Schadenserjage für den zu ihrem Schuge ausgeführten 
Bergeverſatz verbunden erklärt werden möchte, würde in dieſem 
Falle die Eijenbahngejellihaft noch mit einer höheren Entjchä- 
digungsforderung belaftet ſein, als ſolche auf der Grundlage der 
Liquidation des Werthes für die in dem fraglichen Sicherheitspfeiler 
anftehenden Kohlen gegen fie geltend zu machen gewejen wäre. 

Freilih fann von den Eigenthümern der mit dem Expropria— 
tionsrechte verfehenen Berkehrsanftalten nicht beanſprucht werden, 
daß der Bergbautreibende in jedem Falle don der. Bergbehörde 
dazu angehalten werden müſſe, zum Schutze ihrer Verkehrsanlage 
einen Theil jeines Grubenfeldes durch Anftehenlafen entiprechender 
Sicherheitspfeiler ungenugt zu laſſen. Prinzipiell erſcheint es viel: 
mehr unbedenklich, daß die Bergbehörde den Grubenbetrieb in dem 
unter oder neben -einem Verkehrswege gelegenen Grubenfeldestheile 
oder die Durhörterung und den Abbau eines bereit3 abgegrenzten 
Sicherheitäpfeilers gejtatten und jih überhaupt darauf beſchränken 
fann, Diejenigen Anordnungen zu treffen, welde zur Verhütung 
einer Beihädigung des Vertehrsweges nothivendig find. Denn das 
Gewinnungsrecht des Bergbautreibenden erftredt fich auf den ganzen 
Umfang des verliehenen Grubenfeldes und unterliegt einer Ein- 
Ihränfung nur infoweit, als eine ſolche mit Rückſicht auf die im 
8.196 des Allgemeinen Berggejeges bezeichneten Gefichtspunfte von 
Bergpolizeiwegen zum Schube des Lebens und der Geſundheit der 
Arbeiter, zum Schutze des öffentlihen Verkehrs u. ſ. w. nothwendig 
it. Wie in dem conereten Falle diefer Schuß zu erreichen — ob 
dur Einſchränkung des Bewinnungsrechtes oder durd) Anordnung 
anderweitiger Schugmaßregeln — darüber hat die Bergbehörde zu 
befinden und zu entjcheiden. 

Damit aber nicht die von dem Geſetzgeber beabjichtigte Aus-, 
gleihung der collivirenden Intereſſen des Bergbaues und der Ver: 
fehr3anftalten bei diefer Enticheidung unberüdiichtigt bleibe, ift es 
in jedem concreten Falle die Aufgabe der Bergbehörde, die beider: 
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jeitigen Intereffen gegen einander abzumägen und eine billige Ver— 
mittelung derjelben in der Art anzuftreben, daß nicht wider die 
klare Abficht des Geſetzgebers Schadenserfag-Anfprüche gegen öffent: 
liche BVerfehrsanftalten auch in denjenigen Fällen herbeigeführt wer: 
den, in welchen das Gejeß diefelben hat ausſchließen wollen. 

Für viele Fälle wird ſogar für die Bergbehörde die Möglichkeit 
der Herftellung einer gütlihen Einigung unter den Intereſſenten 
vorhanden fein. 

Zur beſſeren Erreihung diejer Zielpunkte des Verfahrens der 
Bergbehörde empfiehlt es ih, den Vertretern der BVerfehrsanftalten 
Gelegenheit zu geben, ihre Intereffen in ſolchen Angelegenheiten 
wahrzunehmen, und zu dieſem Zmwede, bevor über die Anordnung 
von Schußmaßregeln zur Vermeidung von Beihädigungen der Ei- 
jenbahnen, Kanäle zc. jowohl auf Grund der 88. 67 und 68 als 
des $. 198 des Allgemeinen Berggejeges Entiheidung getroffen wird, 
nicht blos die betheiligten Bergwerkseigenthümer, fondern auch die 
Vertreter der bezüglichen Verfehrsanftalt mit ihren Aeußerungen über 
die Sachlage zu hören und letztere daher zu den anzuberaumenden 
Terminen mit borzuladen. 

Das Königlihe Oberbergamt Hat hiernach in Zukunft zu vers 
fahren und die Nevierbeamten feines Bezirkes mit entiprechender 
Anweiſung zu verjehen, damit insbefondere die leßteren bei Prüfung 
der Betriebspläne dur Erhebung des im $. 68 des Allgemeinen 
Berggeſetzes vorgejehenen Einſpruchs den Vertretern öffentlicher Ber: 
fehrsanftalten die Möglichkeit gewähren, auch die Intereſſen der Teßte- 
ven gebührend wahrzunehmen und zur Kenntniß der Bergbehörde 
zu bringen. 

Berlin, den 24. September 1867... 7 

Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. } 


II. BergpolizeisBerordnungen. 

1. Bergpolizei-Berordnung de8 DOberbergamts zu Halle 
vom 11. Juli 1867, betreffend die Befahbrung von Schäch— 
ten mittelft des Seile. 

Z. 1. Menn auf einem Bergmwerfe die Eins und Ausfahrt der 
Belegſchaft vermittelft des Seiles geichehen ſoll, jo find bei der Ein- 
rihtung und Benugung der Seilfahrt die nachfolgenden allgemeinen 
Beltimmungen und diejenigen befonderen Vorſchriften zu beobachten, 
welche von dem Oberbergamte für diejes Bergwerk erlaſſen worden 
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find und in Zukunft nah Maßgabe des $. 198 des Allgemeinen 
Berggejeßes vom 24. Juni 1865 erlaffen werden. 

8. 2. Bergwerkdeigenthümer, welche die Seilfahrt einführen 
wollen, haben hiervon unter Einreihung einer Befchreibung der Be- 
triebseinrihtungen, welche zu dieſem Zwede dienen jollen, dem Re— 
vierbeamten Anzeige zu machen. 

Die Einführung der Seilfahrt darf erſt gefchehen, nachdem der 
Revierbeamte an Ort und Stelle die bezüglihen Einrichtungen hin— 
ſichtlich ihrer Sicherheit geprüft, und nachdem das Oberbergamt 
nad) dem Befunde diefer Prüfung und vorgängiger Anhörung des 
Bergwerkseigenthümers oder feines Vertreter darüber entjchieden 
hat, ob und welche bejondere Sicherheitävorfehrungen bei der Ein— 
tihtung und Benugung der Seilfahrt zu treffen find. 

3. 3. Zu Wärtern, welche die bei der Seilfahrt benugten Ma— 
ſchinen lenken, dürfen nur zuverläfiige, im Lenken der Mafchine er— 
fahrene Perjonen angenommen werden. Diefelben find für die Be- 
achtung der vorgejchriebenen Sicherheitämapregeln beim Betriebe 
der Mafchine befonders verantwortlich. 

$. 4. Zum Ein und Ausfördern von Menjchen dürfen nur 
jolhe Seile benußt werden, welche fi in durdhaus gutem Zuftande 
befinden und ein baldiges Reißen nicht befürchten laſſen. 

Das Seil, deſſen Befeftigung an das Gefäß und aud das 
Letztere müflen in Beziehung auf ihre Haltbarteit täglich vor der 
Benugung der Seilfahrt von einer damit betrauten, zuderläffigen 
und befähigten Perſon jorgfältig befichtigt werden, indem vor deren 
Augen das Seil einmal langjam im Schadte auf: und abgewun— 
den wird, 

Wenigftend ein Reſervefahrſeil iſt ſtets 9 dem Bergwerke 
vorräthig zu halten. 

$. 5. Es muß bei der Seilfahrt ſtets ein verjtändiger und 
erfahrener Mann zugegen fein, der für die Ordnung verantwortlich 
it, und deſſen Befehlen alle Fahrenden Folge zu leiften haben. 

Derjelbe hat bejonders das Kinfteigen in den Förderkorb oder 
in das Fördergefäß zu überwachen und die erforderlihen Signale 
zu geben. 

8. 6. 63 ift verboten, in einem und demjelben Schadttrumme 
zugleih mit Menjchen auch Bergwerfsprodufte, Berge oder Geräthe 
zu fördern. 
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8. 7. Es ift verboten, auf einem beladenen Fördergefähe ein— 
oder auszufahren. 

8.8. Dur offenen Anſchlag am Schadhte find die Namen 
des Aufjehers ($. 5), des Mafchinenwärters ($. 3) und die bei der 
Seilfahrt zu befolgende Fahrordnung befannt zu machen. 

$. 9. Zumiderhandlungen gegen die vorftehenden Beftimmungen 
oder gegen die bejonderen Vorſchriften, welche für das betreffende 
Bergwerk von dem Oberbergamte erlaljen find ($. 1), werden nad 
den 88. 207 und 208 des Allgemeinen Berggejeges vom 24. Juni 
1865 beitraft. 

8. 10. Paragraph 2 der das Befahren der Schädhte am Seil 
betreffenden Polizeiverordnung vom 5. Januar diefes Jahres wird 
hierdurch aufgehoben. 

Halle, den 11. Juli 1867. 

Königliches Oberbergamt. 


2. Bergpolizei-Berordnung des Oberbergamts zu Breslau 
vom 29. Juli 1867, betreffend die Befahrung von Schäch— 
ten mittelft des Seiles. 


Auf Grund des $. 197 des Allgemeinen Berggefeßes vom 24. Juni 
1865 wird für den Umfang unjeres Berwaltungsbezirts verordnet, 
was folgt: 

$. 1. Zur Einrichtung und Benugung der Seilfahruug in 
Schächten ift eine bejondere polizeilihe Genehmigung des unter- 
zeichneten DOberbergamtes in jedem einzelnen Falle erforderlich. 

Bergwerkseigenthümer, welche die Seilfahrung einführen wollen, 
haben Hiervon, unter Einreihung einer Beichreibung der für diejen 
Zwed beftimmten Betriebseinrihtungen, ſowie des Entwurfes einer 
Fahrordnung, dem Revierbeamten Anzeige zu machen. 

Die Einführung der Seilfahrung darf erjt gejchehen, nachdem 
der Nevierbeamte an Ort und Stelle die bezüglichen Einrichtungen 
hinfichtlich ihrer Sicherheit geprüft, und das Oberbergamt nad) dem 
Befunde diefer Prüfung und vorgängiger Anhörung des Bergwerfs- 
eigenthümers oder deſſen Vertreters, Darüber entjchieden Hat, ob und 
welche bejonderen Sicherheitsvorfehrungen bei der Einrichtung und 
Benugung der Seilfahrung zu treffen find. 

$. 2. Bei der Ginrihtung und Benutzung der Seilfahrung 
ind die nachfolgenden allgemeinen Beftimmungen und diejenigen be- 


- 


Befahrung von Schächten mittelft des Seiles. 431 


jonderen Vorſchriften (8. 1) zu beobachten, welche von dem Ober— 
bergamte für das betroffene Bergwerk erlaffen worden find und in 
Zukunft nah Maßgabe des $. 198 des Allgemeinen Berggeſetzes 
vom 24. Juni 1865 noch ergehen werden. 

8. 3. Zu Wärtern, welche die bei der Seilfahrung benußten 
Maſchinen lenten, dürfen nur zuverläflige, im Lenken der Majchinen 
erfahrene Perſonen angenommen werden. Diejelben find für die 
Beachtung der vorgejchriebenen Sicherheitsmaßregeln beim Betriebe 
der Maſchinen bejonders verantwortlich). 

$. 4. Zum Ein= und Ausfördern von Menjchen dürfen nur 
jolhe Seile benußt werden, welche jih in durhaus gutem Zuftande 
befinden und ein baldiges Reißen nicht befürchten laſſen. 

Das Seil, deſſen Befeftigung an das Gefäß, und auch das 
letztere müſſen in Beziehung auf ihre Haltbarkeit täglich vor der 
Benußung der Seilfahrung von einer damit betrauten, zuverläfligen 
und befähigten Perſon jorgfältig unterfucht werden, indem vor deren 
Augen das Seil einmal langjam im Schachte auf und abgemwun- 
den wird. 

Wenigſtens ein NRejervefahrjeil iſt jtets auf dem Bergwerfe vor— 
räthig zu Halten. 

$.5. Es muß an jedem Punkte, wo bei der Seilfahrung 
ein= oder ausgeftiegen wird, ein verftändiger und erfahrener Mann 
zugegen fein, der für die Ordnung verantwortlich ift, die erforder- 
lichen Signale zu geben hat, und deſſen Befehlen alle Fahrende 
Folge zu leiften haben. 

8. 6. Die Namen der in den 88. 3, 4 und 5 bezeichneten 
Märter und Aufjeher, jowie die bei der Seilfahrung zu befolgende 
Fahrordnung find durch Anſchlag am Schadhte befannt zu machen. 

8. 7. Mährend des Ein- und Ausfahrens von Perfonen mit: 
telft des Seiles muß jede andere Förderung im Schadhte ruhen. 

8.8. Es ift verboten, auf einem beladenen Fördergefäße ein- 
und auszufahren. 

$. 9. Zumiderhandlungen gegen die vorjtehenden Beltimmungen 
oder gegen die befonderen Vorſchriften, welche für das betroffene 
Bergwerf von dem Oberbergamte erlafjen ind, werden nad den 
88. 207 und 208 des Allgemeinen Berggejeges dom 24. Juni 1865 
mit Geldbuße bis zu fünfzig Ihalern beftraft. 

$. 10. Für diejenigen VBergwerfe, auf welchen die Seilfahrung 
ohne Genehmigung des Oberbergamtes bereits eingeführt if, muß 
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diefe Genehmigung gemäß $. 1 nachgeholt werden. Iſt letztere bis 
zum 1. Januar 1868 nicht ertheilt, jo darf die Seilfahrung nicht 
fortgejfeßt werden, mwidrigenfall3 $. 9 auch hierauf Anwendung findet. 
Breslau, den 29. Juli 1867. 
Königliches Oberbergamt. 


3. Bergpolizei-Berordnung der Ober-Berg- und Salzweifs- 
Direftion zu Cafjelvom 16. Auguft 1867, betreffend die 
Nadhtragung von Grubenbildern. 


Auf Grund des $. 197 und im Anſchluß an $.72 des Allge- 
meinen Berggejeßes dom 24. Juni 1865 verordnen wir für den 
ganzen Umfang unſeres VBerwaltungsbezirks, was folgt: 

$. 1. Die regelmäßige Nachtragung des Grubenbildes ($. 72) 
muß bei jedem betriebenen Bergwerke mindeftens einmal, bei 
unterirdijch bebauten Bergwerfen aber, welche das ganze Jahr 
hindurch im Betriebe ftehen, mindeftens zweimal in jedem Kalen— 
derjahre erfolgen. 

$. 2. Tagegebäude, Waſſerbaſſins, Eifenbahnen, Chaufjeen, 
Wege und alle Gegenftände der Tagesfituation, auf deren Erhal- 
tung beim Grubenbetriebe Rüdficht genommen werden muß, ſind 
ebenjo, wie die Grenzen der zur Erhaltung diejer Gegenjtände von 
der Bergbehörde feitgeftellten Sicherheitspfeiler unverzüglid und 
unabhängig von den im $. 1 für die Nachtragung der Grubenbilder 
feitgejegten Friften zu Riffe zu tragen. 

8. 3. Wenn auf einer Grube der Betrieb eingeftellt wird, jo 
muß jedesmal vorher die vollftändige Nachtragung des Grubenbildes 
erfolgen. Ebenſo müſſen alle einzelnen unterirdifchen Baue, bevor 
fie durd) den Abbau oder auf andere Weife aufgehoben werden, voll- 
ſtändig zu Riſſe gebradt fein. 

$. 4. Der Revierbeamte ift befugt, bei einzelnen Gruben für 
die periodiiche Nachtragung des Grubenbildes ſowohl längere Friften 
zu gewähren, als auch fürzere Frriften zu beftimmen. 

Hierdurch wird die Befugniß des Nevierbeamten, im ſicherheits— 
polizeilihen Intereſſe die fofortige Nachtragung des Grubenbildes 
im einzelnen Falle anzuordnen, nicht ausgejchloffen.. 

$. 5. Gleichzeitig mit der Nachtragung des auf dem Berg: 
werfe jelbjt aufbewahrten Exemplars des Grubenbildeg muß die 
Nachtragung des an die Bergbehörde abgelieferten amtlichen Riß— 
eremplar3 erfolgen. 

$. 6. Uebertretungen diefer Polizei-Verordnung werden nad 
8. 208 des Allgemeinen Berggejeges mit Geldbuße bis zu fünfzig 
Thalern beitraft. 

Gafjel, den 16. Auguft 1867. 

Königliche Ober-Berg: und Salzwerf3-Direftion. 


Bonn, Drud von Garl Georgi. 


Berggeleßgebung. 


1. Allgemeine Kergpolizei-Verordnung für den Derwaltungsbezirk 
des Königlichen Oberbergamts zu Konn. !) 


Auf Grund der 88. 196 und 197 des Allgemeinen Berggeſetzes 
vom 24. Juni 1865 verordnet das unterzeichnete Oberbergamt für 
den ganzen Umfang feines Berwaltungsbezirks, was folgt: 


I. Siderung der Grubenbaue. 
1; 


Sämmtliche unterirdiihe Grubenbaue müffen bei der Anlage 
gegen ein Hereinbrechen des Geſteins hinreichend ficher geftellt und, 
jo lange fie benußt werden, in fiherem Zuftande unterhalten werden. 

Der jogenannte Tummelbau bei der Braunfohlengewinnung 
bleibt unterjagt. 

$. 2. 


In Tagebauen find die Böſchung, die Höhe und Breite der 
Abraum- und WAbbauftrojien jo einzurichten, wie dieg der Schub 
der Oberfläche und die Sicherheit der Arbeiter erfordern. 

$. 3. 

Reifenſchächte find im feitheriger Einrichtung bei denjenigen Ge— 
winnungsarten, bei welchen diejelben bisher üblich waren, auch ferner 
gejtattet, wenn die Anlage durch den Betriebsplan (8. 67 des Berg- 
gejeßes) vorgeſehen ift. 

8. 4. 


Bei den unter dem jüngeren, waflerreihen Gebirge bauenden 


1) Der befjeren Ueberficht wegen werben wir die BergpolizeisVerordnungen 
von jet an regelmäßig in den erjten Abjchnitt aufnehmen. Die Herausg. 
Zeitjchr. f. Bergreht, Band VII. 4. 28 
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Bergmwerfen muß unter der Auflagerungsebene de3 Erſteren ein 
Sicherheitäpfeiler von hinreihender Mächtigfeit zur Verhütung von 
Waſſerdurchbrüchen unverrigt ftehen bleiben. 

An der Markicheide zweier Tiefbauanlagen innerhalb des Stein- 
fohlengebirges muß, fofern diejelben fi nicht zu einer gemeinjchaft- 
lichen Wafferhaltung geeinigt haben, unterhalb der Sohle der tiefiten 
natürlichen Waſſerlöſung ein Sicherheitspfeiler. von mindeftens fünf 
Lachter Stärke, rehtwinfelig gegen die Markicheide gemeſſen, auf jeder 
Seite ftehen bleiben. 

Bei den Hinfihtlic der Sicherheitspfeiler Schon durch die Con— 
ceſſionsurkunden oder durch anderweitige Anordnungen für einzelne 
Bergierfe getroffenen Beitimmungen behält es jein Bewenden. 


5. 5. | 
Bohrlöcher und Schächte jeder Art, welche durch das jüngere, 
waſſerreiche Gebirge in das Steinfohlengebirge niedergebracht werden, 
find derartig einzurichten und abzufchliegen, daß die oberen Waller 
nicht durch diefelben in das Steinfohlengebirge eindringen Tönnen. 


$. 6. 

Bei dem Betriebe von Grubenbauen, in deren Nähe Stand- 
waſſer oder jüngeres, waſſerreiches Gebirge befannt oder zu ver- 
muthen find, muß durch VBorbohren und andere zmwedentiprechende 
Siherungsmaßregeln der Gefahr eines plötzlichen Waſſerdurchbruches 
vorgebeugt werden. 

In diefen Fällen müſſen bejondere Bohrtabellen geführt werden, 
in welche die Zahl, Stellung und Tiefe der Bohrlöcher täglich ein- 
zutragen find. 


Schächte und Gejenfe. 


8. 7. 

Alle Deffnungen der Schächte und Gefenfe ſowie alle Zugänge 
zu denjelben unter oder über Tage find derartig abzujperren, daß 
Niemand ohne Oeffnung des Verſchluſſes in den Schachtraum ges 
langen fann. 

$. 8. 

Gezähftüde, Holz, Steine und andere loje Gegenftände dürfen 
nur in folder Entfernung von Schächten und Geſenken niedergelegt 
und geduldet werden, daß ein Hinabfallen derjelben in letztere nicht 
erfolgen kann. 


⸗ 
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8.9. 
Bremöberge, Bremöſchächte, Rolllöcher, Lichtlöcher und Neberhauen, 


Alle Oeffnungen und Zugänge der Bremsberge, Bremsſchächte, 
Rolllöcher, Lichtlöher und Ueberhauen jind derartig abzufperren, 
daß Niemand ohne eigene Schuld in diejelben Hinabftürzen kann. 

Münden ſolche Grubenbaue direft in eine Förderftrede ein, jo 
ift die Befahrung der Lebteren durch geeignete Vorrichtungen (Um— 
bruchsort, Verſchlag u. j. mw.) ficher zu ftellen. 


I. Förderung. 
Förderung in Schächten nnd Gejenfen. 


8. 10. 


Bei der Förderung in Schädhten und Gefenfen ift die Verbin- 
dung zwijchen Förderſeil und Fördergefäß jo herzuftellen, daß eine 
zufällige Löſung derjelben nicht ftattfinden kann. 

8.11: 

In Förderſchächten, welde eine ſolche Teufe beſitzen, daß die 
gegenfeitige VBerftändigung der Arbeiter an den Anjchlagspunften 
und an der Hängebanf durch Zurufen nicht deutlich erfolgen fann, 
müſſen zwedmäßig conjtruirte Signalvorridtungen vorhanden fein, 
welche gejtatten, zwijchen den einzelnen Anjchlagspunften unter ein- 
ander und mit der Hängebank Zeichen zu wechjeln. 


8. 12. 

Sämmtlihe Förderungsvorrichtungen, welche mittelft Dampf- 
fraft in Bewegung gejeßt werden, müljen mit einer auf der Seil- 
korbachſe befindlichen Bremsvorridtung verjehen fein. Dieje Vor— 
richtung muß jo eingerichtet jein, daß der Majchinenwärter, ohne 
die Steuerung zu verlafjen, diejelbe jowohl während des Ganges 
der Mafchine, als auch beim Stilljtande der Yeßteren in und außer 
Wirkſamkeit jegen Tann. 

Wo bei bereit3 vorhandenen Maſchinen eine andere Bremsvor— 
rihtung feither geitattet war, kann diejelbe beibehalten werden. 


8. 18. 


Mährend der Förderung ift das Betreten der Fördertrümmer 
unterjagt. 
An jedem Anſchlagspunkte find die zur Sicherung der Arbeiter 
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erforderlihen Fülldrter und, wenn eine Verbindung der gegenüber- 
ftehenden Schadhtjeiten nöthig ift, zweckentſprechende Umbruchsftreden 
herzurichten. 

8. 14. 

Allen über der Mündung von Schächten und Geſenken ange— 
brachten Haspelvorrichtungen muß eine ſolche Einrichtung gegeben 
werden, daß das Abziehen und Einhängen der Fördergefäße ohne 
Gefahr für die damit beſchäftigten Arbeiter erfolgen kann. 

Jeder Haspel muß mit Vorſtecknägeln oder einer anderen ſicheren 
Sperrvorrichtung verſehen ſein. 

8. 15, 

Werden bei dem Einbau dom Pumpen oder bei dem Herab— 
lafjen anderer ſchwerer Stüde in Schächten Kabel angewandt, jo 
müſſen leßtere mit Bremſe, Sperrklinfen und doppeltem Eingriff 
(zwei Rädern und zwei Getrieben für dafjelbe Vorgelege) verjehen jein. 


8. 16. 
Förderung in Bremöbergen und Bremöſchächten. 


Die Bremswerfe müffen mit einer zuderläffigen Bremsvorrichtung 
verſehen fein. 


II. Yahrung. 
Fahrung in Schächten. 
8. 17. 


Auf jedem Bergwerke, in welchem die Befahrung nicht aus— 
ſchließlich durch Stollen oder einfallende Strecken ſtattfindet, muß 
mindeſtens ein von allen Punkten des Grubengebäudes ohne Gefahr 
erreichbarer, mit Fahrten verſehener Schacht vorhanden fein. 

Mo bei Ziefbauten durch das Aufgehen der Wafler in der 
tiefiten Sohle eine Abſchließung des Fahrſchachtes von den Gruben- 
bauen eintreten kann, muß zur Sicherheit der Arbeiter ein zweiter 
Zugang zu dem Fahrſchachte mindeftens vier Lachter oberhalb der 
tiefften Sohle vorhanden fein. 


8. 18. 


Bildet ein Fahrſchacht nur eine Abteilung eine auch zu 
anderen Zweden dienenden Schachtes, jo ift der Fahrſchacht von den 
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übrigen Abtheilungen dur Cinftrihe und Bekleidung derartig ab- 
zufcheiden, daß die Fahrenden vor Beihädigung gefichert find. 

Dient bei Heinen Schächten der Förderraum zugleih als 
Fahrſchacht, fo ift das Fahren mährend der Förderung gänzlich) 
unterjagt. 

8. 19. 

In allen Fahrſchächten von mehr als fiebenzig Grad Neigung 
müffen in Abjtänden von höchſtens fünf Lachtern Ruhebühnen an- 
gebracht fein. 

Dieje Beitimmung findet feine Anwendung auf Reifenſchächte 
ſowie auf joldhe enge und nicht tiefe Schächte, in welchen faigere 
Fahrten ohne Gefahr benußgt werden können. 


8. 20. 

Sämmtlihe Fahrten müffen hinlänglich ftarf conftruirt und 
dauerhaft befeitigt jein. 

An der Hängebanf jowie an jeder Ruhebühne müfjen entweder 
die Fahrten wenigſtens drei Fuß herporftehen oder feite Handgriffe 
angebracht fein. 

Seilfahrt. 
8. 21. 

Die Benußung des Seiles zum Ein- und Ausfahren in Ma- 
Ihinenihächten bedarf der Erlaubniß des Oberbergamts, welches die 
Bedingungen und SicherheitSmaßregeln nad) Vernehmung des Berg: 
mwerfsbefigerö oder des Repräfentanten feitjebt. 


8. 22. 

Bon dieſer Erlaubniß darf erjt Gebrauch gemacht werden, 
wenn die Ausführung der Bedingungen und Sicherheitsmaßregeln 
(8. 21) an Ort und Stelle geprüft und die Benußung der Seil: 
fahrt für zuläffig erflärt worden ift. 


8. 23. 

Das Seil, die Befeftigung defjelben am Seillorbe und am 
Fördergefäße ſowie leteres ſelbſt müſſen täglich vor, der Benutzung 
zur Seilfahrt von einer damit betrauten, zuverläſſigen Perſon auf 
ihre Haltbarkeit unterſucht, und dabei muß das Seil vor deren Augen 
wenigſtens einmal im Schadte langjam auf und abgewunden 
werden. 

Wenigſtens ein Referve = Fahrfeil ift ftet3 auf dem Bergmwerfe 
borräthig zu halten. 
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8. 24. 

Der MWärter, welcher die bei der Seilfahrt benugte Majchine 
lenkt, ift für die Beachtung der vorgeichriebenen Sicherheitsmaßregeln 
(8. 21), ſoweit fie ji auf den Betrieb der Machine beziehen, ver: 
antwortlid. 

S. 25. 

Bei dem jedesmaligen Ein= oder Ausfördern der Belegjchaft 
muß ein zuverläffiger Auffeher zugegen jein, welcher für die Auf: 
rehhthaltung der Ordnung, bejonders bei dem Ein- und Ausſteigen, 
verantwortlich ift und deſſen Anordnungen alle Fahrende Folge zu 
leiften haben. 

8. 26. 

Die Namen der in den 88. 23, 24 und 25 aufgeführten Per— 
fonen ſowie die bei der Seilfahrt zu befolgende Fahrordnung 
müſſen ftet3 am Schachte angeſchlagen jein. 

8. 27. 

Es ift verboten, auf einem beladenen Fördergefäße aus- oder 
einzufahren. | 

Es ift verboten, in einem und demjelben Schadttrunme Men: 
ſchen und gleichzeitig Erze, Kohlen, Berge oder Materialien zu fördern. 


Fahrkünfte. 


8. 28. 

Die Anwendung einer Fahrkunft zum Ein- und Ausfahren der 
Belegihaft bedarf der Erlaubnik des Oberbergamts. 

Hinfichtlich diefer Erlaubnig und der Inbetriebfegung der Fahr— 
funft finden die SS. 21 und 22 Anwendung. 

Die bei dem Fahren auf der Fahrkunft zu befolgende Fahr: 
ordnung muß ſtets am Schachte angefchlagen fein. 

8. 29. 

Bei allen fünftig anzulegenden Fahrlünften müſſen im Schadte 
gewöhnliche Fahrten derart angebracht werden, daß der YFahrende 
während der Ruhepaujen oder des Stilfftandes der Kunſt gefahrlos 
auf die Fahrten übertreten kann. 


8. 30. 
Fahrung in Bremäbergen, Bremsihädhten und Rolllöchern. 
Alle in Betrieb ftehende Bremsberge, Bremsſchächte und Roll: 
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löcher, welche zur Förderung von mehreren Betriebspunften dienen, 
müſſen bejondere Fahrüberhauen oder Yahrabtheilungen befiten, 
damit die Arbeiter nicht gezwungen find, in der Förderabtheilung 
zu fahren, um bor ihre Arbeit zu gelangen. 

Das Befahren der Bremsberge, Bremsihädte und Rolllöcher 
außerhalb der Yahrabtheilung ſowie das Weberjchreiten derjelben iſt 
während der Förderung unbedingt unterjagt. 


8. 81. 
Fahrung in Streden mit majdineller Forderung. 

Das Fahren in horizontalen Streden, in welchen Förderung 
mittelit Maſchinen ftattfindet, ijt während der Förderung nur dem 
Dienſt- und Auffichtsperjonal geftattet. 

Auch iſt in ſolchen Streden eine Signalvorrihtung anzubringen, 
mitteljt welcher von jedem Punkte der Strede dem Majchinenmwärter 
Zeichen gegeben merden fünnen. 


IV. MWetterführung. 
8. 32. 

Bei allen Bergmwerfen muß für ausreichenden Wetterwechjel der— 
artig geſorgt jein, daß ſämmtliche in Betrieb ftehende Arbeitspunfte 
und die zu befahrenden Streden unter gewöhnlichen Umjtänden fi) 
in einem zur Arbeit und Befahrung geeigneten Zuftande befinden. 


8. 93, 

Alle Zugänge zu nicht belegten Betriebspunften von Bergwerfen, 
in welchen jchädliche Wetter irgend einer Art vorfommen, find derar- 
tig abzujperren, dab Niemand ohne Deffnung des Abjchlufjes diefel- 
ben betreten Tann. 

Vor der Wiederbelegung derjelben muß die Gefahrlofigkeit von 
dem verantwortlichen Betriebsbeamten durch Unterfuhung feſtgeſtellt 
werden. 

Das unbefugte Betreten derartig abgejperrter Grubenbaue ift 
unterfagt. 

Sicherung gegen ſchlagende Wetter. Sicherheitslampen. 
8. 34. 

Auf jedem Steinkohlenbergmwerfe müfjen zweckmäßig conftruirte 
Sicherheitslampen von guter Beihhaffenheit, welche ein willführliches 
Deffnen nicht geftatten, in ausreichender Zahl und, jo lange fich 
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Ichlagende Wetter noch nicht gezeigt haben, deren mindeftens zmei 
vorhanden jein. 
8. 35. 

Ale Theile eines Grubengebäudes, in welchen jchlagende Wetter 
borfommen oder zu bejorgen find, müffen vor dem Anfahren der Be- 
legſchaft durch beſonders damit beauftragte, zuverläffige Perfonen mit 
der Sicherheitslampe unterfucht werben. 

Nah dem Ergebniß dieſer Unterfuhung hat der verantwortliche 
Betriebsbeamte zu beftimmen, welche Grubenbaue 

1) mit der offenen Lampe, 
2) nur mit der Sicherheitslampe und 
3) gar nicht betreten werden dürfen. 

Die zu 2 bezeichneten Baue müſſen dur befondere Zeichen 
hinreichend kenntlich gemacht, die zu 3 bezeichneten dagegen gänzlich 
abgejperrt werden. 

$. 36. 

Ergiebt fich bei der Unterfuhung der Grubenbaue ($. 35) die 
Gefahr einer mweiteren Verbreitung der jchlagenden Wetter, oder tritt 
an irgend einem Arbeitspunkte während der Arbeit eine außergemöhn- 
liche Entwidelung ſchlagender Wetter ein, jo hat der verantwortliche 
Betriebsbeamte die zur Bejeitigung der Gefahr erforderlihen Vor— 
fehrungen fofort zu treffen. 

8. 37. 

Für jedes Bergwerk, in welchem ſchlagende Wetter auftreten, ift 
bon dem Bergwerksbeſitzer, Repräfentanten oder Betriebsdireftor ein 
Reglement zu exlaffen, welches Beftimmungen trifft: 

über die Art und Weiſe, wie und durch welche Perfonen die Un» 
terfuhung der Grubenbaue auf fehlagende Wetter zu bewirken ift; 

über die Bezeichnung jolher Streden und Derter, welche nur mit 
der Sicherheitälampe betreten werden dürfen ; 

über die Aufbewahrung, Inftandhaltung und Revifion der Sicher- 
heit3fampen und die damit zu beauftragenden Perfonen; 

über das Anzünden und Auslöfchen, das Oeffnen und den Ver: 
ſchluß der Sicherheitslampen ; 

über die Vorſichtsmaßregeln bei dem Gebraude der Lehteren und 
bei der Schießarbeit. 

Diejes Reglement unterliegt der Betätigung des Oberbergamts 
und muß durch Berlefen und Aushang auf dem Werke der Beleg- 
ſchaft befannt gemacht werden. 
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Wird auf ergangene Aufforderung das Reglement nicht vorge— 
fegt, jo wird jolches von dem Oberbergamte erlaſſen. 

Die Beltimmungen des Reglements hat jeder, welcher auf dem 
Werke beichäftigt iſt oder daſſelbe befährt, zu beobachten. 


8. 38. 


Wo auf Steinkohlenbergwerfen mit jchlagenden Wettern Wetter: 
öfen benußt werden, darf der ausziehende Wetterſtrom nicht mit der 
offenen Flamme in Berührung fommen. 

Auch muß bei dem Wetterofen die Einrichtung getroffen fein, 
daß dem Heizer nicht durch jchlagende oder brandige Wetter die Aus— 
fahrt abgejehnitten wird. | 

Die Anwendung offener Feuerkörbe ift auf Bergmwerfen mit jehla= 
genden Wettern unbedingt unterjagt. 


8. 39. 


Das Vorbohren in Bergmwerfen mit jehlagenden Wettern ift nur 
bei der Sicherheitslampe geftattet. 


i 8. 40. 


Bei der Schießarbeit dürfen an Orten, mo mit der Sicherheits: 
lampe gearbeitet wird, zum Anzünden der Schüffe nur joldhe Zünd- 
mittel benußt werden, welche nicht mit Flammen brennen. 


8. 41. 


In allen Grubenräumen, wo bei der Sicherheitälampe gearbeitet 
wird, it das Mitführen von offenen Grubenlampen, Tabaföpfeifen 
und Feuerzeugen — außer Stahl, Stein und Schwamm — unterfagt. 


8. 42. 
Sicherung gegen ftidende Wetter. 

Alle Grubenbaue, insbejondere Schächte, Geſenke und Tiefbau, 
welche nicht mit anderen,‘ friiche Wetter führenden Bauen in Verbin- 
dung ftehen, müffen vor dem jedesmaligen Anfahren der Belegichaft 
bon dem Betrieb3beamten oder einem zuverläjfigen Arbeiter auf das 
Borhandenfein ftidender Wetter mit brennendem Licht unterfucht werden. 

Das Betreten folder Baue vor der Unterfuhung ſeitens der 
Arbeiter ift verboten. 

Zeigen fich jtidende Wetter, jo darf das Einfahren erjt nad 
deren vollſtändigen Bejeitigung gejtattet werden. 
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V. HSäuerarbeiten. 
Schießarbeit. 
8. 43. 
Die zur Schießarbeit nothwendigen Zündſtoffe müſſen in einem 
mit feſtem Verſchluſſe verſehenen Behälter mitgeführt und in ange— 
meſſener Entfernung vom Arbeitspunkte aufbewahrt werden. 


8. 44. 


Das Schießen ohne Patronen ift unterjagt. 

AS Bejagmaterial dürfen nur Lettennudeln oder ſonſtige Ma— 
terialien, welche feine Funken reißen, verwendet werden. 

Die Anwendung eiferner Raumnadeln ift unterfagt. 

8. 45. 

Bor dem Anzünden eines jeden Schuſſes it den in der Nähe 
befindlihen Perſonen durch den lauten Ruf: „Es brennt!” Kenntniß 
zu geben. 

8. 46. 

Das Wiederausbohren eines mit Pulver bejegten Bohrlochs iſt 
unterſagt. 

8. 47. 

Beim Anfertigen der Patronen ſowie beim Beſetzen und Weg— 
thun der Schüſſe iſt das Tabakrauchen verboten. 


8. 48. 


Wo ein Grubenbau einen hinreichenden und nahe genug gelege— 
nen Ort zur Sicherung der Arbeiter gegen den Schuß nicht darbietet, 
it ein ſolcher auf fünftliche Weife in ausreichender Entfernung vom 
Arbeitspunkte zu beichaffen. 

$. 49. 

Die 88. 43, 44, 45, 47 und 48 find auch für die Verwendung 
von Sprengöl (Nitroglycerin) maßgebend, unbejchadet der durch be= 
jondere polizeilihe Anoronungen noch zu treffenden Beftimmungen. 


$. 50. 
Schrämarbeit. 


Bei allen Schrämarbeiten müſſen die verſchrämten Stöße durch 
Verſpreitzung oder durch Stehenlafjen Heiner Pfeiler im Schrame hin— 
reichend gegen ein vorzeitiges Niedergehen gefichert werden. 


Bergpolizei-Verordnung vom 8. November 1867. 443 


VI. Nachtragung der Grubenbilber. 


8. 51. 

Die regelmäßige Nachtragung der Grubenbilver (8.72 des Berg— 
gejebes) muß bei jedem betriebenen Bergwerfe mindeitens jährlich, 
bei Steinfohlenbergmwerfen mindeitens halbjährlich ftattfinden, jomeit 
nicht durch bejondere Anordnungen andere Friſten feitgeftellt werben. 

Bei der Einftellung des Betriebes muß jedesmal eine vollitändige 
Nachtragung erfolgen. 


VID. Aufbereitung. 
8. 2. 


Alle Eigenthümer von Bergmwerken, welche zum Zwecke der Aufberei- 
tung ihrer Erze oder Kohlen bejondere Anitalten errichten, müſſen min= 
deſtens vier Wochen vor Eröffnung des Betriebes diefer Anftalten eine 
Anzeige hierüber bei dem Oberbergamte einreichen. Diefer Anzeige muß 
eine kurze Beichreibung der Anftalt und der Dertlichkeit beigefügt fein. 


8. 58. 

Bei jeder Aufbereitungsanftalt müfjen entweder die benußten 
trüben Waſſer wieder zur Aufbereitung zurüdgeführt, oder e3 müffen 
die zur Abwendung von Beihädigungen erforderliden Abklärungs— 
borrihtungen, Klärfümpfe, Sand» und Schlammfänge in zureichender 
Zahl und Größe angelegt werben. 


8. 54. 

Die Klärfümpfe und Teiche, Sand» und Schlammfänge müfjen, 
ehe fie gefüllt find, ausgeichlagen und die Sand» und Schlammhal— 
den gegen ein Yortführen durch Wind und Waller mitteljt Lehm— 
oder Raſenbedeckung oder durch feite Dämme, Flecht- oder Krippwerk 
gefichert werden. Die Lage der Aftern und Halden muß derartig 
bon Bächen und anderen natürlichen MWafferläufen entfernt jein, daß 
ein Abjpülen derjelben auch bei Fluthzeiten nicht jtattfinden Tann. 

Die Hinfichtlih der Benutzung einzelner Wafjerläufe bejtehenden 
bejonderen Berordnungen bleiben bis auf Weiteres in Sraft. 


VII Schlußbeftimmungen. 
$. 55. 


Bei Arbeiten unter Tage dürfen weibliche Arbeiter nicht bejchäf- 
tigt werden. 
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8. 56. 
Alle Arbeiter, welche ihre Beihäftigung in die Nähe umgehender 
Mafchinentheile führt, dürfen während der Arbeit nur jolche Kleidung 
tragen, deren Theile dem Körper enge anliegen. 


8. 57. 


Mit Erlaß der gegenwärtigen Verordnung treten fämmtliche, bis— 
her für den ganzen Oberbergamt3bezirk oder für einzelne Theile des— 
jelben gültige BergpolizeisVerordnungen außer Kraft. 

Auf die linksrheiniſchen Dachſchiefer- Traß- und unterirdiſch be— 
triebenen Mühlſtein-Brüche finden die für dieſelben erlaſſenen beſon— 
deren Verordnungen Anwendung. 


8. 58. 


Uebertretungen der gegenwärtigen Verordnung unterliegen der 
Verfolgung und Beſtrafung nach den 88. 208 und 209 des Berg— 
geſetzes vom 24. Juni 1865. 

Bonn, den 8. November 1867. 

Königlides Oberbergamt. 


2. Erläuternde Bemerkungen 
zu der BergpolizeisVBerordnung vom 8. November 1867. 


Bon Braffert. 


I 


Im 8.245 des Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 ift beftimmt: 
„Die bisher von den Bergbehörden erlajjenen Bergpolizeiverord- 
nungen bleiben, joweit fie nicht mit dem gegenwärtigen Geſetze 
in Widerſpruch ftehen, in Kraft.“ 

Dieje Beitimmung war nothwendig, um die Handhabung der 
Bergpolizei vor einer bedenklichen Unterbrechung durch die Dazwi- 
Ihenfunft des Berggeſetzes zu bewahren und die Oberbergämter nicht 
in die Lage zu verſetzen, die Lüde, welche durch eine generelle Auf- 
hebung der von dem Berggejeße vorgefundenen bergpolizeilichen Vor— 
Ihriften entftanden fein würde, fofort durch eine Reihe neuer Be— 
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flimmungen wieder ausfüllen zu müfjen. Andererfeit3 beftand darüber 
fein Zmeifel, daß der Erlaß des Berggeſetzes zugleich eine Umgeftal- 
tung des bisherigen Bergpolizeirecht3 im Gefolge haben müſſe. Längſt 
hatte man leßteres al3 mangelhaft und der ſachlichen wie formellen 
Berbefjerung bebürftig anerfannt; jetzt kam das Bedürfniß Hinzu, 
die Älteren Bergpolizeiverordnungen mit den zum Theil abweichen- 
den Anfchauungen und Grundfäßen des Berggefeges überall in Ueber 
einftimmung zu bringen. Daher war auch bereit in den „vorläu= 
figen“ Entwurf eines Berggejeßes vom Jahre 1862 die Beftimmung 
aufgenommen (8.175), daß die Bergpolizeiverordnungen einer Repifion 
unterworfen werden jollten, und wenngleich jpäter davon abgegangen 
wurde, eine ſolche Anordnung im Geſetze ſelbſt zu treffen, jo wieder— 
holten doch die Regierungsfommiffarien in der Kommiſſion des Ab- 
geordnnetenhaufes die Erklärung, daß eine Abänderung und Kodifi— 
fation der zur Zeit noch bejtehenden bergpolizeilihen Vorſchriften 
für erforderlich zu erachten jei. (Komm.-Beriht ©. 105; Zeitſchrift 
für Bergrecht Bd. VI ©. 366.) 

Bon derjelben Anficht geleitet, nahm hiernächſt das Oberberg 
amt zu Bonn für feinen Verwaltungsbezirk die Umgejtaltung des 
Bergpolizeirecht3 auf Grund des $. 197 des Berggejeßes in Angriff 
und hat diefelbe nach eingehenden Vorarbeiten nunmehr durd) die 
Allgemeine Bergpolizeiverordnung vom 8. November 1867 einftweilen 
zum Abſchluſſe gebracht. 

Während in den Bezirken der übrigen Oberbergämter der Bo— 
den für ein eigentliches Bergpolizeirecht erſt durch die Nodellengejeß- 
gebung jeit dem Jahre 1851 allmählig geebnet wurde und da3 
Berggejeß daher dort eine noch unfertige Entwidelung vorfand, 
welche gegenwärtig unter der Einwirkung diejes Gejeßes ihren Fort— 
gang nimmt, waren befanntlid in dem Bezirke des Oberbergamts 
zu Bonn ſchon früher die Vorbedingungen für ein jelbititändiges 
Bergpolizeirecht vorhanden, und es hatte ein ſolches ſich denn aud) 
während eines fünfzigjährigen Zeitraumes ausgebildet. Wie die 
Bearbeitung deffelben durh Dr. Achenbach — Die Bergpolizei= 
Vorſchriften des Rheiniſchen Hauptbergpiftriktes, Köln 1859 — ver— 
anihaulicht, ergingen vor und nad) über die verfchiedenen Gegenftände 
der Bergpolizei theil$ für den ganzen Bezirk, theil$ getrennt für die 
links- und rechtsrheiniichen Yandestheile, theils für kleinere Bezirke 
oder einzelne Werke und Werfsfomplere zahlreiche Vorſchriften, welche 
in Beziehung auf die erlaffenden Behörden, die Art der Abfaſſung, 
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die Form der Publikation 2c. wieder von einander ſehr abwichen und 
in ihrer Gejammtheit feineswegs ein einheitliches Ganze bildeten. 
Noch weniger entſprach diejer mafjenhafte Stoff den Anforderungen 
de3 praftijchen Lebens, für welches nur einfache, faßliche und leicht 
zu überjehende Vorſchriften brauchbar find. Konnte doch eine ge- 
nügende Bekanntſchaft mit allen geltenden Bergpolizeiverordnungen 
faum bei den Bergbeamten und Wertsdirektoren, geſchweige denn bei 
dem Auffichtsperfonal der vielen Keinen Gruben gejucht werden, und 
doch waren die Betriebsführer ohne Ausnahme dur das Berggefek 
(8.76) für die Befolgung der berpolizeilihen Vorſchriften verant- 
wortlih gemadt. Die Bergbautreibenden des Bezirkes und ihre 
Angeftellten durften daher mit Recht erwarten, daß die Reform der 
bergrehtlichen Verhältniffe nicht vor der Bergpolizei ftehen bleibe, 
zumal bereit$ durch das Berggejeß jelbjt der frühere Rechtszuſtand 
weſentlich alterirt und eine Anzahl älterer Bergpolizeiverordnungen 
entweder gänzlich oder in einzelnen Beltimmungen, namentlich auch 
in den Strafbeitimmungen ($. 208), außer Kraft geſetzt war. 

Dur die im Laufe des Jahres 1867 erfolgte Ausdehnung des 
Dberbergamtsbezirfes auf das vormalige Herzogthum Nafjau, die 
Oberheſſiſchen Gebietötheile, die Landgrafſchaft Heffen-Homburg und 
das Gebiet von Frankfurt erweiterte fich die Aufgabe. Es fanden 
fih überhaupt nur in den Nafjauifchen Bergrevieren einzelne allge: 
mein gültige Bergpolizeivorfähriften vor, und dieje ftanden nad Ein- 
führung des Berggefeßes nicht mehr im Einklang mit der veränderten 
Geſetzgebung. Die neuen Landestheile mußten daher mit berüdjich- 
tigt werden, und hierbei ftellte ji) die Möglichkeit Heraus, das wün— 
ſchenswerthe Ziel einer für den jebigen ganzen Bezirk des Ober— 
bergamt3 gemeinfamen Bergpolizeiverordnung zu erreichen. 

Nach 8. 197 des Berggeſetzes beichränft fich die Befugniß der 
Oberbergämter zum Erlaß von Polizeiverordnungen auf dieim $. 196 
dafelbjt bezeichneten Gegenjtände, nämlich die Sicherheit der Baue, 
die Sicherheit des Leben und der Gefundheit der Arbeiter, den Schuß 
der Oberfläche im Intereſſe der perjönlichen Sicherheit und des öffent- 
lichen Verkehrs, ſowie den Schuß gegen gemeinfhädliche Einwirkungen 
des Bergbaues. Der Erlaß polizeiliher Borjehriften über andere als 
die vorſtehenden Gegenftände, weiche den Inbegriff der Bergpolizei im 
eigentlihen Sinne ausmachen, gehört nicht zum Reſſort der Ober- 
bergämter, auch wenn der Bergbau hiervon mit betroffen wird; in 
Fällen der letzteren Art jind die Intereſſen des Bergbaues durd) 
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eine begutachtende Thätigkeit der Bergbehörde, durch Ertheilung ihres 
ſachkundigen Beiraths wahrzunehinen. 

Dieſe Begrenzung der oberbergamtlichen Kompetenz mußte auch 
bei der Reviſion der älteren Polizeivorſchriften und bei der Auswahl 
des in die neue Polizeiverordnung aufzunehmenden Stoffes maßge- 
gebend jein. Außerdem war zu berüdjichtigen, daß der Abänderung 
oder Aufhebung nur adminiftrative, nicht aber mit Geſetzeskraft ver- 
jehene Borjehriften unterworfen werden durften. Es ſchieden demnad) 
hier von vornherein zwei für den Bergbau jehr wichtige Materien aus, 
nämlich die theils in Geſetzen, teils in Minifterialverordnungen ent= 
haltenen Beitimmungen über die Beihäftigung der jugendlichen Ar— 
beiter und über die Anlage und den Betrieb von Dampfkeffeln !). 


1) Es find demnad in Kraft geblieben: 
1. Die geſetzlichen Beitimmungen und minifteriellen Berordnungen über die Bes 
Ihäftigung jugendlider Arbeiter in Fabriken, namentlich 
das durch Allerhöchite Kabinetsorder vom 6. April 1839 zum Geſetze er— 
hobene Negulativ vom 9, März 1839; 
— Geſetz-Sammdung von 1839 S. 166 — 
das Geſetz, betreffend einige Abänderungen dieſes Regulativs, vom 16. Mai 
1853 ; 
— Gejeg- Sammlung von 1853 ©.225 — 
die Minifterial-Anmweifung in Bezug auf die Ausführung des vorftehen- 
den Gejeges, vom 18: Auguft 1853 ; 
— Minift.-Blatt für die innere Verwaltung von 1853 ©. 198, 
Zeitichrift für das Berg: Hütten u. Salinenwejen ꝛc. Bd. II S. 274 — 
der Miniſterial-Erlaß, betreffend die Beihäftigung jugendlicher Arbeiter in 
Berg- Hütten» und Pochwerken, vom 12. Auguft 1854; 
— Minift.-Blatt für die innere Verwaltung von 1854 ©. 185; Zeit: 
jchrift für das Berg- Hütten: u. Salinenwejen Bd. II S. 278 — 
Vergl. aud: Achenbach, BergpolizeisVorjchriften ꝛc. ©. 167 ff. 
die Verordnung, betreffend die Cinführung des Negulativs vom 9. März 
1839 und des dafjelbe abändernden Gejetes vom 16. Mai 1853 in die neu 
erworbenen Yandestheile, vom 22. September 1867; 
— $ejeß- Sammlung von 1867 ©. 1572, — 

2. Die gejeglihen Beftimmungen und minifteriellen Verordnungen, welche fi) 
auf die Anlage und den Betrieb von Dampffejfeln beziehen, namentlich 
— außer den bezüglihen Borjchriften der Allgemeinen Gewerbeordnung vom 
17, Januar 1845 (Gej.-Samml. 1845 ©. 41), und des Geſehees, betreffend die 
Errichtung gewerblicher Anlagen, vom 1. Juli 1861 (Gej.-Samml. 1861 
S. 749) 

das Gejet, betreffend den Betrieb der Dampffefiel, vom 7. Mai 1856; 
— Gejeg- Sammlung von 1856 ©. 295 - 
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Es würde ferner nicht zufäffig gemwefen fein, durd) eine einfeitig 


von dem Oberbergamte ausgehende Bergpolizeiverordnung diejenigen 
Vorſchriften außer Wirkſamkeit zu ſetzen, melde zum Schutze allge- 
meiner Landesintereffen in Bezug auf die Benugung gewiſſer natür= 
licher Waflerläufe zum Poch- und Wajchwerksbetriebe ergangen find !). 


das Negulativ zur Ausführung diejes Geſetzes, vom 23. Auguſt 1856; 
— Minift.-Vlatt für die innere Verwaltung von 1856 ©. 210, 
Zeitfchrift für das Berg: Hütten- u. Salinenwejen Bd. IV S. 175 — 

das Regulativ, betreffend die Anlage von Dampffeffeln, vom 31. Yuguft 1861; 
— Minift.-Blatt für die innere Verwaltung von 1861 ©. 176, 
Zeitihrift für das Berg- Hütten» u. Salinenweien Bd. IX S.240 — 

der Eircular-Erlaß, betreffend eine Abänderung des vorftehenden Regula- 

tivs, vom 1. Dezember 1864; 

— Minift.-Blatt für die innere Verwaltung von 1864 ©. 289, 

Zeitjchrift für das Berg: Hütten= u. Salinenwejen Bd. XII ©. 209 — 

für das Gebiet des vormaligen Herzogthums Naſſau die Verordnung 

der herzoglichen Landesregierung, betreffend die Anlage, den Gebrauch und 

die Inftandhaltung von Dampfkefleln, vom 3. September 1858; 

— Naſſauiſches Verordnungsblatt von 1858 S. 145. — 

Vergl. auch Achenbach, Bergpolizei-Vorſchriften S. 149 ff. und als 
neueite Sammlung : Geſetze und Verordnungen, betreffend die Dampf: 
keſſel- und Dampfmaſchinen-Polizei im Preußiſchen Staate. Breslau 1867. 

Die lediglih für den Saarbrüder Steinfohlenbergbau ergangenen Polizei— 


vorfchriften, welche den Schutz; des dortigen Staatseigenthums bezweden und ins— 
bejondere das Inftitut der bewaffneten Grubenwächter betreffen — vergl. Achen— 
bad, Bergpolizei-Vorſchriften S. 40 fi. —, fallen nicht unter die Gefichtspunfte 
des $. 196 des Berggeſetzes und konnten daher hier ebenfalls nicht weiter in 
Frage kommen. 


—1. 


2. 


1) Dieſe bis auf Weiteres noch gültigen Lokal-Verordnungen ſind: 
Die Polizeiordnung für die Pochwerke und Erzwäſchen am Bleiberg, vom 
30. Juni 1824; 
das polizeiliche Regulativ für die Anlegung und den Betrieb der Erzwäſchen 
am Güldenbach und an den in denſelben ſich ergießenden Bächen vom 21. 
März und 6. April 1837 nebſt Deklaration des 8. 3 dieſes Regulativs vom 
29. Januar und 10. Februar 1838; 


. das Polizeireglement für die Erz: und Eifenfteinwähchen am Vichtbach und 


den in den Vichtbacdy mündenden Bächen, vom 17. Juli 1843; 


. die Verordnung über das Erzwaichen am Eſchweiler Bache und an der Erft, 


vom 13. Oftober 1846; 


. die Verordnung der vormaligen herzoglich Naſſauiſchen Landesregierung, 


betreffend die Anlage von Braunftein- und Eiſenſteinwäſchen an der Lahn, 
vom 17. Oftober 1857. 
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Es ift zwar feineswegs zu verfennen, daß dieje älteren Vorſchriften 
größtentheils nicht mehr zu den jebigen veränderten Verhältniffen 
paſſen, aud in manden Punkten bereits durch das Berggejeß jelbft 
modifizirt worden find, und daß daher hinreichende Veranlaſſung 
vorliegt, einen Erſatz dur zeitgemäße Beitimmungen zu jchaffen 3 
allein zu einer ſolchen, von den betheiligten Bergbautreibenden leb— 
haft befürmorteten Aenderung ift die Mitwirkung der betheiligten 
Regierungen erforderlich, und das Oberbergamt hat ſich daher vor— 
behalten müfjen, dieſen die Intereſſen des Bergbaues zum Theil 
ftarf berührenden Gegenftand, unabhängig von dem Erlaffe der All— 
gemeinen Bergpolizeiverordnung, in Anregung zu bringen. 

Selbjtverftändlih mußten endlih aud die auf den Bergbau 
bezüglichen ftrafrechtlihen Beitimmungen von der vorliegenden Auf- 
gabe ausgeichloffen bleiben }). 

Wenn hiernad der zu verarbeitende Stoff nicht über die durch 
den $. 196 des Berggejehes gezogenen Grenzen hinaudgreifen 
durfte, jo waren andererjeit3 auhnoh innerhalb diefer Grenzen 
Beihränfungen vorzunehmen. 

Zunächſt bedurfte e3 nämlich feiner weiteren Beftimmungen über 
diejenigen Gegenjtände bergpolizeiliher Natur, welche bereit3 durch 
das Berggejeb jelbit geregelt worden find, wie namentlich) über die 
Stkhürfarbeiten, die Betriebspläne, die Anftellung qualifizirter Gruben 
beamten, die bei Unglüdsfällen zu ergreifenden Maßregeln, die Ar- 
beiterliften, die Zechenbücher, die Befahrung der Bergmwerfe durch 
die Bergbeamten zc. Auch ſchieden die hierauf bezüglichen älteren Po— 
lizeiverordnungen bei der Sichtung des Materials vollftändig aus, 





Bergl. die Verordnungen unter 1, 3 und 4 bei Achenbach: Bergpolizei- 
Vorſchriften S. 138 ff., wo auch die Publikation durch die Regierungs » Amts- 
blätter angegeben ift. 

Das Reglement unter 2 ift ſ. 3. nur den betheiligten Werksbeſitzern inft- 
nuirt und in die Zechenbücher eingetragen worden. 

Die Verordnung unter 5, welche dur das Naflauifche Verordnungsblatt 
von 1857 5.199 publizirt worden ift, wird vorausfichtlich jchon in der nächſten 
Zeit durch die Königliche Regierung zu Wiesbaden aufgehoben, und hiermit 
einem anerfannten Bedürfniffe zu Gunſten des Bergbaues entſprochen werben. 

1) Dahin. gehören die auch auf den Bergbau bezüglichen Beftimmungen 
des Strafgejegbudes vom 14. April 1851 (Gejeg-Samml. von 1851 ©. 101) 
und das Gejeg über die Beſtrafung unbefugter Gewinnung oder Aneignung 
von Mineralien, vom 26. März 1856 (Gej.-Samml. von 1856 ©. 203). 
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weil diefelben ſchon durch den $. 244 des Berggeſetzes außer Kraft 
gejeßt wurden "). 

Sodann konnte es nicht Aufgabe einer Allgemeinen Bergpolizeis 
berordnung fein, Vorſchriften für rein lokale Verhältniffe oder nur 
für einzelne Bergwerfe in fih aufzunehmen, zumal dem Bedürfnifje 
in folden Fällen weit zmedmäßiger und wirkſamer durch fpezielle 


1) Hierher gehören namentlich) 

1. Für den rehtsrheinijhen Theil des Oberbergamtäbezir- 
tes, ausfhließlih derHohenzollernijhen Lande und der neu 
erworbenen Landestheile: 

die bergpolizeilihe Strafordnung vom 21. Dezember 1822, foweit eins 
zelne Beftimmungen diejer in der Hauptjache ſchon vor Erlaß des Berg: 
geſetzes obfolet gewordenen Verordnung überhaupt noch als gültig ange» 
jehen werden konnten; 

die Verordnung wegen Führung der Zehbücher, vom 24. Auguft und 
19. Sepember 1836; 

die Verordnung wegen Anzeige der auf Bergwerken ꝛc. fi ereignenden 
Unglüdsfälle, vom 9. November 1836; 

die Verordnung über den Betrieb von Schürfarbeiten im Kreiſe Wetzlar, 
vom 12. November 1838. 

2. Für den linksrheiniſchen Theil des Oberbergamtsbezir- 

fes, ausfchlieklich des Oberamtsbezirkes Meifjenheim: 
die Verordnung Über die Zechenregifter, vom 5. Mai 1319; 
die Verordnung wegen Ernennung von gewerkſchaftlichen Repräjentanten, 
vom 27. Juni 1819; 
die Verordnung wegen unverzüglicher Meldung der Unglüdsfälle, vom 
10. Juli 1819; 
die Verordnung wegen Anſchaffung von Rettungsapparaten, vom 11. Fe— 
bruar 1821; 
die Verordnung wegen Borftellung und Qualifikation der Privat Gruben» 
beamten, vom 16. Januar 1824; 
die Verordnung über die Arbeiterliften, vom 13. November 1824; 
die Verordnung wegen der Qualififation der Privat Grubenbeamten, vom 
830. Juni 1835; 
die Verordnung wegen der Befahrungen der Bergwerke durch Königliche 
Bergbeamte, vom 30. Januar 1836; 
die Oberpräfidials Verordnung über Abkehrideine der Berg», Hütten und 
Salinenarbeiter, vom 23. Januar 1847. 

3. Für den ganzen DOberbergamtsbezirt, ausſchließlich der 
Hohenzollernijhen Lande und der neuerworbenen Landes— 
theile: 

die Verordnung über den Betrieb der Bergwerke, vom 1. September1864. 
(Zeitjchrift für Bergrecht Bd. V. ©. 390.) 


Braffert: Bemerk. zu d. Bergpol.-Verordn.d.8.Nobr. 1867. 451 


Vorſchriften entiprochen wird, welche entweder bei der Prüfung der 
Betriebspläne (SS. 67 und 69 des Berggejehes) oder nah Maß— 
gabe der 88.197 bis 199 daſelbſt herbeigeführt werden können. 

Endlih mußte auch davon Abjtand genommen werden, die 
Allgemeine Bergpolizeiverordnung an die Stelle derjenigen befonderen 
Vorſchriften zu jegen, welche in Bezug auf die bergpolizeiliche Be— 
auffihtigung der Dadhjchieferbrüche, der Traßbrüche und der unter- 
irdiich betriebenen Mühlſteinbrüche in den linksrheiniſchen Landes— 
theilen ergangen find. Zwar fteht dieſer Steinbruch&betrieb auf 
Grund der provinzialretlihen Beſtimmung im $ 214 des Berg- 
geſetzes noch wie früher unter der polizeilichen Aufſicht der Berg- 
behörde, und da3 Oberbergamt fann unzweifelhaft für denjelben 
Bergpolizeiverordnungen in den Grenzen de3 $. 196 des Bergge- 
jeßes erlaffen. Allein es finden andererjeit3 auf die bezeichneten 
Brüche außer dem jiebenten Titel (von den Knappſchaftsvereinen) nur 
die Vorſchriften des neunten Titel$ (von der Bergpolizei), nicht aber 
auch die in anderen Titeln de3 Berggeſetzes, namentlih im dritten 
Titel enthaltenen bergpolizeilihen Borjchriften unmittelbar Anwen— 
dung. Mit Rüdjicht Hierauf find daher für jene Betriebszmeige über 
mehrere Gegenftände, welche für den eigentlihen Bergbau ſchon im 
Berggejege geregelt find, noch bejondere Beitimmungen beizubehalten 
oder erſt im Wege der Bergpolizeiverordnung zu treffen. Hierzu 
würde aber die Allgemeine Bergpolizeiverordnung um jo weniger der 
geeignete Plab fein, al3 die eigenthümlichen Rechts- und Betriebs— 
verhältnijfe der erwähnten Steinbrüde auch in bergpolizeilicher 
Hinfiht Sprzialvorfhriften erforderlih madhen. Die bezüglichen 
älteren Verordnungen mußten deßhalb einftweilen bis zu der be— 
abfihtigten Erneuerung derjelben beibehalten werden !). 

Auf der anderen Seite war davon auszugehen, daß die gänz- 
liche oder theilweile Aufhebung der älteren, in den Bereich des 
$. 196 des Berggefeßes gehörenden Verordnungen ſich nicht auf 
Verordnungen, welde nad dem früheren Refjortverhältniffe lediglich 





1) Hierher gehören namentlich 
das Vergpolizeireglement für die unterirdiichen Mühlſteinbrüche vom 19. Ok— 
tober 1821; 
das Bergpolizeireglement für die Dachichieferbrüde vom 16. September 1824 
nebſt Ergänzungs-Verordnung vom 7. Dftober 1856 ; 
das Bergpolizeireglement für die Traßbrüche vom 6. Juli 1825. 
Bergl. Achenbach: Bergpolizei⸗Vorſchriften ꝛc. S. 128 ff. 
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von dem Oberbergamte ausgegangen waren, zu beſchränken habe, 
vielmehr unbedenklich auch auf ſolche bergpolizeiliche Vorſchriften aus— 
gedehnt werden könne, welche nach den früher maßgebenden Grund— 
ſätzen von den Reſſort-Miniſterien erlaſſen- oder beſtätigt worden 
waren oder bei deren Erlaß oder Publikation eine Konkurrenz der 
Regierungen ſtattgefunden hatte. Hiermit erklärte ſich auch ein Erlaß 
des Handelsminiſters vom 22. Juni 1867 ausdrücklich einverſtanden. 

Nach vorſtehenden Geſichtspunkten wurde nun das in den 
zahlreichen Bergpolizeiverordnungen zerſtreute Material ſorgfältig ge— 
ſichtet und ſodann auf der hierdurch gewonnenen Grundlage, unter 
Beachtung der neueren Fortſchritte der Technik und des Bergbau— 
betriebes, ſowie der von anderen Oberbergämtern erlaſſenen bergpo— 
lizeilichen Vorſchriften, eine Verordnung entworfen, deren Ziel es 
ſein ſollte, die — nicht bereits im Berggeſetze enthaltenen — allgemeinen 
Vorſchriften, nach welchen die Bergpolizei fortan in dem Oberbergamts— 
bezirke gehandhabt werden ſoll, in überſichtlicher Reihenfolge und 
möglichſter Einfachheit und Kürze zuſammenzufaſſen, alle entgegen— 
ſtehende älteren Verordnungen aber aufzuheben. Es war leitender 
Grundſatz, die bergpolizeiliche Einwirkung überall da eintreten zu 
laſſen, wo ein anerkanntes Bedürfniß vorliegt, andererſeits aber 
jede über das Bedürfniß hinausgehende polizeiliche Beengung des 
Bergbaubetriebes fern zu halten und außerdem eine Anhäufung 
von Detailvorſchriften zu vermeiden, welche erfahrungsmäßig ent— 
weder den Betheiligten nicht hinreichend belannt- werden oder in 
der Praris unbeachtet bleiben. 

Der Entwurf der Allgemeinen Bergpolizeiverordnung wurde im 
Mai d.%.den Revierbeamten des Oberbergamtsbezirkes, der Königlichen 
Bergmwerkspdirektion zu Saarbrüden, den hauptſächlichen Vertretern 
der Privat-Bergbauinduftrie des Bezirkes und den beiden Bergbau— 
vereinen für das bormalige HerzogtHum Najjau und für den Kreis 
Wetzlar zur gutachtlichen Aeußerung mitgetheilt. Es befundete jich 
denn auch ein lebhaftes Interefje für die unternommene Reform, welche 
als willfommene Abhülfe eines längjt gefühlten Uebelſtandes begrüßt 
wurde. Bon vielen Seiten gingen jhätenswerthe Bemerkungen und 
Vorſchläge ein, unter deren thunlichſten Berüdjichtigung die Berg 
polizeiverordnung nunmehr umgearbeitet wurde und die gegenwär— 
tige Yafjung erhielt. 

Für die rihtige Handhabung der Bergpolizei wird eine Meberficht 
über alle weſentlichen, durch den $. 57 der neuen Verordnung 
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aufgehobenen bergpolizeilihen Vorſchriften von Nugen fein, weßhalb 
hier eine Zuſammenſtellung folgt, in welcher die betreffenden Verord— 
nungen, nach den ſeitherigen Gültigkeitsbereichen getrennt, in chro— 
nologiſcher Reihenfolge aufgeführt ſind. 


1. Für den rechtsrheiniſchen Theil des Oberberg— 
amtsbezirkes, ausſchließlich der Hohenzollern— 
ſchen Lande und der neu erworbenen Landes— 
tbeile: 

Die Verordnung wegen Sicherung der Schadtöffnungen bei 
Haspelſchächten, vom 29. März; 1833; 

die Verordnung wegen Sicherung der Fahrungen in Schäd- 
ten und Geſenken, vom 11. Jannar 1834; 

die Verordnung wegen Anbringung geeigneter Bremsporrich- 
tungen an den Förderdampfmajchinen, vom 21. März 1854; 

die Verordnung über das Tragen eng anjchließender Kleidung 
in der Nähe umgehender Majchinentheile, vom 30. Dezember 
1854; 

die Verordnung wegen Sicherung der Schadtöffnungen bei 
Maſchinenſchächten, vom 13. Oftober 1858; 

die Verordnung wegen Befahrung der Schächte aufdem Seile, 
bom 2. Dezember 1858. 

2. Für den linförheinifhen Theil des Ofrehetganie 
bezirfes, ausſchließlich des Oberamtsbezirkes 
Meiſenheim: 

Die Verordnung wegen des Aſchebrennens auf den Braun— 
kohlengruben, vom 6. Mai 1818; 

die Verordnung wegen des Feuereinhängens in die Schächte 
der Steinkohlengruben, vom 26. Juli 1819; 

die Verordnung über die Inſtandhaltung des Förderzeuges 
vom 8. Jannar 1820; 

die Verordnung wegen Herausnahme der Zimmerung aus 
Schächten, vom 16. Auguſt 1821; 

die Verordnung wegen Fahrbarmachung der Schächte, vom 
23. April 1824; 

die Verfügungen über die Verhinderung des Niederbrechens 
verſchrämter Stöße auf den Steinfohlengruben,, vom 11. De- 
zember 1825 und 22. Januar 1826; 


454 Berggejehgebung. 


die Berordnung über die Anwendung der Davy'ſchen Sicher- 
heitälampen gegen jhlagende Wetter, vom 3. März 1826; 

die Verordnung über den Betrieb der Braunfohlengruben, 
bom 15. Sanuar 1827; 

die Verordnung wegen Sicherung der Schachtöffnungen auf 
den Steinkfohlengruben, vom 20. Januar 1827; 

die Verordnung über die Entfernung der Frauensperjonen 
bon der Grubenarbeit, vom 9. Februar 1827; 

die Verordnung zur Verhütung des Durchbruches von Stand- 
waflern, vom 6. Mär; 1827; 
bie Verordnung über die Davy'ſchen Sicherheitälampen, vom 
13. November 1827; 

die Verordnung über die Reifenſchächte, vom 28. Februar 
1829; 

die Verfügung wegen der Schadhtbaue in den Eifeler Eifen- 
ftein-Revieren, vom 26. November 1831; 

die Verordnung wegen Abſchaffung der eijernen Raumnadeln 
bei der Sprengarbeit, vom 19. November 1833; 

die Verordnung zur Verhütung von Waflfergefahren auf den 
Steintohlengruben der Reviere Düren und Aachen, vom 15. 
April 1835; 

die Verordnung über die Abftellung des Tummelbaues bei 
der Braunfohlengewinnung (im Brühler Reviere), vom 9. 
April 1836; 

die Verordnung über die Ausführung der nah Art. 4 und 
5 der Verordnung vom 3. März 1826 gegen jchlagende Wetter 
zu beobadtenden Sicherheitsmaßregeln auf den Königlichen 
Steinfohlengruben bei Saarbrüden, vom 8. Januar 1848; 

die Verordnung wegen Anbringung geeigneter Bremsvorrich— 
tungen an den Förderdampfmajchinen, vom 29. Juli 1853; 

die Verordnung über da3 Tragen eng anjhließender Klei— 
dung in der Nähe umgehender Mafchinentheile, vom 30. Dezem— 
ber 1854; 

die Verordnung wegen Befahrung der Schächte auf dem Seile, 
bom 11. September 1858; 

die Verordnung zur Verhütung der durch ftidende Wetter 
und Schwaben drohenden Unglüdsfälle, vom 27. Oktober 1858. 

3. Für das dormalige Herzogthum Naffau: 
Die in Ermädtigung der Herzogliden Landesregierung von 
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den Bergmeiftereien erlaffenen „Vorfehriften über die bei dem 
Bergbau zur Berhütung der Unglüdsfälle für die Gruben- 
bedienjteten zu beobadhtenden Maßregeln.“ 

4. Für den ganzen Oberbergamtsbezirk, ausſchließlich 
der Hohenzollernjhen Zande und der neu erwor— 
benen Zandestheile: 

Die Verordnung über die Befihtigung der Berg: Hütten- 

und Salzwerfe durch Fremde, vom 19. Dftober 1818; 

die Verordnung über das Stehenlaffen von Sicherheitäpfei- 
lern bei Steinfohlengruben, vom 24. Februar 1839; 

die Inftruftion über Befegen und Wegthun der Schüffe, vom 
15. Dezember 1842; 

das Reſcript über das Einbauen von Bumpen, vom 3. März 
1850; 

die Verfügung über Anbringung der Lichtlöcher, vom 19. 
März 1850; 

die Verordnung über das Stehenlaffen von Sicherheitäpfeilern 
bei Steinfohlengruben, vom 25. Auguft 1855; 

die Verordnung wegen Betrieb derjenigen Aufbereitung3- 
anftalten, welche von Bergmertseigenthümern zur Aufbereitung 

ihrer Erz= oder Kohlengewinnung errichtet werden, vom 22. 

Dftober 1861. 

Durd die Aufhebung dieſer zahlreichen Spezialverorhnungen, 
über welche erft die Achenbach'ſche Sammlung eine praftiih nuß- 
bare Weberficht gewährte, ift das Bergpolizeirecht des Oberbergamt3= 
bezirtes weſentlich vereinfacht; dasfelbe beruht gegenwärtig in der 
Hauptjahe auf den Vorſchriften des Berggejeges ſelbſt und der 
Bergpolizeiverordnung dom 8. November und wird fi daher in 
Zukunft nicht mehr ‚der Bekanntſchaft derjenigen Perſonen entziehen, 
welche das Geſetz für die Befolgung der bergpolizeilihen Vorſchriften 
und die Handhabung der Bergpolizei verantwortlid erklärt. 

Mas zur Erläuterung einzelner Beitimmungen der neuen 
Bergpolizeiverordnung dienlich erjcheint, wird in einem zweiten Ab— 
Schnitte diefer Bemerkungen berüdjichtigt werben. 
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3. Verordnung, 


betreffend die Einführung des Regulativs über die 

Beihäftigung jugendlidher Arbeiter in Fabrifen vom 

9. März 1839, und des dasſelbe abändernden Geſetzes 

bom 16. Mai 1853, in die neu erworbenen Landes— 
theile. Bom 22. September 1867. 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc. 
verordnen, auf Antrag Unjere® Staatsminifteriums, was folgt: 


8.1. 


- Das Regulativ über die Beichäftigung jugendlicher Arbeiter in 
Fabriken vom 9. März 1839 (Gejeß-Samml. von 1839 ©. 156), 
fowie daS Geſetz, betreffend einige Abänderungen dieſes Negulativs, 
bom 16. Mai 1853 (Geſetz- Samml. von 1853 ©. 225) werden in 
die mit Unſerer Monarchie dur) das Geſetz dom 20. September 
1866 und die beiden Gejehe vom 24. Dezember 1866 (Geſetz-Samml. 
bon 1866, ©. 555, 875 und 876) vereinigten Zandestheile mit den 
nachſtehenden Abänderungen und Ergänzungen eingeführt !). 


8. 2. 

Die nad) dem Regulativ vom 9. März 1839 den Regierun- 
gen übertragenen Befugniffe werden, infoweit die Geſchäfte der Re— 
gierungen in einzelnen Zandestheilen anderen Behörden überwiefen 
find, von diefen Behörden ausgeübt. 


1) Erlaf des Minifters für Handel, Gewerbe und öffent: 
lie Arbeiten und des Minifters der geiftliden, Unterridt3- 
und Medizinals- Angelegenheiten vom 7. Dftober 1867 an das 
Ober: Präfidium zu Hannover. 

(Im Auszuge.) 

Bei der befonderen Lage der Arbeiterverhältniffe am Oberharz erweift fich 
der Erlaß einer Ausnahmevorjchrift für diefen Bezirk ſchon jest als Bedürfniß. 
Wir beitimmen daher, dab in den Fabrikanftalten, Berg, Hütten und Pod): 
werfen jenes Diftriftes jugendliche Fabrifarbeiter vom 1. Januar 1868 an nur 
nach zurüdgelegtem zehnten, vom 1. Januar 1869 an nur nad) zurüdgelegtem 
elften und vom 1. Januar 1870 an nur nad zurüdgelegtem zwölften Lebens- 
jahre bejchäftigt werden dürfen. 
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8. 3. 

Sollte dur die Ausführung diefer Verordnung bereit3 befte- 
enden Fabrifanftalten, Berg-, Hütten: und Pochwerken die nöthige 
Urbeitsfraft entzogen werden, jo ift der Minifter für Handel, Ge- 
werbe und öffentliche Arbeiten ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Minijter der geiftlihen, Unterrichts und Medizinal-Angelegenheiten 
auf beftimmte Zeit Ausnahmevorſchriften zu erlaffen. In gleicher 
Weiſe kann durch Ausnahmevorjchriften die nah $. 3 Abſatz 1 des 
Regulativg vom 9. März 1839 zuläflige Arbeitspauer von zehn 
Stunden bis auf ſechs Stunden täglich für ſolche jugendliche Arbei— 
ter bejchränft werden, welche zwar das vierzehnte Lebensjahr vollen- 
det haben, ſich aber nach den bejonderen, in einzelnen Yandestheilen 
beftehenden Schuleinrihtungen noch im jchulpflichtigen Alter befinden. 

Urfundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfhrift und 
beigedrudtem Königlichen Infiegel. 

Gegeben Baden-Baden, den 22. September 1867. 

(L. S.) Wilhelm. 
(Gejeß » Sammlung von 1867 ©. 1572.) 


4. Verordnung vom 9. November 1867, 


betreffend die Organijation der oberen Harzver— 
waltung in der Provinz Hannover. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc. 
verordnen behufs amderweitiger Organijation der oberen Harzver- 
waltung im Gebiete des vormaligen Königreichs Hannover, was folgt: 


Artikel I. 
Das mit dem Bergamte bisher vereinigte Forſtamt zu Claus— 
thal wird aufgehoben. 
Artikel 1I. 
Das Bergamr zu Clausthal führt fortan die Bezeihnung Ober: 
bergamt zu Clausthal. 
Die Direction der Forftverwaltung im Bezirke de3 bisherigen 
Berg: und Forſtamtes zu Clausthal ift bis zur anderweiten Orga— 
nijation der Forftbehörden in gleicher Weife wie für die übrigen 
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Staatsforſten im ehemaligen Königreiche Hannover einſtweilen von 
der Giviladminiftration zu Hannover wahrzunehmen. 

Die Wahrnehmung der Regiminalgejchäfte des Berghauptmanns 
wird bon dem Vorſitze in dem Bergamt zu Clausthal getrennt und 
bis zur anderweiten Organisation der Berwaltungsbehörden im ehe— 
maligen Königreich Hannover einem bejonderen Beamten übertragen. 

Artikel III. 

Dem Vorſitzenden des DOberbergamtes zu Clausthal werden 
die bisherigen Geichäfte der Communion- Unterharzifchen Berwal- 
tung übertragen; die einzelnen Reſſortminiſter find jedoch ermächtigt, 
mit denjenigen Geſchäften, welche nicht zur Berg: und Hüttenver— 
waltung gehören, andere Beamten oder Behörden zu betrauen. 

Artikel IV. 

Die Verfaſſung des Oberbergamtes zu Clausthal ift nad) den 
in den älteren Provinzen des Staates beitehenden Vorſchriften und 
Eintihtungen dur den Minifter für Handel, Gewerbe und offent⸗ 
liche Arbeiten feſtzuſtellen. 

Artikel V. 

Alle den vorſtehenden Beſtimmungen widerſprechenden bisheri— 
gen Vorſchriften, insbeſondere der Hannoverſchen Verordnung vom 
9. Auguſt 1850, die Organiſation der oberen Harzverwaltung be— 
treffend, ſind aufgehoben. | 

Urkundlih unter Unjerer Höchjiteigenhändigen Unterſchrift und 
beigedrudtem Königlichen Infiegel. 

Gegeben Berlin, den 9. November 1867. 

(L. S.) Wilhelm ° 


— — — — 


5. Kaiſerlich franzöſiſches Decret 
vom 27. Juni 1866 über die Bergwerksſteuer-Abon— 
nements N). 


Napoleon, von Gottes Gnaden und durch den Nationalwillen 
Kaiſer der Franzoſen, 
allen Gegenwärtigen und Zukünftigen Unſeren Gruß. 

Auf den Bericht Unſerer Miniſter Staatsſecretaire der Ange— 


1) Vergl. Jahrgang I der Zeitſchrift, S. 474 Fi. 


Franzöfiiches Decret vom 27. uni 1866. | 459 


legenheiten für Landwirthſchaft, Handel und öffentliche Arbeiten und 
für Finanzen; 

Nah Einficht des Geſetzes vom 21. April 1810 und des Decretes 
vom 6. Mai 1811, 

Unjeres Decretes vom 30. Juni 1860, 

Nah Anhörung Unferes Staatzrathes, 
haben bejchloifen und beſchließen, was folgt: 


Artikel I. 


Das Abonnement auf die verhältnigmäßige Bergmwerfsfteuer 
ſoll künftig für diejenigen Bergwerföbetreiber, welche darum nachſu— 
hen, nad dem mittleren Reinertrage der legten fünf Jahre, für 
welche die Steuerabgabe regelmäßig feitgejegt worden ift, feitgeftellt 
werden. 

Es wird dabei auf diejenigen Jahre, welche feinen Reinertrag 
geliefert haben, feine Rüdficht genommen. 

Das in vorjtehender Weife feftgeftellte Abonnement joll auf 
die Dauer von fünf Jahren gelten, 


Artikel IT. 


Nicht berührt wird hierdurh das Recht der Verwaltungsbe— 
börde, auf Grund des Artikels 35 des Geſetzes vom 21. April 1810 
oder de3 Artifel3 33 des Decretes vom 6. Mai 1811 die Abonne- 
mentsanträge abzumweijen, wenn bei der Inftruction des Antrages 
ſich herausftellt, daß der Betrieb des Werkes abſichtlich jo geleitet ift, 
daß die richtigen Grundlagen des Abonnements dadurch beeinträch- 
tigt werden. 

Jedoch kann eine ſolche Zurüdweifung des Abonnementsan- 
trages nur duch minijterielle Entfcheidung erfolgen, nachdem dar— 
über die Anfichten des Generalbergmwerfsrathes und der vereinigten 
Sectionen des Staat3rathes für öffentliche Arbeiten und für Finan— 
zen gehört worden find. | 


Artikel III. 


Unſer Decret dom 30. Juni 1860 ift und bleibt hierdurch 
außer Kraft gejett. 
Artikel IV. 


Unſere Minifter Staatsfecretaire der Angelegenheiten für Land— 
wirthichaft, Handel und öffentliche Arbeiten und für Finanzen find ein 
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Jeder für feine Verwaltung mit der Ausführung dieſes Decretes 
beauftragt, welches in die Geſetz- Sammlung aufgenommen werden fol. 
Gegeben im Palafte der Tuilerien, den 27. Juni 1866. 

Napoleon. 
Im Auftrage des Kaifers: 
Der Minifter Staatsjecretair der Angelegenheiten für Landwirth— 
Ihaft, Handel und öffentliche Arbeiten. 
Armand Behic. 


Das vorftehende Kaiferliche Decret ift den Präfecten mit dem 
nachfolgenden erläuternden Circularjchreiben des Minifters Béhic zu— 
gefertigt worden. 


„Herr Präfeet! Ach Habe die Ehre, Ihnen anliegend Aus— 
fertigung eines Raijerlihen Decretes dom 27. Juni d. 3%. zu über- 
jenden, welches das Decret vom 30. Juni 1860, betreffend das 
Abonnement auf die verhältnigmäßige Bergmwerfäfteuer, in einzelnen 
Beitimmungen abändert. 

Die Abſicht jenes Decretes beftand darin, der Bergwerksinduſtrie 
dur Erleichterung des Steuerabonnement3 zur Hülfe zu fommen, 
indem für diefe Abonnements eine feſte Grundlage gegeben wurde, 
die alle Streitigkeiten ausjchließt, nämlich der Neinertrag der beiden 
borhergegangenen Jahre. In der Anwendung find jedoch verjchiedene 
Schwierigkeiten Herborgetreten, welche eine Abänderung des Decretes 
nothwendig gemacht haben. 

So hatte das Decret durch die Beftimmung, daß das Steuer- 
abonnement für den Zeitraum von fünf Jahren nad) dem mittleren 
Reinertrag der beiden vorhergegangenen Jahre regulirt werden follte, 
gewiß nicht beabjihtigt, daß man in die Berechnung auch diejenigen 
Jahre hineinziehen würde, welche gar feinen Neinertrag ergeben ha= 
ben, namentlich wenn diefer Ausfall des Neinertrages durch abjicht- 
liche Operationen des Bergmwerksbetreibers herbeigeführt war. Troß- 
dem haben, gegenüber der Faſſung des Decretes, mehrere Einſchätzungs— 
Commilfionen und mit ihnen die Abtheilung für ftreitige Saden 
im Staatsrathe die Anficht aufgeftellt, daß der Ausfall des Ertrages, 
ja jogar der ftattgehabte Verluft in einem der beiden, al3 Grund 
lage der Berechnung dienenden Jahre die Bewilligung des Abonne- 
ment3 nicht hindern dürfe. Man erjieht hieraus fofort, wie ſehr 
durch eine folche juriftiiche Auffafjung das fiscaliſche Intereffe benach— 
theiligt werden fonnte. 
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Terner beftand bei Anwendung des Decrete3 von 1860 Un= 
ficherheit über die Frage, ob als Grundlage des Abonnements der 
jährliche Steuerbetrag oder die jährliche Production dienen jolle. Die 
Einſchätzungs-Commiſſionen operirten hierbei verfchieden, und felbit 
die juriftiiche Auffaffung im Staatsrathe ſchwankte in diefer Hinficht. 
Es war daher wichtig, dieſe Unjicherheiten zu befeitigen und die 
richtigen Principien wieder feitzuftellen, zu welchem Zwecke das neue 
Decret vom 27. Juni 1866 erlafjen ilt. 

In feinem erften Artitel beftimmt dasjelbe, dak das Abonne- 
ment künftig nicht mehr nach zwei Jahren, wie e8 daS Decret von 
1860 feftjeßte, jondern nad den fünf lebten Jahren zu berechnen 
jei, und fügt Hinzu, daß dies diejenigen fünf Jahre fein follen, für 
welche die Steuer regelmäßig ermittelt werden fonnte, das heißt alio 
fünf Steuerjahre. Das Decret beftimmt ferner, daß von den 
fünf zur Orundlage des Abonnement? genommenen Jahren dieje= 
nigen Jahre, welche keinen Ertrag geliefert haben, ganz auszuſchei— 
den find, jo daß diefe Jahre nicht mit in die Berechnung der Steuer 
eintreten, und daß folglich, wenn feines diejer Jahre einen Ertrag 
ergeben hat, auch fein Abonnement Platz greifen kann. 

Sie wollen außerdem beachten, daß im Artikel 2 ausdrüdlich 
gejagt ift, wie es gewiß auch ſchon in der. Abficht des Decretes von 
1860 lag, daß das Recht der Berwaltungsbehörde nicht beeinträchtigt 
werden folle, auf Grund der Beitimmungen des Geſetzes vom 21. 
April 1810 und des Decretes vom 6. Mai 1811 die Abonnement3= 
anträge zurüdzumeijen, wenn bei der Inſtruction ſich herausftellt, 
daß der Betrieb des Werkes abfichtlih jo geleitet ift, daß dadurch die 
richtigen Grundlagen des Abonnements beeinträchtigt werden jollten. 
Um jedoch in einem ſolchen Falle den ntereffenten völlige Sicher— 
heit zu geben, ijt gleichzeitig bejtimmt worden, daß die Zurückwei— 
jung eine® Abonnementsantrages nur durch minifterielle Entſchei— 
dung nah Einholung des Gutachtens des Generalbergmwerksrathes 
und der vereinigten Sectionen des Staatsrathes für öffentliche Arbeiten 
und für Finanzen erfolgen könne. 

Hieraus ergibt fih, dak das neue Decret den Bergmwerfäbetrei- 
bern feinen der Vortheile, welche das Decret von 1860 zuſichern 
Sollte, entzieht; es jegt vielmehr nur das Verfahren feſt, um die 
Anwendung mit der wirklich zu Grunde liegenden Abſicht in Ueber 
einftimmung zu bringen.“ 





| 
| 
| 





Abhandlungen. 


Der Nehtsweg in Bergwerksſachen. 
Von P. Wahler, Staatsanwalt zu Dels. 


Wenn aud ein Rückblick auf die älteren Zuftände des deutjchen 
Bergmwejens mit Bezug auf unſer Thema bei vorliegenden Beden- 
fen über Zuläffigkeit des Rechtsweges weniger Material zur Ent— 
ſcheidung nad heutigem Bergrechte und an die Hand geben dürfte, 
jo ſei es doch geftattet, einige Augenblide dabei zu verweilen, 
weil jich, abgejehen von dem hiſtoriſchen Intereſſe, dadurch Gelegen- 
heit bietet, auf ähnliche Verhältniſſe in anderen Rechtsgebieten hin— 
zuweijen. 

In der Zeit, ald ein deutſches Bergweſen fi) zu entwideln 
begann, fann es wohl nicht überrafchen, war vielmehr durchaus natur= 
gemäß, daß die Bergbautreibenden als eine beſondere Genofjen- 
ihaft betrachtet, mit allerhand Privilegien und befonderen Rechten 
ausgeftattet, namentlih auch einer bejonderen Jurisdiktion unter: 
worfen wurden. Es lag im Geilte der älteren Zeit, für befondere 
Kategorien von Rechtsangelegenheiten auch befondere Gerichte einzu- 
führen, und wenn bis in neuere Zeit das Erfordernik befonderer 
Kenntniß und Erfahrung für gewiſſe Arten von Rechtsangelegenhei— 
ten als Grund anerkannt worden ift, ſolche Gattungen von Rechts— 
angelegenheiten den ordentlichen Gerichten zu entziehen und einen ſo— 
genannten befreiten Gerichtsftand der Sachen (forum speciale cau- 
sae) zu begründen, jo fann e3 nicht Wunder nehmen, daß für die 
Bergwerksſachen befondere Berggerichte von jeher beftanden haben. 
Wenn die Errihtung irgend eines Specialgericht3 in der Natur der 
Sade ihre Begründung fand, jo war es in der That die der Berg- 
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Ganz abgeſehen davon, daß in älterer Zeit zumeiſt in öden, 
entfernt von Städten ꝛc. gelegenen Gegenden Bergbau aufgenommen 
wurde und erſt nach und nach Kolonien von Bergleuten entſtanden, 
für welche es eine große Härte geweſen wäre, wenn ſie bei den weit 
entfernten ordentlichen Gerichten hätten Recht nehmen müſſen, war 
durch die Beſonderheit der Verfaſſung des Bergbaues, die Eigen— 
thümlichkeit der durch die bergtechniſchen Verhältniſſe bedingten Rechts— 
normen und die Schwierigkeit des Verſtändniſſes des mit dem Bergbau 
ſelbſt ſich entwickelnden Bergrechts für jeden in der Bergtechnik Unbe— 
kannten von ſelbſt die Nothwendigkeit gegeben, beſondere Berggerichte 
zu beſtellen. 

Wir finden daher in allen deutſchen Landen in älterer Zeit 
beſondere Berggerichte und zwar ſtets in Verbindung mit den Berg— 
verwaltungsbehörden. Ueber die Organiſation dieſer Berggerichte 
kann hier hinweggegangen werden und es ſei nur darauf hingewieſen, 
daß die Jurisdiktion derſelben eine ſehr ausgedehnte war. Nicht nur, 
daß fie ein forum speciale causae bildeten und dieſes Forum auf 
alle, in noch jo loſem Zujammenhange mit den Bergrechten ſte— 
hende Rechtsverhältniffe ausgedehnt wurde; fie bildeten meift auch 
ein forum privilegiatum für alle Bergleute, denen man, wie 
Hake in jeinem Gommentar erwähnt, dieſe Eremtion gewährte, theil3 
weil man ihnen, da fie jih zum Beiten des Staates einer gefährli= 
hen Arbeit unterziehen, einige Auszeihnung angedeihen laffen wollte, 
theil3 weil man e3 für nadhtheilig hielt, wenn Bergleute bei ande= 
ren Gerichten herumzögen, in Prozeffe und Gerichtsfoften ver— 
widelt und dadurch nicht allein um ihre Schichtgelder und Löhnung, 
die fie mit ſaurer Arbeit erworben, gebradt, jondern auch die Berg: 
werfe jelbft durch Verſäumniß vieler Schiihten in Schaden geſetzt 
würden. Zum Theil hatten die Berggerichte auch Kriminaljuris— 
diftion; überhaupt war der Umfang ihrer Jurisdiltion nicht überall 
gleichmäßig und erlitt nach den verjchiedenen Bergordnungen manig— 
fache Modifilationen. Wie aus älteren Rejeripten und Abhandlungen 
hervorgeht, i) Haben über die Frage, ob eine Bergwerksſache Gegen— 
ftand des Prozeſſes ſei oder nicht, ob aljo die Kompetenz des Berg— 
gerichtes oder des ordentlichen Givilgerichtes begründet fei, frühzeitig 
mancherlei Zweifel bejtanden. 

Im preußiſchen Staate hatten insbeſondere die drei rebidirten 


1) Ct. Koehler, Anleitung ꝛc. S. 454, 456 Anm. Hake, Commen— 
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Bergordnungen e3 für die Nothdurft und das Befte des DBergbaues 
erforderlich erachtet, daß die Bergwerke eigenes Recht und Gericht 
haben, und es bejtanden Berggerichte als fora specialia causae, die 
mit den Bergverwaltungsbehörden verbunden waren und in erfter 
Sinftanz Recht zu Sprechen hatten, mährend in den höheren In— 
ftanzen, abgejehen von bejonderen Ausnahmefällen, melde an das 
General-Direktorium de3 Bergwerks- und Hütten-Departements gin— 
gen, die ordentlichen Gerichte höherer Inſtanz zur Entſcheidung 
berufen, jedoch verpflichtet waren, da wo es fih um theoretijche 
und praktiſche Kenntniffe der Bergwerkswiſſenſchaft hans 
delte, einen von der Bergbehörde zu requirivenden, gehörig qualifi= 
cirten Sachverſtändigen zuzuziehen, der indeß bei Beratdung und 
Entiheidung der Sade feine entieheidende Stimme hatte. 

Bei der im Jahre 1808 in Preußen ftattgefundenen Ummälzung 
der gefammten Staatsverwaltungs-Organiſation waren auch die 
Berggerichte aufgehoben worden, doch war diefe Aufhebung nicht 
bon langer Dauer. Nach nicht ganz acht Jahren wurde jo ziemlich 
zu dem vor 1808 beitandenen Zuftande zurüdgefehrt. Das Edikt 
wegen der den Königlichen Bergämtern wiederum beizulegenden Ge— 
rihtsbarkeit vom 21. Februar 1816 (Gej.-Samml. S. 104) enthält 
in feinem Eingange eine höchſt ehrenvolle Anerkennung der Leiſtun— 
gen der früheren Berggerichte, indem es jagt: 

„Dur Unjere Verordnung dom 26. Februar 1808 zc. ift 
zwar die diejen Behörden früherhin übertragen geweſene Rechts— 
pflege ($. 14) ohne Ausnahme aufgehoben und den kompe— 
tenten Gerichten übertragen worden. Indeſſen hat der Erfolg da— 
von Unjeren Erwartungen in Bezug auf die Jurisdiltion über 
die den Bergbau und die Hüttenverwaltung betreffenden Gegen= 
ftände nicht entſprochen. Wir Haben Uns vielmehr durch die 
Erfahrung überzeugt, daß die Inftruftion und Entjcheidung 
der dahin gehörenden Rechtsjtreitigkeiten jchneller und fiche- 
ter bewirkt wird, wenn fie fih in den Händen von Männern 
befindet, welche mit allgemeinen technischen Begriffen zugleich 
wiſſenſchaftliche Kenntniffe in diefem Fache verbinden und mit 
der eigentHümlichen Terminologie desjelben vertraut find. Wir 
finden Uns demnach bewogen, die vormal3 beitandene Berfaflung 
unter bejtimmten Modififationen wieder. herzuftellen.“ 

Es wurde durch jenes Edikt die Jurisdiltion der mit den Berg— 
ämtern verbundenen Berggerichte für die erfte Inſtanz wieder ein= 
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geführt „für reine Bergwerksſtreitigkeiten, d. h. ſolche Gegenftände, 
welche den Betrieb des Berg und Hüttenwejens, die ftreitigen Berg- 
verleihungen, deren Umfang und Grenzen, jowie die Dauer des 
Betriebes, die Ausführung der durch die Berwaltungsbehörden oder 
durch die Bergämter vorgeſchriebenen Arbeiten, die öfonomifchen, den 
Berg: und Hüttenbau unmittelbar angehenden Verhältniſſe der Ge- 
werfichaften und die Amts- und Dienjtverhältnifje der Tffizianten 
betreffen, ſoweit es dabei auf rechtliches Erkenntniß anfommt.” In 
den weiteren Inſtanzen hatten die ordentlichen Gerichte höherer In— 
ftanz zu entjcheiden, nur fonnte nah Maßgabe der SS. 43 und 44 
der Verordnung vom 26. Dezember 1808 die Zulafjung eines Sach— 
verftändigen zur Gontrolle der gehörigen Prozeßinſtruktion verlangt 
werden, und e3 war der Sachverſländige berechtigt, dem Vortrage 
der Sache beim Spruche beizumohnen. Auch jollten die Gerichte, 
wenn es ih um Gegenjtände handelte, welche auf Prinzipien der 
Zandesverfaflung, Staatsverwaltung, Staatswirthjichaft, Polizei= und 
Gemerbefunde Einfluß haben und durch klare Gejege nicht beftimmt 
find, über dergleihen Rechtsfragen von den Berwaltungsbehörden 
ein Gutachten einholen und ſich danad) al3 einem fonjultativen 
Votum achten. 

Durd die Allerhöchſten Gabinet3-Ordern vom 6. Juli und 12, 
Dftober 1837 (Gef.-Samml. 134 u. 147) war ein ausführliches Reg— 
lement für die Berggerichte gegeben, in dem jedoch erhebliche Ab— 
weihungen von dem bisherigen Zujtande nicht eingeführt wurden. 

Eine neue Phaſe für die Rechtsſprechung in Bergjadhen trat erft 
wieder ein mit der im Jahre 1849 bewerfitelligten Neugeſtaltung der 
gefammten Juftizpflege in Preußen. Der $. 13 der Berordnung 
vom 2. Januar 1849 bob auch für die erjte Inſtanz den Speial- 
gerichtsjtand der Berggerichte auf und verordnete nur, daß Die 
Gerichte nad eigenem Grmefjen oder auf Antrag einer Partei 
zwei von dem betreffenden Oberbergamte zu bizeichnende bergmän= 
niſche Sachverftändige zur mündlichen Berhandlung mit vollem 
Stimmrechte zuziehen follten. Dieſe Beſtimmung wurde jedoch) 
ſchon durch das Zuſatzgeſetz vom 26. April 1851 Art. IV dahin 
geändert, daß die Gerichte nur, wenn jie dies für nothwendig er= 
achten, bergmännifche Sachverſtändige zuzuziehen haben, letzteren auch 
nur ein fonfultatives Votum zugeftanden wurde. Das Berggeſetz vom 
24. Juni 1865 hat hierin nicht3 geändert und im $. 246 noch den 
letzten Reſt der früher den Bergämtern zugejtandenen Jurisdiltion be— 
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feitigt, indem es die Aufhebung der mit der Führung der Berg— 
bopothefenbücher und Aufnahme von Akten der freiwilligen Gericht3- 
barfeit, jomweit fich dieſelbe auf das Bergwerkseigenthum erftredte, 
betrauten Berghypotheken-Kommiſſionen vorbereitete. Es ift in der 
That auch zufolge Verordnung vom 9. Auguft 1867 (Gef.-Samml. 
©. 1425) mit diefer Aufhebung durch Auflöjung der zu Siegen be= 
ftandenen Berghypotheken-Kommiſſion der Anfang gemadht worden. 

Es läßt fih aus dem Gange der Berggefeggebung leicht nach— 
weiſen und wird namentlich au in den Motiven zu dem Bergge- 
jebe vom 24. Juni 1865 hervorgehoben, dak man bejtrebt war, die 
Berggeſetzgebung aus ihrer Iſolirtheit herauszubringen, nicht durch ſach— 
liche Gründe bedingte Abweichungen von der allgemeinen Givilgejeßges 
bung zu bejeitigen und jo einen innigeren Zuſammenhang der Berg= und 
allgemeinen Eivilgejeggebung, ein Jneinandergreifen und gegenjeitiges 
Ergänzen derjelben herbeizuführen. Je mehr ſich aber die Berggejeß- 
gebung der allgemeinen Civilgeſetzgebung anſchloß, je mehr fie alle 
abjonderlichen, vom Standpunkte der gewöhnlichen Geſetzgebung nicht 
jofort verftändlichen Eigenthümlichkeiten abitreifte, um jo weniger war 
e3 notwendig, für die Beurtheilung und Entjcheidung der Bergwerks— 
ftreitigfeiten bejonderd vorgebildete, mit technischen Kenntniffen aus— 
geftattete Richter zu beftellen; es fonnte diejelbe ohne Gefahr für die 
Sade den bejtehenden Gerichtsbehörden übertragen werden. 

Einen gewiffen Gegenjaß zu diefer Erjcheinung auf dem Ge— 
biete des Bergrechts bildet die Entwidelung de3 Handelsrechts. Wäh- 
rend man dort allmählig zur vollftändigen Bejeitigung eines Aus— 
nahmegericht3jtandes gefommen ift, macht jih auf dem Gebiete de3 
HandelsrechtS mehr und mehr das Beftreben geltend, mit jog. tech— 
nischen Richtern befegte Handelsgerichte einzuführen. Wenn es wahr 
it, daß es als ein Vorzug der neueren Berggejehgebung angejehen 
werden muß, daß das Bergrecht aus feiner ifolirten Stellung her— 
ausgeriffen und in organische Verbindung und Harmonie mit dem 
allgemeinen Civilrechte gebracht worden iſt, wenn es al3 ein Vorzug 
des Berggefehes von 1865 angejehen werden fann, daß daraus die 
früher unvermeidliche, nur von Sachverftändigen zu verftehende Ter- 
minologie fajt gänzlich ausgejchieden und fein Inhalt auch ohne beſon— 
dere techniſche Vorkenntniſſe für Jeden verſtändlich ift, jo fann es nicht 
als eine Empfehlung unferer Handelsgefeßgebung angejehen werden, 
wenn der Handelsſtand auf Errihtung der mit kaufmänniſchen Rich— 
tern mit zu bejegenden Handelsgerichte, welche das Einführungsgefeg 
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zum Handelsgeſetzbuche in Ausficht geftellt hat, dringt. Das Han- 
delsgeſetzbuch iſt durchaus nicht jo abgefaßt, daß der gelehrte, nicht 
technische Richter nit im Stande jein follte, im ftreitigen Falle ius 
und factum in richtiger Weiſe aufzufaffen und anzjumenden, jondern 
dazu des Beiraths technifcher Richter benöthigt wäre. Wo einmal 
eine tehnifche Frage zur Entſcheidung kommen muß, ift auch in 
Handelsjadhen der gewöhnliche Richter nad) Anhörung von Sachver— 
ftändigen dazu für fompetent zu erachten. Durchdringt nicht heute der 
Handelsbetrieb alle Schichten der Bevölkerung, ift nicht insbefondere 
die Bergwerksinduſtrie eine der mächtigſten Impulſe des Handels, und 
ift nicht gerade im Gebiete des Bergbaues ſchon zu einer Zeit, wo 
das Bergrecht noch eine terra incognita für die größere Zahl der 
Juriften war, der bejondere Gerichtsftand für Bergwerksſachen auf- 
gegeben worden, ohne daß daraus ein wirklicher Nachtheil erwachſen 
wäre? Auf allen Gebieten macht fih in unjerer Zeit der Gentra= 
lifationstrieb geltend, überall ftrebt man nad gemeinfamen Rechte, 
nad gemeinfamer Form der Geltendmahung desjelben, und man 
muß aud die Forderung nad) einer gleihmäßigen Organijation der 
Gerichtöbehörden, nach Bejeitigung der Specialgerichtsſtände für eine 
durchaus berechtigte erachten. 

Es ift ſchon früher bemerkt, daß, wenn irgend ein Rechtsgebiet 
vermöge der befonderen Seftaltung feines Gegenstandes auf eine aus— 
nahmsweiſe Behandlung Anſpruch zu machen hatte, dies entſchieden 
das Bergreht war, zu deifen richtigen Anwendung in der That, be= 
fonders vor Erlaß des Berggejeßes don 1865, umfangreiche techniſche 
Kenntniſſe und eigene Anſchauung der Berggebäude und der mans 
herlei technischen Vorrichtungen und Inſtrumente unerläßlich ſchien; 
und doch ift es als ein Fortjchritt begrüßt worden und muß als 
jolher gelten, daß die Bergrechtswiljenihaft dem Monopole der 
wenigen Bergjuriften vom Fache entzogen und zum Gemeingut aller 
Juriften gemacht worden ilt. 

Mas für das Gebiet des Bergrechts gilt, muß auch für das 
Handelsrecht als zutreffend anerkannt werden. Es erſcheint weder 
nothwendig noch dem Intereſſe des Handels förderlich, beſon— 
dere, mit technijchen Richtern neben den ſog. gelehrten Richtern be- 
jeßte Handelägerichte einzuführen. Die bejonderen Intereſſen des 
Handelsftandes jollen und fünnen überhaupt nicht durch die Gerichte 
befördert und fortgebildet werden; dazu find andere Organe erfor- 
derlich, die der Handelsitand auch in feinen Handelötammern, Bör- 
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fen zc. hat. Die Einholung von Gutachten dieſer Korporationen 
oder die Vernehmung von Sahverftändigen wird jeden Nichter in 
die Lage bringen, auch ohne technische Collegen die den Verhältniſſen 
entiprechende Entiheidung zu fällen. Im Mllgemeinen aber muß 
man fich entjchieden gegen Einführung oder Aufrechthaltung von Spe— 
ciafgerichten erklären, und es verdient alle Anerkennung, daß jeitens 
der Bergbauenden und Bergbehörden in neuerer Zeit niemals Ans 
ftvengungen gemacht worden find, bejondere Gerichte für Bergwerks— 
ftreitigfeiten zu erhalten. 

Menn nun Schon in älterer Zeit, wo Juſtiz- und Verwaltungs 
behörden nod) nicht getrennt, auch die Grenzen zwiſchen Juſtiz- und 
Berwaltungsjadhen nicht Scharf gezogen waren, beitimmte Regeln über 
die Zuläjjigfeit de3 Nechtsweges weder genau formulirt noch aud) 
dringend erforderlich waren, dieſe Verhältnifje aber jeit Trennung 
der Juſtiz- und Verwaltungsbehörden andere wurden und nament— 
lich jeit der Verordnung vom 26. Dezember 1808 ſchon bejtimmtere 
Grundlagen für die Beurtheilung, ob im bejonderen Falle die Ent- 
Iheidung einer Frage vor die Gerichts- oder die Verwaltungsbehör— 
den zu berweijen jei, gegeben waren, jo war e3 doc ſehr erklärlich, 
daß in Bergwerksſachen die Kompetenzgrenzen zwiſchen Berggerichten 
und Bergverwaltungsbehörden weniger ſcharf gezogen erichienen und 
daher in neuerer Zeit zu manden Zweifeln Beranlaffung gaben. 

Da bis zum Jahre 1851 in Folge des in der Bergverwaltung 
herrichenden jog. Direktionsprinzips e3 faum ein eigentliches Bergwerks— 
eigenthum gab, jondern die Bergbehörde in allen Punkten der Ver— 
waltung des Bergwerkseigenthums, mochte dies Privatperfonen oder 
der fiskaliſchen Station gehören, lediglich nad) ihrem Ermeſſen ver— 
fahren konnte, da ferner das Berggericht zwar für fich konftituirt 
war, das Berggerichtsperfonal aber gleichzeitig dem Bergamte anges 
hörte und der Bergrichter al3 AJuftitiar de$ Bergamts — mochte 
eine Sade als Verwaltungsjache oder al3 zum Rechtswege geeignet 
angejehen werden — immer zur Geltendmahung feiner Rechtsanficht 
fam, e3 ihm aber unter Umftänden jehr wünſchenswerth erjcheinen 
mußte, ji der Hilfe der techniichen Mitglieder des Bergamt3 im be= 
jonderen Falle bedienen zu können: jo war e$ natürlich, daß fi 
die Kompetenz der Bergverwaltungsbehörden möglichſt ermeiterte, 
während für die des Berggerichts möglichit enge Grenzen gezogen wur— 
den. Ohnehin mögen die Bergbehörden und Berggerichte feine be— 
ſondere Beranlafjung gehabt Haben, in minutiöfer Weife die gegenfeiti= 
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gen Kompetenzgrenzen zu reguliren und feftzuhalten, und auch die Par— 
teien mögen fi) wohl — dies lag entjchieden in dem Weſen der älte- 
ren Bergwerfs-Berwaltung — bei der Enticheidung der Bergbehörde 
beruhigt haben, ohne erhebliches Gewicht darauf zu legen, ob die 
Entiheidung von der Bergbehörde als Verwaltungsbehörde oder bon 
dem Berggerichte getroffen war. So mochte auch die Praxis jelbit 
die genaue Feftitellung der Kompetenz erjchweren und dabei zu man— 
cherlei Zweifeln Veranlaffung geben. 

Auch nach Aufhebung der befonderen Berggerichte und nad) der 
Bejeitigung des ſog. Direltionsprinzips unterlag die Entieheidung der 
Frage über Zuläffigfeit oder Unzuläfigfeit des Rechtsweges in Berg: 
mwerfäftreitigfeiten immer noch bejonderen Schwierigfeiten. E3 lag 
dies zum Theil daran, daß die Novellengefeßgebung jeit dem Jahre 
1851 auf einzelnen Gebieten mit den Prinzipien der alten Bergord- 
nungen zwar gebrochen hatte, im Uebrigen aber dieſe älteren Geſetze 
in Geltung geblieben waren, und in Folge deſſen ſchwer zu erkennen 
war, ob die Bergbehörde in casu Hoheitsrechte exercirte oder als Po— 
fizeibehörde thätig war, oder ob fie privative Verwaltungs-Intereſſen 
wahrnahm. Zum Theil bereitete auch die unklare Auffaffung des 
Bergregals, welches die Bafis des gefammten Bergrechts bildete, nicht 
unbedeutende Schwierigkeiten. Alles, was die Bergbehörden auf dem 
Gebiete des Bergrechts thaten, ftellte fih al3 ein Ausfluß der ihnen 
anvertrauten Verwaltung des Bergregal3 dar; ob ihre Thätigfeit 
aber einen jtaat3= oder privatrechtlichen Charakter an fich trug, war 
ſchwer zu jagen, fie machte fih auf Grund des Bergregals geltend 
und diejes war ein jo umfafjendes Jnftitut, daß es das ganze Berg— 
Privat: und Staatsredht in ſich vereinigte, gleichzeitig aber auch ein 
fo unffarer Begriff, daß er die Beurtheilung erſchwerte, ob eine 
Streitfrage von den Gerichten oder den Staatsbehörden zur endgilti= 
gen Entiheidung zu bringen fei. 

Gräff bemerkt gerade im diefer Beziehung in feinem Hand— 
bude ©. 74: 

„In keiner Rechtsmaterie durchdringen fi das Staats- und 
Privatrecht in gleichem Maaße, als im Bergrechte. Wenn hierin 
die Veranlaſſung zu finden iſt, daß bei der Redaktion des Land— 
rechts die urſprüngliche Idee, das Berg-Staatsrecht von dem Berg— 
Privatrecht zu trennen, aufgegeben wurde, ſo liegt doch in dieſer 
ungetrennten Behandlung beider Rechte der Grund, daß die Ent— 
ſcheidung der Frage, ob in einem konkreten Falle die Kognition 
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der Gerichtshöfe ausgefchloffen oder ftatthaft fei, an. Schwierig- 
feit gewonnen hat.“ 

Größere Klarheit hat in die Kompetenzfrage das Berggejeh vom 
24. uni 1865 gebracht, welches nunmehr bei Streitigfeiten über dieſe, 
auch bezüglich ſolcher Nechtsverhältniffe, die ſchon vorher entitanden 
waren, maßgebend iſt. Es hat allerdings auch das neue Berggefeh 
das Berg: Staats- und Privatrecht nicht getrennt behandelt; aber 
auf eine äußerlich getrennte Behandlung — die ohnehin nicht aus— 
führbar fein möchte — fommt e3 auch nit an, wenn nur fonft 
die leitenden Principien und die daraus abgeleiteten bejonderen Vor— 
Ihriften erfennen laſſen, was der Gejeßgeber in das Gebiet der 
des öffentlichen und des Privatrechts gehörig erachtet hat und ob er 
etwa auch auf lekterem aus befonderen Gründen den Rechtsweg 
ausgeſchloſſen hat. 

Das neue Berggeſetz hat für das Gebiet des Bergredht3 ganz 
die allgemeinen Grundſätze über öffentliches und Privatrecht 
adoptirt und ſich jo ausnahmslos dazu befannt, daß e3 nicht nur 
den unklaren Begriff des Bergregals völlig aufgegeben, fondern nicht 
einmal für nothwendig eradhtet Hat, demjelben al3 Grundlage für 
das Bergrecht ein jog. Berg-Hoheitsrecht zu jubftituiren. Es hat ſich 
auch im Uebrigen, wie ſchon erwähnt, den allgemeinen civilrechtlichen 
Grundfägen möglichſt angejchlofjen, jo daß, wo nicht bejondere Aus— 
nahmebejtimmungen bezüglih der Zuläjfigfeit des Rechtsweges im 
Gebiete des Bergrechts aus befonderen, im Weſen des Bergredhts 
liegenden Gründen gegeben find, auch hier die allgemein geltenden 
Grundjäße als leitende Normen zu erachten find. 3 ift dies in 
den Motiven zu dem Gejege vom 24. Juni 1865 klar ausgeſprochen, 
wenn es darin heißt: ) 

„Bon diefem Gefihtspunfte aus übergeht der vorliegende Ent- 
wurf verjchiedene Gegenftände, mit welchen die ältere Berggeſetzge— 
bung fi befaßte, oder verweiſt bei anderen ausdrüdlic auf die 
allgemeinen Grundſätze des Civilrechts. Desgleichen enthält jich 
derjelbe aller prozeſſualiſchen Vorſchriften, überweiſt das jeither von 
den Bergbehörden verwaltete Berg-Hypothekenweſen den Gerichts— 
behörden und befhränft die Zuläfjigfeit des Rechts— 
weges nur in einigen Fällen, wo dies durch die Natur 
der Sade bedingt war.“ 

Dieſer letzte Satz iſt nun nicht etwa dahin zu verſtehen, daß 
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nur in den Fällen, in denen das Allgemeine Berggeſetz ausdrücklich 
den Rechtsweg ausjchließt, deifen Beſchreitung unzuläffig, in allen 
anderen Fällen aber in ftreitigen Bergwertsangelegenheiten unbe 
dingt zuläjfig jein joll; denn dann wäre die Sade allerdings 
unendlich einfach, da das Geſetz nur in den Fällen der 88.23, 61, 
115 und 145 den Rechtsweg unbedingt ausſchließt, diefer alfo in 
allen anderen Streitfragen ebenſo unbedenklich zuläffig wäre. Es 
gilt vielmehr, wie bereit3 erwähnt, aud in diejer Beziehung für berg= 
rechtliche Streitfragen dasſelbe, was für alle anderen civilrechtlichen 
Streitfragen maßgebend ift, umd jene in den 88. 23, 61, 115 und 
145 des Berggejeßes Tpeciell hervorgehobenen Fälle find in den Mo— 
tiven des Geſetzes nur al3 durch die bejonderen bergrechtlichen Ver— 
hältniſſe bedingte, aus den ſonſt adoptirten allgemeinen Rechtsgrund 
lägen über Zuläſſigkeit des Rechtsweges vielleicht nicht unbedenklich 
herzufeitende Ausnahmefälle noch ausdrüdlich gerechtfertigt. 

Es kann alfo auch bei anderen bergredtlichen Fragen noch 
ftreitig werden, ob darüber im Prozekwege oder ausſchließlich im 
Adminiftrativmwege zu entjeheiden jein möchte, weshalb es von In— 
tereffe ift, die im Allgemeinen geltenden Grundſätze über die Zus 
läfligfeit oder Unzuläffigfeit des Nechtsweges in fpecieller Beziehung 
auf die bergrechtlichen Verhältniffe näher zu betrachten. Es werden 
hierbei neben diefen allgemeinen Grundjäßen die noch bejonders 
dur das Berggeje vom Rechtswege ausgejchloffenen Fälle einer 
näheren Unterfuhung zu unterziehen fein; außerdem werben aud 
noch die Vorjchriften des Berggejeßes, nach denen der Rechtsweg 
erft nah vorgängiger Entiheidung der Verwaltungsbehörde über 
gewiſſe Fragen zugelaffen, aljo gemillermaßen eine bedingte Aus— 
Ihliegung des Rechtsweges angeordnet iſt, zu Erörterungen Veran— 
laffung bieten. 

Die Frage nach der Zuläfligkeit oder Unzuläſſigkeit des Rechts— 
weges wird der Regel nach gleichgeitellt der Frage, ob eine Streit- 
ſache als in das Gebiet der Aominiftrativ- oder der eigentlichen 
Juſtiz-Sachen gehöre. Für die gegenwärtige Erörterung ift e3 von 
feinem weiteren Intereſſe, daß den Gerichten auch gewiffe Verwaltungs— 
ſachen, jog. Juſtiz-Verwaltungsſachen, ſowie die in das Gebiet des 
öffentlichen Rechts gehörende Kriminaljuftiz überwiejen ilt. 

Man pflegt den Gegenſatz der Adminiſtrativ- und der Jujtiz- 
Sachen nad der Verſchiedenheit der Normen zu charakteriſiren, nad) 
denen die Berwaltungsbehörden reſp. die Gerichte die ihnen zur Ent: 


— — — 





472 Abhandlungen. 


ſcheidung überwieſenen Fragen zu behandeln haben, und rechnet !) zu 
den Juſtizſachen diejenigen, die nad) den geltenden rechtlichen Grund: 
ſätzen behandelt und entjchieven werden müffen, zu den Adminiſtrativ— 
ſachen dagegen diejenigen, welche nach den Grundjäßen des Nußens, 
der Zweckmäßigkeit oder faktiſchen Nothmwendigfeit ihre Erledigung 
finden, bei deren Erledigung die Gejege nur als Inſtruktion für 
die Behörden anzufehen find. Doch ift damit nicht gejagt, daß nur 
bon den ordentlichen Gerichten nad den Grundfäßen des ftrengen 
Rechts entjchieden werden joll; dasjelbe haben auch die Verwaltungs» 
behörden ſich zur Richtſchnur dienen zu laffen, fie find nur nicht, 
wie die Gerichte, bei der Erörterung der thatfächlichen Verhältniffe, 
die dem Nechtsftreite zu Grunde liegen, an die ftrengen, durd die 


Prozeßgeſetze vorgejchriebenen Formen gebunden. Sie find, wenn 


man jo jagen darf, mehr dazu berufen, das materielle Recht und 
das dequum ius zur Anerkennung zu bringen, mährend fich die 
Thätigkeit der rechtiprechenden Gerichte auf Firirung und auf den 
Schuß des formellen Rechts erftredt. 

Es ift dieſe Unterfcheidung nad) der Art der Behandlung über- 
haupt feine durchgreifende und nur von untergeordneter Bedeutung; 
der Schwerpunft der Unterſcheidung zwilchen Verwaltungs- und 
Juſtiz-Sachen ruht in der Verſchiedenheit der jeder Kategorie unter- 
tworfenen Gegenſtände. Hiefür jcheint uns der $. 1 der Einlei- 
tung zur Allgemeinen Geriht3- Ordnung ein einfaches, alle Zweifel 
ausſchließendes Kriterium an die Hand zu geben, indem er beftinmt: 

„Alle Streitigkeiten über Saden und Rechte, welche einen Ge— 

genftand des PrivateigentHums ausmachen, müſſen, wenn 
fein gütliches Webereinfommen jtattfindet, durch richterlihen Aus— 
ſpruch entjchieden werden.“ 

Man hat hierauf denn auch den Sa begründet, daß Redht3- 
Sachen ſolche jind, die einen Gegenftand des Privatrechts, und Admi— 
niftrativfadhen ſolche, die einen Gegenftand des öffentlichen Rechts 
betreffen. Doch iſt andererjeits jehr beitritten, daß dieſes Geſetz 
überhaupt die Quelle für die Enticheidung der Frage bilde, wie dies 
ein Erkenntniß des Gerichtshofes für Kompetenz = Konflitte vom 9. 
Juni 1855 (Juſt.“Min.Bl. 1855 ©. 387) mit dem Bemerfen her- 


1) v. Rönne, Staatsrecht der preuß. Monarchie Bd. 1, S. 198. Sy— 
dom, Zuläffigkeit des Nechtsweges ꝛc. S. XII und XIII, ſowie die dort citir- 
gen Unfihten von Pfeiffer, Jordan und auch Mittermaier. 
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borhebt, daß diefe Vorſchrift ebenſowohl als ein Verbot der Selbit- 
hilfe betrachtet werden fünne, daraus aber feineswegs der Schluß 
zu ziehen fei, daß fich die Kompetenz der Gerichte auf Streitigkeiten, 
die das Gebiet des öffentlichen Rechts berühren, unter allen Umftän= 
den nicht erftrede, während ein Erfenntniß desſelben Gerichtshofes 
bom 20. April 1850 (Auft.-Min.:Bl. 1850 ©. 191) ausführt, daß 
jenes Geſetz amdererfeits die Kompetenzfrage für nicht blos dem 
Privatrehte angehörige Streitfragen unentſchieden Laffe. 

Als Regel läßt fih daher auf Grund des $. 1 eit. jedenfalls 
nur der Sat aufftellen, daß da, wo ein Gegenftand des Privatrechts 
freitig ift, die Kompetenz der Gerichte begründet it. Darüber, ob 
Streitfragen aus dem Gebiete des öffentlichen Rechts der Entſchei— 
dung der Gerichte unterliegen, entjcheidet jener 8. 1 nicht, außer in: 
jofern, als er als Efjentiale de3 Prozeßgegenſtandes aufftellt, daß 
ein Privatrehtsaniprug in dem Prozeſſe verfolgt werden muß. 

Rückſichtlich der ganz oder theilweife in das Gebiet des öffent: 
lichen Rechts einſchlagenden Streitfragen und der daraus herzulei= 
tenden Privatrechtsanſprüche enthalten die SS. 35 bis 41 der Verorb- 
nung bom 26. Dezember 1808 und die an deren Stelle getretenen 
neueren Gejege die mafgebenden Grundſätze. Nun haben fich aller— 
dings darüber auch zwei Meinungen gebildet, was jene Gejege als 
Regel und was als Ausnahme anerkennen. Die eine Anficht geht 
dahin, daß darin die Zuläfligfeit de8 Rechtsweges als Regel aufge: 
ftellt und die Fälle, in denen jene Regel nit Pla greifen Jolle, 
als Ausnahmen beſonders fpecialifirt ſeien. Sie verficht alſo die un— 
bedingte Zuläfligkeit des Nechtsmeges al3 die Regel überall da, wo 
es fih um ftreitige Ansprüche, die eine Beurteilung nad rechtlichen 
Grundfägen zulafjen, handelt, ganz gleichgiltig, ob diefe Anſprüche 
dem Gebiete des öffentlichen oder Privatreht3 angehören, während 
fie allerding3 anerfennt, daß neben den geringen Ausnahmen, 
welche dieſe Regel rüdjichtlich reiner Privatrechtsſtreitigkeiten erleidet, 
die Zahl derjelben im Gebiete des öffentlichen Rechts bei weitem 
die Zahl der Fälle, in denen die Regel zur Anerkennung gelangt, 
überfteigt. 

Gerade auf diefen letzteren Umftand geftüßt, geht die andere, in 
der preußiſchen Jurisprudenz vorherrfchende Anficht dahin, daß in 
Privatrechtsſtreitigkeiten die Zuläffigfeit des Rechtsweges die Kegel, 
die Unzuläffigfeit die durch bejondere gejeglihe Beltimmungen firirte 
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die Unzuläffigfeit des Rechtsweges die Regel und die Zuläffigkeit 
dejelben die in bejonderen Fällen geftattete Ausnahme darftelle. Diefe 
herrſchende Anficht findet mithin auch in den Beitimmungen der 
Berordnung vom 26. Dezember 1808 die volle Anerfennung des aus 
dem $. 1 der Einleitung zur Allgemeinen Geriht3-Ordnung — fei 
es, daß man diejes Geſetz direkt nach feinem Wortlaute, fei es, daß 
man e3 ex argumento e contrario interpretirt — fich ergebenden 
Grundjaßes, 

Nehmen wir nun an, daß der$. 1 der Einl. per argumentum 
e contrario auch für Streitigkeiten, die dem publiziftiichen Gebiete an— 
gehören, den maßgebenden Grundſatz aufitellt und diefer in den 88. 
35 und 36 der Verordnung vom 26. Dezember 1808 feine Wieder- 
holung und Anerfennung findet, jo werden auch nad) den meiteren 
Beitimmungen diefer Verordnung diejenigen Fälle zu Eonftatiren fein, 
in denen der Rechtsweg für jolche dem öffentlichen Rechte angehörige 
Streitigkeiten zugelaffen ift. 

Es hat aud) in der That die Verordnung vom 26. Dezember 
1808 vorzugsweiſe den doppelten Zwed verfolgt, einmal die voll= 
ftändige Trennung der Yuftiz von der Verwaltung, jodann die Gen= 
tralifation verjchiedener coordinirter Verwaltungsitellen in der Pro— 
vinzialbehörde herbeizuführen. Bei der Organijation diefer Provin— 
zialbehörden ift das Gebiet ihrer Thätigfeit, welches die gefammte Ver— 
waltung umfaßt, nad drei Gefihtspunften getheilt, nämlich in 
Angelegenheiten, welche die Landeshoheit, ſolche, welche die Landes— 
polizei und endlich foldhe, welche die Finanzen betreffen. Wie nun 
die 88. 1 6i8 4 der Verordnung die gefammte VBerwaltungsthätigfeit 
der Regierung nad) diefen drei Gebieten theilen, jo ift auch in dem 
Abſchnitte der Verordnung ($. 34 ff.), welcher die Kompetenz der Re— 
gierungen und der Gerichte regelt, diefe Dreitheilung der Regierungs- 
jaden in Hoheits-, Polizei- und Finanzjahen zu Grunde gelegt, 
und e3 behandeln namentlich) die 88. 36 und 37 die Hoheits-, die 
88. 38 bis 40 (welche durch das Gejeh vom 11. Mai 1842 erſetzt 
find,) die Polizei und die 88. 41 ff. die Finanzangelegenheiten und 
e3 ergeben fich daraus furz folgende Grundſätze: 

In eigentlihen Hoheitsfachen ift der Rechtsweg grundſätz— 
(ih unftatthaft, infoweit der $. 37 nicht eine Modifikation 
bedingt; in Polizeifachen ift derjelbe wenigftens in der Regel aus— 
geichloffen und nur ausnahmsweiſe geftattet; dagegen fommt in Fi— 
nanzangelegenheiten die Regel der Unzuläjligfeit des Rechtsweges nur 
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jelten zur Anwendung, indem faft überall der Rechtsweg nachgelafjen 
und nur in wenigen Fällen ausgeſchloſſen geblieben ift. 

» Bei dem fpeciellen Zwecke, den dieſe Abhandlung vor Augen 
bat, kann es nicht Abficht jein, im Allgemeinen auf die Reihe 
der ſich bei vorftehenden Grundfäßen in verjchiedenen Gebieten immer 
noch ergebenden Zweifelsfragen näher einzugehen, namentlich dieſel— 
ben bezüglich der Polizei und der Finanzverwaltung ausführlicher zu 
erörtern; wir werden derjelben nur ſoweit, al3 die Bergverwaltung 
unmittelbar dazu Veranlaſſung gibt, zu gedenken haben. 

Was namentlih die Zuläſſigkeit des Rechtsweges in Finanz— 
angelegendeiten anlangt, jo beitimmt der $. 41 der Verordnung 
vom 26. Dezember 1808 allerdings: 

„Segen Berfügungen der Regierungen, welche fie in ihrer 
Eigenſchaft als Finanzbehörde erlaffen ($. 4), fih mithin auf die 
Bermögensverwaltung des Fiskus beziehen, ift einem eben, der 
feine Rechte dadurch gekränkt glaubt, der Weg Rechtens unbenom— 
men, infofern der Fall nicht zu den 88. 35 und 36 gemachten 
Ausnahmen gehört. Ein Gleiches findet in Abficht der Vermö— 
gensverwaltung anderer, den Regierungen untergeordnneter mora= 
licher Perjonen ftatt; und ebenjo fteht es unter den gedachten 
Modalitäten Jedem frei, fein Privatintereffe über Gegenftände 
der Poſt- und Bergwerks-Adminiſtration ($$. 7 und 11) 
bei dem fompetenten Gericht geltend zu machen.” 

Aber diefes Geſetz findet im Gebiete des heutigen Bergrechts nur 
noh wenig Raum. Die früher den Staatsbehörden übertragene 
Verwaltung des Privat-Bergwerkseigenthums ift längft bejeitigt, und 
mit der ftillichweigenden Aufgebung des Regals als Bafis der Berg: 
geſetzgebung kann aud der früher geführte Streit, ob die Berg— 
werf3abgaben als Reallaften oder als Steuern im eigentlichen Sinne 
zu erachten find, als bejeitigt angeſehen werden und fein Zweifel 
mehr darüber obmwalten, daß bezüglic) deren Erhebung vollkommen 
diejelben Grundjäße wie für jede andere Staatsfteuer maßgebend 
fein müſſen !). 

Hinfichtlih der WVermögensverwaltung der den Bergbehörden 
unterftellten moralischen Perſonen, nämlich der Knappſchaftsvereine, 
Bergbaupilfstaffen und Berg-Gewerkſchaftskaſſen find durch die betref- 
fenden Geſetze (88.165 bis 186 des Berggejeges vom 24. Juni 1865 


1) Bergl. m. Kommentar zum Berggejefe S. 315 und 316. 
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und Geſetz wegen Verwaltung der Bergbauhilfskaſſen vom 5. Juni 1863) 
enge Grenzen für die Befugnik der Bergbehörde gezogen. Nur bezüglich 
der Beiträge zu den inappichaftsvereinen ordnet der $. 177 des Berg- 
gejeßes deren Beitreibung auf dem Wege des administrativen Zwangs— 
verfahrens an, während das Gejch vom 5. Juni 1863, welches die 
Erhebung von Beiträgen doch auch eventuell in Ausficht nimmt, eine 
derartige Beitimmung nicht enthält. Es iſt aber früher aus Gründen, 
die aud) heute noch zutreffen, mit Rückſicht auf die SS. 78 und 79 TH. II 
Tit.14 des Allg. Landrechts die Zuläſſigkeit der Einziehung von Bergbau 
hilfsfaffen-Beiträgen im Wege der Adminiftrativ-Erefution anerfannt 
worden !). Noch weniger kann dies bezüglich der Beiträge zu dem Schle= 
fischen Freifurgelderfonds einem Zweifel unterliegen, zumal diefer ledig- 
lich dem öffentlichen Intereſſe gewidmete Fonds, welcher nad der Aller: 
höchſten Gabinet3-Oxder vom 9. März 1830 (Geſ.-Samml. 1830 5.48) 
die Beitimmung hat, den Bergleuten, welche ſtändige Mitglieder des 
Nieder- und Oberfchlefiihen Knappſchaftsvereins find, freien Schul- 
unterricht für ihre jchulpflichtigen Kinder zu gewähren und die kirch— 
lihen und Schuleinrichtungen in den Bergbaudiftrikten der Provinz 
Schlefien zu fördern, der durch Regulativ vom 30. Januar 1865 
(Zeitih. für Berg: Hütten- und Salinenwejen x. Bd. 12 ©. 295) 
geordneten unmittelbaren Verwaltung der Staatsbehörden über- 
wieſen ift, und die Allerhöchite Gabinet3-Order vom 19. Juni 1836 
Nr. 1 (Gef.-Samıml. S. 198) auch auf die Beiträge zu dem Frei— 
furgelderfonds anwendbar jein würde, wenn die Verwaltung des 
Fonds nur al3 Stellvertreterin der Kirche und Schule angejehen 
werden könnte. 

Hierbei ift aber nicht zu überfehen, daß die Thätigkeit der 
Staat3behörden in Beziehung auf die ihrer Aufficht unterworfenen 
Korporationen fich wenigitens bei den den Bergbehörden unterftellten 
Snftituten nur felten al3 ein Akt der Finanz-Verwaltung, jondern 
viel häufiger al3 Ausübung eines Hoheitsrechts charakteriſirt. Hier— 
auf weiſt auch der $. 41 der Verordnung vom 26. Dezember 1808 
din, indem er ausdrüdlich hervorhebt, daß auch Verfügungen, die 
ſcheinbar nur VBermögensverwaltung betreffen, fi nad) $. 36 a.a. O. 
der Anfehtung im Rechtswege entziehen. Ya es geht aus der Be— 
ftinnmung des $. 41 gleichzeitig hervor, daß überall da, wo fi) ein 


1) Erkenntniffe des Ober-Tribunals vom 16. Februar 1855 und 12, April 
1861. — Striethorft, Archiv Bo. 19 S. 3 und Bd. 42 5. 38 ff. 
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Aft gleichzeitig als Ausfluß des Hoheitsrechtes und der yinanzverwal- 
tung darftellt, nicht der $. 41 zur Anwendung fommen fann, fondern 
nad) $. 36 der Rechtsweg ausgeſchloſſen bleibt, weil da3 dem $.36 zu 
Grunde liegende Prinzip das Höhere ift, dem ſich alle anderen Rüd- 
fihten unterordnen müljen. 

Im Allgemeinen ſteht dem Staate die Befugniß zu, die Er. 
weiterung und Umänderung, Einſchränkung oder Aufhebung gemein= 
nüßiger Anftalten zu genehmigen und in ailen diefen die Organifation 
und Grundverfajjung betreffenden Gegenjtänden ift der Rechtsweg, wo 
er nicht, wie in den $$. 36 und 37 Thl. II Tit. 6 des Allg. Yandrechts, 
ausdrüdfich vom Geſetze nachgelaſſen it, ausgeſchloſſen ’). Jedenfalls ift 
auch eine Klage unftatthaft, welche dahin abzielt, einen Aft des Auf- 
fichtsrechts, wie z. B. die Erteilung der Bejtätigung der Sinappjchafts- 
vereind-Statuten (Bergge). $. 169), Aufpebung der Suspenſion eines 
Vorſtandsbeſchluſſes (da. $. 184), die Griheilung der Genehmigung 
zur Erhebung von Bergbau» Hilfskafjenbeiträgen (Bejeß dom 5. Juni 
1863 $. 2) oder die Wiederherftellung einer geftrichenen EtatSpojition 
(daj. $. 5), zu erzwingen, wie dies auch von dem Gerichtähofe zur 
Entjheidung der Kompetenzkonflikte in einer Entſcheidung vom 11. 
December 1852 (Juſt.“Min.Bl. 1353 ©. 95) ausgeführt worden ift. 

Was den Rechtsweg gegen polizeiliche Verfügungen anlangt, jo 
tritt im Gebiete des Bergrechts die jonjt jo jehr erhebliche Schwierig- 
feit, ven Umfang des Gebietes der polizeiliden Verfü— 
gungen, das ſich eben jeiner Natur nach nicht ſcharf begrenzen läßt ?), 
zu bejtimmen, nicht in den Vordergrund; der $. 196 des Bergge— 
jeßes zieht die Grenzen der bergpolizeilichen Auflicht der Bergbehörden 
über den Bergbau jo jharf als möglid, jo daß über den Umfang 
des Gebietes der bergpolizeilichen Berfügungen wohl nur felten Zweifel 
werden obwalten können und zwar um jo jeltener, als bei dem be— 
ſchränkten Umfange, in dem die Bergbehörden Verfügungen auf dem 
Gebiete der Finanzverwaltung zu treffen haben, weniger Veran— 
lafjung vorliegt, jolden, dem Gebiete der Finanzverwaltung anheim— 
fallenden Verfügungen gleichzeitig den Charakter polizeiliher Maßregeln 
zu geben. Wo es ji aber um Berfügungen handelt, die gleichzeitig 
al3 Akte der Yandeshoheit und Polizeigewalt erjcheinen, trifft dasjelbe 


1) Sydow, Zuläffigfeit des Rechtsweges ꝛc. S.29 $. 35 
des Ober-Trib. vom 27. Juni 1345 — Entid. Bd. 11 ©. 68. 
2) Sydow, a. a. O. ©. 39 8. 45, 
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zu, was oben bezüglich der Finanzangelegenheiten bereit3 bemerkt ift; 
in allen jolhen Fällen ift der Rechtsweg gemäß $.36 der Verordnung 
vom 26. Dezember 1808 ausgeſchloſſen und nicht in dem Maaße, 
wie er gegen polizeiliche Verfügungen fonft geftattet ift, zuläffig. 

Das Berggeſetz enthält feine Beſtimmungen darüber, ob und 
unter welchen Modififationen der Rechtsweg gegen bergpolizeiliche 
Berfügungen zuläſſig ift, es bleiben mithin auch hier die allgemeinen 
geſetzlichen Beltimmungen maßgebend. Diejelben find in dem an 
Stelle der $$. 38 bis 40 der Verordnung vom 26. Dezember 1808 
getretenen Gejehe vom 11. Mai 1842 (Geſ.Samml. 1842 ©. 192) 
enthalten. Es verordnen: 

8. 1. Beſchwerden über polizeilihe Verfügungen jeder Art, fie 
mögen die Geſetzmäßigkeit, Nothwendigkeit oder Zwed- 
mäßigfeit derjelben betreffen, gehören vor die vorgeſetzte Dienft- 
behörde. 

Der Rechtsweg iſt in Beziehung auf ſolche Verfügungen 
nur dann zuläſſig, wenn die Verletzung eines zum Pri— 
vateigenthum gehörenden Rechts behauptet wird, und 
nur unter den nachfolgenden näheren Beſtimmungen. 

8. 2. Wenn derjenige, welchem durch eine polizeiliche Verfügung 
eine Verpflichtung auferlegt wird, die Befreiung von derjelben 
auf den Grund einer bejonderen gejeglihen Vorſchrift 
oder eines jpeziellen Rechtstitels behauptet, jo ift die rich— 
terliche Entſcheidung jowohl über das Recht zu diefer Befreiung 
al3 auch über deſſen Wirkungen zuläffig. 

$ 3. Die Verfügung ($. 2) kann jedod des Widerſpruchs unge— 
achtet zur Ausführung gebracht werden, wenn jolches nach dem 
Ermeſſen der Polizeibehörde ohne Nachtheil für das Allgemeine 
nicht ausgeſetzt bleiben fan. Nach ergangenem rechtsfräftigem 
Erfenntnilfe muß die Polizeibehörde deſſen Beltimmungen bei 
ihren weiteren Anordnungen beachten. 

8. 4. Steht einer polizeilihen Verfügung ein befonderes Recht 
auf Befreiung (8.2) nicht entgegen, e8 wird aber behauptet, daß 
durch diejelbe ein jolher Eingriff in Privatrechte geſchehen 
jei, für melden nach den geſetzlichen Vorfchriften über Aufopferungen 
der Rechte und Vortheile des Einzelnen im Intereſſe des Allge— 
meinen, Entjhädigung gewährt werden muß, fo findet der 
Rechtsweg darüber Statt, ob ein Eingriff diefer Art vor- 
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handen jei und zu welchem Betrage dafür Entihädigung 
geleiltet werden müſſe. 

Eine Wiederherjtellung des früheren Zuftandes kann 
in diefem Falle niemals verlangt werden, wenn joldhe nad 
dem Ermeſſen der Polizeibehörde unzuläffig ift. 

S$. 5. Gebührt der Polizeibehörde nur die Befugniß zu einer vor— 

. Jäufigen Anordnung mit Vorbehalt der Rechte der Betheilig- 
ten, oder behauptet derjenige, welchem durch eine polizeiliche 
Verfügung eine Berpflidtung auferlegt worden iſt, daß 
diefe Verpflichtung ganz oder theilweife einem Anderen ob- 
liege, fo ilt zur Feitftellung der Rechte unter den Bethei- 
ligten und über die zu leiftende Entſchädigung die richterliche 
Entſcheidung zuläjlig. 

8. 6. Wird eine polizeilihe Verfügung im Wege der Beſchwerde 
al3 gejegwidrig oder unzuläſſig aufgehoben, fo blei- 
ben dem Betheiligten jeine Gerechtſame nad) den allgemeinen 
gejeglihen Beitimmungen über die Bertretungsverbindlichfeit der 
Beamten vorbehalten. 

Es mag für jet die Reproduktion diejes die allgemeinen Nor— 

- men feitjeßenden Gejehes genügen; es wird jpäter bei der Betrachtung 

der einzelnen Beltimmungen des Beragejeßes ſich noch wiederholt Ge: 
legenheit bieten, die Anwendung derjelben auf diefem Gebiete zu zei— 
gen und auf die Erläuterung einzelner Tragen zurüdzuflommen. 

Die für den Umfang des Gebietes der Adminiftrativfachen 
wichtigften Beltimmungen find in den $$. 35 und 36 der Verord- 
nung vom 26. Dezember 1808 enthalten, welche in Yandeshoheit3- 
jahen den Rechtsweg vollftändig und faſt unbedingt ausjchließen. 
Der 8. 37 läßt nur infofern Modifitationen zu, als über die dem 
Einzelnen, der für das allgemeine Wohl in jeinen Rechten beein- 
trächtigt wird, zuftehende Entihädigung, über die Höhe der Entſchädi— 
gung bei Erpropriationen, ſowie über die behauptete gänzliche, auf 
befonderen Gründen beruhende Befreiung von einer allgemeinen Abgabe 
reip. über behauptete Prägravation bezüglih einer ſolchen Steuer 
richterliches Gehör ebenfalls nachgelaffen fein foll. 

Welche Akte als Ausflüſſe des Hoheits- oder Majeftätsrechts zu 
rachten find, darüber gibt vorzugsweiſe der Tit. 13 Thl. II des Allg. 
Landrechts Aufihluß. Es gehören dazu: 

1. Die Handlungen des Landesheren, welche den Schub des Staates 


ware. 
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gegen auswärtige Feinde oder Bündniffe mit fremden Staaten zum 
Gegenitande haben; | 

. das Geſetzgebungsrecht; 

. die Verleihung von Privilegien, Nemtern und Würden ; 

. da8 Begnadigungs- und Strafmilderungsredt; 

. das Recht, Münzen, Maak und Gewicht zu beitimmen ; 

. dad Erpropriationsredt; 

. da3 Bejtenerungsredt ; 

. das Oberaufiichtsrecht über Gefellichaften und öffentliche Anftalten. 
(Sydow a. a. O. S. 3 8. 3; von Nönne, Ergänzungen zc. ©. 74.) 
Es iſt jelbjtverjtändlih, daß ein Akt den Charakter der Aus— 

übung eines Majeftätsrechts Dadurch nicht verliert, wenn er nicht vom 

Yandesherrn ſelbſt, jondern von einer untergeordneten Staatsbehörde 

ausgeht, da eben diejen in beſtimmten Fällen Die Ausübung gewiſſer 

Majeftätsrechte, wie des Expropriationsrechts, des Rechts, Polizei— 

Berordnungen zu geben und das Oberauflichtsreht auszuüben, über- 

tragen worden iſt. 

Es it nun anerfannten Rechtens, daß ein privatrechtlicher Wis 
derſpruch nicht nur nicht gegen den Ak des Hoheitsrechts jelbit 
jtattfindet, fondern daß auch ein Anſpruch aus den Folgen und Wir- 
fungen diejes Altes weder wider die Perſon des Yandesheren, noch 
wider das Staatävermögen behufs der Entſchädigung zuläſſig ift. Eine 
Ausnahme bezüglih des Anſpruchs auf Entſchädigung enthalten nur die 
88. 70 und 75 der Einleitung zum Allg. Yandrecht, welche bejtimmen, 
daß, wenn das Antereffe der Gefammtheit der Einwohner des Staates 
eine Einrichtung in der Verwaltung erfordert, die dag Privateigenthum 
des Einzelnen gefährdet, die Entſchädigung des Einzelnen aus dem Ge— 
Jammtvermögen zu leilten ſei. Dieje Ausnahme greift aber da nicht 
Plab, wo das Privateigentyum einzelner Mitglieder des Staates durch 
einen Alt der Geſetzgebung benachtheiligt wird oder verloren geht und 
in dem betreffenden Geſetze eine desfallfige Entihädigung von Seiten 
des Staates nit zugeſagt iſt !). 

Zu erheblihen Zweifeln und Berwirrungen hatte der $. 80 
der Einleitung zum Allg. Landrecht Beranlafiung gegeben. Der $. 79 
daj. ftellt die allgemeine Regel auf, daß die Entſcheidung aller vor— 
fallenden Streitigkeiten den Gerichten gebührt, und da $. 80 hier- 
nächſt fortfährt: 


1) Präjudiz des Ober-Trib, vom 8, Mai 1840 — Entſch. Bd. 32 ©, 160; 
Sydow a. a. O. S. 2 und 559 N. 8. 
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„Auch Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen dem Oberhaupte des Staa- 
tes und ſeinen Unterthanen ſollen bei den ordentlichen Gerichten 
nach den Vorſchriften der Geſetze erörtert und entſchieden werden,“ 

jo hat man hieraus gefolgert, daß auch gegen Alte des Majeftäts- 
rechtes der Rechtsweg zuläſſig jei. Dieſer Umſtand, ſowie häufig 
borgefommene Berwechjelungen zwiſchen dem Staate als joldem und 
zwiſchen dem Staate als Erwerbsgeſellſchaft (Fiskus) gaben zu der 
Allerhöchiten Cabinets-Order vom 4. Dezember 1831 (Gef.-Samml. 
1831 ©. 255) Veranlaſſung, durch welche der in den StaatSminifterial= 
berichten vom 16. November 1831 niedergelegten Auffaffungen über die ' 
Zuläffigfeit refp. Unzuläjjigfeit des Rechtsweges gejegliche Kraft ver— 
liehen worden ift, jo daß fich dieſelben nicht nur als Belehrungen der 
Gerichte, don denen diefe nach Belieben Gebraud machen können, 
fondern unzweifelhaft als Deklaration der bezüglihen älteren Geſetze 
charakteriſiren . 

Bei der großen Bedeutung, die dieſem Berichte beiwohnt, ſei 
es geſtattet, denſelben in ſeinem weſentlichen Theile hier wiederzugeben. 
Er lautet nach Weglaſſung der Einleitung: 

„Was zu den Hoheitsrechten des Staatsoberhauptes gehöre, und 
was unter dem Fiskus zu verſtehen ſei, iſt in den Titeln 13 und 
14 de3 zweiten Theil des Allg. Landrechts genau beftimmt und die 
Gerichte dürfen nur hierauf Hingewiefen werden, um bie hin und 
wieder vorgefallene Verwechſelung des Landesherrn und des Fiskus 
zu vermeiden. Auch ift nach den uns vorliegenden Verhandlungen 
darüber fein Zweifel angeregt, daß ein privatredtlider Wider- 
jpruc wider den Alt des Hoheitsrechts jelbft nit Statt 
finde, wohl aber ift behauptet worden, daß ein Anfprud aus den 
Folgen und Wirkungen dieſes Aktes nicht wider die Perſon des Lan— 
deöheren, fondern wider das Staatsvermögen behufs der Ent- 
Ihädigung zuläffig ſei. Aus dieſer irrthümlichen Anſicht iſt bei- 
jpielaweife das Verfahren der Gerichte hervorgegangen, die ſich für 
fompetent hielten, eine lage wider den Fiskus auf Erſatz erlittener 
Kriegsbeijhädigungen anzunehmen und über den Anfprucd zu entjchei= 
den. Allein jo wenig der Souverain, in Ausübung feiner Hoheits- 
rechte jelbjt, von der Einwirkung irgend einer Gerichtsbarkeit abhängt, 
jo wenig hat derfelbe die Folgen dieſes Gebrauchs feiner Rechte in 
einem gerichtlichen Verfahren zu verantworten, und die Meinung, als 
ob in ſolchen Fällen der Anſpruch nicht wider den Souberain, fon= 


1) Erlaß des Ober-Trib. vom 3, April 1856 — Entſch. er 32 ©. 160. 
Zeitjer. f. Bergrecht. Band VIII. 4. 
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dern wider den Fiskus gerichtet fei, beruht auf einer gänzlichen Ver— 
wechſelung der Rechtsverhältnijie; denn theils kann eine rechtliche Ver— 
bindlichkeit des durch die fisfalifche Behörde vertretenen Staatver- 
mögens, die aus einem Alte der Souverains abgeleitet wird, nicht 
anders erörtert und entjchieden werden, al3 daß das Recht des Sou— 
verains, diejen Akt vermöge feiner Yandeshoheit auszuüben, der ge= 
rihtlihen Kognition unterworfen wird, welches als unftatthaft aner= 
fannt worden ijt und bei der Unabhängigkeit de Souveraind, der 
als jolcher feinen Gerichtsitand vor den Landesgerichten hat, unaus- 
- führbar jein würde; theils ift weder der Fiskus verpflichtet, meil er 
die Handlung de Souveraind nicht zu verantworten hat, noch die 
fisfalifche Behörde zur Einlaffung auf den Prozeß Iegitimirt, weil 
fie nicht zur Vertretung der Hoheitsrechte des Souverains beftellt ift.“ 

„Hiernach find namentlich die wider den Fiskus, in vermeintli— 
her Vertretung einer einzelnen ‘Provinzial= Berwaltungsbehörde ange- 
ftellten Klagen auf Erſatz eines Schadens aus den Zufällen des 
Krieges oder aus dem Beſteuerungsrechte, jowie ſolche Anſprüche an 
den Fisfus der Kompetenz der Gerichte. gejeblich entzogen worden, 
deren Verhandlung vor Gericht die Folge gehabt haben würde, über 
das Hoheitärecht des StaatSoberhauptes zum Abſchluß von Berträgen 
mit fremden Staaten und zu Beftimmungen über die Maßgaben ihrer Er— 
füllung in privatrechtliche Erörterungen verfaffungswidrig einzufchreiten.” 

„So viel wir übrigens aus den uns vorliegenden Berhandluns 
gen erjehen, find es einige Beltimmungen in der Einleitung zum 
Landrechte, die das Mißverſtändniß der Gerichte hauptſächlich veranlapt 
haben. Wenn nämlich in den 88. 73 bis 75 verfügt wird, daß 
das Privatinterefje der Einzelnen dem Gemeinwohl aufgeopfert, der 
Einzelne dagegen für den erleidenden Verluſt vom Staate entſchädigt 
werden müfje, jo hat man diefer Beltimmung hin und wieder den 
Sinn beigelegt, als ob der Landesherr ſich verpflichtete, diejenigen zu 
entihädigen, deren Privatintereffe durch die Ausübung jeiner Hoheits— 
rechte gefährdet wird. Allein davon abgejehen, daß eine ſolche Aus— 
legung des Landrechts, deſſen Vorſchriften auf privatrechtiche Ver— 
hältnifje beſchränkt find ($. 1 der Einleitung), über feine Grenzen 
hinaus zu einem unfruchtbaren und unausführbaren Rejultate führen 
würde, wie fi) namentlich) bei Ausgleihung der Kriegsſchäden und 
bei Bollziehung der Steuergefege genügend ergiebt, darf man nur 
nicht außer Acht laffen, daß der Landesherr Bier, al3 Gejebgeber, zu 
feinen Unterthanen jpriht, um in den erwähnten Beitimmungen den 
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einfachen Grundfaß zu finden: daß, wenn das Intereſſe der Geſammt— 
heit der Einwohner des Staates eine Einrichtung in der Verwaltung 
erfordert, die das Privateigentgum des Einzelnen gefährvet, die Ent- 
Ihädigung aus dem Gejammtvermögen zu leiten jei. Dieſer allge- 
meine Grundjaß wird an mehreren Stellen des Landrechts auf jpezielle 
Redhtsverhältnifje angewendet, wie beijpielsweije SS. 29 bis 32 Tit. 8 
Th. 1.; 8$. 4 bis 11 Zit. 11 Ih. I. Yederzeit dagegen, wenn der 
Zandesherr erforderlich gefunden Hat, eine Maßregel der inneren Ber- 
waltung unmittelbar durch einen Akt der Gejeßgebung anzuordnen, 
und wenn biebei ein Bedürfniß vorhanden gemwejen ijt, dem Privat- 
interefje vorzujehen, iſt die Verpflichtung zum Schadenserjage aus dem 
Staatsvermögen beſonders feitgejeßt worden, wie 3. B. im Zollgeſetze 
vom 26. Mai 1818 $. 19. In allen dergleichen Fällen findet daher 
entiweder aus dem allgemeinen Grundjage ($. 75 der Einleitung 
zum Allg. Landrecht) oder aus jpeziellen Vorſchriften des Geſetzgebers 
ein Entihädigungsanjprud an das Staatsvermögen im fiskaliſchen 
Givilprozelje wider die betreffende VBerwaltungsbehörde Statt.“ 

„Auch die Vorſchrift im $. 80 der Ginleitung zum Allg. Land— 

recht, nach welcher Nechtstreitigkeiten zwiihen dem Oberhaupte des 
Staates und feinen Untertdanen bei den ordentlichen Gerichten erör- 
tert und entjchieden werden jollen, iſt mißverjtanden worden. Im 
vorhergehenden $. 79 wird der Grundſatz aufgeftellt: daß die Ente 
ſcheidung vorfallender Streitigfeiten denjenigen Gerichten überlaffen 
werden müfje, welche einem jeden Einwohner de3 Staates durch Die 
Geſetze angemwiejen find. Im $. 80 wird diefer Grundſatz auf die pri= 
vatrechtlichen Berhältnijfe des Landesheren angewendet, um audzudrüden, 
daß auch für diefe fein fpezieller und außerordentlicher Gerichtsftand 
ftattfinden dürfe, daß aljo Prozefje des Landesherrn aus fiskaliſchen 
Rechten und Nubungen ($. 11 fi. Tit. 14 TH. 1 A. L.-R. 8. 1 
Tit. 35 Proz.-Ord.) und aus Privathandlungen ($ 18 it. 13 
Th. II U. L.-R.) den ordentlihen Gerichten zu überweifen find. 
Zwiſchen dem Oberhaupte des Staates, al3 ſolchem, und den Unter» 
thanen gibt es weder Rechtöjtreitigkeiten zu entjcheiden, noch ein 
Landesgericht, welches darüber zu entjcheiden hätte.“ 

„Euer 2c. unterwerfen wir allergehorjamft, nad) diefen auf den 
Zandesgefegen und der Landesverfaffung gegründeten Belehrungen 
die Yandesgerihte ohne Ausnahme Allerhöchſt anzuweiſen, daß jie 
innerhalb der durch die Geſetze und die Gerichtsordnung ihnen vor— 
gezeichneten Örenzen das prozeſſualiſche Verfahren und die richterliche 
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Entſcheidung wider fisfalifhe Behörden in Vertretung der Staats: 
verwaltung auf Gegenftände des Privatrechts beſchränken und fich 
enthalten, Gegenftände des Majeltätsrehts auf das Gebiet pri— 
vatrechtlicher Verfügungen zu ziehen.” — 

Wie im Gebiete des gefammten preußifchen Rechts, ſo finden 
alle dieſe Grundfäge natürlich aud im Gebiete des Bergrechts Anwen- 
dung. Es ift bereits angeveutet, daß vor dem Grlafje des Bergge— 
feßes vom 24. Yuni 1865 namentlih darum, weil man bi3 dahin 
dem Bergrechte den unklaren Begriff des Regals zu Grunde gelegt 
hatte, manche Unflarheit über Zuläffigfeit des Rechtsweges in Berg— 
mwerfsangelegenheiten herrſchte, deren Befeitigung um jo ſchwieriger 
war, als alle Akte der Bergbehörden ſich als Ausflüffe der Vermwal- 
tung des Bergregal3 darftellten. 

Das Bergregal gehörte aber zu den fog. niederen WRegalien, 
die nicht zu den im $. 36 der Verordnung vom 26. Dezember 1808 
gedachten Hoheitsrechten gezählt wurden, fondern zu den zum gemeis 
nen Staat3eigenthum gehörigen Nubungsrechten, die nach $. 25 Th. UI 
Tit. 14 des Allg. Landrechts den Domainen völlig gleich zu achten find 
und aud von Privaten erworben werden können. Daß $.36 a. a. O. 
fih nicht auf die niederen Regalien mit bezieht, geht ſowohl daraus 
berbor, daß darin nicht auf die niederen Regalien mit bermwiejen 
worden ift, al3 auch daraus, daß dort nur der wirklichen Hoheits— 
rechte gedacht wird, wodurch die eigentlichen Majeftätsrechte von den 
regalia minora unterjhieden werden follten. Da man hiernad dem 
Bergregal einen vorzugsweiſe privatrechtlichen Charakter beilegte, jo 
war e3 jehr natürlich, daß man auch ſämmtliche Akte der Verwaltung 
des Bergregals faft ausſchließlich als Maßnahmen privatrechtlichen 
Charakters erachtete, ja dak man die Bergmerksverleihung an Dritte 
al3 einen einfachen Veräußerungsakt und den Bergmwerfszehnten als 
ein vorbehaltenes Nubungsreht und nicht etwa als eine Befteuerung 
auffallen zu müffen glaubte und natürlich auch nach diefen Geſichts— 
punkten über Zuläffigfeit des Rechtsweges in diefen Fragen urtheilte. 

Die Unzuträglichkeiten, die ih aus ſolchen Anſchauungen erga= 
ben, find längjt bitter empfunden worden. Doc was immer Gejek- 
gebung und Wiffenjchaft feit dem Jahre 1851 thaten, es wurde darin 
nur da8 Beſtreben gefunden, die Befugniffe des Staates rüdjichtlich 
der Bergregal-Berwaltung allmählig ihrer privatrechtlichen Elemente 
ganz zu entkleiden und dafür auf dem publiziftifchen Gebiete zu er— 
meitern. Man gelangte aber, jo lange man den Begriff „Bergregal“ 
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überhaupt noch fefthielt, zu feiner Haren Anfhauung; man glaubte 
erft noch ein befonderes Berghoheitsrecht Schaffen reſp. das Bergregal 
in ein folhes umwandeln zu müſſen und ſah Hartnädig im Ge— 
biete des Bergrechts Verwaltungsakte, die man auf jedem anderen 
Gebiete der Staatsverwaltung als Ausflüffe wirklicher Hoheitsrechte 
angefehen haben würde, für privatrechtliche Verfügungen blos darum 
an, weil fie im Bergregal ihre Bafis fanden, diejes aber zu den nie= 
deren Regalien gehörte, mithin darauf der $. 36 der Verordnung 
vom 26. Dezember 1808 nicht angewendet werden konnte. 

Mährend man fo auf der einen Seite der Zuläſſigkeit des 
Rechtsweges das Feld ungewöhnlich erweiterte, juchte man es auf 
der anderen Seite dadurch zu beengen, daß man die Entjeheidung 
rein technifcher Fragen ausſchließlich dem Reſſort der Verwaltungs— 
behörden vorbehalten fein laſſen wollte, und wo nur immer möglich, 
die betreffende Maßregel al3 lediglih in das Ermeſſen der Bergbe- 
hörde geftellt und darum gegen ſolche Anordnungen die Beichreitung 
des Rechtsweges für unzuläffig erklärte. 

Diefen principienlofen Beftrebungen und Schwankungen ift dureh 
da3 neue Berggeſetz ein Ende gemadt. Es wird jeht feinem Zweifel 
mehr unterliegen, daß im Gebiete des Bergrehts, abgejehen etwa 
bon befonderen pofitiven Beitimmungen, fi die Frage nad) der Zu— 
läffigfeit oder Unzuläjfigkeit des Rechtsweges ganz ebenjo, wie in jedem 
andern Gebiete des Rechts und der Verwaltung entjcheidet und dafür 
befonder3 die in den 88. 35 ff. der Verordnung v. 26. Dezember 1808 
aufgeftellten Grundſätze maßgebend find. Wie diejelben in den be— 
fonderen Fällen im Gebiete des Bergrechts zur Anwendung zu brin- 
gen find, ift noch näher zu erörtern, und es wird dabei am zweck— 
mäßigften fein, da das Geſetz jelbft in der Anordnung der einzelnen 
Beitimmungen nach einem gewiffen Syfteme verfahren ift, dies auch bei 
der weiteren Unterſuchung beizubehalten und, die einzelnen Abjchnitte des 
Geſetzes der Reihe nach durchgehend, die für unjer Thema fich ergeben- 
den Fragen meiter auszuführen und deren Beantwortung zu juchen. 

Der Regel nad) geht jeder Erwerbung von Bergwerkgeigenthum 
eine präparatorifche Thätigkeit, das Auffuchen des zu muthenden Mi- 
neral3 durch bejondere, zu diefem Zwede vorgenommene Arbeiten, das 
Schürfen, voraus. Es finden fich denn aud in allen Berggejeßen 
älterer wie neuerer Zeit Beftimmungen über das Schürfen und die 
Mitwirkung der Bergbehörde dabei. Schon in den älteren Bergord- 
nungen wird des von der Bergbehörde zu ertheilenden Schürfſcheins 
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gedacht; im Iandrechtlichen Bergrechte ift ein folder Schürffchein Grund— 
bedingung jeden Schürfend, und auch das Berggeſetz von 1865 erachtet 
unter Umftänden die Ertrahirung eines Schürfſcheins für erforderlich). 
Für die Frage, ob auf Ertheilung oder gegen die Ertheilung eines 
Schürfiheins und gegen wen refp. unter welchen Vorausſetzungen 
gellagt werden fann, ift e3 mwejentlich, feſtzuſtellen, welche Bedeutung 
einem ſolchen Schürfjchein beimohnt und weshalb die Bergbehörde 
die Ertheilung deflelben in Anſpruch nimmt. 

Man hat die Anfiht ausgeſprochen, der Schürffchein jei wenig— 
ſtens al3 die vorläufige Uebertragung des dem Regalheren zuftehenden 
Occupationsrechtes an den mit der Mblicht, demnächſt Bergbau zu 
treiben, nad) Regalmineralien Sudenden zu betrachten. Dieje An— 
fit Hat jedoh Braffert gründlich widerlegt und ausgeführt, daß 
die Schürficheine Tediglih zur Legitimation des Schürfers dem 
Grundeigenthümer gegenüber vom Gefebe eingeführt worden waren !). 
Die dem älteren Bergredhte zu Grunde liegende Regalitätstheorie ließ 
natürlich wieder feine jcharfe Entſcheidung darüber zu, ob, jelbit wen 
man in der Ertheilung des Schürffheins nicht die vorläufige, be— 
dingungsmeije Webertragung eines Theile der Regalitätsrechte er— 
bliden wollte, die Befugniß zu einer folhen Legitimationsertheilung 
lediglich als Ausflug der Verwaltung niederer Regalitätsrechte oder 
als Ausfluß hoheitsrechtlicher refp. polizeilicher Gewalt anzufprechen war. 
Daker kam es! denn, daß 3. B. Oppenhoff die Klage auf 
Ertheilung des Schürfiheins gegen bie Bergbehörde unbedenklich 
für zuläflig erklärte, wenn dur Verfagung des Schürffcheins der 
Klagende überhaupt nur in feinem Privatrechte eine Verlegung er— 
litten zu haben nachweiſen konnte, während Graeff eine joldhe Klage 
entſchieden für unzuläffig erklärt 2). Freilich befriedigt die Begrün— 
dung don Graeff, die Klage fei darum unzuläffig, meil ein Gegner 
(Privatperfon) nicht vorhanden, da die Behörde in der Ertheilung 
von Schürfjcheinen nicht beſchränkt fei, nicht, indem auf diefe Weiſe 
es in der Hand der Bergbehörde liegen würde, die geſetzlich fanktionirte 
Bergbaufreiheit zum Theil illuſoriſch zu machen. 

Dieje nad) älterem Bergredhte aufzumwerfenden Bedenken werden 
durch das Berggeſetz von 1865 befeitigt, nach welchem fein Zweifel 
gelaifen wird, daß eine Klage gegen die Bergbehörde jelbit nicht ftatt- 
haft ift. 

1) Bergl. m. Kommentar S. 81, 82. 

2) Bergl. m. Kommentar S. 95 Anm. 5. 
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Es ift bereit3 erwähnt, daß für die Beurtheilung der Zuläjfig- 
feit des Rechtsweges vor allem von Wichtigkeit ift, feſtzuſtellen, mie 
fi) der betreffende Akt der Berwaltungsbehörde harakterifirt. Wäh- 
rend dies bezüglich der Ertheilung der Schürferlaubniß nad, älterem 
Bergrecht, wie ſchon erwähnt, zweifelhaft war, lafien das Geſetz vom 
24. Juni 1865 und die Motive dazu deutlich erfennen, daß der nad) 
$. 8 des Geſetzes vom Oberbergamte über die Zuläfligleit refp. Uns 
zuläjligfeit des Schürfens zu faſſende Beſchluß nichts anderes als ein 
Erpropriationsrefolut if. 

Die Motive bemerken in diefer Beziehung zum erften Abjchnitt 
de3 zweiten Titels: 

„Die allgemeine Bergbaufreiheit führt zu dem einfachen Rechts— 
grundjaße, daß ein Jeder, er fei Grundeigenthümer oder nicht, Schürf- 
arbeiten unternehmen darf, berechtigt aber andererjeit3 nicht zu der 
Folgerung, daß der Schürfer eigenmächtig fremden Grund und Bo— 
den für feine Arbeiten in Bejig nehmen dürfe. Wie bei jeder anderen 
Benußung eines fremden Grundftüdes zu bergbaulichen Zweden muß 
vielmehr auch hier der Grundbeſitzer angegangen werden, die Benugung 
jeineg Grundftüdes zu geftatten, und erft im alle ungeſetzlicher 
Weigerung defjelben ift eine Ermächtigung der Bergbehörde am Plabe, 
durch welche die von dem Grundbefiger verweigerte Erlaubniß auf 
Grund eines desfalljigen Verfahrens erjeßt wird.“ 

Die 88. 6 und 7 des Geſetzes legen dem Schürfer, dem Grund: 
befiger gegenüber, ganz diejelben Verpflihtungen auf, wie dem Berg- 
bautreibenden, und die Motive zu $. 6 heben ausbrüdlich hervor, daß 
in der Verjchiedenheit der Schürf- und der Bergmwerf3betriebs-Arbeiten 
fein Grund zur abweichenden Behandlung derjelben, dem Grundeigen- 
thümer gegenüber, gefunden werden fünne, „da in dem einen wie 
anderen Falle die Benutzung der Oberfläde zu bergbaufichen 
Sweden in Anſpruch genommen wird, mag e3 fich zunädft nur um 
Aufſuchungs- oder aber um Vorrihtungs- und Gewinnungsarbeiten 
handeln.“ Daß aber die Bergbehörde überhaupt in die Regulirung 
des Verhältniſſes zwiſchen Schürfer und Grundbefiger eingreifen und 
leßteren zwingen darf, dem erjteren die Benubung der Oberfläche 
jeines Grundbefites zu gejtatten, findet darin jeine Begründung, daß 
Rüdjihten auf das allgemeine Wohl ein ſolches Eingreifen rechtferti— 
gen und verlangen. Denn die Arbeiten des Schürfers müſſen ſich 
nothwendig nad) der von feinem Willen unabhängigen Mineralablage- 
zung richten find mithin an einen bejtimmten Punft gebunden. 





nn 
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Könnte der Grundbefiger nun nicht geziwungen merden, an jenem 
Punkte Schürfarbeiten vornehmen zu laſſen, ſo würden zum Schaden 
des nationalen Wohlftandes die unterirdifchen Schätze, die eben ein 
Gemeingut Aller fein follen, unentvedt und unbenußt in der Erde 
verborgen bleiben. Wenn daher der Grundbefiter gezwungen wird, 
dem Schürfer die Benugung de3 Grund und Bodens zu geftatten, 
fo gefchieht dies im öffentlichen Antereffe, aus Rüdfichten des Gemein- 
wohles, und ſomit find alle Requifite der Erpropriation gegeben !). 

Der im $. 8 des Geſetzes gedachte Beſchluß des Oberbergamtes 
kann jomit feiner Natur nah nur ein Erpropriationsrefolut fein. 
Das Erpropriationsrecht gehört aber unbeftritten zu den Majeftäts- 
rechten, und es wird der Rechtsweg bezüglich der Ausübung des Ex— 
propriationsrechtes nicht darüber, ob oder in welchem Umfange ꝛc. 
zu erpropriiren ift, fondern nur über den dem Erpropriaten zu ges 
währenden Schadenserſatz zugelaffen (8. 11 Th. I Tit. 11 Alle. 
Landredt). Die Entfehädigungsfrage ift die einzige, über welche im 
Erpropriationsverfahren rechtlich geftritten werden kann; in allen 
anderen Punkten hat die mit der Erpropriation befaßte Staatsbehörde 
ausſchließlich zu entfcheiden 2). Ya ein Erfenntnik des Gerichtshofes 
für Entjheidung der Kompetenz-Konflitte vom 8. April 1854 (Juſt. 
Min.-Bl. für 1854 ©. 270) hat felbft darüber, ob eine Erpropria= 
tion, wenn Jemandem ein Grundftüd unfreimillig abgenommen worden, 
vorliegt und geſetzlich zuläffig war, den Rechtsweg für ausgejchloffen 
erklärt. 

Dieſelben Grundfäge find in den beiden Regierungs-Entwürfen 
des Berggejebes von 1862 und von 18658.9 zur Anerkennung ge— 
fommen, indem im leteren Entwurfe, nachdem im $. 8 der Berg- 
behörde die Feftitellung der Entihädigung und der für deren Leiftung 
eventuell zu ftellenden Kaution übertragen worden, der $. 9 disponirte: 

„Durch Beichreitung des Rechtsweges gegen dieſe Feſtſetzung 

der Entſchädigung oder Kaution wird der Beginn der 
Schürfarbeiten nicht aufgehalten.“ 
Danach geftaltete ſich der $. 4, der diejenigen Orte und Gründe 


1) Bergwerksfreund, Band 20 S. 260, 261; Kloftermann, Kommentar 
©. 87; Motive des vorläufigen Berggeleg-Entwurfes von 1862 ©. 30. 

2) von Rönne, Ergänzungen ıc. Band 28.74 N. 6, ©. 75; Sydom 
©. 3, 15, 71 f.; El. vom 10. März 1855 im Juſt.Miniſt.“Bl. für 1855 
©. 178. 
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bezeichnet, an denen und aus denen irgendwo nicht geſchürft werden 
darf, als eine Norm für die Bergbehörde, auf deren Wahrung 
Vie ſelbſt im gegebenen Falle zu achten hatte, deren etwaige Ver— 
legung aljo aud) immer wieder nur im Verwaltungswege hätte ge- 
rügt, niemals aber zum Gegenftande eines prozeſſualiſchen Angriffes 
hätte gemacht werden fönnen. Denn die Unzuläjfigfeit des Rechts— 
weges gegen Alte der Landeshoheit ijt eine abjolute; es ift gleich» 
giltig, ob unmittelbar gegen den Staat auf Aufhebung des Altes 
oder ob gegen einen Dritten in der Weiſe geklagt wird, daß dadurch 
mittelbar die Aufhebung jenes Aktes herbeigeführt werden würde, 
und jelbft die Berufung auf einen jpeciellen Rechtstitel würde den 
gerichtlichen Angriff nicht rechtfertigen. 

In der Kommiſſion des Herrenhaufes hat aber der $. 9 eine 
wichtige Aenderung erfahren , die in das Geſetz übergegangen ift. 
Die Kommilfion des Herrenhaufes jcheint von großem Miptrauen 
gegen die Bergbehörde erfüllt gewejen zu fein. Denn wie der Kom— 
miſſionsbericht S. 9 und 10 ergibt, waren ſchon gegen Alinea 2 des $. 4 
(„Auf anderen Grundftüden ift das Schürfen unftatthaft, wenn nad) 
der Entſcheidung der Bergbehörde überwiegende Gründe des öffentlichen 
Intereſſes entgegen ftehen”) Bedenten laut geworden; man wünſchte 
die Gründe des Öffentlichen Intereſſes genau zu jpecialifiren, um e3 
nicht dem Ermeſſen der Bergbehörde überlaffen zu müflen, aus fol 
hen Rüdlihten an manden Orten Schürfarbeiten unterjagen zu 
fönnen, überzeugte ſich aber doch, daß eine befriedigende Specialifi= 
rung nicht möglich und daß es unvermeidlich fei, hierüber der Berg— 
behörde die ausschließliche Entiheidung einzuräumen. Dagegen er= 
reichte die Kommiſſion bei $. 9 durch eine Abänderung des Entwurfes 
eine Erweiterung des Rechtsweges, indem fie den eben mitgetheilten 
Wortlaut der Regierungsvorlage in die gegenwärtige Yalfung des 
Geſetzes: 

„Durch Beſchreitung des Rechtsweges wird, wenn dieſelbe nur 
wegen der Feſtſetzung der Entſchädigung oder Kaution erfolgt, 
der Beginn der Schürfarbeiten nicht aufgehalten” ꝛc. 

umänderte und zur Begründung diejer Abänderung (vergl. Bericht 
©. 14) anführte: 

„daß die Faſſung des 8. 9 zu der Meinung Beranlaffung ge— 
ben fönne, als fände der Rechtsweg nur ftatt gegen die Feſtſetzung 
der Entjhädigung oder der Kaution, während doc), wie 
die Herrn Regierungslommiflarien beftätigten, daS Geje wegen 


En 
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der Zufäfligkeit des Rechtsweges keine Beftimmungen treffen wolle, 
welche von den hierüber beitehenden allgemeinen Grundſätzen ab— 
wichen. Nach diejen fei aber nur die Frage, ob dem Schürfen 
Gründe des öffentlichen Intereſſes entgegenftehen, von der Berg- 
behörde endgültig zu entjcheiden, mährend in den Fällen des 1. 
und 3. Abſatzes des $. 4 der Rechtsweg ftatthaft ſei.“ 

Daß diefe Motivirung mit den allgemein geltenden Grund» 
fägen nicht übereinftimmt, ift nach dem bereits erwähnten nicht 
zweifelhaft, weil eben nad allgemeinen Rechtsgrundſätzen gegen den 
über Zuläffigfeit oder Unzuläffigkeit des Schürfens ergangenen ober— 
bergamtlichen Beichluß, da derſelbe unbedenklich nur ein auf dem 
Erpropriationsrechte beruhender Alt jein kann, nur rüdfihtlich der 
Entjhädigung der Rechtsweg zugelaflen gemefen wäre. Obwohl 
nun die Kommiſſion des Herrenhaufes ihrer Meinung nad) den all 
gemeinen Grundjaß, die geltende Rechtöregel, zur Anwendung bringen 
wollte, ftatuirte fie, gewilfermaßen wider Willen oder unbewußt, 
Ausnahmen von derjelben. 

Wäre die Faflung des von dem Regierungsentwurfe abweichenden 
Gefeges nicht fo beftimmt für die Zuläffigkeit des Rechtsweges auch 
gegen den Beſchluß ſelbſt, ſo würde man wohl nad) dem ausgeſpro— 
henen Willen, lediglih der allgemeinen Regel Anerkennung 
verfchaffen zu wollen, ungeachtet der Motive des Herrenhaufes, den 
Rechtsweg gegen den nad $. 8 des Gejehes vom Oberbergamte zu 
faffenden Beſchluß für ausgeichloffen erklären können. Dem fteht aber 
jest der are Wortlaut des 8. 9 entgegen, und da diefer eben feinen 
Zweifel läßt und es zu feiner Interpretation des Zurüdgehens auf 
die Motive überhaupt nicht bedarf, jo muß die Zuläffigfeit des Rechts— 
wege: in den Fällen des 1. und 3. Abſatzes des 8. 4 anerkannt 
werden, obwohl die. Motive ergeben, daß der Gejeggeber eigentlich 
das Gegentheil von den, was er wollte, bejtimmt hat. 

Beichlieht das Oberbergamt alfo, den Antrag auf Geftattung 
des Schürfens aus Gründen des öffentlichen Intereſſes zurückzu— 
mweifen, fo ift gegen diefe Entfheidung nur der Refurs an das Mi- 
nifterium, niemals die Beichreitung des Rechtsweges geftattet. Hin— 
gegen beitimmt $. 4 im Wlinea 1 und 3: 

„Auf öffentlichen Plägen, Straßen und Eifenbahnen, jowie auf 
Friedhöfen ift das Schürfen unbedingt unterjagt.“ 

„Unter Gebäuden und in einen Umfreife um diejelben bis 
zu zweihundert Fuß, in Gärten und eingefriedigten Hofräumen 
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4 
darf nicht geſchürft werden, es ſei denn, daß der Grundbeſitzer 
ſeine ausdrückliche Einwilligung hierzu ertheilt hat.“ 

Ob einer dieſer Gründe zur Verſagung der Schürferlaubniß vor— 
liegt, darüber iſt der Rechtsweg geſtattet. 

Zunächſt unterliegt e8 feinem Zweifel, daß die Klage nie= 
mal3 gegen die Staatsbehörde mit dem Antrage gerichtet werden 
fann, die verweigerte Schürferlaubnig zu ertheilen oder die ertheilte 
Erlaubniß für ungiltig zu erklären; denn gegen den Staat als ſolchen 
ift niemals, fondern immer nur gegen den Fiskus eine Klage möglich, 
Fiskus wird aber durch einen Akt der Bergbehörde gemäß $. 8 nie= 
mals verpflichtet, ein folcher Akt ftellt immer nur die Thätigfeit der 
Staatsbehörde dar. Dagegen wird der Rechtsweg in doppelter Be— 
ziehung ftattfinden können. Iſt die Schürfermädhtigung verfagt, jo 
würde der Provokant gegen den Grundbefiger Hagen können, daß 
das für die Schürfarbeiten auserfehene Grundftüd fein öffentlicher 
Platz zc. jei, oder daß er anzuerfennen verpflichtet jei, er habe die nad 
8. 4 Alinea 3 erforderliche ausdrückliche Einwilligung ertheilt. Anderer- 
jeitS würde der Grundbeſitzer flagen können, falls die Schürf- 
ermädhtigung ertheilt wäre und er zu behaupten vermödhte, daß das 
zum Schürfen in Anſpruch genommene Terrain eine öffentliche Straße, 
Eifenbahn zc. fei oder innerhalb des im $. 4 Alinea 3 gedachten ge= 
ihüßten Kreiſes liege und er feine ausprüdlihe Einwilligung nidt 
gegeben habe. 

Ein auf$.4 Alinea 1 gegründete Klage dürfte wohl nicht leicht 
borfommen, da über die thatfächliche Qualififation des Schürfterrains 
gewiß niemals Zweifel obmwalten werden, die im Rechtswege zum 
Austrage fommen müßten, zumal darüber, ob ein Platz oder eine 
Straße für öffentlich zu erachten ift, der Rechtsweg ohnehin wieder 
ausgejchloffen ift, es alfo lediglich darauf ankommt, ob die zuftändige 
Polizeibehörde das Schürfterrain als einen öffentlihen Platz oder 
eine öffentliche Straße erklärt hat. Iſt dies der Fall, jo würde die 
gegen die verjagte Schürfermächtiaung wider die betreffende Kom: 
mune oder Straßeneigenthümerin auf Grund des $.4 Alinea 1 er: 
hobene Klage zwar nicht als zum Rechtswege nicht geeignet, wohl 
aber darıım abzuweifen jei, weil der Richter an die Entjcheidung der 
Derwaltungsbehörde, daß ein Weg als öffentlicher zu erachten, gebun- 
den ift. Nun fommt noch Hinzu, daß, wie die Motive ©. 29 ergeben, 
diejes erjte Alinea ein mit Rüdjicht auf die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung, jowie auf die Yernhaltung von Störungen der Ruhe 
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gegebene abjolutes gejegliches Verbot der Schürfarbeiten enthält, 
an diefen Orten alfo auch dann Schürfarbeiten verboten find, wenn 
diefelben mit Genehmigung des Grundbefigers vorgenommen werden 
jollten. In diefem Falle würde die Bergbehörde refp. die ſonſt zu— 
tändige Polizeibehörde die Schürfarbeiten zu inhibiren haben, und 
gegen ein folches Verbot wäre gemäß $. 1 des Gejeßes vom 11. Mai 
1842 der Rechtsweg verichloffen, da man nad) den von der Kom— 
miffion des Herrenhaufes für die Faſſung des 8. 9 des Berggeſetzes 
angeführten Motiven nicht wird behaupten können, e3 habe in der 
Abſicht gelegen, auch wider ein auf Grund des 8.4 Alinea 1 gegen 
vorgenommene Schürfarbeiten erlaffenes Polizeiverbot den Rechtsweg, 
abweichend von den Beitimmungen des Gejeges vom 11. Mai 1842, 
zuzulaſſen. 

Hieraus iſt erſichtlich, daß die ausnahmsweiſe Zulaſſung des 
Rechtsweges gegen einen oberbergamtlichen Beſchluß auf Grund des 
$. 4 Alinea 1 eigentlich von feinem praktiſchen Werthe iſt. 

Daſſelbe läßt ſich faſt von dem 8. 4 Alinea 3 ſagen. Denn 
es leuchtet ein, daß auch ohne eine beſondere Beſtimmung der Rechts— 
weg darüber geſtattet war, ob der Grundbeſitzer zum Schürfen an 
den im$. 4 Alinea 3 bezeichneten Oertlichkeiten feine Einwilligung ge— 
geben habe oder nicht, und daß die Bergbehörde, da deren Beichlüffe 
nicht, wie richterliche Erfenntniffe eine ewige Rechtskraft bejchreiten, 
fall3 der Provokant eine ſolche rechtskräftige Verurtheilung des Grund— 
beſitzers zur Anerkennung der ertheilten Genehmigung vorlegte, als— 
dann dem entſprechend die Schürfermächtigung beſchließen wird. 

Es wäre daher entſchieden korrekter geweſen, die Regierungs— 
vorlage unverändert zu laſſen. Denn ſelbſt in dem Falle des Alinea 3 
lann das richterliche Erkenntniß nicht ohne Weiteres auf Ertheilung 
der verſagten Schürfermädtigung mit der Wirkung lauten, daß die 
richterliche Entſcheidung den nah 8. 8 von der Bergbehörde zu 
faffenden Beſchluß erjeßt; der oberbergamtliche Beſchluß Hat erft noch 
die Bedingungen und die vom Schürfer zu entrichtende Ent hädigung 
feitzuftellen.. Nur in dem alle, wenn die Bergbehörde die Schürf- 
ermädhtigung ertheilt hätte und der Grundbefier nachweiſen wollte 
und fönnte, daß er die erforderliche Genehmigung nicht ertHeilt Habe, 
auch zur Ertheilung ſolcher Genehmigung nicht verpflichtet jei, würde 
der oberbergamtlihe Beihluß das unmittelbare Angriffsobjeit im 
Rechtswege bilden. Daß aber eine ſolche Klage überhaupt jemals 
vorkommen follte, ift wohl kaum anzunehmen. 
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Es fann nun noch die Frage aufgeworfen werden, ob und in 
welcher Weile auf Grund des $. 10 de3 Berggefeßes, nad) welchem 
die Bergbehörde unter Umſtänden Schürfarbeiten in fremden Berg: 
werfäfeldern unterfagen darf, eine Civilflage zuläjlig ſei. Die Bes 
antwortung bietet jedoch feinerlei Schwierigfeit. Es iſt Har, daß 
der Schürfer dem Bergwerfsbeliger gegenüber überhaupt feine Schürf- 
ermädtigung bedarf; in diejer Beziehung bedarf e3 daher eines ober- 
bergamtlichen Beichluffes gemäß $. 8 überhaupt nicht. Nach $. 196 
erftredtt ſich die polizeiliche Aufficht der Bergbehörde vorzugsweiſe 
auf die Sicherheit der Baue. Es ift nad) der Faſſung diejes 
Gejeßes und nad) der Natur der Sade fein Zweifel, daß der Berg: 
polizeibehörde zunächſt zur Pflicht gemacht worden ift, darüber zu 
waden, dak der Bergbauende jelbit feine Baue mit gehöriger Sicher— 
heit treibe; aber es liegt auch jehr nahe, daß eine Beeinträdhtigung 
der Sicherheit der Berggebäude durch Arbeiten, die ein Dritter vor— 
nimmt, 3.B.durd Anlage eines Teiches über Grubenbauen im klüf— 
tigen Gebirge ec., herbeigeführt werden fann und daß auch auf diefe 
die Polizeigewalt der Bergbehörde ſich erjtredt. Ganz ausprüdlic 
hebt dies $. 10 Alinea 2 bezüglich der Schürfarbeiten im verliehenen 
Felde hervor; hier wird die Bergbehörde ausdrüdlih ermächtigt, die— 
jelben zu unterfagen, wenn fie die Sicherheit der Baue bedrohen, 
und diefe Befugniß wird ſelbſt auf den Fall ausgedehnt, daß nur der 
ungeftörte Betrieb des Bergwerk gefährdet erjcheint. In jedem 
alle erjcheint die Inhibirung der Schürfarbeiten als ein Polizeiverbot, 
und es ijt Dagegen weder ein poſſeſſoriſches noch ein petitoriiches Rechts— 
mittel gegeben; auch kann jelbftredend der Bergwerksbeſitzer gegen die 
Bergbehörde nicht klagbar werden, daß dieje die Schürfarbeiten auf 
Grund des $. 10 Alinea 2 unterfage. Nur das Redt ift dem 
Bergmerksbefiger im Alinea 3 zugeitanden, daß er unter allen Um— 
ftänden von dem im feinem Felde juchenden Schürfer Kaution ver- 
langen fann. Diefe Kaution hat die Bergbehörde feitzufeßen, und 
bezüglich dieſer Feſtſetzung findet mit Ausjchluß des Refurjes der 
Rechtsweg ohne irgend welche Einſchränkung jtatt. 

Nach $. 8 des Geſetzes hat das Oberbergamt in jeinem Be— 
Ihluffe über die Provokation auf Ertheilung der Schürfermädtigung 
au darüber zu enticheiden, ob und unter welchen Bedingungen die 
Schürfarbeiten unternommen werden dürfen. Ob gegen dieje Feſt— 
ſetzung der Bergbehörde der Rechtsweg zuläſſig und gegen wen die 
Klage weiter zu richten jei, darüber enthält daS Berggejeß feine 
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maßgebende Beltimmung. Kloftermann in feinem Kommentar 
©. 92, Anm. 19 bemerkt: „Im Wege des Rekurſes kann nur die 
Beichwerde über die Ertdeilung und Berfagung der Schürfermäd- 
tigung oder über die Bedingungen derjelben in Bezug auf Zeit, Ort 
und Einrichtung der Arbeiten verfolgt werden.“ Man könnte Hier- 
aus vielleicht entnehmen wollen, daß über die Bedingungen, unter 
denen das Schürfen geitattet wird, der Rechtsweg unbedingt ausge— 
ihlofjen und nur der Relurs an den Minifter gegeben jei; dies wäre 
jedoch nicht richtig und hat jedenfalls auch) nicht von dem Kommentator 
in jener Bemerfung gejagt werden follen. E3 kann nämlich jehr wohl 
jein, daß gegen die in dem Beſchluſſe der Bergbehörde bezüglich der 
Bornahme der Schürfarbeiten aufgejtellten Bedingungen der Rechts- 
weg zum Theil gejtattet, zum Theil unzweifelhaft ausgejchloffen ift. 
Es läßt fich nicht behaupten, die Entjcheidung über die Bedingungen 
des Schürfens, abgejehen von den im $. 8 Alinea 3 gedachten Ge— 
genleiftungen des Schürfers, fei nad dem Wortlaute des Geſetzes 
ausschließlich dem Ermeſſen der Bergbehörde anheimgegeben und darum 
der Rechtsweg hiergegen verſchloſſen, weil der $. 9 als allgemeine 
Regel gerade die Zuläjligfeit des Rechtsweges gegen den ganzen 
Inhalt de gemäß $. 8 von der Bergbehörde gefaßten Bejchluffes 
aufjtellt, aljo aus der Faſſung des $. 8 nicht gefolgert werden 
fann, daß irgend eine in dem Beichluffe getroffene Entſcheidung 
ausjchlieglih dem Ermeſſen der Bergbehörde vorbehalten if. Es 
fommt vielmehr darauf an, welder Natur die für das Schürfen 
aufgeitellten Bedingungen find. Im Allgemeinen jollen unter diejen 
Bedingungen, wie Klojtermann a. a. DO. Anm. 18 erwähnt, nicht 
etwa die Gegenleiftungen des Schürfers zu verftehen fein, auf welche 
fi der dritte Sab des $. 8 bezieht, ſondern die Beftimmungen über 
die Zeit und den Ort der Schürfarbeiten, über die zum Schube der 
Oberfläche zu treffenden Borfehrungen und über die Modalitäten der 
Rückgewähr. 

Wäre das im Regierungsentwurfe konſequent durchgeführte 
Princip der Gleichſtellung jenes Beſchluſſes mit dem Expropriations— 
reſolute von der Kommiſſion des Herrenhauſes nicht alterirt worden, 
ſo wäre einfach gegen die in dem Beſchluſſe aufgeſtellten Bedingun— 
gen eben ſo wenig eine Klage geſtattet, wie gegen die in einem Ex— 
propriationsreſolute etwa aufgeſtellten beſonderen Modalitäten der 
Expropriation. Da aber nur über die nach 8. 4 Alinea 2 noth— 
wendigen Modifikationen der Schürferlaubniß die endgiltige Entſchei— 
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ung der Bergbehörde übertragen worden iſt, ſo wird man die in 
jenem Beſchluſſe aufgeſtellten Bedingungen nur dann der Anfech— 
tung im Wege der Klage entrückt erachten können, wenn dieſe Be— 
dingungen auf 8. 4 Alinea 2 oder 8. 10 Alinea 2 bafiren, indem 
es wohl vorkommen fann, daß in diejen Fällen nicht gerade die völ— 
lige Unterjagung der Schürfarbeiten, jondern eben nur eine bejchränfte, 
bedingte Zulajjung derjelben erforderlih und zuläfjig erfcheint. Und 
ebenjo wird gegen Bedingungen der Schürfermädhtigung nicht ange- 
gangen werden können, wenn jich diejelben lediglich als polizeiliche 
Mapregeln erweisen, indem gegen dieje eben nur nad) Makgabe des 
Geſetzes vom 11. Mai 1842 der Rechtsweg zuzulaifen wäre, Someit 
die Bedingungen der Schürfermädhtigung aber 3.8. die Modalitäten 
der künftigen Rüdgewähr des Schürfterrains betreffen oder jonjt das 
Vermögensinterefje des Grumdbejißers rejp. Provofanten berühren, 
werden jie fich jtet3 als Maßregeln der Entſchädigung reſp. der Si- 
herung der fünftigen Entſchädigung charakterifiren, und dagegen 
muß principiell der Rechtsweg zugelajfen jein. In dieſer Beziehung 
hat auch) die urjprüngliche Regierungsvorlage nicht beabjichtigt, den 
Rechtsweg irgendwie zu beſchränken; noch weniger enthält das Ge— 
jeß irgend eine Beitimmung, aus welcher ſich eine derartige Aus- 
nahme von der der Regel nah gewährten Zuläſſigkeit des Rechts» 
weges herleiten ließe. 
(Fortſetzung und Schluß folgt.) 


“ 


Ueber die Berleihungsfähigfeit manganhaltiger Eifenerze 
als Manganerze. 
Von Lindig, Oberbergrath zu Breslau. 


Durch die Seite 309 bis 331 des fiebenten Jahrgangs diejer 
Zeitichrift abgedrudte Abhandlung des der Wiſſenſchaft und feinen 
Freunden und Berchrern jo früh entrifjenen Berghauptmanns 
Amelung ift die im vergangenen Jahre in Oberſchleſien vielfach 
und zum Theil nicht ohne eine gewiſſe Aufregung verhandelte 
Frage über die Berleihungsfähigkeit der dortigen manganhaltigen 
Eifenerze als Manganerze einer eingehenden Erörterung untere 
zogen worden, und zwar zunächſt in Veranlafjung der Mangan— 
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erzmuthung Jofeph bei Chorzow. Die letztere hat eine große Anzahl 
anderer Manganerzmuthungen in dortiger Gegend hervorgerufen, 
eingelegt — fo zu jagen im Stande der Nothwehr — von Eiſenerz-För— 
derungsberechtigten, deren zum Theil mit ſchweren Opfern erworbene 
Berechtigungen weſentlich benadhtheiligt worden wären, wenn die mehr 
oder weniger manganhaltigen Eifenerze Oberjchlefiens wegen ihres 
unerheblihen Mangangehalt3 als der Verleihung auf Mangan unter- 
liegend anerfannt und hierdurch der Dispofition des Grundbefigers, 
dem fie befanntlih in Schlefien gehören (8. 211 des Berggeſetzes), 
entzogen worden wären. 

Da es für mande Lejer diefer Zeitſchrift von Interſſe fein 
wird, den weiteren Verlauf diefer Angelegenheit fennen zu lernen, welche 
für die Oberſchleſiſche Eifeninduftrie von der größten Wichtigkeit ift, 
jo ſollen in nachfolgenden Zeilen die weſentlichen Momente diejes 
Verlaufs furz mitgetheilt werden. 

Die Muthung Joſeph ift bereitS im Auguſt 1866 von dem 
K. Oberbergamte zu Breslau zurüdgemwiefen worden, und zwar aus 
den in der Abhandlung des Berghauptmanns Amelung angege- 
benen Gründen. Der gegen dieje Entjcheidung eingelegte Recurs 
war berjpätet eingegangen, hatte alfo eine materielle Entſcheidung in 
zweiter Inſtanz nicht zur Folge. 

Kurz nad Einlegung der Muthung Jofeph wurde nun von dem 
Beſitzer des Eijenerzfeldes, innerhalb deijen der der Muthung Joſeph 
zu Grunde gelegte Fund ſich befand, eine Manganerzmuthung unter dem 
Namen Selma Yohanna eingelegt, deren Fundpunft nahe am Fund— 
punkte von Yofeph war. Bei der Fundesbefihtigung wurde unter einer 
Sandſchicht eine c. 2 Lachter mächtige Ablagerung vorgezeigt, in 
welcher die in Menge vorfommenden ſchwarzen Bohnen al3 daS ge= 
muthete Manganerz angeſprochen wurden. Diefe ſchwarzen Bohnen, 
welche mit anderen gelblich gefärbten Bohnen gemiſcht vorkamen, 
machten 2/; der Gejfammtmafje aus, während die übrige, die Bohnen 
umjchließende Mafje aus einem röthlich braunen Brauneifenerz be= 
ftand. In der Sohle jegte diefelbe Ablagerung fort, doch wurde hier 
die, die Bohnen umhüllende Maſſe Iettiger. In der Erzmaſſe fanden 
ſich vereinzelte Schnüre bis zu ?/s Zoll Stärfe vor, welche aus einem 
compacten Brauneijenftein von ftrahligem Gefüge beftanden. 

Der Muther, welcher dieſes Vorkommen bisher ala Eifenerz geför- 
dert und vermwerthet, insbejondere auch an die dem Muther von Joſeph 
gehörige Eifenhütte als Eifenerz geliefert hatte, war nad) jeiner Ver— 
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fiherung Lediglich dur den von dem Beſitzer diefer Hütte gemachten 
Verſuch, fi jenes Erzporfommen auf dem billigeren Wege der Ver- 
leihung zu verichhaffen, zur Einlegung der Muthung veranlaßt wor— 
den, und ſprach jet die erwähnten ſchwarzen Bohnen al3 Manganerz 
an. Da fih durch den bloßen Augenjchein ein beftimmtes Urtheil 
darüber, ob ein verleihfungsfähiges Manganerz vorliege, nicht gewin- 
nen ließ, jo wurden auch hier die vom Fundorte ohne bejondere 
Auswahl entnommenen Bohnen einer quantitativen chemischen Analyfe 
durch den Profeffor zc. Loewig in Breslau unterworfen, welche ziem— 
lich daſſelbe Rejultat ergab, wie die Analyje der Probeftufen der 
Muthung Joſeph (S. 313 des Jahrg. VI. der Zeitſchrift), nämlich: 

Gijenoydp . 33,45 gegen 35,70 (bei Muthung Jofepb) 


Manganoxyd 19,10 . . 19,10 
Zbonerdte . 453 . . 4,30 

Wafer . . 11,72 . . 10,65 
Kiefelerde . 31,20 . . 30,15. 


Die darauf erfolgte Zurüdweifung der Muthung wurde folgen- 
dermaßen motibirt: 

„Der $.1 des Berggeſetzes zählt unter denjenigen Mineralien, 
deren Aufluhung und Gewinnung den Beitimmungen des Berggefeßes 
unterworfen ift, allerdings Mangan mit auf; hieraus folgt aber noch 
nicht, daß jedes Mineral, in welchem ſich Mangan vorfindet, als 
Manganerz im Sinne jenes $. 1 anzujehen iſt. Unter Erz im Sinne 
des Berggeſetzes verfteht man ein jelbjtändiges, an ſich zu einer be— 
ftimmten techniſchen Verwendnung geeignetes Mineral; als Manganerz 
fann man aljo nur das Mineral anſprechen, deſſen techniſche Ver- 
wendbarfeit dur die darin enthaltene Manganverbindung bedingt 
iſt. MS ein folches ijt aber das von dem Muther borgezeigte 
Mineral nicht anzufehen, da es für die Zwede der Induſtrie, für 
welche Manganverbindungen zur Anwendung fommen, (zur Sauer- 
ftoff- und Chlor = Bereitung) offenbar nicht zu verwenden iſt. Das 
vorliegende Mineral charakterifirt fih eben nit als Manganerz, 
Sondern nur al3 ein Eijenerz mit etwas Mangangehalt; Eifenerz 
aber gehört nach $. 211 des Berggefehes im Herzogthum Schlefien 
dem Grundbefiker. Daß diefes Eiſenerz manganpaltig ift, ändert in der 
Sache nichts, da nach dem Ergebnijje der Analyje der Mangangehalt 
zu einer jelbftändigen technischen Verwendung viel zu gering und in 
fo inniger Vermengung mit Eijenerz überhaupt unbrauchbar ift.“ 


Zeitihr. f. Bergrecht. Band VIII. 4. 32 
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„Die Erforderniffe des $. 15 des Berggeſetzes find hiernach nicht 
vorhanden, e3 ift ein Manganerz an dem angegebenen Fundpunkte 
auf feiner natürliden Ablagerung nicht entdedt und nicht nachge— 
twiejen worden.“ 
Gegen diefe Zurüdweifung recurrirte Muther ohne Anbringung 
neuer Thatſachen oder Deductionen, der Recurs wurde jedoch durch 
Beſcheid vom 17. April 1867 — V. 1895 — 
„in Erwägung, daß das vom Recurrenten gemuthete Mineral nad 
Teftftellung des oberbergamtlichen Beichluffes nicht als Manganerz 
zu betrachten und daß in der Recursſchrift nicht3 zur Widerlegung 
diefer Entſcheidung beigebracht ilt,“ 

zurüdgewiefen. 

Die übrigen, von Oberjchlefiichen Eijenerz-Förderungsberechtigten 
zur Sicherung ihrer Erzfelder eingelegten Manganerzmuthungen wur— 
den ſämmtlich zurüdgewiejen, und zwar ohne vorhergegangene Ana— 
lyſen, da bei ihnen jchon die Art des Vorfommens und die äußere 
Beichaffenheit des Minerals feinen Zweifel darüber ließ, daß hier 
ebenfalls ein verleihungsfähiges jelbititändiges Manganerz nicht vor= 
liege. Recurd wurde gegen dieje Enticheidung nicht eingelegt, die 
Muther hatten hierzu um jo weniger Veranlaffung, als die Bejorg- 
niß um den Fortbeitand der Eiſenerz-Förderungsberechtigungen in Folge 
der unterdefjen wohl befannt gewordenen Analyjen gef hwunden war. 

Ungeachtet aller diefer Zurüdweilungen ruhte die Sade doch 
noch nicht. Derjelbe Eijenhüttenbefißer, welcher die Muthung Joſeph 
eingelegt hatte, braddte im November 1866 eine neue Manganerz- 
muthung unter dem Namen Unverzagt ein, an deren in der Nähe 
des Fundpunftes der gelöfhten Muthung Joſeph belegenen Fund: 
punfte bei der vorgenommenen Befihtigung an einem Stoße einer 
zur Gewinnung von Gijenerzen etablirten Aufdedarbeit in einer 1'/g 
Lachter mächtigen, jandigen, eifenerzhaltigen Grundmaſſe ſchwarze 
Bohnen von Erbjen- bis Haſelnuß-Größe vorgezeigt und als das 
gemuthete Manganerz angejprocdhen wurden. E3 wurden am Funds 
orte zwei Proben entnommen, von denen die eine (Probe Nr. J]) 
Grundmaſſe und Bohnen ungejondert, die andere (Nr. II) nur die aus— 
gelefenen Bohnen enthielt. Muther bemerkte, daß nad) einer von dem 
Apotheker Wihura vorgenommenen Analyje die Bohnen 43 Procent 
Manganoryd und 19 Procent Eifenoryd enthalten, und beantragte 
ichließlich, darüber, ob das von ihm gemuthete Mineral Manganerz 
jei, ein Gutachten des Profeſſors der Mineralogie Dr. Roemer ein= 
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zubolen. Lebterer Antrag wurde zurüdgetiefen, weil der Berghörde 
allein die Beurtheilung über die Verleihbarkeit eines Minerals 
zuftehe. Dagegen wurde, da dem Dberbergamte ein eigenes Labo— 
ratorium nicht zu Gebote fteht, die K. Bergakademie zu Berlin um 
eine chemiſche Unterfuhung der genannten Proben, ſowie um eine 
Ermittelung darüber erfucht, wie viel nußbarer Sauerftoff in jeder 
der beiden Proben enthalten ſei und wie viel Theilen Manganjuper- 
oxyd derfelbe entiprehe. 

Diefe Analyje wurde von dem bei der K. Bergakademie fun— 
girenden Chemiker Rudeloff unter Gontrolle des Docenten der Che- 
mie und Vorſtehers des Yaboratoriums, Dr. Finkener, vorgenommen 
und bon dem Yeßteren der Hergang und das Rejultat der Unter: 
fuhung in folgender Weiſe angegeben: 

„Bon einer fein gepulverten Durchſchnittsprobe der Erze wurde 
eine Bortion mit kohlenſaurem Kali-Natron geihmolzen, die geſchmol⸗ 
zene Maſſe mit Chlorwaflerftoffjäure eingedampft zur Abjcheidung 
der Siefeljäure, die Löſung mit effigfaurem Natron gekocht zur Ab— 
jheidung des Eijenoryds und der Thonerde, welche durch Kali ge- 
trennt wurden, aus dem Filtrat durch Schwefelammonium Schwefel- 
mangan gefällt, darauf die Kalkerde durch Oralfäure und endlich 
die Magnejia dur phosphorjaures Natron ausgejchieden. In einer 
zweiten Portion wurden die Alkalien beftimmt nad dem Behandeln 
mit Flußſäure und Schwefelfäure auf die übliche Weife. Eine dritte 
Portion wurde mit verbünnter Schwefeljäure erhitt und die etwa 
vorhandene Kohlenfäure in einem Saliapparate aufgefangen. Eine 
vierte Portion wurde in einem trodenen Zuftftrome geglüht und 
das entweichende Wafler in einer Chlorcaleium-Röhre abjorbirt. Eine 
fünfte Portion wurde mit Chlorwaſſerſtoffſäure gekocht, das entwei- 
chende Chlor in Jodkalium geleitet, das freie Jod titrirt und hier- 
aus das Manganfuperoryd berechnet. Andere Subftanzen wurden 
bei der vorhergegangenen qualitativen Analyfe nicht aufgefunden. 

Rejultat der Analyje: 

Probe I. Probe II. 
Kiefelfäure . - » 22,26 . . 16,68 
Gifenomw . . . 5017 . .„ 46,18 
Thonerte ». 2. 842... 8,42 
Manganfuperomp 9 7,54 . 2) 16,78 
1) Nugbarer Sauerftoff . 1,50°%,. 
2) Nugbarer Sauerftoff . 3,84%,. 
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Manganomvuul . 170 .. 427 








Kalle . x. 094 . .. 0,32 
Magna . » ». Spur . . Spur 
Atidlen . ». ». 087 .. 0,47 
Kohlenſäute . .» 0,28... — 
Waſſer.7,45..6,4587 
99,63. 99,99. 


Die beiden Erze gebrauden, mwenn fie zur Chlorentwidelung 
beriwendet werden, megen des bedeutenden Gehalts an Eifenoryd 
und Thonerde faſt eben joviel Salzfäure, al3 ein mäßig guter Braun— 
ftein mit einem Gehalt von etwa 50%, Manganfuperoryd und lie 
fern doch nur !/g reip. 1/3 des Chlors, welches der leßtere bei Anwen— 
dung derjelben Apparate und in gleicher Zeit giebt. Es werden in 
Berlin zur Chlorkaltfabrifation wohl feine Braunfteine verwendet, 
die nicht wenigſtens 40%/, Manganfuperoryd enthalten.“ 

Nach diejem Rejultate konnte e3 feinem Bedenfen unterliegen, 
dak die Muthung Unverzagt ganz aus denjelben Gründen, durch 
welche die Zurüdweifung der Muthungen Joſeph und Selma Jo— 
hanna motivirt worden war, zurüdgemwiejen werden mußte. 

Gegen den zurüdweifenden Beſchluß recurrirte der Muther 
rechtzeitig und beftritt zunächſt die Richtigkeit der Analyſe, welche in 
einer jo wichtigen Sache von einer Autorität in der. analytiichen 
Chemie, nicht in dem Laboratorium einer Bergafademie von einem 
angehenden Berg= oder Hüttenmanne habe gemacht werden müſſen. 
Diejelben Bohnen, in welden die Berliner Analyje nur 16,78%, 
Manganfuperoryd, dagegen 46,18%/, Eifenoryd gefunden, feien vom 
Apotheker Wichura, einem jehr erfahrenen Analptifer, einer zweifachen 
Unalyfe unterworfen worden, welche 45,39 rejp. 43,96%/, Mangan 
oryd und nur 19,61 reſp. 19,64°/, Eifenoryd ergeben haben. Der 
Analytifer der Bergafademie habe die vorgelegte Subſtanz nur auf 
Manganfuperoryd geprüft und 16,78%, Manganjuperoryd gefunden ; 
er habe aber nicht unterſucht, ob nicht eine andere Manganverbin- 
dung in derjelben enthalten fei, z. B. Manganoryd, wie das wirklich 
der Fall fei. Bei der Füllung des Eifens mit ejligjaurem Natron 
jet jedenfall alles Manganoryd und Oxydul mit gefällt worden ; 
die Analyfe jolle aber nicht ermitteln, wie viel Manganjuperoryd in 
dem Erze enthalten jei, jondern wie viel Mangan und in welchen 
Orydationäftufen. 

Wenn aud) dem Oberbergamte die Competenz zur Entſcheidung 
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der Frage, ob ein Mineral Eifenerz oder Manganerz fei, nicht be— 
ftritten werden folle, fo jei diefe Behörde doch verpflichtet, ſich alle 
Materialien zu beſchaffen, welche zur Entſcheidung diefer Frage 
nothwendig feien, und dazu gehören Analyjen und Gutachten chemi— 
ſcher und mineralogifcher Autoritäten; in erfteter Beziehung verlange 
er die Bornahme einer Gontrolanalyje durch den Profeffor Rammels— 
berg, in leßterer Beziehung aber wiederhole er jeinen Antrag auf 
Einholung eines Gutachtens des Profeſſors Roemer. 

Abgejehen übrigens davon, daß die Annahme des oberberg- 
amtlichen Bejchluffes, als ſei der Eifengehalt in den unterjuchten 
Erzen überwiegend, thatſächlich unrichtig fei, kenne das Berggefek 
gar feinen Unterjchied zwifchen verleihbaren und nicht verleihbaren 
Manganerzen. Dieje Unterſcheidung verjtoße geradezu gegen Sinn 
und Abſicht des Gejeges, fie führe zu dem überwundenen Stand 
punfte der Baumürdigfeit zurüd, welcher gerade durch das Berggefeh 
habe bejeitigt werden jollen. Der $. 1. des Berggejehes erfläre Die 
dort aufgeführten Mineralien und unter ihnen das Mangan — ges 
diegen oder aß Er; — als. Gegenftände der Verleihung, und der 
$. 15 verlange zur Giltigfeit einer Muthung auf dieſes Mineral 
nichts weiter al3 den Nachweis der Exiſtenz des gefundenen Mine- 
rals auf feiner natürlichen Lagerſtätte. Daß außerdem noch die 
Reichhaltigkeit des Erzes oder gar die Möglichkeit der technifchen 
Berwendbarfeit zu einem beftimmten Zwede von dem Muther nach— 
gewiefen oder von der Bergbehörde geprüft werden folle, ſei im 
Geſetze auch nicht einmal angedeutet. 

Recurrent beantragte daher Ertheilung der Verleihung, event. 
vorher Einholung einer chemiſchen Analyje durch den Profeſſor Ram— 
mel3berg und eines Gutachtens des Profeffors Roemer darüber, ob 
da3 gemuthete Mineral Manganerz ſei oder nicht. 

Der Recurs wurde indek durch Beſcheid vom 13. September 
1867 — V. 5748 — zurüdgemwiejen und zwar 

„in Erwägung, daß nad 8. 15 des Berggejehes der Bergbehörde 
allein die Entſcheidung darüber zufteht, ob in einem concreten alle 
ein Mineral gemuthet ift, welches nad) $. 1 und 8. 211 Nr. 1 des 
Berggejeßes von dem Berfügungsrechte des Grundeigenthümers aus— 
geichloffen ift, indem das betreffende Mineral bei der „amtliden 
Unterfuhung,“ welche lediglich von der Bergbehörde vorgenommen 
werden fann, nachgewieſen werden muß; 

in Erwägung, daß hiernach auch der Bergbehörbe allein die Beſtim— 
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mung darüber gebührt, auf Grund welcher Materialien, Gutachten 
und Unterfuhungen die Eriftenz, Natur und Art eines Minerals 
fejtzuftellen ift ; 

daß im vorliegenden Falle zufolge einer bei der K. Bergakademie 
angeftellten Analyje Seitens de3 K. Oberbergamts zu Breslau die 
Eriftenz von Manganerzen, auf welche fi die Muthung Unverzagt 
bezieht, verneint und lediglih das Vorhandenfein von Eifenerzen 
angenommen worden ilt; 

daß die erwähnte Analyſe keineswegs, wie Recurrent annimmt, von 
einem angehenden Berg und Hüttenmann, jondern von einem bei 
der K. Akademie fungirenden Chemiker unter genauer Gontrolle des 
Docenten der Chemie und unter deſſen Verantwortlichkeit ausgeführt 
ift, daß mithin dem unter den Namen des Docenten der Chemie an 
der K. Bergakademie zu Berlin ausgefertigten Gutachten um jo mehr 
vollkommene Glaubenswiürdigfeit beigelegt werden muß, als die bei 
früheren Muthungen derjelben Erze von anderen Sachverſtändigen aus: 
geführten Analyjen gleichfall3 die Eriftenz von Manganerzen nicht 
nachgewieſen haben ; j 

in Erwägung, daß die entgegenftehenden Behauptungen des Recur- 
renten, nach welchem die von dem Apotheker Wichura ausgeführten 
Analyjen ein abweichendes Reſultat erzielt haben follen, weder durch 
Borlegung diefer Analyjen, noch durch den Nachweis begründet find, daß 
dem 2. Wichura diefelben Mineralien vorgelegen haben, daß demge— 
mäß dieſe Behauptungen der bei der K. Bergafademie ausgeführten 
Analyſe gegenüber nicht in Betracht kommen fönnen, endlih aud 
die vom Recurrenten vorgenommenen materiellen Bemängelungen 
der lebteren Analyfe ausweife des bei den Acten befindlichen Gut— 
achtens gänzlich unbegründet find, und aus diefen Gründen feine 
Beranlafjung vorliegt, das Ynjtructionsverfahren der Muthung und 
die angeftellte Analyfe nochmals wiederholen zu laſſen.“ 

Der Rechtsweg ift gegen dieſe Entfeheidungen nicht zulällig; es 
find daher nunmehr die jämmtlichen feit dem vorigen Jahre in Ober: 
Ichlefien eingelegten Manganerzmuthungen definitiv bejeitigt. Da na— 
mentlih die Muthungen Joſeph und Unverzagt ihre Fundorte in 
denjenigen Eijenerzfeldern hatten, welche anjcheinend bei ihren Erzen 
noch den meilten Mangangehalt befigen, da ferner die bei beiden Mu— 
thungen amtlich angeordneten, von verſchie denen Chemikern vor— 
genommenen Analyjen ein faft übereinftimmendes Reſultat ergeben 
Haben, da endli die vom Recurrenten aufgeftellte Theorie, daß die 
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Eriftenz auch nur der geringiten Spur eines der im $. 1 des Berggeſetzes 
bezeichneten Mineralien ausreichend fei, um hierauf den Antrag auf 
Verleihung zu gründen, wohl auch künftig Anerkennung nicht finden 
wird, jo dürften neue Muthungen der vorliegenden Art zunächſt 
nicht weiter zu erwarten jein, die allerdings, wenn fie das beab- 
fichtigte Reſultat erreicht hätten, wohl geeignet gewejen fein würden, 
m die Verhältniffe der Oberjchlefiihen Eijenerzbergbautreibenden ſo— 
wohl als in die Verhältniffe der Grundbefiger, in deren Grundftüden 
manganhaltige Eijenerze anftehen, auf empfindliche Weije einzugreifen. 


Das franzöfiiche Bergredt. 
Bon Dr. Seinrich Achenbach. 
(Fortiegung von ©. 235 bis 270 dieſes Jahrganges.) 


F. Bon den Redhtsverhältniffen zwiſchen Bergwerks— 
Eoncejfionair und Grundeigenthümer. 


(Mit Bemerkungen zum Preußifchen Allgemeinen Berggejeße.) 


Ueber die rechtliche Stellung des Grundeigenthümers zum Berg: 
bau und Hüttenbetrieb Haben bereit3 ausführlihe Grörterungen 
ftattgefunden. Das PVerhältniß des Grundeigenthümers zum Berg: 
hoheitsrechte des Staates (Jahrgang V ©. 204 bi 222), zum Orä- 
bereibetriebe (Jahrgang V ©. 329 ff., Jahrgang VIL'S. 336 f}.), 
zu den Hütten (Sahrgang VII ©. 335), zu Schürfunternehmungen 
(Jahrgang VII ©. 510 ff.) bildet nicht mehr den Gegenftand der 
gegenwärtigen Darftellung, welche fich vielmehr Tediglic auf die 
Beantwortung der Fragen über die gegenfeitigen Rechtsverhältniſſe 
des Conceſſionairs eines Bergmwerfes und des Eigenthümers 
der Oberfläche zu bejchränten hat. Zwei Punkte fommen in dieſer 
Beziehung vornämlich in Betracht, einmal das Recht des Bergmwerf3-Gon- 
cejlionairs, die Abtretung des Grund und Bodens Dritter zu Bergbau— 
zweden zu erzwingen, jodann die Verbindlichkeit zu Schadenerfaß bei 
Beihädigungen der Oberfläche durch den Bergbau oder bei Beſchä— 
digungen des Bergwerkes durch Anlagen des Grundeigenthümers. 


A. Bon der ziwangsweifen Grundabiretung zum Zwede des Betriebes 
einer Bergwerk : Gonceffion. 


Das dom Eigenthume an der Oberfläche getrennte jelbititän- 
dige Eigenthum am Bergwerfe fann nur ausgeübt werden, wenn 
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das Gejeh dem Bergwerks-Conceſſionair die rechtliche Möglichkeit 
verſchafft, die für den Bergbaubetrieb erforderlichen Anlagen ſelbſt 
wider den Willen des Grundjtüds = Eigenthümers zu errichten. 
Das Bergwerk gleicht einem in doppelter Beziehung eingeſchloſſenen 
Grundftüde. Einmal dedt nämlich regelmäßig die Grundftüdsober- 
fläche die vom DBergmwerföbetreiber zu gewinnenden Yoflilien und 
der leßtere bedarf daher der Anlage von Wegen von der Ober: 
fläche in da3 Innere der Erde. Andererſeits müſſen diefe Stollen 
und Schächte auf der Tagesoberfläche zugänglich fein und es find 
daher meiftentheil3 Wegejervituten und ähnliche Gerechtſame an frem— 
den Grundftüden unentbehrlich. Daneben macht der Betrieb des 
Bergbaues eine Reihe anderer Anlagen über Tage nothiwendig, für 
welche e3 gleichfalls der Abtretung fremden Grund und Bodens be= 
darf. (Vergl. den Bericht des Grafen Girardin — Zeitſchr. für Bergr. 
Jahrg. II ©. 81.) 

Dieſe Umftände haben von jeher dazu geführt, dem Bergwerks— 
Betreiber da3 Recht beizulegen, die Abtretung von fremdem Grund 
und Boden zu erzwingen, wenn diefelbe für den Bergbaubetrieb noth- 
wendig ift. Nach dem Deutſchen Bergrechte gehet der Anspruch des 
Bergwerfsbetreibers auf die Abtretung des Eigenthumes an 
fremdem Grund und Boden. Daffelbe war nad dem älteren Fran 
zöſiſchen Bergrechte der Fall. Bereits das Bergwerksgeſetz vom 28. Juli 
1791 beſchränkte indeß das Recht des Conceſſionairs eines Bergwerkes 
auf die zwangsweiſe Erwerbung des Gebrauches und der Nußung 
fremder Grundftüde gegen Erſatz des doppelten Ertrages derſelben 
und gab umzgefehrt dem Grundeigenthümer das Recht, den Con— 
ceffionair zur Erwerbung des Eigenthumes und zwar de gan— 
zen Grundftüdes gegen Zahlung des einfahen Werthes zu zwin— 
gen, wenn der Umfang des erfteren nicht über zehn Morgen betrug. 
An diefem Standpunkte hat das jpätere Bergwerks-Geſetz dom 21. 
April 1810 in der Hauptſache feitgehalten. Daffelbe kennt feine Ex— 
propriationen zu Bergbauzweden, fondern nur ein Recht der Be— 
fignahme fremder Grundſtücke behufs des Bergbaubetriebes 
(le droit d’oceupation), wogegen der Grundeigenthümer in beſtimm— 
ten Fällen den Gonceffionair zum Erwerbe des Eigenthumes feiner 
Grundftüde anhalten kann. 
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1. Bon dem Rechte des Grundeigenthümers, den Erwerb des 
Eigenthumes jeiner Grundftüde zu erzwingen. 


Die Art. 43 und 44 des Bergwerks-Geſetzes vom 21. April 
1310 verleihen dem Grundeigenthümer in zwei Fällen die Befugnif, den 
Gonceflionair zum Erwerbe des Eigenthumes der zum Bergbau be- 
nußten oder zu benugenden Grundftüde anzuhalten. Einmal wenn 
das betreffende Grundftüd nicht innerhalb eines Jahres in den frühes 
ren Kulturzuſtand zurüdveriegt werden fann, ſodann wenn durch 
den Bergbaubetrieb dem Eigenthümer des Grundftüdes der Beſitz 
und Genuß defjelben auf länger als ein Jahr entzogen wird. Be— 
züglich des erfteren Falles bedienen ih die Art. 43 und 44 zwar 
nicht derjelben Ausdrudsweile, es unterliegt indeß feinem Zweifel, 
daß durd die Vorſchrift des Art. 44 (lorsque, apres les travaux, 
les terrains ne sont plus propres à la culture) feine Verringerung 
des Rechtes des Grundeigenthümers hat ftattfinden follen. Letzterer 
fann daher Schon in dem Falle den Erwerb des Grundftüdes Seitens 
des Bonceffionairs erzwingen, wenn e3 nicht möglich ift, binnen 
Jahresfrift den früheren Hulturzuftand wieder herzuftellen. Es er— 
jcheint dagegen nicht erforderlich, dak das Grundftüd Durch den Berg: 
baubetrieb für die Kultur überhaupt untauglich geworden jet. 

Das dem Grundeigenthümer durch das Geſetz gewährte Recht 
bleibt bejiehen, wenn auch derjelbe während der Dauer einer dreißig— 
jährigen Befizeit des Conceſſionairs von eriterem feinen Gebraud) 
gemacht hat, da mit jedem. Jahre für den Grundeigenthümer die 
Befugniß aufs Neue vorhanden ift, unter den vom Geſetze beſtimm— 
ten Borausfeßungen den Ankauf des Grundſtückes zu verlangen. ' 

Gehört das Grundftüd minderjährigen Perjonen, jo fann der 
Vormund den Ankauf des Grundftüdes durd den Conceſſionair zwar 
nur unter Beobachtung der Vorſchriften der Artikel 457 und 458 
des bürgerlichen Geſetzbuches rechtsgültig beantragen, dagegen erjcheint 
es zweifelhaft, ob gemäß Art. 459 desjelben Gefeßbuches der Verfauf 
ein öffentlicher fein müffe. Die Beobachtung diefer Vorſchrift wiirde 
eine ganz nußlofe Formalität fein, ta das Grundftüd dem Occu— 
pationsrechte des Conceſſionairs unterworfen und Ießterer verbunden 
ift, den doppelten Werth als Kaufpreis zu zahlen. Soll diefe Ver: 
bindlichkeit in Anfpruch genommen werden, fo fann eine Concurrenz 
Dritter ganz felbftverftändfich nicht ftattfinden. Belgiſche Gerichts: 
höfe Haben das öffentliche Ausgebot aus diefen Gründen nicht für 
erforderlich erachtet. Entjcheidungen Franzöfiiher und Deutjcher Ge— 
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richte find nicht befannt, dagegen hat in Preußen regelmäßig eine 
Beobachtung des Art. 459 in der Praris ftattgefunden. Ob der 
Vormund auf das Recht, den Ankauf des Grundftüdes zu verlangen, 
auf die Dauer von neun Jahren oder weniger (Art. 1718 C. C.) 
verzichten könne, erjcheint gleichfalls zweifelhaft, obſchon die Befugniß 
de3 Vormundes, Mündelgüter bis auf neun Jahre zu verpadten, 
das hier in Rede ftehende Recht nicht in fich fchließen dürfte. (Bury 
t. I. p. 323, 324.) 

Als Kaufpreis des Grundftüdes ift der Doppelte Werth des— 
jelben vor dem Betriebe des Bergwerfes zu bezahlen (Le terrain 
à acqu6rir sera toujours estim& au double de la valeur qu’il 
avait avant l’exploitation de la mine). Dieje von den Beftim- 
mungen de3. Geſetzes vom 28. Juli 1791 abweichende Vorſchrift 
findet fi in dem Berichte des Grafen Girardin (Jahrgang III 
diefer Zeitihr. S. 81) durch den zweifahen Geſichtspunkt motivirt, 
daß einmal zwijchen dem Oberflächen und Bergmwerfs = Eigenthume 
die Gegenfeitigkeit fehle, jodann daß das Intereſſe des Bergbaues 
und die dem älteften und werthvollſten Eigenthume ſchuldige Achtung 
einen Zwang gegen die Bergbautreibenden bedinge, in ihrem eigenen 
Snterefje dem Grundeigenthümer möglihft wenig Schaden zu thun. 
Die Höhe des Kaufpreiſes ſoll alſo den Eoncejfionair nöthigen, frem= 
den Grund und Boden nicht ohne zwingendes Bedürfniß für Berg- 
bauzwede in Gebraud zu nehmen. 

Nah Art. 44 des Bergwerks-Geſetzes dom 21. April 1810 ift 
der Kaufpreis nad) dem Werthe des Grundftüdes vor dem Betriebe 
des Bergwerkes zu ermitteln. Durch diefe wenig klare Vorſchrift hat 
nur beftimmt werden jollen, daß bei der Werthfeſtſetzung diejenige 
Werthfteigerung oder MWerthverminderung nicht in Betracht gezo- 
gen wird, welche ſich allein auf den Betrieb des betreffenden Berg— 
werkes zurüdführen läßt, daß dagegen im Uebrigen für die Beſtim— 
mung des Kaufpreiſes der Werth des Grundftüdes zur Zeit des 
Anfaufes desjelben maßgebend jein fol. 

Der Modus der Ermittelung des Kaufpreiſes richtet fich ge— 
mäß Art. 87 des Bergwerks-Geſetzes vom 21. April 1810 nad) den 
allgemeinen Vorſchriften ingbejondere der Civilproceßordnung. 
Wenn im Widerſpruche mit dem Art. 87 durch den Art. 44 bezüglich 
de3 Modus der Ermittelung auf Tit. XI des Geſetzes vom 16. Sep- 
tember 1807 über die Austrodnung der Sümpfe vermwiejen wird 
(Martins S. 56—59, 28), jo herrſcht in Theorie und Praxis fein 
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Zweifel darüber, daß diefe Verweiſung auf einem Irrthume des 
Geſetzgebers beruhet, indem die von dem Modus des Ermittelns der 
Entihädigung handelnden Art. 56 und 57 des Gefeßes vom 16. 
September 1807 ſowohl rüdjichtli der Beitellung der Sachverſtän— 
digen, als der Gompetenz der Verwaltung unanwendbar find. Die 
gerichtliche Gompetenz und die Beitellung der Sachverftändigen nad) 
Makgabe der Eivilprozepordnung ift im Gegentheile völlig unbe- 
ftritten. (Delebecque t. II p. 72, Bury t. Ip. 316.) 

Eine wichtige Frage beftehet darin, wer den Kaufpreis zu be— 
zahlen hat, oder mit anderen Worten, wer das zu Bergbauzweden 
benußte Grundftüd kaufen muß. Das Bergwerk -Gejeh dom 21. 
April 1810 enthält die Vorjhrift, daß der Bergmwerfseigenthümer 
zum Anfaufe des betreffenden Grundftüdes angehalten werden fünne 
(on peut exiger des propriätaires des mines l’acquisition 
de terrains à l’usage de l’exploitation). Hieraus folgt, daß bei 
einer VBerpadhtung eines Bergwerfes nicht der Pächter, jondern der 
Eigenthümer des erfteren zum Antaufe des zum Bergbaubetriebe 
benusten Grundftüdes verbunden ift, jodann, daß bei einem Berfaufe 
der Gonceffion nicht der frühere Eigenthümer des Bergwerkes, ob— 
gleih während der Berechtigung defjelben das Grundjtüd über ein 
Jahr zu Bergbauzweden benußt wurde, jondern der neue Eigen- 
thümer, wenn auch während deſſen Berechtigung das Grundftüd noch 
nicht ein Jahr zu Bergbauzweden benußt jein jollte, zum Ankaufe des 
letzteren verpflichtet ift. Diefe mit dem Geſetze vollfommen übereinftimmen- 
den Grundjäße find zwar von Delebecque t. II p. 77—81 beftritten, 
indeß die Richtigkeit derfelben unterliegt, abgejehen von dem flaren 
Wortlaute des Geſetzes, um fo weniger irgend einem gegründeten 
Bedenken, weil der ganze Grundjtüdserwerb, von dem die Art. 43 
und 44 des Bergwerksgeſetzes vom 21. April 1810 handeln, zu Guns 
ften und zu Laften des Bergwerkes gefchiehet. Das Grundjtüd 
bildet ein nothwendiges Pertinenzſtück des Bergwerkes; nicht eine 
dritte Perſon, fondern der Eigenthümer des leßteren muß daher Die 
Acquifition des Grundftüdes vornehmen. Auf dem Bergwerfe jelbit 
ift die Verbindlichkeit zum Erwerbe radicirt, jo daß jeder Eigenthü- 
mer de3 erjteren in diefe Verbindlichkeit eintritt. Das Tribunal zu 
Mons und der Hof zu Brüffel Haben das Bergwerks-Geſetz in dem 
hier vertheidigten Sinne gleichfall3 ausgelegt. 

Der Bergwerfs-Eigenthümer, welcher hiernach den Kaufpreis 
zu zahlen hat, ift an fi nur zum Erwerbe desjenigen Theiles 
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der Oberfläche verpflichtet, welcher zu Bergbauzmweden ſich in Be— 
nußung findet. ine weitergehende Verbindlichkeit Tiegt alsdann vor, 
wenn der Bergbau auf erhebliche Streden die Oberfläche bejchädigt 
oder verjchlechtert hat. In einem joldhen Falle joll auf Antrag des 
Grundeigenthümers der Gonceflionair zum Antaufe des ganzen 
Grundftüdes verbunden fein. (Art. 44.) 

Menn der Ankauf des Grundftüdes gejchehen, fpäter aber das 
feßtere zu Zwecken des Bergbaues nicht mehr erforderlich ift, jo ftehet 
dem Grundeigenthümer fein Vorkaufs- oder Miederfaufsreht zu, 
dagegen fann der Grundeigenthümer wegen Nichtzahlung des Kauf: 
preife3 das Grundſtück nach den allgemeinen Vorſchriften des Eivil- 
rechtes zurüdvindiciren, indem dieſe Befugniß offenbar durch den 
Umftand nicht ausgejchloffen erjcheint, daß der Ankauf auf Andrin= 
gen des Grundeigenthümers geſchehen iſt. 

Vergleicht man dieſe Vorſchriften des Franzöſiſchen Bergrechtes 
mit den Beſtimmungen des Preuß. Allgemeinen Berggeſetzes 
vom 24. Juni 1865, jo kann es feinem Zweifel unterliegen, daß 
diejelben von maßgebendem Einfluffe auf das vaterländijche Recht gewe— 
jen find. Vor Mllem hat die neue Gejetgebung das Recht des Be— 
liehenen, die Abtretung des Eigenthumes an den zum Bergbau noth— 
wendigen Grundftüden zu verlangen, bejeitigt und umgefehrt dem 
Örundeigenthümer für gewiſſe Fälle die Befugni gewährt, den An— 
fauf der zu Bergbauzweden benußten Grundftüde von dem Bergbau- 
treibenden zu begehren. (88. 137. 138. 139.) Das Franzöſiſche 
Bergwerf3-Gefeg und die fi an dafjelbe anjchließende Jurisprudenz 
find daher zur Grläuterung des Preuß. Allgem. Berggejeges von 
weſentlichem Nutzen, wiewohl es auch an Verſchiedenheiten beider Ge— 
ſetzgebungen in den Detailbeftimmungen nicht fehlt. 

An einem Punkte Scheint rückfichtlich diefer Abweichungen dem 
Franzöſiſchen Gejege der Vorzug eingeräumt werden zu müſſen. Es 
betrifft dies den $. 141 des Preuß. Allgem. Berggefeßes, durch welchen 
nad) Analogie der Vorſchriften des Eifenbahngejeges vom 3. November 
1838 dem Grundeigenthümer ein Vorkaufs- und Wiederkfaufsrecht 


„wegen aller zu Zweden des Bergbaubetriebes veräußerten Theile 


von Grundſtücken“ beigelegt ift. Hierbei dürfte nicht genügend beachtet 
fein, daß das Preuß. Allgemeine Berggeje ein eigentliche Expro— 
priationgrecht wider den Örundeigenthümer nicht fennt und daß nie= 
mals der Grundeigenthiimer gezwungen ift, zu Bergbauzwecken 
das Eigentum von Grundftüden oder Grundftüdstheilen abzutreten. 
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Der Bergbautreibende erwirbt ein foldhes Eigenthum ſtets nur fraft 
des freien Willens des Grundeigenthümers. Hierzu kommt, daß 
gerade bei culturſchädlichen Zerftüdelungen eines Grundſtückes durch 
bergbaulihe Benugung der Grundeigenthümer den Bergbautreibenden 
zum Erwerbe des Eigenthumes des ganzen Grundjtüdes anhalten 
fann. Demgemäß dürfte das durch $. 141 des Preuß. Allgem. Berge 
. gejeßes gewährte Vorfaufs- und Wiederkaufsrecht, welches an ſich der 
modernen Berfehrsfreiheit widerjtrebt, ſachlich nicht hinreichend ge= 
rechtfertigt werden können. 

Die erheblihe Bedeutung des Franzöfiichen Bergwerks-Geſetzes 
zur Interpretation des Preuß. Allgem. Berggejeßes tritt gerade bei 
Anwendung der wichtigen 88. 137, 138 und 139 hervor. Das 
Berggejeb beſtimmt im diefen Paragraphen, daß der Grundeigen- 
thümer den „Bergwerfsbefitzer“ zum Erwerbe des Eigenthumes 
der zum Bergbau benußten Grundftüde anhalten fünne Da an 
zahlreihen Stellen das Berggejet mit Abjicht ftatt des Wortes 
„Dergwerfsbefiger” den Ausdruck „Bergwerkseigenthümer“ gebraucht, 
3.8. in $. 156 f.,8.61 und namentlich 8. 65, in welchem beide Aus— 
drüde mit verichiedener Bedeutung neben einander vorkommen, jo 
könnte mit Recht gefchloffen werden, daß das Wort Bergwerf3 bejitzer 
in den $$. 137, 138 und 139 ganz ebenjo wie in den $. 66 ff. 
gewählt jei, um den Pächter, Nießbraucher, kurz jeden Betreiber des 
Bergwerkes für eigene Rechnung und nur diejen zum Erwerbe 
des Eigenthumes der betreffenden Grundftüde für verpflichtet zu er— 
flären. Dieje Interpretation dürfte indeß eine irrige fein. Folgt 
letzteres zwar einerfeit3 ſchon aus den oben erörterten Gründen über 
die Eigenschaft der zum Bergbau nothiwendigen Grundftüde als Per: 
tinentien de3 Bergwerfes und andererjeit3 aus dem Umjtande, daß 
nicht die Dauer des Beſitzes eines jeden einzelnen Bergmerfäbe- 
treibers, jondern die Dauer der Benugung für das Bergwerk, ganz 
unabhängig von den Perjonen, darüber entjcheidet, ob der Grund— 
eigenthümer ein Recht hat, den Ankauf des betreffenden Grundftüdes 
zu verlangen, jo würde gleichwohl eine einigermaßen fichere Entjcheis 
dung der durch die Ausorudsweije des Geſetzes veranlaften Contro- 
verje ohne Zuhülfenahme des Franzöfischen Bergwerks-Geſetzes ſchwer— 
ih möglid fein. Wie gezeigt, verpflichtet letzteres im Art. 44 
ausdrüdlic die Bergwerl3-Eigenthümer (les proprietaires 
des mines) zum Anfaufe der Grundjtüde. Da nun das Allgem. 
Berggejeß principiell auf dem hier fraglichen Rechtsgebiete dem Frans 
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zöfiichen Bergwerks-Geſetze ſich angefchloffen hat, andererfeitS auch die 
Motive nirgends ergeben, daß man bezüglich des in Rede ftehenden 
wichtigen Punktes von dem Vorbilde hat abweichen wollen, fo dürfte 
mit einiger Zuverläffigkeit angenommen werden fönnen, daß der 
Ausdrud „Bergwerksbejitzer“ in den 88. 137, 138 und 139 des 
Allgem. Berggefees den „Bergwerfseigenthümer“ hat bezeichnen 
jollen. Eine Bejtätigung diejer Auffajfung findet fich injofern in dem 
Commiſſionsberichte des Abgeordnetenhaufes, als zu 8.99 des Allgem. 
Berggejeges fih ausgeführt findet, daß dem Grundeigenthümer das 
Recht zu dem Anjpruche eingeräumt fei, „daß der Bergwerlseigen- 
thümer — das Eigenthum des Grundftüdes“ erwerbe. (Bei Hahn 
©. 190.) Nur wenn dem Bergwerks-Eigenthümer dieſe Verbindlich— 
feit obliegen jollte, würde der Grundeigenthümer durch das Bergwerk ° 
ſicher geftellt fein, während im anderen Falle dasjelbe an fich fein 
Objekt feiner Befriedigung bilden könnte. 

Hiernad kann angenommen werden, daß die 88. 137 ff. des 
Allgem. Berggejebes dem Eigenthümer de3 Bergwerkes unter allen 


. Umftänden die Verbindlichkeit zum Ankaufe der betreffenden Grund- 


ftüde auferlegen. Einigermaßen ftreitig würde es dagegen bei der 
Ausdrudsweife des Geſetzes bleiben, ob dem Grundeigenthümer nicht 
die Befugniß zuftände, unter Bergwerk3-Eigenthümer und Bergmwerf3- 
betreiber fich den Verpflichteten zu wählen. Diesjeits muß dieſe 
Solidarhaft des Eigenthümers und des Betreiber3 aus den angege- 
benen Gründen verneint werden. 


2. Bon dem Rechte des Bergwerkseigenthümers, den zum 
Bergbau nothbwendigen Grund und Boden in Befik zu nehmen. 


Das Franzöfifche Bergwerks-Geſetz fennt, wie bereit3 angegeben, 
eine Erpropriation zu Bergbauziveden nicht, gewährt dagegen dem 
Bergmwerkseigenthümer das Recht, den zum Bergbau erforderlichen 
Grund und Boden in Befit zu nehmen (le droit d’occupation). 


a. Von dem Inhalt und Umfang des Occupationsrechtes. 


Nah den Art. 43 und 44 des Bergwerks-Geſetzes findet das 
Occupationsrecht bei travaux des mines ftatt. Welche Arbeiten und 
Anlagen unter diefe Bezeihnung fallen, ift nicht angegeben, jondern 
es ift lediglich der Auslegung des Gejeßes überlaffen, den Begriff der 
travaux des mines zu firiren. Es erfcheint unzweifelhaft, daß bei 
Grubenbauen, Halden, Mafchinen-Anlagen, Zehenhäufern, Niederlages 
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pläßen und ähnlichen Anlagen das Occupationsrecht Anwendung fin- 
det. Uber auch bei Kanälen, Waflerläufen, Wegen und Eifenbahnen, 
jelbft wenn lehtere zur Abfuhr dienen, ift das Occu— 
pationsrecht feineswegs ausgeſchloſſen, wobei rüdjichtlich der Befugniſſe 
der Hüttenpermiffionaire zur Anlage von Pochwerken, Wäſchen und 
Fahrwegen auf die frühere Darftellung verwieſen wird (Zeitſchr. für 
Bergredt Jahrg. VII ©. 335). Ebenſo findet das Dccupations- 
recht für Aufbereitungs-Anftalten jtatt, wenn dieſelben Zubehör des 
Bergwerkes find. Können Coaks-Oefen als Aufbereitungs-Anftalten 
angejehen werden (vergl. U. Achenbach in der Zeitichr. für Bergrecht 
Jahrg. VII ©. 127), fo wird für erſtere dafjelbe gelten, anderer- 
jeitö aber das Dccupationsrecht verfagt fein. (Bury t. I p. 330.) 

Eine weſentliche Borausfeßung der Anwendung und Ausübung 
des Dccupationsrechtes bildet die Nothwendigkeit der betreffen- 
den Anlage, jo daß die bloße Nützlichkeit nicht genügt. Nur das 
Belgifhe Berggefek vom 2. Mai 1837 macht im Art. 12 zu Guns 
ften der Wege und Eiſenbahnen infofern eine Ausnahme, als das 
Staat3oberhaupt auf Vorſchlag des Bergwerksrathes eine für den 
Betrieb eines Bergwerkes nügliche Wegeanlage al3 im öffentlichen 
Intereſſe liegend ertlären kann. In einem ſolchen alle fol das Ex— 
propriationggejeg vom 17. April 1835 Anwendung finden, der Grund— 
eigenthümer aber abweichend von leßterem doppelte Entihädigung 
erhalten. 

Das Bergwerf3-Gejeg dom 21. April 1810 gewährt indeß 
das Occupationsrecht nicht ohne weſentliche Schranken in Rüdficht 
des Grund und Bodens, auf welchen daſſelbe Anwendung finden 
fann. Eine ſolche Schranke liegt zunächft im Art. 11 des erfteren, 
welcher lautet: 

„Keine Schürferlaubnik oder Bergwerks-Conceſſion fann 
ohne förmliche Einwilligung des Grundeigenthümers das Net 
verleihen, in mit Mauern umgebenen Umfriedigungen, in Höfen 
oder Gärten, in Ländereien, weldhe in hundert Meter Entfernung 
an Wohnungen oder mit Mauern umgebene Umfriedigungen 
angrenzen, Bohrverſuche zu machen, Schächte oder Stollen 
anzulegen, Maſchinen oder Magazine zu errichten.“ 

Die vollftändige Erörterung diefer wichtigen Beitimmung Hat 
bereit3 in dem Abſchnitte über das Schürfen ftattgefunden, auf 
welchen daher verwiejen werden kann (gZeitſchrift für Bergrecht 
Sahrg. VII ©. 512 bis 517). 
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Eine zweite Schranke ift dur den Umstand gegeben, daß 
die Artikel 43 und 44 des Bergwerf3-Gefeßes vom 21. April 1810 
nur für die Occupation innerhalb der Grenzen des Gon- 
cefjionsfeldes Anwendung finden. Allerdings enthalten die an- 
geführten Artikel feine ausdrüdliche Vorſchrift über dieſe Beſchrän— 
fung, indeß dürfte die febtere einmal aus dem Vorgange des 
Bergwerks-Geſetzes vom 28. Juli 1791 folgen, in welchem Tit. I Art. 21 
die Occupation auf das Conceſſionsfeld beſchränkt (Enticheidung des 
Parijer Gafjationshofes vom 9. Januar 1856), im Tit. I Art. 25 
aber über bergbaulide Anlagen außerhalb des Goncefjionsfeldes 
befondere Beitimmungen trifft, während das ſpätere Bergwerks-Geſetz 
nur ſolche Vorſchriften umfapt (Art 43 u. 44), welche mit dem erwähn- 
ten Tit. I Urt. 21 des Bergwerks-Geſetzes vom 28. Juli 1791 correipon- 
diren. Sodann kann die behauptete Beichränfung auch daraus ge- 
ihloffen werden, daß zur Ausübung des Dccupationsredhtes nad) 
Maßgabe der Art. 43 und 44 des Bergwerks-Geſetzes vom 21. April 
1810 eine Ermädtigung des Präfecten nicht erforderlich ift (vergleiche 
unten). Die Ausdehnung der hier in Frage ftehenden Legal-Servitut 
« über die Grenzen des Gonceflionsfeldes hinaus würde daher eine 
ausdrüdliche Geſetzesvorſchrift erfordert Haben, da ohne die leßtere 
nur eine Belaftung des Grund und Bodens zu Gunften des Berg: 
baues innerhalb der Grenzen de3 Bergwerkes anzunehmen ift. 

Gleichwohl unterliegt e3 feinem Zweifel, daß für gewiſſe berg- 
bauliche Anlagen, die j. g. Hülfsbaue (travaux des secours), aud) 
außerhalb der Goncejjions - Grenzen die Benußung fremder Grund— 
ftüde durchaus erforderlich fein fanı. Die Art. 43 und 44 des 
Bergwerks-Geſetzes dom 21 April 1810 bedürfen daher einer Er- 
gänzung, und letztere ift aus den Vorſchriften des Bergwerks-Geſetzes 
vom 28, Juli 1791 Tit. I Art 25 zu entnehmen. Bereit3 mehrfad) 
hat darauf hingewiefen werden müfjen, daß das neuere Bergwerls- 
Gefeß das ältere nicht ausdrücklich aufgehoben Hat, und letzteres da- 
her neben dem erfterem zur Anwendung zu bringen ift, two dafjelbe 
nicht mit dem Wortlaute oder Geiſte des Bergwerf3-Gejeges von 1810 
in Widerfpruch ftehet (Zeitichr. für Bergreht Jahrg. V ©. 475, 
476). Dak ein folder Widerfpruch bei den Beſtimmungen über 
Hülfsbaue in fremden Goncejjionsfeldern mit Nüdjicht auf das 
Berhältnik zu dem fremden Bergwerks-Conceſſionair nicht vorliege, 
ift früher dargethan (Zeitiehr. für Bergrecht Jahrg. VIII ©. 268). 
Ebenjowenig dürfte derjelbe bei den Vorſchriften über Hülfsbaue 
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außerhalb de3 eigenen Gonceffionsfeldes mit Rüdfiht auf das Ver— 
hältniß zu dem Grundeigenthümer vorhanden fein. Der Inhalt der 
Art. 43 und 44 des Bergwerksgeſetzes vom 21. April 1810 ſchließt 
die Anwendung der älteren Geſetzesvorſchrift nicht nur nicht aus, ſon— 
dern macht diejelbe jogar zum dringenden Bebürfniffe. (Vergl. Bury 
t. I p. 336 und die dort angeführte Literatur; desgleihen Achen- 
bad: Zum Erpropriationsrechte des Bergmerkdeigenthümers nad) dem 
Preuß. Allgem. Berggejege im Jahrg. VII ©. 162 ff. der Zeitſchr. für 
Bergredt.) Nur durh die Zufammenfafiung der Beltimmungen 
beider Berggefee enthält das Franzöſiſche Bergrecht eine genügende 
und volljtändige Regelung des Deccupationsrechtes. Der Tit. I Art. 25 
des Bergwerksgeſetzes vom 21. April 1810 lautet in der Ueberſetzung: 

„Sobald für den Bergwerfsbetrieb die Eröffnung von Hülfs- 
bauen in einem benadhbarten Bezirke oder Bergwerfe noth- 
wendig ift, joll der Unternehmer hierzu die Genehmigung de3 Des 
partement3-Directors nachſuchen, vorausgejegt, daß es fih nit um 
die Eröffnung eines neuen Bergbaues in der Nahbarichaft, fondern 
um die Anlage notdwendiger Baue, wie Stollen zur Waflerlöfung, 
Wege, Wafjergefälle, Kanäle und dergleihen handelt und der Un— 
ternehmer verbunden ift, den dort bereit3 beitehenden Bergwerks— 
betrieb nicht zu ftören und den Grundeigenthümer zu entſchädigen.“ 

Hiernach fallen unter den Begriff der Hülfsbaue nicht blos 
Anlagen zur Waller: und Wetterlöjung, fondern auch Wege aller 
Art, Kanäle u. j. w. Diejelben müfjen indeß in der Nachbar— 
haft (dans un canton ou exploitation du voisinage) gelegen 
jein, wenn das Geſetz anwendbar fein joll, weßhalb Eifenbahnen, 
Wege u. ſ. w. zur Verbindung entfernt liegender Punkte nicht nad) 
Maßgabe des Berggefehes angelegt werden können. Außerdem dürfen 
Grundftüde außerhalb des Conceſſionsfeldes nit ohne 
Genehmigung des Präfecten occupirt werden, 


b. Bon der Entihädigung des Grundeigenthümers. 


Als Entjhädigung erhält der Grundeigenthümer eine dem 
doppelten Reinertrage des für den Bergbau benußten Grund- 
ftüdes gleichlommende jährliche Rente. Lebtere ift ftet3 für das 
ganze Jahr zu zahlen, wenn aud die Benußung des fremden Grund 
und Bodens fürzere Zeit gedauert haben jollte. Beim Mangel einer 
Einigung über die Höhe der Rente, zu welcher auch der Bormund 
auf die Dauer von neun Jahren befugt erfcheint, kann jeder Theil 

Zeitfhr f Bergrecht. Band VIIL 4. 33 
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eine jährliche Feſtſetzung der erfteren verlangen. Gemäß Art. 2277 
des bürgerlichen Geſetzbuches (Urtheil des Gafjationshofes zu Brüffel) 
verjährt die Rente in fünf Jahren, einerlei ob eine Feſtſtellung der 
Höhe derjelben bereits ftattgefunden hat oder nicht. 

Bon bejonderer Bedeutung erjcheint die Frage, ob die jähr- 
(ide Entſchädigungsrente des Grundeigenthümerd voraus bezahlt 
werden müfje, wie dies durch $. 137 des Preuß. Allgem. Bergge- 
jeßes bejtimmt iſt. Rüdfichtli der Entihädigung für Schürfarbei- 
ten hat der bereit3 erörterte Art. 10 des Bergwerks-Geſetzes dom 
21. April 1810 (Zeitſchr. für Bergredt Jahrg. VI ©. 511) eine 
vorherige Entrichtung derjelben vorgejchrieben ; auch beitimmt Art. 
545 des bürgerl. Gejebbuches, daß bei der zwangsweiſen Abtretung 
des Eigenthumes die Entihädigung vorher zu leiften ſei. Indeß die 
letztere Geſetzesvorſchrift beziehet fih nur auf die Erpropriation, nicht 
auf das hier in Frage ftehende Recht der Decupation, während die 
erftere ausprüdlich auf Schürfarbeiten, welche der Nichtconcejfionair 
vornimmt, beſchränkt iſt. Das Geſetz läßt daher die Frage wegen 
Borausbezahlung der Entihädigungsrente von Seiten des Conceſſio— 
nairs offen und bietet einer verjchiedenartigen Auffaffung vollftändig 
Raum. Während Delebecque t. II p. 84, Dupont t. I p. 299 und 
Andere fih für die vorhergehende Entihädigung aussprechen, wird 
diejelbe von Richard t. II p. 422, Bury t. I p. 327 und Anderen 
grundfäglih verneint. Der letzteren Auffaffung dürfte beizutreten 
jein. Da nämlich) das Geſetz das Occupationsrecht dem Conceſſionair 
gewährt, ohne dafjelbe durch eine Vorſchrift über die vorhergehende 
Entihädigung zu beihränfen, da ferner der Grundeigenthümer ge= 
genüber dem Eoncejjionair wegen Zahlung der Entichädigungsrente 
durch die Conceffion ganz andere Garantien befißt, wie gegenüber 
dem Schürfer, endlich auch die Nothwendigleit vorheriger Entſchä— 
digung den Goncejjionair in der freien Bewegung des Betriebes er— 
heblich hemmen könnte, jo dürfte weder aus dem Inhalte des Geſetzes, 
noch aus der möglichen ratio defjelben auf eine vorhergehende Ent— 
jhädigung (prealable indemnite) zu jchließen jein. (Bergl. Diction- 
naire de legislation ete. en matiere de mines p. 452, 453, 454.) 
In gleicher Weife Haben verjchiedene Belgiſche Gerichtshöfe, namentlich 
der Gafjationshof zu Brüſſel am 21. November 1845 und 8. Ja— 
nuar 1848, jodann das Preußiſche Ober - Tribunal am 8. Juni 
1854 (Zeitihr. für Berg: Hütten- und Salinenmwejen Bd. V Abth. B 
©. 49 ff.) und zulegt am 29. Januar 1863 (Zeitjehr. für Bergrecht 
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Sahrg. IV ©. 255) entſchieden, während auch abweichende Urtheile 
des Hofes zu Bourges vom 20. April 1831 (Dictionnaire etc. p. 445), 
des Rheiniſchen Appellationsgerichtes vom 30. April 1838 und 1. Juni 
1841 (Rhein. Arhiv Bd. 27 1. ©. 65 und Br. 32 1. ©. 159), 
de3 Landgerichtes zu Bonn vom 7. April 1862 (Zeitſchrift für 
Bergreht Jahrg. II ©. 378) und des Landgerichtes zu Goblenz 
vom 8. und 30. Juli 1862 (Zeitfchr. für Bergrecht Jahrg IV ©. 254) 
u. ſ. w. vorliegen. Eine Beſitzſtörungsklage wider den Concejfionair, 
welcher ohne vorhergehende Entihädigung von feinem Occupations— 
rechte Gebrauch gemacht Hat, kann hiernach feinen Erfolg haben. 
Wie in dem vorhergehenden Abjchnitte ift die Frage, wer zur 
Zahlung der Entihädigungsrente verbunden jei, dahin zu beantworten, 
daß diefe Verbindlichkeit gemäß den Art. 43 und 44 des Bergwerl3- 
gejeßes vom 21. April 1810 jedenfall$ dem Bergwerks-Eigen— 
thümer obliege. Dabei unterliegt es jelbftverftändlich feinem Zweifel, 
daß, wenn der Grumdeigenthümer mit dem jeweiligen Betreiber 
des Bergwerkes ſich vertragsmäßig über die Rente geeinigt dat, wie dies 
meiftentheil® der Fall jein wird, erfterer auch jeine vertragsmäßigen 
Rechte durch Perfonalklage wider den Betreiber geltend zu machen 
befugt ift. Dagegen kann darüber geftritten werden, ob beim Mangel 
einer foldhen vertragsmäßigen Einigung dem Grundeigenthümer nur 
ein Klagerecht wider den Bergwerkseigenthümer oder aud) gleichzeitig 
ein jolches wider den Bergmwerfäbetreiber zuftehe, wenn letzterer bon 
erfterem verjchieden ift. Die ſolidariſche Haftbarkeit des Bergwerks— 
eigenthümers und Bergmwerkäbetreiberd hat bei der Trage über die 
Berbindlichkeit zum Ankaufe eines zu Bergbauzweden benugten Grund 
ftüdes ſchon deßhalb verneint werden müffen, weil das Bergwerks— 
gefeß nur den Bergwerkseigenthümer zu diefem Antaufe verpflichtet 
und aus allgemeinen Rehtsgrundjägen eine gleihe Verbindlichkeit 
für den bloßen Bergmwerfäbetreiber nicht abgeleitet werden kann. Et— 
was verſchieden liegt indeß die Sache im vorliegenden alle. Der 
Bergmwerköbetreiber, welcher ein fremdes Grundftüd occupirt, muß 
die Folgen diefer Occupation menigftens injomweit dem Grundeigen— 
thümer gegenüber vertreten, als er leßterem volle Entihädigung zu 
gewähren hat. Dieje Entſchädigung wird fih aber allein nad 
allgemeinen Rechtsgrundfägen bemefjen und daher nit auf das 
Doppelte des jährlichen Reinertrages feitzuftellen fein. Zu der 
fegteren Entihädigung ift kraft des Bergwerksgeſetzes nur der Berg— 
werfseigenthümer verbunden. Diefelbe bildet eine auf dem Berg- 
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werfe ruhende Reallaft. Nady den allgemeinen Rechtsprincipien über 
die Reallaften würde es fi demgemäß enticheiden, ob der frühere 
ro. Eigenthümer für die Rüdftände fälliger Renten aus feiner Berechti— 
} 4 gungszeit verantwortlich bleibt und ob für Diefelbe auch der Nach— 
folger in Anspruch genommen werden kann. (Bergl. Zeitſchr. für 
= Bergreht Jahrg. V ©. 219.) Bury t. I ©. 525 beantwortet diefe 
I befanntlich jehr controverje Frage von feinem Standpunkte aus da= 
y hin, daß beides der Fall fei, jedoch mit der Beſchränkung, daß der— 
F jenige Bergwerkseigenthümer, für welchen oder durch welchen eine 
Occupation nicht ſtattgefunden hat, nur mit dem Bergwerke, nicht 
aber perſönlich für die Entſchädigung hafte. Die Richtigkeit dieſer 
Auffaſſung Tann dahin geſtellt bleiben, da eine Prüfung derſelben 
auf das Gebiet des allgemeinen Givilvechtes fallen würde. 
| 


c. Bon der Ausübung des Dccupationsrechtes. 


Nach der Vorſchrift des Tit. I Art. 25 des Bergwerksgeſetzes 
vom 28. Juli 1791 bedarf jede Dccupation fremder Grundftüde 
außerhalb des Gonceffionsfeldes einer vorhergehenden Genehmigung 
de3 Präfecten. Wenn es ſich dagegen um eine Occupation fremder 
j Grundftüde innerhalb des Conceſſionsfeldes, alfo um die Anwen 
dung der Art. 43 und 44 des Bergwerksgeſetzes vom 21. April 1810 
i handelt, fällt jede vorhergehende Genehmigung irgend einer Behörde 

fort. Nach dem Inhalte und Geifte des Bergwerksgeſetzes entjcheidet 
der Gonceifionair allein über die Art und Weife, wie der Betrieb 
jeines Bergmerfes zu führen ift und welche Anlagen zu diejem Be— 
hufe erforderlich find. (Richard t. IIp. 424, Delebecque t. II p. 71. 
72, Bury t. Ip. 341 ss.) Widerfeßt fich daher der Grundeigen— 
thümer der Occupation, jo hat der Bergmwerfseigenthümer denjelben 
auf dem Rechtswege hierzu anzuhalten. Einer ſolchen Klage würde der 
Grundeigenthiimer den Einwand entgegen ftellen können, daß «3 
fich im Fragefalle um Grumdftüde außerhalb der Eonceffionsgrenzen, 
fernerhin um Grundftüde handele, welche nad) Art. 11 des Berg- 
werksgeſetzes von der freien Occupation ausgenommen find, endlich) 
auch, daß die Decupation nicht zum Zwecke der Ausführung von 
travaux des mines erfolge; dagegen würde es erfolglos jein, die 
Zweckmäßigkeit und Nothwendigkeit der bergmännifchen Anlage zu 
beftreiten, da hierüber nicht der Richter, jondern allein der Con— 
cejjionair zu befinden hat. hiermit ftimmen die bereit3 oben ange— 
führten Urtheile des Gaflationshofes zu Brüffel vom 21. November 
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1845 und 8. Januar 1848 und auch diejenigen des Preuß. Ober: 
Tribunales überein, mobei hervorzuheben ift, daß nad) der Recht: 
iprechung des erfteren ein dolojer und bösmwilliger Mißbrauch des Occu— 
pationsredhtes (nam malitiis non est indulgendum) von den Ge— 
richten zu unterdrüden fein würde. Es heißt in dem Urtheile vom 
21. November 1845: 
Attendu que — les art. 43 et 44 prouvent par leur con- 
texture, non seulement que le concessionnaire peut occuper 
les terrains avant d’avoir fait régler l’indemnite qui souvent 
ne pourrait &tre determinee d’avance, mais encore quiil 
est seul arbitre des travaux ä& faire, travaux dont 
l’emplacement, comme l’a dit le rapporteur de la loi au Corps 
Legislatif, se trouve toujours indiqu& d’une maniere absolue 
par le gisement ou l’allure de la mine; que par double 
indemnit& la loi a donn& une garantie suffisante au pro- 
prietaire de la surface contre Jes abus des concessionnaires, 
abus qui pourraient au surplus, s’ils se r6&alisaient, 
ötre r&eprimes par la justice, mais qui tenant essen- 
tiellement au fond du droit ne pourraient faire l’objet 
d’une action possessoire.“ 

Selbft die Belgiſche Verwaltung verfährt nunmehr in Folge 
einer Beftimmung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten vom 18. 
April 1850 ganz nad diefen Grumdfägen und lehnt Gefudhe um 
-Ertheilung einer adminijtrativen Autorifation zur Occupation frem= 
der Grundſtücke ohne Weiteres ab. (Bergl. das entgegengefeßte Circular 
bom 1. Mai 1839 — Dictionnaire p. 446, jodann p. 456.) 

Eine andere Praris beftehet dagegen in Frankreich auf Grund 
eines Minifterial = Decretes vom 7. October 1837 (Dupont t. I 
p. 414 ss.), gemäß welchem die Ausübung des Occupationsrechtes 
eine Autorifation des Präfecturrathes vorausfegen fol. In gleicher 
Weile Hielt in Preußen die Verwaltungsbehörde an der Anficht feit, 
dat der Gonceffionair in jedem Falle einer vorhergehenden Autori- 
Jation des Oberbergamtes bedürfe, in welcher die Nothmwendigfeit der 
Occupation bejcheinigt fei (ſ. g. Nothwendigkeitsatteſt). Diefe Auf: 
faffung hängt mit der Einwirkung der Bergbehörde auf den Betrich 
der Bergwerke zufammen. Durch die Eoncejfions » Urkunden und 
Laftenhefte wurde und wird regelmäßig der Betriebsplan feitgefegt 
(Zeitfchrift für Bergreht Jahrg. VIII S. 248— 250) und vorgeſchrie— 
ben, daß neue Anlagen der Wutorifation des Präfecten oder der 
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Bergbehörde bedürfen follen. Ganz naturgemäß leitet fi aus diefer 
Betriebscontrole die Beſchränkung des Bergwerkseigenthümers in Aus— 
übung feines Occupationsrechtes ab, und felbft die Rheiniſchen Ge— 
rihtshöfe haben die Befugniß der Bergbehörde anerkannt, die Noth- 
wendigfeit der Dccupation zu unterfuchen, worauf alsdann durch 
das Gericht über die Entjhädigung des Grundeigenthümers zu ent= 
ſcheiden fei. (Urtheil des Appellationsgerichtes zu Cöln vom 30. April 
1838 — Rheiniſches Archiv Bd. 27. 1 ©. 65.) 

Da nad diefer Auffaffung zur Ausübung der Occupation 
ftet3 eine vorhergehende Autorifation der Berwaltungsbehörde erfor- 
derlich ift, jo hat man auch feinen Unterfchied zwiſchen einer Occu— 
pation nad) Maßgabe des Bergwerksgeſetzes vom 28. Juli 1791 
Tit. I Art. 25 und des Bergwerksgeſetzes vom 21. April 1810 Art. 43 
und 44 gezogen und auch bei Hülfsbauen außerhalb des Eoncefjions- 
feldes die Art. 43 und 44 des leßteren Geſetzes angewandt. 

Bei einem Bergleihe der dargeftellten VBorjehriften des Franzö— 
fifchen Bergrechtes über das Occupationsrecht des Bergwerkseigenthümers 
mit den Beftimmungen de3 Preuß. Allgem. Berggeſetzes v. 24. Juni 
1865 wird die Bedeutung der erfteren für die richtige Anwendung der 
letzteren nicht zweifelhaft fein fönnen. Auch bei dem Occupationsrechte 
bedient fih das Preuß. Allgem. Berggefeh in den 88. 135 ff. des 
Ausdrudes „Bergwerksbeſitzer,“ während das Franzöfiiche Berg: 
werfögejeg vom „Bergwerkseigenthümer“ redet. Da nad) $. 137 
des Preuß. Allgem. Berggeſetzes nicht eine vollftändige Entſchädigung 
doppelt, jondern einfach geleiftet wird, jo bewegt ſich Hier das Preuß. 
Bergredht im Allgemeinen auf dem Boden des gemeinen Givilrechtes, 
und e3 unterliegt feinem Zweifel, daß jeder Occupant zu Berg— 
bauzmweden nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen zur Leiftung jener 
einfachen Entjehädigung für den von ihm bewirkten Schaden ange— 
halten werden kann. Andererfeit3 muß auch die leßtere vor der 
Decupation entrichtet werden, jo daß der Grundeigenthümer fich in 
der Lage befindet, jeden Occupanten nicht nur zur Leiftung der Ent— 
Ihädigung, jondern auch fogar zur Beftellung einer Caution für den 
Minderwerth zu zwingen. 

Diefe Abweihung des Preuß. Allgem. Berggejehes von dem 
Franzöfiihen Rechte würde die Annahme einigermaßen geftatten, daß 
unter dem Ausdrude „Bergwerksbefiger“ nicht in jedem Falle der 
Bergwerk3eigenthümer, jondern leßterer nur dann hat verftanden 
werden follen, wenn bderjelbe gleichzeitig den Beſitz ausübt. ine 
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jolhe Auslegung des Geſetzes würde indeß mit großen Schwierig- 
feiten wegen des Begriffes „Belier“ nach den verfchiedenen in Preußen 
geltenden Givilcehten verbunden jein, e3 müßte denn das Mort, 
„Bergwerksbeſitzer“ nach Abficht des Geſetzgebers gar nicht vom Stand: 
punkte des Civilrechtes, jundern lediglich nah dem Spradge- 
braude des gemeinen Lebens verjtanden werden follen. So 
ift nach Preuß. Rechte der Pächter eines Bergwerkes vollftändiger Be— 
figer des Pachtrechtes und unvollitändiger Beſitzer des Bergwerkes, 
während nad) gemeinem Rechte dem Pächter nur die Eigenfchaft eines 
Detentor zukommt. Es fann nicht beabfichtigt geweſen fein, den 
Pächter in den verſchiedenen Rechtögebieten bei Anwendung der 88. 
135 ff. des Allgemeinen Berggejeges verſchieden zu ftellen, ganz ab- 
gejehen von der Frage, ob im Gebiete des Preuß. Allgem. Land— 
rechtes der Pächter oder der Verpächter oder jeder von beiden als 
„Bergwerksbeſitzer“ anzujehen ift. 

Hiernach dürfte es wohl richtig fein, aud in dem $. 135 ff. 
des Preuß. Allgem. Berggejeßes unter dem Ausdrude „Bergwerks— 
befiger” nur den Bergwerkseigenthümer zu verjtehen, jo daß, mie 
der letztere nach SS. 137,138, 139 allein zum Anfaufe des benubten 
Grundftüdes verbunden erjcheint, derfelbe auch allein die Verbindlich— 
feit zur Erfüllung der im $. 137 ff. vorgefchriebenen Leiſtungen 
hat, womit, wie bereit bemerkt, nicht ausgejchloffen ift, daß auf 
Grund des allgemeinen Civilrechtes jeder Occupant zur voll- 
ſtändigen Entſchädigung für den von ihm bewirften Schaden 
und vor gefchehener Occupation jogar zur Beftellung einer Gaution 
nad Wahl des Grundeigenthümers angehalten werden fann. 

Aus diefer Darftellung würde folgen, daß bei einem Zwang3- 
verfahren behuf3 Herbeiführung der Grundabtretung ftet3 der Berg- 
mwerfseigenthümer, nicht der bloße Beſitzer oder Detentor zu den Ver— 
handlungen zuzuziehen ift. 

Der Bergmwerkzeigenthümer hat nad) dem Wortlaute de3 Fran- 
zöfiihen Bergwerksgeſetzes die jährliche Entihädigung an den Grund— 
eigenthümer zu entrichten. Das Preuß. Allgem. Berggeſetz, welches 
in den 88. 137, 138 und 139 den Grundeigenthümer jharf 
hervorhebt, verpflichtet im $. 135 dagegen jeden Grundbefiter zur 
Geftattung der Occupation, indem das Wort Beſitzer durch den 
Zwiſchenſatz erläutert wird „er fei Eigenthümer oder Nubungsbe- 
rechtigter.“ Hiernach ift nicht immer der Grundeigenthümer der Em— 
pfänger der jährlichen Entfchädigung oder derjenige, auf deffen Antrag 
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für den Minderwerth -bei Rüdgabe des Grundftüdes eine Gaution 


beftellt werden muß. Der Grundeigenthümer fommt vielmehr nicht 
in Betraht, wenn ein „Nubungsberechtigter” vorhanden it. Ob 
unter leßterem aud der Pächter verftanden werden joll, Haben die 
Motive nicht angegeben. Es wird dies indeß anzunehmen fein, da 
fonft bei der Decupation der Bergwerf3eigenthümer den Niepbraucher 
durch die Entfehädigung nah Maßgabe des 8. 137 des Allgem. Berg: 
geſetzes abfinden könnte, ohne noch zu einer befonderen Leiftung gegen- 
über dem Grundftüdseigentgümer verbunden zu fein, während bei der 
Berpadtung der Bergwerkseigenthümer den Eigenthümer des Grund- 
ſtückes nad Maßgabe des $. 137 abfinden und jodann den Pächter 
noch bejonders entſchädigen müßte. 

Die angegebenen Beitimmungen de3 Allgem. Berggeſetzes find, 
wenn der Pächter ebenfall3 als Nutzungsberechtigter angefehen wird, 
dem Bergbau unzweifelhaft günftiger als diejenigen des Franzöfiichen 
Rechtes, da nach letzterem an den Örundeigenthümer der jährliche dop- 
pelte Reinertrag al3 Entſchädigung gezahlt und außerdem ein etwaiger 
Nutzungsberechtigter noch beſonders nad den allgemeinen Regeln 
des Givilrechtes abgefunden werden muß. Dagegen würde es offenbar 
richtiger getvejen fein, dem Grundeigenthümer im $. 137 das Recht 
zu geben, für den Erfah des bei Rüdgabe des Grundftüdes vorhan— 
denen Minderwerthes eine Gaution zu verlangen. 


B. Bon der Verbindlichkeit zum Schadenerfage Seitens Des Eonceifionaird 
gegenüber dem Grundeigenthümer und des Grundeigenthümers 
gegenüber dem Gonceffionair. 


In der bisherigen Erörterung handelte e8 fih um die Occu— 
pation fremden Grund und Bodens zu Bergbauzmweden und um 
die aus erfterer entftehenden Verbindlichkeiten. ine Hiervon völlig 
verſchiedene Frage betrifft die Verpflichtung zum Schadenerjaße, 
wenn durch den Bergbau das Oberflächen-Eigenthum oder wenn dur) 
die Art und Weile der Benutzung des Oberflähen-Cigenthumes ein 
Bergwerk beſchädigt wird. 


1.Bon der Berbindlidfeit des&oncejfionairs zum Schadenerjage 
bei Bejhädigungen der Oberfläde pdurd den Bergbau. 


Das Preuß. Allgem. Berggeſetz, welches im fünften Titel Die 
Rechtsverhältniffe zmifchen den Bergbautreibenden und den Grund: 
befißern erörtert, hat im erften Abjchnitte jenes Titels die Vorſchriften 
über die „Srundabtretung,” im zweiten Wbjchnitte diejenigen über 
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den „Schadenerſatz“ zufammengeftellt, und gewilfermaßen im An— 
hange die Verhältniſſe des Bergbaues zu öffentlichen Berfehrsanftalten 
gejeglich geregelt. ine ſolche umfafjende und ſyſtematiſch geordnete 
Behandlung des ganzen Stoffes ift dem Franzöliichen Bergrechte 
völlig fremd. Unter der generellen Weberjehrift „von den Berbind- 
lichkeiten des Bergmwerfseigenthümers“ werden neben den Bergwerks— 
fteuern u. |. w. in den Art. 43 und 44 die Rechte des Conceſſionairs 
zur Occupation und die aus derfelben entjpringenden Verbindlich— 
feiten dargeftellt, wogegen alle bejonderen Vorſchriften über den 
Schadenerjaß hier fehlen. Lediglich der Art. 15 des Berg: 
werksgeſetzes vom 21. April 1810 behandelt die Schadenerjagver- 
bindlichkeit des Conceſſionairs, ſoweit Häufer und bewohnte 
Drte in Frage find (vergl. Zeitiehr. für Bergrecht Jahrg. VII 
©. 268, 269). Der Art. lautet in der Ueberſetzung: 
„Er (der Unternehmer des Bergbaues) muß auch, wenn jeine 
Baue unter Häufer oder bewohnte Orte (sous des maisons ou 
lieux d’habitation), unter andere Grubenbaue oder in deren uns 
mittelbare Nähe gelangen, eine Gaution für vollen Erjaß einer 
etwaigen, jelbft zufälligen Beſchädigung leilten. Die Kla— 
gen oder Einfprüche der Betheiligten gehören in diefem Falle vor 
die Gerichte.“ 

Man wird nicht fehlen, wenn man dieſem Artikel in doppelter 
Beziehung eine erweiterte Anwendung gibt. Während nämlid der 
befondere, Feiner weiteren Ausdehnung fähige Inhalt des Ar— 
tikels den Goncejfionair bei Häufern oder bewohnten Orten zur 
Gautionäleiftung verpflichtet, wenn die Grubenbaue unter diejelben !) 
gelangen und die Sicherheit derfelben bedrohen, ift in der Vorſchrift, 
daß der Gonceffionair au für den Zufall (en cas d’accident) 
aufzufommen hat, nur die Betätigung eines allgemeinen, durchgrei- 
fenden Grundfahes für den concreten Fall enthalten. Der Con— 
ceffionair Hat für alle, auch nur zufällige Beſchädigungen der Ober- 
fläche einzuftehen, darüber herrſcht in Theorie und Praris rüdjichtlich 
der Anwendung des Franz. Berggejees nicht der allergeringfte Zweifel. 
Diefer Grundfag wird mit Recht aus dem Art. 552 des bürgerlichen 
Geſetzbuches, fowie aus dem Umftande abgeleitet, daß erjt der Con— 
ceffionsact nad Art. 17 des Bergwerksgeſetzes vom 21. April 1810 
ein von dem Dberflächeneigenthume jelbftitändiges Eigenthum jchafft, 








1) Die Worte „oder in deren unmittelbare Nähe“ beziehen ſich nur auf 
„andere Grubenbaue,“ nicht auf Häufer oder bewohnte Orte. 
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daß erfterer gemäß Art. 6, 18 und 42 des DBergmwerlögejehes dem 
Grundeigenthümer nur eine Entihädigung für die entzogenen Foſſi— 
lien gewährt, und demgemäß für alle anderen Nächtheile, welche dem 
Grundeigenthümer aus der Conceſſion erwachſen, befondere Entſchä— 
digung geleiftet werden muß. (Vergl. Achenbach: Rechtsverhältniffe 
de3 Grundeigenthümers und der Induſtrie in der Zeitjchr. für Berg— 
recht Jahrg. IV ©, 331 ff.) 

Der dargeftellte Grundſatz ift der Art durchgreifend, daß 
jelbit in dem Falle die Entihädigungs-Berbindlichkeit des Eoncejjio- 
nairs, jowie nah Art. 15 die Verpflichtung zur Cautionsbeftellung 
(Bury t. I p. 400) eintritt, wenn Häuſer nach ertheilter Conceſſion 
im Gonceffionsfelde errichtet worden find. (Delebecque t. II p. 86 
—93.) Dabei bleibt es jelbjtverftändlih, daß die Schadenerjaßver- 
bindlichkeit des Conceſſionairs durch den dolus oder die culpa lata 
des Grundeigenthümers nad allgemeinen civilrehtlihen Grundſätzen 
eine Mobdification erleiden kann. 

Die Berpflihtung des Conceſſionairs zum Schadenerſatze erjtredt 
ſich auch auf die Entſchädigung wegen Wafferentziehung und erjcheint 
es hierbei, mie bei anderen Beihädigungen der Oberfläche, rechtlich 
ohne Erheblichkeit, ob die betreffenden Grubenbaue ſich gerade unter 
der bejchädigten Dberfläche oder feitwärt3 derjelben befinden. Die 
entgegengefeßten Entjheidungen des Preuß. Obertribunales vom 22. 
März 1853 und des Appellationsgerichtes zu Köln vom 20. Juli 
1853 (Rhein. Ardiv Bd. 48 Heft 3 ©. 49—53, Heft 4 ©. 268— 
272) find nicht begründet und werden weder durch das Geſetz, noch 
durch die Franzöſiſche und Belgifche Jurisprudenz und Gerichtspraxis 
unterjtüßt, (Bergl. die oben angeführte Abhandlung in der Zeitichr. 
für Bergrecht Jahrg. IV ©. 331. 332.) 

Der Art. 15 der Bergwerksgeſetzes ſpricht dem Eigenthümer 
eine durch den Bergbau beſchädigten Haufes vollen Schaden- 
erjaß (toute indemnite) zu. Es ſoll aljo, was die Höhe des Scha— 
denerjages anbetrifft, derjelbe nicht nad) den Art. 43 und 44 des 
Bergmwerfsgejeges auf Das doppelte bemefjen werden. In diefer 
Beitimmung dürfte eine gejegliche Anerkennung des Grundſatzes lie- 
gen, daß bei allen Beijhädigungen der Oberflähe durch den 
Bergbau die allgemeinen Regeln des Civilrechtes in Rüdficht der 
Höhe der Entihädigung zur Anwendung kommen follen. Der Wort- 
laut und Sinn der Art. 43 und 44 geftattet nämlich deren Anwen 
dung nur bei der Occupation fremden Grund und Bodens, weßhalb 


Achenbach: Das franzöfiiche Bergredt. 523 


es an ſich nicht zuläffig jein dürfte, diefelben auch auf den Schadenerſatz 
bei Beijhädigungen der Oberfläche durch den Bergbau auszudehnen. 

Gleihwohl Hat die Gerihtspraris wenigftend in Frankreich 
hierüber längere Zeit geſchwankt. Durch Urtheile vom 23. April 
1850, 22. December 1852, 2. December 1857 u. |. w. fprad 
fih der Parifer Gaffationshof für den doppelten Schadenerſatz 
aus. Diefe Auffafjung ift indeffen dur Urtheil vom 23. Juli 1862 
aufgegeben, wodurd nunmehr im Einklange mit der Belgifchen Ge- 
rihtspraris der Grundſatz Anerkennung gefunden hat, daß nur eine 
einfache, fih nad den allgemeinen Regeln des Givilrechtes be= 
mefjende Entſchädigung zu leiften ift. (Zeitichr. für Bergrecht Jahrg. II 
©. 382—384.) 

Mit den vorſtehend dargeftellten Grundfägen ſtehet der $. 148 
des Preuß. Allgem. Berggejebes im Einklange. Das Preuß. Berg: 
gejeß entſcheidet durch dieſe gejegliche Beltimmung in Harer und 
präcifer Weife ausdrüdlih diejenigen Tragen, deren Löſung das 
Franz. Berggejeb der Gerichtspraxis und Rechtswiſſenſchaft überlaffen 
hat. Eine jehr wichtige Frage findet fich dagegen ebenjowenig im 
Preuß., wie im Franz. Bergrechte beftimmt beantwortet, die Frage 
nämlih, wer für den Schadenerjaß aufzukommen Habe, 
ob der jeweilige Bergwerksbetreiber, ob der Bergwerf3 - Eigenthümer 
oder beide? In den 88. 148 des Preuß. Allgem. Berggejebes be- 
dient fi der Gejebgeber des Ausdruckes „Bergwerksbeſitzer“ und 
im Urt. 15 des Franz. Bergwerfögefeges ift von dem Unternehmer 
eine8 Bergmerläbetriebes die Rede. Beide Gejege geftatten daher 
durch ihre Ausdrucksweiſe eine verihiedenartige Auffaffung. Aller— 
dings fann darüber fein Zweifel beftehen, daß in allen Fällen, in 
weldhen der jeweilige Betreiber eines Bergwerfes eine Handlung 
vorgenommen hat, welche wie bei vorhandenem dolus, bei begange= 
nem Delict nad) den allgemeinen civilrechtlichen Vorjchriften eine Ber= 
bindlichfeit zum Schadenerjage herbeiführen würde, der Handelnde 
auf Grund jener allgemeinen Vorſchriften ebenfall3 verantwortlich 
it. Wo aber eine ſolche Werantwortlichkeit kraft des allgemeinen 
Givifrechtes Fehlt und ſich diefelbe lediglich aus den bejonderen 
Beitimmungen des Bergrehtes ableiten laffen müßte, dürfte eine 
Schadenerjaßpfliht des bloßen Bergmerfsbetreiber3 oder Beſitzers 
beftritten werden können. Den thatjählihen und rechtlichen Verhält- 
niffen würde, mie es jeheint, Rechnung getragen fein, menn ber 
Gigentgümer des Bergwerfes in einem ſolchen Yalle für den einge= 
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tretenen Schaden allein aufzulommen hätte und es dem letzteren nad) 
Maßgabe der zwiſchen ihm und dem Beſitzer beftehenden Rechtsver- 
hältniſſe überlaffen bfiebe, fih an dem Beliter zu erholen. Der 
Gigenthümer eines Bergmwerfes würde demgemäß je nad) der herr— 
jchenden Theorie über die Neallaften auch für denjenigen Schaden 
aufzulommen haben, welcher während der Berechtigungszeit feines 
Vorgängers entitanden if. War der frühere Eigenthümer eine Ge— 
werfihaft, jo hört mit der Veräußerung des Bergwerkes und dem 
Untergange des Activ-Vermögens derfelben die Haftbarfeit der erfteren 
nad Preußiſchem Rechte auf ($. 99 und 8. 226 des Preuß. Allgem. 
Berggeſetzes). Auch haftet die Gewerkſchaft nicht über ihr Vermögen 
hinaus, fo daß eine perföünliche Haftung der Gewerken jelbft dann 
nicht eintritt, wenn der Schaden während der Dauer ihrer Beredti- 
gung entitanden ift. 
Würde dagegen der bloße Befiter allein oder neben dem Berg— 
werkseigenthümer als. jchadenerjagpflichtig angejehen, jo dürfte nur 
bon einer perfönliden Haftbarfeit des erfteren die Nede fein 
fönnen, einerlei ob Einer oder Mehrere das Bergwerk befigen, da 
die Gewerkſchaft eine genofjenfchaftliche Form des Eigenthumes 
Mehrerer an einem Bergwerfe ift, alfo unter bloßen Befitern feine 
Anwendung findet. Diefe perſönliche Haftbarkeit würde aud) 
nad Aufgabe des Befiges für den während der Befißzeit des Ein— 
zelnen entitandenen Schaden unter allen Umftänden fortdauern und 
der Nachfolger im Belige nicht für den, Schaden aus der Befibzeit 
des Vorgängers verantwortlich gemacht werden können, wenn e3 aud) 
nad dem Preuß. Bergrechte nicht darauf anfommen könnte, ob die 
Urſache des erjt Später hervorgetretenen Schadens ganz oder theil= 
weiſe in die Befißzeit des Vorgängers fällt. 
Es erjcheint gewagt, dem Preuß. Berggejege die eine oder die 
andere Deutung bejtimmt beizulegen, zumal jelbft das viel ältere 
Franzöſiſche Geſetz bis heute noch feine Feitftehende Interpretation 
erfahren hat. Bon den Bearbeitern des Franzöſiſchen Bergrechtes 
ift es allein Bury, welcher t. I p. 429—431 die vorliegende Trage 
ausführlich erörtert. Nach lekterem ift 
1. der Eigenthümer, welcher die Conceſſion jelbit betreibt, für allen 
Schaden aus der Zeit feines Betriebes perſönlich verantwortlich, 
weil derjelbe, wie Bury irrthümlich annimmt, ein Delict oder 
Quafidelict begangen haben fol. 

2. Der dritte Erwerber einer Gonceffion hat die Schadenerjaßverbind- 
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lichkeiten feines Vorgängers zu vertreten, wenn dies von erfterem 
vertragsmäßig übernommen worden ift. Aber auch abgefehen non 
diejem Falle muß der dritte Erwerber zwar nicht perfönlich, aber 
mit der Goncejlion für den Erjah des während der Berechtigungs— 
zeit feines Vorgängers dur den Bergbau verurfahten Schadens 
einftehen. 

3. Wenn nicht der Conceſſionair, jondern ein Dritter, wie 3. B. ein 
Pächter das Bergwerk betreibt, jo haftet lehterer für allen Schaden 
aus feiner Betriebszeit perjönlih und mit feinem ganzen Ver— 
mögen, der Gonceffionair aber nur mit der Conceſſion. 

2. Bon der Berbindlichfeit des Grundeigenthümers zum 
Schadenerjage bei Beihädigungen eines Bergwerfes in Folge 
der Benußung der Oberfläde. 

In dem Franzöfiihen Bergrechte find feine Beftimmungen ent- 
halten, welche die Schadenerjagpflicht des Grundeigenthümers für den 
Tall regeln, daß durd die Anlagen des leßteren ein Bergwerk be= 
Ihädigt wird. Da das Bergwerksgeſetz vom 21. April 1810 das 
Bergwerkseigenthum dem Eigenthume an der Oberfläche völlig analog 
behandelt (Art. 7), jo hat es nit an Meinungen gefehlt, welche 
eine vollftändige Gegenjeitigkeit in allen rechtlichen Beziehungen zwi— 
ſchen Oberflädhen- und Bergwerks-Eigenthum vertreten. Dieſer An— 
ſicht huldigt gewiſſermaßen auch Richard (t. I p. 217), indem der— 
jelbe behauptet, daß der Grundeigenthümer den Bergmwerkseigenthümer 
zu entichädigen habe, fall3 durch einen unvorfichtigen Bau des erfte- 
ren der Stollen des leßteren einftürze. Der Gerichtshof zu Angers 
hielt in einem Erfenntniffe vom 5. März 1847 den Grundeigenthümer, 
welcher in Folge der Anlage einer Sandgrube die Ueberſchwemmung 
des darunter gelegenen Bergwerkes durch Tagewaſſer bemwirft hatte, 
für verbunden, den früheren Zuftand wieder Herzuftellen, und moti= 
virte diejes Urtheil: „In Erwägung, daß das Eigentum am Berg- 
werfe ebenjo unverleglih ift, al$ das an der Oberfläche; daß der 
Oberflächen » Eigenthümer feine Anlagen ſchaffen darf, welche den 
unterirdifchen Bauen der Gonceffion Schaden zufügen, und daß die 
Dberfläche demgemäß mit einer Art Servitut belaftet ift, welche aus dem 
räumlichen Uebereinanderbeftehen eines zwiefachen jelbititändigen Eigen= 
thumes entjpringt u. ſ. w. Auch der Parijer Gafjationshof Hat in 
zwei Entjheidungen vom 18. Juli 1837 und 3. März 1841 wenig» 
ftens injofern eine ſolche Gegenfeitigfeit anerfannt, als derjelbe eine 
Eiſenbahngeſellſchaft zum Schadenerjage verurtheilte, weil ein Berg— 
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werkseigenthümer von dem Präfecten angehalten worden war, im 
Ssnterefje der Erhaltung eines Eiſenbahn-Tunnels einen Sicherheits- 
pfeiler jtehen zu lafjen. (Richard t. II p. 427—443, Bury t. I 
P. 412 -420, Achenbach, Zeitihr. für Bergrecht Jahrg. IV ©. 336 
— 339). 

Diejen Entſcheidungen dürfte indeß nicht beizutreten fein. Die 
Rechte, welche nad) Art. 552 des bürgerlichen Gejeßbuches dem Grund» 
eigenthümer zuitehen, werden demjelben nur zum Theil und zwar 
gegen Entjhädigung durch den Goncejfionsact entzogen. Auf Grund 
des letzteren entftehet ein felbitftändiges Eigenthum am Bergwerfe 
(Art. 17), wogegen dem Örundeigenthümer ein Antheil am Exrtrage 
desjelben zugewieſen werden ſoll (Art. 6, 18, 42). Zufolge des 
Conceſſionsactes wird ferner das innerhalb der Grenzen des Con— 
cejfionsfeldes belegene Grundeigentfum mit dem Dccupationsrechte 
des Conceſſionairs belaftet, bei deifen Ausübung indeß der doppelte 
jährliche Reinertrag der occupirten Grundftüde dem Grundeigenthü- 
mer al3 Entjehädigung gewährt werden muß. (Art. 43, 44.) Weitere 
Beihränkungen in dem Rechte des Grundeigenthümers find aus der 
GEonceffionsertheilung nicht herzuleiten und andere Entichädigungen 
des Grundeigenthümers dem Geſetze unbekannt. Ganz offenbar würde 
aber der folgenjchwerfte Eingriff in die Rechte des Grundeigenthümers 
alsdann vorliegen, wenn leßterer in der freien Benugung des Grund 
und Bodens durch den Goncejfionsact behindert fein jollte, wenn 
leßterer nicht mehr wie bisher gemäß Art. 552 des bürgerlichen Ge- 
jegbuches „auf der Oberflähe alle Pflanzungen und Anlagen 
machen“ dürfte, „welche er für gut befindet,” ohne ſich einer 
Schadenerjagpfliht dem Goncejfionair gegenüber auszuſetzen. Der 
Grundeigenthümer iſt hiernach in dem Rechte der freien Benußung 
des Grund und Bodens geblieben, ohne durch Ausübung jenes Rechtes 
irgend Jemandem verantwortlich zu werden, wenn nicht offenbarer dolus 
vorliegen follte (nam malitiis non est indulgendum). &3 Tann 
auch bei diefer Trage nicht erheblich fein, ob die Benußung der Ober- 
fläche eine gewöhnliche oder außergewöhnliche ift, da es offenbar ganz 
willkürlich ſein würde, im erjteren Falle die Enjhädigungsverbind- 
lichkeit de Grundeigenthümers zu verneinen und im legteren diejelbe 
zu bejahen, zumal Art. 552 des bürgerlichen Gejeßbuches den Grund— 
eigenthümer ausdrüdlich ermächtigt, „unter der Oberfläche nad) Gut— 
befinden alle Arten von Gruben anzulegen.“ 

Das Preuß. Allgem. Berggejeb ſchließt ſich grundjäßlic der 
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vorftehend als richtig angenommenen Auffaffung an. Es ift indeß für 
erforderlich erachtet worden, bei öffentlichen Verkehrsanſtalten eine 
die Regel befeftigende Ausnahme im $. 154 zuzulaſſen. Auch bei dieſer 
gejeglichen Vorſchrift entftehen Zweifel, ob der Eigenthümer des Berg- 
werkes zur Herftellung der zum Schuße öffentlicher Verkehrsanſtalten 
für nothwendig befundenen Anlagen verpflichtet und demgemäß zur 
Erhebung eines Schadenerfaganjpruches berehtigt ift, oder ob das 
Gejeb den jeweiligen Bergbautreibenden als verpflichtet und berech— 
tigt habe bezeichnen wollen, wenn der Bergwerfseigenthümer den 
Betrieb nicht jelbft führen follte. Abweichend von der Terminologie 
der beiden vorhergehenden Abſchnitte bedient ſich in diefem Abjchnitte 
das Berggeſetz nicht des Ausdrudes „Bergwerksbeſitzer,“ jondern 
„Bergbautreibender.“ Wenn erwogen wird, daß 8.153 offenbar die 
Anhörung der Bergwerkseigenthbümer verlangt, daß der Eingang 
des $. 154 („War der Bergbautreibende zu dem Bergwerfsbetriebe 
früher berechtigt“ u. ſ. w.), welcher fi auf die Verleihung des Berg— 
werfes beziehet, ebenfall3 nur auf den Bergwerlseigenthümer 
gedeutet werden fann, jo dürfte die Anficht gerechtfertigt erjcheinen, 
daß das Geſetz im $. 154 nur dem Eigenthümer eines Bergmwertes 
bat Berbindlichkeiten auflegen und Rechte zufprechen wollen. 


G. Bon den Rechtsverhältniſſen zwifhen dem 
Bergwerfsbetreiber und den Bergleuten. 

Bejondere Vorſchriften über die gegenfeitigen Rechtsverhältniſſe 
der Bergmwerfäbetreiber und der Bergleute find in dem franz. Berg— 
werfögejeße vom 21. April 1810 nicht enthalten. Lediglich das Recht 
der Behörde, in Betreff der Sicherheit der Bergleute polizeiliche An— 
ordnungen zu treffen, findet fich durch Art. 50 des Bergwerksgeſetzes 
gewahrt, und das Bergpolizeis-Decret vom 3. Januar 1813 fügt in 
den Art. 25 bis 30 dieſer Beſtimmung noch eine Anzahl anderer berg- 
polizeiliher Vorſchriften bei. Der weſentliche Inhalt der letzteren 
beftehet in dem Verbote, Kinder unter zehn Jahren in den Bergwerfen 
einfahren oder arbeiten zu laffen; in der Beitimmung, dak Steiger 
oder Grubenbeamte vor ihrer Anftellung mindeitens drei auf einan= 
der folgende Jahre als Bergleute, Zimmerleute oder Maſchiniſten ges 
arbeitet haben müffen, daß auf den Bergwerfen genaue Arbeiterliften 
zu führen find und jeder Bergmann mit einem Arbeitsbuche nad 
Maßgabe des arrete vom 9. Frimaire XI verjehen jein muß (Achen— 
bad: Berg-Polizei-Vorſchriften ©. 24, 167, 186, 187). Die lebtere 
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Beſtimmung über die ſ. g. livrets oder Arbeitsbücher iſt in Preußen 
bereit3 vor dem Allgem. Berggefeße dur) das Geſetz vom 8. Juni 
1860 (Gef.-Samml. 1860 ©. 277) allgemein aufgehoben worden, 

Hiernach entjcheiden über die Rechtsverhältniffe zwiſchen Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer die allgemeinen gejeglichen Beftimmungen, 
zu welchen auch der Art. 1781 des bürgerl. Gejegbuches gehört, falls 
der Bergmann gegen Schichtlohn arbeitet. In gleicher Weiſe kommt 
rüdfichtlih der Verantwortlichkeit des Bergwerksbetreibers für dieje— 
nigen Handlungen jeiner Betriebsbeamten und Bergleute, welche eine 
Schadenerjagverbindlichkeit nach fich ziehen, Art. 1384 des Code civil 
zur Anwendung, wobei es ftreitig erjcheint, ob die Schadenerjfagperbind- 
lichkeit des Arbeitgebers bei Schadenzufügungen eines Arbeiter ge- 
gen feine Mitarbeiter ebenfall® beftehet (Bury t. II p. 32; 
vergl. auch Art. 22 und 30 des Bergpolizei=Decretes dom 3. Ja— 
nuar 1813). 

Knappſchaftsvereine find dem Franz. Bergwerksgeſetze 
gleichfalls völlig unbefannt. Nur das Bergpolizei-Decret vom 3. Januar 
1813 verpflichtet in den Art. 15 und 16 die Bergmwerfsbetreiber, die 
erforderlichen Arznei- und Rettungsmittel auf ihren Bergwerken vor- 
räthig zu halten und je nad) den Umſtänden einen bejonderen Chi— 
rurgus anzuftellen. Dieje dürftigen Beltimmungen bleiben im We— 
fentlihen noch Hinter den älteren Vorſchriften König Heinrich IV. 
vom 14. Mai 1604 zurüd, (Vergl. Zeitjchr. für Bergrecht Jahrg. I 
©. 595, 596.) 

Gleichwohl hat ſich die öffentliche Aufmerkſamkeit ſchon bald 
nad) Erlaß des Geſetzes vom 21. April 1810 der Bildung ähnlicher 
Vereine als der Deutſchen Knappſchafts-Vereine zugewandt. Raſch 
entſtanden in Belgien wie in Frankreich auf den größeren Bergwerken 
ſ. 9. caisses de secours, welche den Krankenkaſſen des Preuf- 
Allgem. Berggefeßes (8. 172) entſprechen. ine Ueberficht derjelben 
in Frankreich enthält Dupont t. I p. 490 ss. _ 

Außerordentliche Unglüdsfälle im departement de l'Ourte 
(Belgifche Provinz Lüttich) riefen das Kaiferl. Decret vom 26. Mai 
1812 über die Bildung einer caisse de pr&voyence (Invali— 
den- und Wittwen-Penſionskaſſe) für die Kohlenbergleute jenes De— 
partementS hervor. (Brixhe t. I p. 115 ss.) Nach einer fpäteren 
Franz. Ordonnanz vom 25. Juni 1817 wurde eine gleiche Kaffe zu 
Rive-de-Gier (Loire) gebildet. Im Ganzen blieb indek das Arbeiter- 
Penſions-Weſen in Franfreih ohne inneres Leben, lahm und matt. 
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Us in Belgien am 22. Juni 1838 und 8. April 1839 auf 
der Grube Esperance bei Seraing 60 Bergleute und auf der Grube 
Horloz bei St. Nicolas 55 Bergleute durch ſchlagende Wetter ihren 
Tod fanden, ergriff die Belgifche Regierung infofern die Initiative 
zur Beilerung der beftehenden Zuftände, als viejelbe den Entwurf 
eines Knappſchaäfts-Statutes (un projet de Statutes pour la caisse 
de pr&voyance) für die Provinz Lüttich aufitellte, daſſelbe von den 
Bergwerfsbefigern berathen ließ und am 24. Juni 1839 unter Ge- 
währung eines Staatszufchuffes der Königl. Sanction unterwarf. Der 
diefem Statute vorausgehende Bericht des Minifters der öffentlichen 
Arbeiten Nothomb findet fi, jowie das Statut jelbjt p. 75 ss. im 
Dietionnaire de legislation etc. en matiere de mines abgedrudt. 
Aus eriterem gehet hervor, daß in den letzten 16 Jahren 1246 Berg- 
leute bei der Bergarbeit in Belgien ihren Tod gefunden hatten und 
556 ſchwer verwundet worden waren. 

Außer der caisse de pr&voyance für die Provinz Lüttich find 
am 1. December 1839 die Statuten der gleichen Kaffe für Namur, 
am 30. December 1840 für das Arrondifjement Mons, am 31. De— 
cember 1840 für das Urrondifjement Charleroy, am 30. September 
1841 für Hainaut (caisse du Centre), am 27. Januar 1844 für 
Luxembourg, am 6. September 1856 für die Steinbrüde in der 
Provinz Hainaut durch Königl. Decrete bejtätigt worden. Obgleich) 
bei Einrichtung diefer Kaffen ein Zwang zum Beitritte nicht beftan- 
den hat, iſt dennod in allen Conceſſions-Urkunden jeit dem Jahre 
1840 den Goncejlionairen die Verbindlichkeit auferlegt worden, der 
vom Könige beitätigten caisse de prevoyance beizutreten. (Zeitichr. 
für Bergrecht Jahrg. VIII ©. 249.) 

Auf den angegebenen Grundlagen ift das Belgifche Penfiong- 
weſen in Betreff der Bergleute zu einer gewiſſen Blüthe gelangt, wie 
jhon daraus hervorgehen dürfte, daß bereit3 dor zehn Jahren das 
Vermögen der berjchiedenen caisses de pr&voyance mehr als zwei 
Millionen Francs betrug. Andererjeit3 ift es den angegebenen Kaſſen 
bisher nicht gelungen, die Nechte juriftiicher Perſonen zu erlangen, 
wiewohl im Jahre 1854 die Regierung einen Gejeß - Entwurf der 
Repräfentantenfammer vorgelegt hatte, nach welchem die Kaſſen durch 
Königl. Decret al3 tablissement d’utilit6 publique anerfannt werden 
fonnten. Außerdem find die Leiftungen der Belgijchen caisses de pré— 
voyance weit bejehränfter als die der Knappſchaftsvereine in Preußen, 
indem die Penfionen nicht an invalide Bergleute überhaupt, jondern nur 
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an ſolche entrichtet werden, welche bei der Arbeit in Folge von Berwun- 
dungen verftümmelt oder arbeit3unfähig geworden find. Wittwen, Eltern, 
Großeltern, Kinder werden nur regelmäßig unterftüht, wenn der 
"Bergmann durch einen Unglüdzfall bei der Arbeit getödtet worden ift. 

Eine Commiſſion von zehn Mitgliedern leitet regelmäßig die 
Aodminiftration der Haile. Zu den Mitgliedern gehören der Gouver- 
neur der Provinz, der ngenieur en chef, fünf gewählte Vertreter 
der Bergmerföbetreiber, drei gewählte Vertreter der Arbeiter. Zu der 
Einnahme der Kaffen von einen Procent des jährlichen Lohnes der 
Arbeiter bringen die Hälfte die Arbeiter, die Hälfte die Bergmerfs- 
betreiber auf. Außerdem leiftet der Staat Zuſchüſſe, weldhe für ſämmt— 
fiche Kaffen ungefähr 40 bis 45,000 Francs jährlid betragen. 

Nah diefen Andeutungen wird es feinem Zweifel unterliegen, 
daß das Preußiſche Knappſchaftsweſen durchweg volllommener als da3 
Belgiſche eingerichtet ift. Die Belgiſchen Einrichtungen Fonnten nur 
injofern als Mufter für die Reform des Preußiſchen Knappſchaftsweſens 
dienen, al3 das Allgem. Berggejeh die Möglichkeit einer Trennung 
der eigentlichen Knappſchaftskaſſen (caisse de pr&evoyance) von den 
Krankenkaſſen (caisse de secours) zu erleichtern hatte. 

Erfreut fi hiernac) der Preuß. Bergmann und die Familie des— 
jelben einer Reihe von Segnungen, welche ihm anderwärts entweder 
ganz oder doch in diefem Umfange fehlen, jo dient es ſchließlich noch zur be- 
jonderen Hebung der perjönlichen Freiheit und Unabhängigkeit des Preuß. 
Bergmannes, daß das Preuß. Recht die auch in Belgien gemäß Königl. 
Decrete vom 10. November 1845 fortbejtehenden livrets (Dietionnaire 
p. 385 ss.) nicht fennt. In dieſe livrets (Art. 10 des Belg. Decretes) 
werden nämlich die Lohnvorſchüſſe der Arbeitgeber eingetragen und 
fein Wrbeiter kann vor Tilgung derjelben ‚die Rückgabe des livret 
verlangen. Ohne livret darf Niemand einen Arbeiter annehmen, 
Eingetragene Vorſchüſſe muß der nachfolgende Arbeitgeber durch Lohn— 
abzüge tilgen, falls der frühere Arbeitgeber den Bergmann vor der 
Tilgung entlaffen haben jollte. Das Geben von Vorſchüſſen wird 
nach dieſen Beſtimmungen ſyſtematiſch betrieben, um den Arbeiter 
dauernd bei dem einmal gewählten Dienfte zu fefleln. 

Eingehende Nachrichten über das Belgifche Arbeitertvejen und 
die verſchiedenen Unterftüßungs- und Penſionskaſſen hat A. Visschers 
zu Brüffel in einer Reihe von Broſchüren gegeben. 
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H. Bon den Rechtsverhältniſſen der Bergmwerfsbetreiber 
zum Staate. 


Die Nechtöverhältniffe der Bergbautreibenden zum Staate fom- 
men vornämlich auf dem Gebiete der Bergwerksſteuern und der 
Bergpolizei zur Sprache. 


U. Bon den Bergwerksſteuern. 


Nah den Vorſchriften des älteren Franzöſiſchen Bergrechtes 
erhob der Regalinhaber gerade wie in Deutjhland den Zehnten. 
(Zeitſchr. für Bergrecht Jahrg. I ©. 588 ff.) König Ludwig XV. 
ermäßigte 1739 für eine bejtimmte Anzahl von Jahren den Zehnten 
auf den Vierzigften. (Zeitihr. für Bergredt Jahrg. I ©. 598.) Das 
Bergmwerfsgejeg vom 28. Juli 1791 endlich enthielt über die Berg— 
werfsabgaben feine Beitimmungen, jo daß die auf den beftehenden 
Bergwerfen ruhenden Abgaben nicht aufgehoben waren (Zeitfehr. für 
Bergreht Jahrg. II ©. 227). Gemäk Staatsrathsgutachten vom 
4. thermidor des Jahres X hielt ſich die Regierung für befugt, in 
den Conceſſions-Urkunden den Bergmwerfs = Gonceffionairen befondere 
Abgaben aufzuerlegen. 

Bei den Vorberathungen zum Bergwerfägefege vom 21. April 
1810 mußte die Frage der Bergwerfsbefteuerung felbftverftändlich zur 
Verhandlung gelangen. Während man einmal darauf Bedacht nahm, 
daß die älteren Abgaben nicht weiter forterhoben wurden: 

„Art. 40. Die alten Abgaben, weldhe an den Staat entweder 
auf Grund von Gejegen, Ordonnanzen oder Reglement3 oder 
nad) den in den Goncejjions- Urkunden feitgejegten Bedingungen 
oder nad) Domainen-Verpachtungen und Verfteigerungen zu ent- 
richten find, jollen von dem Tage an aufhören, an welchem die 
neuen Abgaben eintreten. 

Art. 41. In diefe Aufhebung der älteren Abgaben find diejenigen 
Abgaben nicht inbegriffen, welche unter dem Titel don Renten, 
Rechten oder irgend welchen Präftationen für die Abtretung von 
Grund und Boden oder aus anderen ähnlichen Urfachen zu leiften 
find, ohne indeh die Anwendung derjenigen Gefeße, welche die Feudal— 
rechte aufgehoben haben, auszuſchließen.“ 

(Bortrag des Grafen Girardin, Zeitſchr. für Bergrecht Jahrg. IE. 80), 
war das Syitem der fünftigen Befteuerung des Bergbaues feitzuftellen. 

In der Staatsrathsfigung vom 8. April 1809, in welcher 
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der zweite Entwurf des Bergwerksgeſetzes zur Berathung gelangte, 
enthielten die Art. 32 bis 35 die beabfichtigten Vorfchriften über das 
Bergwerksabgabenwejen. Nach dieſen jollte eine fire und proportiv- 
nelle Bergwerksſteuer, erjtere nach der Feldesausdehnung mit dem 


Minimum don 50 und dem Marimum von 500 Francz, Iehtere 


nach der Production und zwar in verjehiedenen Sätzen bei metalli- 
ſchen und bei Kohlen-Bergwerfen erhoben werden. Die Regierung hatte 
bei Goncejfiong- Ertheilungen die Befugniß, fünf abgabenfreie Jahre 
zu gewähren. Der Gejammtertrag der Bergwerksabgaben follte einen 
Specialfond zu den Zwecken der Bergverwaltung bilden. 

Dieſe Vorſchläge fanden inder nicht die Billigung Napoleons. 
Derjelbe erklärte ji) principiell gegen jede proportionelle Bergwerks— 
jteuer. »Il ne faut pas que ceux qui avancent de grands capitaux 
se trouvent engages dans une association en vertu de laquelle 
les agens du gouvernement scrutent leurs registres et prennent 
connaissance de toutes leur affaires.« Obwohl diefer Einwand im 
Weſentlichen nur in Rückſicht der Reinertragsbeiteuerung zutreffend 
fein fonnte, fand Napoleon es zwedmäßiger, wenn an Stelle der 
proportionellen Steuer die fire Steuer etwa alle zehn Jahre den 
Berhältniffen gemäß erneuert werde. 

Indeß auch dies jei zu verwerfen, wie jede bejondere Berg- 
werföbefteuerung. »Mais toute redevance doit ätre supprimee. Il 
faut que les mines soient imposees comme les autres proprietes, 
par la loi qui etablit chaque annde les contributions« (Locre 
p. 65—67). 

In der Staatörathsfigung dom 27. Juni 1809, in welcher 
ohne Betheiligung Napoleon der dritte Entwurf des Bergwerksgeſetzes 
zur Berathung gelangte, einigte man ſich zunächſt bezüglid) der firen 
Steuer dahin, daß, dem jpäteren Gejege entjprechend, auf den Quadrat 
filometer Feld eine beftimmte Abgabe zu erheben und die vorher 
projectirte Scala der firen Steuer mit Minimum. und Marimum 
aufzugeben jei. 

Rüdjichtlih der proportionellen Steuer war im Urt. 35 des Ent- 
wurfes, entgegengejeßt dem früheren Entwurfe, eine Reinertrags— 
jteuer nad Maßgabe der Grundfteuer angenommen: La redevance 
proportionelle sera une contribution à laquelle les mines comme 
proprietes privees, seront assujetties sur leur produit net. 

Nachdem eine lange Discuffion über den Modus der Ermitte- 
lung des Neinertrages jtattgefunden und Graf Berlier fi) für die 
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Bruttobefteuerung ausgefprochen hatte, da ſonſt täglich die Agenten 
des Fiscus fih in die Angelegenheiten der Bergwerksbetreiber ein= 
mijchen und befiebig in deren Büchern wühlen würden, beihloß der 
Staatsrath, bei der Nettobefteuerung unter der Maßgabe zu ver= 
harren, daß der Procentſatz der Bergmwerföfteuer immer nur ein 
Drittel der Grundfteuer ausmachen dürfe (Locr& p. 121 bis 128). 

Bei Verathung des fünften Entwurfes famen die Vorfchriften 
über die Befteuerung indeß noch nicht zum Abjchluffe (Locre p. 291), 
ja als im jechften Entwurfe das Princip der Bruttobefteuerung 
wiederum tie im zweiten Entwurfe angenommen war (Locré p. 323), 
wurde auf Vorſchlag Napoleons am 13. Februar 1810 ein Marimum 
der Beiteuerung bis zu fünf Procent des Reinertrage® unter Zu— 
laffung von Abonnements beichloffen. Hiernach mar die fiebente 
Redaction des Entwurfes unter Beibehaltung der Bruttobefteuerung 
abgefaßt (Locré p. 336), welche indeß abermals durch die Commiſſion 
des gejeßgebenden Körpers (Locr& p. 358 ss.) wejentlihe Aenderun— 
gen erfuhr. Somohl die Rede des Berichterſtatters des Staats— 
rathes, Grafen Regnaud de Saint-Jean-d’Angely (Zeitfrift für 
Bergredht, Jahrgang II ©. 249, 250), als namentlich diejenige des 
Berichterftatters des gefeßgebenden Körpers, Grafen Girardin (Zeit- 
Ichrift für Bergrecht, Jahrgang TI ©. 77—80), geben über den 
Sinn der Schlußredaction einige weitere Auffchlüffe. 


1. Bon der proportionellen Bergmwerfäfteuer. 


Im Mllgemeinen wird aus dem bdargeftellten Verlaufe der 
Staat3rathsverhandlungen entnommen werden fönnen, daß die Ver— 
fafjer des Gejeges zwijchen der Brutto- und Nettobefteuerung des Berg= 
baues hin- und hergeſchwankt haben. Die jchliepliche, in Folge der 
Vorſchläge der Commiſſion des gejehgebenden Körpers beliebte Re— 
daction würde es jogar fortgefegt zweifelhaft Laffen, welches Princip 
dem Geſetze in Wahrheit zu Grunde liegt, wenn nicht der Commiſ— 
fionsberiht den Sinn des Geſetzes feftgeftellt hätte. 

Urt. 34 des Bergwerksgeſetzes vom 21. April 1810 Iautet nämlich) 
wörtlich in dem die proportionelle Steuer betreffenden Theile: 

„La redevance proportionnelle sera une contribution an- 
nuelle & laquelle les mines seront assujetties sur leurs 
produits.“ 

In der fiebenten Redaction des Entwurfes Schloß diefer Artikel 

mit den Worten „sur leurs produits bruts.“ (Locr&e p. 335.) 
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Das Wegfallen des Schlußmwortes dürfte indeß allein nicht die An— 
nahme der Nettobeftenerung rechtfertigen können, da der Wortlaut 
des Art. 34 immer nod zu Gunflen der Beiteuerung nad dem 
Bruttoertrage ausgelegt werden müßte. Selbjt der aus den Vor- 
ſchlägen Napoleons hervorgegangene Anhalt des Art. 35, nad) 
welhem die proportionelle Abgabe niemals über fünf Procent des 
Reinertrages betragen jollte (toutefois elle ne pourra jamais 
s’elever au-dessus de cingq pour cent du produit net), würde 
eine ſolche Auslegung nicht unbedingt ausgejchloifen haben, da 
diefe Beitimmung bereit3 wörtlih im Art. 36 des fiebenten Ent- 
wurfes vorlam und dort die Grenze bezeichnen follte, über welche 
die proportionelle Steuer niemal3 hinausgehen durfte. Lautete doch 
der vorhergehende Art. 35 des fiebenten Entwurfes, welcher in Folge 
der Bemerkungen der Commiſſion des gejeßgebenden Körpers aus- 
gefallen ift (Locr& p. 361): 

„Le produit brut sera etabli d’apres les registres de 
vente, certifi&s par l’exploitant, vises par le maire de la 
commune et verifies par le percepteur avec l’intervention 
au besoin d’un ingenieur des mines.“ 

Die Commiſſion, welche die Streihung diefes Artifel3 und die 
Uenderung des Art. 34 vorſchlug, hat indeß dieſe Rathſchläge in 
einer Weiſe motivirt, daß die Tendenz der Aenderungen des fiebenten 
Entwurfes nicht mehr zweifelhaft fein kann. Es heißt nämlich wörtlich: 

„Die Commiſſion ift der Anficht, daß der Brutto-Ertrag eine 
der Induftrie Shädlihe Grundlage der Beſteuerung bildet, daß 
jehr häufig der Fall eintritt, wo der Bruttoertrag, fern davon, 
dem Betreiber irgend einen Nuben zu verſchaffen, nicht einmal 
die Koften des Unternehmens det u. ſ. w. Um dieſen llebel- 
ftänden zu begegnen, ſchlägt die Commiſſion eine neue Faſſung 
des die Bergmwerfsabgaben betreffenden Theiles des Entwurfes vor.“ 
(Locré p. 358.) 

Hiernach wird als feititehend anzunehmen fein, daß die propor= 
tionelle Bergwerfsfteuer des Bergwerksgeſetzes vom 21. April 1810 
eine Reinertragäfteuer ift. 

Napoleon Hatte bei den Staatsrathsverhandlungen einerjeit3 
zwar die Anficht vertreten, daß eine gänzliche Befreiung des Berg- 
baue von Steuern unzuläffig fei (Napol&on dit qu’on l’imposera 
legerement et comme matiere premiere; mais que l’usage qu’en 
font les manufactures n’est pas un motif pour l’affranchir de tout 
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„impöt; autrement il faudrait donc aussi affranchir le bois. Locre 
p. 291), andererfeit3 aber verlangt, daß die Bergwerfsbefteuerung den 
allgemeinen Grundfäßen bei der Befteuerung des Grund und Bodens 
fih anſchließe. Diefen Intentionen gemäß verordnet Art. 37 des 
Geſetzes, daß die proportionelle- Steuer wie die Örundfteuer veran— 
fagt und eingezogen werden folle, was unter Anderem auch bezüg- 
lich der Vorzugsreshte bei der Erecution und der Friſten bei Reclama— 
tionen von Bedeutung erjcheint, während Art. 35 beftimmt, daß die 
proportionelle Steuer jährlich, wie die anderen öffentlichen Abgaben, 
durch das Staats-Budget feſtzuſetzen ift, niemal3 aber über fünf 
Procent des Reinertrages betragen darf. Das Geſetz ſchreibt alſo 
feinesweg& vor, daß die proportionelle Steuer fünf Procent des 
Neinertrages zu betragen hat. Der Procentjaß der Befteuerung 
fann vielmehr jährlich, jedoch unter der Beſchränkung wechſeln, daß 
über fünf Procent nicht hinausgegangen werden fol. Wie aus der 
Rede des Berichterftatters des gejeßgebenden Körpers hervorgehet 
(Zeitfchrift für Bergredt, Jahrgang III ©. 78), dachte man fid) 
die Höhe der Bergwerksſteuer äußerjt gering (extr&mement modique). 
Unmittelbar bevor in der Staatsrathsfigung vom 3. Februar 1810 
Napoieon den Procentfag der Steuer jährlih durch das Budget 
feitgejeßt wiffen mollte (Napoleon dit qu’on le reglera par le 
budget), hatte Graf Begouen bemerft, daß es dem Intereſſe des 
Staates geradezu widerfprechen würde, von dem Steinfohlenbergbau 
große Steuererträge zu ziehen. (M. le comte Begouen dit que 
interet de l’Etat n’est pas de tirer un grand produit de l’impöt 
sur le charbon, mais d’encourager l’industrie qui le produit et 
qui vivifie et augmente la fabrication des objets sur lesquels 
des droits sont ensuite percus. Les mines de charbon ruinent 
toujours les premiers et les seconds exploitans. Enfin le bas 
prix des charbons est une des causes qui favorisent le plus le 
d&veloppement de l’industrie anglaise.) 

Troß diejer treffenden Würdigung der thatſächlichen und wirth— 
Ihaftlichen Berhältnifie Seitens Napoleons und des Staatsrathes 
beftimmte Art. 39 des Kaiſerlichen Decretes vom 6. Mai 1811, die 
Beranlagung der firen und proportionellen Bergwerfäfteuern betref- 
fend (Martins, ©. 150 ff.), daß der Steuerdirector in die Rollen 
für die proportionelle Steuer jeden nicht abonnirten Bergwerks— 
betreiber mit einer Summe einzutragen habe, welche dem zwan— 
zigiten Theile des Reinertrages eines Bergwerkes gleich— 
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fomme. Gemäß diefem Decrete war alfo das zuläffige Steuermarimum 
ein für alle Mal als maßgebender Steuerfaß vorgeſchrieben, obſchon 
nad dem Geſetze der Procentſatz jährlih dur das Budget feſtge— 
jeßt werben follte. Hierbei ift es bis zur Gegenwart in Frankreich 
geblieben, während in Belgien und vorher in Holland durch die 
Staat3budget3 nur 21/; Procent zur Hebung gelangt find. 

Nah Art. 39 des Bergwerksgeſetzes lag e3 ferner nicht in der 
Abfiht, den Ertrag der Bergwerksſteuer (der proportionellen, wie der 
firen) zu den allgemeinen Staat3ausgaben zu verwenden; derfelbe 
jollte vielmehr einen gefonderten Fond bilden, um aus demfelben 
die Laften der Bergverwaltung, ſowie nüßlicher Bergbauunterneh- 
mungen des Staates zu beitreiten. Auch in Diefer Beziehung ift dem 
Gefege in Frankreih bisher feine Folge gegeben worden. Bereits 
Art. 20 des Finanzgejeßes dom 23. September 1814 unterdrüdte 
die Specialfonds und ordnete, ohne Unterfchiede zu machen, deren 
Verwendung zu den allgemeinen Staatsbedürfniffen an. (Vergleiche 
Zeitfhrift für Bergredht, Jahrgang I ©. 477.) 

Auf der Preußiſchen Tinten Rheinfeite waren bis zum 1. Januar 
1865, mit welchem Zeitpunfte nach $. 6 des Geſetzes vom 20. Octo— 
ber 1862 (Gejeg-Sammlung ©. 351) die Franzöfiichen Bergmwerf3- 
fteuergefege außer Anwendung gelangten, diefelben Grundjäße wie 
in Franfreih maßgebend. Auf Grund des Decretes dom 6. Mai 
1811 blieb die Befteuerung der Bergwerke mit fünf Procent des 
Reinertraged unverändert; auch hat die Bildung eines Specialberg- 
werksſteuerfonds nicht ftattgefunden. Diejes Verfahren fand in Preußen 
dadurch feine Rechtfertigung, daß die Koſten der Bergwerksverwaltung 
höher waren, al3 die Erträge der Bergmerfäfteuer. Nach einer im 
Jahre 1848 aufgeftellten Weberficht waren von dem Geſammtwerthe 
der Production don 1823 bis 1848 einjchließlih, nämlih bon 
26,983,283 Thlr. 25 Sgr.5 Pf., im Ganzen 578,645 Thlr. 7 Ser. 
7 Pf., alfo auf 1 Thlr. Productionswertd 7,720 Pfennige, Steuer 
auf der linken Rheinfeite gezahlt worden. Bon 1815 an betrugen 
die gefammten Bergwerksſteuern 649,970 Thlr., wogegen fic die Koften 
der Bergverwaltung für den Brivatbergbau auf 851,172 Thlr. 
beliefen, jo daß der Staat fi) gewilfermaßen noch in einem Vor— 
Ihuffe von 201,202 Thalern befand. Hiernach eröffnete der Aller- 
höchſte Landtags-Abſchied vom 27. December 1845 dem Rheinifchen 
Propinciallandtage, daß von 1815 bis 1844 die Berwaltungskoften 
um 230,000 Thlr. die Steuereinnahme überſchritten hätten. 
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„Sollte diefer Zuſchuß in der Folge durch vergrößerte Einnahmen 
bei vergrößertem Bergbaubetriebe wieder zurüderjtattet werden und 
ih alsdann ein wirklicher Ueberſchuß aus den Bergwerksſteuern 
ergeben, jo wird deſſen gejegmäßige Verwendung nicht verfäumt 
werden.“ 

Obgleich bei den Verhandlungen des Franz. Staat3rathes über die 
Bergwerksſteuern vielfach) die Frage über die Art und Weije der Feſt— 
ftellung des Werthes der Förderung, jowie der Ermittelung der Reiner- 
träge der Bergwerke zur Erörterung gelangte, jo wurde dennoch) in diefer 
Beziehung fein fiheres Refultat gewonnen. Dieſes ungenügende Er— 
gebniß erflärt fich hinlänglich aus dem Schwanten des Staatsrathes 
zwiſchen Brutto- und Nettobefteuerung. Nur in dem Punkte waren, 
wie es fcheint, jämmtlihe Mitglieder des Staatsrathes einig, daß die 
inneren Angelegenheiten, Rechnungen und Regifter der Bergbautrei— 
benden nicht zum Zwede der Steuerermittelung von fiscaliſchen Agenten 
durchforſcht werden follten. „Unterfuhungen und Revifionen der Rech— 
nungen der Bergbautreibenden,“ bemerkte der Berichterjtatter des 
gejeßgebenden Körpers, „dürfen nicht ftattfinden und wenn lebtere 
zur Begründung ihrer Reclamationen bisweilen diejelben dem Präfectur— 
rathe vorlegen möchten, jo wird das nur jelten und zwar aus freien 
Stüden Seitens der Bergbautreibenden gejhehen. Eine ſolche Vor— 
legung der Rechnungen wird unter den dargeftellten Umftänden nur 
geringe Unzuträglichkeiten mit fi bringen, während es ein ‚großer 
Nachtheil für den Handel fein würde, wenn die Bergbautreibenden 
ihre Rechnungen durch alle Beamten der öffentlichen Steuerverwaltung 
revidiren laffen müßten.“ 

(Zeitichr. für Bergrecht Jahrg. III ©. 80.) 

Die Feititellung des Modus der Ermittelung des Reinertrages 
blieb demgemäß jpäterer Beſtimmung vorbehalten. Erſt das jchon 
erwähnte Decret vom 6. Mai 1811 hat diefe Aufgabe und zwar 
völlig im Geifte des Geſetzes gelöft. Nicht auf der Grundlage von 
Rechnungen, fondern durch Einſchätzung foll der Neinertrag der 
Bergmwerfe ermittelt werden. Cine bejondere Commiſſion (le comite 
de proposition), welche aus dem Bergwerks-Ingenieur, den Bürger- 
meiftern und Beigeordneten derjenigen Gemeinden, über deren Bann 
ih die Conceſſion erftredt, fowie aus zwei höchftbefteuerten Gemeinde: 
gliedern beftehet, hat die Vorfchläge zur Einſchätzung nad Anhörung 
der Goncejfionaire oder ihrer Vertreter zu machen. ine zweite 
Commiffion (le comite d’&valuation), melde aus dem Präfecten, 
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zweien bon demjelben ernannten Mitgliedern des Generalrathes des 
Departements, dem Steuerdirector, dem Bergwerks-Ingenieur und aus 
zweien der Hauptbergwerkseigenthümer gebildet wird, jeßt den Rein— 
ertrag der Bergwerke für jedes Departement, mo eine genügende 
Anzahl betriebener Bergwerke vorhanden ift, definitiv feft. (Art 18 ff. 
Für Belgien vergl. Könial. Decret vom 13. Mai 1823.) Dabei 
liegt gleichzeitig nad Art. 27 des Decretes vom 6. Mai 1811 dem 
Bergmerfsbetreiber die Verbindlichkeit ob, jährlich eine Declaration 
des Reinertrages auf dem Secretariate der Präfectur niederzulegen. 

Die Einſchätzung des comité d’&valuation fann im Wege der 
Reclamation bei dem Präfecturrathe (Art. 37 des Bergwerksgeſetzes 
bom 21. April 1810) oder in Belgien bei der permanenten Provin— 
cial= Deputation angefochten werden, wobei in Frankreich noch der 
weitere Recurs an den Staatsrath offen ift. (Art. 47 ff. des De- 
cretes vom 6. Mai 1811.) 

Weder das Geſetz vom 21. April 1810, noch das Decret vom 
6. Mai 1811 enthalten irgend eine Beſchränkung des freien Ermeſſens 
der zur Einſchätzung berufenen Gomites. Zwar muß nad) Art. 33 
des erfteren bei der Ginihäßung der Einnahme auf den Werth der 
Förderung und nicht auf den Preis der verkauften Producte Rüd- 
fit genommen werden; indeß bei der Abſchätzung der Ausgaben 
nöthigt feine gefeßliche Beltimmung, nur einen Theil der Ausgabe: 
poften bei der Abſchätzung in Betracht zu ziehen, den anderen aber 
unberüdfichtigt zu laſſen. 

Gleichwohl jah fich bereit3 am 26. Mai 1812 (Martins ©. 165 
bis 170, Dietionnaire p. 585) der General-Bergwerfsdirector Graf. 
Laumond veranlaßt, eine allgemeine Anweifung an fämmtliche Berg- 
werks-Ingenieure zu erlaffen, nach welcher nur folde Ausgaben bei 
der Einſchätzung berüdjichtigt werden dürften, welche im Yaufe des 
Jahres für den Betrieb gemadt und gewöhnlich Gemwinnungstoften 
(frais dits d’extraction) bezeichnet würden. In diefer Anweiſung 
war nur ſoviel richtig, daß das Geſetz den jährlichen Reinertrag 
bejteuert wiſſen will und daher bei der Abſchätzung nur die wirklichen 
Jahres-Ausgaben in Betracht gezogen werden follen, weßhalb nicht- 
gededte Anlagekoften, überhaupt Deficit3 früherer Jahre jpäterhin nicht 
zum Anjabe oder zur allmäligen Amortifation zu bringen find. Da- 
gegen mußte e3 volltommen willfürlich fein, bei dem jährlichen Rein— 
ertrage die Gewinnungsfoften von den übrigen Ausgaben zu trennen 
und hierdurch zwifchen dem wirllihen und dem fteuerbaren Reiner- 
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trage zum Nachtheile der Bergwerlsinduſtrie und gegen die Abſicht 
des Geſetzgebers zu unterjcheiden. 

In Belgien wurde daher bereit3 durch Circular des Minifters 
des inneren vom 27. Juni 1834 und Inftruction des Minifters für 
öffentlichen Wrbeiten vom 24. April 1837 die Laumond'ſche An— 
weiſung aufgehoben und die Beiteuerung nach dem wirklichen Rein- 
ertrage angeordnet (vergl. Hauchecorne: Weber die Ermittelung der 
verhältnigmäßigen Bergwerfsabgabe in Belgien — Zeitihrift für Berg: 
reht Jahrg. IV ©. 390 ff., Dictionnaire p. 593: „Messieurs, 
Vinstruction du 26. mai 1812 deM. le comte Laumond — parait 
peu conforme au texte de la loi du 21. avril 1810, d’apres 
lequel la redevance proportionnelle doit s’&tablir sur le pro- 
duit net, ce qui doit s’entendre du produit net re&el et 
non d’un produit net de convention etc.“), während in 
Frankreich erft die Sirculare vom 12. April 1849, 1. December 1850 
und namentlich vom 6. December 1860 (Zeitiehr. für Bergrecht Jahrg. 
IIS. 175 ff. Dietionnaire p. 601, 607) jene engherzige und fleinliche 
Auffaffung des Gefeßes wieder bejeitigt haben. Das letztere Eircular 
hat ſogar im Intereſſe des Bergbaues die Abſchätzung des Reinertrages 
nad den verfauften Produkten ftatt nach dem Werthe der För— 
derung zugelaffen. Durch Belgiſche (24. April 1837, Geſetz v. 20. 
Tebruar 1853) und Franzöfiihe (12. April 1839) Girculare ift 
übrigens bejtimmt, daß bei der Einfhäßung die Rejultate des Vor— 
jahres maßgebend fein jollen, wenn es fih um nicht neu eröffnete 
oder mwiedereröffnete Bergwerke handelt. 

Dem Geifte des Bergwerksgeſetzes und der Abficht des Geſetz— 
gebers, in die inneren Angelegenheiten der Bergmwerfsbetreiber nicht 
eingreifen zu wollen, entſpricht es volljtändig, wenn Art. 35 des 
Bergwerksgeſetzes für die proportionelle Steuer ausdrücklich Steuer— 
abonnement3 zuläßt, über welche in den Art. 31 bis 35 des Decretes 
bom 6. Mai 1811 nähere Beitimmungen getroffen find. Durch Kaiſerl. 
Decrete vom 30. Juni 1860 und 27. Juni 1866 ift auch bei Abonne- 
ment3 der Grundjaß zur Anwendung gebracht, daß diefelben nad) den 
feitftehenden Zahlen vorhergehender Jahre, nicht aber nad} einer Schäß- 
ung des Reinertrages für diejenigen Jahre, auf welche fi) das Abonne- 
ei beziehet, geregelt werden jollen. (Zeitichr. für Bergrecht Jahrg. I 

. 474 ff. u. Jahrg. VII ©. 458 ff.) 

Auf der Preußischen linken Rheinfeite haben die vorftehend dar— 

geftellten Grundſätze der Franzöfifhen Gefeßgebung über die Bergwerks— 
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fteuern injoweit frühzeitig eine Aenderung erfahren, als bereits die 
Allerh. Gabinet3 = Ordre dom 30. Auguft 1820, da3 Verfahren bei 
der ſ. g. verhältnigmäßigen Bergmwerksftener in den Rheinlanden 
(linfs des Rheins) betreffend (Gej.-Samml. 1820 ©. 167), die 
Ermittelung und Feſtſetzung der proportionellen Steuer einer Com— 
million übertrug, welche aus dem Berghauptmann der Provinz 
oder dem Stellvertreter desjelben, jodann dem Bergamt3= Director, 
den Bergbeamten des Bezirkes, dem Rendanten und zweien von den 
Bergwerksbeſitzern gewählten Vertretern der leßteren beſtehen follte. 
Dieſe Commiſſion hatte den fteuerbaren Reinertrag nicht nad) einer 
Abſchätzung, jondern nah den Nechnungen des abgelaufenen Jahres 
feftzujegen. Reclamationen wider dieje Feſtſetzung follten an den be= 
treffenden Refjort = Minifter gerichtet werden. Nachdem am 21. 
Januar 1857 noch eine Ausführungs » Verordnung zu der Allerh. 
Gabinet3-Ordre vom 30. Auguft 1820 erlaffen worden, hörte bereits 
mit dem 1. Januar 1865 nad $. 6 des Geſetzes vom 20. October 
1862, die Bergwerksabgaben betreffend (Gef.-Samml. 1862 ©. 351), 
die Beiteuerung des Bergbaues nah Maßgabe der Franzöfiichen Ge— 
ſetzgebung gänzlich auf, indem an Stelle der proportionellen und firen 
Bergwerfäfteuern nebit Zufchlagszehntel und Hebegebühr eine Brutto- 
fteuer von zwei Procent von dem Werthe der Producte des Bergmerfes 
zur Zeit des Abſatzes der letzteren getreten ift. 

In Folge des 8. 1 des zuleßt bezeichneten Gejehes war der 
Eifenerzbergbau ſchon mit dem 1. Januar 1863 völlig abgabenfrei 
geworden. 


2. Bon der firen Bergwerksſteuer. 


Rüdfichtlich der firen oder unveränderlichen Bergmerfäfteuer ver: 
ordnet Art. 34 des Bergwerks-Geſetzes vom 21. April 1810: 

„Die fire Steuer wird jährlich entrichtet, nach) dem Umfang der 
Conceſſion bemeifen und auf zehn Francs für den Quadrat=$ilo- 
meter feitgeitellt.” 

Abſicht des Geſetzgebers war es, durch diefe Steuer einmal auf 
die Feftitellung und Erhaltung der Bergwerksgrenzen hinzumirfen, 
andererfeits die Beanſpruchung zu ausgedehnter Goncejfionsfelder zu 
hindern. (Zeitjchr. für Bergrecht Jahrg. IT ©. 77.) Da indeß die 
Feititellung der Feldesgröße lediglich vom Ermeſſen der Stantsbehörde 
abhängt, fo erjcheint die fire Steuer nah diefer Seite hin jedenfalls 
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entbehrlich, andererfeit3 auch der Betrag derfelben zu niedrig gegriffen, 
um den angedeuteten Zwed erreichen zu fünnen. 

Für den Fall, daß zwei Gonceffionen, welche auf verjchiedene 
Mineralien oder auf verjchiedene Lagerjtätten desjelben Minerales 
‚ertheilt worden jind, ji auf dasjelbe Tagefeld beziehen, muß die 
fire Steuer von jedem Goncejfionair bejonder3 entrichtet werden. Die 
Nichtigkeit dieſes Grundjages ift mit Rückſicht auf den Zwed der firen 
Steuer unzweifelhaft. Die am 3. Auguft 1810 ergangene Ausführungs- 
SInftruction zum Bergwerksgeſetze beftimmt daher auch im $. V. A 
$. XII Nr. 1 die doppelte Entrichtung der firen Steuer. Allerdings 
hatte die Commiſſion des gejeßgebenden Körpers (Locr& p. 359) 
in ihrem Berichte vom 17. März 1810 einen Geſetzes-Artikel vorge— 
Ichlagen, wonad, wenn mehrere Concejjionen unter derjelben Ober- 
fläche ertheilt worden jind, die fire Abgabe unter alle Gonceffionaire 
vertheilt werden jollte; indeß diefer Artikel ift in das Gejeß nicht auf- 
genommen worden, und die in gleicher Richtung ausgeſprochene An— 
jicht des Berichterftatters des gejeßgebenden Körpers, Grafen Girar- 
din (Zeitjehr. für Bergrecht Jahrg. I ©. 78) kann feine Erheblichkeit 
haben, da diejelbe dem Geſetze widerſpricht. 


3. Bon dem i. 9. Zufhlagszehntel. 


Nah Art. 36 des Bergwerksgeſetzes vom 22. April 1810 follen 
zehn Gentimes auf den Franc mehr erhoben werden, um einen jpe= 
ciellen Dispofitionsfond des Minifter8 des Inneren zu bilden. Diejer 
Fond ift zu Steuernachläffen bei jolden Bergwerköbeligern zu ver— 
wenden, welche Berlufte oder Unglüdsfälle erlitten haben. Reicht der 
Fond nicht aus, jo kann ein Nachlaß durch Beſchluß des Staats— 
rathes erfolgen, welchem auch außerdem die Befugnik zuftehet, ſei es 
‚In der Conceſſions-Urkunde, jei es durch bejondere Verordnung, abga= 
benfreie Jahre in angemefjenen Fällen zur- Belebung der Unterneh- 
mungsluft zu bemwilligen. (Art. 38.) Die Art. 54 ff. des Decretes 
über die Feititellung der firen und proportionellen Bergwerfsiteuern 
vom 6. Mai 1811 enthalten die näheren Ausführungs=Beitimmungen 
über die Verwendung des Dispofitionsfonds des Minifters des In— 
neren, welche übrigens nicht durchweg mit dem Gefege im Einklange 
ſtehen. 

Während es nach Art. 36 des Bergwerksgeſetzes vom 21. April 
1810 zweifelhaft ſein kann, ob die Zuſatz-Centimen nur von der pro— 
portionellen Steuer zu erheben find (vergl. auh$.V AS. XIINr. 2 
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der Minifterial- Injtruction vom 3. Auguft 1810), ordnet Art. 37 
des borerwähnten Decreted vom 6. Mai 1811 aud) die Erhebung 
der Zuja-Gentimen von der firen Steuer an. 

Aehnliche Borjchriften über Steuernadhläfje und einen Dispofitiong- 
fond des betreffenden Reſſort-Miniſters läßt die Preuß. Geſetzgebung 
über die Bergwerfsabgaben vermiſſen. 


4. Bon den Hebegebühren (centimes pour frais de 

perception). 

In dem Bergwerksgeſetze tommen feine Beftimmungen über die 
Zuläffigfeit von Hebegebühren vor, wenn man dieſelben nicht aus 
Urt. 37 folgern will, wonad) die proportionelle Steuer wie die Grund— 
jteuer veranlagt und eingezogen merden ſoll. Das Saijerliche 
Decret vom 6. Mai 1811 ordnet dagegen ſowohl bei der firen, wie 
proportionellen Steuer die Einziehung von Hebegebühren an (Art. 37 
und Art. 39), deren Feſtſtellung nad Art. 42 dem Finanz = Mini- 
fter gebührt. 

5. Wegen anderer öffentliher Laſten, welche auf dem 
Bergbau und Hüttenbetriebe ruhen, vergleihe Zeitjchr. für Bergrecht 
Jahrg. VII ©. 334 und 335. Bezüglich des Bergbaues ift die gejeh- 
liche Verbindlichkeit zur Mitunterhaltung der Vicinalwege, wenn dies 
jelben durd) den Gebraud) zu Bergbauzweden leiden, von bejonderer 
Bedeutung. (Art. 7 des Franz. Gejeßes vom 28. Juli 1824, Art. 
14 des Gefeßes vom 21. Mai 1836, Ordonnanz vom 3. Januar 
1848, Decret vom 9. Februar 1850; Art. 23 des Belgiſchen Geſetzes 
vom 10. April 1841, Richard t. II p. 660 ff.) Auf der Preup. 
linfen Rheinjeite fommen diefe Gejege nicht zur Anwendung. Die 
Unterhaltung der Bicinalmege iſt vielmehr nah Art. 4 Nr. 2 des 
Geſetzes vom 11. Frimaire VII und dem arrêté vom 4. Therm.X 
Sade der Gemeinden. Dandelt e3 ſich um Straßen, deren Zwed 
es iſt, Bergwerfe oder Forſten mit Vortheil auszubeuten oder ihnen 
einen Abfuhrweg zu eröffnen, alfo um eigentlihe Bergwerks— 
oder Forftitraßen, jo können nad Art. 38 des Geſetzes vom 16. 
September 1807 alle Bergwerks- und Forfteigenthümer nah Maß— 
gabe ihrer Bortheile zu Beiträgen zu der Wegebaulaft angehalten 
werden. Die Beihränfung diejer Vorſchrift auf eigentliche Bergwerlks— 
und Forftitraßen ift durch Preuß. Finanz Minifterial-Rejcript vom 
24. Mai 1841 und durch das Handel3-Minifterial-Refcript vom 12. 


März 1865 anerkannt. 
(Schluß folgt.) 


Mittheilungen 
aus der Praris der Berwaltungsbehörden. 


Beiträge ans der Anwendung des Allgemeinen 
Preußifhen Berggeſehes. 


(Fortjegung von Seite 144 dieſes Yahrganges.) 


LX. 


Auf Rafenerzmuthungen, welde vor der Einführung des Allg. 

Berggejehes eingelegt find, fann nad dem Eintritt der Geſetzes— 

kraft diefes Gejeßes ein ſ. g. Diftriftsfeld nit mehr Rn 
werden. 8. 1B. 6. 


Recursbeicheid des Handelsminifters vom 8, Oftober 1866 — V 4759, 


In Saden, betr. die Verleihung des Raſeneiſenerz-Bergwerks 
Marianne bei Golzow wird auf die von dem ZTijchlermeifter B. zu 
B. eingelegte Recursbefchwerde den Alten gemäß und in Erwägung, 

dab das Rafeneifenerz nad) $. 69 Tit. 16 Thl. II des A. 2. R., 
deſſen bergrechtliche Beftimmungen für die rechtliche Wirkfamfeit der 
unter ihrer Herrſchaft eingelegten Muthung Marianne maßgebend 
find, zu den dem Bergwerksregale unterworfenen Mineralien gehörte, 

daß nad) SS. 154 und 158 a. a. D. die auf den Fund eines 
ſolchen Folils eingelegte Muthung einen Rechtsanſpruch auf die Ver— 
leihung eines Grubenfeldes von dem Umfange gewährt, welchen die 
88. 156 und 157 daſelbſt bezeichnen, 

daß demnach die Verleihung eines Grubenfeldes von diefem Um— 
fange auch von dem Muther eines Rafeneifenerz-Borfommens rechtlich 
beanjprucdht werden fonnte und nur die Verleihung eines größeren, 
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unvermeffenen Feldes, eines ſ. g. Diftriftfeldes, wie foldhes in der 
Mutdung Marianne begehrt worden ift, von dem Ermefjen der ver- 
leihenden Bergbehörde abhängig blieb; 

daß das mit dem 1. Oktober 1865 in Kraft getretene Allg. Berg- 
geje vom 24. Juni 1865 das Raſeneiſenerz allerdings nicht unter 
den bon dem Verfügungsrechte des Grundeigenthümers ausgeſchloſſenen 
und dem Berghoheitsrechte des Staates unterworfenen Foffilien auf- 
führt, und dieſes Geſetz infoweit die bei feinem Eintritte noch in der 
Inftruction befindlichen Nafeneifenerz = Muthungen berührt, als die 
verleihende Bergbehörde zu Gunften derjelben nicht mehr von der 
in dem Begriffe des Bergregals und in dem bormaligen ausgedehn— 
teren Umfange desjelben wurzelnden Befugniß Gebrauch machen kann, . 
nad ihrem Ermeſſen ein Difteittsfeld zur Gewinnung dieſes Mine 
rals zu verleihen; 

daß dagegen der Rechtsanſpruch, welchen der Muther eines ſolchen 
Mineralvorkommens auf die Verleihung eines den Beſtimmungen der 
88. 156 und 157 eit. entipredhenden vermeſſenen Grubenfeldes bereits 
bor der Einführung des Allg. Berggeſetzes durch die rechtsgültige, 
auf einen Fund dieſes Minerals bafirte Muthung Marianneerworben 
hatte, nicht dadurch aufgehoben wird, daß diejes neue Geſetz für die 
Zufunft den Erwerb eines ſolchen Rechtes im Wege der bergredtli- 
hen Muthung und Berleihung hinfichtlih des fraglichen Minerals 
nicht mehr zuläßt, 

— cf. $. 14. der Einl. zum A. L. R.; Zeitſchr. für Bergrecht, 
Band VI ©. 569 und 573 und das Präjudicat Band VII dajelbit 
©. 255 — 

daß demnad zwar die Verweigerung der Ertheilung des begehrten 
Diftriktsfeldes, nicht aber die erfolgte Löjchung, der Muthung Mari- 
. anne gerechtfertigt erfcheint, und der Muther zur Beſtimmung eines 
den Vorjchriften der 88. 156 und 157 eit. entiprechenden Feldes zu 
veranlafjen ift, 
bierdurh auf Grund de3 8.191 des A. B. G. zum Befcheide ertheilt: 

daß der Beſchluß des K. Oberbergamts zu Halle vom 16. Mai 1866 
aufzuheben und die Muthung Marianne zur weiteren Inftruction 
zu ziehen, jowie die Koften des Recursverfahrens außer Anſatz zu 
laſſen. v. Rynſch. 
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LXI. 


Braunfohlen-Ablagerungen gehören ohne Unterſchied hinſicht— 
li der geologijhen Formation, in welder ſich diejelben vor- 
finden, zu den Gegenftänden, deren Auffuhung und Gewinnung 
nad $.1 des Allg. Berggejeges den Vorjhriften diejes Geſetzes 
unterliegt. $$. 1,15 und 19.0.8. ©. 
Rekursbeſcheid des Handelsminifters vom 14. November 1867 — V 7365. 
In Saden, betr. die Verleihung der gemutheten Braunfohlen- 

bergwerke Nid, Nad und Helvetia bei Ober-Görlsdorf, wird auf die 
von dem Grubeninjpettor Sch. zu W. eingelegte Rekursbeſchwerde 
auf Grund der Alten und in Erwägung, 

daß $. 1 des U. B. G. „Braunkohle“ unter den don dem Ber: 
fügungsrechte des Grundeigenthümers ausgefhloffenen Mineralien 
aufführt, ohne hinſichtlich der geologiſchen Formation zu unterſcheiden, 
in welcher dieſes Mineral auftritt; 

daß demzufolge nicht blos, wie der Rekurrent irrig annimmt, 
Braunkohlenlagerſtätten in der Tertiärformation zu den Gegenſtänden 
gehörig ſind, deren Aufſuchung und Gewinnung den Vorſchriften des 
A. B. G. unterliegt; 

daß die in den Muthungen Nick, Nack und Helvetia beſprochenen 
Lagerſtätten im Verkohlungszuſtande befindliche Pflanzenreſte einer frü— 
heren Erdbildungsperiode enthalten und ſich unter einem 50 Fuß 
mächtigen Deckgebirge von gelbem Lehm, blauem ſandigem Thone und 
grauem kohligem Sande befinden; 

daß das auf dieſen Lagerſtätten vorkommende „Foſſil“ nach der in 
dem angefochtenen oberbergamtlichen Beſchluſſe gegebenen Beſchreibung, 
welche letztere mit dem Inhalte des Fundesbeſichtigungsprotokolls 
vom 14. Juni 1866 und dem Augenſcheinsbefunde der am Fund— 
punkte ausgehobenen Probeſtufen übereinſtimmt, als „Braunkohle“ 
anzuſehen iſt und mit Unrecht von dem Relurrenten als „Torf“ be— 
zeichnet wird, da unter „Torflagern“ nur ſolche Ablagerungen vege— 
tabiliſcher Brennſtoffe zu verſtehen ſind, welche der gegenwärtigen 
Erdbildungsperiode angehören und wenigſtens noch an ihrer Ober— 
fläche in unzerſetztem, nicht foſſilem Zuſtande ſich befinden; 

daß nach $. 15 des U. B. ©. der Bergbehörde allein darüber die 
Entſcheidung zufteht, ob in einem concreten Falle ein Mineral gemu- 
thet worden, welches von dem Verfügungsrechte des Grundeigenthümers 
gemäß $. 1a. a. D. ausgefchloffen ift, indem das betreffende Mi- 
neral bei der „amtlichen Unterfuhung“ nachgewieſen werden muß 

Zeitichr. f. Bergrecht. Band VII, 4. 35 
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und dieſe letztere Tediglih don der Bergbehörde vorgenommen wer- 
den fann; 
daß demzufolge feine Verbindlichkeit auf Seiten des K. Oberberg- 
amt3 vorlag, die von dem Rekurrenten benannten Gutachter über die 
Beichaffenheit des gemutheten Minerals zu vernehmen ; 
daß zu der beantragten Nahholung diefer Vernehmung in der 
gegenwärtigen Inſtanz feine Beranlalfung vorliegt, da nad) dem zu- 
vor Gejagten fein begründeter Zweifel gegen die Richtigkeit der ober- 
bergamtlichen Beurtheilung und Charakteriſirung des in Rede —— 
Foſſils als mineraliſche Braunkohle erhoben werden kann; 
daß auf die angeblich vorliegende — jedoch nicht zu den Alien 
eingereichte — entgegenſtehende gutachtliche Aeußerung des Apothe— 
kers Reichert zu Müncheberg und des Berggeſchwornen Knibbe zu 
Bochum um ſoweniger Gewicht gelegt werden kann, als nicht con— 
ſtirt, daß dieſen Gutachtern Material von dem Fundflötze der drei in 
Frage ſtehenden Muthungen zum Zwecke ihrer Unterſuchungen vor— 
gelegen hat ; 
daß allerdings nad Alinea 2 des $. 19 des U. B. ©. 
„das geſetzlich begehrte, auf dem Situationsriſſe angegebene 
Feld einer Muthung für die Dauer ihrer Gültigkeit 
gegen Muthungen Dritter geſchloſſen ift, 
daß jedoch diefe Wirkung, mie aus den unterftrihenen Worten 
unzweifelhaft hervorgeht, von der Borausjegung bedingt wird, daß 
das bezügliche Feld für eine rehtsgültige Muthung begehrt ift; 
daß die am 7. Mai 1866 eingelegte Muthung Liebe ausmweife des 
von dem K. Revierbeamten zu Fürſtenwalde erftatteten Berichtes 
vom 3. November desjelben Jahres nicht auf einen vor der Einle- 
gung der Muthung gemachten, jondern auf einen lediglih vermu- 
theten Fund eingelegt wurde, daher nad) $.15 des A. B. G. von 
Anfang an ungültig war, folgeweife nicht die Wirkung zu äußern 
vermochte, das begehrte und auf dem eingereichten Situationsrifje 
angegebene Muthungsfeld gegenüber den jüngeren Muthungen Nid, 
Nack und Helvetia zu jperren; 
— cf. aud der Rekursbeſcheid vom 13. Februar 1867 in der 
Zeitfehrift für Bergredt Band VII ©. 113 — 
daß die demnächſt am 31. Auguft 1866 nad inzwijchen erlangter 
Hündigfeit erneuerte Mutdung Liebe dem Altersvorrechte der drei 
zuvor genannten Muthungen zu weichen hat, 
hierdurd gemäß $. 191 des U. B. ©. zum Beſcheide ertheilt: 
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daß der Beſchluß des K. Oberbergamts zu Halle vom 8. Auguft 
d. J. unter Verwerfung der erhobenen Beſchwerde, wie hierdurch 
gejchieht, zu beftätigen und die Koften des Verfahrens dem Refur- 
renten aufzuerlegen. v. Rynſch. 
LXII. 


Sind auch andere, als die im $. 29 des A. B. ©. genannten Per— 

jonenzum Shlußtermine in Muthungsſachen zuzuziehen, und 

unterliegen diejelben der Präclufion des 8. 31 des A. B. ©? 
88. 29 und 31 B. ©. 

Nah 8. 29 des U. 3. ©. follen zu dem Schlußtermine in 

Muthungsfahen außer dem Muther 

a. die Inhaber der collidirenden Muthungen, 

b. die Vertreter der ganz oder theilweife RN und der be- 

nahbarten Bergmwerfe 

zur Wahrnehmung ihrer Rechte —— werden. Ueber die 
bei dieſer Gelegenheit erhobenen Einſprüche entſcheiden nach 88. 31 
und 191 das Oberbergamt reſp. der Handelsminiſter; Einſprüche 
und Anſprüche, welche durch ſolche Entſcheidungen zurückgewieſen 
werden, müſſen, ſofern wegen derſelben überhaupt der Rechtsweg zu— 
läſſig iſt, bei Verluſt des Rechts binnen drei Monaten durch gericht— 
liche Klage geltend gemacht werden. 

Die Faſſung des 8. 29 könnte nun zu der Annahme führen, 
daß die Zuziehung anderer als der hier genannten Intereſſenten 
zum Schlußtermine nicht zuläfjig fei, und daß fi demgemäß die 
erwähnte Präclufion Tediglih auf dieſe Sategorie von Intereſſen 
bejchränfe. Dieſe Auslegung erjcheint aber nicht begründet. Die 
jehr zweckmäßigen Vorfchriften der 88. 29 bis 31 beabfichtigen, wie 
die Materialien des Geſetzes unzmweideutig ergeben, etwaige gegen 
einen Verleihfungsantrag zuläjlige Einjprüche wo möglich vor der Ver- 
leihung zum Austrage zu bringen, um demnächſt dem Beliehenen, 
jomweit dies überhaupt ausführbar ift, mit der von der früheren be- 
denklichen Clauſel: „unbejchadet befjerer Rechte Dritter“ befreiten 
Verleihungsurkunde Sicherheit zu gewähren gegen jpätere Anfech- 
tungen feines Bergmerlseigentgums. Diefer Zwed würde aber nicht 
überall erreicht werden, wenn zum Schlußtermine außer den im 8. 29 
genannten Inteſſenten nicht auch andere Perfonen zugezogen würden, 
welchen unter gewiſſen Umftänden ein Widerjpruch gegen die Berleidung 
zuftehen würde. Zu diefer Kategorie gehören unter anderen auch diejeni- 
gen, denen aus irgend einem Rechtsgrunde eine jus excludendi alios zu= 
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jteht. In Fällen, wo Schon bei Einlegung der Muthung die Bergbehörde 
erfieht, daß diejes Ausſchließungsrecht Platz greift, wird eine Inftruction 
der Muthung gar nicht erfolgen, die Muthung vielmehr ohne Weiteres 
zurüdgewiejen werden. Es fommt aber — namentlich in Schlefien — 
jehr häufig vor, daß der Umfang des Privilegii an fich nicht 
zweifellos ift oder die Privilegirten demjelben eine Ausdehnung ge— 
ben, welche offenbar unberechtigt iſt. In ſolchen Fällen ift es zur 
Erreichung des oben erwähnten Zweckes geboten, die Privilegirten 
zum Schlußtermine behufs Wahrnehmung ihrer Rechte mit vorzula— 
den und im Falle ihres Erſcheinens die gemachten Einſprüche zur 
Erörterung und demnädft.im Wege des Beichluffes zur Entſcheidung 
zu bringen. Der Umjtand allein, daß der $.29 bloß von collidiren= 
den Muthern und von Bergwerfsbeligern jpricht, hindert eine ſolche 
Zuziehung offenbar nicht; im Gegentheil ergiebt der Umftand, daß 
die 88. 30 und 31 nicht etwa lediglich die Einfprüche der im $. 29 
genannten Interejjenten, jondern überhaupt alle „Einfprüde und 
Gollifionen mit den Rechten Dritter“ der Entſcheidung der Berg: 
behörde und demnächſt der Präckufion unterwerfen, ganz deutlich, 
daß der Geſetzgeber eine ſolche Beichränfung gar nicht beabfichtigt 
habe. Hätte der Gefehgeber jenes Verfahren und dieje Präclufion 
fediglihd auf collidvirende Muthungen und Bergwerfe bejchränfen 
wollen, jo würde er in den 88. 30 und 31 eben jo ausdrüdlid von 
Einfprühen der Muther und Bergwerksbeſitzer geredet haben, wie er 
in. einem anderen Falle ($. 35) ausdrüdlid nur von Präclufion 
der Muther jpricht. 

Die ratio legis einerjeit3 und die allgemeine Faſſung der 88. 
30 und 31 andererjeitS legen hiernach — und diejer Grundjaß wird 
bom Oberbergamte zu Breslau befolgt — der Bergbehörde die Ver- 
pflihtung auf, ſolche Berfonen, von denen fie weiß, daß fie ein Aus- 
ſchließungsrecht für den vorliegenden Fall prätendiren, zum Schluß 
termine zuzuziehen und, wenn fie Widerfpruch erheben, über diejen 
Widerſpruch durch Beſchluß zu entjcheiden. 

Solche Einjprüche, welche demnächſt durch Beſchluß zurüdgeniejen 
find, unterliegen nad $. 31 aber auch unzweifelhaft der Präclufion, 
wenn dieſelben nicht innerhalb drei Monaten auf den Rechtsweg ge- 
bracht werden. In Befolgung des $. 32 ift alsdann die Verleifungs- 
urkunde erſt auszufertigen, wenn nad Infinuation des zurüdweifenden 
Beicheides drei Monate verflofjen find, ohne daß der Bergbehörde von der 
erfolgten Slageanftellung Kenntniß gegeben worden if. Lindig. 


# 
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LXIII. 


Verfahren bei Ausfertigung der Verleihungsurkunden im Falle 

des 8. 32 des A. B. G. und bei Erlaß der die Aufhebung des 

Bergwerkseigenthumes in den Fällen der 88. 160-162 des A. B. ©. 

ausſprechenden Beſchlüſſe, wenn dem Oberbergamte die Anſtel— 

lung der Klage rejp. die Stellung des Subhaftationsantrages 
night nachgewieſen ift. $$. 32, 160 162. ®. ©. 


Wie vorftehend (unter LXID erwähnt, ift in Fällen, wo ein 
Einſpruch gegen einen Berleihungsantrag durch die Verwaltungs 
behörden zurüdgewiefen worden, die Verleihungsurfunde erft auszu— 
fertigen, wenn der Zurüdgemiejene innerhalb der dreimonatlichen 
Friſt die gerichtliche Klage nicht angeftellt Hat. Es fragt fi, ob 
diefe Ausfertigung fofort nad Ablauf jener Frift zu erfolgen hat, 
fall3 dem Oberbergamte nit bis dahin die Anftellung der Klage 
glaubhaft nachgewieſen ift, oder ob fich das Oberbergamt, falls ihm 
eine folhe Beicheinigung nicht zugegangen, vor Ausfertigung der 
Urkunde durch Anfrage bei dem zuftändigen Gerichte zu vergemiffern 
hat, ob innerhalb der gefeglichen Frift die Klage eingegangen oder nicht. 

Die Praxis Scheint fih (ef. auh Kloftermann, Kommentar 
©. 123 Anm. 63) für die erftere Alternative entjchieden zu haben, 
indem fie von der Annahme ausgeht, daß es Sache des Widerfpre- 
chenden jei, dem Oberbergamte zur geeigneten Zeit glaubhaft nach— 
zuweilen, daß er rechtzeitig den Prozeßweg beſchritten habe. 

In der Regel wird dies zu Inconvenienzen nicht führen, da 
es nahe liegt, daß der Widerſprechende, um die definitive Ertheilung 
der Verleihung zu hindern, dem Oberbergamte eine gerichtliche Be— 
ſcheinigung über rechtzeitige Klageanftellung zugehen läßt. Doch ift 
nicht in Abrede zu ftellen, daß das Geſetz den Widerfprechenden 
zur Beibringung eines ſolchen Nachweiſes nirgends verpflichtet, 
und daß der Fortgang der rechtzeitig angeftellten Klage durch Unter: 
laſſung jener Benachrichtigung des Oberbergamtes feinesfall3 alterirt 
wird, der MWiderjprechende vielmehr fich lediglich durch rechtzeitige 
Klageanitellung fein Recht wahrt. Hieraus folgt unzweifelhaft, daß, 
wenn das Oberbergamt die Berleihungsurfunde ausgefertigt hat, ob— 
gleich die Klage rechtzeitig angeftellt war, und wenn der Kläger dann 
in dem Prozeſſe obfiegt, jene Verleihung feine rechtliche Wirkung hat - 
und deren Aufhebung im Verwaltungswege ausgeſprochen werden 
muß. Diefe Inconvenienzen, die recht fühlbar werden, wenn das 
Bergwerk auf Grund der Verleihung bereit in das Hypothelenbud) 
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eingetragen war, können nicht eintreten, wenn das Oberbergamt in 
jolden Fällen vor Ertheilung der Verleihung bei dem Gerichte, vor 
welchem die Klage anzuftellen gewejen wäre, von Amtswegen Anfrage 
darüber hält, ob die Klage eingegangen ift oder nicht. Erhebliche 
Meiterungen und Verzögerungen entftehen hierdurch nicht, wohl aber 
fönnen duch eine ſolche einfache Anfrage jtörende Inconvenienzen 
bermieden werben. 

Daſſelbe gilt auch von den die Aufhebung des Bergwerkseigenthums 
ausfprechenden Beichlüffen. (88. 160 — 162 des U. B. ©.) Diefe 
Beſchlüſſe jollen ergehen, wenn Seitens des Bergwerkseigenthümers 
rejp. der Realberechtigten oder Hppothefengläubiger innerhalb der 
nad) $. 159 zu berechnenden dreimonatlichen Frilt die Subhaftation 
des Bergwerkes nicht beantragt worden ift. Auch hier ift feiner der 
zum Subhajtationsantrage Berechtigten gejeßlich verpflichtet, dem 
Oberbergamte anzuzeigen und nachzuweiſen, daß er jenen Antrag 
beim Gericht geftellt habe. Sprit das Oberbergamt nah Ablauf 
jener Yrift die Aufhebung des Bergwerkseigenthumes aus und die ohne 
feine Kenntniß eingeleitete Subhaftation führt zum Verkaufe des Berg- 
werks, jo ift der Aufhebungsbeichluß rechtlich ohne Bedeutung und 
muß auf irgend eine Weiſe formell wieder aus der Welt geichafft 
werben. Auch Hier wird ein folcher Uebelftand einfach und ohne 
MWeiterung vermieden, wenn das Oberbergamt vor Erlaß des Auf: 
hebungsbeſchluſſes bei dem. Gerichte der belegenen Sache anfragt, ob 
Seitend des Bergwerkseigenthümers oder der NRealintereflenten der 
Antrag auf Subhaftation geftellt worden jei. 

Man kann nicht einmwenden, daß, da gegen einen ſolchen Be— 
ihluß nad $. 191 des U. B. ©. der Rekurs zuläjfig ift, derjenige, 
der die Subhaftation beantragt, es ja in feiner Macht habe, unter 
Führung des Nachweijes der Subhaftationgeinleitung den Aufhebungs— 
bejchluß in der Rekursinſtanz anzufechten. Das Geſetz ſchreibt nir- 
gends vor, daß den NRealintereffenten die Befugnik zur Anfechtung 
des Aufhebungsbeichluffes zuftehe und daß ihnen der Beſchluß zuzu— 
fertigen jei; wäre leßtere$ aber auch der Fall, jo bleiben doch immer 
die nicht eingetragenen, alfo der Bergbehörde nicht belannten Real- 
gläubiger übrig, die ebenfalls zur Stellung des Subhaftationsantrages 


. befugt find, eine Ausfertigung jenes Beichluffes aber aus dem ein— 


fahen Grunde nicht erhalten, weil das Oberbergamt von ihrer Eri- 
ftenz feine Kenntniß hat, zur Anfechtung des Aufhebungsbeſchluſſes 
alſo gar nicht Gelegenheit haben würden. Sindig. 
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Zu der vorftehend erörterten Frage mögen einige Gegenbemer- 
tungen geftattet jein. 

Mo die Zahl der in Verleihungsſachen ergebenden oberbergamt- 
lichen Beichlüffe jo groß ift, wie bei dem Oberbergamte zu Bonn, welches 
3.B. im Jahre 1867 c. 200 ſolcher Beſchlüſſe erlaffen und 2480 Ber: 
feifungsurfunden ausgefertigt hat, gewinnt diefe Frage eine nicht ge— 
ringe praftifche Bedeutung. Nach der oben entwidelten Anſicht müßte 
das Dberbergamt in jedem der zahlreichen Fälle, wo Einfprüche 
gegen Anträge auf Verleihung durch Beſchluß oder Rekursbeſcheid 
zurüdgewiejen worden find, nad Ablauf der im $. 31 des B. ©. 
zur Befchreitung des Rechtsweges vorbehaltenen Friſt zumächit 
mit dem zuftändigen Gerihte in Kommunikation treten, um bon 
Amtswegen feitzuftellen, ob der im Berwaltungswege abgemwiejene 
Opponent rechtzeitig gerichtliche Klage angeftellt Habe. Berückſichtigt 
man, daß, um den Zweck diefer Korrefpondenz zu erreihen, nicht 
jelten eine Darlegung des Sachverhältniſſes oder die Ueberſendung der 
Alten an das Gericht erforderlich jein würde, fo ijt nicht zu verfennen, 
daß das Schreibwerf einen unerwünjchten Zuwachs erleiden würde, des 
hierdurch entitehenden Zeitverluftes nicht zu gedenken. Das Oberberg- 
amt zu Bonn nimmt daher jene Ermittelung von Amtswegen nicht vor. 

Mas aber die prinzipielle Seite der Frage betrifft, jo ſpricht 
zwar da3 Berggeſetz nicht ausdrüdlich von der Verpflichtung des Oppo= 
nenten, dem Oberbergamte die erfolgte Anftellung der gerichtlichen 
Klage bei Ablauf der dreimonatlihen Frift anzuzeigen ; indeß ſcheint 
es doch auch einer desfallfigen ausdrüdlichen Beſtimmung im Geſetze 
nicht zu bedürfen, vielmehr ſchon aus der Natur der Sache zu folgen, 
daß, wenn das Gejeh dem Opponenten das Recht giebt, die Siſti— 
rung des Verleihungsverfahrens durch Anftellung der gerichtlichen 
Klage herbeizuführen, die Bergbehörde auch feitens deffelben von der 
Anftellung der Klage benachrichtigt und dadurd in die Lage gebracht 
werden muß, bon der Ausfertigung der Verleihungsurfunde bis nad 
ausgemachter Sache abzuftehen. Diefe Verpflihtung entfpringt ohne 
Weiteres aus jenem gefehlichen Rechte des Opponenten und zwar um 
jo mehr, als es ſich hierbei um privatrechtliche Intereſſen Handelt, 
deren Wahrung jedenfalls zunächſt Sache der Betheiligten und nicht 
Dfficialfahe der Bergbehörde iſt. Das Berggeſetz, verlangt deßhalb 
auch nicht, daß das Oberbergamt, bevor die Verleihungsurkunde aus- 
gefertigt wird, von Amtswegen ermittele, ob etwa der Opponent von 
feinem Rechte Gebrauch gemacht und gerichtliche Klage erhoben habe. 
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Allerdings kann der Opponent, wenn er zwar rechtzeitig ge: 
Hagt, aber die Anzeige über die erfolgte Anftellung der Mage an 
das Oberbergamt unterlaffen hat, bloß aus dem debteren Grunde 
nicht mit feinen Rechten präcludirt werden, denn dies läßt der 
$. 31 des Berggefeßes nicht zu. Andererſeits wird jedoch den mit der 
Anzeige ſäumigen Opponenten der Nachtheil treffen, daß, wenn er 
hiernächſt ein obfiegliches Urtheil erjtreitet und das Oberbergamt 
inzwifchen die Verleihungsurkunde ausgefertigt hat, alsdann bie 
Miederaufhebung diefer Urkunde nicht durch das Oberbergamt jelbit 
und überhaupt nicht auf dem Verwaltungswege, fondern nur durch 
Anftellung einer neuen geriätlichen Klage gegen den Verleihungs— 
befiger herbeigeführt werden kann. Dieje Conjequenz erſcheint nad 
der Rechtslage völlig gerechtfertigt und ift zugleich geeignet, die 
Partei, welche ihren in eimer ftreitigen Verleihungsſache auf dem 
Verwaltungswege abgewieſenen Einſpruch gerichtlich weiter verfolgen 
will, darauf aufmerkſam zu machen, daß fie au) der Bergbehörde 
gegenüber ihre privatrechtlichen Interefjen felbit wahrzunehmen habe. 

Nicht anders dürfte die vorliegende Frage auch in den Fällen 
liegen, wo e3 fi um die Einleitung des im jechäten Titel des Berg- 
gejeßes vorgejehenen Subhaftationsverfahrens und die Ddesfallfige 
Anzeige an das Oberbergamt handelt. Brafjert. 


LXIV. 


1. Der 8. 139 des Berggeſetzes ift nicht anwendbar auf folde Reitgrundftüde, 

welche zwar nicht mehr in einer beitimmten bisherigen, wohl aber in einer 
anderen Art noch zwedmäßig benutt werden können. 
In denjenigen Beichlüffen, welche den Bergwerkseigenthümer zum Erwerbe 
de3 Eigenthumes an dem ihm abzutretenden Grundftücde verpflichten, be— 
darf es einer Aufnahme der Bedingung, daß die Vergütungsfumme nur 
foweit, als der Grundeigenthümer die Freiheit des Grundftüdes von Hy— 
pothekenſchulden nachweiſet, an ihn zu zahlen, im Webrigen aber gerichtlich 
nieberzulegen jei. 

. Vollftredt wird ein Abtretungsbeſchluß dur zwangsweiſe Uebergabe des 
abzutretenden Grundſtückes und bei Abtretungen zum Eigenthum durch 3wang3= 
weile Abjchreibung oder Umfjchreibung deffelben im Hypothefenbuche. 


[2 


Ss 


Zu 1. Die Frage zu 1 ift in dem nachfolgenden gemeinjchaft- 
lichen Rekursbeſcheide der Minifter für Handel 2c. und für die land» 
wirthichaftlichen Angelegenheiten vom 22. Juni 1867 erörtert: 

In Sadıen, betr. die Erpropriation eines 47,5 Quadratru— 
then großen, dem Stellenbefiger %. V. zu U. zugehörigen Trenn- 
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ſtückes des Grundftüdes Nr. 41 der Feldmark U. zu Gunften des 
Steinkohlenbergwerf3 M. wird auf die bon dem vorbezeichneten 
Örundeigenthümer erhobene Rekursbeſchwerde nad Einjicht der Akten 
und in Erwägung, 

daß der Rekurrent die Nothwendigkeit der Abtretung von 
Grund und Boden nicht beftreitet, jondern lediglih unter Berufung 
auf $. 139 des U. B. ©. eine ſolche Zerftüdelung ſeines Grund 
ftüdes behauptet, welche die fünftige Benutzung defjelben zu Bau- 
ftellen und zum Ziegeleibetriebe ausſchließe; 

in Erwägung indeß, daß durch die Abtrennung eines unge— 
fähr 15 Fuß breiten, unmittelbar an der Grenze des über 2 Mor: 
gen großen Grundftüdes liegenden ſchmalen Landftreifens eine Zer- 
ftüdelung des leßteren im Sinne des A.B. ©. für den vorliegenden 
Fall überhaupt nicht erfolgt ift, 

daß abgejehen hiervon der $. 139 zwar die Möglichkeit der 
zwedmäßigen Benußung der für den Bergbau nicht beanspruchten 
Theile eines Grundftüdes, nicht aber die Möglichkeit -beftimmter 
Benußungdarten verlangt, daß vielmehr, falls der Reft eines Grund: 
ſtückes auch nach geſchehener Erpropriation noch zwedmäßig benußt 
werden, aber eine bejtimmte Benußungsart in Folge der legteren 
zwedmäßiger Weife nicht mehr eintreten kann, diefer Umftand ledig: 
lich bei Bemeffung der Entſchädigung von Erheblichkeit ift; 

in Erwägung, daß Rekurrent die fernere Möglichkeit: einer 
zwedmäßigen Benußung ſeines Grundftüdes nicht beftreitet, ſondern 
lediglich behauptet, daß lebteres zu zwei beftimmt angegebenen Zwecken 
fernerhin nicht benußt werden fünne, 

daß indeß, die Nichtigkeit diefer Behauptung vorausgejeßt, es 
dem Rekurrenten überlajfen bleiben muß, nad den 88. 145 und 
146 de3 U. B. G. im Wege Rechtens eine höhere Entſchädigung 
zu fordern; 

daß endlih auch die Rekursbeſchwerde feinerlei thatjächliche 
Monumente enthält, welche die motivierte Beichlußfaffung des K. 
Oberbergamte3 und der K. Negierung zu Breslau zu widerlegen 
geeignet wären, und demgemäß die Behauptungen de3 Refurrenten 
auch wegen mangelnder thatjächlicher Begründung unerheblich find, 
auf Grund des $. 145 des U. B. G. zum Beicheide ertheilt : 

daß der Beihluß des K. Oberbergamtes und der K. Regie— 
rung zu Breslau vom 18. Dezember 1866 und 18. Februar 1867, 
unter Verwerfung der erhobenen Beſchwerde, wie hierdurch gejchieht, 
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zu beftätigen und dem Rekurrenten die Koſten des Rekursverfahrens 
aufzuerlegen. 

Zu 2. Das vorbezeichnete Grundftüd war frei von Hypothe— 
fenjchulden. 


Mar es belaftet, jo waren die Belaftungen bei Abjchreibung 
des Trennftüdes unverändert auf daſſelbe zu übertragen, da die 
Rechte des Hypothefargläubigers durch die Abtretung nicht berührt 
werden. Dem Gläubiger ftand dann zu, jeine Befriedigung auch 
dur nothwendigen Verkauf des Trennftüdes zu juchen. 

Andererfeits fünnte aus dem Wortlaute der 88. 137, 144 u. 
146 des Berggejebes gefolgert werden, daß der Bergwerkseigenthü— 
mer, jobald er zum Ermerbe des Eigentyumes am Grundftüde ver- 
pflichtet wird, nur beredhtigt jei, an „den Grundbeſitzer“ als „an 
den Berechtigten“, nicht an den Hypothefengläubiger die Vergütungs- 
jumme zu zahlen und die Summe nur dann gerichtlich niederzule— 
gen, wenn der Grundbefiger die „Annahme verweigert‘, nicht auch 
dann, wenn erzum Empfange bereit ift, jedoch Hypothetarforderungen 
vorhanden find. 

Diefe Auffaffung würde zu Rechtöverlegungen und unter Umſtän— 
den zur völligen Vereitelung des Abtretungszwedes führen. Wenn 
nämlih ein Grundftüd 100 Thlr. werth und mit 110 The. an. 
Hypothekenſchulden belaftet ift, jo würde nad der erwähnten Auf: 
faflung der Bergmwerlseigenthümer eine doppelte Zahlungspflicht er— 
langen und zwar: a. aus dem Enteignungsbejchluffe zur Zahlung 
von 100 Thlen. an den Grundbefißer, welcher fie bereitwillig in Em— 
pfang nimmt, b. als nunmehriger Eigenthümer de3 Pfandgrund- 
ftücfes zur Zahlung von 110 Thlen. an den Hypothefengläubiger. Dies 
fann micht die Abficht des Gejeges fein.!) Sachgemäß und noth— 
wendig wird e3 vielmehr fein, wenn in ſolchen Bejchlüffen, welche 
den Bergmwerfsbefiger zum Erwerbe des Eigenthums am Grund: 
ftüde verpflichten, unter den Bedingungen (88. 142, 144) zugleich 
diejenige feitgefeßt wird, daß die Vergütungsfumme nur fomeit, 
als der Grundeigenthümer die Pfandfreiheit des Grundftüdes nach— 
weiſet und gleichzeitig zur Empfangnahme bereit ift, an ihn zu zah— 
len, im Uebrigen aber gerichtlich niederzulegen ei. Vgl. $. 12 des Ge— 
ſetzes v. 3. November 1838 über die Eifenbahnunternehmungen. 

1) Bergl. au die allg. Bemerkungen (Nr. 9) zum Titel V Abſch. 2 des 
vorläufigen Entwurfes zum Berggejete von 1862. 
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Die Ermittelung, ob und melde Hypothekenſchulden auf dem 
Srundftüde haften, ift nicht während des Enteignungsverfahrens zu 
bewirken, jondern erft bei Ausführung des Enteignungsbeſchluſſes, 
weil Eintragungen im HHpothefenbuche noch während des Verfahrens 
jtattfinden können. 

Ermittelt bei Ausführung des Beſchluſſes der Bergwerkseigen— 
thümer, daß auf dem von ihm gegen Zahlung von 100 Thlen. zu 
erwerbenden Grundftüde oder Trennſtücke Hypothekenſchulden im Be: 
trage von 60 Thlen. haften, und weifet ihm der Grundeigenthümer 
bei Trennjtüden nit nad, daß die Hypothefengläubiger in die 
pfandfreie Abjchreibung gemilligt haben, jo ift der Bergwerkseigen— 
thümer nach den Bedingungen des Enteignungsbejchluffes berechtigt, 
60 Thlr. bei Gericht niederzulegen und 40 Thlr. an den Grund: 
eigenthümer zu zahlen. Weigert lebterer die Empfangnahme der 
40 Thle., jo wird auch dieſe Summe niedergelegt. 

Zu 3. Die dur den obigen Rekursbeſcheid beftätigte Ent- 
ſcheidung erfter Inſtanz ging dahin, 

a. daß der Grundeigenthümer bei Vermeidung des Zwanges ver: 
bunden, das fraglihe Trennſtück nah vorheriger Zahlung 
oder gerichtlicher Niederlegung der Summe unter c dem Berg: 
werfgeigenthümer zu überlajlen ; 

b. daß leßterer verpflichtet, das Eigentum des Trennjtüdes zu 
erwerben ; 

c. daß die von ihm für die Uebereignung im Boraus zu zahlende 
Bergütung auf 950 Thlr. feitzufeßen. 

Der Grundeigenthümer verweigerte troß diefer Entſcheidung 
und obwohl der Bergwerfäeigenthümer den feitgejeßten Geldbetrag 
gerichtlich niedergelegt Hatte, die Uebergabe des Trennftüdes; der 
Bergwerkseigenthümer beantragte die Vollſtreckung der Entſcheidung. 

Zu dem Zmwede wurde von den Kommiſſarien des Oberberg- 
amte3 und der Regierung behufs zwangsweiler Vollziehung der 
Uebergabe (8. 60 Th. I Tit. 7 des Allg. Landrechts) an Ort und 
Stelle ein Termin anberaumt, zu welchem beide Theile vorgeladen 
wurden, der Örundeigenthümer unter der Verwarnung, daß feines 
Ausbleibens ungeadhtet die Uebergabe durch die Kommifjarien werde 
bewirkt werben. !) 





1) Kloftermann, Kommentar Anm. 282. 
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Im Termine erfolgte zunächft in Gegenwart der Parteien 
durch einen von dem Bergwerfäeigenthümer geitellten Markicheider 
auf Grund des Abtretungsbeichluffes und des beigehefteten Situationd= 
plane3 die Ausmeſſung, Abpfählung und Berfteinung des Trenn- 
ftüdes an der Oberfläche, ohne daß Einwendungen gegen die Art 
der Ausführung erhoben wurden; demnächſt übergaben die Kom— 
mifjarien das Trennftüd von dem Grundeigenthümer an den Berg- 
werl3eigenthümer zum Eigenthum und erklärten die Uebergabe für 
vollzogen. 

Die aufgenommene Verhandlung wurde von beiden Probin- 
ztalbehörden gemeinichaftlich hinter dem Abtretungsbeichluffe urfund- 
ih ausgefertigt und — entſprechend dem Erecutionsverfahren des 
Prozeßrichters — mittelft gemeinſchaftlichen Schreibens dem Gerichte 
mit dem Erſuchen überfandt, im Hypothekenbuche das Trennftüd im 
Wege der Erecution abzufchreiben und für den Erwerber beſonders 
einzutragen. Dies geſchah nach dem Antrage. Gedite. 

LXV. 

In den Fällen des $. 235 des B. ©. bedarf es zur Eintheilung 
in 1000 Sure eines Statut3 im Sinne des 8. 101 daſ. nicht. 
$. 235 8. ©. 

Gewerfihaften vor dem Eintritt der Geſetzeskraft des Allg. 
Berggejebes verliehener Bergwerte fünnen fich durd einen gemäß 
$. 235 gefakten Beichluß denjenigen Beftimmungen des vierten Titels, 
welde nach $. 227 auf ſolche Bergwerke feine Anwendung finden, 
unterwerfen und insbejondere die Hure auf die nad) $. 101 zuläs- 
fige Eintheilung mit der ‚Wirfung zurüdführen, daß die neuen 
Kure die Eigenschaft der beweglihen Sachen haben. 

Bei der Faſſung derartiger Beichlüffe ift e8 zur Sprache ge- 
fommen, ob nicht bei einer Gintheilung des Bergwerks in 1000 
Kure ein förmliches, von dem Oberbergamt- zu beftätigendes Statut 
errichtet werden müle. Man Hat für die Bejahung der Frage an- 
geführt, daß nah $. 101 Abſatz 1 die Zahl der gemerkichaftlichen 
Kure gejeglih nur 100 betrage, daß zwar durch ein gemäß $. 94 
zu errichtendes Statut die Zahl auf 1000 beftimmt werben könne, 
daß aber ein jolches Statut der Beltätigung des Oberbergamt3 be- 
dürfe. Da nun der $. 235 nicht bloß von einer intheilung in 
bez. 100 oder 1000 Sure, fondern von einer Eintheilung in der 
Art jpreche, wie fie $. 101 zulaffe, jo müfje auch im Falle der Ein- 
theilung bereits bejtehenden Bergwerke in 1000 Kuxe bei der Be— 
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ſchlußfaſſung hierüber die im $. 101 Abſatz 2 vorgejhriebene Form 
gewählt, d. h. ein Statut errichtet und dieſes der Beltdtigung des 
Oberbergamts unterbreitet werden. Dieſe Anficht ericheint jedoch) 
nicht begründet. 

Der vierte Titel des Berggeſetzes handelt nur von den Rechts- 
verhältniffen der Mitbetheiligten eines nad der Geſetzeskraft des 
Berggefeges verlichenen Bergwerks. -Unzmweifelhaft können ſolche 
Gemwerkihaften ihre Bergwerke nicht anders, als unter Beobachtung 
der im $. 101 Abſatz 2 vorgejhriebenen Form in 1000 Kurxe thei= 
len. Errichten fie tein Statut, jo behält es bei der geſetzlichen Zahl 
von 100 fein Bewenden. Nach $. 227 findet aber die VBorjchrift 
des $. 101 feine Anwendung auf bereit3 unter der früheren 
Berggejeßgebung verliehene Bergwerke und deren Gewerfichaften. 
Hinfichtlih ihrer bleibt die bisherige Eintheilung in Kuxe beitehen, 
auch behalten dieſe die Eigenjchaften der unbeweglihen Sachen. 
Machen ſolche Gewerkichaften von der Befugniß des 8.235 Gebraud), 
jo haben fie hierbei, aud) wenn die Eintheilung in 1000 Hure ftatt- 
finden ſoll, nur die Form zu beachten, welche der $. 235 jelbit vor— 
jchreibt, d. 5. die Gewerken müfjen zu der Berfammlung gehörig 
vorgeladen jein, eine Mehrheit von wenigſtens drei Biertheilen 
aller Kuren muß fich für die Unterwerfung unter die Beftimmungen 
des vierten Titels erklärt haben und das Protokoll hierüber muß 
notariell oder gerichtlich aufgenominen fein. Die Erridtung eines 
Statut3 it im Falle der Eintheilung in 1000 Hure nad) $. 235 
nicht erforderlih. Hätte der Geſetzgeber hierfür die Errichtung 
eines Statut3 zur unerläßlihen Bedingung machen wollen, jo würde 
er eine hierauf bezügliche Beftimmung oder einen Hinweis auf die 
Form, unter welcher die neuen Gewerfjchaften dieſe Eintheilung ge- 
mäß $. 101 treffen können, in den $. 235 aufgenommen haben. 
Dies ift um jo unzmweifelhafter, al3 bei den bereit3 beftandenen Berg- 
werfen für eine dritte Gintheilung, welche der S. 101 gar nicht fennt, 
nämlich in 10,000 Kuxe, nicht einmal ein Statut erfordert wird, 
wern auch diefe der Genehmigung des Oberbergamts bedarf. Daß 
die Eintheilung in 10,000 Sure von dem Oberbergamte genehmigt 
werden muß, beweilt Har, daß für die Eintheilung in 1000 Kuxe 
diefe Genehmigung nicht erforderlich ift. Könnte die Eintheilung in 
1000 Kuxe nicht anders al3 in Form eines Statut3 erfolgen, jo 
würde, da diejes der Betätigung des Oberbergamts bedarf, jene 
Eintheilung formell und materiell ſchwieriger fein, als die in 10,000 
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Kure, Hinfichtlih deren die im 8. 235 vorgejchriebene Beſchluß— 
fafjung genügt, wenn nur der Nachweis geführt ift, dak der Ein- 
theilung in 100 bez. 1000 Kuxe außergewöhnliche, aus den biähe- 
rigen Antheilsverhältnifjen der Gewerfen hervorgehende Schwierig- 


feiten entgegenftehen. Ä 


Dazu kommt, daß Abſatz 3 des 8. 235, welcher feiner Stel- 
lung wie feiner Faflung nad fi) ſowohl auf die Eintheilung in 
100 bez. 1000 Hure, wie auf die in 10,000 Kuxe bezieht, wieder 
nur bon einem Beſchluſſe ſpricht, wie er gemäß Abjab 1 zu fallen 
ift, ohne dabei einer anderen Form im Falle der Eintheilung in 1000 
Kure zu erwähnen. Hieraus ergibt fi, daß, wenn es im Abjak 1 
heißt: „die Hure auf die nach $. 101 zuläffige Eintheilung zurück— 
zuführen,“ unter „zuläffig“ nur die Zahl der Hure, in welche ein 
Bergwerf nad) $. 101 getheilt werden darf, nicht auch die Form, 
in welcher dies im alle der Eintheilung in 1000 Sure gejchehen 
muß, verftanden werden fann. 

Die Annahme, daß die leßtere Eintheilung auch bei den bereits 
beftehenden Gewerkichaften nur dann zuläffig jei, wenn die Unter- 
werfung unter ſämmtliche Beltimmungen des vierten Titel in Form 
eines Statut3 geichehe, läßt einerfeit3 den inneren Zuſammen— 
bang, in welchem die erſten drei Abſätze des 8. 235 Hinfichtlich der 
Ausführung einer derartigen Beſchlußfaſſung unter einander ftehen, 
unberüdfichtigt, und iſt andererfeit3 logiſch unhaltbar, da ſich hier— 
für ein andere, als das rein äußerlihe Moment, daß im erjten 
Abjabe des 8. 235 auf $. 101 Bezug genommen wird, nicht gel- 
tend maden läßt. Die Genehmigung des Oberbergamts ift, wie 
erwähnt, nach $. 235 immer nur dann nadhzujudhen, wenn es ſich 
um eine Eintheilung in 10,000 Hure handelt. Wäre aber eine 
Eintheilung in 1000 Kure nur in Form eine Statuts ftatthaft, 
fo würde, da ein folches vom Dberbergamte beftätigt werden muß, 
aud zu leßterer Eintheilung die oberbergamtliche Genehmigung hin— 
zutreten, was der Haren Beltimmung des 8.235 mwiderfprechen und 
deren Zwed, den Gewerkſchaften des alten Rechtes die Unterwerfung 
unter die Beltimmungen des neuen Rechtes auf dem einfachiten 
Wege zu ermöglichen, vereiteln würde. | 

Auf Grund eines den Erforderniffen des S. 235 entſprechenden 
Beichluffes wird daher die Berichtigung des Beſitztitels für die Ge— 
werfjchaft im Berg-Hypothefenbuche erfolgen müſſen; der VBorlegung 
eines Statut3 bedarf es aud) dann nicht, wenn durch Beſchlußfaſſung 
die Eintheilung in 1000 Hure erfolgt ift. Mende. 
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